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Bor: nud Schlußwort. 


Die Bearbeitung ſowohl als die Herausgabe dieſes Buchs 
find mehrmals unterbrodyen worden. Das erfte Heft iſt ſchon 
im Laufe des Jahres 1846 erichienen, das lebte erft im Jahr 
1849 vollendet worden. In die Zwifchenzeit fällt die völlige 
Umgeftaltung der fchweizerifchen Bundesverfaffung , welche fomtt 
noch in der legten Abtheilung des Werkes berüdfichtigt werden 
fonnte. Dadurdy hat dieſe Geſchichte ebenfalls einen natürlichen 
Abſchluß erhalten, und mag diefer Vortheil die Nachtheile wohl 
aufiviegen, welche mit einer zu verfchledenen Zeiten und in 
verfchiedener Stimmung unternommenen Arbeit unvermeidlich 
verbunden find. 

Im vorigen Frühjahr ift nun die Bewegung aus den engen 
Graͤnzen der Schweiz in größere Verhaͤltniſſe übergetreten. Die 
Revolution hat faft den ganzen Körper des europäifchen Kon- 
tinentes erfaßt. Auch das Mutterland der Schweiz, Deutſch⸗ 
land, bat feither die Stürme berfelben erfahren und noch iſt bie 
inhaltfehwere deutfche Frage zu feiner — audy nicht zu einer 
vorläufigen Löfung gelangt. Es ift einleuchtend, daß die Art 
der Neugeftaltung der beutfchen Staatsordnung und die neue 
Richtung der deutfchen Politif auch auf die politifchen Zuftände 
und die Stellung der Schweiz einen bedeutenden Einfluß üben 
wird; und wie immer das Refultat der deutfchen politifchen 
Kämpfe ausfallen mag, fo wird aud die Schweiz die Rüd- 
wirfung derfelben empfinden. Aber wenn fie ihre Befonnenheit 
bewahrt und ſich anſchickt, die eigenen innern Wunden zu heilen, 


IV 


fo ift fie gegenwärtig doch in der glüdlichen Lage, von befrie- 
detem Boden aus dem großen Kampfe felbft ruhig zuſehen zu 
fünnen. | 

Die Urfundenfammlung des fchweizerifchen Bundesrechts, 
welche die wichtigften ftaatsrechtlichen Dokumente — die fämmt- . 
lichen Bünde und Bundeöverfaffungen, Staatöverträge und 
Bundeögefege — umfaflen fol, fann in Baͤlde diefer Gefchichte 
nachfolgen. 


München im Juli 1849. 


Dr. Bluntſchli. 





Erſtes Buch. 


en 


Die drei Länder 


Uri, Schwyz und Unterwalden 


und 


ihre erften ewigen Bünde. 


Den 


Landammännern und Räthen 
der | 


hohen Eidgenöffifchen Stände 


Uri, Schwyz und Unterwalden 


ehrerbietig gewidmet. 


Hochgeachtete Herren! 


Der Borfab, für das eidgenöffifche Bundesrecht einen fichern 
biftorifchen Boden zu gewinnen, bat mich gendthigt, voraus bie 
ſtaatsrechtlichen Verhältuiffe der drei Urflände einer neuen Prü- 
fung zu unterwerfen. Wie die Geſchichte der Eidgenoſſenſchaft 
weder im Jahr 1815 noch im Jahr 1830 ihren Urfprung genom- - 
men bat, fondern feit mehr als fünfhunvert Jahren reich iſt an 
innern und äußern Erlebniſſen, welche hinwieder auch auf das 
fpätere Leben unfers VBaterlandes nachwirken, fo darf auch eine 
gründlihe Erkenntniß des eibgenöffifhen Bundesrechtes weder 
bloß von dem Bundesvertrag von 1815 noch von ben Ideen 
ausgehen, die feit dem Jahr 1830 verbreitet worden find, Es 
dürfen die Grundfäge und Erfahrungen der frübern Jahrhunderte 
von den kommenden Befchlechtern nicht unbeachtet gelaffen wer- 
den. In unferer Geſchichte haben uns die Väter ein reiches 
Erbe überliefert, das fie oft mit Einfeßung ihrer beflen Kräfte, 
felbft ihres Lebens, oft mit fchweren Leiden errungen haben. 
Diefe Erbſchaft pürfen wir, die Enkel, weber den Legiften Preis 
geben, welchen nichts Heilig iſt ald der tobte Buchflabe des Ge⸗ 
feßes, noch den wilden Jungen zur Beute werben laſſen, welde 
den Irrlichtern nachjagen und in die Sümpfe fallen, 

Ich ging anfänglih nicht ohne Beſorgniß an eine Unter⸗ 
fuhung der urfprünglihen Verbältniffe der drei Länder, nament- 
lich in ihrer Beziehung zu dem Haufe Habsburg. Die neueren 
wiffenfchaftlihen und kritiſchen Arbeiten hatten die Schwächen 
des frühern Volksglaubens an die aus uralter Zeit ſtammende 
republikaniſche Selbſtändigkeit der Thäler erfchättert und für bie 


Landesherrfchaft der Habshurgifchen Grafen manderlei Argu- 
mente gefammelt: und die Vertheidigung der entgegengefeßten 
Anfiht Fam mir öfter fchwanfend und unfiher vor. Indeſſen 
unternahm ich eine erneuerte Prüfung mit unbefangenem Sinne, 
entfchloffen, der erfannten Wahrheit, auch wenn fie dem Nativnal- 
gefühl nicht zufage, Zeugniß zu geben. Daß der Kampf der 
Länder gegen das Haus Defterreih im Großen jedenfalls nicht 
den Charakter einer gemeinen Empörung babe, das freilich war 
mir ſchon feit Iangem Far. Aber je mehr die Unterfuchung fort- 
ſchritt, deſto freudiger wurde ich auch durch die gewonnenen 
Refultate ergriffen. Und reiner, als ich mir zuvor gedacht, er- 
fihien mir nun die moralifche und politifche Ehre der Länder, 
von denen zuerft die fehweizerifche Eidgenoflenfchaft, als ein Bund 
Meiner, aber freier Republifen ausgegangen ifl. Ihre Selbft- 
fländigfeit und Unabhängigkeit von dem Haufe Habsburg zur 
Zeit, als fie als reichsfreie Genoſſenſchaft die erſten ewigen 
Bünde befihwuren, iſt nun, wie ich hoffe, wiflenfchaftlich erwiefen. 
In dieſem wefentlihften Bunkte hatte fomit der alte Volksglaube 
Recht und als die neuere Kritik auch diefe angriff, war fie, nicht 
jener im Irrthum. 

Das Refultat meiner Unterfuhung, welche, obwohl vorzüg- 
dh zur Erforfhung der Wahrheit unternommen und burdh- 
geführt, Doch zur Ehre der Gründung der Eingenoflenfchaft aus- 
gefallen ift, gibt mir den Muth, Ihnen, bochgeachtete Herren, 
diefe Arbeit zu widmen, Empfangen Sie diefelbe als ein Zeichen 
meiner Hochachtung für die Gefinnung rechtmäßiger und natür- 
licher Bolfsfreiheit, die noch in Ihren Thälern einheimiſch iſt. 





Erſtes Kapitel. 
Die ſtaatsrechtlichen Berhältniffe der drei Länder vor 1291. 


Der Streit über die urfprünglichen Berhältniffe der Länder. Die alte 
Alamannifche Verfaſſung. Die Huntari, 3enten. — Uri. Die 
Abtei Züri. Grundherrliche Gerichtsbarfeit. Andere Güter. Die 
ISmmmität. Die Zähringer Fürften. Die Vogtei Uri. Reiche: 
unmittelbarfeit des Landes Uri. Das Vogtding in Url. Blut: 
ericht. Gompetenz des Er he Der Landammann. Schid: 
Rat ale der Reichaunmittelbarfeit. — Schwyz. Freier Stand ver 
Schwyzer. Der Grenzftreit zwifchen ven Schwyzern und dem Klo: 
fter Einfiebeln. Die Herzoge von Sau Die Grafen von 
Lenzburg und von Sahehung Erblichfeit der Aemter. Die Vogtei 
Schwyz. Das faatsrechtliche Verhältniß nach dem Abfterben der 
Zähringer. — Unter walden. Das Thal Unterwalden. 3ähs 
tingifche Landeshoheit. Vogtei Unterwalten. — Reihsfreiheit ver 
Länder von Kaiſer Friedrich II. anerfannt. Päpftliche Bulle von 1248. 
Der jüngere Graf Rudolf von Habsburg als veutfcher König. 
Hauptrefultate. 


Die Stiftung der fhweizerifchen Eidgenoſſenſchaft Der Streit über 
ging in den Bergthälern, die fih um den Vierwalpftätterfee den Berbatenfie 
ber lagern, fie ging in den drei Ländern Uri, Schwyz und 
Unterwalden vor fih. Diele drei Länder fchloffen zuerft 
einen ewigen Bund unter ſich, an welchen fi) im DVerfolg der 
Zeiten eine Reihe anderer ewiger Bünde anreihten. Auf diefen 
Bünden beruht die alte Eidgenoſſenſchaft. 

Es ift demnach für die Würdigung diefer Bünde und für 
die Einfiht in die rechtlihe Natur der Schweiz unerläßlidy, 
vorerſt das ftantliche Verhältniß der Bevölkerung in diefen drei 
Thälern und die Berechtigung berfelben zu einem ewigen Bunde 
näher zu prüfen. Diefe Frage ift in neuerer Zeit vielfach be- 
handelt worden, aber bisher noch nicht zu einem Haren Abfchlufie 
gelangt. Es ift Daher eine neue Unterfuchung Bedürfniß, um 
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den MWiderftreit der Meinungen zu fchlichten und die Wahrheit 
in's Licht zu fegen. 

Joh. von Müller, der große Gefcyichtfchreiber der Eid⸗ 
genofien, hat bie Ältere, im vorigen Jahrhundert noch ziemlich 
allgemeine Anficht in fein Gefchichtwerf aufgenommen und in 
edler Sprache ven Nachkommen überliefert. Nach diefer Anficht 
war das Volk diefer Thäler von uralter Zeit her felbftändig 
und unabhängig, ein befonderer aus dem Norden eingewanderter 
Bolföftamm. E8 bildete urfprünglich eine eigenthümliche Re⸗ 
publif, die ſich im Laufe der Zeit in drei Laͤnder theilte, jedes 
mit einer befonderen einheimifchen Obrigkeit. Den Schirm des 
Kaiferd und des Reiches fuchten fie mit freiem Willen und 
erwarben ihn in ehrenvoller Weife. 

Nach diefer Vorftellungsweife, welche fehon lange Zeit vor 
Müller dem patriotifchen Gefühle des Volfes zufagte, wäre der 
ewige Bund, welchen die drei Länder zu Ende des XII. Jahr⸗ 
hundert eingingen, nichts wefentlich Neues. Sie hätten nur 
erneuert, was von je Zeiten her unter ihnen gegolten. Die 
Kriege mit dem Habsburgifchen Fürftenhaufe waren unter diefer 
Vorausſetzung lediglich auf Seite der Waldftätte ein Kampf um 
Erhaltung und Herftellung ihrer urfprünglichen republifanifchen 
Freiheit gegen die rechtöwidrige Ufurpation fremder Fürften. 

Diefe Anficht ift nun in neuerer Zeit von der Kritik beftritten 
und es ift ihr fodann eine durchaus andere entgegen gefebt wor: 
den. Die Unterfudhungen über ältere Urkunden, welche Kopp 
vorgenommen und mitgetbeilt hat, fehlenen ein in manchen wich⸗ 
tigen Beziehungen gerade entgegengefeßted Reſultat zu begrüns 
den; und auf Kopp ſich ſtuͤtzend haben denn auch neuere 
Schriftfteller, namentlich der Fürft Lichnowsky in feiner Ges 
Ichichte des Haufes Habsburg, und Hifely in einer befondern 
Schrift über die Walpftätte eine durchaus verfchlevene Meinung 
über die Raatlichen Verhaͤltniſſe der Länder verfochten. Diefe 
zweite neuere Meinung beruht, fcharf ausgebrüdt, auf dem 
Grundgedanken , die Länder ſeien urfprüngliched Herrenland 
gewefen, dem Habsburgifchen Haufe von Rechts wegen unters 
than. Gegen diefe ihnen unbequeme Herrfchaft haben ſich Die 
Länder empört, und in glüdlichem Aufftand neue Freiheit er⸗ 
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zungen. Grfcheint nad) der erſten Altern Anficht alles Recht 
wefentlih auf Seite der Länder, alles Unrecht auf Seite ber 
Habsburger, fo tft nach der zweiten Anficht das Recht auf 
Scte der Habsburger und auf Seite der Länder entſchiedenes 
Unredt. 

Die ſtreitige Brage hat offenbar ein großes hiftoriiches In⸗ 
terefie. Ste bat aber überdem auch ein großes moralifches und 
politifches Interefie. Es iſt in der That für die Eriftenz eines 
Staates nicht gleichgültig, ob der Urfprung desfelben Recht 
oder Unrecht gemweien fei; es ift daher auch für die Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft nicht gleichgültig, ob ihre erſte Gründung rechtmäßig ober 
unrechtmäßig geweien. Das Leben eines Staates iſt ein zu⸗ 
fammenhängendes, durch alle Jahrhunderte hindurch verbundenes 
Ganzes. Die Art, wie ein Staat neu entflanden und als ein 
neues Weſen unter die übrigen Staaten eingetreten ift, bie 
Ideen, welche den Stiftern des Staated vorgeleuchtet haben, 
die Richtung, welche ein Staat bei feiner Entſtehung genommen 
bat, wirken nad) auf fein ganzes übriges Leben. 

Allerdings darf, wenn von Staatöleben die Rede ift, bie 
Frage des Rechts oder Unrechts, der Schuld oder Unfchuld 
nicht nach dem bloß formellen und kleinlichen Maßſtabe eines 
Legitimiſten gemeflen, fie muß im Großen und fo beurtheilt 
werden, daß voraus auf den Innern moralifchen und geiſtigen 
Gehalt geachtet wird. Wenn im Voͤlker⸗ und Staatsleben neue 
Geſtaltungen fi bilden, wenn neues Leben entfteht, fo werben 
regelmäßig Außerlich noch beftehende Rechte und Rechtsverhaͤlt⸗ 
niffe zur Seite gefchoben oder durchbrochen. Es Liegt das in den 
Geſetzen der äußern Ratur wie in der Beichaffenheit des hiſtori⸗ 
ſchen Rechts. Ohne einiges formelles Unrecht, ohne Beimifchung 
von Gewalt ift feiner der beſtehenden Staaten ver Welt in’s 
Leben getreten. Aber weit mehr ald auf die äußere Form 
fommt es vor der politifchen Gerechtigkeit auf das innere Weſen 
an, und ift in diefem Sinne der Urfprung der Eidgenoſſenſchaft 
cin rechtmäßiger, fo darf fie fich defien freuen und rühmen vor 
den Bölfern und Staaten Europas. 

Die Borftellung von einem befonderen VBolföftamme und Die Ne: Ber 
einer urfprünglichen Republif in biefen Bergen muß in ber fehuns. 





10 Die drei Länder Uri, Schwyz und Unterwalben, 


That bei näherer und unbefangener Prüfung der Berhältniffe 
fofort aufgegeben werden. Nicht nur gebricht es ihr an äußerer 
Wahrſcheinlichkeit und an jeder hiſtoriſchen Begründung, ſon⸗ 
dern fie wird auch durch die ganze Gefchichte diefer Länder auf 
das Beftimmtefte widerlegt. 

Als die Alamannen vernichten und erobernd in das 
keltiſch⸗ roͤmiſche Helvetien eindrangen, die Römer vertrieben und 
das Land unter ſich vertheilten, wurden auch dieſe Bergthäler 
von ihnen befebt. Nach der alt hergebradhten Weiſe aller 
deutfchen Völker beftand audy für die Alamannen die Gaus 
verfaffung. Die Thäler Urt, Schwyz und Unterwalden wurs 
den, als das eroberte Land nah Bauen abgetheilt warb, 
Beftandtheile eines Alamannifchen Gaues, und zwar vorerft des 
großen Thurgaus, welder die ganze nörblidhe Schweiz bis 
an Rhätien im Süden, den Nargau im Weiten, den Rhein im 
Norden und Often umfaßte. Als fpäter der Thurgau in zwei 
Gaue getheilt ward, ven Thurgau im engern Sinne (bie 
nördliche Hälfte) und den Zürihgau (die füblicdhe Hälfte), 
fo wurden die Länder dem Zürichgau einverletbt. 

Nach der Auflöfung des fränkifchen Reiches wurde befannt- 
lich neuerdings das Herzogthum Alamannien hergeftellt. 
Die Herzoge der Alamannen waren hoͤchſt angeſehene Fürften 
des beutfchen Reiches, wie die Herzoge der Franken, der Sach⸗ 
fen, der Baiern, und fanden dem deutfhen Könige, ihrem 
Dberhaupte, nahe. In dem Lande aber und unter dem Volke 
der Alamannen hatte fi die Bauverfaffung fort und fort ers 
halten. An der Spihe eines jeden Gaues ftand ein Gaugraf 
von edelm Gefchledhte, welcher im Yrieden dad große Baus 
gericht leitete, zu dem ſich alljährlich zwei Mal die Edeln und bie 
freien Grundeigenthümer des ganzen Gaues zufammenfanden, 
und welcher im Kriege die pflichtige Mannfchaft Des Gaues dem 
Herzoge zuführte. 

Da die Länder Urt, Schwyz und Unterwalden jedenfalls 
nur einen und immerhin nicht fehr großen Beftanbtheil eines 
Aamannifhen Gaues, des Zürichgaues, bildeten, fo fanden 
auch fie und ihre Beuohner zu dem Gaugrafen, zu dem Her- 
joge von Alamanien, zu dem deutſchen Könige und 
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dem Reiche, in den nämlichen ſtaatsrechtlichen Beziehungen, wie 
die übrigen Bewohner und Gegenden dieſes Baus. Bon diefem 
hiſtoriſchen fihern Boden, auf dem aber jene Borftellung von 
urfprünglichen Republifen nicht gedeihen Tann, muß jede Uns 
terſuchung über das Recht und die Entwicklung dieſer Länder 
ausgehen. 

Indeß können wir bier fofort einen bedeutenden und ebens 
falls fihern Schritt weiter ſchreiten. Jeder alte Gau nämlich 
war hinwieder in eine Anzahl, urfprünglich zehen, Kleinere Bes 
zirke, fogenannte Huntari, Zenten, getheiltl. Ebenfo wie 
an der Spibe des gefammten Gaues der Gaugraf, fo fand an 
der Spibe jedes einzelnen Huntari der Zentgraf. Aud das 
Amt des Zentgrafen, der regelmäßig wieder einem edeln Ge- 
ſchlechte angehörte, hatte eine doppelte Bedeutung, für ben 
Frieden und für den Krieg. Im Frieden verwaltete er bie 
Rechtspflege Innerhalb der Zent und leitete als Richter das 
Ding (Gericht), in welchem die freien Männer der Zent unter 
freiem Himmel öffentlich zufammentraten, um unter fi Recht 
zu halten und die Ordnung und Sicherheit im Lande zu bes 
wahren. Und kam ber Srieg, fo führte er das Aufgebot ber 
Zent, die Abtheilung des Heerbannes, welche die Zent zu ſtel⸗ 
len verpflichtet war, dem Gaugrafen zu. Von uralter Zeit her 
lieferte jede Zent hundert Krieger zum Volksheer; der Gau 
ſomit taufend Mann. Das find die urfprünglidden Zahlenver- 
bältnifie, wie fie ſchon aus einer Bergleihung der Nachrichten 
von Julius Caͤſar und Tacitus Elar werden. 

Was nun bisher faft gänzlich überfehen und jedenfalls nicht 
mit dem nöthigen Nachdrucke hervorgehoben worden ift, das 
läßt fi noch mit Beſtimmtheit erfennen: die Drei Länder 
Url, Schwyz und Unterwalden waren drei ſolche Zenten. 
Um dieſes wichtige Berhältniß hier ſchon im Allgemeinen zu 
begründen, genügt ed, darauf aufmerffam zu machen, einmal 
dag das Land Uri in der Stiftungsurkunde der Abtei Frau⸗ 
münfter in Züri) im Jahr 853 ein pagellus genannt wird, — 
der pagellus, der Heine Gau, verhält fi) zum pagus, dem 
großen Gau, wie die Zent zum Gau, — fodann daß wieder: 
holt im Mittelalter jede der drei Länder den deutſchen Könis 


Die Huntari, 
Aenten. 
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gen hundert oder zweihundert Mann Krieger zufenvet, fomit 
entweder den einfachen oder den doppelten Heerbann,, und daß 
alle drei immer gleich viel Mannfchaft ftellen. Wir dürfen da⸗ 
her für die ältefte Zeit fidher annehmen, daß jedem Thale, als 
einem Zent, auch ein Zentgraf vorgeftanden und das Zents 
gericht (die Landögemeinde) gehalten habe. Auf diefer Einthei⸗ 
Tung des Gaues in Zenten beruht die Möglichkeit einer befons- 
dern Berfaffung für die einzelnen Thäler. 

Indeſſen gingen die Verhaͤltniſſe der Länder in ſtaatsrecht⸗ 
licher Beziehung ſchon frühe aus einander, und es wird nun 
nöthig werben, vorerft jedes einzelne Land befonders zu betrachten. 


—— l. Das Land Urt. 
Zürid. - 

Wir haben über die ältere Verfaffung und Gefchichte des 
Landes Urt beſſere Kunde erhalten, als über die Zuftände der 
beiden andern Thäler. Ein großer Theil dieſes Landes gehörte 
zu den Domainen ber fränkiſchen Könige. Der König 
Ludwig der Deutfhe, der Enfel Karls des Großen vergabte 
nun im Jahr 853 diefen Theil des Landes an die Fraumünfter- 
Abtei Zürich, welche damals geftiftet warb und in weldye die 
eigene Tochter des Könige, Hildigard, als erfte Aebtiffinn 
eintrat. *) Auf diefen Gütern lebten damals theils freie theils 
hörige Yamilten, *) jede auf ihrem gefonderten Gute. Diefe 
Familien hatten nun zwar Fein Eigentum an den Gütern, 


4) Urkunde in meiner Zürcher Staats: und Rechtgefchichte. Bo. 1. 
©. 479: Kindounicus — rex — curtim nostram turegum in ducatu ala- 
mannico in pago durgaugense cum omnibus adjacentiis 
val aspicentiis ejus seu in diversis fnnctionibus id est 
pagellum uronis cum ecclesiis, domibus ceterisque ædiſiciis desuper 
positis, mancipiis utriusque sexus et ztatis, terris cultis et incultis, silvis, 
pralis, aquis, aquarumve decursibus, adjacentiis, perviis, exiübus et re- 
gressibus, quæsitis et inquirendis, cum universis censibus et diversis redhi- 
bitionibus — tradimus. 


2) Diefelbe Urfunve von 853. In locis praafatis homines tam liberos 
quam et servos, qui illic commanere videntur., 
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welche fie bewohnten und bebauten, denn das Eigenthum fand 
dem Könige oder feit der Vergabung dem Klofter Zürich zu; 
aber ihr Grundbeſitz war ihnen doch gefichert. Ste konnten bie 
&üter beliebig für fi) nutzen. Entrichteten fie an die Abtei 
die darauf gelegten Grundzinſe und die herkoͤmmlichen Gefälle, 
die nicht erhöht werben durften, fo blieben fie ungeftört in dem 
Beſttze und dem Genufle ihrer Güter; und fdyon frühe erlang- 
ten felbft die hoͤrigen Bauern, dem Hofrechte der Abtei 
gemäß, dad Recht erblicher Folge in dieſem Beſitz; ein Recht, 
das die freien Zinsleute fon viel früher befaßen. 

Die grundherrlichen Rechte der Abtei Zürich im Lande Urt 
wurden dann noch vermehrt durch fpätere Bergabungen an das 
Kloſter, namentlich in Bürglen undiStienen, wie der Herr von 
Gingins -In- Sarraz in einer audgezeichneten Abhandlung über 
die Berhältnifle von Urt im XIII. Jahrhundert nachgewieſen hat.”) 

Die Hörigen der Könige und ver Klöfter ftanden durch⸗ 
gängig höher und kamen bälder in günftige Verhältnifie, als 
die Leibeigenen anderer Herren. Diefe Bemerkung gilt auch in 
ausgedehnten Maaße für die hörigen Gotteshauoleute der Abtei 
Fraumuͤnſter im Lande Url. Schon ſehr frühe wurden bie 
Regler — fo wurden zu Ehren der heiligen Regula, die 
mit ihrem Bruder Felix in Züri den Maͤrtyrertod geftorben 
war und von der Abtei Zürich voraus verehrt wurde, die h oͤ⸗ 
sigen Gotteöhausleute der Abtei genannt — den freien 
Leuten, die auf grundherrlichen Gütern der Abtei wohnten, 
ziemlich, gleichgeſtellt und gleich geachtet. In der Gemeinſchaft 
mit dieſen erweiterten ſich die Rechte jener. Und es konnte fich 
der Unabhängigkeitsfinn der Bergbewohner um fo ungehemmter 
entfalten, ald die Abtei entfernt von dem Lande lag und zudem 
das grundherrliche Klofter ein Damenftift war. * 


3) Essai sur V’Etat des personnes et la condition des terres dans le 
pays d’Ury im Archiv der ſchweizeriſchen gefchichtforfchenden Gefellfchaft. 
Br. 1. S. 29. 

9) Wie feft die freien Gotteshausleute auf ihren Rechtfamen hielten, 
beweist die Urkunde ver Abtei vom Jahre 955 über bie Grenzen bes 
Zehntenrechts in Uri, abgebrudi im Gefchichtsfreund der V Orte. Bd. 1. 


‚8.9. 
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Gembberrlie Die grundherrliche Gerichtsbarkeit in dem Theile 
des Landes, welcher der Abtei Sraumünfter zugehörte, wurde 
tn den fogenannten Meyergerichten im Namen der Aebtiffinn 
verwaltet. Die Abtei Zürich hatte vier Meyerhoͤffe im Lande 
Urt, nämlich zu Altorf, Bürglen, Erftfeld und Silenen. Es 
gab fomit auch vier Meyergerichte oder Meyerdinge der Abtei 
in Urt.) Die fämmtlichen Freien und Hörigen, welche Guͤ⸗ 
ter der Abtei inne hatten, waren verpflichtet, jeder dad Meyers 
ding zu befuchen, zu welchem fein Gut gehörte, in deſſen 
Meyerhof die Gefälle und Zinfe gebracht werben mußten. Unter 
freiem Himmel kamen fo die Gotteshausleute an den regelmaͤßi⸗ 
gen Sahreögerichten zufammen , nicht alle zumal an Einem Ort, 
fondern vertheilt in vier Gerichte. Dort wurden denn Streitigs 
keiten über den Grundbefib und Schulsverhältnifie gefchlichtet, 
und geringfügige Ungebühr gebüßt. Der Meyer faß dem 
grunpherrlichen Gerichte als Richter vor; die Gotteshausleute 
fanden und urtheilten das Recht. 

Ueber der Mafle der übrigen Landleute, fowohl der Reg⸗ 
ler als der freien Zins leute, welche an biefen Meyerdin⸗ 
gen zufammen traten, fanden Die Dien ſtleute (Mintfterialen) 
und die Ritter (milites) der Abtei. Die Dienftleute wurden 
geehrt durch die Aemter, welche fie von ber Aebitffinn empfan⸗ 
gen hatten. Sie gehörten zum Gefolge der Aebtiſſinn, und 
tonnten auch einberufen werden, um eble Waffendienfte zu Pferd 
zu thun. Ste befaßen größere Güter, als die übrigen Gottes⸗ 
bausleute, allerdings anfänglich zu Hofredht, wie biefe, aber 
fpäter nach Analogie des vornehmern und freieren Lehenrechts. 
Die Familien der Meyer gelangten fpäter regelmäßig in dieſes 
Berhältnig der Dienflleute, zuweilen felbft der Ritter. Außer 
ihnen gab es aber auch noch andere Familien von Dienſtleuten 
im Lande. 

Der Stand der Ritter, weldher fih während des Mittel« 
alter8 ausbildete und zwifchen den alten Adel und die einfachen 
Freien hineintrat, ſetzt befanntlih urfprünglide Freiheit 
voraus. Die Uebtiffinn, welche fchon um ihrer hohen Stellung 


5) v. Singing a. a. O. ©. 38. 
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als Reicysfürftinn willen, aber auch nach der Seriegöverfaffung des 
Mittelalters einer anfehnlichen Bafallenfchaft bedurfte, ertheifte 
auch im Sande Urt Ritterlehen, indem fle einzelne größere 
Güter, ftatt nah Hofrecht, nun zu Lehenrecht an freie, in 
den Waffen geübte Männer und deren Nachkommen ausgab. 
Einzelne Meyer wußten ſich auch in diefen Stand ber Ritter 
emporzuſchwingen. Es kommen fpäter mehrere ſolche ritterliche 
Geſchlechter vor, deren Lehen urſpruͤnglich Gotteshausgüter 
waren. 

Außer den Beſttzungen der Fraumuͤnſterabtei gab es aber untere Güter. 
auch noch andere freie und grundherrliche Güter im Lande. So 
wohnten die Edeln von Attinghaufen, welche nicht bloß ein 
ritterliches,, fondern ein echtes Dy naſten geſchlecht waren, in 
Urt und hatten ohne Zweifel vollfreies Eigenthum daſelbſt. 
Ebenfo hatten andere Dynaften, namentlich die Grafen von 
Rapperswyl und von Homberg, die Edeln von Brünin- 
berg, von Shnabelberg und von Hafenburg und andere 
mehr eigene Güter. Auch die Klöfter Wettingen, Kappel, 
Ratbaufen und Frauenthal 9 befamen Güter dafelbft 
durch Die Bergabung edler Herren oder Ankauf. Auf foldhen 
Guütern lebten hinwieder häufig hörige Familien, welche ven 
Boden bebauten. Diefe Hörigen flanden aber in weit ungün:’ 
figeren Berhältnifien ald die Regler. So hielten es die hof- 
hörigen Leute des Grafen Heinrich von Rapperswyl für einen 
großen Gewinn, daß er fie und ihre Güter im Jahre 1242 an 
das Klofter Wettingen abtrat.) Das Kllofter ftellte ihnen eine 
Urkunde über ihre Rechte aus, wornach fie ihre Sahreszinfe 
nach ihrer eigenen Schäbung in einer beftimmten Summe zu 
entrichten haben, ihre Güter bid auf das vierte Glied ver- 
erben, aber nicht außerhalb der Genoſſenſchaft heirathen duͤrfen, 
nicht weiter veräußert werden follen und unter ſich in einer 
Gemeinde leben mögen. Das SKlofter Hatte — ftatt eines 
Meyers — einen Ammann über fie gefeht, der die Einfünfte 


6) v. Gingins. ©. 49 fi. 
7 urk. bei Tſchudi Chron. 1. S. 136: homines dicti preedii qusestum 
magnum s»stimantes, secularem Dominationem evadere, juramento 


obligaverunt se claustro. 











Die 
Immunitat. 


16 Die drei Länder Uri, Schwyz und Unterwalden. 


bezog. Aber auch nach dieſem Uebergang an das Kloſter Wei⸗ 
tingen kamen dieſe Hörigen doch noch nicht auf die Stufe der 
Regler; und es wurde daher noch im Jahre 1317 wie ein Akt 
der Freilaſſung behandelt, als ein Höriger von Wettingen 
an die Adtei Zürich übergeben und zum Regler erhoben wurde. 
Er zahlte dafür an das Klofter Wettingen 40 Pfund Pfennige, 
eine für jene Zeit bedeutende Summe. °) 

Endlich gab es wohl auch noch einzelne — jedenfalld aber 
nicht viele — Familien von freien Bauern, welche auf eigenem 
&rund und Boden lebten. Da fie weder einem Grundherrn 
noch einem Lehensheren angehörten und das alte Volksrecht uns 
ter ich und für ihre Güter gewahrt hatten, fo find biefe ale 
fhöffenbar Freie zu bezeidhnen und wenn fchon nur 
Bauern doch den Rittern nad) Landrecht ebenbürtig. Herr von 
Gingins vermuthet, daß fi) in folcher Freiheit mandye Bauern 
erhalten haben, welche lange vor ber Stiftung der Abtel Durch 
Urbarmachung der unbewwohnten, dem Könige und dem Reiche zu⸗ 
gehörigen Wildniß nady dem alten Rechte Eigenthum an den 
urbaren Gütern erworben hatten. *) 

Aus der Stiftungsurfunde der Fraumünfterabtei von 853 
ergibt fi mit Beftimmtheit, daß dad Land Uri damals mit 
dem Königlichen Hofe Zürich verbunden war und wie biefer 


8) Urf. v. 1317 in Kopp's Urkunden zur Geſchichte ver eingenöffi- 
ſchen Bünde. S. 93. Mt und Eonvent Wettingen erklären: cum Jo- 
hannes, natus Cunradi Villici de Ortzvelden vallis Uranie, nobis et 
nostra monasterio perlinens titulo servitutis — vierzig Pfund Pfennig 
sseignaverit; fo befreien fie ihn von biefer Gigenfchaft und fchenfen das 
jus servitatis ber Abtei Zürich: „ita quod generalem habeat amministratio- 
nem rerum suaram et quod possit emere, vendere, donare, contrabere,, 
pacisci, in judicio stare, testamentum facere, et omnia et singula 
exercere, que Homines vallis Uranie, dicto monasterio Thu- 
ricensi jure servitutis pertinentes, possunt facere, ac si natus 
de ancilla dicti Mon. Thuric. extitisset.“ Diefer Johannes war der 
Sohn des Meyers von Orzfelo, fomit eines Reglers; aber feine Mutter 
war eine Hörige des Klofters Wettingen, nicht eine Reglerinn gewefen, 
und deßhalb hatte das Klofler Wettingen ein Recht auf ihn, das er fos 
dann Losfaufte. 

9% v. Singins S 56, 57. 
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feld zum Thurgau gehörte. Seitdem die ſuͤdliche Hälfte 
des Thurgaus ald Züridhgau von dem nördlichen Thurgau ges 
trennt worden, mußte Url zum Zuͤrichgau gerechnet werben. '°) 
Schon Kaiſer Ludwig der Deutſche hatte nun aber der neu 
geftifteten Abtei Zürich für fi, ihre Beſitzungen und ihre Hin- 
terfaßen das Net vr Immunität verliehen, und dadurch 
auch das Land Urt aus der gewöhnlichen Gauverfafiung her⸗ 
ausgehoben. Die Herrfchaften der Abtei wurden von der un, 
mittelbaren Richtergewalt fowohl des Gaugrafen als der 
Zentgrafen befreit. Es wurde von dem Kaifer allen öffents 
lihen Richtern unterfagt, die Hinterfaßen der Abtei, Freie 
oder Hörige vor ihr Gericht zu laden, Bürgen von ihnen fors 
dern, öffentliche Laſten von ihnen beizutreiben, Bußen zu erheben. 
Der Kaifer felbft fagte der Abtei feinen unmittelbaren Schirm 
zu; er behielt die Schirmvogtei ſich felber vor.‘ 

Die Hinterfaßen der Abtei wurden auf ſolche Weiſe auch 
in den Beziehungen bes öffentlichen Rechtes von dem übrigen 
Gau audgefchieden, von dem unmittelbaren Berhältniß zu dem 
Gaugrafen und dem Gauding, wie zu dem Zentgrafen und dem 
Zentgericht abgelöst und audy infofern an die Abtei und bie 
Voͤgte der Abtei gewiefen. Die Reichsſteuer und die Reichs⸗ 
dienfte wurden nun nicht unmittelbar von den Gotteshausleuten 
gefordert, fondern die Aebtiffin und ihr Vogt Hatten für die 
Herrſchaften und Angehörigen des Klofterd dem Könige gegen» 
über einzuftehen. Die Beamten des Reichs mußten fidy in allen 
Dingen an jene halten, fie durften nicht unmittelbar an dieſe 
gelangen. 

Stand fo die höchſte Bogtei dem Könige ſelbſt zu, 
fo wurde die Kirchenvogtei über das Klofter und die Bes 
figungen und Leute desfelben dann regelmäßig einem benachbarten 


10) Siehe oben Anm. 1. 

11) Urk. v. 853. Pracipimus, ut nullus judex publicus nee 
comes vel quislibet ex judiciaria potestate in locis prefatis — homines 
tam liberos quam — servos, qui illic commanere videntur distringere aut in- 
festare — praesumat; sed sub nostra defensione et munitatis 
tuitione cum advocatis ibi constitutis res ill» secure — permaneant. 
Bol. meine Buch. Rechtsgeſch. I. ©. 66 ff. 

Bluntſchli Bundesrecht. 9 
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Dynaften zur Verwaltung übertragen. Der Kirchenvogt hatte 
die Rechte des Klofterd in dem Gauding und vor der Reichs⸗ 
verfaflung zu verfechten, und er hatte die Hinterfaßen zu vertreten. 
Er wurde auch, wenigftens in fpäterer Zeit, gewöhnlich von 
dem Könige mit der höhern Gerichtsbarkeit über dieſe Hinter: 
faßen, mit dem Blutbanne ausgerüftet. Er übte jomit die gau⸗ 
graͤflichen Rechte aus über die SKlofterleute, innerhalb des 
gefretten (immunen) Gebietes. '*) 

Gegen Ende ded XI. Yahrhundertd wurde in dem großen 
Kampfe, der das deutfche Reich erfchütterte, zwifchen dem Kai⸗ 
fer Heinrich IV. und dem Gegenfönige Rudolf von Rheins 
felden auch das alte Herzogthum Alemannien zerriffen. Ins⸗ 
befondere wurde der Zürihgau von Schwaben getremt, 
wo ſich die Hohenftau fen als Herzoge Anerfennung verſchaff⸗ 
ten. In Folge diefer Spaltungen ward endlich im Frieden 1096 
oder 1097 der Herzog von Zähringen von Kaifer Heinrich IV. 
mit der böchften Vogtei — an des Könige Statt — über die 
Abtei Fraumünfter und zugleich mit der herzoglichen und 
gaugräfliden Gewalt über den Züridhgau belichen. Bon 
ba an behielten die Herzoge von Zähringen, mit einer vorüber- 
gehenden kurzen Unterbrechung, die Bogtei über das Frau- 
möünfterftift und deſſen Hinterfaßen. 

Indeffen audy die Herzoge von Zähringen verwalteten dieſe 
Vogtei gemähnlich nicht In Perfon, fondern übertrugen ihre 
Rechte an die Grafen von Lenzburg zur Ausübung. Diele 
waren meift zugleich Kirchen vögte ver Abtei und Stellvertreter 
und Verweſer der Herzoge ald der Schirmvögte Sie 
waren In diefer Beziehung Bafallen der Lebtern. Im jener 
Stellung erhielten fie den Blutbann. *) Indeſſen bielt die 
Aebtiſſin als Reidhefürftin doch die unmittelbare Beziehung zum 
König und Rei) aufrecht, und wahrte dadurch, fo meit fie 
vermochte, auch ihr Gebiet von der nun allerdings drohenden 
Umwandlung in bloße8 Herrenland, das einem weltlichen 
Fürſten unterthan wäre. 

12) Bol. Segeffer über Luzern im Gefchichtsfreund der V Orte J. 


S. 229 f. 
13) Meine Zürch. Rechtsgeſch. 1. ©. 137. 
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Die Immunität erftredte ſich zunächſt bloß auf die Güter ax. 
der Fraumuͤnſterabtei und die Hinterfaßen berfelben. So weit ui 
fie ſich aber erfiredte, wurde fowohl die gaugräfliche als bie 
jentgräfliche Gerichtsbarkeit befeitigt; und an ihre Statt trat 
die Kirhenvogtei. Wie in dem Grafenthum, fo gab ed nun 
aber audy in diefer Vogtei Abftufungen. Während der eigent- 
liche Kirchenvogt an der Stelle des Gaugrafen die höhere Ge⸗ 
richtsbarkeit verwaltete, fo verwaltete ein jenem untergeorbneter 
Unteryogt innerhalb ber gefreiten Zent die Gerichtsbarkeit 
des Zentgrafen. So gab ed nun au im Lande Uri ein Vogt⸗ 
ding, zunächſt für die Gotteshausleute auf dem immunen Bo⸗ 
den, weldyes für dieſes Gebiet an die Stelle des alten Zents 
gericht s getreten war. Allein es ift nun fehr wahrfcheinlich 
— und bier weiche ich von der Auffaffung des Hrn. v. Gingins 
ab, — daß dieſes Vogt ding über den Kreis der Gotteshaus: 
güter hinaus ausgedehnt wurde, daß es fi) auf die ganze Zent 
Urt erſtreckte und daher allerdings innerhalb derfelben die Gerichtör 
barfeit der Zentgrafen völlig verbrängte. Zür die fpätere Zeit, 
für das XII. Jahrhundert halte ich dieſe Veränderung für ficher. 

Da nämlich der größere und wichtigere Theil des Landes 
Uri von der Immunität der Abtei Zürich umfchloflen und durch 
diefelbe gefreit war, fo mußte ed unnatürlich ſcheinen, für einen 
kleinern Theil des Landes noch neben jenem Bogtding ein befons 
deres Zentgericht für Die übrigen Güter und Perſonen zu halten. 
Ebenfo war es offenbar auch für die Seriegsverfaflung unbequem, 
die Zent vergeftalt zu zertheilen. Auch die Freien im Lande, 
welche zu dem Zentgericht gehörten, verloren nichts dabei, fon- 
dern geivannen eher, wenn die Smmunttät über die ganze 
- Zent ausgedehnt wurde. Sie verftanden fidy leicht dazu, das 
Vogtding anftatt des Zentgerichts zu beſuchen. Da der König 
ſelbſt als oberfier Vogt der Abtei angefehen wurde, unter den 
Zähringern der Landesherzog diefe Vogtei inne hatte, fo fonnte 
um fo unbedenklicher auch die ganze Zentgraffchaft durch Die Vogtei 
erfegt werden. Und indem dieß gefihah, wurden auch Riemandes 
Rechte, namentlidy Feinerlei Iandeshoheitliche Rechte verlegt. Im 
ähnlicher Weife wurde auch in der Stadt Zürich die Schirm; 
und Kirchenvogtei in Form der Reich s vogtei über die Güter 
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der Abtei hinaus auf alle freien Güter innerhalb der Stabt 
und ihres Weichbildes erſtreckt und die Gerichtsbarkeit des Gau⸗ 
grafen verdrängt. 

Reiasunmittel- Als der legte Herzog von Zähringen geftorben war, 1218, 
dandes U. ſo nahm nun Katfer Friedrich I. die Vogtei über bie 
Sraumünfterabtel und die Stadt Zuͤrich wieder an ſich, über 
das Klofter und deſſen Beflbungen und Leute, und verſprach 
urfundlih, dieſe Reichsvogtei nicht mehr vom Reiche zu 
veräußern. *) Diefe Fatferliche Vogtei erftredte fih nad jener 
Urkunde noch gewiſſer auf das Land Urt, als ſelbſt auf die 
Stadt Züri. Denn die Gotteshausleute von Uri und das 
dortige immune Gebiet gehörte ja zu der Abtei Araumünfter, 
die der Kalfer, dem uralten Rechte gemäß, wieder in feinen 
unmittelbaren Schus nahm, während der Stadt Zuͤrich in der 
Urkunde nicht ausprüdlich gedacht wurde und diefe nicht in allen 
ihren Beftandtheilen zur Abtei gehörte. Indeſſen hat es doch 
feinen Zweifel, daß von da an die völlige Reichs un mittel⸗ 
barfeit der Stadt — nicht bloß der Abtei — Zürich feſt 
ftand. Ebenfo beruht auch die Reihsunmittelbarfeit der 
Urner auf diefem Akt. Die Aebtiffin von Zürich nämlid) 
hatte wohl grundherrliche Rechte im Lande und genoß aud) 
fonft daſelbſt fürftlicher Ehren, da immerhin die Smmunttät des 
Landes mit Rüdfiht auf die höhere Gerichtsbarkeit von ber 
Immunität des Klofterd ausgegangen und von biefer abhängig 
und der Vogt des Kloſters auch Vogt ded Landes war. Allein 
fie hatte es doch nicht Dazu gebracht, wahre Landesho heit 
über Urt zu gewinnen, und ſich zur Landesherrin zu madıen. 
An diefer Befeftigung und Ausdehnung ihrer hoheltlichen Rechte 
16) Urk. v. 1218 bei Tfchuni 1. ©. 116. Fridericus secundus — no- 
tum facimus, quod nos de solita gratia et consueta benignitatis nostra cle- 
mentia monasterium et ecclessiam in Turego Constantiensis dieecesis sub 
nostra speciali protectione et defensione recepimus, tam 
clerum quam ceteros homines suos nec non et omnes possessio- 
nes et jura ad eandem ecclesiam pertinentes, confirmantes eisdem omnes 
bonas consuetudines, quibus olim tempore pr&decessorum nostrorum im- 
peratorum ac regum uti consueverunt, decernentes, ut bona sua nulla ne- 

cessitate incumbente possint ab imperio ullo modo abalienari, 
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war fle durch die auffirebende Stadt Züri auf der einen und 
durch die Herzoge von Zähringen, welche die Vogtei in ihrem 
Haufe bleibend zu erhalten wünfchten, auf der andern Seite 
gehindert worden. Hätte dieſes Fuͤrſtenhaus längere Zeit gedauert, 
fo wäre ſowohl die Stadt Zürich ald das Land Urt in eine ähn⸗ 
liche Stellung gerathen, wie fpäter die Stadt Luzern zu den 
Herzogen von Defterreih. Da nun aber jenes Fürftenhaus 
erloſch und feine Rechte an das Reich zurüd fielen, da ber 
Kaiſer felbft wieder die Vogtei an fih nahm, fo wurden nun 
auch die Bürger von Züridy und die Landleute von Uri unmittels 
bar mit dem Reiche verbunden, fie wurden Reichs angehoͤrige. 
Der Reichsvogt, der über fie von dem Kaiſer gefeht ward, 
regierte im Namen bed Kalfers und Reiches. 

Die Bogtei im Lande Uri wurde durch einen Un ter⸗ 
beamteten verwaltet, welcher ebenfalld Bogt genannt ward, 
aber fi zu dem Bogt der Abtei verhielt, wie vormals ber 
Zentgraf zum Gaugrafen. Ob der Vogt von Url von dem 
Inhaber der Kirchenvogtei über das Klofter Zürich oder von 
der Aebtiſſin gefeßt wurde, iſt ungewiß; das aber iſt klar, daß 
er nicht von dem Lande Uri gewählt wurde. Seine Gerichts» 
barkeit war der des Reichsvogtes untergeorunet, und von dieſer 
abgeleitet. 

In diefem Vogtding erfchienen auf den regelmäßigen Jahres» 
verfammlungen voraus die Gotteshausleute der Abtei, fos 
wohl Freie als Regler, welche jedenfalls den Hauptbeſtandtheil 
deöfelben ausmachten. Eodann die übrigen freien Landleute 
in der Zent. Später kamen auch andere Bauern hinzu, weldye 
anfänglich andern Herren gehört hatten, aber in die Klaſſe der 
Regler freigelaflen worden waren. *) Während es vier Meyers 
dinge für die Gotteshausleute gab, fo befand nur Ein Vogt⸗ 
ding für das ganze Land. In ihm trat die Thalgemeinde von 
Urt zufammen, die fogenannte universitas vallis Uranie. Diefe 
Berfammlung war die Unterlage der fpätern Landogemeinde. 

Das Bogtding war voraus ein großes Landesgericht. 
Es war an die Stelle des frühen Zentgerichte8 getreten. 


15) Urf. oben in Anm. 8. 


Be 
ne 
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Indeſſen befaß es auch mancherlei Befugnifle, welche fonft nach 
der alten Reichsverfaſſung den Gaugerichten zugetheilt waren. 
Wenn wir naͤmlich die Verfaſſungsgeſchichte dieſer Laͤnder waͤh⸗ 
rend des Mittelalters in großen Zuͤgen uͤberblicken, ſo draͤngt 
ſich uns folgende allgemeine Bemerkung uͤber das Verhaͤltniß 
der Zentgerichte wie der Gaugerichte für unſere Landesgegenden 
auf. Wir ſind genoͤthigt, uns die Competenz der Zentgerichte 
namentlich in dieſen Bergthaͤlern im Verhaͤltniß zu dem Gauding 
ſehr ausgedehnt zu denken, ausgedehnter als anderwaͤrts in 
anderen Gauen. Die Gruͤnde dieſer Erſcheinung ſind leicht zu 
erkennen. Zwar gehörten dieſe Thäler als Zenten zu dem Zuͤ⸗ 
richgau, und die Bewohner derſelben waren dem Gerichte des 
Gaugrafen unterworfen. Aber die Thaͤler waren von der Natur 
in ſich abgeſchloſſene Gebiete, und die Entfernung von dem 
Hauptorte des Gaues um der dazwiſchen liegenden Berge größer 
ald anderswo im ebeneren Rande, der Verkehr über die Seen und 
die Berge ſchwieriger. So wurden biefe Thäler ſchon ihrer natür- 
lichen Berhältnifie wegen von dem gemeinfamen Mittelpunkte, 
von dem Gauding getrennt. Diefes zu bereifen war unbeque⸗ 
mer und läftiger ald anderwaͤrts. Eben darum aber war auch 
dad Beduͤrfniß, möglichft vieles in den einheimiſchen Gerichten 
der Thäler, in den Zentgeridhten, abzuthun, weit größer. Und 
fhon aus diefem Grunde begreift man es, wenn bie Thalbes 
wohner fort und fort nad) einer möglichft ſelbſtaͤndigen, einheis 
mifchen Gerichtsbarkeit entſchieden hinftrebten; und es erjcheint 
ganz natürlich, Daß dieſes Streben auch bei den höhern Reichs: 
beamten Anerkennung fand. Dadfelbe fagte aber auch der pſychi⸗ 
fhen Neigung der Landleute zu. Das Gefühl eigenthümlicher 
Freiheit und der Sinn für Unabhängigkeit bildet fich in den 
Bergen am eheften aus und erhält ſich da auch am leichteften. 
Die Landleute erfannten darin, daß fie unter fich ihre Streitigfeiten 
fhlichteten und die Landesangelegenheiten orbneten, einen Haupt- 
beftandtheil derjenigen Unabhängfeit , die ihnen theuer war, nad 
der fie trachteten. 

In diefer Tendenz fuchten fie die alte Zentgerichtöbarfeit in 
ihrem Lande nicht bloß zu erhalten, ſonder auch zu eriveitern. 
Und ficherlich Kiegt hierin ein Hauptgrund dafür, daß dieſe Laͤn⸗ 
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der fchon fo frühe gefondert erfcheinen, eine eigene Verfaſſung 
haben und fo bald eine eigenthümliche flaatliche Stellung erhal⸗ 
ten, jedes Land wie eine kleine Republik für ſich. 

Nur in einer Beziehung war ed nad) der Reichsverfaſſung 
dem Zentgerichte nicht möglich, die Competenz des Gaugerichtes 
an ſich zu ziehen. Das ftand feit, DaB das Blutgericht nur 
von einem Richter geleitet werden dürfe, welcher berechtigt war, 
fein Geriht unter Königsbann zu hegen. Solches aber 
durfte nur der thun, weldyer den Königsbann unmittelbar von 
dem Könige felbft Cheziehungsweife dem Herzöge im XII. 
Sahrhundert) empfangen hatte. Ein Richter, der wie der Vogt 
von Urt, Feine gaugräfliche Gerichtöbarfeit, fondern nur ein ab⸗ 
geleitetes Amt, ald Bafall des höhern Richters befaß, der daher 
aud nicht von dem Könige mit feinem Amte betraut oder belehnt 
wurde, durfte e8 nicht. That er ed dennoch, fo verlor er um 
dDiefer Anmaßung willen zur Strafe feine Zunge. Ebenfo galt 
der Grundfag, daß innerhalb einer Bogtei nur Einer den Kö⸗ 
nigs⸗ und den Blutbann haben dürfe. In der Reichsvogtei 
Züri), wozu Url gehörte, konnte daher nur der Reichsvogt 
ſelbſt über das Blut richten “). 

Mußte fomit ein Blutgericht gehalten werden, fo fonnte 
diefes nur der Reichs vogt felber hegen, der den Koͤnigsbann 
hatte. Ihm fand aber nichts im Wege, diefed Gericht im Thale 
felbſt zu halten. In diefem Kalle hatte das Vogtding, welches 
er leitete, alle Befugniß eines gaugräflihen Gerichtes. Dasfelbe 
war nun an die Stelle de alten Gaudinges getreten. Es 
konnte die Reichsacht ausfprechen und zum Tode verurtheilen. 
Wir befigen ein merfwürbiged Zeugniß der Urt für das Land 
Urt, welches nady verfchlevenen Selten hin bisher mehrfach 
mißverftanden worden tft. 


16) Sachfenfpiegel 1.59. $.4.: „By koninges banne ne mut ne- 
man dingen, be ne hebbe den ban von deme koninge vntvangen. Sve by 
koninges banne dinget, die den ban nicht vntvangen heuet, de sal wed- 
den sine tvngen.“ Und eben da: „Binnen ener vogedie ne mach nen 
koninges ban sunder eyn sin.” Schwabenfpiegel (Wadernagel) 73: 
„Swer des bannes von dem kunige niht enbät, der enmac niht gerihten, 
wan 30 hät vnd ze häre, “ 


Blutgericht. 
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Im Sabre 1258 nämlich hegte der Graf Rudolf von 

Habsburg in Perſon ein Ding unter Koͤnigsbann in Altorf 
unter der Linde. In demielben waren anweſend mehrere Edle, 
Ritter, Dienftleute und die ganze Thalgemeinde von Urt. Der 
Fall, weldher zur Beurtheilung kam, war folgender: Zwiſchen 
den beiden Gefchlechtern von Izzelin und der von Gruba 
beftand eine Fehde, deren Urfprung wohl in der Blutrache lag, 
die ein Gefchledht an dem andern zu nehmen dachte. Diefe Fehde, 
welche den Frieden des Landes erſchuͤtterte, da auf beiden Seis 
ten angefehene Landleute daran Thell nahmen, meiftend Got» 
teshausleute, wurde nun im Jahr 1257 unter dem Bors 
fie des Grafen Rudolf dahin gefchlichtet : Je zwanzig von beiden 
Parteien fchwören von nun an Sühne und Frieden zu hals 
ten. Wenn einer diefe Sühne bricht, fo wird er an den Grafen 
Mudolf eine Buße fehuldig von fechözig Mark Silberd. Dem 
beleidigten Geſchlecht ebenfalls fechdzig Mark‘). Kür diefe Bußen, 
deren erfte dem Richter, die zweite der verlegten Partei zukommt, 
haften die übrigen zwanzig, welche Die Sühne beſchworen haben, 
als Bürgen. Ueberdem ift der, welcher die Sühne gebrochen 
hat, meineldig, und kommt in den Bann des Papftes und des 
Biſchofs. Er ift ehr» und rechtlos. Man foll über ihn ridys 
ten, wie über einen Mörder. Bier der angefehenften Männer 
des Landes werden bezeichnet, um über die Aufrechthaltung dies 
fer Sühne zu wachen. Der Sühnbrief wird von dem Grafen 
Rudolf von Habsburg und von den Landleuten von Urt mit 
ihrem Landesſiegel beftegelt ). 

Die Sühne wurde indeſſen bald hernach von zwei Männern 
des Geſchlechtes Izzelin gebrochen. Und nun wird am 20. Mat 
1258 jenes Gericht zu Altvorf gehalten. Dasfelbe mußte unter 
Königsbann gehalten werden, indem der Bruch des Friedens 
und des Eides mit der Strafe der Reichsacht bedroht und zum 
voraus feftgefebt war, daß über den Friedensbrecher wie über 


17) Die Buße ift ungewöhnlich hoch. Das Gewerbe des Grafen, 
der mit Königebann richtet, beträgt nach dem Sachfenfpiegel IH. 64. 
$. 4. ſechzig Schilling. 

15) Die Urkunde bei Tſchudi J. ©. 155. 
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einen Mörder gerichtet werden folle. Das Ding, welches ber 
Graf hielt, iſt demnach nicht das gewöhnliche Vogtding. Es 
iR das Gericht des Reichsvogtes ſelber, der den Königsbann 
befaß. Das Gericht erfennt, daß die beiden Izzelin alle ihre 
Guͤter, Liegendes und Fahrendes verlieren und daß insbeſondere 
die Grundftüde, welche fie von der Aebtiffin zu Zürich als Erbe 
befefien haben, ledig geworden feien und der Abtei Zürich wies 
der anheim fallen follen. Nicht bloß die Thalleute, fondern auch 
andere Edle und Ritter, die außer dem Lande wohnen, nehmen 
an diefem Gerichte Antheil. Das Urtheil wird von dem Grafen 
Rudolf und von der Thalgemeinde beflegelt‘). 

Kopp hat aus diefer Urkunde gefchloffen, daß ber Graf 
Rudolf von Habsburg ald Landgraf gehandelt habe; gewiß 
mit Unrecht. Denn der Boden, wo das Ding gehegt wurde, 
das Dorf Altorf, war immunes Land, und die Leute, über 
welche gerichtet wurde, waren Gotteshausleute. Es Fonnte 
fomit dort nnd über ſolche Leute kein Landgraf, fondern eben 
nur der Vogt der Abtei richten. Eben fo irrig ift die Vorftels 
lung mancher anderer Schriftfteller, daß Graf Rudolf für dieſes 
befondere Geſchaͤft von Seite der Thalgemeinde Urt berufen 
worden fet und feine richterliche Gewalt von dem Lande abges 
leitet habe. Das Land befaß den Blutbann nicht und fonnte 
feinen Köntgsbann vergeben. Der Graf aber handelte als ber 
rechtmäßige Richter über das Blut. Er war damals Reiche» 
vogt der Abtei Züri und wurde als Reichsvogt auch von dem 
Lande Url anerkannt. 

Allerdings kommt dabei noch das befondere Verhältniß jener 
Zeit in Betracht. Es gab damals Feinen im Zuͤrichgau aner⸗ 
Fannten deutſchen König. Der Graf Rudolf von Habsburg, 
die Abtet und Stadt Zürich und die Länder Uri, Schwyz und 
Unterwalden hingen befanntlicdy dem Kaiſer Friedrich II. an bis 
zu feinem Tode (1250) und trugen diefe Anhaͤnglichkeit über auf 


19) Urkunde bei Kopp S. 11.: „Has litieras concedimus tam nos 
— (Rud. comes de Habisburg Lantgravius Alsacie) — quam universilas 
vallis uranie memorate domine abbatisse sigillorum nostrorum munimine 
roboratas, * 
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defien Sohn Konrad IV., welcher noch bei Lebzeiten des Bas 
ter6 zum beutfchen Könige gewählt worden war. Aber auch 
Konrad IV., früher ſchon von dem Gegenkönige Wilhelm 
von Holland aus Deutfchland verdrängt, war 1254 in Stalien 
verftorben; und wenn auch fein unmündiger Knabe Konradin 
Anfprüche auf das deutiche Königethum hatte, und darin von 
dem Grafen Rudolf unterftügt werden modte, fo kam es doch 
zu feiner Königswahl zu feinen Gunften. Er war nicht König 
der Deutichen. Der König Wilhelm aber, der Gegner bes 
Hobenftaufifhen Haufe, der nady dem Tode Konrads IV. 
der einzige Fürft im Reiche war, welcher als deutfcher König 
betrachtet werden konnte, wenn er es ſchon nie zu allgemeiner 
Anerkennung brachte, war im Sahre 1256 verfiorben und erft 
im Jahre 1257 kam e8 wieder zu einer Königswahl. Ste fiel 
auf Rihard von England. Aber auch diefe Wahl wurde von 
der Hohenftaufifchen Bartel vorerft nicht anerfannt*). Während 
diefes Zwiſchenreichs bedurfte die Abtei und die Stadt Zürich 
eines Schirmherrn und Reichsvogtes, an des Könige Statt, 
der um feiner hoben NReichöftellung willen noch den Blutbann 
befaß. Und fo bat fie den Grafen Rudolf, bis wieder ein Koͤ⸗ 
nig im Reiche walte, die Reichövogtei zu übernehmen. Diefe 
Vogtei erloſch, fobald ein anerkannter König vorhanden war, 
von dem allein dann die Reichsvogtei vergeben werden Fonnte. 
Das Befondere dieſes Falles beruht fomit nur darauf, daß 
der Graf Rudolf nicht, wie fonft gewöhnlich der Reichsvogt, 
von dem Könige gefest, fondern, weil fein König im Lande 
war, in der Noth zum proviforifhhen Reichsvogt erbeten war. 
Deshalb wird audy die ausprüdlihe Anerfennung beöfelben 
als Richter von Seite der Thalgemeinde in der Urfunde ers 
wähnt. In ähnlicher Weife, wie der Graf Rudolf im Jahr 
1258, fo hielt auch zur Zeit König Rudolfs der Herr Mar- 
quart von Wolhuſen zu Altorf ein Gericht unter Königs: 
bann. Er war nun aber von dem Könige felbft mit der Rich- 
tergewalt (Reichsvogtei) über das Thal betraut worden *'). 


2) Böhmer’s Megeften. 
21) Kopp, Urk. S. 10. 
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Das gewoͤhnliche Vogtding von Urt war verfdhies Sombetenz 
den von einem foldhen unter Koͤnigsbann gehegten Gericht. Bostinge. 
Seine immerhin verhäftnigmäßig große Competenz läßt ſich im 
Geiſte der damaligen Verfaffung folgendermaßen beftiimmen: 

1) Beſaß es zwar nicht den Blutbann, wohl aber jo 
ziemlich die ganze regelmäßige Strafgerichtöbarfeit. Es bes 
urtheilte alle bedeutenden Vergehen und verhängte Bußen, Lan⸗ 
desverweiſung, förperliche Züchtigung u. f. f. in ausgebehntem 
Maße. 
2) Die gewöhnliche privatrechtliche Gerichtsbarkeit 
ftand mit Rüdficht auf die Gotteshausleute und die Güter des 
Bottehaufes den Meyerdingen zu, nicht dieſem Vogtding. Wohl 
aber konnten andere freie Landleute, die nit Gotteshaus⸗ 
leute waren, noch auf Gütern der Abtel wohnten, für ihre 
Schulden nidt vor den Meyerdingen belangt werden. Sie 
mußte man vor dem Bogtding fuchen. Ebenfo fonnten Streitig- 
keiten über Eigenthum oder Erbe foldher Freien wieder nicht 
an die Meyerdinge gebracht werden, fondern mußten an das 
Vogtding fommen. 

An diefe richterlihen Befugniſſe ſchloß ſich ſodann fer: 
ner an: 

3) Die Verlegung und Vertheilung der Reichsfteuer (bes 
Gewerfes), weldye von dem Lande geliefert werden mußte **). 

4) Die Erhebung von Randesfteuern und Bräuden 


#2) Urf. v. 1308 bei Kopp ©. 91. Der Landammann und bie 
Landleute von Uri bezeugen, daß fie mit Unrecht auf Grundſtücke, welche 
die Acbtiffin zu ihren eigenen Handen erfauft hatte, fomit auf herrfchaft: 
lihe Güter Steuer gelegt haben, und verfprechen in Zukunft bei ber 
Verlegung ber Steuer, „es fi von funge oder von vrluge oder was 
not nnd an fomen mag, oder angat,“ derlei Güter frei zu laffen. 
Urk. v. 1234 bei Tſchudi 1. S. 128. König Heinrid VII. ſchreibt dem 
Beamteten und den Thalleuten, fie dürfen auf die Güter und Leute dee 
Klojters Wettingen, die der König In feinen befondern Schuß genommen, 
feine Stenern (exactiones seu Tallias) verlegen, mohl aber auf bie übri⸗ 
gen Süter, welche innerhalb der Reichsvogtei (nostre advocatie) liegen, 
nach dem herkoͤmmlichen Maße und Billigkeit. Bol. ımten Anm. 25. 
v. Gingins a. a. O. S. 59. 


Der 
Landammann. 
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zu Aufrechthaltung der Ordnung und Sicherheit des Landes, 
Dabin gehören auch die öffentlichen Frohnden für die Straßen 
und die Koften für die Wehranftalten und Befefligungen des 
Landes. Auch die Jahreskoſten für das Vogtding und bie 
Verwaltung der Rechtspflege können hieher gerechnet werben. 
Es gab regelmäßig zwei Vogtgerichte im Jahr als ordentliche 
Jahresgerichte *"). 

Der Vogt ftand auch an der Spike der Kriegsverfafs 
fung des Landes. Infofern hing die Verpflichtung der Vogtei⸗ 
angehörigen 

5) zum Reichs dienſte fo wie 

6) zur Landesvertheidigung mit der Vogtei zufam- 
men und konnten auch darüber in dem Vogtding allgemeine Ans 
ordnungen getroffen werden. Dem Könige hatte das Land in 
Folge feiner Reichspflichtigfeit regelmäßig hundert bewaffnete 
Krieger zu ftellen. 

Diefe Bogteien wurden nun aber häufig, fpäter regelmäßig 
nicht durch einen befondern Vogt, fondern durch einen Am⸗ 
mann verwaltet. Der Ammann war der Berwefer und Stell- 
vertreter des DBogted. Er leitete, an des Vogtes Statt, das 
Vogtding. Wie der Ausdruck Vogt, fo tft auch der Ausprud 
Ammann vieldeutig. Auch bloße Grundherren hatten häufig zum 
Bezug der Gefälle und zur Handhabung der grundherrlichen 
Gerichtsbarkeit anftatt der Meyer oder Keller Ammänner. Solche 
Ammänner hatten im Lande Url das Klofter Wettingen und die 
Edeln von Brüninderg*). Sehr verfchieden von foldhen Am⸗ 
männern {ft nun aber der minister vallis, des Thales Am⸗ 
mann, ober der Landammann, wie er fpäter genannt wurde. 
Er ift ein höherer Beamteter, und beforgt die weitere zentgräfs 
liche Gerichtsbarkeit in dem Thale. Es ift ungewiß, ob bie 
Aebtiffin den Landammann fehte, wie fie die Meyerämter 
verlieh, oder ob der Reichs» und Kirchenvogt denfelben ernannte. 
Dagegen iſt noch im dreizehnten Jahrhunderte von einer freien 
Wahl des Ammannd durch die Thalgemeinde Feine Rede. Während 


3) Urf. v. 1363 bei Hergott I. S.715. u. v. Gingins ©. 59. 
%) v. Gingins ©. 61. 
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die Urtheiler im Gerichte aus dem Bolfe hervorgehen, und in 
dem Bogtding die Bogteigenofien, in dem Meyerdinge die 
©otteshausleute das Urtheil finden, fo Fommt dagegen die Ges 
malt des Richters, ber das Ding leitet und die Gerichtsbarkeit 
bandhabt, von oben, zulegt vom Könige her. Eben fo folgt 
aus der Stellung eines jeden Ammanns, daß er von einem 
höhern Herrn mit der Stellvertretung und mit dem Amte beauf- 
tragt iſt. Immerhin aber war e8 natürlich, daß vorzugsweife 
Edle und Ritter oder wenigftens freie oder minifterlale Land» 
leute, welche baushäblih in dem Lande faßen und angefehene 
Bamiltenverbindungen dafelbft hatten, das wichtige Amt erhielten. 
Und hinwieder legte die Thalgemeinde einen großen Werth dars 
auf, jederzeit einen einheimifchen Landammann zu haben. ’ 
Dlieb fie mit dem Könige und dem Reiche in unmittelbarem Ver⸗ 
band, wie folches feit dem Ausfterben des Zähringifchen Fürften« 
haufes erreicht wurde, fo hatte fie defto größere Ausſicht, diefe 
felbftändige Gerichtsbarkeit im Rande zu bewahren. Aus biefer 
hohen Stellung des Landammanns erklärt es fi), daß die Edlen 
von Attinghaufen, ein urnerifches Dynaſtengeſchlecht, es nicht 
unter ihrem Stande hielten, dieſes Amt zu befleiden und perfün- 
lid) zu verwalten. Und gerne fchlofien fich die Landleute an das 
vornehme Geſchlecht an, welches gemeinfam mit ihnen die Selbft- 
fländigfeit des Landes zu erhalten und zu erweitern bemüht war. 
Dad Amt wurde indeß, im Gegenfabe zu den Meyerämtern, 
nicht erblich, fo wenig als die Reichsvogtei in Zürich feit 
1218; und auch) darin lag ein wichtiges Moment für Gewinnung 
völliger Unabhängigkeit des Landes, | 

Kurze Zeit nachdem Kaifer Friedrich II. die Vogtei über das Saighale 
Frauenftift Zürich am fidh gezogen und verſprochen hatte, bie Reittunmittel- 
Güter und Leute der Abtel nicht mehr vom Reiche zu veräußern, 
trat Doch für das Land Uri wieder eine Gefahr ein, unter die 
Herrſchaft eines Fürften zu gerathen. Es fcheint nämlich, daß 
Fried rich 11. felbft, oder fein Sohn Heinrid VII., — bie 
nähern Umftände fennen wir freilich nicht und eben fo wenig 
die diesfällige Urkunde — die Vogtei Uri an den Grafen Ru- 
dolf von Habsburg, den Großvater des nachmaligen Könige 
Rudolf, einen Freund und Anhänger des Hobenftaufifchen 


30 Die drei Länder Uri, Schwyz umb Unterwalben. 


Haufes, veräußert habe. Vielleicht wußte der König nicht, daß 
dad Land Uri mit der Abtei Zürich verbunden und daß dieſem 
Lande durch die für die Abtei Zürich im Jahre 1218 ausgeftellte 
Urkunde Reichsunmittelbarkeit verliehen worden ſei. Indeſſen 
thaten die Landleute unverzüglich Schritte bei dem König gegen 
diefe Veräußerung, und wurden dabei ohne Zweifel auch von 
der Aebtiffin und ihren Räthen unterflügt. Die Urkunde von 
1218 wurde dem, Könige vorgelegt und die Beziehung des Lan- 
des Uri zu der Abtei Zürich erklärt. Heinrich VII. erfannte den 
gefchehenen Fehler an, Faufte die Anfprüche und Rechte des Gra⸗ 
fen von Habsburg wieder los und gab neuerdings nun den 
Urnern felbft einen Eöniglichen Brief, worin er fie ald Reichs⸗ 
angehörige zu behandeln und nie zu veräußern gelobte. Es ges 
fhah das im Jahr 12331”). Und im Jahr 1240 beftätigte auch 
der Kaifer Friedrich 11.) felbft wiederum die Reichsunmittel⸗ 


25) Häusler im fchmweiz. Mufeum f. hiſt. Miffenfchaft 1. ©. 208 ff.: 
Heinricus — fidelibus suis universis hominibus in valle Uranie 
constitutis: Vos redemimus et excmimus de possessione comitis R. de 
Habsburc , promittentes vobis, quod vos numquam a nobis, vel per 
concessionem vel per obligationem alienamus, sed semper vos 
ad usus nostros et imperii manutenere volumus et fovere. Ferner 
Urfunde König Heinrichs v. 1232 bei Tſchudi J. S.125: „Officiatis et 
procuratoribus ceterisque fidelibus suis in Uren constitutis. — In locis 
quæ nostre atlinent advocatix, de quibus nobis servitia fieri consueverunt, 
volumus a. f. f. Urkunde desf. Könige v. 1234, Tſchudi I. ©. 130.: 
Fidelibus suis ministro et universis hominibus (hier wird der Land⸗ 
ammann und das Vogtding richtig bezeichnet) Uranie. Mandamus vobis — 
quatenus ab hominibus claustri de Wettingen in Valle Uranis constitutis 
nullam prorsus exaclionem vel precariam requiratis. 


3%) Urk. v. 1240, nah Tſchudi gleichlautend für Url, Schwyz 
und Unterwalden, für jedes Land beſonders ausgefertigt: Fridericus . . 
universis hominibus vallis (Uraniæ) fidelibus suis gratiam suam et omne 
bonum,. Litteris et nunciis ex parte vestra receptis et vestra ad nos con- 
versione et devotione assumpta expositis et cognitis per eosdem, vestræ 
purz voluntati affectu favorabili concurrimus et benigne devolıonem et 
fidem vestram commendantes, non modicum de eo quod zelum quem sem- 
per ad nos et imperium habuistis, per effectum operis ostendistis sub alas 
nostras et imperii, sicuti tenebamini, confagiendo tamquam homines liberi, 
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barfeit des Landes. Bon da an bileb diefelbe umverfehrt, und 
zugleich löste fi) au das Land nun mehr und mehr von der 
Verbindung mit der Abtei Zürich ab. Um diefer Verbindung 
willen hatte e8 im Jahre 1218 Reichsunmittelbarkeit gewonnen, 
in ihr hatte es fich geftärft und war zu höherer Selbfländigfeit 
erwachſen. Nun diefe erlangt war, fo bedurfte e8 auch dieſer 
Berbindung weniger mehr. 

In neuerer Zeit ift es bezweifelt worden, daß Friedrich II. 
die Reichsunmittelbarkeit des Landes Uri nochmals ausdrüdlid 
beftätigt habe. Hifely hat fogar vermuthet, Friedrich habe den 
Alt, wodurch fen Sohn Heinrih VII. die gefchehene Ber: 
Außerung des Landes (fel diefelbe nur Verpfändung oder Be- 
lehnung zu eigenem Rechte gewefen) an den Grafen von Habe- 
burg rüdgängig gemacht habe, für nichtig erklärt. Er meint, 
daraus, daß die Bulle ded Papfted Innocenz IV. vom Jahr 
1248 nur der Länder Schwyz und Unterwalden gedenke, nicht 
aber auch des Landes Uri, folge unwiderleglih, dag im Jahr 
1240 Friedrich II. nur den Ländern Schwyz und Unterwalden, 
nicht aber dem Lande Uri einen Freiheitsbrief ausgeftellt habe*”). 

Allein vorerft läßt fich der vermeintliche Widerfpruch zwi⸗ 
fchen der päpftlihen Bulle, die nur von zwei Ländern fpricht, 
und den faiferlichen Freiheitöbriefen, welche von allen drei Ländern 
in Anfprud) genommen werden, auf das einfachfte und natürlichfte 
Löfen, ohne daß man zu jenem Schluffe fommt. Die päpftliche Bulle 
wurde hervorgerufen durch Graf Rudolf von Habsburg von der 
jüngern Linie, einen Anhänger des Papſtes und Gegner des 
Kaiſers. Diefer Graf klagte zugleich über. den Kaiſer und die 


qui solum ad nos et imperium respectum debeatis habere. Ex quo igitur 
sponte nostrum et imperii dominium elegistis, fidem vestram patulis bra- 
chiis ampiexamur favoris et benevolentis purilatem vestris sinceris affec- 
tibus exhibemus, recipientes vos sub nostra speciali et imperii 
protectione; ita quod nullo tempore vos a nostris et imperii 
dominio et manibus alienari vel extrahi permittemus, dantes 
vobis certitudinem et plenitudinem gratie et favoris quam benignus Domi- 
nus efiundere debet ad subditos et fideles. 

27) Hisely, Essai sur l’origine et la develloppement des lihertés 
des Waldstetten. S. 274. ff. Beſſer Häusler im Mufeum I. 212, 
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Landleute von Schwyz und Unterwalden, und befchwerte ſich, 
daß jener und diefe feine erblidden Rechte mißadyteten. Urt zu 
erwähnen hatte er nicht die mindeſte Beranlaffung, da er in 
Urt keinerlei erbliche Rechte anzufprechen hatte. Worin 
hätten dieſe beftehen follen? Und ſicherlich Hätte er fich bei dem 
Papfte nicht empfohlen und bei dieſem fein Gehör gefunden, 
wenn er die Reichsunmittelbarfeit des Landes Uri und Damit 
zugleid die Immunitätsrechte und die Unmittelbarfeit 
der Sraumünfterabtei Zürich, auf welcher jene beruhte, 
angefochten hätte. Ging der Papft auch auf feine Klagen für 
Schwyz und Sarnen ein, fo hätte er ſich doch ficher nicht Dazu 
verftanden , dem weltlichen Grafen zu lieb, Die Rechte des Klo⸗ 
ſters anzutaften. Das Schweigen des Papftes über Urt ift fomit 
ſehr erflärlich. 

Und Kalfer Friedrich? Was hätte diefer für einen Grund 
gehabt, jenen Aft feines Sohnes zu desavouiren, ober für nich⸗ 
tig zu erflären? Der Sohn hatte ja den Urnern nur im Jahre 1331 
gehalten, was ihnen der Vater felbft im Jahr 1218 verfpro> 
hen hatte. Und der betheiligte Graf, ber inzwiſchen durch Vers 
leihung oder Verpfändung,, im Widerſpruch mit diefem Verfpres 
hen, eigene Vogteirechte erhalten hatte, war von König Hein- 
rich losgekauft und hinwieder befriedigt worden. Stand 
Friedrich im Jahr 1240 nit an, den Schwyzern und Unter⸗ 
waldnern einen Freiheitsbrief auszuftelen und darin zum erften 
Mal deren Reichsunmittelbarfeit ausdruͤcklich und urkundlich ans 
zuerfennen, fo hatte er, das tft Har, noch weniger Bedenken, 
den Urmern gegenüber, die ihm wie jene treu geblieben waren 
und Hülfe gefandt hatten in feiner Noth, die ſchon 1218 ur⸗ 
fundlicy zugefagte und 1231 befräftigte Reichsfreiheit anzuerken⸗ 
nen. Wenn die Urner einen gleichen Brief für ſich wünfchten, 
wie ihn die Schwyzer und die Unterwalbner befamen, fo erhiels 
ten fie denfelben fidher. Hätten fie feinen folchen befommen, fo 
wäre bied nur ein Zeichen, daß für fie diefe Erneuerung über; 
flüfftg erfcheinen mochte. 

Auch nachher wurde ihre Reihsunmittelbarkeit von Nieman⸗ 
dem beftritten. Durch den Graf Rudolf von Habsburg der Altern 
Linie, den wir im Jahr 1258 als Reichsvogt Gericht zu Altorf 
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halten fehen, dachte nicht daran, für fih eigene, etwa land⸗ 
aräfliche Rechte in Anſpruch zu nehmen. Kaum war er 
deutſcher König geworben, fo ficherte er auch von neuem ben 
Urnern ihre Reihsunmittelbarkeit urkundli zu und 
verfprady, wie vormals König Heinrich VII., diefelben nie vom 
Reiche zu veräußern”). 


1. Das Land Schwyz. 


Die Landleute des Thales Schwyz ftanden fi) in ändi- 
ſcher Beziehung befier ald die Landleute von Url. Sn poli- 
tifcher Beziehung waren fie zu Anfang des XII. Jahrhunderts 
weniger günftig geftellt als Diefe. 

Man hat zwar in neuerer Zelt felbft die Schwyzer als 
Hofhörige des Grafen von Habsburg, früherhin des Grafen 
von Lenzburg, ausgeben wollen. Diefe Auffaffung iſt durchaus 
irrig. Es ift zwar biftorifcy ficher, daß während des XII. Sahr- 
bunderts die Grafen von Habsburg Grundeigenthum und Grund- 
herrſchaft im Thale Schwyz hatten und allerdings gab es dafelbft 
auch hörige Bauern, weldye auf Gütern des Grafen lebten, unter 
dem Hofrechte diefes fanden, den von diefen gefeßten Kellern 
oder Ammännern unterworfen waren, an ihre Grundherren Zinfe 
und Fälle feyuldeten. Aber es fteht, was bisher nody nicht mit 
dem nöthigen Nachdrucke hervorgehoben wurde, hiftorifch eben- 
falls feft, daß die volle ſtändiſche Freiheit und das freie 
Grundeigenthum der Landleute im Thale Schwyz einen 
alten und fihern Wohnſitz hatte. Dadurch zeichnen ſich die 
Schwyzer auch fehr vor den Urnern aus. Es gab zwar auch 
im Lande Uri auf den Gotteshausgütern der Abtei Bauerfamts 
lien von perfönlicdy freiem Gefchlechte; aber fie waren doch, um 
ihres abgeleiteten Grundbeſitzes willen, fammt den eigentlichen 


2%) Urk. v. 1274, bei Tfhudi I. S.180.: Rudolphus — rex — 
prudentibus viris ministro et universitati vallis Uranis 
gratiam. — Certos vos reddimus et securos, quod in nullo eventu vel 
casu vos obligabimus ullo modo, sed inter speciales alumnos 
imperii computare vos volumus, specialibus nostris et imperii 
usibus et obsequiis omni tempore reservandos. 

Bluntſchli Bundesrecht. 3 


Freier Stand 
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Reglern und wicht viel anders als diefe dem Hofrechte der 
Hebtiffin und ihrer grundherrlichen Gerichtöbarkeit unterworfen. 
Im Gegenfabe dazu gab es im Thale Schwyz, und ohne Zwei⸗ 
fel feit der erften Befegung und Vertheilung des eroberten Lan⸗ 
des durch die Mlamannen, eine große Markgenoſſenſchaft 
freier Männer, welde keinem Grundherren unterworfen 
waren, und ihre Güter nicht nad) Hofredht inne hatten, fondern 
welche auf eigenem Grund und Boden lebten und als freie 
Alamannen des Volksrechts in vollem Maße theilhaftig waren 
und blieben. Während die meiften" freien Marfgenofienfchaften 
und Gemeinden allmählig in der Periode vom neunten bis zum 
breizehnten Sahrhunderte niedergedrüdt wurden, und fi als 
eine unfriegerifhe und belaftete Bauerfame der grundherrlichen 
Gerichtsbarkeit, oder einer nach dem Vorbild diefer ausgebildes 
ten und erweiterten Vogteiherrſchaft ergab; fo behielten bie 
Schwyzer durch diefe Jahrhunderte hindurch in frifehem An⸗ 
denfen, daß fie freie Grundelgenthümer feien und retteten dieſe 
Freiheit vor jeder Gefahr. Der eigenthümliche ftolge Zug, wel⸗ 
eher Durch die ganze Gefchichte der Schwyzer hindurch geht, durch 
welchen fie fi) auch von den beiden andern Ländern unterfcheis 
den und der Nachruf, welden die Schwyzer voraus allen 
Kämpfen gegen die Haböburger gegeben haben, haben in biefer 
Abftammung und Bewahrung ihrer ausgezeichneten ſtaͤndiſchen 
Freiheit ihren Grund. Site fühlen ſich vorzugsweife als die 
freien Landleute. 
Der Grenjkrcit In der Eigenfchaft als eine freie Markgenoſſenſchaft führen 
Aamticrn und fie im XII. Jahrhundert mit dem Klofter Einfieveln jenen bes 
"Sinferein. rühmten Grenzftreit über die Ausdehnung der Almende vor dem 
Könige und den Fürften, namentlich den alamannifchen Fürften 
des Reihe. Die einzelnen Schwyzer hatten zwar jeder Haus⸗ 
vater fein Landgut, welches er zum Eigenthum befaß und bes 
baute, aber in ihrer Verbindung zu einer Marfgenoffenfchaft 
befaßen fie indgefammt das unvertheilte Land weit umher, die 
gemeine Waldung und Weide, die fogenannte Almende. Das 
Sondereigentbum war ausgemarkt und die Grenze jedes Sons 
dergutes feftgeftellt. Aber das unvertheilte gemeine. Land war 
nicht überall abgegrenzt. Es verlor fi in unmwirthfame Berge 
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und bei der geringen Bevölferung auch in die Wildnis hinein. 
Es galt nun aber ald altes Recht der deutſchen Könige, über 
die Wildniß nach Belteben zu verfügen, Und fo.war vom deut⸗ 
fen Könige dem Klofter Einfieveln die Wildniß auf den Höhen 
um das Klofter her vergabt worden. Sie wurde in biefer Ger 
gend von dem Klofter und feinen Leuten benubt. Hier nun ka⸗ 
men die Schwyzer Marfgenofien mit den Knechten und Mönchen 
des Klofters in Streit. Jene fällten auch da noch Holz und 
ließen ihr Vieh auch da noch weiden, wo das Klofter in aus⸗ 
ſchließlichem Rechte über den Boden zu fein glaubte. So ent 
fand nun ein Streit über die Grenzen der Almende, welcher 
wiederholt 1114 und 1144 an dad Gericht des Königs felber 
gebradyt und vor demfelben verhandelt wurde. Das Klofter hatte 
die Sache dahin gebracht, weil es fein Recht von unmittelbarer 
föniglicher Berleihung herleitete. 

In dem erften Prozeß von 1114 erfchien vor Kaifer Hein⸗ 
rich V. der Abt Gero von Einftedeln und der Graf Ulrich von 
Rapperswyl, Bogt des Klofters, als Kläger; und als 
Bellagte werden genannt die Grafen Rudolf und Arnolf von 
Lenzburg und die Bürger (cives) von Schwyz, benen 
vorgeworfen wird, fie feien über Die Graͤnzen ber Klofterbefigung 
widerrechtlich eingedrungen und haben Boden des Klofters in Ans 
ſpruch genommen, als wäre derfelbe ihr Erbgut. Graf Rudolf 
wird durch das Urtheil der Kürften, nad) Vorfchrift des alas 
mannifchen Volksrechts, des Unrechts überwiefen, angehalten, 
dem Klofter das widerrechtlich Genommene zurüdzuftelen, und 
in die Buße von 100 Pfd. verfällt, um damit die Huld des 
Könige wieder zu gewinnen. Die Grenzen der Kloftergüter 
werden fodann genauer bezeichnet. 

Im Jahre 1144 kam der Streit nemerdings vor das Gericht 
des Könige Konrad. Der Abt Rudolf von Einſiedeln hatte fich 
an den König gewendet und denfelben angegangen, daß er 
den Streit zwifchen dem Kloſter und dem Grafen Rudolf 
von Lenzburg und feinen Miterben und zmifchen dem Kloſter 
und den Bürgern von Schwyz, der ſchon lange beftehe, endlich 
definitiv erledigen möge. Für das Klofter trat num in dem 
Gerichte des Königs der Graf Ulrich von Rapperowyl auf und 
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ed wurde nachgewieſen, daß ber Streit ſchon unter Kaiſer Hein» 
rich V. nad dem Urtheil der Alamannen, welche in diefem 
Lande Recht zu fprechen haben, entfchieven worden fel. Sodann 
wurde geklagt, daß Graf Udalrich von Lenzburg und die Schwy⸗ 
zer feither wieder ihre Grenzen überfchritten und ſich in den Klo⸗ 
ftergütern Nutzungen angemaßt haben, die ihnen nicht gebühren. 
Darauf bin wurde die Grenze neuerdings durdy das Urtheil 
näher bezeichnet. In dem erften Urtheilöbriefe werden unter 
den weltlichen Herren, welche in dem Gerichte des Könige 
faßen, zuerft genannt Herzog Briedrihd von Schwaben, 
und Herzog Berchtold von Zähringen, und in dem zwei⸗ 
ten die Herzoge Hriedrih von Schwaben und Konrad 
von Zähringen?). 





29) Urkunde von 1114 bei Tſchudi IL. ©. 54: „Heinricus quartus 
Imperator. Complacuit nobis ut patefieret universis, qualiter Gero Abbas 
de Cella Scti Meginradi et Ulricus advocatus ejus ad nos venerunt, com- 
querentes scilicet, quod Rodolfus et Arnolfus comites et cives de villa 
Suites certos fines ejusdem cella invaserint, hereditariam partem 
ibi semet habere affirmantes, eo quod eorum inarvales agri heremo, 
in quo constructa est, videntur esse illimitantes. Hæc etiam pr&sumptio, 
quam injusta esset, aperte comprobaverunt. — Inde Rodolfus æquo judi- 
cis primatum nostrorum, sicut docet lex Alamanorum convictas, in- 
juste ablata — ad manum advocati prefale celle restituit et ad obtinen- 
dam nostram gratiam centum libras nobis persolvit. Nos itaque æquo 
judicio Optimatum ac fidelium nostrorum immo consilio Juridicorum — 
eam vastitatem — monachis concessimus et perpetualiter possidendum con- 
tradidimus, cum omni circumjacente sylva omnique finitima marca sub 
nominatis locis determinata, qua — incipiens a fluviolo Bibera u. ſ. f.“ — 
Urk. v. 1144 bei Tfchudi I. ©. 68.: „Cunradus Rex — : omnium noverit 
industria, quod vir venerabilis Rudolfus Abbas monasterii Meginradi cells 
dicti, nostrum celsitudinem adiit ac — petit, quatenus litem, quae 
inter ipsum et Oethalricum de Lenzburg ac cohaerades ejug, 
seu eliam inter ipsum et cives de Suites jam longo tempore agita- 
batur, finali judicio curie notre decideremus. Astante itaque pro jure 
supra nominati monasterii Rudolfo de Raprechteswilare ejusdem loci advo- 
cato relectum est pr&ceptum — Heinrici quinti Regis et quarti Imperato- 
ris avunculi nostri, in quo continebatur hanc controversiam diu fuisse ven- 
tilatam inter abbatem jam szpe dieti monasterii et advocatum ipsius 
Oethalricum atque inter Rudolfam et Arnolfum comites et item habita- 
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In beiden Progefien erfcheinen, während der Klofterleute 
von Einſiedeln nicht gedacht iſt, die Schwyzer neben und mit 
dem Strafen von Lenzburg als eine felbftändige Partei, deren 
Berechtigung zum alamannifhen Volksrechte ausdruͤck⸗ 
lich anerkannt wird. Sie werden mit den Namen ber Bürger 
geehrt und als eine freie Markgenoſſenſchaft geachtet. 

Diefe frändifche Freiheit der Schwyzer wurde auch von dem 
Könige Rudolf von Habsburg im Jahre 1291 noch in doppel⸗ 
ter Weiſe anerfannt, einmal indem er fie als Freie anredete und 
ſodann, indem er ihnen als König die Zuficherung gab, es folle 
ihnen nie ein Mann vom unfreien Stande zum Richter ges 
feßt werden, ba ſolches für fie unangenehm wäre’). Bedenkt 
man, daß auch die vornehm gewordenen Dienftleute (Miniftes 
rialen) als Unfrete durch diefe Beftimmung ausgeſchloſſen wurden, 
fo erfcheint der Fönigliche Brief von um fo höherer Bedeutung. 
Daß auch die Hörigen Leute im Thale ſich im Verkehr mit 
den freien Landleuten gehoben fühlten, nach voller Freiheit ſtreb⸗ 
ten, und In diefem Streben fi) an diefe anlehnen konnten, ift 
natürlih. Die vielfachen Streitigkeiten diefer Hofhörigen mit 
den Grundherren, namentlich den Grafen von Habsburg noch 
zu Anfang des XIV. Jahrhunderts, zeugen für die Wahrheit 
dieſes Satzes. 

Politiſch gehoͤrte das Land Schwyz wieder als eine beſondere IN 
Zent zum Zürihgan’). Aber diefe Zent war nicht wie Url Yalclıen. 


tores villae Suites seilicet Alamannorum (quibus ejusdem 
terrae jurisdictio pertinet) judicio et ejusdem privilegii auetoritate 
terminaliter diffnitam, 

20) Urkunde von 1291 bei Kopp S. 29.: Rudolfus — Rom. Rex — 
Pradentibus viris, universis hominibus de Schwytz, libere con- 
ditionis existentibus, dilectis suis fidelibus, gratiam suam et omne 
bonum. Inconveniens nostra reputat serenitas, quod aliquis seruilis 
conditionis existens, pro judice vobis detur, propter quod aucto- 
ritate regia volumus, ut nulli hominum, qui servilis conditionis exti- 
terit, de vobis de cetero judicia liceat aliqualiter exercere. 

31) Urkunden von 973 und 1045 bei Herrgstt I. ©. 83 und 177. 
Liber eremi, im Geſchichtsfreund d. V. Orte. I. S, 111. und bie Dota- 
tiones Einsidienses, eben da S. 391. ff. 
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mit der Reichsabtei Zürich verbunden, Hatte daher auch feine 
Smmunitätöredhte. Ihre Beziehung zum Gau blieb fomit in 
älterer Zeit fortbeftehen. Darauf hatte nun aber die Spaltung 
des alten Herzogthums Alamannien gegen Ende des XI. Jahr⸗ 
hunderts großen Einfluß. 

Herzog Berchtold II. von Zähringen nämlich, der vorher 
Anſpruͤche auf das ganze Herzogthum Alamannien gemadyt hatte, 
wurde nun doch genöthigt, den Herzog Friedrich von Stauffen 
ald Herzog der Alamannen anzuerfennen; aber er erhielt nun 
von Kaifer Heintih IV. die Vogtei über die Abtei Zürich 
und zugleich auch die herzogliche und gaugräfliche Gewalt über 
ben Zürichgau. Diefe Annahme bedarf freilich noch einer nähes 
ven Begründung. 

Wir werden im Verfolge auf ein, wenn ich nicht irre, bis⸗ 
ber nicht beachtetes urkundliches Zeugniß für dieſe Rechte 
Ropen, welches fich zunächft auf Unterwalden bezieht, aber 
da Unterwalden wie Schwyz zum Zuͤrichgau und nicht zur Abtei 
Züri gehört, au für Schwyz beweift. Außerdem fprechen 
aber dafür fowohl äußere hiftorifhe Gründe als der innere Zus 
ſammenhang ber fpäteren Ereigniffe. Seither nämlich finden wir 
ben Zuͤrichgau immer getrennt von dem Herzogthum Schwaben, 
welches der Hohenftaufifchen Familie gehörte. Dagegen nennen 
fich Die Herzöge von Zähringen, die einzigen, welche nach dem 
Herzoge von Schwaben in Betracht kommen können, nicht bloß 
Vögte von Züri, fondern fprechen auch die Fönigliche Gewalt 
über die Bezirke in der Nähe von Zürich, d. h. eben über bie 
Zenten des Zürichgaues an’). Das Fuͤrſtenthum diefer Herzoge 
erweiterte fich ſodann allmählig über den größten Theil der jehi⸗ 
gen Schweiz. 

Ob fie nun die Gaugrafſchaft Zürich an andere Dynaften ver- 
lieben haben, mag als ungewiß gelten. Immerhin aber wird aus 
der Vergleihung des Zuͤrichgaus und feiner Gefchichte mit dem 


32) Urkunde von Berchtold V. von 1210. Bet Schöpflein hist, 
Zar. Bad. I. ©. 184.: „in oppido Turicensi et locis et districtibus 
circumguaque vicinis, imperatoris gratia ipsius locum tenens.” — 
Häusler im ſchweiz. Mufeum f. hiſt. Wiſſenſch. UL ©. 274. 
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benadhbarten Aargau und Thurgau eine wichtige und fols 
genreiche Berfchiedenheit Far. In beiden lebtern Gauen nämlich 
gelang es einzelnen mächtigen Familien, in denen das Grafenamt 
herkoͤmmlich geworden war, die alte gaugräfliche Gerichtsbarkeit 
zu erblicher Landgraffchaft auszubilden und fo Landes⸗ 
hoheit zu erwerben. Im Zürichgau dagegen zeigen fich zwar 
auch Spuren von derartigen DVerfuchen, aber diefe Verfuche 
ſchlagen alle fehl. Wir finden vielmehr den Zürichgau fofort 
nad) dem Ausfterben des Zähringifchen Haufes weit mehr in 
einzelne Heinere Herrfchaften und Vogtelen zerbrödelt, als dieß 
in jenen andern Gauen der Fall war. Und diefe Herrfchaften 
und Vogteien ſprachen einen hoben Grad von Selbftändigfeit 
an und wurden darin anerkannt. Allerdings wirkten zu biefer 
Erfcheinung verfhiedene Momente zufammen: fo die Abgeſchie⸗ 
denheit der Gebirgsthäler,, in denen die Zentgerichtsbarkeit fich 
erweiterte; ferner die zahlreichen und wichtigen Klöfter mit ihren 
Smmunitäten; voraus bie Eremtion der Stadt Zürich aus der 
gaugräflichen Gerichtsbarkeit. Aber trotz alle dem hätte ſich Doch 
wohl, dem Charakter der damaligen Zeit gemäß, wenigftens ein 
Reſt des alten Gaugrafenthums zu wahrer Landgraffchaft 
über den Zuͤrichgau ausgebildet und verhärtet, wenn nicht dieſe 
Entwidlung während der Zähringifchen Landeshoheit gehemmt 
und durd das Ausfterben des Zähringifchen Fürftenhaufes ers 
fehüttert und zerftört worden wäre. Beides aber wird klar, wenn 
wir annehmen, daß die Herzöge von Zähringen zugleich die 
berzogliche und gaugraͤfliche Gewalt im Zürichgau inne gehabt 
und beide vermifcht gelaflen haben, fo daß Feine befondern 
Baugtafen des Zürichögaues ernannt, wenigſtens nicht ordentlich 
mit dem Grafenthum belehnt wurben. Unter diefer Bor- 
ausfegung konnten fi die Herzöge gerade fo in der Grafs 
ſchaft Zürich vertreten laflen, wie fie fih in der Reichs⸗ 
vogtei Zürich vertreten ließen. Als fie ausftarben, wurde 
nun eben darum die volftändige Zertheilung des alten Zuͤrich⸗ 
gaues in Kleinere reichdunmittelbare Gebiete fo fehr erleichtert: 
und es Fonnten fowohl die Stadt Zürich als die einzelnen Thäs 
ler, fo wie hinwieder einzelne Dymaftengefchlechter, welche in 
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dem Zuͤrichgau Befisungen und Herrfchaftsrechte befaßen, um 
fo eher nach Reichsunmittelbarkeit und höherer Selbftändigfett 
fireben. Mir fcheint, es liegt in diefer Bemerkung ein Schlüffel, 
mweldyer mandye von den ftaatsrechtlichen Raͤthſeln der Alteften 
Geſchichte des Schweizerbundes zu löfen geeignet iſt. 

Bon da aus wird nun auch die befondere Stellung der 
Vogtei Schwyz Harer werden. An Reichs vogtei über das 
Land im eigentlichen Sinne des Wortes ift während dem XII. 
Jahrhundert nicht zu denken, denn das Thal fand wie die übrl- 
gen Zenten des Zürichgaus nicht unmittelbar unter dem Könige, 
fondern unter den Herzogen von Zähringen. Bon Kirchen⸗ 
vogtei kann eben fo wenig die Rede fein; denn das Thal 
gehörte Feiner Kirche und hatte Feine Immunttätsrechte. Wenn 
ven Vogtei die Rede tft, fo muß diefe, ſei es in erſter oder 
zweiter Stufe von den Herzogen von Zähringen abgelettet fein. 
Halten wir daran feft, fo laſſen fih nun aud die zahlreichen 
Schwierigkeiten, welche fi aus der Urkunde über den Marken» 
freit zwiſchen Schwyz und Einfledeln zu ergeben feinen, leicht 
heben, und wird das Verhältnig der Grafen von Lenzburg, 
fpäter der Grafen von Habeburg klar. In den Urtheilsbriefen 
von 1114 und 1144 nämlih, von denen oben ſchon die Rebe 
war, werben beide Male Grafen von Lenzburg auf der Selte 
der Schwyzer genannt. Und von jeher hat man ſich darüber 
geftritten, in welcher Stellung diefe Grafen an dem Prozeſſe 
Theil nehmen. 

Die älteren Gefchichtsfchreiber, Tfhudt und Müller, bes 
trachten dieſelben als Schirmvögte, welche von den Schwy⸗ 
zern erwaͤhlt worden ſeien. Allein dieſe Auffaſſung iſt unver⸗ 
traͤglich mit dem Rechte des Hauſes Zaͤhringen ſowohl als 
mit dem Rechte der alten Reichsverfaſſung, nach welchem die 
Thalleute von Schwyz nicht in der Lage waren, einen Schirm⸗ 
vogt zu wählen. In neuerer Zeit hat man (z. B. Hiſely) bie 
Grafen von Lenzburg ald erblidhe Herren von Schwyz dar⸗ 
geftellt, und dabei theilweiſe an Grundherrfchaft, theilmeife an 
Iandgräfliche Herrfchaft gedacht, welche ſodann nad) dem Ab» 
fterben der Grafen von Lenzburg auf die Grafen von Habsburg 
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vererbt worden ſei. Efcher’”), indem er der letztern Anſicht 
entgegentritt, nimmt an, die Grafen von Lenzburg haben den 
Prozeß nur neben den Schwyzern ald deren Prozeßgenoffen, 
als mitbetheiligte Grundherren im Lande, keineswegs aber als 
Bertreter oder Bögte der Schwyzer geführt. Und in der That 
iR es unzweifelhaft, daß die Grafen, da fle Grundeigenthum tn 
dem Thale befaßen und mit den Marfgenofien daffelbe Intereſſe 
hatten, in dem Prozeß auch ihre eigenen grundherrlichen 
Rechte vertheidigten. Im erften Prozeffe fehon treten zwe i Gra⸗ 
fen von Lenzburg, Rudolf und Arnolf, und im zweiten der 
Graf Ulrich von Lenzburg und feine Miterben auf; und 
die Schwyzer erſcheinen allerdings auch als eine befondere 
Partei, ald deren Mitfireiter (competitores). Allein diefe 
Stellung der Grafen tft nicht die einzige, welche in Betracht 
fommt. Vor dem Reichsgerichte erfcheint überdem einer der 
Grafen, das erfte Mal der Graf Rudolf, das zweite Mal ver 
Graf Ulrich als der vornämlihde Wortführer und an der 
Spitze der ganzen Partei. Der Graf Rudolf wird des Uns 
rechts überwiefen; er, im zweiten Prozeß der Graf Ulrich, 
muß dem Kloftervogt Erfah leiften; er wird in die Buße vers 
fällt; gegen ihn wird das Urthell ausgefprodhen. Es verfteht 
fih, daß er nicht als einzelne hohe Perfon, — der Bruder des 
erften, die Miterben des zweiten waren fo vornehm ald er — 
noch als vornämlicher Grundeigenthümer — die Schwyzer was 
ten viel ftärfer betheiligt — fo hervortrat, fondern eben In ſei⸗ 
ner Eigenfchaft ald der Vogt des Thales, als der Vogt der 
Schwyzer?). 


33) In der Encyclopädie von Erſch und Gruber, Artikel Eidge⸗ 
genoſſenſchaft. — Vgl. Häusler a. a. O. ©. 276. 

4) Urkunde von 1114 oben in Anm. 29 und melter: Hoc totum isti 
@. 5. die Schwyzer) denuo et maxime Rudolfus comes infringere co- 


- nati sunt, sed — non praevaluerunt. Nam inde Rodolfus — con- 


vietus u. f. f. Siehe oben. Urf. v. 1144. : Qua ratio tam fortibus sub- 
nixa firmamentis, comitem Udalricum de Lenzburg et competitores 
absterrere non potuit, donec — e causa penitus caderet et cum debita 
legum censura tam nobis quam abbati et advocato ablata restiluendo sa- 
tisfaceret, 
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In der erfien Hälfte des XII. Jahrhunderts finden wir fo« 
mit Grafen von Lenzburg ale Voͤgte von Schwyz; zu Ans 
fang des XIII. Jahrhunderts giebt fich ein Graf Rudolf von 
Habsburg ald Vogt der Schwyger zu erfennen. Und zwar 
nennt er ſich in einer allerdings nur in fpäterer Ueberlieferung 
auf und gefommenen Urkunde des Jahres 1217°°), die ſich 
wiederum auf den Marfenftreit zwifchen den Schwyzern und 
dem Klofter Einfieveln bezieht: „oon rechter Erbfchaft rech⸗ 
ter Bogt und Schirmer der Leute von Schwyz.” Das 
Klofter wendete fih damals an ihn, ald den rechten Vogt und 
Schirmer der Schwyzer: und ihm gelang es, die flreitenden 
Parteien zu verföhnen. Wenn daher die Urfunde im urſpruͤng⸗ 
lichen lateinifchen Texte fo lautete, fo folgt daraus allerdings 
nicht bloß, daß nun die Vogtei Schwyz — feit dem Ausſter⸗ 
ben der Grafen von Lenzburg — von dem Haufe Habsburg 
erlangt worden war, fondern daß die Grafen von Habsburg und 
die Thalleute felbft die Vogtei damals für ein erblihes Recht 
hielten. In der That iſt dieß möglich und paßt ganz gut zu 
der übrigen Entwidlung und Verfaffung. Nur darf man dar: 
aus, nicht wie ſolches gefchehen ift, falfche Folgerungen her⸗ 
leiten, und diefe Vogtei mißverftehen. 

‚Bestiateit Während des ganzen Mittelalterd zeigt fih in allen Vers 
bältniffen ein Streben, die Aemter und Würden an den Boden 
zu knüpſen und durch dieſe Verbindung dauerhaft, gewiſſer⸗ 
maßen unbeweglihd zu machen. Eben fo fehreitet damit das 
weite verwandte, dem beutfchen Charakter zufagende Streben 
der Erblichfeit fort. Das Herzogthum Alamannien war, als 
es ums Sahr 916 hergeftellt wurde, eine Reichswürde, aber 
feineswegs erblich. Indeſſen wurde doch, wenn ein Herzog 
ftarb, vorzüglich darauf geachtet, ob nicht unter feinen Söhnen 
einer fel, der fih wieder zum Fürſt der Alamannen eigne, und 
im Zweifel waren die Könige geneigt, wieder ein Glied ber 
herzoglichen Familie mit der herzoglichen Fahne zu belehnen. - 
Schon zu Anfang des XI. Jahrhunderts hatte die Neigung zur 
Erblichkeit fo große Fortfchritte gemacht, daß mehrere Male un- 


35) Libertas Einsiedi p. 65. Dal. Tſchudi I. S. 114, 
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mündige Knaben ihrer erbrechtlihen Berhältniffe wegen das 
Herzogtbum erhielten. Die Herzoge von Zähringen hats 
ten fpäter ficher die Reichsvogtei über Zürich nicht zu Erbrecht 
erworben, aber da diefe Reichsvogtei jedem Rachfolger in der. 
berzoglihen Macht wieder verliehen wurde, fo erſchien fie doch 
wie ein diefem Fürftenhaufe zuftehendes erbliches Recht. Unbe⸗ 
denflicher noch mochten die Herzoge von Zähringen die herzog⸗ 
lie und gaugraͤfliche Gewalt über den übrigen Zuͤrichgau als 
ein erbliches Recht ihres Hauſes betrachten, und auch als fo 
Deredhtigte angefehen werben; denn ſowohl die herzogliche als 
die gaugräfliche Gewalt hatte ſich zu einer Zeit erblich feſtge⸗ 
feßt, als man ſich allgemein noch bewußt war, daß bie Rechte 
der Reichsvogtei nicht erblich verliehen waren. 

Eben fo wurden auch die Aemter der Zentgrafen, welde 
urfprünglich fo wenig erblicy geweſen ald die Aemter der Gaus 
grafen, dem nämlichen Zug jenes Zeitalterd folgend, fehr häufig 
zu erblidhen und eigenen Rechten innerhalb einer Yamilie, 
welche lange Zeit vorher ſchon dieſes Amt verwaltet hatte. 
Die Fürften, weldhe für fih erblidhe Landeshoheit an⸗ 
fpradhen, waren gerade dadurdy veranlaßt, auch die analogen 
Anfprüche ihrer Ba fallen innerhalb ihres Landes anzuerfennen. 
Indem fie Die Richterämter im Lande ald Lehen betrachteten 
und vergaben, verbanden fie fidh die großen Dnaftenfamilien 
ded Landes und befeftigten fo ihre eigene Landeshohelt. Die 
Entwicklung einer foldhen erblichen Landeshoheit und erblicher 
von berfelben abgeleiteten Herrfchaftsrechte machte im XII., dann 
aber vorzüglih im XII. Sahrhundert fehr große Fortſchritte. 
Was ſchon vorher — wenn aud anfangs im Widerfpruch mit 
der alten Reichöverfaffung — praktiſch durchgeführt worden 
war, wurde fchon in der erften Hälfte ded XII. Jahrhunderts 
zum allgemeinen Staatsrecht ded Reiches erhoben. 

Mährend nämlidy Kaiſer Friedrich U. in Italien war, wurde 
unter dem Vorfig feined Sohnes, König Heinrich VII., im Jahr 
1231 auf einer Reihöverfammlung über die Rechte der Lan⸗ 
desfürften ein Reichsgeſetz erlaſſen, und in demfelben beftimmt: 
Jeder Landesfürft ſei berechtigt, innerhalb feines Landes die 
verſchiedenen Gerichtsbarfeiten, namentlidy ſowohl die gau⸗ 
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gräfliche als die zentgräfliche, zu genießen, je nach ber 
befondern Landesgemohnheit. Insbeſondere follen die Zentgrafen 
ihre Zenten von dem Landesherrn empfangen, ober von dem, 
der von dem Landesheren mit diefer Gewalt belehnt worden iſt *). 
Entweder mittelbar oder unmtttelbar leiten daher die Zentgrafen 
ihre Gerichtsbarkeit nur vom Landesherren ab, und find infos 
fern deſſen Bafallen. 

— Die Vogtei Schwyz nun iſt augenſcheinlich aus der alten 
Zentgerichtsbarkeit hervorgegangen, wie denn überhaupt 
im Zürichgau eine Reihe von Vogteirechten und Bogteldingen 
fih an die Gerichtsbarkeit des Zentgrafen anfchließen ”). Da in 
früherer Zeit regelmäßig Dynaften wie dad Baugrafenamt fo auch 
das Zentgrafenamt verwalteten, in deren Familien ſodann biefe 
Gerichtsbarkeit herfömmlih wurde, fo tft aus den obigen Urs 
kunden mit Sicherheit anzunehmen, daß im XII. Jahrhunderte 
Die Grafen von Lenzburg diefe Zentgraffchaft, oder wie fie wahr» 
ſcheinlich damals fhon, eben um der Ableitung willen von den 
Fürften von Zähringen genannt wurde, die Vogtei Schwung 
inne hatten. Als Bogteiherren waren fie dann, da im Züs 
richgau Fein befonderes landgräfliches Geſchlecht außer dem her» 
zoglichen beftand, unmittelbare Vaſallen der Herzoge, 
weldye auch dadurch dieſes mächtige Gefchlecht ihrem Haufe vers 
banden. Aehnlich wie im Jahr 1144, wo wir einen ®raf Uls 
rich von Lenzburg als Vogt von Schwyz finden, der in biefer 
Eigenſchaft Bafall des Herzogs von Zähringen ift, fo treffen 
wir im Jahr 1145 auf einen Grafen Wernher von Lenzburg ’*), 
dem von dem Herzoge die Vogtei Zürich übertragen tft, dieſe 
lestere, um ihrer Immunitaͤtorechte willen, allerdings als Reich s⸗ 
vogtei, die erftere Dagegen als Zentvogtei. Im ähnlicher Weiſe 


%) Pertz, Monum, JV. 5. 282: Unus quisque principum libertati- 
bus, jurisdictionibus, comitatibus, centis, sive liberis sive in- 
feodatis utatur quiete, secundum terrz sus consuetudinem approbatam ; 
eenltumgravii recipiant centas a domino terrae vel ab eo, 
qui per dominum terrs fuerit infeodatus. 


IN) WBgl. ven $. Bogtei in meiner Zuͤrch. Rechtsgeſch. I. S. 218 f. 
%) Meine Zürch. Rechtsgeſch. 1. S. 137. 
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leiteten die Herren von Rotenburg ihre Bogteirechte über Luzern 
während des XIII. Jahrhunderts von den Grafen von Habe, 
burg ab, welche hinwieder die höhere Vogtei über das Klofter 
Murbady befaßen *). 

Im Jahr 1217 befaß nun der alte Graf Rudolf von Habe» 
burg, der jebenfalls auch großen Grunbbefib im Lunde hatte, 
diefe Vogteirechte. Ste waren auch ihm verliehen worden von 
dem Herzoge von Zähringen; und es ift durchaus nicht unmoͤg⸗ 
li), daß er, nady der Sitte der Zeit, infofern als ein Vogtei⸗ 
herr belehnt wurde und fich deßhalb als erblichen Vogt betrachtete. 
Daß er aber nicht die Landgrafſchaft über den Zürichgau befaß, 
fondern zunaͤchſt bloß dieſe Vogteirechte über Schwyz, gebt eben 
aus dem Titel, den er fi) geben läßt, mit Sicherheit hervor. 
Die gaugräflichen Rechte waren bei dem Herzoge zurüdgeblieben. 

Das Ausfterben des Zähringifchen Fuͤrſtenhauſes im Jahre „nneartige 
1218 brachte auch in diefen Beziehungen große Veränderungen Teratmis 
hervor. Die herzoglichen und die gaugräflichen Rechte ayherben Bir 
im Zürichgau fielen an das Reich zurüd; und der Kaifer Fried⸗ 
rich II. verlieh — vieleicht mit dem Rückgedanken, dieſe Länder 
fpäter wieder mit dem Herzogthum Schwaben zu vereinigen, 
das in feiner eigenen Familie erblid) geworden war, — einſt⸗ 
weilen feine fürftlichde Gewalt über daſſelbe. Er nahm die Abtei 
und Stadt Züri unmittelbar wieder in feinen und des Reiches 
Schutz, und belehnte audy Niemand mit einer Landgraffchaft 
Züri. Bor der Hand wenigſtens behielt er den Zürichgau 
beim Reiche. 

Dffendbar war aud das Vogteirecht der Grafen von 
Habsburg im Thale Schwyz in Frage gefegt. Denn ſie beſaßen 
die Vogtei ald Vaſallen der Herzoge von Zähringen. Run 
war aber das Recht diefer felbft, von weldyen fie das ihrige 
ableiteten, wieder an das Reich zurüdgefallen; und ed wurde 


39) Das Luzerner Hofrecht bei Segeffer im Geſchichtsfreund 1. 
©. 229 über die Vögte: „Die vögte fullen im (bem Abt von Murbadh) 
alle helfen richten. Teten fi das nit, fo fol im es der Landgrave fun; 
der hat die vogteie von im (dem Abt) und Kant aber fi (vie Vögte 
von Rotenburg) die von deme (dem Landgrafen und Kloſtervogt).“ 
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ungewiß, ob nunmehr etwa von dem Koͤnige die alte Reichs⸗ 
verfaflung in dem Gau ganz oder theilwelfe Kergeftellt werde. 
Indeflen vorerft wurde die Lage der Grafen von Habsburg 
durch das Abfterben der Zähringer eher günftiger, zumal wenn 
fein neues Fürftenthbum in diefen Landen gegründet wurde. Es 
ftand von nun an Fein Yandesfürft mehr zwifchen ihnen und dem 
Könige. AS Landgrafen im Elfaß und im Aargau waren fie 
ohnehin im Beſitz der oberften Gerichtöbarfeit. Sie fonnten nun 
fhon felber daran denken, für fih wahre Landeshohett in 
diefen Landen anzufpredden und ein ihnen zugehöriges Fuͤrſten⸗ 
thum zu begründen. Es fchien für das mächtige Herrenhaus 
fo gar ſchwierig nicht, nicht bloß ihre Vogteien im Zuͤrichgau 
ungefehmälert zu bewahren, fondern auch für diefe Vogteien bie 
höchſte (gaugräfliche) Gerichtsbarkeit zu erwerben, und fo bie 
Landeshohelt auch über einzelne Theile des Zürichgaus zu er⸗ 
reden. Es war für den Kaifer, zumal in diefer gefährlichen 
Zeit, nicht gleichgültig, wie fi) dad Haus Habsburg zu ihm 
ftellte und diefes Eonnte einen günftigen Moment zur Erweiterung 
feiner Rechte benutzen. Auf der andern Seite mußte der Kalfer 
aber auch Bedenken tragen, dieſe Beftrebungen raſch und ent- 
ſchieden zu fördern; denn offenbar wäre dadurch dem herzoglidh 
fhwäbifchen Haufe ein Rival an die Eeite gefeßt worden, und 
er hätte die Plane zur Wiebervereinigung diefer Ränder mit dem 
Herzogihum Schwaben gänzlich wieder aufgeben müffen. Der 
Kaifer entſchied fih vor der Hand nur dafür, die Länder keinem 
Landesherrn zu verleihen. Auch er wollte die weitern Erdg- 
niffe wirken lafien und dann nad) den Umftänden handeln. 
Das nämlicdye Ereigniß, welches die Hoffnungen ded Habe⸗ 
burgiſchen Hauſes auf Erweiterung feiner Rechte zu fteigern geeig⸗ 
net war, weckte aber auch in den Schwyzern zum Theil ähnliche, 
zum Theil geradezu entgegengefebte Gedanken. Sie fahen, wie 
nun das benachbarte Thal Uri ohne weiters Reihsunmittel- 
barfeit erlangt hatte. An ftändifcher Freiheit fanden fie höher 
al8 die Urner. In den Auszügen zum Heeresbann waren fie 
ihm gleichgeftellt. Die Landleute in den Thälern unter ſich was 
ten einander befreundet und ein gemeinfames Bewußtſein gleicher 
Snterefien vorhanden. Es fehlen den Schwyzern fo unmöglich 
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nicht, auch für fich diefelbe Reichsfreiheit zu erlangen, welche 
ihre Nachbarn befaßen. Und die Zeit, als dad Haus des Lans 
desherren ausgeflorben und feine Rechte an das Reich zurüdfge- 
fallen waren, zeigte fi) auch diefem Streben günftig. Mit 
den Grafen von Habsburg waren fie darin ganz einig, daß fie 
wie jene feinen neuen fremden Landesherrn mehr über ſich 
wünfchten, fondern in unmittelbarer Beziehung mit dem 
Reiche verbunden fein wollten. Aber während ed im Habsburgi⸗ 
ſchen Interefie lag, für das Haus Habsburg felbft die höchfte 
®erichtöbarfeit und erbliche Landeshoheit zu erwerben, fomit das 
Land Schwyz zu Habeburgifchen Herrenland zu machen, fo tradys 
teten die Schwyzer darnach, ihre Bogtei in eine wahre Reichs⸗ 
vogtei, ihr Land in Neichsland umzuwandeln, für ſich fomit 
Reichsfreiheit zu erringen. 

An fi) waren beide Entwidelungen moͤglich, und eine von 
beiden mußte eintreten, da eine Nenderung in den früheren Ver⸗ 
hältnifien nothwendig geworden war. Auf beiden Seiten han- 
delte e8 ſich aber nicht bloß um Erhaltung alter, fondern auch 
um Erwerbung neuer Rechte. Beide Theile Eonnten Anfnüpfungs- 
punkte in den ältern hiftorifchen Verhältnifien und in den Ber 
fafjungsideen und Grundfägen jener Zeit finden. Das dreizehnte 
Sahrhundert war, bei der lange Zeit faft erlofchenen Reichögewalt, 
der Abfonderungstenden;z, feied in Ausbildung der Landes⸗ 
hoheit, fei es in Begründung der Selbftändigfeit der Städte und 
Länder günftig. Im den meiften Ländern ſchlugen indeſſen aͤhn⸗ 
liche innere Kämpfe zu Gunften der Dynaften aus, welde 
fi zu Landesherren erhoben. In diefen Bergthälern dages 
gegen blieb das endliche und fürwahr ein glorreicher Sieg auf 
der Eeite der tapfern Randleute. Diefem Kampfe verdankt die 
Schweiz ihr Dafein. Und diefer Kampf ift in feiner Beziehung 
Empörung zu nennen. 

Bevor wir denfelben aber in feiner ſtaatsrechtlichen Ent⸗ 
widlung näher erörtern, wird ed nöthig fein, nun auch noch einen 
Blid auf die alten Berhältniffe von Unterwalden zu werfen. 
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u. Das Thal Unterwalden. 
Das Thal Die urfprünglihe Einheit des Landes Unterwalden, ob 


— und nit dem Kernwald, hat ſich, ungeachtet der ſpaͤtern Thei⸗ 
lung des Landes in zwei ſelbſtaͤndige Gemeinweſen, bis auf un⸗ 
ſere Tage ſowohl in der Erinnerung des Volkes als in wichti⸗ 
gen ſtaatsrechtlichen Beziehungen erhalten. Dieſe urfprüng- 
liche Einheit hat ihren Grund mieder darin, daß dad Land, wie 
Urt und Schwyz, eine befondere Zent war, und in ber erften 
Zelt nur Ein Zentgraf und Eine Zentverfammlung für das 
ganze Land beftand*), Wie die beiden andern Länder ftellte 
Unterwalden je hundert Krieger zu dem Reichsheer. Bielleicht 
war der alte Rame Thal von Stans, wie Thal von Schwyz; 
vieleicht hatte diefer Name von Anfang an einen befchränften 
Sinn *). 

ee Auch das Huntari oder die Zent Unterwalden gehörte zum 
Zürihgau, nicht zum Aargau; eben fo wie die beiden andern 
Länder. Es geht dies aus einer Eaiferlichen Urkunde für das 
Klofter Engelberg mit Eicherheit hervor. Diefe Urkunde giebt 
zugleih einen wichtigen Aufſchluß über die Berhältnifie der 
Zänder zu dem Haufe Zähringen. Es wird nämlidy in derſel⸗ 
ben nicht bloß der Herzog Konrad von Zähringen ald Zeuge 
unter den weltlichen Herren zuerft genannt, fondern es wird in 
der Urkunde audy neben der Nennung ded Gaues, in welchem 
das Klofter liege, des Zürichgauß, der Zürcheriſchen Graf: 
ſchafts rechte ausprüdlich gedacht und der ganzen Gegend als zur 


) Kopp, Urkunde S. 68, bemerkt mit Recht, die Einheit müfle 
in der oberrichterlihen Gewalt gefucht werben. Gerabe deßhalb aber kann 
die Einheit von Unterwalden nicht, wie Kopp für das breizehnte Jahr: 
hundert annimmt, aus einer Derbindung von einzelnen Gemeinden, die 
fih um Stans und Sarnen anfchlieffen, und dann in einem Thale fich 
vereinigen, entſtanden fein. 

2) Das ältefte feit der Mitte des dreizehnten Jahrhunderts bekannte 
Siegel enthält einen Schlüffel mit der Umfchrift : S. Universitatis homi- 
num de Stannes; bemjelben wurde fpäter ver Zuſatz: et vallis superioris 
beigefügt. Kopp S. 67 und Rem. Meyer: Die Walbftätte S. 40. 


6. 1. Die ſtaatsrechtlichen Verhältniffe vor 1291. 49 


Provinz Burgund gehörig erwähnt. Dieſe letztere Bezeich⸗ 
nung erklaͤrt ſich einzig aus der beſonderen Beziehung des Zuͤ⸗ 
richgaues zu dem Herzog Konrad von Zähringen. Es kann 
nämlich darüber nicht der mindefte Zweifel fein, daß der ganze 
Zürihhgau alamannifches Land und von Alamannen bevölkert war. 
Er gehörte weder dem Volksſtamme nad, noch im Sinne ber 
früheren Landeseintheilung zu Burgund. Aber zur Zeit jener 
Urfunde war der Herzog Konrad von Zähringen Rektor von 
Burgund; fein Fürftentbum beftand vornaͤmlich aus burgundi⸗ 
ſchen Ländern. Und da er nun zugleih im Zuͤrichgau — auch 
abgefehen von der Abtei Zürich, mit welcher Unterwalden nicht 
in Verbindung ſtand — die Graffchaftsredhte inne hatte und 
die Landeshoheit befaß, fo konnte inſofern nun auch der Zürich 
gau zu feiner Provinz Burgund gerechnet werben’). In ber 
felben Urkunde wird unter den Zeugen aud ein Graf von 
Lenzburg und einer von Habsburg genannt **). 

Die Oberherrlichfeit der Kürften von Zähringen laͤßt ſich I... 
fomit für das Thal von Unterwalden nody näher nachweiſen 
als für das Thal Schwyz. Steht fie aber in Unterwalden fett, 
fo folgt fie au für Schwyz mit Nothwendigkeit. Weniger 
wiffen wir Dagegen von den Vogteiverhältniffen in Unterwalden 
als in Schwyz. Sie mögen ſich aber dafelbft ganz ähnlich wie 
in Schwyz gebildet haben und ebenfalls ſchon vor dem Jahre 
1218 Bogteirechte über die Zent Unterwalden an die Grafen 
von Haböburg gefommen fein. In dem Vogtgeding, das in alter 


42) Urkunde von 1124 bei Tſchudi 1. ©, 59: Heinricus quartus 
Imperator — regulare monasterium — situm est in provincia scilicet 
Burgundiae, in episcopatu constantiensi, in pago Zuricowe dicto, 
in comitatu Zuric, 

5), Im Jahre 1257 richtet der Herr von Rufegg, von dem Land: 
grafen des Aargau, d. h. von dem Grafen von Habsburg, zum Richter 
beftellt, über einen Streit, ver fih auf ein Gut am Bürgen bezog. Kopp 
Urkunden ©. 8. Auch wenn angenommen wird, daß dieß Gut nicht etwa 
in dem aargauifchen Theile des Bürgen lag, ſondern wirklih zu Unter: 
walden gehörte, fo beweift dennoch dieſe Bezeichnung des Grafen, der ven 
Richter ernannt hatte, nichts gegen bie Zugehörigkeit Unterwaldens zum 
Zürichgau. 

Bluntfali Bundesrecht. 4 
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Zeit gehalten wurde für dad ganze Land, kamen die freien 
Bauern unter dem Borfige des Bogted zufammen, und richtes 
ten ba über die Bergehen, vertheilten die Steuern und forgten 
für die Sicherheit und gemeinen Interefien des Landes. Die 
Erinnerung an die gemeinfame Landesgemeinde in früherer Zeit, 
weldye in Unterwalden geblieben ift, weift eben auf dieſes Vogt⸗ 
ding bin. Erſchien der Vogt nicht perſoͤnlich, um das Vogt⸗ 
gericht zu halten, fo ftand an feiner Statt der von ihm ernannte 
Stellvertreter, der Landes⸗ oder Thal-Ammann (minister, 
judex vallis) demfelben vor. 


Der Grundbeftk in Unterwalden war vielfältig zerklüftet. 
Mehrere Klöfter hatten Befigungen in dem Lande, feines aber - 
in folder Ausdehung, wie die Abtei Züri in Url. Eo hatte 
das Klofter Engelberg nicht bloß im Engelbergerthale, fondern 
auch in den Gemeinden Buochs und Stans Grundeigenthum*). 
Das Klofter Murbach hatte Grundbeſitz und zahlreiche Hofhoͤ⸗ 
rige in Stand. Die Meyer desfelben von Stans werden oft 
erwähnt; das Meyerding des Klofters wurde aber nicht in 
Stans felbft, fondern in Alpnach gehalten, und auch die Hofs 
börigen des Klofterd zu Stans waren dahin dingpflichtig “). 
Eben fo hatten die Klöfter Beromünfter und Muri Be 
figungen im Lande). Auch die Grafen von Habsburg hatten 
Grundherrſchaften in Sarnen, wofelbft ein Keller für fie bie 
Gefälle bezog und das Hofgericht hielt und Eigentum in Stans 
und Buochs ). Daneben gab ed aber audy ritterbürtige 
Geſchlechter (die Winfelried haben ihren Namen unfterblicy ges 
macht) und freie Bauern mit Grundeigenthbum*'), aͤhnlich 
wie im Thale Schwyz. 


#) Urkunde von 1124 bei Tſchudi a. a. O. 

4) Kopp Urkunden S. 68. — Geſchichtsfreund der V. Orte. 
I. ©. 61. 

%) Urkunde von 1036 bei Tſchudi l. ©. 13. 15. 17. 

7) Kopp Urkunden ©. 68. — Tſchudi 1. ©. 110. 

88) Urkunde von 1208 bei Tfhuri 1. S. 106: Nos Rud, et Ulr, 
de Balma nobiles Allodium seu fundum nostrum in villa Buchs videlicet 
duas areas (Hoffftätten) cum agris etc., quas olim dom. Wernherus miles 
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In beiden Ländern Unterwalden und Schwyz finden wir 
fomit ganz ähnliche Verhaͤltniſſe und ein gleichartiges Schiefal, 
Nach dem Tode des letzten Zähringers firebten beide Thaͤler 
gemeinfam, dem dritten Sande Uri, das in ihrer Miüte lag, in 
der Reichsverfaſſung ähnlich geftellt zu werden. Beide Thäler 
firebten nah Reichsunmittelbarkeit. 

Die rechtliche Grundlage für die Entſcheidung diefer großen 
Frage mußte von dem Könige fommen; denn nad) der Ber: 
faflung des Mittelalters geht alle richterliche Gewalt von dem 
Könige aus, dem oberften Richter, der feine Macht von Gott 
berleitet. Wollte der Graf von Habsburg feine bisherige Vogtei 
zur höheren Gerichtsbarkeit fteigern, oder gar Landeshoheit ers 
werben, fo bedurfte er der Verleihung des Könige. Wollten 
die Thalleute ihrer Neichsfreiheit ficher werden, fo mußten fie 
bei dem Könige die Zuficherung dieſes Zuftandes ald eines 
dauernden nachſuchen. Range und dringend verwendeten fie ſich 
deßhalb. Endlicdy erlangten fie in einem für fie günftigen Mo⸗ 
ment von Kaifer Friedrich II. in den huldvollſten Ausdrüden 
die erfehnte Zuficherung. In der Noth des Kaiferd hatten ihm 
die drei Länder jeded mit zweihundert Mann treulich beigeftanden. 
Da gab er im Jahr 1240 in dem Lager vor Faẽënza jedem ders 
felben den wichtigen Freiheitöbrief, durch welchen alle drei Thäs 
fer, nicht bloß Urt, für unveräußerlihes Reichsland er- 
Härt werden, deflen Gerichtsbarkeit von Reichs voͤgten, nicht 
von Landesherren verwaltet werden folle). Vor dem Kaifer 
— und ed war das in flaatsrechtlicher Beziehung das entfchel- 
dende Moment — hatte die von den Randleuten angeftrebte Ents 
widlung vollftändig obgefiegt. 

Man hat nun zwar in neuerer Zeit diefe Erklärung des 
Kaiſers für einen Eingriff in die Habsburgifchen Hausrechte 
ausgegeben; allein ſchon aus der obigen Darftellung ergiebt 


et Udalricus filius suus de Buchs a nobis in feodum tenebant, ven- 
didimus pro duodecim marcis agenti Heinrico de Malters villico in Stanz 
et — contradidimus libere et absolute — jure proprietario poss- 
dendas. 


9) Oben Anmerf. 26. 


Die 
Reisfreiheit 
der Länder von 
aifer 
Friedrie 1. 
anerliannt. 
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fi, daß der Kaifer berechtigt war, fo zu handeln. Ueberdem 
ergiebt fi aber auch aus den damaligen und nachherigen Um- 
fländen, daß von einer Nechtöverlegung oder gar von unheil- 
barer Nichtigkeit des kaiſerlichen Sreiheitsbriefes Feine Rebe fein 
fann. So erfreut nämlich der Kaifer über den Zuzug der brei 
Thäler immerhin fein mochte, fo war er doch weit entfernt, das 
Habsburgifhe Haus durch einen widerrechtlichen Eingriff in 
defien erblihe Rechte fi) zu entfremden. Der jüngere Graf 
Rudolf von Habsburg, der eben das Erbe feines Vaters Albert 
angetreten hatte, ded Sohnes jenes Grafen Rudolf, den wir 
tm Jahr 1217 ald Vogt von Schwyz gefunden, war ein ents 
fehledener Verehrer des Kaiſers und ebenfalld mit ihm im Lager 
vor Faënza. Wahrfcheinlih hatte er felber die Truppen der 
Länder dahin geführt. Wie hätte der Kaiſer ohne Grund ihm 
Herrfchaftörechte nehmen Eönnen, auf die er ein erbliches Recht 
befeffen hätte? Allerdings hörten, wenn das Princip der Reichs⸗ 
freiheit Eonfequent durchgeführt wurde, die abgeleiteten Vogtei⸗ 
rechte der Grafen auf, erblihe Hausrechte zu fein. Aber auf 
der anderen Seite hatte auch der Graf bei der Veraͤnde⸗ 
rung wefentli gewonnen. Einmal nämlid war auch er nun 
geftchert, daß die Thäler Schwyz und Unterwalden nicht dem 
Herzoge von Schwaben oder einem andern Fürften zugetheilt 
würden, deſſen Vaſall er als Vogt der Thäler werden mußte; 
und fodann erhielt er felbft fofort — anftatt der früheren zent⸗ 
gerichtlichen Vogtei — nun die höhere Reichsvogtei über die 
Thäler von dem Könige). Allerdings als Reichsvogt war 
er num bloß ein Reichsbeamteter, und hatte Fein erbliches Recht 
der Reichsvogtei; aber dem Inhalte nad) hatten fich feine Rechte 
body erweitert; denn in der Reichsvogtei war die gefammte höhere 


5) Tſchudi 1. ©. 154 erzählt, die Länder haben währenn bes 
Zwiſchenreichs den Grafen Rudolf von Habsburg zum Schirmuogt ge: 
wählt. Es iſt dies dem Weſen nah, wenn auch nicht buchftäblich wahr. 
Da kein König da war, der einen neuen Reichsvogt feben fonnte, fo er: 
kannten die Landleute ihren bisherigen Reichsvogt, dem fie ohnehin gewo⸗ 
gen waren, inzwifchen fortwährenn als Reichsvogt an. — Vgl. Häusler 
im Mufeum I. ©. 281. 
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Serichtöbarkeit enthalten und nun In feiner Perſon zu der frübes 
sen Zentgerichtöbarfelt hinzugefommen. 

Jedenfalls aber fügte fi) der Graf Rudolf von Habsburg 
der Anordnung des Kaiſers vollftändig und gerieth weder mit 
dem Saifer, weldyer den Freiheitöbrief gegeben hatte, noch mit 
den Thälern Schwyz und Unterwalden, welche denfelben nach⸗ 
geſucht hatten, deßhalb in Zerwürfnifte. Vielmehr blieb er fort, 
während und dann noch dem Kaifer treu, als derfelbe von dem 
Bapfte in den Bann gethan wurde und diefe Treue mit großer 
Gefahr verbunden war. Und eben fo ftand er mit den Thälern 
nachher noch als Reichsvogt in den freundlichften Beziehungen. 
Und doch war er der einzige Dynaft, deſſen Rechte bei jener 
Erklärung des Kaifers in Frage kommen fonnten. War er 
damit zufrieden, fo war Niemand fonft zu einer Einſprache bes 
fugt. Und daß der junge Graf Rudolf zufrieden war und dars 
über keinerlei Streit erhob, ergiebt ſich mit Sicherheit au der 
mehr ald breißigjährigen Gefchichte vor feiner Erhebung zum 
deutfhen Könige mit Sicherheit. Die Reichsfreiheit ber 
beiden Länder Schwyz und Unteriwalden beruht fomit feit 1240 
auf einem durhaus unangreifbaren rechtlichen Fun— 
dament. 

Indeſſen wurde doch ſchon wenige Jahre nach dieſer An⸗ —7 
ordnung des Kaiſers, zwar nicht von dem Grafen Rudolf von 1248. 
Habsburg, der als Reichsvogt über die Länder gefebt war, 
fondern von feinem Ohelm, dem Grafen Rubolf von der jün- 
gern Linie, ein Verſuch gemacht, die Faiferliche Befreiung anzus 
fechten. Und fpäter zeigen ſich auch bei der Altern Linie von 
Zeit zu Zeit Gelüfte, fih in den Waldſtaͤtten als Landesherrn 
feftzufegen. 

Ueber jenen erften Verfuch giebt uns eine päpftliche Bulle 
merkwürdigen Aufſchluß. Während der Reichsvogt Rudolf von 
Habsburg mit den Ländern auf der Partei des Kaiſers fand, 
fo war der Oheim deflelben, Graf Rudolf, auf die Partei des 
Papſtes getreten. Und diefer ältere Rudolf nun wendete fi an 
den Papſt. Auf dem Concilium zu Lyon hatte der Papft Ins 
nocenz IV. den Kirdyenbann über den Kaiſer Friedrich II. vers 
hängt und die Entfeßung defielben vom Reiche auögefprochen. 
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An diefen Papft richtete der ältere Graf Rudolf von Habeburg 
feine Befchwerde und auf feine Klage that nun auch der Papſt 
Die Leute von Schwyz, von Sarnen und von Luzern in den 
Kirchendbann. Als Grund führt er an, daß die Leute von 
Schwyz und Sarnen, über welche dem Grafen erbliches Necht 
zuftehe, die Treue und Herrichaft desfelben mißachtet und in 
firäflicher Welfe dem entfehten Kaiſer Friedrich II. angehangen 
haben . | 

Der alte Graf Rudolf von Habsburg, der jüngern Linie 
der ®rafen von Habsburg zugehörig, hatte damals allerdings 
grundherrliche Rechte in Schwyz und in Sarnen und es ift fehr 
glaublich, daß die Hofleute in jener Zeit mit den übrigen Schwy⸗ 
zern und Unterwaldnern zufammen hielten und ſich weigerten, 
ihrem Herrn, der ein Feind des Kaiferd und ein Anhänger 
des Papſtes war, zu dienen. Die Thäler fanden mit ihrem 
Reichsvogte, dem jüngern Grafen Rudolf von der Altern Linie, 
auf Seite des gebannten Kalferd. Die Bulle, weldhe von 
grundherrlichen Rechten zu fprechen fcheint, kann ſich fomtt 
möglicher Weife bloß auf die Leute in Schwyz und Sarnen 
beziehen, weldhe auf Gütern des Altern Grafen von Habsburg 
(von der jüngern Linie) lebten. In diefem Falle hat fie auf das 
ftreitige Verhaͤltniß feinen unmittelbaren Bezug. Aber es ift auch 
möglich , daß biefer Bulle ein umfaſſenderer Sinn beizulegen iſt, 
wornach fie fih auf die ganzen Thäler von Schwyz und Unter⸗ 
walden bezieht. Diefe letztere Annahme febt indeſſen voraus, 
daß der ältere Graf Rudolf von Habsburg die Entſetzung Fried» 
richs II. benubt habe, um fich von einem der Gegenkoͤnige 
mit der Vogtei über die Thäler ordentlich belehnen zu laflen. 
In diefem Falle nur konnte er von eigenen Vogteirechten über 
die Thäler von dem PBapfte reden; denn ohne eine foldye neue 
Verleihung befaß er Eeinerlei Vorrechte, weder Die eines Reichs⸗ 


51) Urfunde von 1248 bei Schöpflin Alsat. diplom. 1. ©. 484: 
A dilecto filio, nobili viro, Rodolfo seniore, comite de Habspurc — acce- 
pimus — quod de Subritz (Suitz) et de Sarnon homines — qui ad ipsum 
hereditario jure spectant, a fidelitate et dominio ejusdem temere rece- 
dentes, Friderico quondam imperatori — nequiter adhzserunt, 
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vogted noch die eines Landvogtes, weder ald Beamteter nod) 
als Landesherr. Alle Vogteirechte gehörten ja dem jüngern Gra⸗ 
fen Rudolf von Haböburg, feinem Gegner. Es iſt aber nicht 
gerade unmöglich, daß jener, obwohl Ohelm des letztern, in 
foldyer Weife die Zeitverhältniffe gegen feinen Neffen benußte, 
der von den neuen Gegenfönigen nichts wifien wollte, fondern 
fi) an den alten Kaiſer hielt. 

Keinenfalls aber kann diefe päpftliche Bulle, wie man dies 
felbe im Widerſpruch mit aller übrigen Gefchichte mißdeutet 
bat’), fei es für Grunpherrfihaft des Altern Grafen Rus 
dolf über die ganzen Thäler, ſei es für hergebradhte landes⸗ 
herrliche Rechte vefielben beweifen. Weber der jüngere Graf 
Rudolf noch die Länder gaben um der Ercommunication 
willen ihre Rechte auf. In dem Zwieſpalt zwiſchen Saifer 
und Reh waren die einzelnen Herren und Länder nicht 
mehr durch einfeitige Acht⸗ oder Bannerflärungen zu beftim- 
men. Der ältere Graf Rudolf wurde in den Thälern doch 
nicht anerfannt, fo wenig als der König, von dem er belehnt 
fein mochte. 

Im Jahr 1273 wurde nun ber jüngere Graf Rudolf, bis⸗ Der ine, 
heriger Reichsvogt in den brei Ländern, felber deutſcher König. vr Sara 
Er ftand nicht an, die Reichsfreiheit der Urner fofort in einem Kon ag, 
Briefe an den Ammann und die Gemeinde des Thales zu be; 
fräftigen. Dagegen zögerte er mit einer ähnlichen Erklärung 
gegen Schwyz und Unterwalden. Und biefes Stillfhweigen 
iſt allerdings charakteriſtiſch. Wie man aber aus demfelben, 
im Widerfprud mit der offenfundigen Haltung des nämlichen 
Mannes als Reichsvogtes, hat fchließen können, der König 
Rudolf habe nun den Freiheitäbrief des Kaiſers Friedrich II. 
als einen Eingriff in die Rechte der Grafen von Habsburg für 
ungültig gehalten, während er felber ald Graf von Haböburg 
jenen Brief als gültig fortvauernd anerkannt hatte, iſt ſchwer 


3), Hifely S. 78 meint, die Bulle laſſe feinen Zweifel übrig, daß 
Graf Rudolf der ältere Landgraf von Aargau und in den Thälern gewe: 
fen fei. In den Augen des Papftes war er es vielleicht, In den Augen 
des Kaiſers, des jüngern Grafen Rudolf und der Thäler ſicher nicht. 
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zu fallen”). Als König Eonnte er allerdings nun entidyieden 
reden, und bald hatte er auch die Macht dazu, im Reihe Bieles 
durchzuſetzen. Aber er beftritt die Reichſsunmittelbarkeit ver 
Thaͤler nicht, er ſprach Fein Wort davon, daß das Haus Habs» 
burg wirkliche erblidye Landeshoheit über die Länder beſitze. Er 
ſchwieg und diefes Schweigen, wie gefagt, ift bezeichnend. 

Es ift befannt und anerfannt, daß der König Rudolf, fo 
vortreffliche Eigenichaften als deutſcher König er auch hatte, 
doch zugleich fehr für fein Haus zu forgen verftand und waͤh⸗ 
rend feiner Regierung ſehr ernftlicy darauf Bedacht nahm, eine 
große habsburgiſch⸗ oͤſterreichiſche Hausmacht zu gründen: ein 
Streben, das ihm in großartiger Weile gelungen if. In der 
Landgrafſchaft Aargau lag der Stammfig feines Haufes; die 
Landgrafſchaft Aargau, die an den Vierwalpflätterfee gränzte, 
gehörte fchon feinem Haufe. Seit vieleicht 100 Jahren hatten 
bie Grafen von Habsburg Vogteirechte in den Thälern Uri und 
Schwyz geübt. Es lag der alte Gedanke feines Haufes, ſich 
in diefen Gegenden zu Landesherren zu erheben, dody auch ihm 
nahe genug. Als König Eonnte er nun die Realifirung diefes 
Gedankens vorbereiten. Und ein erfler Schritt war es, wenn 
er, der König, über die Reichöfreiheit der Länder fchwieg. 

Die Reichöfreiheit der Länder Schwyz und Unterwalden 
war noch jung und doc) nicht auf immer gefichert. Diele reichs⸗ 
freie Städte und Länder waren fpäter wieder an einzelne Lan⸗ 
beöherren gefommen. Der Uebergang Eonnte fehr allmählig, faft 
unmerflich vor fi) geben. Wenn die Reichsvogtei fortvauernd 
in einem Haufe blieb, nachdem fie von dem Vater bis zum Tode 
befefien worden war und dann dem Sohne übertragen wurde, 
fo gemwöhnten fi) die Voͤgte und die Reicheleute an den Ges 
danfen der Erblichfeit: und in einem für dad Haus des Vogtes 


5) Man tft in neuerer Zeit fo weit gegangen, klare Aeußerun: 
gen zu Gunſten ver Walpftätte von deutſchen Königen, die nicht aus dem 
Haufe Habsburg flammen, als Afte der Gewalt und des Unrechtes zu 
beftreiten, und dagegen fogar das Stillfhweigen des Habsburgifchen 
Könige ale fchlagenden Beweis für vermeintliche Rechte des Habsburgi⸗ 
fhen Haufes darzuftellen. 
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günftigen  Domente konnte diefer leicht mit dem dauernden Ho⸗ 
beitörechte von Seite eines Königs belehnt werben, ohne daß 
fih die Reichöleute dem wiverfebten. Dann war die Landess 
hobeit da. Dergleihen Gedanken mochte auch der König Rus 
dolf mit Rüdficht auf die Waldftätte erwogen haben. 

Dder die Berweier und Verwalter der Reichsvpogtei, 
welche von dem Könige ernannt wurden, wurden fo gewählt, 
daß diefer darauf zählen konnte, fie haben mehr feine Haus⸗ 
Interefien ald die Interefien ded Reiched vor Augen. Dann 
Fonnten auch fie die Umwandlung des Reichslandes in Herren- 
land vorbereiten und fördern. Wurde diefelbe Perſon als Ber: 
wefer der Reichsvogtei und als Richter in der Landgraffchaft 
ernannt, fo wurde ſchon dadurch die Vermiſchung beider 
Verhältnifie erleichtert. Auch das wurde in den Waldftätten 
verfudht'*). ’ 

Noch zu den Zeiten König Rudolfs regte ſich Unzufriedenheit 
in dem Lande Schwyz über die Verwaltung der Rechtspflege ”). 
Und der König fah fich veranlaßt, den Schwyzern die Zufiches 
rung zu ertheilen, daß ihnen fein Unfreier (alfo auch fein 
Minifteriale des Haufe Habsburg) zum Richter gegeben wer- 
den folle). Es war das eine etweldye Garantie für die Ers 
haltung der Reichöfteiheit in dem Thale, und gewiß nicht neues, 
fondern altes Recht, das aber gegenüber von verfuchter Miß⸗ 
adtung nun von dem Könige urfundlicy zugefichert wurde. 
Unter dem Richter iſt der Verweſer der Reichsvogtei im Lande, 
der Landammann, zu verftehen, denn nur bei diefem, nicht 


s) So war der Herr von Wolhufen zugleich Lanprichter im Aargau 
und Verweſer ver Reichsvogtei in Uri. Kopp Urf. v. 1275. ©. 10. 

5) Wir find darüber im Ginzelnen nicht näher unterichtet. Ein 
Eingriff in die Rechte des Thales geſchah im Jahre 1289; aber weder 
von Seite des Königs felbit, noch von Seite des Herzogs von Deftreich, 
fondern durch einen Landvogt des legtern, Ritter Konrad von Tillenvorf, 
indem biefer im Namen des Herzogs dem Klofter in der Au zu Steinen 
im Lande Schwyz Steuerfreiheit verlieh. Nah Tſchudi J. S. 198 
wurde aber dieſer Gingriff nicht Bloß von den Schwyzern nicht geduldet, 
fondern auch von dem Könige und dem Herzoge gemißbilligt, 

5), Oben Anmerf. 30. 





Saubtrefultate. 
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bei dem Reichsvogte felbft, konnte die perfönliche Freiheit in 
Frage fommen. 


Iſt der Brief König Rudolfs Acht, in welchem er bezeugt, 
dag die Thalleute von Schwyz nur von ihm felber, dem 
Könige, oder feinen Söhnen, wenn fie perfönlich ein Ding 
hegen, oder vor dem Landammann (Landrichter), nicht aber vor 
irgend andern Richtern, die außerhalb des Thales ein Gericht 
hegen, belangt werden dürfen; fo enthält diefer Brief ein merf- 
würdiged Zeugniß fowohl für die Reichöfreiheit und gerichtliche 
Selbftändigfeit des Landes Schwyz, ald für das Streben des 
Königs, wenn auch in den günftigften Formen, aud im Thale 
Schwyz feiner Hausmacht einen Anhaltspunkt zu verſchaffen 
und feinen Söhnen als ſolchen die Gerichtsbarkeit zuzu⸗ 
wenden. Der Brief enthält in der That einen Mittelmeg, der 
vieleicht Gedanke, vielleicht Vorſchlag blieb’). Als Entwurf 
iſt er gewiß Acht und läßt einen tiefen Blid in die Seele Ru⸗ 
dolfs und in die damaligen BVerhältniffe thun. Daß es aber 
zur wirklichen Ausführung dieſes Gedankens gefommen fel, das 
für liegt nichts vor. 


Faſſen wir nun die Hauptrefultate diefer Unterfuchung noch 
in kurzem zufammen, fo find es folgende: 

Die Thäler Urt, Schwyz und Unterwalden waren, feit ber 
Beſetzung und Einthellung des Landes durch die Alamannen, 
Beftandtheile des urfprünglichen (den Zuͤrichgau umfaflenden) 


ST) Koppe Urkunden S. 30. — coram nullo nisi coram nobis, vel 
filiis nostris aut Vallis judice possint — conveniri. Tu igitur, 
quod iidem — coram aliquibus aliis extra Vallem ipsam judicibus 
iuri stare compellantur, nuHatenus patiaris. Vergl. darüber Häusler 
a. a. O. ©. 288. Im Jahre 1278 verfchrieb der König feiner Fünftigen 
Schwiegertochter, der Prinzeffin Johanna von England, verfchievene Be: 
sungen und Ginfünfte in dieſen Gegenden, unter anderen audy im Thal 
Schwyz. Es kann fi das auf Grundherrfchaft daſelbſt oder auf Vog⸗ 
teirecht beziehen, und im letztern Ball wieder ein Verſuch fein, viele 
Vogtei den anderen Bogteien des Haufes Habsburg näher zu bringen und 
gleichzuftellen. Böhmer's Regeſt. Die Urkunde felbft habe ich nicht 


geſehen. 
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Thurgaus, und ſeit aus diefem der Zuͤrichgau ausgefchleden 
wurde, des Zuͤrichgaues, mit diefem des Herzogthums Ala⸗ 
mannien. Die Vorftellung einer urfprünglichen unabhängigen 
Republif ift unhiftorifch. 

Jedes Thal bildete ein alted Huntari, eine Zent Inner: 
halb des Gaues und hatte fein Zentgericht. Die Befugniß 
der Zentgerichte erhielt und erweiterte ſich in dieſen Bergthälern 
dem Gauding gegenüber im ausgevehnteren Maaße als ander: 
wärts. An diefe Gerichtöbarfeit fchließt ſich die fpätere Vog⸗ 
tei und die Landsgemeindeverfaffung an. Auf diefer 
Unterlage entwidelt fi) die Selbftändigfeit der Länder. 


In allen Thälern gab es freie Bauern und hörige Bauern. 
Aber der Stand freier Orumndeigenthümer war im Thal 
Schwyz am zahlreihften und Eräftigften vertreten. Ste bildeten 
eine freie Marfgenoffenfhaft, die noch im XII. Jahrhundert fich 
bewußt war, nah alamannifhem Volksrechte zu leben. 
Im Thale Urt bildeten die Gotteshausleute der Fraumuͤn⸗ 
ſterabtei in Zürich den KHauptbeftandtheil des Vogtdings, bie 
einen von ihnen perfönlich frei, die andern urſpruͤnglich hörtg, 
aber bald den freien Hofgenoflen nahe und gleich geftellt. 

Selt dem Ende des XI. Jahrhunderts befigen die Herzoge 
von Zähringen die Reichsvogtei über die Abtei Zürich und 
fomit audy über das immune Land Urt und die gaugräfli> 
hen Rechte über den übrigen Zürichgau, ſomit auch über bie 
Länder Schwyz und Unterwalden. 


Unter ihnen al8 Vafallen verwalteten Grafen von Lenz: 
burg und nad) deren Abfterben die Grafen von Habsburg die 
Vogtei in den Ländern. Der Hauptbeftandtheil diefer war die 
alte Gerichtsbarkeit des Zentgrafen, aber durch Theile der 
hohen Gerichtöbarfeit erweitert. Wie bei den Herzogen von Zäh- 
ringen fogar die Reichsvogtei zur Erblichfeit fich hinneigte und 
die gaugräflichen Rechte erblich geworden zu fein fcheinen, fo 
fonnten auch die abgeleiteten Vogteirechte jener Grafen in ben 
Zändern erblich werben. 


Durch das Ausfterben der Zähringer 1248 aber fielen ihre 
Rechte an das Reich zurüd. Zuͤrich und mit der Abtei auch das 
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das Land Urt erwarben von Neuem wieder volle Reichsun⸗ 
mittelbarfeit. Die Grafen von Habsburg waren nie Land; 
grafen über Uri gewefen, und hatten auch über Schwyz 
und Unterwalden nie Randeshoheit befeflen. 


Die Länder Schwyz und Unterwalden firebten nun 
ebenfalls nah Reihsunmittelbarkeit. Diefe zu ertheilen, 
war der Kaifer nunmehr vollkommen berechtigt. Auf der andern 
Seite mochten auch die Grafen von Habsburg Hoffnungen hegen, 
ihre Alteren abgeleiteten Vogteirechte über die Thäler (die Zent⸗ 
gerichtsbarfeit) nun zu landesherrlichen Rechten zu erweis 
tern und auszubilden. Auch diefe Entwidlung war möglich, 
wenn der Kaiſer fie nun mit dem Landgrafenthum be— 
lehnte. N 
Kaifer Friedrich 1. willfahrte im Jahre 1240 den Wünfchen 
der Landleute, die ihm Friegerifche Hülfe gebracht hatten in der 
Roth, und erflärte auch die Länder Schwyz und Unterwalden 
wie Urt für reichöfrei und unveräußerlih vom Reiche. Zugleich 
ernannte er den jungen Grafen Rudolf von Habsburg zum 
Reichs vogt über die Länder; und biefer, ber einzige Herr, 
defien Vogteirechte durch diefe Aenderung betroffen wurden, er» 
fannte die Berleihung in jeder Weife durch die That an, Er 
und die Landleute blieben dem Kaifer fortvauernd treu. Die 
Reichöunmittelbarfeit aller drei Länder hat fomit einen ſtaats⸗ 
rechtlich völlig geficherten Boden. 


Die Berfuche des älteren Grafen Rudolf von Habsburg 
von der jüngern Linie, die Rechte diefer Länder nachtraͤglich zu 
untergraben und für fich eine landesherrliche Hausgewalt über 
biefelben zu erwerben, fcheiterten gänzlich). 


Als König beftätigte Rudolf von Habsburg die Reichsfrei⸗ 
beit von Urt ausdrücklich. Ueber die Reichsfreiheit von Schwyz 
und Unterwalden ſchwieg er mit Abſicht. Indeſſen ſcheute er 
ſich, dieſelbe flreitig zu machen, und firebte bloß darnady, in 
möglichft annehmbaren und die Selbftändigfeit diefer Thäler mög- 
lichſft ſchonenden Formen und leifen Uebergängen feinem Haufe 
wieder eigenthümliche Hoheitsrechte über diefelben anzubahnen. 


Die Länder Schwyz; und Unterwalden mit Urt verbunden 
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verfohten ihr gutes, urfundlidhes Recht, indem fie für 
ihre Reichsunmittelbarkeit gegen die neuen Herrfchaftsgelüfte des 
Habsburgiſchen Haufes den Kampf aufnahmen und die Grund- 
lage zur ſchweizeriſchen Eidgenoflenfchaft legten. 


Zweites Kapitel. 
Die ewigen Bünde der Länder Uri, Schwyz und Unter 
walden vom 1. Aug. 1291 und vom 9. Dezbr. 1315. 


———— — 


Erſter ewiger Bund vom 1. Auguſt 1291. — Bund von Zürich mit 
Url und Schwyz. — Bemerkungen über ven Bund. — Der Krieg 
und die Königswahl. — König Albrecht. — König Heinrich von Zus 
celnburg. — Schlacht am Morgarten, 15. November 1315. — 
Der ewige Bund vom 9. Dezember 1315. — Friede der Länder 
mit Deftreih auf beflimmte Zeit. 

Am 15. Juli 1291 flarb König Rudolf. Und fon am 
1. Auguft 1291°°) ſchloſſen und beſchworen die drei Känder unter 
fih den ewigen Bund, an den fi im Verfolge alle übrigen 
eibgenöfftichen Bünde als den erften anreihten. Den Bewohnern 
des Zürichgaues, welche Reichsunmittelbarkeit beſaßen, waren die 
Vergroͤßerungsplane des Hauſes Habsburg klar genug entgegen 
getreten. Noch im Fruͤhling dieſes Jahres hatte Koͤnig Rudolf 
alle hoheitlichen und grundherrlichen Rechte des Kloſters Mur⸗ 
bach über die Stadt Luzern und die dazu gehörigen Höfe — 
aud in den Waldftätten — für feinen Sohn, Herzog Albredht 
eigenthümlich angefauft”). Und nun war berfelbe Herzog 
Albrecht, von dem Die Länder eine energifche Verfolgung jener 
Plane zu erwarten hatten, ein mächtiger Bewerber um die 


59) Das richtige Datum wurde durch Kopp wieder ermittelt. Urs 
fanden ©. 34. 39. \ 

9) Kaufbrief v. 16. April 1291, vollfländig im Gefchichtsfreund 1. 
©. 208 ff. 
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königliche Wuͤrde. j Auch die reichdunmittelbare Stadt Züri *%), 
auf welche die Länder vorzüglich ihr Augenmerk richteten, war 
von großen Beforgniffen erfüllt. Kaum war die Nachricht von 
dem Tode des König Rudolfs dahin gefommen, fo wurde (ſchon 
am 4. Juli) von dem Rathe und den Bürgern der Beichluß 
gefaßt, daß die Stadt „an feinen Herrn kommen folle, außer 
mit gemeinem Rathe der Gemeinde‘).“ Die Länder folgten dem 
Anftoß, den Zürich gab und ſchloſſen, ihre Reichsfreiheit und 
ihre gerichtliche Selbftändigfeit zu wahren und zu befefligen, 
während das Reich erledigt war, am 1. Auguft 1291 den ewis 
gen Bund. 

Der Bund wird eingegangen von den Landammännern und 
den Landleuten der Gemeinheiten von Urt, Schwyz und Unters 
walden und in Erneuerung ber alten befdhworenen Bunded- 
form*?) gegenfeitig in den Landgemeinden feierlich beſchworen. 
Die verbündeten Landleute heißen deßhalb Eidgenoffen. Die 
Urfunde, welche diefen Namen enthält, ift mit den Landegfiegeln 
der drei Thalgemeinden befiegelt‘?). 

Als Zweck des Bündniffes wird die Abficht hervorgehoben, 
in Anbetracht der bevenklichen Zeit, ſich und das Seinige befier 
zu ſchirmen und in gehörigem Stand zu erhalten. 

Diefen Zwed, Erhaltung und Wahrung ihrer Eriftenz, 
zu erreichen, geloben fie ſich, auch ihre ganze Eriftenz einzus 
ſetzen. In diefem Sinne verſprechen fie einander: 

1) Sid In guten Treuen beizuftehen, dur Rath 
und That, mit Leib und Gut, nad allem Vermögen und mit 
ganzer Entfchlofienheit gegen Alle und Jede, welche ihnen oder 


0) Hifely S. 104 kommt im Eifer, landgraͤfliche Herrfchaft zu 
finden, wo fie nicht ift, fogar dahin, die Stadt Zürich als unter Habe: 
burger Landeshoheit ſtehend varzuftellen, gleich Luzern.’ 

) Helvet. Bibliothef I. 44. 

62) Es ift dies wohl ver ältefle ewige Bunb, aber befchivorene 
Bündnifie gab es früher ſchon. Ein Beifpiel vor 1248 bei Kopp Ur: 
funden ©. 3. 

63) Abgedruckt in Kopp’s Urkunden S. 32 und in der amtlichen 
Sammlung der eidgenöffifchen Abfchieve, Beilage Nr. 1 u. unten Urk. I. 
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einem von ihnen Gewalt anthun, oder ihnen Befchwerde und 
Unrecht, oder ihren Perfonen oder Gütern argliftiger Weife 
Schaden zufügen möchten. Sie verfprechen ſich, jedes Land 
auf feine eigene Koften, dem bedrängten Bundeögliede zu Hülfe 
zu eilen, wenn biefed der Hülfe bebürfen follte, je nach Er⸗ 
forderniß. 

Vorbehalten dabei wird, daß Jeder, nad feinem Stande, 
dem Herren, dem er angehört, in rechtmäßigen und billigen 
Dingen Gehorfam Ieifte und diene. Die beftehenden Rechte auch 
der Herren, 3. B. die lehnsherrlichen Rechte einzelner Dynaften 
gegenüber ihren Bafallen, die grundherrlichen Rechte der Abtei 
Zürich gegenüber den Gotteshausleuten in Uri, und anderer 
Kloͤſter und Herren gegenüber ihren Winiftertalen, Hofgenofien 
und Hörigen, eben fo unzweifelhaft audy die Rechte des Könige 
und Reichs werben fomit ausprüdlich anerkannt. 

2) Die Thäler beſchwoͤren ferner, daß fie feinen Richter 
annehmen wollen, der fein Amt um einen Preis oder um 
Geld erfauft habe, oder nicht innerhalb des Landes wohne und 
zum Lande gehöre. 

3) Sollte fi) unter den Eidgenofien Streit erheben, fo 
follen die verſtändigſten Männer unter den Eidgenoffen zufams 
mentreten und ben Streit unter den Parteien zu fchlichten fuchen, 
wie es denen heilfam ſcheint. Und würde ein Theil fich diefer 
Erledigung nicht annehmen, fo follen die anderen ihn gemeinfam 
Dazu nöthigen. Würde fich Krieg oder Zwiefpalt erheben, und 
die eine Partei Minne oder Recht weigern, fo find die ſaͤmmt⸗ 
lichen Eidgenofien gehalten den andern beizuftehen. 

4) Vebervem gilt unter ihnen bie Ordnung, daß wer einen 
anderen ohne Verſchuldung deſſelben böswillig getödet hat und 
ergriffen wird, fein Leben verlieren fol, wenn er nicht im 
Stande ift, feine Unſchuld und gerechte Nothwehr zu beweifen. 
Iſt er entfloben, fo darf er nicht mehr ind Land zurüdfehren. 

Mer einen foldhen Uebelthäter hehlt oder ſchützt, hat das 
Land auf fo lange zu meiden, als die Landleute ed gut finden. 

Wenn aber einer einen Eidgenoſſen bei Tag oder bei Nacht, 
heimlich oder freventlich durch Brandftiftung fchädigt, fo fol er 
nie mehr ald Landmann geachtet und geduldet werden. Wer 
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einen ſolchen Uebelthäter hofet oder ſchirmt, innerhalb der Thä- 
ler, der fol dem Verletzten den Schaden vergüten. 

Wer von den Eidgenofien den andern feiner Habe beraubt 
oder fonft wider Recht ſchaͤdigt, deſſen Güter, die innerhalb der 
Thäler ſich finden, follen gehaftet werden, um dem Geſchaͤdigten 
nad) Recht Schadloshaltung zu erftatten. 

Ueberdem foll feiner den andern pfänden, wenn diefer nicht 
geftändiger Schuldner oder Bürge iſt; und auch dannzumal 
darf er dieß nur mit ausdrücklicher Bewilligung des Richters 
thun. Auch foll jeder feinem Richter gehorfamen und wenn es 
nöthig ift, feinen Richter weifen, zu deſſen Gericht er gehört. 
Und wenn einer dem Urtheile widerfpenftig fein und um feiner 
Hartnädigfeit willen für einen Eidgenoffen Schaden entftehen 
follte, fo follen alle Eidgenofien den gemeinfam zur Sühne 
nöthigen. 

Diefe Statuten follen zu gemeinfamer Wohlfahrt, mit Hülfe 
des Herrn, ewig verbleiben. 

en om Bevor wir einige allgemeine Bemerfungen über dieſen Bund 

un Sawsz. der Darlegung feiner Beftimmungen hinzufügen, wird es zweck⸗ 
mäßig fein, eines — zwar nur dreijährigen — Buͤndniſſes zwi⸗ 
fhen der Stadt Zuͤr ich und den beiden Ländern llri und 
Schwyz zu gedenken, das kurze Zeit nachher abgefchloffen wurde 
(ſchon am 16. Dftober 1291) und für das Verftändis auch des 
erftern wichtig iſt. 

Der Rath und die Bürger gemeinlih von Zürich, Herr 
Arnolt, der Meyer von Silenun Landammann und 
bie Landleute gemeinlid von Uri und Herr Eonrad ab 
Yberg Landammann“) und die Landleute von Schwyz 
haben zufammen gefhworen, auf Weihnachten und von da über 
drei Jahre, einander zu ſchirmen, zu rathen und zu helfen wider 
Jedermann mit folgenden Gedingen. Hat ein Herr Hörige 


64) Es verdient angemerfi zu werben, baß in unfern Tagen noch 
ein Schwyzer diefes Geſchlechts die Landammannitelle mit Ehre befleivet. 
Sehr wenige Gefchledhter, die fehon im breizehenten Jahrhundert einen 
biftorifchen Namen erlangt haben, find gegenwärtig noch vorhanden: vie 
meiften find nach einem höheren Geſetze in diefer langen Zeit abgeftorben. 
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in einem der Theile, fo ſollen diefe Ihm dienen, in der Gewohn⸗ 
heit, wie vor des Königs (Rubolfs) Zeiten und nad) Rechte. 
Ber diefelben darüber nöthigen will, gegen den, wollen wir 
fie firmen. Jedem Theile ſteht es frei, Feſten zu befiyen, ohne 
der andern Rath und Willen. Wenn aber Schaden gefchieht an 
der Feſte, mit Raub oder Gefängniß, da find wir gebunden, 
einander zu rathen und zu helfen wider Unrecht. Wer denen 
von Urt und Schwyz in ihr Land fallen wollte, gegen den follen 
wir von Zuͤrich es hindern, mit aller Macht. Und möchten wir 
das nicht erwehren, fo follen wir ihn angreifen mit Raub, mit 
Brand und womit wir koͤnnen. Wollte audh einer die von Zuͤ⸗ 
rich befehden, an ihrer Stadt, ihren Reben und Bäumen und 
die wählen, fo follen wir von Urt und Schwyz das wehren 
wit aller Macht und den mit Raub und Brand angreifen. Fährt 
einer von und, der und nicht gehorfam fein will, den foll der 
andere Theil nicht ſchirmen, bevor er ‚wieder (der Stadt oder 
dem Land) gehorfam wird. WIN auch einer von und zu Ser 
wand ſchwoͤren, fo iſt der andere Theil darum nicht gebunden. 
Die von Urt und Schwyz haben ſechs Männer aus den Bürs 
gen von Züri, und die von Züri drei Männer von Uri 
und drei von Schwyz erwählt. Diele zwölf Männer follen unter 
den Bundeögenofien beftimmen, was Jeder zu dienen und au 
beifen hat, wenn das nöthig wird"). 

Die Gefahren und Fehden aller Art, welche vor ber Er⸗ 
wählung Rudolfs zum Könige, dad Reich und alle Rechtsficher⸗ 
beit erſchuͤttert und geftört hatten, waren noch In Iebhafter Er⸗ 
Innerung. Da man wußte, daß für die neue Königewahl mehr 
als ein Bewerber da ſei, flanden ähnliche Kämpfe in Ausficht. 
Derartige Befürdytungen wirkten jedenfalld aud ein auf bie 
Bündniffe der Länder unter fi) und mit der Stadt Zurich. 
Aber ed war das keineswegs die einzige Ruͤckſicht. Wenn ſchon 
in beiden Urkunden der Herzog Albrecht von Deftreich nicht ger 
Rannt ift, fo iſt e8 doch aus dem ganzen Zufammenhang klar, 
dag die Berbündung wefentlidh gegen ihn und fein Haus, von 
dem voraus Uebergriffe beforgt werben mußten, gerichtet war. 


6) Kopp Urkunden ©. 37. 
Bluntfali Bunbesrent. 5 





Bemerkungen 
über den Bund 
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Zugleich laͤßt ſich aber nicht Iäugnen, daß auch die Länder diefe 
Zeit des Zwiſchenreiches benupten, um nicht bloß ihre Rechte 
zu befeftigen , fondern einen Fortſchritt zu weiterer Selbſtaͤndig⸗ 
keit zu machen. 

Alle neue Staatenbildung — und in dem ewigen Bunde 
enthuͤllt ſich der Keim zu ſolcher — iſt durch eine gedoppelte 
Beziehung bedingt, die eine nad) Außen, die andere nach Innen; 
Nach Außen ift eine felbftändige Stellung, wenigftens 
relative Unabhängigfeit nöthig; nah Innen bedarf es 
der Ausbildung einer Landesobrigkeit, einer felbRändi« 
gen Regierung. In dem Momente, wo dieſes beides erreicht 
iR, ift ein Staat da. So lange ed an der einen oder der an« 
dern fehlt, oder wenn das eine oder andere wieder zerftört wird, 
fo tft in jenem Kal der Staat noch nicht zum Dafeln gefommen, 
in diefem wieder untergegangen. 

Diefe beiden Richtungen, wenn audy noch nicht vollſtandig 
entwickelt, treten doch deutlich in dem ewigen Bunde hervor. 

Zuerſt nämlidy iſt derſelbe ein Schutz⸗ und Trutzbünd⸗ 
niß gegen Jeden, der die Länder von Außen her überziehen 
oder nöthigen oder ſchaͤdigen wollte, voraus gegen die Habs⸗ 
burgiſch⸗Oeſterreichiſchen Herrfchaftstendenzen. 

Das Buͤndniß Iautet in diefer Beziehung fehr energiich, 
Die Thäler follen fi Hülfe leiften, mit Einfegung all ihrer 
Kräfte (toto posse , toto nisu), auf eigene Koften, fo oft fie 
nöthig und wie fie nöthig if. Bon nähern Beſtimmungen, 
felbft von dem Erforvernifie ver Mahnung, feine Spur. Das 
Beduͤrfniß entſcheidet; und fo lebendig war das Gefühl gemein- 
famer hoͤchſter Intereſſen und gemeinſamen Schickſals, daß aller 
Rachdruck auf die entfchloffene Kraft des Zugugs in der Noth 
gelegt wird. 

Sodann folgt die Verabredung über den Richter, in ber 
fich Die Tendenz der Länder zu einer felbftändigen, einhei« 
mifhen Obrigfeit im Innern des Landes fund gibt, Wer 
unter dem Richter (judex) gemeint fel, kann jebt nicht mehr 
zweifelhaft fein: der Landammann; der nun im Lande bie 
Bogtei (Reichsvogtei) verwaltet. Und bier nun hatten die Laͤn⸗ 
der voraus Recht, einen Richter, ber fein Amt erfaufen 


$.2. Die ewigen Bünde v. 1, Ang, 1291 u. v. 9. Dezbr. 1315, 67 


würde, nicht anguerfennen ; denn ein ſolcher wurde das Richter 
amt nur ald ein ihm zugehörige eigenes Recht anfchen. 
Das aber widerfpräche ihrem urfundlichen Recht auf Reichsun⸗ 
mittelbarfeit, fomit auch auf Reinhaltung des Richteramtes als 
Amt. 

Dabei blieben fie nicht ftehen. Der Richter folkte auch ein 
einheimiſcher Herr oder Landmann fein. Es war dieß zum 
Theil der Ausdruck ihres Iangjährigen Strebens, vor auswaͤr⸗ 
tigen Landtagen ficher zu bleiben und unter ſich jede Gerichts⸗ 
bastelt zu üben, zum Theil aber auch Feſthaltung der herge⸗ 
brachten guten Gewohnheit, welche doch auch von dem König 
Rudolf felbft wenigftend dem Wefen nad) ausdruͤcklich anerlannt 
worben war. 

Allerdings gingen die Länder in biefem Punkte vielleicht 
einen Schritt weiter, als fie formel beredytigt waren. Zwar 
fiel e& ihnen kaum ein, dem deutſchen Könige das Recht zu bes 
reiten, ihnen beliebig aus den Fuͤrſten und Herren des Reichs 
einen Reichs vogt zu ſetzen. Sie gehen felb davon aus, daß. 
der Landammann, der die Bogtel wirklich im Lande ver- 
walte, gefest und nicht von ihnen gewählt werde, Aber 
fie ſchwuren, nur einem ſolchen Landammann zu huldigen, wel 
der zum Lande gehöre und unter und mit ihnen lebe. Und 
Re ſuchten auf diefe Weiſe allervings die Wahl eines Landam- 
mannd, ſei ed von Seite ded Königs, ſei ed von Seite deö 
vom König bezeichneten Reichsvogtes zu befehränfen. Es war 
dieß beginnende Selbfiherrfchaft der Länder; und aus der Ableh⸗ 
nung jedes nicht einheimifchen Richters bildete fich im Verfolge 
der Zeit die ſelbſtaͤndige Wahl des einheimifchen Richters aus *). 


66) Weber die fernere Entwidlung vergl. folgende Urkunden. Urkunde 
König Heinrich VU. von 1309 bei Kopp S. 103 an die Unierwalbner: 
„Vestris inquietsdinibus obviare — capientes — vobis concedimus graciose, 
quod ad mullius secularis Judicis tribunal, notre Majestatis Con- 
sistorio dumtaxat ezcepto super quibus cumque tamsis seu negociis 
extra terminos vallis pradict® pertrahi debeatis, dummodo — 
coram Advocato nostro provinciali intra fines ejusdem vallis, 
parati sitis stare juri et facere quod dictaverit ordo juris.“ Und als im 
Jahre 1223 die Länder dem Grafen Johann von Arberg als „Landvogt“ 


68 Die drei Länder Uri, Schwyz und Unterwalden. 


Die Beſtimmungen über das Rechtsverfahren, wenn 
unter den Bundeögliedern Streit entftehen follte, find noch roh 
und unausgebildet. Indeſſen erfennt man in denfelben die Grund⸗ 
lage der eidgenöffifhen Schiedsgerichte, die den Streit im 
Minne, oder wenn das nicht erhältlich, zu Recht ſchlichten 
follen. Es war dieſes Berfahren im Wefentlichen wieder herkoͤmm⸗ 
liche Landesgewohnheit. Dasfelbe wurde in einer Reihe anderer 
Buͤndniſſe jener Zeit, auch mit öfterreichifchen Landesherren, ganz 
ähnlich beftimmt. 

Auffallen koͤnnen bie Statuten über die Beſtrafung der Ber- 
brechen, weldye in den Bund aufgenommen find, namentlich in⸗ 
fofern fie fich auf die Todesftrafe beziehen, womit der Mörder 
bevroht wird. Im Allgemeinen iſt die Abficht Har. Die Länder 
wollen für den Landfrieden von ſich aus forgen: es find 
daher nur foldhe Verbrechen genannt, an die ſich leicht die Fa⸗ 
milienrache und die Fehde knuͤpfte. Eben fo ift wohl aus einem 
ähnlichen Grunde der Pfändung gedacht, und diefe theils auf 
„gichtige“ (geſtaͤndige) Schulden, theild durch vorherige Er⸗ 
maͤchtigung des Richters beſchraͤnkt worden, im Gegenſatze zu 
Altern Rechtsuͤbungen, wornach die Gläubiger, auf dem Wege 
der Selbfthälfe, den Schulbner verfolgten und in ausgedehnte⸗ 
rem Sinne pfändeten, Uebungen, welche der Familienrache gegen 
den Verbrecher ähnlich, leicht großen Streit erzeugen Tonnten”). 


ber drei Länder an des Königs Lubwig Statt „zu bes Reiches Handen“ 
ſchwuren, geichah es, mit dem Bebing, „das fi unfer herre dem heiligen 
Riche behaben fol noch von dem Riche niner fol venfeinen weg verlazen,“ 
ferner: „das fi von ir Lendern nieman fol nur tegedingen an feinen 
Lanttag, noch an Fein Gerichte vz ir Lendern, noch enfeinen rich⸗ 
ter ober fie feßen wan einen Lantman ame geverde.“ Kopp Urkms 
ven ©. 137. 

67) Bergl. darüber Wilda in d. Zeitſchr. |. deutſch. R. J. S. 190 ff. 
Landfriede Kaiſer Friedrige L. von 1235: „Nullus aliquem sine auctoritate 
judicis provinciae pignorare prasumat, quod qui fecerit, tamquam prædo 
punistur.” In dem Landfrieven König Rubolfe von 1281 findet ſich unter 
der Regel auch eine Ausnahme: „Es pfenbet ein igelich man finen bins 
terfazzen mol an (ohne) fronboten umb finen zins und fin guli.“ 
Eine Ausnahme, welche von ben Berwaltern ver Habsburgifchen Ein⸗ 
fünfte in ven Ländern leicht mißbraucht werben Fonnte. 
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Hatten die Länder einmal eine einheimiſche Gerichtsbar⸗ 
Beit und mußten fie fomit durch ihre Gerichte, in deridie Lands 
leute ald Urtheiler erſchienen und die ihr Landammann als 
Richter leitete, für Handhabung des Landesfriedens forgen, fo 
Ing es ihnen auch nicht ferne, durch Statuten, bie ſich inner⸗ 
halb des geltenden Rechtes hielten, Näheres zu beftimmen. Nur 
ein Blutgericht zu halten, waren fie nad) der Reichsver⸗ 
faffung nicht befugt, wenn nicht der Bogt ſelbſt, der unmit- 
telbar von dem Kaiſer den Blutbann empfangen hatte, das 
Ding hegte. Indeſſen fprachen fie in dem Bunde von der Todes, 
Rrafe au nur in Einem Fall, in dem des erwiefenen Mordes, 
für welchen nach Reichsrecht ohnehin Todeöftrafe galt. Sie aͤn⸗ 
derten fomit in diefer Beziehung nichts an dem beſtehenden Recht 
und wie fie — wovor der Rath von Züri allerdings in Ahnli- 
hen Berhältnifien ſich huͤthetes) — felbft über diefe Anordnung 
der Todesſtrafe ein Statut feftfegten, fo begingen fie doch hierin 
nur einen formellen Fehler. Die Tenvenz aber, ihre einhets 
mifche Gerichtsbarkeit fo fehr als möglich auszudehnen, zeigt fich 
auch in diefen Beſtimmungen unverholen. 

Roc vor der Koͤnigswahl entzündete ſich der Krieg zwiſchen Der Rrica 
dem Bifchof von Konftanz, dem Abte von St. Gallen und der Konigewahl. 
Stadt Züri) auf der einen, und Ländern, die dem Haufe Habe, 
burg» Defterreich gehörten, auf der andern Seite, wurde dann 
aber nad) der Wahl des Königs durch einen Frieden zwifchen 
Herzog Albrecht von Defterreih und der Stadt Zürich geſchlich⸗ 
tet“). Zu Anfang Mat war der Fürſt Adolf von Raflau, 
im Gegenſatz zu Albrechts von Defterreich Bewerbungen, zum 
dentſchen Könige erwählt worden. Die größte Gefahr für die 
Länder war glüdlich überflanden. Und wenn aud) nicht fofort, 
fo gelang es ihnen doch fpäter, von dem Könige die Erneuerung 


68) Der Rath von Zürich machte ebenfalls Statuten, felbft über ven 
Mord , fprach aber nicht von ver Todesſtrafe, fondern nur von ber Ber: 
bannung und Gütereinziehung, wozu es nicht gerade des Blutgerichtes 
bedurfie. Siehe meine Rechtsgefch. 1. S. 167. 

60) Urkunde dd. Dienflag und Freitag nach Bartholomäi 1292, bei 
Iſchudi I. 210. 
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ihrer von Friedrich II. erhaltenen Yreiheitöbriefe, bie von König 
Rudolf für Schwyz und Unterwalden nicht beftätigt worben 
waren, und dadurch wieder eine wichtige urfundliche Befräfti« 
aung ihrer Reichöunmittelbarkeit zu ertangen’®). 

Aber fon im Juli 1298 unterlag König Adolf dem auf 
einer Berfammlung der Kurfürften zu Mainz erwählten Gegen- 
fönige in dem Streit um die Königewürde; und Herzog Albrecht 
von Defterreih war nun, wornach er fo lange geftrebt, nad 
Adolf Tode allgemein anerfannter König der Deutichen. Es 
Kat nichts unmwahrfcheinliches, was Tſchudi berichtet, daß die 
Waldftätte bei dem neuen Könige die Beſtaͤtigung ihrer Altern 
föniglichen Freiheitsbriefe nachgeſucht haben — fie waren dazu 
in vollem Rechte — ; aber ed kann auch nicht fehr befremden, daß 
der Koͤnig eine Erwiederung verſchoben und bdiefelben fpäter 
mit Eröffnung von Ilnterhandlungen vertröftet habe’”). 

König Albrecht. Der neue König nahm die Pläne feines Haufes, über Die 
Waldſtätte Herrfchaft zu gewinnen, von neuem auf. Er für 
berte diefelben noch entfchievener und durdhareifender als fein 
Bater. Auch er beftätigte die Freiheitsbriefe der Länder nicht, 
nun auch nicht den von Uri. Aber auch er ſprach doch nicht 
ſchon beftehende Landeshoheit für fein Haus an; er wollte nur 
die Bogtei aus der Beziehung zum Reihe allmählig hinüber 
leiten in die Beziehung zum Haufe Defterreid. As König 
die Vögte zu ernennen, war er befugt; er fonnte die Wahlen 
aber in feinem Hausintereffe treffen; und daß er foldyes 
geihan und den Ländern mißbeltebige Voͤgte gefebt hat, weldhe 
im Widerſpruch mit der frühern Landesgewohnheit, nun felber 
ins Land famen, und da als Voͤgte das Vogtgericht hielten, 
ift gewiß nicht fpäter erfonnen, fondern von den Rändern fchwer 
empfunden worden. Der König konnte dabei auf fein formelled 
Recht ſich flüben, aber er madhte davon doch einen dem Weſen 


70) Urkunde von 1297 bei Tſchudi 1. 215. 

1) Tſchudi J. 220. Hifely Halt fo feit an feinem Habsburgi- 
fchen Landgrafenthum über vie Länder, daß er ven Beriht Tſchudis für 
Unfinn erklärt. ©. 110. Die Urkunde von 1302 bei Kopp S. 57. bezieht 
fih bloß auf Batronatsrechte. 


5.2, Die ewigen Vunde v. 1, Ang. 12001u. v. O. Dezbr. 1915. TI 


nad) ungerechten, die Freiheit der Laͤnder kraͤrkenden und auch 
die Rechte des Reiches — wohl zu unterſcheiden von den Rech⸗ 
ten des Hauſes Habsburg — untergrabenden Gebrauch. Offen 
benahmen ſich die Voͤgte als Landvoͤgte des habsburgiſchen 
Fuͤrſten. Auch fie hatten einen Anhang im Lande, vorzuͤglich 
unter den Miniſterialen des Landes. Mit jenen wurden au 
diefe verhaßt. Die Tyrannei der Bögte, welche nidt bloß 
die Freiheit des Landes mißachteten und verlebten, ſondern auch 
die göttlichen und menfchlichen Rechte der Familie, erbitterte fo 
fehr, daß das Volk der Wunder zu dem Mittel der Selbfthülfe 
ori. Der Bundesſchwur der Männer im Grütli — eine Er- 
neuerung des Bundes von: 1291 — tft ficher hiſtoriſch, wenn 
fhon Feine Urkunde defielben gedenkt. Es giebt fidh in ihm die 
Idee Fund, daß das Bolf im Außerfien Nothfall zur Erhaltung 
feiner Yreiheit und feines Rechtes fich mit Gottes Beiſtand fel- 
ber helfen darf, audy wider die Außere Obrigkeit; eine See, 
welche allem republifanifchen Gemeinweſen inwohnt und für diefes 
geradezu unentbehrlich if. Auch vie Geſchichte von Tell, wel- 
her den Bogt Geßler erfhoß, weil er in ibm den freien Mann 
verhöhnt und den Bater gefihändet hatte, enthält, wenn fie aud) 
im Berfolg fagenhaft geſchmuͤckt wurde, doch einen Achten Zug 
des ſchweizeriſchen Rationalcharafters, und iſt deßhalb auch fo 
populär geworden. Zu Reujahr 1308, wie unfere Chroniften 
erzählen, wahrfcheinlich aber erft, als Die Nachricht von der Er» 
mordung des Königs in die Thäler gefommen war, zu Anfang 
Mais 1308, wurden die von Albrecht gefeßten Vögte aus den 
Ländern verjagt. | 

Der König war zu Anfang des Jahres 1308 in feine 
Stammlande gefommen; ob er hier an eine Unternehmung gegen 
die Walbftätte dachte, mag zweifelhaft fein. “Daß er aber über fie 
habsburgiſche Landeshoheit zu begründen fuchte, wird aus Allem 
Har. So beliebt früher fein Bater ald Reichsvogt der Länder 
gewefen war, fo gehaßt und gefürchtet war nun der Sohn 
daſelbſt dieſes feines Strebens wegen. Da wurde er bei Windiſch 
von feinem Neffen Hans von Habsburg am 1. Mai 1308 er- 
mordet. Die drohende Gefahr für die Länder verzog fidy nun 
wieder. An der Fehde aber, weldye gegen die Mörder des Königs 
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von der raͤchenden Familie deſſelben geführt wurbe, nahmen fie 
feinen Theil, obwohl die Herzoge von Defterreich beforgten, daß 
die Länder auf die Seite ihrer Feinde treten würben’®). 
König Heinria Am 27. Wintermonat 1308 wurde Heinrich von LZuceln⸗ 
Sncelaburg. burg erwählt. Auch er beftätigte, nachdem er fi in Zuͤrich 
mehrere Tage aufgehalten hatte, am 9. Brachmonat 1308, wie 
derum die Reichs freiheit der drei Länder und bie von feinen 
Vorfahren am Reiche diefen ausgeftellten Yreiheltöbriefe”"), und 
ertheilte ihnen überdem ausdruͤcklich das Recht einheimifcher Ger 
richtsbarkeit, zum großen Theile, wie Die Länder es ſchon in ihrem 
Bunde begehrt hatten?*). Die Länder maren nicht bloß gereitet, 
fondern fie machten einen neuen Yortfchritt in der Entwicklung 
zur Selbftändigfelt. 
am Derten Indeſſen mußten fie body noch ihre Freiheit mit ihrem Blute 
5 erſtreiten. Heinrih VII. farb am 4. Auguſt 1313 und vom 
neuem trat in dem koͤnigloſen Reiche eine Zeit der Gährung und 
der Fehde ein. Mit dem Herzog Ludwig von Baiern ftritt 
fein Better der Herzog Friedrich von Defterreih um bie 
Königswürde; jeder von ihnen hatte einen Theil der Fuͤrſten 
md Städte, Feiner aber das ganze Reich für ſich. Selbft die 
Stadt Züridy hatte bis zur Koͤnigs wahl die Herzoge Fried⸗ 
rich und Leopold von Defterreih zu Schirmherren ver Stadt 
erwählt, allerdings unter Bedingungen, welche ihre Reichsun- 
mittelbarfeit fidherten””). Erft im Oktober 1314 kam es zu einer 
Koͤnigswahl. Fuͤnf Kurfürften vereinigten fi nun doch auf 
Ludwig ven Baiern; aber zwei hielten beharrlich zu Friedrich 
von Defterreih. Beide Herren wurden gekrönt; beide nannten 
ſich Könige der Deutfchen. Die drei Thäler hingen König Lud⸗ 
wig mit Eifer an; rings um fie fat alle Herren und Stäbte, 
auch Züri) und Luzern, dem Gegenkoͤnig Friedrich. Die bie- 


12) Urkunde vom 1. Anguft 1309 bei Tſchudi I. 248. 

73) Die Urkunde für Unterwalden bei Kopp ©. 102. 

76%) Oben Anm. 66. Es war das kein Machifpruch bes Könige, 
wie Kopp ihn nemt, S. 105, fonvern bie Ausübung feines koniglichen 
Rechts. 

76) Kopps Urkunden ©. 120. 
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berigen geringen Fehden zwiſchen Schwyz und Einfledein und 
mit Luzern mußten unter ſolchen Umfländen zu offenem Krieg 
ausbrechen. Der Biſchof von Konflanz that die Schwager in 
den Bann, auf Klage des Abtes von Einfieveln. Sodann wur, 
den fie von dem Hofgerichte Rotwil, welches den König Friedrich 
anerfannte, in die Reichsacht verurtheilt. Hinwieder verhieß 
ihnen König Ludwig, der in ihnen einen wichtigen Stäspunft 
im Herzen der habsburgifchen Lande erfannte, von dem Erzbis 
fhof von Mainz Aufhebung des Bannes zu erwirken: und er 
felber bob alle gegen fie erlafienen Achtsurtheile auf”"). 

Der Herzog Leopold von Oeſterreich fammelte nun ein 
großes Heer in feinen Ländern, von feinen Bafallen und woher 
er ſonſt Zuzug befam (mun fogar von Züri und Bern), und 
überzog die Waldfätte, vor allen Schwyz mit Krieg. Aber Die 
Tpalleute hatten ſich vorgefehen und ſchon felt Langem für Ver⸗ 
theidigung ihres Landes und ihrer Freiheit geruͤſtet. Im Glau⸗ 
ben und Vertrauen auf Gott beftanden fie den Kampf gegen 
die Ueberzahl, fie die Landleute gegen ein kriegsgeübtes Heer 
von Rittern und Dienflleuten. Am Morgarten (15. Novem⸗ 
ber 1315) erfiritten fie den ewig denkwuͤrdigen Sieg über ben 
Herzog. Sie hatten ſich ihrer Selbſtaͤndigkeit würdig erwieſen; 
fie hatten diefelbe in ſchwerer Roth mit den Waffen behauptet, 


Unter dem Eindrucke diefed großen, wunderbaren Sieges 
wurde der Bund von 1291 erneuert, zu Brunnen am 9. Des’ 


zember 13157”). Lange Zeit galt diefer für den erſten ewigen 
Bund der Eidgenofien. Der frühere wurde nun durch biefen 
in den Schatten geftellt. 

Der Bund von 1315 iſt im Wefentlichen eine Wiederholung 
des Bundes von 1291, nun aber von Anfang an in beutfcher 
Sprache abgefaßt. Es finden ſich in demſelben nur folgende Zufäge: 

1) Ausdrucklich beſtimmt ift nun: Es ſoll Feines der Laͤn⸗ 
der noch Feiner der Unfrigen „ficb beherken oder einen Herten 
nehmen ohne der anderen Willen und ohne ihren Rath. “Diefe 
Beftimmung bezieht ſich voraus auf Zeiten, wo überall kein Koͤ⸗ 


16) Tſchudi 1. ©. 269. 
7) Sammlung der elvgenöffifchen Abſchiede. 


ge bum 


neeer. 


Friede der 
Länder mit 
Deſtreid. 
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nig im Reiche ift, ober wo die Koͤnigswahl fireitig iſt une 
zwei Könige zugleich Anerkennung verlangen. Die Länder vers 
fprecden, weder einfeitig einen Schirmheren bis zur Koͤnigs⸗ 
wahl anzunehmen, noch einen der Könige anzuerkennen, fondern 
in diefen Dingen gemeinfam zu handeln. 

2) Der Vorbehalt, daß wer einem Herrn (ald Hofgenoffe) 
angehört, diefem in glimpflichen und ziemlichen Dienften gehor- 
fam fein fol, ift zwar wieder aufgenommen, aber bemfelben 
die beachtenswerthe politifche Beſchraͤnkung beigefügt; „außer 
dem Herrn gegenüber, der eines der Länder mit Gewalt angrei- 
fen oder zu unrechten Dingen nötbhigen wollte; einem foldhen 
Herrn fol man inzwifchen Feinen Dienft thun fo lange er. 
mit den Rändern ungerichtet bleibt”. Die Befchränkung traf 
voraus die Herzoge von Deftreich, welche jedenfalls ausgevehnte 
grundherrliche Rechte in zwei Ländern hatten. Allerdings griff 
diefe Beſtimmung in beftehende Privatrechte ein, aber nicht 
mehr als audy fonft in Kriegszeiten das Privatrecht dem öffent: 
lichen Rechte ſich beugen muß. 

3) Es fol aud Fein Land mit auswärtigen Herren 
oder Städten „Gelpräche haben” d. h. Unterhandlungen pflegen, 
ohne der übrigen Länder Wiffen und Willen, fo lange die Län- 
der feinen Herren haben. 

4) Wer eines der Länder verriethe oder hingäbe, oder eine 
biefer Beftimmmungen verlegte, fol als treulos und meineid 
gelten und mit Leib und Gut den Ländern verfallen fein. Eine 
Landesacht, analog der Reichsacht. 

5) Das Verfahren, wenn ſich Streit oder Krieg unter den 
Eidgenofien, oder den Rändern erheben ſollte, ift wie in dem 
frühern Bunde bezeichnet; die Darftelung aber Harer. In beis 
ben Fällen follen die übrigen Eidgenofien und. Länder, die bes 
klagten Eidgenoflen oder das beflagte Land nöthigen, daß fie den 
Streit nach Minne oder nach Recht fehlichten laffen, und ben 
Spruch aufredht erhalten. 

Mit den Herzogen von Oeſtreich, weldhe inzwiſchen fidy von 
neuem rüfteten?®) ſchloſſen die drei Kinder ven 19. Heumonat 1318 


78) Urkunde vom 24. Herbfinionat 1318, bei Kopp, S. 133. 
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einen — zunaͤchſt nur bis zu Ende des Fänftigen Monats Mai 
gültigen, dann aber mehrfach verlängerten Frie den“). Diefe 
von den Waldſtaͤtten ausgeftellte und beitegelte Friedensurkunde 
iſt für die Stellung und das Recht derfelben fehr wichtig, ba 
fie au) von den Herzogen von Deftreich anerkannt war®‘). 
Die drei Länder reden darin durchaus ald eine von ben Herzo⸗ 
gen unabhängige Macht und fchließen fo mit ihm den Frieden. 
Boraus verfprecdhen fie: 

1) daß die Herzoge von Deftreich ihre in den Ländern ges 
legenen Höfe, welche fie in den Zeiten König Heinrichs VII. 
ſchon inne hatten, mit Landleuten als Hofgenofien befegen und 
entfegen, die Steuern und Zinfe beziehen und Gericht halten fols 
len, wie e8 bisher gewöhnlich gewefen fei. Es werben fomit die 
grundherrlichen Rechte der Herzoge, folglich auch die grun d⸗ 
herrliche Gerichtsbarkeit (die Meyerdinge) derſelben voll 
fländig in dem Frieden anerkannt, fo weit fie auf guter Gewohn⸗ 
heit beruhen‘). Bon anderer Gerihtsbarteit If an 
diefer Stelle feine Rede. 

Ferner 2) wenn Pfründen ober Lehen, welche die Herzoge 
vor dem Krieg zu verleihen hatten, von ihnen nun verliehen 
werben, fo follen die Länder fie daran nicht hindern. 

3) Wer auch fonft, Geiftliche oder Weltliche, Gut ober Gelb 
in den Ländern hat, der fol veflen genießen, wie vor dem 
Kriege: ebenfo aber auch die Landleute, was fie außerhalb ber 
Thäler in der Herzoge Gewalt behielten. Es fol jenem Recht 
gehalten werden deßhalb in dem Gerichte, wo die Güter liegen. 
Würde Einer rechtlos belaffen, dann mag er Recht fuchen ans 
berwärts (vor kaiſerlichen Reichögerichten). _ 

4) Die während des Kriegs aufgelaufenen Gülten follen zu 


— — 





79) Amtl. Sammlung der eidg. Abfchieve, Beilage No. 3—13. 

80) Bin Gegenbrief Tfhupi L. S. 289. | 

31) „Mir vergehen, das bie Herren die Herzogen von Oeſtreich ir 
boefe bie in unfern Lanten gelegen fint, die fi mußen bi Keifer Hein: 
richs ziten, nießen entzegen vnd beſetzen ſun in diſem fride mit ven Lant⸗ 
Inten da vie hoefe gelegen ſint, mit ſturen mit zinſen, vnd mit gerichten 
als ımbhar gewonlich ift gefin.“ 
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beiden Seiten entrichtet werben; für ältere (ausſtehende) Guͤlten 
dagegen wird Fein Recht mehr gehalten. 

5) Die Länder verfprechen, fi) gegen Niemand zum Schaden 
ber Herzoge und ihrer Diener während des Friedens zu ver» 
binden. 

6) Jedermann fol die alten und rechten Straßen fahren 
und die Zölle geben, wie von altem Herfommen if. Es be 
sieht ſich dieß vorzüglich auf den St. Gotthardspaß nad) Italien. 

7) Die Herzoge und ihre Diener dürfen während des Frie⸗ 
dens die Ränder nicht befümmern oder angreifen mit geiftlichen 
oder weltlichen Gerichten (wie dad vor dem Sendgerichte in 
Konftanz und dem Hofgerichte von Rotwil gefchehen war”, 
an eigene gräfliche Gerichte der Fuͤrſten dachte in dem Frieden 
Kiemand) noch fonft auf ihren Schaden werben oder zufügen. 
Wird Raub an den Ländern über die Grenzen hinaus getragen, 
fo follen die herzoglichen Amtleute denfelben aufhalten und den 
Landleuten dafür Recht halten. 

8) Wer wider den Frieden handelt, auf welcher Seite es 
geichehe, dafür fol nur der Uebertreter (nicht das Land) haften 
und ed foll über ihn gerichtet werden al8 einen &riebebrecher, 
er fühnte denn den Schaden innerhalb 8 Tagen. 

9) Jedermann fol Friede haben, in die Länder zu fahren, 
aus und ein, mit Kauf und ohne Kauf, ohne Gefährbe, außer 
der Todſchlaͤger. Ebenfo follen die Landleute Friede haben, zu 
ihnen (der Herzoge Gebiet) zu fahren, innerhalb folgender nä- 
berer Kreife: nach Luzern, fo weit der Burger Gericht geht, 
nad) Zug in die Stadt, nad) Negeri, gen Glarus und gen 
Weſen und bis nach Interlappen (Unterfeen) in die Stabt. 

Diefer Friede wurde wiederholt, zulest am 6. Wein 
monat 1322 bis zum 15. Auguft. 1323 verlängert, dann nicht 
mehr. Bon hoheitlihem Rechte der Herzoge über die Thä- 
ler felbft findet fidh darin Feine Spur. Im Gegentheil wird 
die Selbftändigfeit derfelben in jeder Hinficht vorausgefeßt. 

Der Krieg zwiſchen König Ludwig und dem Herzog von 


89) Der Friedbrief vom 3. Heumonat 1319 gedenkt hiebei ausprüd: 
lich des Abtes und Gonventes von Einfleveln. 
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Deftreich, zwiſchen benen ebenfalls ein längerer Waffenſtillſtand 
gefchloffen worden war, war inzwifdhen von Neuem losgebro⸗ 
hen und König Friedrich in der Schladht von Mühlborf den 
33. Sept. 1322 gefchlagen und felbft gefangen worden. Als nun 
Herzog Leopold, fein Bruder, deffenungeachtet den Krieg fortfegte, 
und auch bie Walpftätte wieder in denfelben verwidelt wurben, 
fo erfannte der König Ludwig In einem Fürftengericht zu Frank⸗ 
furt am 5. Mat 13%, auch die Hof- und Grundherrlidhen 
und Lehenrechte der Herzoge von Oeſtreich über Leute und 
Güter in den drei Thälern zur Strafe für deren Empörung 
gegen König und Reich ald verwirkt und dem Reiche ver« 
fallen, und ſelbſt die Hofhörigen der Herzoge für freie 
Reichsleute). Durch diefes Urtheil wurden nun diejenigen 
Rechte Oeſtreichs bedroht, welche in dem Frieden der Herzoge 
mit den Landleuten von diefen felber anerfannt worden waren. 
Mit Einem Schlag vernichtete nun der König diefe wirklichen 
Rechte Deftreihs in den Thälern. Das Urtheil war, wie 
fi) von felbft verfteht, für die Landleute dieſer Thaͤler hoͤchſt 
erfreulih. Ein Theil der Einwohner gewann dadurch perſoͤn⸗ 
liche Freiheitörechte, und das ganze Land an Gleichartig⸗ 
keit und Einheit. Es waren nun faft alle Landleute freie 
Reichsleute geworben, faft alle Hofgerichte in den Ländern 
aufgehoben. Das Landrecht breitete fi unverhindert aus 
über Leute und Güter. Von fremden Herren war, wenn biefe® 
Urtheil fo aufrecht erhalten wwebe, nichts mehr zu beforgen. 


85) Urfunde vom 5. Mai 1324, bei Tfchupi I. 300: decrevimus et 
declaravimus, omnes curtes jura et bona Ducum Austriae et aliorum 
adversariorum nostrorum (alfo auch anderer Herren außer Deftreich) 
et imperii, sita in vallibus Switz, Ura et Underwalden, seu locis aliis 
congruis et vicinis — tamquam ipso iure confiscata,. — Et ut 
mancipia seu homines praefatis ducibus pertinentes sub jurisdictione 
imperiali foveantur, nee ipei obsequia aliqua aliquibus praestare nisi 
Secro Imperio permittantur — nobis et imperio liberamus. Daß 
Herzog Leopold gegen dieſes Urtheil feine Rechte verwahrte und überdem 
wieder nach weiterer Herrfchaft über die Länder trachtete (Vrgl. Kopp, 
Urkunde S. 31) iſt begreiflich , aber für die rechtliche Beurtheilung nichte 
weniger als entſcheidend. 








18 Die drei Länder Uri, Schwyz und Unterwalden. 


Im Widerfpruche damit, verpfändete Friedrich nach feiner 
Freilaſſung den 10. Februar 1326 fogar das Land Uri als 
König feinen Brüdern, eine Verfügnng, die, wie ſich von ſelbſt 
verfieht, weder von dem Könige Ludwig noch von den Wald- 
flätten anerfannt wurde. Der Tod Leopolds von Deftreich den 
28. Februar 1336 befreite aber die Länder von ihrem gefährlich“ 
fen Feinde; und es wurde bald nachher von ihnen neuerdings 
ein Friede mit Deftreich gefchlofien. 

Der Kaifer Ludwig aber beftätigte von neuem alle ihre frühe« 
sen Privilegien, den 24. Ehrifimonat 1331, und verföhnte fich 
dann auch mit den Herzogen von Deftreid. Die früheren 
Rechte der Herzoge in den Thälern aber blieben verloren®*). 


8) Kopp Urkunden S. 162. Ihre Anſprüche dauerten wohl fort; 
aber in ver Belehnung der Herzoge durch den Kaiſer war ber Länder nicht 
gedacht. Diefes Stillfehweigen wurde von beiden Thellen verfchleven 
ausgelegt, das der Anhaltspunkt für den weitern Streit. 


Zweites Buch. 


Die übrigen VIE alten Orte 
und ihre Bünde. 


Drittes Kapitel. 


Der ewige Bund der Stadt Luzern mit den drei Ländern. 
Bom 7. Bintermonat 1332. 


en 1291. — . ewi — Bund Zuzerns mit ben brei 
Schweiz. — Shlefrug = 1336. 

Die Stadt Luzern fand durch ihre Lage am Ausfluß des 
Vierwaldſtaͤtterſee's in die Reuß den Ländern fehr nahe und die 
natürlihen Berhältnifie machen es leicht begreiflich, daß ge⸗ 
rade fie zuerft einen ewigen Bund mit den Ländern abſchloß. 
In der That war Luzern bie natürlide Ergänzung berfelben. 
Dagegen die ſtaatsrecht lichen Beziehungen trennten bisher 
bie Stadt und bie Länder vielfach. In diefer Hinficht fand 
diefen Zürich viel näher ald Luzern. 

Die Stadt Luzern lag in dem alten Aargau und ger 
hörte ſchon früh zu den Burgundifchen Landen, wenn au 
vielleiht in dem Volksſtamme Alemannifches Blut floß. 
Schon unter den fränfifhen Königen beſtand ein Benediftiner- 
Flofter (Luceria) dafelbft, welches von Pipin, dem Bater Karls 
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des Großen, dem Kloftr Murbad im Elſaß untergeordnet 
wurde. Zu dem Klofter gehörte der Meyerhof Luzern mit 
feinen Depenvenzen zu Eigenthum. Das Klofter behielt bis 
gegen Ende des breizehnten Jahrhunderts grundherrliche Rechte 
über den Ort Luzern bei. Die Einwohner waren Gotteshaus. 
leute, ohne freies Eigen, zum Theil perfönlich Freie, zum Theil 
Unfteie, die Legtern in alter Zeit zahlreicher ald bie Erftern; 
aber auch die Unfreien waren als Gotteshausleute günftig ger 
ſtellt; und fehr früh bildete fi auch hier das Hofrecht aus, 
welches den Ländern ihre Güter ald Erbe zuſicherte. Aus den 
Hofgenofien hervor erhoben fih die Minifterialen des Klo⸗ 
flers, den Rittern ähnlich). Der Meyerhof zu Luzern war 
der Oberhof für die übrigen Höfe des Klofters im Aargau und 
Zuͤrichgau. Der Abt von Murbach übte felbft häufig in Perfon 
‚die grundherrlihde Gerichtsbarkeit aus in den regel- 
mäßigen Jahrgedingen. Fuhr er nicht felbft dahin zu Gericht, 
fo faß an feiner Statt der Propft von Luzern dem Dinge vor. 
An feiner Seite faßen der Vogt des Hofes und der Meyer. 
In dem Ding erfchienen alle Hofgenofien von Luzern und fan- 
den das Urtheil. 

Dem Klofter Murbady war fchon im Jahr 727 von dem 
Könige Theoderih Immunität von den öffentlichen Gerichts⸗ 
beamten zugefichert und er war daher unter den unmittelbaren 
Schutz des Königs genommen worden. Diefe Immunität, von 
den Sächfifchen und Salifchen Kaiſern beftätigt und erweitert, 
erſtreckte fi) au auf den Hof Luzern. Mit der Kirchen⸗ 
vogtet über das Klofter und feine Beſitzungen waren bie 
Grafen von Habsburg, welche feit dem Anfang des zwoͤlf⸗ 
ten Jahrhunderts die Landgraffchaft über das Elſaß Inne hatten, 
von dem Abte von Murbach belehnt worden. Unter ihnen“ als 
Bafallen befaßen bie einzelnen Vogteien über die verſchiede⸗ 
nen Höfe verſchiedene Edle. Ueber Luzern felbft verwalteten Die 
Edeln von Rotenburg die Vogtet, ald Vaſallen der Grafen 
von Haböburg. Sowohl jene höhere als diefe abgeleitete Vogtei 


m 





1) Das Nähere in der vortrefflichen Abhandlung von Segeffer: 
Luzern unter Murbach, in dem Gefchichtöfreund I. ©. 218 ff. 
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war im Lauf der Zeit erblich geworden. Als Voͤgte von 
Luzern faßen die Eveln von Rotenburg dem Bogtgerichte vor 
und richteten über Diebftahl und andere Frevel. Den Blutbhann 
konnten fie in früherer Zeit nicht felber ausüben, da fie nicht 
unmittelbar von dem Könige belehnt waren. 

Aus dem Hofrecht und aus dem Vogtrecht erwuchs bie Berfaffung 
Stadt Luzern; in der Weife, daß die bürgerlichen Rechtsver⸗ 
haͤltniſſe vorzüglich in jenem, die politifchen in diefem ihre Unter- 
lage hatten. Seit dem XII. Jahrhundert wird ihrer ald einer Stadt 
erwähnt. An die Stelle des frühern Meyers tritt nun der 
Ammann; und die Burger von Luzern benugten vorzüglich 
während des XII. Jahrhunderts die öftern Geldverlegenbeiten 
des Klofterd zur Erweiterung ihrer Rechte. Nach zwei Seiten 
bin zeigt fi) ein anhaltendes und erfolgreiches Beftreben der 
Bürgerfhaft zu größerer Selbftändigfeit, einmal dem Abte von 
Murbach gegenüber vorzuͤglich ald Grundherrn, und ſodann 
dem Herrn von Rotenburg gegenüber als Vogteiherrn. Um die 
Mitte des XIII. Jahrhunderts erhalten die Burger einen Rath, 
den fie zwei Mal des Jahres ändern „mit des Vogtes Wiſſen“. 
Der Rath richtet nun in ihrem gefchwornen Gerichte und vers 
ordnet in der Stadt, „was ben Burgern zu Nub und Ehren 
kommen mag.” Bon den Buben, die von dem Rathe verhängt 
werden, verbleiben zwei Theile dem Rath und der dritte fällt 
dem Bogte und dem Ammann zu. Die Vogteigerichtöbarteit 
ging nun ihrem materiellen Gehalte nach großen Theild auf den 
Rath; über, an deſſen Spige der Ammann fland. Das Vogt» 
gericht blieb zwar fortbeftehen, aber e8 war nun body in feiner 
Wirkſamkeit untergraben. Dem Rathe nämlich gehörte urfprüng- 
lih die Sicherheitöpolizei der Stadt, dem Vogtgerichte 
die Beftrafung der Frevel zu. Unter jenen Geſichtspunkt wußten 
aber die aufftrebenden Bürgerfchaften und ihre Räthe bald die 
meiften Vergehen und felbft Verbrechen zu bringen, und fo eine 
felbftändige ftädtifche Gerichtsbarkeit auszubilden 2). 

König Rudolf hob den perfönliden Stand der Bürger 
noch indbefondere dadurch, daß er ihnen die Faͤhigkeit, Reichs⸗ 


2) Brgl. meine Zürcher Rechtsgeſch. 1. S. 166. ff. 
Bluntſchli Bundesrecht. 6 
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lehen zu empfangen, verlieh, nach Art der Edeln und der Ritter; 
und das Anfehen der Stadt dadurch, daß er ihr zur Belohnung 
ihrer Treue feinen und des Reiches befondern Schuß zuficherte 
und ihr Recht, Statuten und Ordnungen zu machen, ausdrüͤck⸗ 
lich anerfannte3). Dennody war Luzern noch nit Reihsftadt. 
Aber die Entwidlung zu großer Selbftändigfeit und zu allmä- 
liger Befreiung von der Abtei Murbach und ihren Bögten hatte 
bedeutende Fortfchritte gemacht, und fie war auf dem Wege, 
Reichsſtadt zu werden. 

„Detsrrei ex» Aber Furze Zeit noch vor feinem Tode führte der König 

te6hoheit 129%. einen Plan aus, der diefe Entwidlung für längere Zeit fiörte. 
Rod) am 11. April 1288 Hatte der Abt und der Konvent von 
Murbad gegen Empfang einer Summe Geldes der Propftei 
Luzern für diefe und die zu derfelben gehörigen Höfe die urfund- 
che Zuficherung ertheilt, daß fie Ihre Rechte auf diefelben nie 
verfchenfen oder veräußern wollen). Und nun 3 Sahre nachher, 
am 16. April 1291, veräußerte der Abt von Murbach dennod) 
auf das Begehren des Königs Rudolf alle Rechte Murbachs 
auf Luzern und die dazu gehörigen Höfe an den Herzog Albrecht 
von Defterreih, für ibn und feine Erben). 

Durch diefen Erwerb gingen nun nicht bloß alle grundherr⸗ 
lichen Rechte Murbachs auf Luzern und die dazu gehörigen Höfe 
(„Eolflingen, Halderwanf, Reine, Lunkuft, Buochrein, Küffe 
nad, Alpenach, Emmen, Malterd, Griens, Hoiwe, Stanfe, 
Litowe, Adergeswil und Gisrwile”) auf die Herzoge von Defters 
reich über. Sondern die Vogtetrechte, welche fie bisher nur als 
Kirhenvögte von Murbach beſeſſen hatten, wandelten ſich 
nun in ihrem Befige zu wirklicher eigener Landeshohelt um. 

Diefed Ereignig war für die Stadt Luzern voraus hoͤchſt 
wichtig. Es mußte ihr fehr bedenklich erſcheinen, denn es war 
doch etwas ganz anderes, dem weniger mächtigen Abte eines 
fernen Klofterd al8 Grundherren, feinen Bafallen und deren 


3) Segeffer S. 286. Urk. v. 1274, 1277, 1281 bei Kopp. 
©. 21, 23, 25. 

4) Urk. im Geſchichtsfreund I, ©. 203, 

5) Urk. ebendaf. S. 208. 
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Untervaſallen als Bögten zuzublenen; als nunmehr alle dieſe 
hohe und niedere Gerichtsbarkeit in der Oberhand eines mädhtis 
gen und firengen weltlichen Yürften vereinigt zu wiflen, dem 
auch die Landgraffhaft im Aargau zuftand, wozu die Stadt ges 
hörte. Indeſſen verfprady der neue für Luzern “ernannte Vogt 
Ulrich von Thor feinen lieben Freunden, ven Bürgern von Lu⸗ 
zern, fie bei ihren guten Rechten und Gewohnheiten wie zu den 
Zeiten der Bögte von Rotenburg zu belafien. Und die Stadt 
fand ed doch gerathen, die Veräußerung anzuerfennen und dem 
neuen Herm Treue zu ſchwoͤren, wogegen gleichzeitig auch Die 
Herzöge ihnen verfpradhen , ihre hergebrachten Gewohnheiten und 
Rechte aufrecht zu erhalten 9), 

Sn den Kämpfen der Herzoge mit den Ländern halfen die 
Bürger von Luzern ihrem Stadtherrn treulich; aber fpäter mußte 
doch der Gegenſatz zwiſchen den Rechten und Interefien der Her⸗ 
zoge und ihrer Vögte auf der einen und der Stadt Luzern, deren 
Streben nad) größerer Unabhängigfeit von der Richtung der Zeit 
begünftigt war, auf der andern Seite wieder fühlbarer werden. 
Das Beifpiel der nahen Länder wirkte auch auf die Stadt am 
Bierwaldftätterfee ein, und es ift fehr begreiflih, daß fih in 
derfelben eine eidgenöffifche Partei ausbildete, welche zugleich 
vorzugsweife als ſtaͤdtiſche Partei im Gegenfab zur Herrſchaft 
fi) geltend machte. Der Schultheiß, der an die Stelle des 
frühern Amtmann getreten war und an der Spitze des Rathes 
fand, und der Rath wurden durch ihr Amt und ihre Stellung 
in der Stadt, wie durch die Bewegung unter den Bürgern felt 
dem Jahre 1328 allmälig dahin gedrängt, diefe Richtung amtlich 
zu vertreten”). Und felbft die Konzeffionen, zu welchen ſich der 
Herzog Otto von Defterreih im Jahr 1330 beftimmen ließ 3), 
reichten nicht aus. Die Zerwuͤrfniſſe fleigerten ſich wieder und 
die Richtung zu größerer Unabhängigkeit der Stadt nahm zu. 


6) Urf. v. 20. Chriftm. 1291 und zwei Urf. v. 31. Mat 1292 bei 
Kopp S. 40, 41, 47. 

7) Brgl. die merkw. Urk. bei Kopp ©. 142 u. 148. 

9 Kopp ©. 154. ' 
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DeremigeBım Am 7. Wintermonat 13329) ſchloſſen der Schultheiß, ber 

-58indern 1932. Rath und die Bürger von Luzern einen eiwigen Bund mit den 
drei Ländern, der, wenn er auch die Rechte Oeſterreichs aner- 
fannte und vorbehielt, doch offenbar gegen die Herridaft 
gerichtet war. Die Stadt ſchloß den Bund von fih aus, 
Meder der Landesherr noch ber Stabtvogt wirkten Dabei mit. 
Schon hierin zeigt ſich das Streben der Stadt, unabhängig zu 
werden und möglichft unabhängig zu handeln, unverkennbar. 

Der Bund enthält folgende Beftimmungen: 

1) Der Schultheiß, der Rath und die Burger behalten vor, 
„unfern Herren, den Herzogen von Defterreidh, die Rechte und 
Dienfte, die wir ihnen durch Recht thun follen und ihr Gerichte 
in der Stadt und in dem Amte zu Luzern, wie fie von Alters 
ber und von guter Gewohnheit der Stadt Luzern hergefommen 
find“; fomit im Gegenſatze zu willfürlichen Neuerungen. Zus 
gleich behalten fie audy ihrer Stadt und den Räthen alle ihre 
Rechte und guten Gewohnheiten vor. 

2) Ebenfo behalten die Landleute von Uri, Schwyz und 
Unterwalden die Rechte des Kaiferd und des heiligen römiſchen 
Meiches vor und fich felber ihre Gerichte, für jedes Land ſonder⸗ 
lich innerhalb feiner Landmarf, nad) guter Gewohnheit, wie von 
Alters her. 

3) Die Bürger von Luzern follen fi) im Verhältnig zu 
den Waldleuten der Länder und hinwieder diefe gegen jene ber 
Rechtung begnügen, die vorhin genannt tft; d. 5. die Gerichts⸗ 
barkeit und guten Gewohnheiten jedes Theils reſpektiren. Es 
wird fomit die Selbſtſtaͤndigkeit jedes Thells in feinem ein- 
beimifchen Recht und Gericht anerfannt. 

4) Wollte aber, wovor Gott ſei, ein Glied des Bundes von 
Jemandem außen oder innen deßhalb (wegen feiner Gerichte und 
Rechte) genöthet oder beſchwert, angegriffen oder beſchaͤdigt wer⸗ 
den, fo folle daß verlegte Ort ſich Darüber bei dem Eide erfennen, 
ob man ihm Unrecht thue. Und erkennt dann die Mehrheit eines 
Ortes, daß ihnen Unrecht gefchehe, fo follen fie die übrigen 
Orte einzeln mahnen , die Stadt Luzern die Walbleute und 


9) Urkunde II. 
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jegliche Waldftatt ſonderlich, und jede Waldftatt hinwieder die 
Bürger von Luzern; und dann follen fie ſich gegenfeitig wider 
Herren und wider Jedermann rathen und helfen mit Leib und 
But, jeder Theil in feinen eigenen Koften, mit guten und ganzen 
Treuen, ohne Gefährde. — 

Der Entſcheid über die Nothwendigkeit der Bundeshüuͤlfe 
wird, wie das in allen ähnlichen Bünden jener Zeit herfümm: 
lich war, dem Hülfe bebürftigen Theil anheim geftellt; aber er 
fol ernftlich prüfen, ob ihm wirklich Unrecht gefchehe und nur 
Hülfe fordern, wenn vorher auf den Eid erfennt ift, daß ihm 
Unrecht geſchehe. Die Mahnung geht an jeded Bundesglied 
einzeln. Die Hülfe it Rath und That, je nady Umftänden; 
in der Roth bewaffnete Hülfe, wie die „gute Treue” es erheifcht- 

5) Wenn Mishelligfeit und Streit entfleht zu Luzern und 
den Ländern, fo follen die Beften und Wipigften zuſammenkom⸗ 
men und den Streit fchlihten nach Minne oder nad) Recht; 
und wenn ein Theil fich deflen weigert, fo follen die Eidgenoffen 
dem andern Theil zu Minne oder Recht helfen auf Schaden des 
ungehorfamen Theiles. Sollten die drei Länder unter fih zu 
Streit fommen — für welchen Fall der Bund der drei Länder 
das NRöthige ſchon verordnet hat — und zwei Länder werben 
dann einig darüber, zu denen follen aud) die Bürger von Luzern 
fi fügen und helfen das dritte Land weiſen, daß es ſich mit 
den beiden vereinige, es wäre denn, daß die Bürger von Luzern 
die beiden Länder zu einer befieren Meinung beftimmen könnten. 

6) Weder Luzern wi Pfand fein für die Laͤnder, noch die 
Länder wollen Pfand fein für Luzern. Es haftet gegemüber den 
Herrn (im einen Fall den Herzogen von Oeſterreich, im andern 
dem Kalfer und Rei) oder in Streitigkeiten mit einzelnen 
Fürften over Städten fein Theil von Rechts wegen für die That 
des andern. 

7) Kein Theil darf ſich mit befondern Eiden oder Gelübden 
gegen Riemanden, weder in noch außer dem Lande verbünden, 
ohne der Eidgenoffen gemeinfamen Willen und Wif- 
fen. Was die Stadt Luzern ihrem Landes- und Vogteiheren nicht 
zugab, — indem fie das Bündniß ohne deren Wiffen und Willen 
ſchloß, das geſtand fie nun den neu verbündeten Eidgenoffen zu. 
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8) Kein Eidgenoſſe darf den andern für Schuld pfänden 
ohne Gericht und Urtheil, 

9) Wer unter den Eidgenofien den Gerichten widerftünbe 
oder ungehorfam wäre und ein anderer davon zu Schaden Täme, 
den follen die Eidgenofien zwingen, daß er Diefem den Schaben 
abtrage. 

10) Wer von den Eidgenofien den Leib verwirft und des⸗ 
halb gerichtlich verfährieen wird, wo das mit des Landes und ber 
Stadt offenen Briefen und Siegel dem andern Gerichte zur 
Kenntniß gebradyt wird, fo fol man dieſen audy in den übrigen 
Gerichten verfchreien, und wer dann noch den fo von der Lats 
desacht Betroffenen wifientlich hauſet oder hofet, oder ihm zu eflen 
oder zu trinfen gibt, der fol in dem felben Schaden fein wie 
der Geädhtete, außer daß es ihm nicht an den Leib gebt; der 
muß folglich an jenes Statt die Buße und den Schaden zahlen. 

11) Welcher Eidgenoſſe dieß Alles nicht ftät hält und das 
übertritt in irgend einer Welfe, der foll meineid und treulos 
fein 19), 

Am gleihen Tage wurden auch die Kirchgenoſſen von 
Gerſau und Weggis, die ebenfalls wie die Luzerner die 
Herzoge von Oeſterreich als Landesherrn anerkennen mußten, 
aber an den hoͤhern Rechten der Stadt Luzern keinen Theil hatten, 
ſondern einfache Vogteileute waren, in den Bund aufgenom⸗ 
men11), aus Vorſicht aber in dem gemeinſam beſchworenen 
Bundesbrief nicht erwähnt. 

Die Fehde der öfterreichifchen Amtleute gegen die Stabt 

ve 3 ah Luzern und die drei Länder erneuerte fich wieder. Jene — 
en fich nun aber durch einen großen Bund auf 5 Jahre, der 

e Sabre 1233 abgefchloffen wurde 12). Dieſer Bund iſt für die 

Erflärung auch der eidgenoͤſſiſchen Bünde im engern Sinn fo 


10) Im Jahr 1454 begehrte Luzern, daß man die Worte wegen des 
Herzogs von Defterreich aus den Bünden mwegthue und dagegen das Reich 
erwähne. Es wurben darauf wirflich neue Bundesbriefe unter dem alten 
Datum mit diefer Veränderung ausgefertigt und bie alten zerftört. 

m) Kopp Urf. ©. 165. 

12) Tſchudi I. S. 328. 
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wichtig, daß wir die erheblicheren Beftimmungen veflelben heraus⸗ 
heben wollen: Der Bund wird abgefchloflen zwifchen den Lands 
vögten und Amtleuten der Herzoge von Defterreich im Aar⸗ 
gau, Thurgau, Suntgau, Elfaß und Breisgau, fowie 
den Näthen und Bürgern ber oͤſterreichiſchen Städte Freyburg 
im Uechtland, Breifah, Neuenburg, Einfihsheim, 
Rheinfelden, Sedingen, Waldshut, Schaffhaufen, 
Frauenfeld, Winterthur, Dießenhofen, Ache, Bil: 
lingen, Zug, Bremgarten, Surfee, Sempach, Baden, 
Brugg, Mellingen, Lenzburg, Aarau, Zofingen und 
dem Niederampt zu Glaris und dem Land Suntgau auf der 
einen Seite und den Räthen und Bürgern der Städte Bafel, 
Züri, Konftanz, St. Gallen, Bern und Solothurn 
fowie dem Grafen Rudolf von Nidau, Graf Heinrid von 
Fürftenberg und Graf Eberhard von Kyburg auf der an- 
dern Seite. 

1) Der Bund, der eivlich befchworen wird, geht vorerft auf 
gegenfeitige Kriegshülfe gegen jeden, der von nun an wider 
Recht einen der Berbündeten angreift. Um alter Stiege willen 
find die Verbündeten nicht verpflichtet, einander zu helfen; nur 
follen fie dem Feind nicht helfen. Wenn ein Theil angegriffen 
wird wider Recht, fo erfennen je der Landvogt von Kyburg 
felbfiebent, der Vogt zu Suntgau, zu Elfaß und Breisgau felb- 
fiebent; ebenfo der Vogt im Aargau felbfiebent, oder zu ſechs 
mit Mehrheit auf ihren Eid über den Angriff; ebenfo die Raͤthe 
in den Reichsſtaͤdten mit ihrem Eid, ob fie wirer Recht an ihren 
Freiheiten und guten Gewohnheiten gefränft werden und Hülfe ber 
dürfen. Wenn dann der Angreifende nicht abläßt und den Schaden 
vergütet, fo ziehen die Verbündeten auf erhaltene Mahnung und 
Botſchaft hin einander zu, und geftatten dem Feinde Feinen fetlen 
Kauf mehr in ihren Städten und Feften. 

2) Sollte zwifchen den Städten oder Herren oder den Land⸗ 
leuten, die in dem Buͤndniß find, Streit entftehen, over unter 
den Burgern einer Stadt große Mißhelligkeiten, fo daß die 
Bögte oder Raͤthe derfelben nicht Meifter werden möchten, fo 
follen die Städte, denen es fund gethan wird und die zunächft 
dabei find, drei oder fünf Männer zu denen fenden, zwiſchen 
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denen der Stoß if. Und was dieſe oder die Mehrheit unter 
ihnen auf den Eid nad) der Gelegenheit der Sachen erfennen, 
dem follen beide Theile gehorfam fein. Und würde ein Theil 
das nicht annehmen, fo helfen die übrigen Verbündeten Alle, 
den Ungehorfamen gehorfam machen. 

3) Bei gähen (plöplichen) Angriffen-lauft Jeder zu ſo gut 
er Tann. 

4) Alle Berbündeten follen bei ihren Rechten, Freiheiten und 
guten Gewohnheiten unverlegt bleiben. Auch was einer biöher 
in nüßlicher Gewere (Beſitz) gehabt hat, da foll man ihn nur 
auf dem Rechtswege deshalb belangen können, nicht mit Gewalt. 

5) Das Recht, den Schuloner zu pfänden, wird ebenfo 
beſchraͤnkt, wie in den eidgenoͤſſiſchen Bünden und die einhet- 
mifche Gerichtsbarkeit der einzelnen Städte und Herrſchaften 
ebenfalls forgfältig gewahrt. 

Die oͤſterreichiſchen Herzoge befräftigten den Bund durch 
einen befondern Brief. 

Saite Drei Jahre fpäter wurde die Fehde mit Luzern und den 
Waldſtaͤtten durch einen einhelligen Spruch von neun Schieds⸗ 
richten gefchlichtet, welche — vermuthlich auf Anordnung des 
Kaiſers — von beiden Theilen zum Voraus anerkannt worden 
waren. Die Schiedsrichter waren je drei Bürger von Bafel, 
Bern und Zürich aus den Gefdhledhtern. 

Der Friedbrief für die Länder iſt nicht mehr vorhanden. 
Wahrſcheinlich wurden in demfelben die Privatredhte der Herzoge 
in den Thälern in dem Umfange wieder anerfannt, wie in frü- 
bern Friedbriefen, weiteres nicht; dagegen ift der Brief für 
Luzern vom 18. Bradymonat 1336 13) vorhanden. 

Ueber das Berhältnig zu Defterreich erkennen die Schieds⸗ 
richter : die Bürger der Stadt Luzern follen der Herrfchaft von 
Defterreich mit allen ven Rechten und Gewohnheiten, wie der 
Abt von Murbach und der Vogt von Rotenburg fie hergebradht 
und bisher die Herrichaft von Defterreich befeflen habe, gehorfam 
fein; ebenfo follen die Stadt und die Bürger von Luzern in 


13) Kopp Url. ©. 175. 
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allen Freiheiten und Gewohnheiten bleiben, wie fie unter bem 
Abt von Murbady, dem Vogt von Rotenburg und der Herrſchaft 
von Defterreih von Alter ber befeflen haben. — Ueber den Bund 
mit den Ländern fpricht fi) das Schiedsgericht vielleicht mit 
Abſicht nicht Flar aus. Was die Leute, ſeitdem diefer Krieg 
anging, geichiworen haben, e8 fei von Eidgenoffenfhaft 
wegen oder von Burgrechtes wegen, das foll Alles ab fein, 
eö ſei außer ober inner dem Lande; und jeder, er fei Herr ober 
Diener, ſoll gegen den andern in demfelben Rechte fein, wie 
vor dem Kriege. 

Doch finden wir im Jahr 134314) ein von beiden Näthen, 
dem neuen und dem alten, und der Menge der Bürger nad) 
einem unterbrüdten Auflaufe beſchworenes Statut, daß wer 
unter den Bürgern mit Rath oder That darnach geftrebt Hätte 
oder ftreben würde, daß der Eid, den fie zu den Eidgenofien 
gefhworen haben, wieder zgertrennet werde, deflen Leib und 
But fol den Bürgern und der Stadt gefallen fein. Die Stadt 
hielt fomit an dem eidgendffifhen Bunde auch nad 
dem Frieden unerſchuͤtterlich fe ſt. 


— — — — — 


Viertes Kapitel. 
Der ewige Bund zwiſchen Zürich, Luzern und den drei 
Ländern vom 1. Mai 1351. 


— — [mn 


Züri al6 Reichsſtadt. — Berfafiungsänderung von 1336. — Der 
ewige Bund Zürichs mit den Eidgenoſſen von 1351. — Eidgenöſſi⸗ 
ſches Gebiet. — Syſtem ver Bundeshülfe. — Eidgenöſſiſches Rechts: 
verfahren. — Privat: und ftrafrechtliche Beftimmungen. — Vorbehalt 
weiterer Berbündung. — a eg — Vorbehalte. — 
Innere Berhältniffe. — Stellung Zuͤrichs im Bunde. 


Schon Im Jahr 1291, als die drei Länder ihren erften ewigen Büris ale 


Bund mit einander ſchloſſen, hatte auch die Stadt Zürich mit 


14) Kopy Url. ©. 181. 
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Urt und Schwyz ein Buͤndniß auf drei Jahre eingegangen. 
Nunmehr ſechszig Jahre fpäter trat fie mit Luzern und den drei 
Ländern in einen ewigen Bund. Damit beginnt für die Eid⸗ 
genofienfchaft eine neue größere Entwidlung. 


Die Reicheunmittelbarbeit der Stadt Züridy Fonnte ſchon feit 
Langem nicht mehr bezweifelt werden. Die Macht und Hoheit 
der Aebtiffinn am Fraumünfter hatte der Gewalt des ſtädti⸗ 
ſchen Rathes und der von den Königen vielfach begünftigten 
Bürgerfchaft der Stadt weichen müflen. Formell war fie noch 
hoch geftelit und NReihsfürftin; in Wahrheit aber war die reale 
Macht und Hoheit auf die Stadt und ihren Rath übergegangen. 
Auch die Reichs vogtei war bereitö gefunfen. Seit dem Jahr 
1218, als diefelbe nach dem Abfterben des letzten Herzoges von 
Zähringen an das Reich zurüd gefallen war, hatte nie ein Herr 
die Reichsvogtei auf längere Zeit befeflen, und die Burger mußten 
von den deutfchen Königen das Recht zu erwirfen, daß Fein Vogt 
für länger ald zwei Jahre gefebt und der geweſene Reichsvogt 
dann die naͤchſten fünf Jahre nicht wieder bezeichnet werben dürfe. 
War das Reich erledigt, fo durfte die Stadt den Vogt felbft 
ernennen ). 


Berfaffunge- Im Jahr 1336 hatte die Verfaſſung der Stadt eine wefent- 
1886. liche Umgeſtaltung erfahren. Und fowohl die Aebtiffinn als ver 
Kaiſer hatten zu der Neuerung ihre Zuftimmung ertheilt. Bis 

dahin waren nur die fogenannten Geſchlechter zu den Burgern 

im eigentlihen Sinne des Wortes gezählt und der ftädtifche 

Rath nur aus ihnen, Rittern und Burgern, beftanden. “Die 

alte Burgerfchaft ver Gefchlecdhter war aus verſchiedenen Elemen- 

ten erwachfen: aus Minifterialen der Abtei, aus gefreiten 
Reichsleuten (Fiscalini), aus freien Orundeigenthü- 
mern, die vorher die fogenannte Genoſſenſchaft vom Berge ge⸗ 

bildet hatten, aus Gotteshausleuten, welche Erbe befaßen 

und nicht Handwerk trieben. Einzelne Familien waren mit der 

Zeit ritterbürtig geworden. Auch vom Lande her hatten 


15) Brot. meine Zürcher Staats: und Rechtögefchichte I. S. 137 ff. 
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fich oft Ritter und Minifterialen unter die Bürger aufnehmen 
lafien. 

Durdy die Bruniſche Revolution im Jahr 1336 wurbe der 
Kreis der Bürgerfchaft bedeutend erweitert durch Aufnahme der 
Handwerker, die fi als Stand gehoben hatten und fchon 
vorher waffenfähig geworden waren. Die Bürgerichaft zerfiel 
nun in zwei Haupfflaflen, zuerſt bie Konftafel, die Bürger- 
Schaft im alten Sinne des Wortes, die Geſchlechter umfaflend. 
Es gehörten dahin die Ritter, Edelleute, alle Bürger, die von 
ihren Renten leben, die Kaufleute, Wechsler, Goldſchmiede und 
Salzleute. Aus der Konftafel murden die 13 Räthe genommen, 
fodann die 13 Zünfte der Handwerker, nach Berufskreiſen 
abgetheilt, deren 13 Zunftmeifter nun den Räthen zur Seite 
traten und mit diefen ben eigentlichen Rath bildeten. An der 
Spige des Ganzen mit ausgedehnten Rechten ſtand der Bürger- 
meifter, eine rein ſtaͤdtiſche Würde, die Brun ſich felber auf 
Lebenszeit vorbehalten hatte, das Haupt der Stadt *). 


Die Veränderung war im Kampfe mit den alten Räthen 
durchgefebt worden. Mehrere derfelben waren verbannt worden 
und fanden außer der Stadt Freunde und Anhänger. ine zum 
Sturz der neuen Berfaffung angelegte Verſchwoͤrung war ent: 
det und viele bei der fogenannten Mordnacht Betheiligte hins 
gerichtet worden. Auch mit den Grafen von Rapperswyl gerieth 
die Stadt deghalb in Fehde. Im Allgemeinen war der Adel in 
der Rähe eher dem geftürzten Regimente günftig. 

Lange ſchwankte Brun, ob er fi) vornämlich an Defterreich 
anlehnen und die neue Verfaffung durch einen Bund mit Defter- 
reich befeftigen wolle, ober ob er im Gegenfag zu Defterreich fich 
mit den Eidgenoflen ver Innern Länder näher einlaffen folle. 
Die Natur der BVerhältniffe und die Noth zwang ihn zu dem 
fühneren Unternehmen, die Stadt mit den letztern zu verbünden. 
Indeſſen gab er damit noch nicht alle Hoffnung auf, fih auch 
mit Defterreich wieder zu verfländigen. Am 1. Mai 1351 wurde 


— — -aro — — 


16) Vrgl. meine Zürcher Staats: und Rechtsgeſchichte I. S. 137 ff. 
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der ewige Bund mit Luzern und den Walbftätten gefchloffen ”). 
Diefer Bund iſt ausgeführter ald die Altern Bünde, der Geſichts⸗ 
kreis deſſelben iſt umfaflender, größer geworden. 

1) Borerft wird ein weites Gebiet ermittelt, innerhalb 
deſſen ſich die Verbündeten zu fchüten geloben, ein Gebiet, wel: 
ches nur zu einem Fleinen Theile den eidgenöfftfchen Städten und 
Ländern felbft zugehörte. Der Kreis beginnt auf der Grimſel, 
wo die Aare entfpringt, folgt dem Lauf der Aare durch Hasli, 
vor Bean vorbei, bis wo die Aare in den Rhein fließt, und 
dann dem Rheine nach aufwärts bis wo die Thur in den Rhein 
einmündet, fodann der Thur nad) aufwärts bis zu ihren Quellen 
und von da durch Ehurwaldhen aufwärts bis an die Kefte Ring- 
genberg und von biefer um den Gotthard herum bis auf den 
Plattifer und von da auf den Doifel und hinwieder zur Grimfel. 
Diefer weiten Kreisbeftimmung liegen zum Theil Faufmänni- 
ſche Rüdfihten zum Grunde; — es follte für die Sicherheit des 
Handels auf den Straßen in diefem Gebiete geforgt werden — 
zum Theil werden darin politifche Tendenzen ſichtbar. Indem 
die Berbündeten ihr Augenmerk auf dieſes weite Gebiet richteten und 
innerhalb deſſelben ihren Einfluß geltend zu machen fuchten, ges 
wann der Gedanfe einer größeren, zufammen gehörigen, wenn 
au erft im Werden begriffenen Eidgenoſſenſchaft, einer 
neuen republikaniſchen Staatenbildung in diefen obern 
Landen, im Gegenfabe zu der Ausvehnung der äfterreichifchen 
Herrfhaft, Leben und Konfiftenz. 

Wird einer der Verbündeten innerhalb dieſes Kreifes ohne 
Recht von Iemandem angegriffen oder gefhädigt an Leib ober 
an Gut, oder an Ehren oder Freiheiten gefränft, fo mag ſich 
ber Rath oder die Gemeinde der Stadt oder des Landes, 
welches geſchaͤdigt ift, Darüber erfennen auf den Eid. Und wenn 
der Rath oder die Gemeinde mit Mehrheit auf den Eid erfennt, 
daß des Unrechts wegen Hülfe oder Angriff nöthig fei, fo 
mögen fie die übrigen Verbündeten durch Boten oder Briefe 
mahnen, und es follen die gemahnten Städte oder Länder 





17) Urkunde IV. 
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dem mahnenden ohne Verzug bebolfen und berathen 
fein mit ganzem Ernſt und mit Allem was nöthig if. 

Es fol Feiner der Gemahnten fich der Hülfe entziehen, weder 
mit Worten noch mit Werfen, noch fonft darnach -tradhten, daß 
die Hülfe aufgelöst oder abgeleitet werde; alles ohne Gefährbe. 
Und jeder fol die Hülfe in feinen eigenen Koften thun. 

2) Im Falle eines plöglihen, gähen Schadens oder An- 
falls, wo hinwieder gähe Hülfe nöthig wäre, da follen bie 
Berbündeten auch ungemahnt unverzüglidh zufahren 
und tradhten, wie das gerochen und befeitigt werde. 

3) Wäre aber die Sache fo groß, daß ein Kriegszug 
oder eine Belagerung nothivendig würde, und deßhalb die 
eine Stadt oder Land die übrigen mahnt, fo follen bie Verbuͤn⸗ 
deten unverzüglich zu Tagen fommen zu dem Gotteshauſe zu 
den Einfieveln, und da unter ſich berathen, was ihnen dann 
das Befte dünkt in dem Sinne, daß dem, ber um Hülfe gemahnt 
bat, auch fofort geholfen werde, ohne Gefährbe. 

In diefen drei Beitimmungen ift das ganze Syſtem eidges 
nöffifcher Bundeshülfe enthalten. In allen Fällen foll dem 
Bundeösgliede, welches die Hülfe bedarf, auch von den übrigen 
Berbündeten Hülfe geleiftet werden, in guten Treuen und mit 
allem Ernft, ohne Verzug. Aber der Regel nach geht die Mah⸗ 
nung des Hilfe bebürftigen Standes vorher, nachdem diefer 
auf den Eid erfannt hat, daß mit Recht und dem Bunde gemäß 
Hülfe begehrt werde. Bel plöglicyer Gefahr follen die Stände 
dem bedrängten Bunbeögliede von ſich aus zu Hülfe kommen, 
ein Sag, den nur bundeswinriger Sinn dahin verfehren fann, 
daß ein Bundesglied gegen den Willen des Andern einen beftim- 
menden Einflug auf befien Angelegenheiten fi) herausnehmen 
dürfe. Werben aber länger dauernde und umfaflendere Krieges 
operationen nöthig, fo follen die Boten der Etände zu einer 
Tagſatz ung zufammenireten und Hier gemeinfam beftimmen, 
was erforderlich iſt, um die Hülfe zu gewähren. Von da an 
gebt die Beſtimmung defien, was nöthig ift, von dem mahnenden 
Stande über auf die Eidgenoſſenſchaft, und ed werden nun 
die gemeinfamen Rechte und Interefien auch gemeinfam erwogen. 
Der Geſichtskreis, der bis dahin mehr ein Händifcher (fans 
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tonaler) gewefen war, wird von da an ein höherer eidgenoͤfſi⸗ 
fer. Jeder Stand iſt berechtigt, zu einer Tagſatzung zu 
mahnen, d.h. eine Tagfahung auszufchreiben, wie er berechtigt 
iR, zur Hülfe zu mahnen. 

4) Muß man einen Feind belagern, fo fol die Stabt oder 
das Land, welches bie Sache angeht und das deshalb gemahnt 
hat, die Koſten, welche für Werke und Arbeiten zum Behuf der 
Belagerung darauf geben, bezahlen. 

5) Würde Einer, der außerhalb jenes eingenöfftichen Kreiſes 
wohnt, einen Berbündeten angreifen ober ſchädigen ohne Recht, 
füme er nachher in die Gewalt der Eidgenofien, er ober feine 
Helfer und Diener, die oder ihre Güter follen die Eidgenoſſen 
innerhalb jenes Gebietes in Haft nehmen und angreifen, bis ver 
Schaden erſetzt iſt. 

6) Würden zwiſchen der Stadt Zuͤrich auf der einen und 
Luzern und den Ländern oder einem aus ihnen auf der andern 
Seite Stöße oder Mißhelligfeiten entſtehen, fo follen die ſtrei⸗ 
tenden Theile nach Einfieveln zu Tagen kommen. Jede Partei 
fol dann zwet ehrbare Männer als Schiedsrichter bezeichnen. 
Die vier Schiedsrichter follen zu den Heiligen ſchwoͤren, bie 
Streitfacdhe unverzüglih auszurichten, zu Minne oder zu 
Recht. Und wie e8 die Schiedsrichter oder die Mehrheit unter 
ihnen ausrichtet, fo fol es gelten für beide Theile. Würden 
fi) aber die vier Schiedsrichter gleich theilen, fo follen fie 
bei den Eiden, die fie gefchworen haben, innerhalb der Eid⸗ 
genofienfchaft einen „gemeinen Mann“ (fpäter Obmann 
genannt), „der fie in der Sache ſchiedlich und gemein“, d. 5. 
geichäftserfahren und unparteiiſch duͤnkt, zu fih erwählen. Und 
wen fie dann erwählen, den follen die Stadt oder dad Land, 
welchem er angehört, bitten und weiſen, daß er ſich der Streit 
ſache mit den vier Schiedsrichtern annehme und mit feinem Eid 
ſich verbinde, dieſelbe auszurichten, ohne Gefährbe. 

Das Rechtsverſahren ift in diefem Bunde nun zuerft näher 
und wefentlich fo beftimmt, wie es fidh bis auf die Gegenwart 
als „etdgendffifhes Recht“ (Rechtsgang) erhalten hat. 
Das Schiedsgericht ſchlichtet zu Minne oder zu Recht, je nad 
Umftänden und je nachdem die Parteien auf jene eingehen oder 
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dieſes begehren. Indeſſen foll immer der Weg der Minne vorerſt ver- 
ſucht werden. Die Schiedsrichter werden regelmäßig aus angefehes 
nen Räthen oder andern Borftehern der Stände gemählt und fowohl 
dadurch als durch den ganzen Gang des Verfahrens allerdings 
dafür geforgt, daß flaatsrechtliche und ſtaatsmaͤnniſche Einſtcht 
einen gebührenden Einfluß auf die Erledigung habe. Die Schieds⸗ 
richter follen, obwohl von einer Partei gewählt, doch nicht Stell- 
vertreter und Anwälde der Partei fein, fonvern vielmehr nad 
ihrem Eide als unparteiiſche Schiedsrichter handeln. Aber immer» 
hin war und blieb das ein gefährliches Verhältnis in dem Ber- 
fahren. Denn da Die Wahl der Partei zuftand, fo war e8 ſchwer 
zu verhindern, daß jede Partei ſolche Schiedsrichter ernannte, 
die ihr günftig fchlenen, fi audy wohl im Voraus über die 
Meinung derfelben erfundigte und auf diefelben einzuwirken 
ſuchte. Die Wahl des Obmanns war doch nur theilwelfe geeig- 
net, ſolche Uebelftände zu befeitigen, zumal fie erft vorgenommen 
wurde, nachdem bie von den Parteien gewählten Schieberichter 
ſchon den ganzen Streitfall vorher behandelt und dann unter fi 
uneinig geworden waren. 

Für minder wichtige Streitigfeiten war die Beſtellung eines 
ſolchen Schiedsgerichtes dutchaus genügend und das Verfahren 
ganz geeignet, zu einer ſchnellen, häufig frieblichen Erledigung 
derfelben zu führen. Aber wo große Intereſſen oder ftarfe polls 
tiſche Leldenfchaften der Barteien bei der Streitfache betheiligt 
waren, mußte der Beftellung des Schiedsgerichtes mit großem 
Mißtrauen entgegen gefehen werden, und fehlen es unerträglich, 
Alles dem Entfcheide eines fo ernannten E chledögerichtes anheim 
zu ftellen. Es find das Bedenken, die vorzügli Kar in dem 
fogenannten Zürichfriege hervortraten. 

Auch für ſolche Zwiſtigkeiten lag indeſſen der Fehler nicht 
in dem Rechtögang, fondern lediglich in der perfönlichen Beftels 
fung des Schiedsgerichtes. In diefer Beziehung war noch zu 
wenig dafür geforgt, daß nur wahrhaft eimfichtige und unbefan- 
gene Männer gewählt werben fünnen. Es fehlte an den Garan- 
tien einer guten Wahl. Auch fpäter wurden biefe Garantien 
nicht ausgebildet, und es blieb dieſer Mangel fortmährenn 
fühlbar. 
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— 7) Kein Laie darf den andern wegen Geldſchuld vor ein 

Sehlmmungen. geiſt liches Gericht, namentlih auch nicht das biſchoͤfliche, 
laden. Vielmehr fol jeder von dem andern das Recht nehmen, 
wo ber beflagte Thetl, der Schuldner feßhaft it und 
bingehört. Man fol auch dem Klaͤger dafelbft unverzüglich 
richten auf den Eid, ohne Gefährbe. Nur wenn er in dem 
Gerichte, wo der Beklagte wohnt, rechtlos gelafien, d. h. ihm 
der Rechtögang verweigert würde, dann mag er fein Recht 
weiter ſuchen, alfo auch vor den kaiſerlichen Hofgerichten, 
wie er deflen bebürftig ift, ohne Gefaͤhrde. 

Auch diefe Beftimmungen, durch weldhe die einheimifche 
Stadt⸗ und Landeögerichtöbarfeit in bürgerlichen Prozeſſen bes 
feftigt und zugleich die Angehörigen einer Stadt oder eined Landes 
vor der Gefahr und der Unannehmlichkelt geſchützt wurden, an⸗ 
derwärts Rebe fliehen zu müflen, als an ihrem Wohnorte, find 
fhärfer gefaßt, als die ähnlichen in den frühern Bünden. 

8) Es fol auch Fein Eidgenofie den andern „verheften noch 
verbieten”, außer den rechten Schuldner oder Bürgen, der um 
die Schuld gelobt hat. Der angelobten und deßhalb völlig 
liquiven Schuld ſteht ohne Zweifel die „gichtige * geftändige 
Schuld gleich. Nur für derlei Schulden darf das Berhaften 
oder Berbieten, d. h. die Schuldhaft oder die Arreftlegung auf 
das Vermögen des Schuldners ftattfinden *°). 

9) Kein Eidgenoffe fol um irgend eine Sache Pfand fein 
für einen andern Eidgenoffen, d. h. ftatt feiner haften müflen, 
er hätte fi) denn freiwillig als Bürge verpflichtet. 

10) Wenn einer, der in dem Buͤndniß if, feinen Leib ver- 
fhuldet und deshalb von feinem Gerichte verfchrieen (geächtet) 
wird, fo fol er aud in den übrigen Gerichten, denen davon 
mit gefiegelten Briefen Kunde gegeben wird, verfchrieen werben, 
in gleicher Weiſe wie dort. Und wer den Verſchrieenen dann 
wiſſentlich haufet oder hofet, verfällt in deſſen Schuld, außer 
dag es ihm nicht an den Leib geht. 


— — 


18) Brgl. darüber Fr. Wyß Geſchichte des Zürcher. Konkursprozeſſes 
21 ff. 
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11) Sowohl den Berbundenen insgefammt, als den Einzel: 
nen wird das Recht vorbehalten, fich nach ihrem Ermeflen weiter 
mit Herren oder Städten zu verbinden, nur ſoll diefer ewige 
Bund folchen fpAtern Bünden vorgehen. Eine Beſtimmung, auf 
die Zürich voraus einen Werth legte. In dem Bunde zwifchen 
Luzern und den Ländern war für biefe IV Orte im Verhältnis 
zu einander das Gegentheil verabredet worden. Aber die Reihe» 
ſtadt Züri mochte fich noch nicht befchränfen laflen in der 
Freiheit, beliebig andere neue Bündniffe einzugehen, audy ohne 
die Zuftimmung ihrer Eidgenoflen vorerft nachzuſuchen. Und 
der Bürgermeifter Brun, der ein Buͤndniß mit Oefterreich früher 
ſchon eingeleitet hatte und für die Zukunft fich offen behalten 
wollte, feßte gerade darauf einen hohen Werth. 

12) Die Eidgenofien übernahmen die Garantie für die 
Bruniſche Berfaffung Zürichs, in dem Sinne, daß wenn 
Jemand den Bürgermeifter Brun oder feinen Nachfolger im Amte, 
oder die Räthe, Zünfte und Bürger der Stadt Fränfen wollte 
an ihren Gerichten, Zünften und Gefeben, die Eidgenofien Hülfe 
leiften follen, und zwar felbft wenn fie von bem Bürgermeis 
ter allein, nicht bloß wenn fie von dem Bürgermeifter und 
Kath) oder dem Rath dazu gemahnt würden. 

13) Zürich behält die Rechte des Könige und des heiligen 
römischen Reiches, fowie ältere Bündniffe vor. Ebenfo behal- 
ten Luzern und die drei Länder ihre Alteren Bünbniffe, Luzern 
überdem die Rechte der Herzoge von Defterreich, die Länder 
den König und das Reich vor. 

14) Ueberdem fol jede Stadt, jedes Land, jedes 
Dorf und jeder Hof, der Jemandem zugehört, der in 
biefem Bünpdniffe if, bei ihren Gerichten, Breiheiten 
und Handfeften, bei ihren Rechten und guten Gewohn⸗ 
heiten gänzlich verbleiben, wie fe diefelben hergebracht haben, 
fo daß Niemand den andern daran Fränfen oder verhindern fol, 
ohne Gefährde. 

Diefe wichtige Beftimmung, burdy welche auch die Rechte 
der Angehörigen eines Ortes gewahrt werden, wird indefien 
mehr negativ ausgebrüdt. Jede flörende Einwirfung der Ber: 
bündeten, durch welche die Rechtſamen auch der ee Städte, 
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Herrſchaften, Dörfer oder Höfe verlegt würden, foll unterbleiben. 
Bon einem Rechte der Mahnung, welche diefen Angehörigen, 
ihrer einheimifchen Obrigfeit gegenüber, zuftände, tft Feine Rebe 
in dem Bunde. Wohl aber folgt aus jener Beitimmung ohne 
weiters, daß auch die Herren eines Orts die Hülfe der Eidge⸗ 
nofien nicht dahin mißbrauden dürfen, um die Rechtfamen 
ihrer Angehörigen zu beeinträchtigen. 

15) Damit diefes Bündniß in frifhem Gedächtniß erhalten 
werde, bei Alten und ungen, foll es je zu 10 Jahren um ers 
neuert und befchiworen werden von Männern und Knaben, bie 
über ſechszehn Jahre alt find. Doch fol e8 der Gültigkeit des 
Bundes nicht ſchaden, wenn ſchon Diefe Erneuerung etwa unter: 
laffen werben follte. 

16) Die Eidgenofien behalten ſich vor, wenn es ihnen nuͤtz⸗ 
lich und nöthig ſcheinen follte, diefen Bund „zu mindern oder 
zu mehren”, vorausgeſetzt, daß alle Verbündeten einhellig 
zu der Abänderung Hand bieten. 

Der Bundesbrief iR von den Städten und den Ländern bes 
ſiegelt. 

Bon einer vorortlichen Stellung Zuͤrichs iſt hier noch 
feine Rede. Die Stabt nimmt um ihrer hervorragenden Bedeu⸗ 
tung willen und in ihrer Stellung als eine freie Reichsſtadt Die 
erfte Sielle ein neben Luzern und den Zändern, aber ohne daß 
fi) daran eine formelle Bunbesleitung knuͤpft. Allerdings aber 
lagen in jenen Verhaͤltniſſen und in dem frühen und engen 
Beitritte der Stadt Innere Gründe, aus denen ſich fpäter Die 
vorörtliche Bedeutung Zürich naturgemäß entwidelte. 
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Fünftes Kapitel. 


Der ewige Bund des Thales Glarus mit den Eidgenoffen 
vom A. Brachmonat 1352. 


— — — — 


Das Land Glarus. — Die Einwohner. — Die dherrliche Gerichts⸗ 
barkeit. — Die Vogteigerichtsbarkeit. — ahme des Landes 
Glarus und ewiger Bund mit ven Gidgenoſſen. — Der Friede des 
— — von Brandenburg. — Der Friede von Regensburg. — 
Befreiung des Landes von Oeſterreich. — Losfauf der Herrfchafte: 
rechte von Sedingen. — Gleicher Bund. 


Das Land Glarus hat in feinen älteften Verhältnifien 
große Aehntlichfeit mit dem Thale Uri. Wie diefed der Frau⸗ 
münfterabtel Zürich großen Theiles vergabt und fodann als 
Huntari mit Immunitätsredyten verfehen worden war, fo war 
aud) das Thal Glarus zum größern Theile dem Klofter Seck in⸗ 
gen vergabt worden, vielleicht ebenfalls fchon im IX. Jahr⸗ 
hundert, und auch da bildeten fi im Zufammenhang mit der 
Fmmunität des Klofters befundere Gerichtsverhältniffe aus. Aber 
die Verbindung des Landes Url mit dem aufftrebenden Zürich 
war der Entwidlung der Reichöfreiheit dort viel günftiger, als 
die Berbindung des Landes Glarus mit Sedingen für dieſes 
Bergthal ausſchlug. 

Die meiften Einwohner waren hörige Gotteshausleute; 
daneben gab es aber auch freie Gotteshausleute. Das alte 
Urbar, welches in der zweiten Hälfte des XII. Jahrhunderts 
verfaßt worden ift, Tennt 34 freie Geſchlechter der Art; über 
beiden ftanden 12Geſchlechter „Freier Wappengenofien“, urfprüng- 
ih Minifterialen („Hoflehner”) des Klofters, Die dann 
tm Berfolg als ritterbürtige Gefchlechter galten, und deren 
Zahl, wenn ein Geſchlecht ausftarb, von der Aebtiffin von 
Sedingen aus den freien Gotteshausleuten wieder ergänzt wurde. 
Auf einzelnen Burgen lebten fogenannte Burgfäßen, die in 
feiner hofrechtlichen Beziehung zur Abtei fanden, wohl aber 
nad Lehnrecht mit derfelben in Verbindung waren und als 
Bafallen des Klofters erfcheinen. Wenigſtens Ein Gefchlecht 
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hob fid) über dieſen, al8 ein edles im engern Sinne, als ein 
dynaſtiſches Gefchlecht hervor, wie die Herren von Atting⸗ 
haufen im Lande Uri, nämlich die Freiherren von Schwanden; 
die übrigen waren ritterbürtige (mittelfreie) Leute"). 

Die grundherrliche Gerichtsbarkeit wurde im Namen der 
Acbtiffin von dem Meyer verwaltet. Schon feit dem Anfang 
des X. Jahrhunderts wurde dad Meyeramt von der Familie 
Tſchudi verwaltet, welche von einem freigelaffenen Fiskalinen 
ftammend zu den „wappengenöffigen Gefchlechtern“ gehörte. Es 
verblieb in der Familie, bis die Aebtifiin im Jahr 1253 nad 
dem Finderlofen Abfterben eines Tſchudi dasfelbe einem Neffen 
des legten Inhabers, dem Ritter von Winde übergab — ein 
Schritt, an den fidh langer Familienzwift knuͤpfte. Nach dem 
Tode des Ritters von Windel im Jahr 1288 erwarben die. 
Grafen von Habsburg, nachherige Herzoge von Defterreid, 
das wichtige Meyeramt und damit die Ausübung der grund 
herrlichen Gerichtsbarkeit. 

Auch das Thal Glarus bildete wohl ein altes Huntari. 
Es gehörte zum Zürichgau und wurde auch von den Schick⸗ 
falen dieſes Gaus betroffen. Nach dem Abfterben der Zähringer 
aber war e8 den Grafen von Habsburg gelungen, die Schirm- 
und die Kirdyenvogtei über das Fönigliche Klofter Sedingen 
und deſſen Beflgungen an fich zu bringen. Dadurch erwarben 
fie au alle Bogteirechte über das Land Glarus, wenn fie 
ſchon diefe Vogtei nicht in eigenem Namen inne hatten, fons 
bern die Schirm⸗(Reichs) vogtei anfangs wenigſtens im 
Namen des Königs, die Kirchenvogtei im Namen der Aeb⸗ 
tiffin verwaltet werden mußte. Indeſſen erlangten die Grafen 
doch während des XII. Sahrhunderts , welches überall der 
Ausbildung erblicher Hoheitsrechte günftig war, auch an biefer 
Vogtei ein erbliches Recht. Eie wurde ihnen als erbliches 
Lehen verliehen. Und fo war nun feit 1288 alle Gerichts⸗ 


19) Wie die Altern Berhältnifie von Luzern durch Segeffer, fo find 
bie Altern Berhältnifie des Landes Glarus in neuefter Zeit durch Blu⸗ 
mer beleuchtet worden im Archiv d. Geſch. forſch. Geſellſch. d. Schweiz. 
Br. m. S. 5 fl. 
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barfeit über das Land In ihrer Hand vereinigt. Zur 
Ausübung derfelben feßte Defterreih einen Ammann über das 
Land, den Landammann ). Nur für die grundherrliche 
Gerichtsbarkeit machte fi) noch das Abhängigfeitsverhältniß zu 
Sedingen infofern geltend, ald die Aebtiffin alle 4 Jahre 
erfchien und dann 12 gefhworene Thalleute u Schöffen 
bezeichnete und als die Appellation von dem Meyerbing nad) 
Sedingen ging. 

Es konnte ſich hier fomit leichter eine wahre Landeshoheit 
ausbilden; und in der That wurden nach und nad) die öfter: 
reichifchen Herzoge auch von den Thalleuten als die wahren 
Landesherren betrachtet. Indeſſen hielt dody der Kortbeftand 
des Verhältnifies zum Kloſter Sedingen einigermaßen die Aus- 
bildung der Unterthanenfchaft zu Defterreih auf, und die Thal⸗ 
leute hielten mit Sorgfalt wenigftens an einzelnen erworbenen 
Rechten feſt. Am günftigften aber wirkte für fie das Vorbild 
der nahen Waldftätte, die größere Freiheit erworben hatten 
und mit den Waffen in der Hand auch gegen Defterreich ſich zu 
firmen und auszudehnen wußten. Der pſychiſche Einfluß der 
entftehenden Eidgenofienfhaft auf das Thal Glarus muß fehr 
body angefchlagen werden. Die Befreiung des Landes von ber 
öfterreichifchen Herrfchaft beruht weſentlich darauf. Indem bie 
Glarner fi) mit den Eidgenoffen verglichen, wurden fie leicht 
zu Befchwerden über Oeſterreich gereizt und fanden dann hins 
wieder in der Sympathie der Eidgenoſſen eine mächtige Unter: 
ſtuͤhung. 

Im Herbſt 1351 brach der Krieg des Herzogs Friedrich von Einnasme des 
Defterreich gegen die Reichsſtadt Zürich und ihre neuen Eidges u. ige Bun 
noffen neuerdings aus. Schon vorher hatte der Herzog in feiner Giogenoffen. 
Fehde gegen Zürich auch von den Glarnern Kriegshülfe begehrt, 


20) Das Landammannamt ift auch hier nicht aus der Grumpherrlichkeit, 
fondern aus der Vogteigerichtsbarfeit hervorgegangen. Es fonnte allerdings 
auch grundherrliche Ammänner geben. Aber der Landammann ver: 
waltete die Bogtei. Die nähere Begründung dieſes wichtigen Punftes, 
über ven Blumer in feiner fonft vortrefflichen Darftellung noch nicht im 
Keinen war, findet fi) im erften Buche. 
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wie er ſolche aus allen feinen zahlreichen Herrichaften in dieſen 
Landen erhielt. Aber damals ſchon beriefen fidy die Landleute 
auf ihr hergebrachtes Recht, daß fie nicht pflichtig ſeien, in öfter: 
reichiſchen Hausfriegen zu dienen, fondern nur, wenn das Reid) 
oder die Abtei Sedingen ihrer bebürfe, außer Landes ziehen 
müflen. Diefelbe Streitfrage mußte fih nun wiederholen. Da 
griffen die Zürdyer durch einen rafchen Zug in das Thal durch. 
Im ftillen Einverſtaͤndniß mit den Glarnern nahmen fie und 
ihre Eidgenofien im November 1351 mit Kriegsmacht das Land 
ein, befesten dasfelbe und vertrieben den öfterreihifchen Vogt 
Walther von Stadion. Freudig ſchwuren die Glarner den Eid- 
genofien Treue und fandten der Stadt Züri 200 Mann?) zu 
Hülfe. Ste hielten während des Krieges tapfer zu den Eid» 
genofien, und ald der Vogt Walther mit öfterreichifchem Kriegs⸗ 
volf zurüd zu kehren verfuchte, fchlugen fie den Angriff fiegreich 
ab und verbrannten die Burg Näfeld, den Sig des Landvogtes. 
Daraufhin wurde Glarus ald ein neues Land mit Züri) und 
den drei Waldftätten in einen ewigen Bund aufgenommen, 
den 4. Brachmonat 1352). Diefer Bund unterfcheidet fid) von 
dem frühern hauptſaͤchlich dadurch, daß er nicht auf gleicher 
Berehtigung beruht. Die Eidgenofien fanden in ſtaatsrecht⸗ 
licher Beziehung viel unabhängiger und freier da, ald das Land 
Glarus; und überdem hatten fie das Land eingenommen. “Die 
Thalleute von Glarus Ffonnten damals nicht daran denken, fid) 
jest fchon mit den reichsfreien Thalleuten der drei Waldflätte auf 
gleiche Linie zu ftellen, fie konnten nur hoffen, in Zukunft den- 
felben gleich zu werden. 

Die Beitimmungen ded Bundes find folgende: 

1) Zürich und die drei Länder verfprecdhen den Thalleuten 
von Glarus, wenn fie fi) oder die Mehrheit unter ihnen auf 
den Eid erfennen, daß fie an Leib oder But innerhalb ihrer 


— 





. A) Diefe Zahl der Mannfchaft begegnet uns in älterer Zeit fehr 
häufig in den Ländern Uri, Schwyz, Unterwalden und Glarus, wenn außer 
Landes gezogen wird. Es ift das der alte Heerbann des Huntari (ſiehe 
oben S. 11) vielleicht verdoppelt. 

22) Urkunde V. 
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Landesmarken wider Recht geſchaͤdigt werden, auf empfangene 
Mahnung hin innerhalb der Landmarken von Glarus Hülfe zu 
leiten, auf eigene Koflen. Bei plößlicher Gefahr ziehen die 
Eidgenofien ihnen au ungemahnt zu Hülfe. 

Indeſſen wird diefe Verpflichtung zur Hülfe zu Gunſten der 
Eidgenofien nicht bloß auf die Landmarken von Glarus befchränft, 
fondern die Eidgenofien behalten fih auch vor, felbfländig zu 
prüfen, ob die Sadye, um deren willen die Glarner Hülfe for: 
vern, gerecht ſei. Und würde die Stadt Zürich und die drei 
Länder oder die Mehrheit unter ihnen auf ven Eid erfennen 
dag die Sache der Eidgenofien von Glarus „ungerecht oder un⸗ 
redlich“ wäre, fo follen diefe ihnen deßhalb gehorfam fein und 
fid) von dem Streite weifen laflen unverzüglich, „damit fie und 
„wir von Keinen und unreblichen Sachen defto minder in großen 
„Krieg und Nachtheil kommen.” 


Diefe Beftimmung, wodurch Zürich und die Waldftätte eine 
Art Oberhohelt für Kriegsfälle erlangten und einen Entfcheiv 
gaben, dem fi) Glarus unterziehen mußte, war vorzüglidy um 
der ſchwierigen PVerhältnifie des Landes zu Sedingen und 
Defterreih willen wichtig. Sie wollten wohl die Thalleute vor 
Unrecht ſchuͤtzen, aber doch nicht Leicht durch Streitfucht derfelben 
fi in fchmierige Händel und Gefahren verwideln Laffen. 

2) Würden die Eidgenoffen von Zuͤrich, Urt, Schwyz und 
Unterwalden wider Recht angegriffen oder gefehädigt und würden 
die Glarner um Hülfe gemahnt, fo find fie zum Zuzug pflichtig 
an allen Stätte, wohin die Mahnung gefchieht, bis der 
Angriff und Schaden abgewendet if. Wo gähe Hülfe nöthig 
if, fol diefelbe auch ohne vorherige Mahnung geleiftet werden. 

3) Die Landleute von Glarus dürfen fi mit andern 
Herren, Städten und Ländern nur mit Gunft, Wiffen und 
Willen der Eidgenoffen ferner verbünden; die übrigen 
Eidgenoflen dagegen find, wenn fie neue Bündniffe abſchließen 
wollen, nicht an die Zuftimmung von Glarus gebunden. 

4) Würden die Eidgenofien von Züri, Uri, Schwyz und 
Unterwalden unter ſich einig zu einem Zug oder einer Belagerung 
gegen eine Stadt oder Fefte, fo follen die Glarner, auf erhaltene 
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Mahnung bin, audy an die daherigen Unfoften beitragen, wie 
es fie nach der Rechnung trifft. 

5) Sollten Streitigkeiten zwiſchen denen von Glarus 
und den Eidgenoſſen gemeinlich entftehen, fo follen fie zu Tagen 
fommen nad Einfteveln und die Sadye nad) Vorſchrift der Altern 
Bundesbriefe unter den Eidgenoſſen austragen. Würde aber 
Glarus mit einem einzelnen der verbündeten Theile in Streit 
gerathen, fo follen fie mit denen von Zürich nad Pfaͤffikon am 
Zürichfee, mit denen von Schwyz auf Bergern, mit denen von 
Uri auf Merchern und mit denen von Unterwalden nad Bruns 
nen zufammen kommen und die unbetheiligten Eidgenoſſen dann 
den Streit zu fchlichten Gewalt haben. Was die Mehrheit 
unter diefen befchließt, dem follen ſich die ftreitenden Theile 
unterziehen. 

6) Wenn ein Blarner zum Schaden der Eidgenofien Um: 
triebe macht und das nach dem Urtheil der Mehrheit der Eid⸗ 
genofien erwiefen werden kann, deſſen Leib und Gut iſt den 
Eidgenofien verfallen. 

N Me Verbündete behalten ſich alle ihre Rechtſame, Frei⸗ 
beiten und guten Gewohnheiten, fowie die Dienfte und Rechte 
vor, Die Jeder feiner Herrſchaft nach Billigfeit und Recht thun fol, 
wie von Alterd Herkommen if. 

8) Zürich und die drei Laͤnder behalten überdem ihre Altern 
Bündnifie vor, 

9) Diefe Orte behalten ſich auch vor, den gegenwärtigen 
Bund mit Glarus „zu mindern oder zu mehren“, und wenn fie 
alle einftimmig find, fo muß fi) Glarus dem fügen. 

Die Stadt Luzern erfcheint zwar in dieſem Bunde nicht, 
mittelbar aber war auch fie nun mit dem Lande Glarus vers 
bunden *). 

Am 1. September 1352 war durch die Vermittlung des 
Markgrafen Ludwig von Brandenburg zwiſchen dem Herzog 
Friedrih von Defterreih und den Eidgenoffen ein 
Friede zu Stande gefommen, der zwar für dieſe im Ganzen 


23) Weber die Unterhandlungen mit Luzern vergl. Kopp Amtl. ©. 
d. Abfchiede ©. 5. 
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gänftig war, in Folge deſſen aber die Glarner hinwieder an- 
gehalten wurden, dem Herzoge, ihrem Bogteiherrn, zu dienen 
und gehorfam zu fein, wie von Alters her. Dagegen verſprach 
der Herzog, den Landleuten ein guter Freund zu fein mit Bezug 
auf alles, was während des Krieges gefchehen fel, und fie deß⸗ 
halb an Leib und Gut nicht zu befümmern **). 

Die Rechte des Herzogs im Lande Glarus waren fomit 
äußerlich wieder hergeftellt, wie‘ fie vor dem Kriege gegolten 
hatten. Innerlich aber war eine Veränderung vor ſich gegangen, 
welche ſich nicht durch ein Friedensdokument befeitigen ließ. 
Während der Kriegsereigniſſe war der Geiſt der Unabhängigfett 
unter den Eidgeno ſſen vielfältig gefräftigt worden. Die Neigung, 
im Innern des Landes die Berfafiung nad) dem Vorbild der 
drei Länder umzugeftalten und auszubilden, verbreitete fi. Die 
Richtung der Gemüther neigte fi in allen Dingen den Eid⸗ 
genofien zu. Deflerreich dagegen war burdy den Krieg in dem 
Berfuche zu Ausbildung voller Landeshohelt unterbrodyen und 
gehemmt worden. Auch die hergebradyten Hoheltsrechte des 
Herzogd waren durch die großen Theils erfolgreiche Auflehnung 
des Landes erfchüttert und gefchiwächt worden. Mit neuer Aner⸗ 
fennung des Rechtes ftellte fich die alte Autorität doch nicht 
wieder her. 

Veberdem gab der Friede felbft Beranlaffung, den Zwiſt 
zwifchen den Bogteiherrn und den Landleuten zu unterhalten. . 
Der Herzog nahm an, durch den Frieden haben die Eidgenoſſen 
die eroberten Länder Glarus und Zug ihm wieder zurüd erflattet 
und der Bund mit den Eidgenofien ſei dadurch aufgelöst. Die 
Eidgenofien hinwieder beftritten dieſe Folgerung und behaupteten 
im Gegentheil, fie haben im Frieden alle ältern Bünde, auch 
die mit Zug und Glarus vorbehalten und fi nur dazu ver- 
Kanden, in Zufunft mit Städten oder Ländern ded Herzogs 
feine Bünde mehr zu fchließen. 

Darüber entftand neuer Krieg, an welchem felbft der König, ‚Bee — 
mit einem Reichsheer auf Seite des Herzogs von Defterreich : 
wider Zürich Thell nahm. In dem Frieden von Regensburg (Jakobi 


23) Briefe der Gingenofien bei Tfhupi 1. ©. 416 ff. 
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1355) wurde diefer Krieg gefchlichtet, und nun allerdings, wenn 
auch nicht mit dürren Worten, doch offenbar dem Sinne nach 
von Seite Zuͤrichs und der Eidgenoſſen auf die Länder Glarus 
und Zug verzichtet. Indeſſen wurden die Bundesurfunden body 
nicht zerftört und die Schwyzer wollten den Frieden nicht 
anerkennen und beharrten darauf, daß der Bund gelte. An fie 
ſchloß fidy die eidgenoͤſſiſche Partei auch in Glarus vornämlid) 
an. Müde des Krieges, verftändigten fich Zürich und der Herzog, 
und ed wurde auch mit den Schwyzern ein Anftanpfrieven ges 
ſchloſſen. Man ließ den Bund, und der Herzog verftand fidy 1359 
dazu, den Glarnern einen Vogt aus den Zürdern, den 
Zugern einen Bogt aus den Schwyzern zu geben. Es war 
das der Uebergang zu voller Unabhängigfeit. 

Vefreiung bes Während der Friedenszeiten war die Cidgenoſſenſchaft 

Dekterrein. zufehends erflarft, und als zu Ende des Jahres 1385 der Krieg 
neuerdings zwiſchen Defterreih und der Eidgenoſſenſchaft aus⸗ 
brach, kaͤmpfte dieſe nicht mehr um ihre Exiſtenz, ſondern um 
das Uebergewicht in den vordern Landen. Noch im Jahre 1372 
hatten die Glarner ſich zu dem Syſtem der Neutralität bes 
kannt, in einem Kriege zwiſchen Oeſterreich und den Eidgenoſſen. 
Aber im Jahr 1386 fuͤhlten ſie ſich kraͤftig genug, um entſchieden 
auf Seite der Eidgenoſſen an dem Kriege Theil zu nehmen. 
Nach der Schlacht von Sempach (9. Juli 1386) erklaͤrten die 
Glarner nun geradezu ihre Selbſtherrlichkeit, nach Art der 
eidgenoͤſſiſchen Laͤnderverfafſung. Und durch den Sieg bei Näfels 
(9. April 1387) erftritten fie diefelbe vollends. 

In dem Frieden der Eidgenoffen mit Defterreich vom 1. April 
1389 ward nun der eidgenoͤſſiſche Bund mit Glarus anerfannt; 
Defterreicy rettete nur noch feine berfümmlichen Einkünfte, na⸗ 
mentlich die Vogteifteuer. Die Gerihtsbarfett aber fiel nun 
ganz an das Land. Auf ihrer Landögemeinde beftellten die Glar⸗ 
ner num felber ihre Richter und unterfagten bei ſchwerer Buße, 
auswärtige Richter anzugehen ). 

ee, Gleichzeitig gelang es dem Lande, unter Bermittlung bes 


von Gelingen. Rathes zu Zuͤrich, die Herrfchaftsrechte des Klofters Sedingen 


25) Blumer a. a. O. S. 71 ff. 
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loszukaufen. Es wurden die herkömmlichen Raturalzinfe, weldye 
das Klofter bezog, in Geldzinfe verwandelt, und zugleich der 
Loskauf derfelben in einer beftimmten Kapitalfumme vorbehalten. 
Ebenfo wurden alle Zehntrechte, Sterbefälle, alle Gerichtöbarkeit 
und Hoheit der Aebtiffin von Sedingen um eine beftimmte 
Geldſumme angefchlagen und verabredet, daß jene durch Bezah- 
fung diefer getilgt werben follen. (März 1389.) Oeſterreichiſche 
Landvögte und Amtleute waren bei diefer Verhandlung "zugegen 
und gaben ihre Zuftimmung. Und als es fi) um wirkliche 
Zahlung handelte, konnten die Glarner von Sedingen noch 
günftigere Bedingungen erwerben (17. Juli 1395) *). So war 
nun das Thal wirklich frei geworden; die Grundherrſchaft von 
Sedingen war loögelauft; die Vogtei von Defterreich im Kriege 
und in Folge der Friedensſchlüſſe befeitigt worben. In dem 
fünfzigiährigen Frieden von 1412 verzichtete Oeſterreich auch auf 
die Steuer, die es ſich vordem nody vorbehalten hatte. Das 
Land Glarus war nun den elngenöffifchen Urländern ähnlich 
geworden. Die Boten der Glarner wurden unbedenklich auf 
den eidgenöſſiſchen Tagen zugelaffen. An dem Sempacher⸗ 
briefe vom 10. Juli 1393 nahmen fie Theil wie die übrigen Orte. 
Indeſſen blieb doch noch der ungleidye Bund fortbeftehen. Gleiser 

Zuerft ging die Stadt Zürich, in deren Rath damals mehrere" 
einflugreiche Mitglieder aus Glarus flammten, mit dem Lande 
Glarus einen auf gleihe Berechtigung baflrten ewigen 
Bund ein (1408)") und bereitete es fo vor, daß fpäterhin 
audy die übrigen eidgenöffifhen Stände den Blarnern 
gleiche Berechtigung im Bunde zugeftanden. Es geſchah dieß 
aber erft 1450 nach dem Zürichfriege *). 





*) Blumer S. 80. 
27, Tfhupil. ©. 644. 
33), Tſchudi U. S. 554. 
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Sechstes Kapitel. 
Der Bund mit Zug vom 27. Brachmonat 1332. 


— — — 


Die Vogtei Zug. — Stadt und Land. — Gleicher Bund. — Die 
Schickſale des Bundes. 


Wenige Wochen nachdem das Land Glarus von den Eid⸗ 
genoſſen in ihr Buͤndniß aufgenommen worden war, wurde 
auch mit der Stadt und dem Amte Zug ein ewiger Bund ab⸗ 
geichlofien”). 

Bor alter Zeit gehörte Zug, Stadt und Land, wieder zum 
alten Zuͤrichgau und bildete wie die Länder urfprünglich ein 
befondered Huntari. Abgeſehen von der Lage, welche dieß 
wahrſcheinlich macht, zeugt dafür die VBergabung des Töniglichen 
Hofes Cham im Lande Zug an die Fraumuͤnſterabtei von Zü- 
rich *°) und der Umftand, daß das Haus Defterreich doch Feine 
eigentliche Landgraffchaft über Zug befaß, ein Recht, welches 
Defterreidy ohne anders zugeflanden wäre, hätte das Land Zug 
zum Aargau gehört. Wohl aber befaß das Haus Defterreich 
Vogteirechte über Zug, und zwar wahrfcheinlidy) fowohl jene 
mittlere Gerichtsbarkeit, die aus dem alten Zentgrafenamte her⸗ 
vorgegangen war, als die höhere Vogtei, in weldyer auch der 
Blutbann enthalten war. 

In ihrem Kriege mit Defterreich belagerten die Eidgenoſſen 
bie Stadt Zug. Die Stadt fowohl ald das Land Zug waren 
für die Eidgenoſſen in mehrfacher Beziehung fehr wichtig. Die 
Lage des Landes und die Natur des Bodens und feiner Bewoh⸗ 
ner machte dasfelbe zu einem Vorlande der drei Laͤnder; und 
zugleidy diente dasfelbe hinwieder zur Verbindung der beiden 


27) Urkunde VI. 

38) Urf. bei Hottinger hist. ecel. VIII. 441. Neugart Cod. dipl. 
Alem. No. 372. Urk. v. 858: „‚‚curtim suam quac vocatur Chama — 
in ducatu Alamannico in pago Turgaugensi.” 
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Städte Züri und Luzern unter fi) und mit den Ländern. 
Dur die ganze Geſchichte hindurch hat Zug die Bedeutung 
eines Bindegliedes und UMebergangspunftes zwiſchen 
Städten und Ländern beibehalten, fo jebody, daß es, wenn 
Außerfter Enticheid unvermeidlich wird, geneigter if, dem Im⸗ 
pulfe der Ränder zu folgen. 

Zug felbft war aud von Anfang am getheilt in eine zwar Stat 
feine Stadt und ein Amt (Land). Das ſtaͤdtiſche Regiment" 
wurde von dem Schultheiß und dem Rathe verwaltet; 
der Schuliheiß wurde wohl von den Herzogen von Defterreich 
gefebt; das Land wurde von Ammännern regiert, welche 
Defterreich ſetzte. Nachdem aber Zug eidgenöffifch geworben 
war, finden wir auch bier, in Nachahmung der Länderverfaffung 
einen Zandammann an der Spige ded ganzen Gemeinwefens, 
an deſſen Seite einen Rath mit doppelten Beſtandtheilen aus 
Bürgern und Landleuten, und eine Landsgemeinde, 

Der Herzog Friedrich hielt in dem damaligen Kriege beharr- 
lich an dem Plane feft, die Stadt Zürich anzugreifen und zu 
nöthigen, und vor Zürich die Eidgenofienfchaft zu beftegen. Er 
fümmerte fidy daher wenig um einzelne Vogteien und Thäler. 
Sollten fie auch vorübergehend von dem Yeinde eingenommen 
werden, fo gedachte der Herzog dieſen Berlurft leicht wieber 
berzuftellen, wenn es nur gelinge, die Zürcher zu demüthigen 
und ihnen Friedensbedingungen vorzufchreiben. 

Die Zuger, gedrängt von den Belagerern, verlangten Hülfe 
von dem Herzog. Aber vergeblih. Da ergaben fie fich in einen 
Frieden, der zugleich der Abfchluß eines ewigen Bundes 
war, an die Eidgenofien. Diefer Bund wurde mit allen 
eidgenöffifhen Orten außer Glarus eingegangen. 

Der Bund mit Zug iſt verfchieden von dem Bunde mit Qleicher 
Glarus und für Zug günftiger. In feinen Beſtimmungen ſchließt ond. 
er ſich wörtlih an den Bund von Zürich mit den Wald» 
Rätten an; Zug wurde ſomit von Anfang an in der ehrenvollften 
Form ald ein neues Glied der Eidgenoſſenſchaft aufgenommen 
und erhielt dad Recht, gleich den übrigen mit biefen auf den 
Tagen zu Einfleveln zu fiben und zu berathen, ebenfo das 
Recht, fich beliebig weiter zu verbünden. Während Glarus 
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in diefenige Stellung gefommen war, welche man fpäterhin bie 
der zugewandten Orte nannte, fo war Zug von Anfang 
an ein vollberechtigtes Bundesglied. 

Der Hauptgrund dieſer günftigeren Stellung von Zug 
mochte, abgefehen von der wichtigen Lage, vorzäglid darin 
liegen, daß Zug eine fefle Stadt, während Glarus nur ein 
offenes Land war. Die freie Stadtverfafiung gab den Zugern 
eine felbftändigere Stellung gegen ven Vogteiherren fowohl ald im 
Berbältniffe zu den Eidgenofien und die Befefligung der Stabt 
machte es ihnen eher möglich, dieſe Stellung zu behaupten. 
Zugleich wurde dadurch der Werth erhöht, welcher für die Eid⸗ 
genofien in einem Bunde mit Zug lag. 

Auffallend iſt es, daß die Vogteirechte Oeſterreichs 
in Feiner Weife vorbehalten wurden, weder offen und beftimmt, 
noch dur Umſchreibungen oder Andeutungen verhüllt. Jenes 
mochte während des Krieges mit Defterreich unpafiend erfcheinen, 
aber dieſes war doch in dem Bundesbriefe mit Glarus gefchehen, 
und fonnte des Friedens wegen, der doch in Ausficht verbleis 
ben mußte, nöthig erfcheinen. Waren die Eidgenofien durch 
ihre Erfolge inzwifchen Tühner geworden, ober wurde dieſe 
MWeglaffung jedes Vorbehaltd dur die Verfaffung von Zug 
begründet, die jedenfalls einer unabhängigen Entwidlung förder- 
licher war ald die von Glarus? Immerhin behielt fi) Zug, 
(wie nun aber auch auffallenvder Weife Luzern) bloß den König 
und das heilige römifhe Reich vor, gleich der Reichsſtadt 
Züridy und den Reichsländern Urt, Schwyz und Untermwalben. 
Einen Anhaltspunkt für dieſe Darftelung mochten die Zuger in 
einem alten Rechtöprinzip finden, das nun angerufen werden 
fonnte. Site hatten in dem Kriege fich an ihren Bogteiherren, 
den Herzog von Defterreich gewendet und diefen um Schuß 
gebeten gegen die Eipgenofien. Der Vogt aber, als foldher ver- 
pflichtet, fie zu fehirmen, ließ fie in der Gefahr ohne Schirm 
und Hülfe. Wenn ed wahr ift, daß er ihrer Bedraͤngniß noch 
fpottete und ihren Abgefandten mit Verachtung begegnete, fo 
hatten die Zuger um fo eher ein Recht anzunehmen, die Vogtei 
des Herzogs jet erlofchen und an das Reich zurüd gefallen. 

aeg Die Schidfale des Bundes mit Zug in den nädhften Jahren 
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waren ganz ähnlich wie die ded Glarnerbundes. Der von den 
Markgrafen von Brandenburg zu Luzern (Herbft 1352) vermit- 
telte Friede nöthigte au) Zug, die Vogtei des Herzogs wieder 
anzuerfennen. Und in dem Regensburgerfrieden war audy bie 
Ablöfung des Landes Zug von dem eldgenöfitifhen Verband 
ziemlich Elar vorbehalten. 

Indeſſen fand die Ausführung diefes Friedens auf Seite ber 
Zuger und namentlich der Schwyzer, welche fte lebhaft unter: 
ſtützten, einen noch energifcheren Widerftand als in Glarus. 
Die Zuger verflanden fi) zwar dazu, den Herzog ald Vogt 
anzuerfennen, aber nur mit Borbehalt ihres Bundes mit den 
Eidgenofien. Die große Bedeutung Zugd für die damalige 
Eidgenoſſenſchaft wurde fo ftarf empfunden und der frifche Geift- 
der damald von Schwyz her kam, deſſen natürliches Borland 
Zug war, bob die Stimmung auch der übrigen Eidgenofien fo, 
daß die öfterreichifchen Landvoͤgte genöthigt wurden, den Fort⸗ 
beftand des eidgenöffifhen Bundes mit Zug gewähren zu lafien, 
und den Zugern, zu Erhaltung ded guten Einverftänpnifies, 
einen Schwyzer zum Vogte zu geben. 

Die Madıt Defterreihs in Zug war innerlich gebrochen; 
an ihre Stelle war der eidgenoͤſſiſche Geift eingezogen. An dem 
fogenannten Pfaffenbrief von 1370 nahm Zug gleich den übrigen 
eldgenöfftfchen Orten Antheil, während damald von Glarus 
nicht die Rede war. Im Frieden vom 1. April 1389 erfcheint 
Zug (nicht aber Glarus) als felbftändiger Kontrahent mit Defters 
reich, neben Zürich, Luzern und den übrigen Orten, und leiftet 
Defterreih auf jede Herrfchaft over Gerichtsbarkeit über 
Zug Berziht. Bon da begnügte fidy Defterreich mit dem Recht 
auf eine jährliche Vogtfteuer — nach dem Frieden von 1394 bes 
fand diefelbe in 20 Mark Silbers”) — die nun als bloße 
Geldſchuld betrachtet wurde. 


2 Tſchudi I. ©. 582. 
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Siebeutes Kapitel. 
Die Stadt Bern im ewigen Bunde mit den Ländern. 


— — — 


Die burgundiſche me. — Berfaffung der Stadt Yen. — Schult⸗ 
eißenamt. — Die Bürger. — Die Sechszehner und der Große 
ath. — Reichsunmittelbarfeit. — Bern tritt der CEidgenoſſenſchaft 

bei. — Stellung Berne. — Beltimmungen bes Bundes. — Art der 

Bundeshülfe. — Rechtsgang. — Bund mit Züri. — Die VIE 

alten Orte. 

sur je Ungleich wichtiger aber als die Erweiterung der Eidgenoſ⸗ 
Ein, fenfhaft durh Zug und Glarus war der Beitritt der Stadt 
Bern zu derfelben. Bisher war die Eidgenoſſenſchaft nur aus 
Beitandtheilen des alten Zürichgaus zufammen gefügt worden, 
mit alleiniger Ausnahme der Stadt Luzern, welche an den 
©renzen des Zürichgaus gelegen zum Aargau gehörte. In der 
Beitimmung ber Kreiſe, welche in dem Zuͤricherbunde für die 
gegenfeitige Schußpflicht gezogen wurden, wurden allerdings 
ſchon burgundifche Länder umfchloflen und aud) Bern inbegriffen, 
aber erft die Berbündung Bernd mit den Eidgenofien konnte der 
Eidngenofienfchaft in diefen Gegenden einen feften Anbaltspunft 
und Kraft verichaffen. Ihre größere Bedeutung und Ausdeh⸗ 
nung war von dem Momente an gefichert, ald Bern eidgenöfftfch 

wurde. 

Verfaffung ver Die Stadt Bern war zu Ende des XII. Jahrhunderts von 
Herzog Berchtold V. von Zähringen gegründet worden 
(3. 1191). Der Herzog hatte der Stadt diefelbe Verfaſſung 
und die nämlichen Rechte verliehen, mit welchen die Zähringifche 
Stadt Freyburg im Breisgau im Jahr 110 ausgerüftet wor: 
den war, 

Nach der alten Verfaffung ward jeder zum Bürger, welcher 
fi) ein Haus in der Stadt erworben hatte und ſich dafelbft nie 
verließ, ohne‘ daß es im Uebrigen auf den Stand oder Beruf 
ankam, alfo auch der Handmwerfer, nicht bloß der Ritterbürtige. 
Die Luft der Stadt machte frei. Wurde ein Eigener, der nad) 
Bern gezogen war, innerhalb Jahresfrift nicht von feinem Herrn 
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angefprochen, fo warb er frei von demſelben. Alljaͤhrlich traten 
die fämmtlichen Bürger der Stadt in der Gemeinde zufammen, 
um einen Schultheißen und zwölf Räthe zu wählen’). 
Der Scyuliheiß von Bern fcheint indeſſen von Anfang an ent. 
eine andere und höhere Stellung eingenommen zu haben, als 
der Schultheiß in andern Städten. Er flieht nämlich nicht bloß 
der gewohnten ftädtifchen Gerichtsbarkeit über Vermögen und 
Schulden der Bürger und der niederen Vogteigerichtöbarfeit über 
Frevel vor, fondern er vertritt auch die Stelle des höhern Stabts, 
beziehungsweife des Reichsvogtes. Er ift zugleich Vogt (avoyer) 
und Schultheiß. Nach der Handvefte von 1218, weldhe von 
Kaiſer Friedrich IL. beftätigt wurde, hat die Stadt Bern nicht 
allein volle Smmunttätsrechte *'), fondern e8 ift dem Schult- 
heißen und dem Rath auch ausprüdlicdy die Verwaltung ber 
peinlichen Gerichtsbarkeit und der Blutbann übergeben’). In 
dem Blutgerichte hatte der Schultheiß die Stellung des Vogtes, 
die Räthe diejenige der Schöffen, die übrigen Bürger die der 
alten Bolfögemeinde. 
Die Stadt Bern hatte von ihrem erften Urfprung ein Fries Die Burger 

gerifches und vornehmes Gepräge. Ste war nach einem Siege 
des Herzogs von Zähringen über den hohen burgundiſchen Abel, 


30) Handveſte v. 1218. Art. 7. „‚Singulis etiam annis poteritis scul- 
tetum et consules vel etiam ommes officiales civilatis mulare, et alios 
eligere, praeter sacerdotem.” ' 

31) Art. 23 d. Handvefte. 

33) Don einem Vogt außer dem Schultheißen iſt in der Hanbvefte 
feine Rede. In Art. 28: Quicanque infra terminos et pacem vobis 
aliquem occiderit, sine omni contradictione decollari debet. Quodsi reus 
evaserit et captus non fuerit, si tertio vocatus ad judiecium non compa- 
reerit, se ipsum conricit per hoc et condempnavit; et tone sculletus et 
consules cum universis burgensibus domum ejus destruant funditus; sed 
edificia intacla diem et annum super area relinquant, et post revolutionem 
anni beredes ipsius domum reedificent, si voluerint, et libere possideant, 
impensis tamen judici prius fribus libris. Art. 33: Si burgensis — ali- 
quem concivem suum — ceperit, omne dampnum — debet ei persolvere, 
et insuper cmendabit scultelo tres libras, et tres conquerenli; et quasi 
falsarius omnem honorem debet amittere. 


Bluntfali Bundesrecht. 8 


Die SehB 
u. d. GEr. Yin 
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der ſich ungern feiner herzoglichen Gewalt fügte, gegründet, und 
da ſchon hatten manche Glieder des niedern rittermäßigen Adels, 
die mit dem Herzoge hielten, und viele Dienftleute des Herzogs 
fi) als Bürger der neuen Stadt aufnehmen lafien. Bon diefem 
feften Bunfte aus, von der ftolzen Stadt, die fi) auf den Helfen 
über der Aare erhob, gedachte der Herzog fein Anfehen in diefen 
Ländern zu befeftigen und dem widerfpenfligen Adel des Ober: 
landes die Stirne zu bieten. Die Stadt felber war auf Reichs⸗ 
boden erbaut, den der Herzog von dem Kaifer zu Leben trug; 
und die Bürger, die ſich dafelbft niederließgen und Grundſtücke 
erhielten, wurden von Anfang an ſchon fämmtlich als lehens⸗ 
fähige Perfonen behandelt, gleich den ritterbürtigen Perſonen 
und den Edelleuten ?). 

Der Schultheiß und die Näthe wurden aus den Rittern und 


Dienſtleuten vorzugsweiſe gewählt, freilich aber nicht in Folge 


einer Vorſchrift der Verfafiung, fondern weil es von Anfang 
fo Sitte war. Erft feit dem Ende des XIII. Jahrhunderts ge- 
langten auch andere Burger aus ehrbaren Gefchledhtern , die 
weder Ritter noch Dienftleute waren, häufiger in den Rath und 
audy zur Schultheißenwürbe. Vor 1294 pflegte der Rath in 
wichtigen Dingen noch fünfzig Bürger als Großen Rath zu 
fich herbei zu ziehen. Im Jahre 1294 wurde in Folge innerer 
Bewegungen in der Stadt das Inftitut der Sechszehner ges 
ſchaffen, und ein Großer Rath der Zweihundert gebildet und 
mit größerer Macht ausgerüftet. Das Jahr zuvor 1293 Hatte auch 
die Mutterftadt Bernd, Freyburg im Breisgau, eine Verfaffungs- 
änderung erlebt, in Folge weldyer die Handwerfer neben ben 
alten Gefchlechtern und neben den Saufleuten eine Stellvertres 
tung im Rathe der Vierundzwanziger erhielten). ine ähn- 
liche, gegen das ausfchließliche Regiment der Evelleute gerichtete 
Bewegung zeigt ſich unmittelbar nachher auch in Bern, wenn 
ſchon in anderer Form und mit abweichenden Folgen. 

Die Stadt Bern war in vier Stadtviertel getheilt, eine 


33) Handveite v. 1218. Art. 3. 
#4) Urf. v. 28. Aug. 1293 in Schreiber's Urkundenbuch d. Stadt 
Freyburg. Br. J. ©. 123 ff. 
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Eintheitung, welche vorzugsweiſe eine militaͤriſche Bereutung 
hatte. Jedes Viertel hatte einen Venner an feiner Spige, um 
den Kch die Mannſchaft ſchaarte. Aus diefen Bierteln wurden 
num, aus jedem vier, zufmmmen ſechszehn Männer gewählt, 
welche dem Rathe an die Seite gefeht wurden, vorzüglid damit 
fie gemeinfam mit ihm den Großen Rath erwählen. Die 
Sechszehner wurden alljährlich erneuert, und namentlich nım 
auch Kaufleute und Handwerker gewählt; damit dieſe hinwieder 
die Rechte und die Wuͤnſche auch der übrigen — night ritter- 
mäßigen — Bürgerichaft bei jenen Wahlen vertreten ”). 

Der verftärfte Große Rath erfchien nun als der wahre 
Repräfentant ver Bürgerfhaft und die Gemeinde verlor an Ben 
deutung. Die Handwerker waren in denſelben aufgenommen 
und hatten audy unter den Sechszehnern ihre Stellvertreter, aber 
ed wurden doch weder damals noch fpäter Zünfte der Hands 
werfer eingerichtet, die als ſolche im Rath vertreten worben 
wären. Die Bernerverfafliung unterfchied fich hierin bedeutend 
von der zürcherifchen feit Brun, wie denn auch überhaupt der’ 
Charakter Berne jeder Zeit vornehmer und Friegerifcher war als 
der Charakter Züri, wo die Kaufleute und die Handwerker 
eine bebeutendere Stelung einnahmen. Alle Verſuche, die 
Handwerker in politiſche Korporationen zu vereinigen und diefen 
einen genauer audgemittelten Antheil an der Stabtregierung zu 
erwerben — ein Streben , welches während der erften Hälfte des 
XIV. Sahrhunderts in einer Reihe deutſcher Städte von Erfolg 
begleitet war — ſcheiterte zu Bern an dem Anſehen und ber 
Energie des Rathed. Früher als Zürich hatte Bern den Hand⸗ 
werfern den Zutritt zum Großen Rathe und politifchen Einfluß 
zugehanden. Dann aber blieb die Stadt Bern hiebei fielen und 
hielt an dem alten Organismus feft. 

Im Jahr 1218, nad) dem Tode des Herzogs von Zährins „Meise 
gen, fiel die Stadt ald ein Reichslehen an das Reich zurüd, 
umd der Kalfer Friedrich II. erfannte die Stadt als Reichsſtadt 
an, verſprach, fie nie mehr vom Reiche zu veräußern und er- 


35) H. Stettlers Staats: und Rechtsgefchichte des Kant. Bern. 
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theilte ihr in einer Handvefte alle die Rechte in feinem Namen, 
mit denen fie von dem Herzog von Zähringen begnadigt worden 
war. Seitdem hatte die Stadt zwar vorübergehend die Herrfchaft 
der Grafen von Savoyen anerkannt, war aber fpäter wieder 
von derfelben befreit worden. 
en Als der Herzog Friedrich von Oeſterreich im Sommer des 
ſchäft bei. Jahres 1352 mit einem großen Heere die Stabt Zürich belagerte, 
hatte audy die Stadt Bern, als damalige Verbündete des Her- 
3098, ihre Truppen in dem Belagerungsheere. Hatten die 
Berner ſchon früher in ihrer eigenen Noth bei Raupen bie 
Tapferkeit und die Kriegstüchtigfeit der eidgenöfftfchen Landleute 
zu ihrem Trofte und Helle erfahren, fo fahen fie nun vor Zürich, 
wie die neu erftarfende Eidgenoſſenſchaft der Macht Defterreichs 
in diefen Gegenden Stand hielt. Kaum war der Friede, den 
der Markgraf von Brandenburg zwifchen Oeſterreich und Zuͤrich 
vermittelt hatte, zu Stande gefommen (Sept. 1352), fo entfchloß 
ſich Bern, der Eidgenofienfchaft durch ein ewiges Buͤndniß beir 
zutreten; und auf den 5. März 1353 gingen der Schultheiß, 
der Rath, die Zweihundert und die Burger gemeinlich der Stabt 
zu Bern einen ewigen Bund mit den Landammännern und 
Landleuten der drei Länder Uri, Schwyz und Unterwalden 
ein. Mit Zurich und Luzern trat Bern nur mittelbar in 
eine engere Beziehung; die drei Känder, nach der einen Seite 
hin mit diefen beiden Städten in ewigem Bunde, nad der ans 
dern nun auch mit Bern auf immer verbündet, waren das 
Mittelglied zwifchen den Städten. Bedurfte Bern der Hülfe ber 
drei Länder, fo mahnten diefe auch Züri und Luzern zum 
Zuzug. Umgefehrt fonnten die Länder von Bern Zuzug begehren 
im Interefie von Zürich und Luzern, wenn fie von diefen Städten 
um Hülfe angegangen waren. “Darüber wurden befondere Briefe 
wechfelfeitig ausgeſtellt?e). Es ſcheint, daß Bern damald An- 
ftand nahm, mit Zürich und Luzern unmittelbar in einen 
ewigen Bund zu treten; mit Zürich vielleicht deßhalb, weil bie 
Berner ander Brunifchen PVerfafiungsänderung kaum Freude 
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hatten und überdem durch Die Rüdficht auf den Herzog von 
Defterreich,, mit dem fie noch verbündet waren, gehemmt waren; 
mit Luzern nicht, weil der Herzog über diefe Stabt Vogteirechte 
befaß, und es für benfelben jedenfalls beleidigend war, ohne 
fein Wiſſen und gegen feinen Willen mit feiner Stabt ein ewiges 
Buͤndniß zu fchließen. Es wurde zwar da ſchon vorausgefehen, 
daß die Städte im Verfolg unmittelbare Eidgenofien werben, 
aber für einmal wollte die Stadt Bern in den Kormen des 
Bundes vorfihtig verfahren und fi noch verſchiedene Chancen 
für die Zukunft vorbehalten. 
Auch in anderer Beziehung zeigt ſich ein anderer Geift in Stellung 
dem Bunde Bernd als in den früheren Buͤndniſſen. Man fpürt es 
in demfelben durch, daß die Stadt Bern ihre eigene Politik 
für ich Bat. Sie will zwar mit den Ländern ewig verbunden 
fein und ſucht in dieſer Verbindung Stärke; aber fte kontrahirt 
mit den Eidgenoflen als ein Staat, der nur mit Vorficht und 
mit Refervationen fi) als Glied der Eingenofienfchaft aufnehmen 
läßt. Die Verbindung Zürichs mit Luzern und den drei Kindern 
war enger, als die Bernd ed war. Allerdings ift diefer Gegenfab 
natürlich; er ift großen Theils fchon in der natürlichen Lage 
und der Geſchichte der beiden Städte begründet. Die Stadt 
Züri fand als der Hauptort des alten Zuͤrichgaus ſchon frü- 
berhin mit den Ländern in nahen Verhältnifien. Indem fie den 
eidgenoͤſſiſchen Bund einging, that fie es im Gedanken, in dem 
neuen Bundesftaate das wichtigfte Glied zu fein. So wurde fie 
auch angefehen von Oeſterreich und den Eidgenoflen. Dagegen 
die Stadt Bern, in den burgundifchen Landen gelegen, damals 
fon groß und ftarf geworden in den Kriegen wider den Adel 
hatte für ſich eine eigenthümliche Stellung einzunehmen, weldye 
fie durch den eidgenöffifchen Bund befefligen und ftärfen, nicht 
aber um des eidgenöfftichen Verbandes willen fahren laffen wollte. 
Die Beilimmungen des Bernerbumbes ?”) find folgende: Berimmungen 
1) Bern und die Länder, weldye das ewige Buͤndniß eine "enremer 
gehen, verſprechen ſich, wider jede Kränfung ihrer Rechte und Lundechalf. 


37) Urkunde VI. 
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Gewaltthat beholfen zu fein mit Rath und That. Kreiſe, in- 
nerhalb welcher Hülfe begehrt und geleiftet werden ſoll, wie in 
dem Zürdyerbund, find nicht befiimmt. Wenn aber der Rath 
oder bie Gemeinde einer Stadt oder Landes auf den Eid erfennt, 
daß fie der Hülfe bebürfe, fo follen die Verbündeten unverzüglich 
ihre Boten zu Tagen fenden in das Kienholz; und ba 
follen fie fi berathen, mit ganzem Ernft, wie die Hülfe zu 
letften und der ungerechte Schaden, ‚den ein Theil erlitten, ab⸗ 
gethan, gerochen und gebeffert werde. 

Die Hülfe wird fomit nicht auf bloße Mahnung Hin ſofort 
geleiftet, wie nad) den andern Buͤnden. Senbern es foll eine 
gemeinfame Borberathung ver Verbündeten erſt das Raͤhere 
beftimmen. Sie erhielten fomit alle vorerft Gelegenheit ihre 
befonderen Anfihten, Wünfche und Interefien zu wahren und 
geltend zu machen. Die Pflicht, einander beizuftehen, war zwar 
wohl allfeitig anerfannt; aber einer gemeinfamen Borberathung 
wurde doch — abgefehen von dem darin liegenden Aufſchub — 
die Art, wie der Beiftand geleiftet werben follte, vorbehalten 
und dadurd immerhin auch dem gemahnten Stande ein freier 
Spielraum eröffnet, um feine Interefien zu wahren. 

2) Die drei Länder ſenden ihre Hülfe, wie es in dem Kien⸗ 
holz beſchloſſen worden, über den Brünig bis nad) Unterfeen 
auf ihre eigenen Koften. Bon da an follen die Berner jedem 
bewaffneten Zugüger einen großen Tournei Sold zahlen täglich 
fo lange fie im Dienfte der Stadt fliehen, bie fie wieder nad 
Unterfeen zurüd fommen. Hinwieder zahlen die Länder denfelben 
Sold, jedem Zuzüger von Bern, deflen fie bebürfen, wenn die 
Hülfe über Unterfeen her fommt von biefem Orte an. 

3) Wenn die Verbündeten einen gemeinfamen Feind haben 
und einig werben, wider denfelben zu ziehen oder ihn zu belagern, 
fo fol jeder Theil die daherigen Koften felber tragen. Ebenſo 
wenn fie fonft einen gemeinen Krieg haben, fo trägt jeder Theil 
die Koften feiner Kriegsleute, mögen fie beilammen im Felde 
liegen, ober die einen hier, die andern bort den Feind zu ſchaͤdi⸗ 
gen fuchen. Wird die Hülfe nicht über den Brünig, noch im 
Oberland geleiftet, fondern im Aargau, fo hat dort jeder unter 
allen Vorausfeßungen feine Krieger felber zu bezahlen, es jet 
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dahin gemahnt oder nicht; nur wenn eine Belagerung daſelbſt 
nöthig wird, fo fol die Stadt oder dad Land, welche derfelben 
bedarf und dazu gemahnt hat, die Koflen der Werfe und ver 
Werkleute allein tragen. 

4) Sollte Jemand die Städte Zürich und Luzern, welde 
der Waldſtätte Eidgenofien find, angreifen oder ſchädigen, fe 
verfpriht Bern auf die Mahnung der Walbftätte, wenn biefe 
und wohin biefe zu Hülfe ziehen, mit Ihnen zu ziehen, in guten 
Treuen und auf eigene Koften. Umgekehrt würde Beh anges 
griffen oder geichädigt und würden die Länder deshalb zur Hülfe 
gemahnt, fo mögen diefe au Zürich und Luzern mahnen; 
und dann ziehen die Zürcher und Luzerner auf ihre eigenen 
Koften mit den Ländlern Bern zu Hülfe In allen diefen 
Dingen wird gute Treue verſprochen und es fol jede Ausflucht, 
durch welche die Hülfe abgewendet werde, zum voraus vermie- 
den werben. 

5) Hätte ein Berbündeter wider den Andern eine Forderung Nestegang. 
oder Anfpradhe, fo follen fie audy deshalb in das Kienholz zu 
Tagen kommen. Hätte Bern oder ein Burger von Bern (einer 
der Ihren) die Forderung, fo hat der Kläger die Wahl eines 
Dbmanns aus ſechszehn ehrbaren Landleuten des an- - 
gefprochenen Landes, welche der Landammann deſſelben unver; 
zuͤglich bei feinem ide bezeichnen fol. Das Land foll denn 
diefen Obmann förderlich anweiſen, daß er fi als ein „gemei⸗ 
ner Mann” der Sache annehme. Und es foll denn jede Partei 
noch zwei Schiedsrichter zu ihm fegen; was biefe Fünf oder bie 
Mehrheit aus ihnen um die Sache erfennen, entweder „nach 
der Minne, mit beider Theile Willen und Wiſſen“, 
oder nach dem Rechte, auf den Eid, wenn fie In der Minne 
nicht überein fommen, das follen beide Theile halten und beach⸗ 
ten. Die Fünf follen auch die Sache fürderlich ausrichten in 
Minne oder zu Recht. 

Würden dagegen die Waldftätte oder Jemand von den Ueb⸗ 
rigen eine Forderung oder Anfpracdhe haben auf die von Bern 
oder einen der Ihrigen, fo fol der Kläger ven gemeinen Mann 
aus den Räthen zu Bern nehmen, und bie Stadt Bern 
diefen Obmann ſodann anweifen, daß er ſich der Sache als ein 
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„gemeiner Mann” annehme. Im Uebrigen wird dann das 
Schiedsgericht beftelt, wie im vorigen Yal und hat viefelbe 
Aufgabe und Vollmadıt. 

Die Beitelung des Schiensgerichtes weicht fomit wefentlidy 
ab von den Grundfäben der andern Bünde. Gut iſt es, daß 
bier der Obmann glei) von Anfang an gewählt wird, nidyt 
erft wenn die Schiedsrichter zerfallen. Aber die Wahl deſſelben 
je aus den Räthen oder Landleuten der beklagten Partei durdy 
den Kläger hat immerhin etwas Bedenkliches. Sie ging offen» 
bar aus der Beadhtung des Grundfahes hervor, daß auch nach 
gemeinem Rechte der Bellagte in der Regel nur vor feinem 
eigenen, einheimifchen Richter gefucht werben fünne. Deshalb 
muß der Obmann, weldyer das NRechtöverfahren leitet und am 
Ende bei zwiefpältigen Urtheilen der beiverfeitigen Schiedsrichter 
den Entfcheid hat, dem Lande ded Beklagten zugehören. Aber, 
wenn auch der Umftand, daß der Kläger aus mehreren Per: 
fonen die Wahl hat, einigermaßen mildert, fo ift e8 doch immer 
nody für derlei Streitigkeiten zwifchen Staat und Staat, in 
weldyen die politifchen Intereſſen und Leidenfchaften in hohem 
Maße in Betracht fommen, fehr bevenklih, daß der „gemeine 
Mann”, der zwifchen beiden Theilen fchlichten fol, einem ber 
Theile zugehört. Der Kläger und der Obmann felbft laufen 
bier große Gefahr, jener, daß es diefer nicht wage, ihm zum 
Recht zu verhelfen wider feinen einheimifchen Stand; dieſer, daß 
wenn er ed dennody thue, er zu Haufe in den größten Miß⸗ 
fredit komme, vielleicht alle feine Stellen und feinen Einfluß 
verliere. 

Sp wurden während des Mittelalter8 verfchievene Verſuche 
gemadht, foldye Schiedögeridhte zu organifiren; Feiner fiel ganz 
befriedigend aus. 

6) Es foll Feiner einen Eidgenofien vor geiſtliches Ge- 
richt laden, außer wegen Ehefahen oder um „offenen 
Wucher.“ Kür Geldſchulden fol jeder den andern da belangen, 
wo der Schulpner „feßhaft it”, und es fol ihm der Richter 
förderlich richten; würde ihm da nicht gerichtet, fo mag er daun 
wohl fein Recht anderwärts fudhen. 

D &8 fol feiner den andern „verbeften, verbieten ned) 
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pfänden”, außer den rechten Schuldner oder Bürgen, der darum 
gelobt bat, und fol auch gegen diefe das nur mit gerichtlicher 
Erlaubniß thun. 

Kein Eidgenoffe ift für den andern Pfand. 

8) Wer einmal in der Gewere fibt eines Gutes, den foll 
man bei feinem Befige ſchuͤtzen wider jede gewaltthätige Vers 
drängung, fo lang, bis ihm durch Richterſpruch die Gewere 
abgefprocdhen wird. 

9) Beide Theile behalten fi) das römifche Reich vor; Bern 
überdem feine Altern Bündniffe, fo lange die dauern, die Länder 
ihre älteren ewigen Bünde. 

10) Jeder Theil behält fi) vor, nach feinem Belieben neue 
Bündniffe einzugehen, fo jedoch, daß diefer Bund vorgehe. 
Alle Männer und Knaben über 16 Jahre befchwören den Bund 
beiderfeitö je zu fünf Jahren. Und e8 foll derfelbe gelten, bis 
die Verbündeten einhellig andere Verabredungen treffen. 

Mit der Stadt Zürich ging Bern am 22. Jänner 1423 
einen ewigen Bund ein. Die Beranlaffung dazu mochte vor; 
nämlich in den vorausgegangenen Walliferhändeln Liegen, in 
welchen Zürich vieles zur Vermittlung des Friedens beigetragen 
und Bern ſich von der Wuͤnſchbarkeit überzeugt hatte, mit Zürich 


Bund, 
mit Zurid. 


in unmitteldaren Bundesverhältniften zu flehen. Diefer ewige 


Bund *) enthält folgende Beftimmungen : 

1) Die beiden Städte leiften ſich wechielfeittg Hülfe für das 
ganze Gebiet zwifchen den beiden Städten und drei Meilen 
Weges über jede hinaus. Yür längere Züge und wenn nicht 
eine gähe Gefahr ſchnelle Entichlüffe nöthig mat, fommen 
vorerſt die Boten der Städte zu Zofingen oder wo fonft der 
Zufammentritt fAhicklidh befunden wird, zufammen, um das 
Röthige zu verabreden und zu befchließen. 

2) Bei Belagerungen übernimmt die Stadt, welche den 
Krieg führt, die Koften der Werke und des Belngerungdzeuges 
auf ſich, behält dann aber audy die eroberte Feſte oder Schloß 
für ſich allein. 


38) Urkunde VII. 
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3) Hätte Züri mit Jemandem Streit und der Gegner 
würde deßhalb das Recht auf den Schultheiß und Rath zu 
Bern bieten, Zürich wollte aber folches Recht nicht annehmen, 
fo find die Berner nicht gebunden, in folchem Kriege den Zürichern 
zu helfen. Dasfelbe gilt im umgefehrten Verhältnig, wenn Bern 
fi) weigert, in einem Streite mit einem Gegner vor dem Bürs 
germeifter und Rath; der Stadt Züridy das Recht zu nehmen. 


4) Es fol feiner den andern um weltlide Sachen vor 
fremden, weder geiftlichen noch weltlichen Gerichten betreiben, 
fondern Jeder das Recht da fuchen, wo der Beflagte anfäßig if. 

5) Wäre eine Stadt nicht ſtark genug, ihre Geiftlichfeit 
anzuhalten, daß fie in weltlichen Dingen von geiftlichen Gerichten 
ablaffe, fo ſchirmen die Städte foldye Geiftliche nicht wider ihre 
Gegner, welche fie fo herumgetrieben haben; denn es ift die 
Meinung beider Städte, daß weltliche Sachen nicht vor geiftliches 
Gericht gehören ””). 

6) Streitigkeiten der einen Stadt oder ihrer Herrſchaften mit 
der andern und deren Vogteien fucht man vorerfi zu Zofingen 
in Minne zu befeitigen. Gelingt es nicht, fo wählt der klagende 
Theil aus dem Rathe der beklagten Stadt den Obmann. “Das 
fo geordnete Schiedsgericht fucht nochmals den Streit in Minne 
auszugleihen. Können fid die Parteien nidyt vertragen, fo frägt 
ber Obmann, ber bier die Stelle des Richters vertritt im Sinn 
des Mittelalters, die Schiedsleute, die ald Schöffen fungiren, 
um ihr Urtheil. Thellen fie ſich gleih, fo Tann der Obmann 
von beiden Theilen ſchriftliche Urtheile abforbern und fich beben- 
fen, welchem von beiden Urtheilen er beitreten und welchem er 
dadurch Gültigkeit verfchaffen wolle. Dagegen darf er nicht eine 
dritte eigene Meinung von fih aus faſſen und als Urtheil aus⸗ 
ſprechen. 

7) Um Erbe ſoll jeder das Recht nehmen, wo das Erbe 
gefallen iſt. 


9) Bern hatte an dem Pfaffenbriefe keinen Theil; die Gefinnung 
Berne aber in dieſen Dingen tft, wie ſich Hier zeigt, viefelbe. 
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8) Würde ein Eidgenoſſe den andern gewaltfam aus feinem 
Befip verdrängen, fo fol jener innerhalb acht Tagen diefem den 
Beſitz zurüd geben, oder We Stadt wird ihn dazu nöthigen und 
für die Genugthuung forgen. 

9) ever Theil geftattet dem andern unverfürzten Kauf von 
Wein, Korn und andern Dingen. 

10) Das Buͤndniß umfaßt auch die verburgtechteten Geding⸗ 
burger beider Städte. 


innerhalb weniger Sabre, ſeitdem Zürich mit den Wald» 
ftätten fich verbündet hatte, war nun der Kreis der alten Eid» 
genoſſenſchaft erfüllt worden. Die drei Länder Uri, Schwyz 
und Unterwalden waren der innerfte Kern, an den ſich Die 
Eidgenoſſenſchaft anreihte; nur fie waren mit allen übrigen 
Orten unmittelbar verbunden, und vermittelten hinwie⸗ 
der das Band, welches diefe unter fich verfnüpfte. 

Aber ed waren nun aud drei Städte, Zürich, Bern 
und Luzern, welche die Ausficht auf Vergrößerung ihrer Macht 
und ihres Gebietes vor fi) hatten, und höhere Anſprüche und 
größere Politik in fi) trugen, al& die ungefehenften Glieder ber 
neuen Eidgenoſſenſchaft beigetreten. 

Lange Zeit etwas unficher war der Erwerb der beiden 
Mittelglieder, von Zug und Glarus, von Zug, welches 
zwar eine Feine Stadt befaß, doc als Amt und durch Lebens 
weife und Lage den Schwyzern nahe fland, und von Glarus, 
welches zwar ohne eine Stadt, doch hinwiedet vorzugsweiſe 
unter dem Einſluſſe Züri war. Indem die übrigen Eidgenoſſen 
dieſe beiden Glieder nicht wieder abtrennen ließen, ficherten fie 
nicht bloß den politifhen Beſtand der Eidgenofienfchaft, ſondern 
bereiteten auch ihre fpätere Erweiterung und Größe vor. Bor 
der Uebermacht der Eidgenofien erbleichte in dieſen Ländern nun 
das Geſtirn der habsburgiichen Herrichaft. 


Die 
vu alten Orte. 


— — — — — — — 


Geiftlide 
Gerichtebarkeit. 


Veranlaffung 


Biafenbrief. 
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Achtes Kapitel. 
Der Pfaffen- und Sempacerbrief. 


— — — — 


Geiſtliche Gerichtsbarkeit. — Veranlafſſung zum Pfaffenbrief. — Inhalt 
des Pfaffenbriefs. — Staatseid. — Beſtimmungen wider fremde 
Gerichte. — Schutz der Straßen. — Unerlaubte Selbſthülfe. — 
Vorbehalte. — Beranlaffung zum Sempacherbrief. — Landfriede. — 
Pannerordnung. — Plünderung. — Schonung der Klöfter und Kir⸗ 
hen. — Schonung der Weiber. — Wider leichtfinnige Fehden. 


I. Der Pfaffenbrief. Es war ein Hauptbeftreben ber 
alten Eidgenoflenfchaft, fremde Gerichte zu meiden und ihre ein⸗ 
heimifche Gerichtsbarkeit zu fichern und zu befeftigen. Sie gaben 
ed daher nicht zu, Daß einer den andern vor einem außer dem 
Lande gehegten Landgericht verfolge; und ſchon aus denſelben 
Gründen waren fie auch jeder unrechtmäßigen Berufung an ein 
geiftliches Gericht abgeneigt. Daher ſchon in den älteften Bünden 
das Verbot, Feinen Eidgenofien wegen Geldſchulden vor dem 
geiftlichen Gerichte des Biſchofs zu belangen, denn auch diefes 
Gericht war außerhalb ihres Landes und infofern ihrer Einwir⸗ 
fung entzogen. Aber noch in einem andern Sinne zeigt ſich in 
der Eidgenoſſenſchaft ein Beftreben, der geiſtlichen Gerichtobarkeit 
entgegen zu treten, infofern al8 die Eidgenofien einer Ausdehnung 
diefer Gerichtsbarkeit auf weltliche Dinge, wie fie während des 
Mittelalters häufig verfucht wurde, abgeneigt waren, und in 
politifchen Dingen auch von den Geiftlihen Gehorfam verlangten. 

Veranlaffung zu einer befonderen Uebereinkunft über derlei 
Dinge, zu dem fogenannten Pfaffenbrief gab ein Ereigniß, 
welches fehr großes Auffehen machte in ver Eidgenoffenichaft. 
Zwifchen dem Schultheißen von Luzern nämlih, Peter von 
Gundoldingen, und den Söhnen des damals verftorbenen 
Bürgermeifterd Brun von Zürih, Bruno Brun und Her- 
degen Brun, befand Feindfchalt. Als nun im Jahr 1370 
Gundoldingen, begleitet von einem andern Luzerner Bürger, auf 
den Kirchweihmarft (im September 1370) nach Zürich gefommen 
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war, lauerten ihnen auf der Heimfehr die Brun und ihre Helfer 
auf, fielen fie an und nahmen fie gefangen. Bruno Brun aber 
war damals PBropft der Chorherren am Großmünfter und hatte 
wohl im Bertrauen auf feine Immunitätsrechte es deſto eher 
gewagt, wider Die Ruzerner feiner Rache freien Lauf zu laffen. 
Aber in der Bürgerfhhaft von Zürich flammte, fobald die Kunde 
von dem Gefchehenen in die Stadt gefommen war, der Zorn 
auf über diefen Bruch des Marktfrievens und den Schimpf, 
welcher dem Vorſteher eines eidgenöffifhen Standes angethan 
worden; mit den Waffen eilten fie aus der Stadt, die Luzerner 
zu befreien, und als das nicht mehr gelang, traten fie in der 
Großmuͤnſterkirche felbft zufammen und ſchwuren, die Brun umd 
ihre Helfer nie mehr in der Stabt zu dulden, wenn nit un« 
verzüglich die Gefangenen ledig gelaffen werden. Aber auch 
wenn bieß gefchehe, folle doch der Friedensbruch an den Schul- 
digen ernfllih gebüßt werden. Die Gefangenen wurden dann 
wieder frei gegeben; der Propft aber unterzog fich der weltlichen 
Gerichtsbarkeit des Rathes nicht und mußte deßhalb die Stadt 
meiden. 

Unter dem Eindrude diefer Dinge ſchloſſen die eidgenoͤſſtſchen gehalt ne, 
Orte Züri), Luzern, Zug, Stadt u. Amt, Uri, Shnyy 
und Unterwalden auf einer Tagfahung, wenig Wochen nad) 
jenem Ereigniß, am 7. Oktober 1370, folgende Webereinkunft*), 
welche unter dem Ramen der Pfaffenbrief befannt wurde; — 

Dern nahm an diefen Dingen feinen Antheil, und Glarus 
wurde damals noch nicht auf Tagen zugelaflen. 

1) Wer innerhalb der eidgendfftfhen Städte oder Ränder Staatéeid. 
wohnhaft fein will, mit feiner Perſon oder mit feinem Gefinde, 
und den Herzogen von Defterreih durch einen Eid 
gebunden iſt, der fol auh ſchwören, den Nugen und bie 
Ehre der eidgenöſſiſchen Städte und Länder zu fördern 
und mit guten Treuen vor allem Schaden zu warnen, und davor 
fol fein anderer Eid, weder ein früherer nody ein fpäterer 
fchirmen; und dazu fowohl Geiftlidhe als Weltliche, Edle 
oder Unedle angehalten werben. 


%) Urfunde IX. 
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Ed 3) Auch foldye Geiſtliche, welche nicht Bürger einer eid⸗ 

Seriäte. genöfftihen Stadt oder Landleute eined eingenöfftichen Landes 

und fomit Feine Eidgenofien find, aber doch innerhalb der Eid⸗ 

genofienfchaft wohnen, dürfen gegen Niemanden, der zur Eid- 

genofienichaft gehört, ein fremdes Gericht fuchen, weder ein 

geiſtliches noch ein weltliches, fondern follen jeden vor dem 

einheimifhen Richter belangen, wo er feßhaft ift; außer in 

Ehes und geiftliden Saden, die an das biſchoͤfliche Gericht 

gehören. Würde ein Geiftlicher („Pfaff“) dawider handeln, fo 

fol die Stadt oder das Land, wo er wohnt, dafür forgen, daß 

Niemand ihm zu eflen noch zu trinken gebe, noch ihn in fein 

Haus aufnehme, noch ihm etwas verkaufe oder ablaufe, noch 

fonft mit ihm Gemeinſchaft habe; und es foll aud ein ſolcher 

Geiſtlicher in Niemandes Schirm fein und weder von Städten 

noch Ländern irgend geihüßt werben, bis er von den fremden 

Gerichten abläßt und den Schaden, den der Belangte deßhalb 
erlitten, wieder erfebt hat. 

Es iſt das fomit eine eigenthuͤmliche Landesacht, mit 
welcher ein Geiftlicher bedroht wird, weldyer diefen eidgenöffifchen 
Orunpfäßen zumider handelt. Es wird ihm jede Gemeinfchaft 
des Volkes und zugleich jeder Schub der Obrigkeit abgefprochen, 
und er dadurch genöthigt, das herkoͤmmliche Landesrecht zu re⸗ 
fpeftiren, damit ihm hinwieder Recht gehalten werde. 

3) Zur Befefligung des Landfriedens wird ferner beftimmt: 
Wenn einer, der in der Eidgenoſſenſchaft wohnt, einen andern 
— flatt auf dem Wege ded Rechtes — mit Gewalt angreift oder 
fehädigt, indem er ihn oder fein Gut pfändet, fo fol die Stadt 
oder dad Land, wo iener wohnhaft iſt, defien Leib und Gut 
angreifen und ihn nöthigen, daß er den Schaden ablege und 
büße; denn die Bundesbriefe weifen, „daß feiner den andern 
ohne Recht fchädigen fol”. Durch diefe Beftimmung wurden 
der Privatgemwalt und der Brivatfehde, welde im Mittel» 
alter fo häufig die Rechtsſicherheit und den Frieden flörte, 
Schranken gefebt. 

4) Wenn ein Late den andern mit fremden Gerichten, 
geiftlichen ober weltlichen, um weltlicher Sachen willen befchwert 
und verfolgt und der Belangte deßwegen zu Schaden kommt, fo 
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fol ihm der Kläger den Schaden vergüten, denn es foll jeber da 
Recht nehmen, wo der Beklagte gefeifen ift, nad den 
Bundesbriefen. 

In ſolchen Fällen bedurſte es der Landesacht, die gegen 
Geiſtliche gedroht wurde, nicht, fondern e8 konnte durch ein- 
fadyeren und unmittelbaren Zwang geholfen werben, well bie 
Laien den einheimifchen Gerichten vollftändig unterworfen waren, 
Geiſtliche dagegen regelmäßig einen befondern geiſtlichen Gerichts⸗ 

Rand für fi in Anfpruch nehmen konnten. 

5) Es fol audy Niemand, der in der Eidgenofienfchaft ans 
geſeſſen tft, feine Sache oder Anſprache an einen andern, namentlich 
an einen Kremben in der Weife abtreten oder übergeben, daß der 
Schuldner davon befümmert werde, bei derfelben Strafe, wie 
vorhin gedroht if. 

6) Würde auch einer fein Burgrecht oder Landrecht aufgeben, 
um dann deſto ungehemmter einen Eidgenofien mit fremben Ge- 
richten zu beläftigen und zu fchädigen, fo fol ein ſolcher nicht 
mehr in die Eidgenoſſenſchaft kommen bürfen, bis er den dahe⸗ 
tigen Schaden vollftändig abgetragen haben wird. 

7) Die Stände geloben fi, alle Straßen von ber fliebenden Saup der 
Brüde (der Teufeldbrüde) auf dem St. Gotthard bis nach Zürich | 
auf allen Seiten innerhalb der Eidgenoſſenſchaft zu fehirmen für 
Fremde und Einheimifche, Gäfte, Landleute oder Bürger, auf 
daß diefe mit ihrem Leib und Gut fiher fahren und Niemand 
fie wider Recht daran befümmern, noch fäumen oder fchädigen 
fol. Würde einer dawider handeln, da helfen die eidgenöffifchen 
Orte alle einander, den Frievensftörer zu züchtigen. 

8) Da es öfter vorgefommen in Städten und Rändern, daß Unerlaubte 
Leute ausgezogen find, um andere anzugreifen und zu ſchaͤdigen, — 
und von daher ſchon großer Schade entſtanden iſt, ſo kommen 
die Eidgenoſſen überein, daß in Zukunft Niemand mehr einen 
folhen Auszug machen dürfe, um einen zu pfänden oder fonft 
zu fhädigen, außer mit Erlaubniß zu Zürich eined Bürger: 
meifterd und des Rathes, zu Luzern des Schultheißen und bes 
Rathes, zu Zug des Ammanns und des Rathes und in den 
drei Ländern der Ammänner und der Raͤthe. Wuͤrde einer dem 
zuwider handeln, fo fol ihn die Stadt over das Land, dem er 


128 Die übrigen VIII alten Orte u. ihre Bünde. 


zugehört, an Leib und Gut nöthigen, von den Angriffen ab⸗ 
zulafien und den Schaden zu erfeßen. 

Vorbehalte. 9) Zürich behält fidh vor die Nebtiffin und das Got- 
teshbaus Fraumünſter und den Biſchof von Konſtanz, 
deſſen geiſtliches Gericht und die Gelübde, über welche Die Stadt 
mit ihm überein gefommen if. Auffallend ift e8 dagegen, daß 
offenbar mit Vorbedacht für die Chorherren am Großmünfter 
fein Vorbehalt gemacht wird. Luzern behält ſich vor Das 
Gotteshaus der Herren in dem Hof zu Luzern; alle Stände 
behalten fi fowohl die Bünde vor als das Recht, diefe Bes 
flimmungen fpäter „zu mehren oder zu mindern“, wenn 
fie deshalb „gemeinlich oder der Mehrtheil unter uns 
überein fommen und zu Rathe werden.“ 

ea 1. Der Sempaderbrief. Nah den beiden großen 

Sempaderbrief Stegen der Eidgenoffen über die Herrichaft Defterreicdy bei Sem⸗ 
pad) und bei Räfels, und nachdem ein flebenjähriger, für die 
Eidgenofien günftiger Friede mit Oeſterreich abgeſchloſſen war 
(1. April 1389), gingen der Bürgermeifter Schöno von Züridy 
und die Mehrheit des Rathes während des Friedens verräthertfche 
Verbindungen mit dem Herzog Leopold IH. von Oeſterreich 
ein, durch welche die im Kriege für die Eidgenoſſenſchaft ge- 
wonnenen Erwerbungen wieder in Frage geftellt wurden und 
Züri für den Yall der Erneuerung. ded Krieges auf Seite 
Defterreich8 hinüber gedrängt werben follte. Aber der eidgenoͤſ⸗ 
fifche Beift war damals noch fo jugendlich friſch, daß eben diefer 
Beriud zu einer Spaltung eine neue Bereinigung der Eid- 
genofien veranlaßte. Als die Boten der Eidgenofien im Zuli 
1393 nach Zürich gefommen waren, um von dem beabfichtigten 
Bunde abzumahnen, fam die Bürgerfchaft von Zürich in große 
Aufregung und feßte den Bürgermeifter und die Räthe ab. 
Eben in diefen Tagen kam der Sempacherbrief, die erfie Kriegs: 
ordnung der Eidgenofien, zu Stande, 10. Zuli 1399*'). Es 
nahmen daran Theil außer den VIII Orten aud) die Stadt 
Solothurn, weldhe als Verbündete Berns an dem lehten 
Kriege auf Seite der Eidgenoſſen Theil genommen hatte. 


4) Urkunde X. 
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1) &8 ſoll fein Eidgenoffe dem andern oder denen, welche Landfriede. 
zu ihm gehören, freventlich oder mit Gewalt tn ihre Häu⸗ 
fer laufen, nody Iemandem das Seine darin nehmen, 
weder in Kriegs» nody in Friedenszeiten, noch wegen der. Sühne, 
fondern es follen vielmehr alle Eingenoffen unter fich in gutem 
Frieden mit einander leben und einander getreulich zu 
Hilfe und zu Trof fein. 


2) Wer uns Kauf bringt, defien Leib und Gut fol fidyer 
fein in der Eidgenoſſenſchaft. 


3) Dazu follen wir für einander niht Pfand fein, d.h. 
es darf Feiner um der Schuld eines andern willen angegriffen 
oder verfolgt werden. 


4) Wo wir in Zukunft mit offenem Panner wider einen Banner. 
Zeind ziehen, ſei es gemeinfam oder einzelne Städte und Länder = 
ſonderlich, jo follen alle, die zu einem Panner gehören und mit 
demfelben ziehen, auch bei einander und bei ihrem Panner ver- 
bleiben in jeder Roth, als bievere Männer, nach der Welfe ber 
Borfahren. 


Nach der urfprünglichen Kriegöverfafiung aller deutſchen 
Völker find jeverzeit die Genoſſen eines jeden Stanımes beifam- 
men, und fo binwieder die Genoflen der einzelnen Gaue und 
Zehnten, in weldhe das Wolf zertheilt if. So kaͤmpfen bie 
Nachbarn und die Angehörigen eines Thales, eined Drtes, einer 
Stadt jederzeit mit einander; fie find unter demfelben Banner 
vereinigt. In diefer Weiſe 309 auch jede eidgenoͤffiſche Stadt 
und jedes Land mit feinem Hauptpanner aus, und es ſchloſſen 
fi) an fie alle ihre Angehörigen an, oft hinwieder unter den 
befondern Pannern ber einzelnen Herrfchaften und Vogteten, zu 
welchen fie gehörten. Darauf beruhte alle Ordnung und Glie⸗ 
derung des Heeres. Sein Banner zu verlaffen, war eine 
Schmach und zugleich eine ſchwere Störung biefer Orbnung. 
In Bolköfriegen, — und die der Eidgenoſſen waren foldye, zum 
erften Male wieder feit mehreren Sahrhunderten, in denen das 
Rittertbum allein den Krieg als Kunft verſtand und betrieb, — _ 
fam darauf dad Meifte an. Und fo ſchaͤrften auch die Eingenoffen 
voraus dieſes Prinzip nachprüdlich ein. 

Bluntfall Bundesrat, 9 








Blünderung. 
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5) Würde einer flüchtig von feinem Pamer oder vers 
bräde er etwas, was in biefem Briefe verboten if, namentlich 
wenn er freventlich in ein Haus liefe, zu rauben oder zu ſchaͤ⸗ 
digen oder fonft eine Miffethat beginge, welche nach dieſem Briefe 
ftrafbar iſt, und wird er diefer Schuld Durch das Zeugniß zweier 
ebrbarer unbefcholtener Männer vor feinem Richter, unter deflen 
Gerichtsbarkeit er ſteht, überführt, fo if er mit Leib und Gut 
diefem feinem Richter verfallen auf defien Gnade; und der Richter 
fol über ihn richten, nach Geftalt der Sache unverzüglich, bei 
den Eiden, die er feiner Stadt oder feinem Lande geſchworen 
hat. Und wie jeve Stadt oder jedes Land die Selnigen darum 
firaft, damit follen die übrigen — mithin auch die beſchaͤdigten 
— Eidgenofien fih begnügen. 

6) Würde auch einer bei einem Gefechte verwundet, fo 
daß er außer Stande wäre, fich felber oder andern zu helfen, 
der foll bei den andern verbleiben, bis diefe Noth ein Ende hat. 
Und er fol darum nicht als ein Fluͤchtling gelten, noch am 
feinem Leib und Gut befümmert werben, well er außer Stande 
war, ſich und andern beizuftehen. 

7) Es it auch zu wiſſen, daß nachdem der Sieg bei Sem⸗ 
pach ſchon entfchieden war, viele Feinde entweichen konnten, bie 
alle auf der Wahlftatt geblieben wären, hätten die Unfrigen fie 
verfolgt, und nicht vorher fich der Blünderung zugewendet. Das 
aber ift gefährlich: denn wenn die Sieger fich zu ficher duͤnken 
und zu frühe auch die Beute fichern wollen, fo Eönnen leicht 
die entwichenen Feinde ſich wieder fammeln und ihnen ihren 
Leib, ihr Gut und das Feld wieder abgewinnen. Daher wollen 
wir in Zufunft bei folder Noth jeder nad) Vermögen darnach 
trachten, die Zeinde zu fchlagen und das Feld zu behalten und 
alle Plünderung zu meiden, ed fei in Feften, Städten oder auf 
dem offnen Land, bis die Noth gänzlich vorüber tft und bie 
Hauptleute die Plünderung geftatten. Dannzumal mag 
Sebermann plündern, wer dabei geweien ift, Bewaffnete ober 
Unbewaffnete; die Beute (den SBlunber) aber fol jeder den 
Hauptleuten überantworten, unter bie er gehört. Und biefe 


ſollen die Beute dann unter alle bie, welche bei dem Kampfe 


gewefen find, theilen, gleichmäßig und nad ihrer Zahl, ohne 
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Gefährde. Und wie die Hauptleute die Vertheilung machen, 
damit fol ſich auch jeder begnügen. 

8) Zur Ehre Gottes verordnen wir, daß Niemand ver Suma 
Unfrigen ein Klofter, eine Kirche ober eine Kapelle auf: 
breche, oder wenn fie offen find, hineingehe, um ba zu brennen, 
zu verwüften oder zu rauben, was darin ift und zur Kirche 
gehört, weder heimlich noch öffentlich; es wäre denn, daß unfere 
Feinde oder ihr Gut dafelbft gefunden würden, die mag man 
wohl angreifen und ſchaͤdigen. 

9) „Unferer lieben Frauen zu Ehren“, und um ihren Schirm v aBınn. 
und Gnade zu eriverben, verorbnen wir, daß Niemand von 
uns eine Frau oder Tochter mit gewaffneter Hand fteche, fchlage 
oder ungewöhnlich an ihr handle (fie mißbrauche). Würde aber 
eine Frau oder Jungfrau zu viel Gefchrei machen, was uns 
Schaden bringen möchte gegen unfere Feinde, ober würde fie 
fih zur Wehre ftellen oder einen anfallen oder gegen ihn werfen, 
bie mag man wohl deshalb firafen, nach Geftalt der Sache, 
ungefährlich. 

10) Endlich ift unfere einhellige Meinung, daß feine Stadt une ar 
oder Land, noch Niemand, wer dazu gehört, aus bloßem 
Muthwillen, ohne rechtmäßige Urfache einen Krieg an- 
hebe, auf den nicht, nach der Vorfchrift der Bünde, von ber 
Stabt oder dem Lande nad dem Eid gehörig zuvor erfannt 
worben ift. 


\ 


Drittes Buch. 


Das Stanzerverfommmiß 
und die V fpäteren Orte. 


Renntes Kapitel. 
Die Städte Freyburg und Solothurn. 


—— — 


Freyburg und Bern. — Zaͤhringiſche Stiftung. — Ewiger Bund mit 
Bern. — Freyburg unter Oeſterreich und Savolen. — Unabhängigkeit 
der Stadt. — Urſprung der Stadt. — Schultheiß und Rath. — 
Verhältniß zu den Cidgenoſſen. 

Bee I. Sreyburg im Medtland. An den fteilen Ufern ber 
Saane erhebt fi die Stadt Freyburg im Uechtland. Ihre Lage, 
die Zeit und Art ihrer Entftehung und ihre frähern Schidfale 
erinnern lebhaft an die benachbarte Stadt Bern. Wie diefe 
auf den von der Aare umfpülten Terraffen erbaut ift, fo ruht 
Freyburg auf einem Vorſprung, auf Felfen und Höhen, um 
welche die Saane herfließt. Der Blick von Bern ift weiter, 
größer; die Stadt hat eine flolgere Haltung. Aber der engere 
Gefihtöfreis von Freyburg iſt romantifcher, wilder und milder 
zugleich; und noch fefter fcheint feine Lage. 

ne Wie Bern, fo iR auch bie Stabt Freyburg eine Stiftung 
der Zähringifchen Herzoge. Herzog Berchtold IV., dem 
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die Burg daſelbſt gehörte, gründete um's Jahr 1178 um diefe 
Burg ber die Stadt und verlieh ihr die freie Stabtverfaflung, 
deren fich Freyburg im Breisgau erfreute. Sie diente ihm zur 
Sicherung feiner Hoheit in den Burgundifchen Landen, wider 
den mächtigen hohen Adel derfelben. Als fein Sohn Berchtold V. 
um’d Jahr 1191 die Stadt Bern gegründet hatte, forgte er 
dafür, daß feine beiden Städte mit einander in engere Bezie⸗ 
bung traten und da ſchon ein Buͤndniß unter fich fchloffen 9. 

Auch Freyburg wurde nad dem Tode Berchtolds V. von Falsg Bund 
Kaifer Friedrich II. in feinen Schirm genommen und hatte 
eine Zeit lang die Stellung einer Reichsſtadt. In Folge 
ber großen Erſchuͤtterungen aber, weldhe der Kampf des Kaifers 
und ded Papftes über das Reich brachte, fand bie Stadt es 
gerathener, fich wiederum zu „beherren” und trat 1249 in ven 
Schirm und die Vogtei der Grafen von Kyburgi-Burgdorf, 
weiche von mätterlicher Seite von den Zähringifchen Herzogen 
ſtammten und ſchon darum einen Anſpruch hatten auf die Zu⸗ 
neigung der Bürger. Im Jahre 1277 erfaufte König Rudolf 
von Habsburg für feine Söhne, Die Herzoge von Defterreidh, 
die Hoheitsrechte über die Stadt um 200 Mark Silber8*). Die 
Stadt behielt übrigens ihre eigenthümliche Verfaſſung, mandherlei 
von dem Könige felbft 1289 beftätigte Privilegien und im 
Wefentlichen eine felbfiftänvige Stellung bei; in den Oeſter⸗ 
reichifchen Herzogen erfannte fie ihre rechtmäßigen Schirmherren 
an und blieb fo beinahe zweihundert Jahre lang unter Oefter- 
reichifcher Oberhoheit. 

Mit der Stadt Bern ſchloß Freyburg ſchon 1243 einen 
ewigen Bund, der damals durch ein keckes Lied verherrlicht 
wurde?). Diefer Bund wurde 1271 kurz vor dem Nebergang 


1) Bund von 1271 bei Walther Bern. Stadtrecht, Urk. V.: „‚for- 
„mam juramenti, qua confoederati erant tempore ducis Berchtoldi de Zae- 
„Tingen.” 

3) Berchtold, hist. du canton de Fribourg L S. 74. 

Tſchudi J. ©. 139. 3. B. die Strophen: 

Die Wöolf' und auch die Füchſe, Gemeinfchaft fig nit reine, 
Meng hier in diefem Land, Und tund inen das befamt. 
Sprechend zu jevem alleine: Land fi fi überwinden, 
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ber Herrfchaft auf Defterreich neuerdings beftätigt. Es ift ders 
felbe fo merkwürdig für die Verfaffungsgefchichte jener Zeit, daß 
id) den wefentlichen Inhalt desfelben herfeße: 

Schultheiß, Rath und Gemeinde der Stadt Freyburg und 
Schultheiß, Rath und Gemeinde von Bern erneuern den ewigen 
Bund folgender Maßen: 1) So lange die beiden Städte beftehen, 
verpflichten fie fih zum Schug aller ihrer Rechte, ihrer Be- 
figungen, ihrer Zehen einander mit Rath und Hüffe beizufte- 
hen wider Sedermann, in guten Treuen und mit allem Gut und 
Blut. Sie behalten einzig vor ihre Herren und Schirmer, 
und biefe in nachftehendem Sinn. Wenn die eine Stadt ſich 
weigern follte, dem Herren oder Schirmer der andern auf deſſen 
Begehren Recht zu verfchaffen, fo wie e8 der Rath der letztern 
Stadt mit Einmuth oder Mehrheit ertennt, und wenn nun die 
erftere Stadt durch offenen Brief der andern gemahnt würde, 
und innerhalb eines Jahres dem nicht nachkaͤme, fo mag dann 
wohl die letztere Stadt ihrem Herren, wenn er dann noch ihr 
Herr fein wird, helfen wider die erftere und fie in ber Fehde 


Und ſich das folt erfinden, Und laſſe fi nit hören, 

Es wurd inen werben leid, Das fi möchte zerflören, 

Es wurd fi bald gerüwen; Es wär nit ir Gewinn; 

&t find inen nit trüwen, Noch us dem Joche treten, 
Das fig inen vorgefeit. Dann wurbend fie entwetten, 


So ſchlug es übel us, 

Das ich fl beidi warne, 

Die Wölf find in dem Garne, 
Die Famind dann Herne. 


Es find zween alte Pfarren, 
Die freche muote hond; 
Niemand darf mit inen floßen, 
Diewil fie find Eidgenoſſen, 
Und ſich nicht fcheiden land. 
Doch wurd es dann fein Wunder, Nun will ich üch beduten, 


So ie einer gienge under, Wer bie zwen en chſen find; 
Man fpräh zum andern fein: Dan mag es hören gerne, 
Es ift Freyburg und Berne, 

Wehr dich, du bift alleine, * f befinb: 

Din Dad iR werden Heine, d a 

Nun merkend difen Sinn. i 
— j * Bon Pund und iren Ciden, 

Gott geb den Ochſen beiden Und minder dann ein Ge. 


Ein ſtiffen ſtaͤten Sinn u. ſ. w. 
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ſchaͤdigen. Wird der Frieden gerichtet oder ein Stillſtand ge- 
ſchloſſen, fo treten die Boten beider Städte jeverzeit innerhalb 
zwei Wochen auf der Mitte Weges zufammen, und was Die 
eine von Gütern der andern in Händen hat, das wirb ſodann 
zurüdgeftellt. 

2) Keine der Städte darf einen, dem eine Stadt oder eine 
Burg oder eine Feſte zugehört oder verpfändet ift, in ihr 
Burgrecht oder ihre Eidgenoffenfhaft aufnehmen, oder 
einen Bund fchließen ohne Wiſſen und Willen der andern 
Stadt, worüber fie ſich offene Briefe zuftellen. 

3) Wenn bei irgend einer Veranlaffung, die Gott wende, 
eine Stadt die andere verletzt, fo fol die Gefchäbigte das nicht 
fofort rächen, fondern bei der andern ihre Klage anbringen. 
Wird ihr dann Feine Beflerung, fo treten die Raͤthe beiber 
Städte auf halbem Wege zufammen und entfcheiden die Sache 
gemeinfam nad) Recht und billiger Sühne, und was fie dann 
erfennen, das follen die Parteien befolgen. 

4) Man darf Keinem Pfänder wegnehmen, außer dem 
rechten Schuldner und Bürgen, denn leicht entftehen Daraus 
Zwiftigfeiten ®). 

5) Hat einer eine Klage wider einen andern, fo muß er 
fie bei der Stadt des Lebtern anbringen, und wird ihm dann 
nicht innerhalb drei Tagen Recht gehalten, fo mag er zurüd 
fehren an feinen heimatlichen Richter, und kann er das vor 
demfelben mit zwei Bürgern als Zeugen barthun, fo mag er 
dann, zur Erlangung feines Rechtes, auf Pfänder greifen mit 
Erlaubniß des Richters; aber er darf diefe Pfänder nicht ver: 
wüften, fondern fol fie wohl bewahren. 

6) Die Bürger beider Städte genießen derfelben Verkehrs⸗ 
und Rechtserleichterungen (licentia), fo jedoch, baß fie 
je in der andern Stadt die dortigen Zölle bezahlen, und wenn 
fie in eine Buße verfällt werben, dafuͤr dem Nichter Troftung 
(Kaution) leiften müflen. 

7) Wenn der einen Stadt Schaden zugefügt wird an Per- 
fonen oder Sachen, durch Brand oder Raub oder in welcher 


%) Brgl. oben S. 68 Anm. 67. 
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Reife immer, fo fol die Stadt, welche den Uebelthätern näher 
ift, fo fehnell fie fanıı ven Schaden rächen; vermag fie es nicht, 
fo follen beide Städte fo bald ald möglich zufammen treten und 
anorpnen was nöthig ift, um ben Schaben zu rächen, und 
ihren Bortheil und ihre Ehre in guten Treuen ohne Aufſchub 
zu fördern. 

8) Wenn der Schirmherr der Berner, der Graf Johann 
von Savoyen, fterben follte, oder wenn die Gräfin Anna, 
bie Tochter Hartmanns des Jüngern von Kyburg (Herrinn 
von Freyburg) fterben follte und die Schirmvogtei des Grafen 
Rudolf von Habsburg (der bei der Minverjährigfeit jener 
Gräfinn den Schuß der Stadt übernommen hatte) zu Ende 
gehen follte, fo darf feine Stadt ohne Rath der andern einen 
Herrn oder Schirmer annehmen; doch behält fi Bern das 
römifhe Rei) und den römifchen König vor, infofern biefer 
am Rhein und zu Bafel geachtet wird und Zreyburg feinen 
Stadtherrn. Hat die eine Stadt einen Herm oder Schirmer, 
und die andere feinen, fo hilft doch jede der andern wider Jeder⸗ 
mann, nicht aber wider den eigenen Stabtheren oder Schirmer, 
fo lange ihr Rath den Gehorfam für rechtmäßig erklärt. 

9) Wenn die eine Stabt ber andern Hülfe bringt und 
bei der Gelegenheit dieſe Schaden leidet, außer an Hühnern 
oder Heu, und der Gefchädigte das nad) Recht nachweist, fo 
follen Schultheiß und Rath nach zwei Wochen, infofern ber 
Schaden nicht binnen diefer Frift vergütet worden, fih in ihre 
Stadt zurüd ziehen und diefe nicht mehr verlaflen dürfen (eine 
eigenthümliche Art von Gifelfhaft), bis der Schaden vergütet 
fein wird. 

10) Wer um feiner Schuld willen aus der einen Stabt 
verwiefen wird, darf in der andern nicht aufgenommen wer⸗ 
den, fobald ſolches dieſer durch offenen Brief gemeldet wird. 

11) Will einer aus den Städten für fi an einer beſon⸗ 
bern Fehde Theil nehmen und ift er ein Burger, fo fol er 
vorerft auf fein Burgerrecht verzichten und fich mit Weib und 
Kindern und feiner ganzen Familie aus der Stadt entfernen 
und nicht mehr zurüd kehren, bis die Fehde gerichtet fein wird. 
Sit er ein Gaft, fo muß er wegziehen wie der Burger und 
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darf nicht mehr herfommen, wenn ihn nicht die Räthe feiner 
Stadt empfehlen. Würde einer dawider handeln, fo müßte er 
und all fein Bermögen inners und außerhalb der Stabt für bie 
Schabloshaltung des Befehdeten haften; und hat er fein Ver: 
mögen, den Schaden zu befiern,, fo mag fein Schuttheiß ihn 
im Gefängniß halten, bis der Schaden gebeflert if. 

12) In diefer Eidgenoſſenſchaft inbegriffen find alle, 
bie zu den beiden Städten gehören. Der Eidſchwur fol von 
zehen zu gehen Jahren erneuert werben’). 

Trotz diefed ewigen Bundes wurden Freyburg und Bern  Seebburn 
wiederholt theils im Interefie ihrer Herrn oder Verbündeten, und Saroven 
theils aus verfchiedenen politifhen Tendenzen mit einander in 
Kriege verwidelt. Da Bern um die Mitte des vierzehnten 
Sahrhunderts der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft beitrat, kam 
die Stadt um dieſer willen mit Oeſterreich, dem Stadtherrn 
von Freyburg, mehrfach in feinpfelige Beziehungen. Ebenfo 
veranlaßten die Verbindungen Bernd mit den Herzogen von 
Savoyen mancherlei Reibungen und Zwiftigfeiten mit der öfters 
reichifchen Stadt Freyburg. Diefe hinwieder fand bei der fernen 
Herrichaft feinen hinreichenden Schug und Defterreidh ſelbſt 
verlor fein Intereſſe, die Vogtei länger zu behaupten. Im 
Jahr 1450 verzichtete Herzog Albrecht von Defterreich auf feine 
Rechte, und die Freyburger waren genöthigt, auf ihre Gelb» 
vorfchäffe, die fie dem Herzog gemacht hatten, zu verzichten. 
Indeſſen getrauten fie fi auch in dieſem Augenblick nody nicht, 
ihre volle Unabhängigkeit von jedem Herren zu bewahren. Durch 
innere Parteiungen geſchwaͤcht, ergaben fie fich neuerdings ber 
Schugherrfchaft der näheren Herzoge von Savoyen, welde 
ihre Freiheiten beftätigten und ihnen eine bedeutende Geldſchuld 
erließen. 1452. Bern, welches felber die Herrichaft über 
Freyburg geſucht hatte, machte nun den ewigen Bund geltend 
und 1454 wurde derfelbe neuerdings von einem Schiedsgerichte 
beftätigt*). | 

An den Kriegen der Eidgenofien mit Herzog Karl von Unabhängigfeit 


5) Urkunde X. 
6) Berchtold, hist. du canton de Fribourg, tom. I. 
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Burgund hatte Freyburg einen rühmlichen Antheil genommen. 
In Verbindung mit jenen gewann fie auch erhöhtes Selbftge- 
fühl. Und nun ergriff fie eine günftige Gelegenheit, um ſich 
von der Hoheit der favoyifchen Herzoge Ioszufaufen (1477) und 
aͤhnlich Bern die Stellung einer unabhängigen Reicheftabt zu 
erlangen. Gegen Ende des fünfzehnten Jahrhunderts bewarb 
fie fi), von Bern lebhaft unterftüßt, um die Aufnahme in den 
eidgenöffifhen Bund. 


um IT. Solothurn. Die Anfänge der Stadt Solothurn 
reihen in eine unbekannte Vorzeit hinauf. Der Rame bes 
Ortes Solodurum fommt fchon auf römischen Infchriften 
vor); und die Spradhe (dur) weist auf Feltifchen Urfprung 
hin. Im Mittelalter lehnte ſich die Gefhichte des Ortes und 
die erfte Entftehung einer Stadt an das Chorherrenftift 
des heiligen Urfus an. Diefes Stift war von der burgundifchen 
Königin Berta, einer Tochter des alamannifchen Herzogs 
Burfard I., nad) dem Vorbilde des Chorherrenftiftes zu Zürich, 
in der erften Hälfte des zehnten Jahrhunderts gegründet und 
mit ausgedehnten Rechten audgerüftet worden. Zu jener Zeit 
war auch vermuthlich jene Gegend, fammt dem Aargau, mit 
dem burgundifchen Reiche vereinigt worben, während auch fie 
früherhin zu Alamannien gehört hatte. Das Stift wurde dem 
Bisthum Laufanne einverleibt. Weber die „Burg“ Solo- 
thurn (‚„‚castrum Soloduri”) übte die Stiftöpropftel Tming und 
Bann aus. Der Propft und fein Kapitel ernannten in der 
alten Zeit ven „Schultheißen“ und befaßen die Zölle und das 
Münzrecht. Ihnen gehörte die Wogteigerichtöbarfeit über Die 
Burger. Nur der Blutbann wurde im Namen des Königs 
von Arelat (Burgund) durch einen von Ihm gefehten Vogt 
verimaltet®). Die zähringifhe Hoheit hatte fi) auch in ber 
letzten Zeit über Solothurn erfiredt und war vermuthlich mit 
der Bogtei über das Stift nad) dem Untergang dieſes Haufes 
ebenfall8 an Kaifer Friedrich IL. zurüc gefallen. 


7) Inscript. Helv. von Orelli. No. 215: „vico Salod.” 
8) Vrgl. das merfwürbige Weisthum über die Rechte des Stiftes 
vom Jahr 1251 bei Tfhapi 1. ©. 147. 
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König Heinrich VII. (der Lucelnburger) verpfändete das — 
Schultheißenamt für 100 Mark Silber dem Grafen von 
Bucheck und deſſen Erben, geſtattete dieſem Edeln, dasſelbe ent⸗ 
weder ſelber auszuuͤben oder zu uͤbertragen und wies die Raͤthe und 
Burger der Stadt an, jenem zu gehorchen. Es geſchah das im 
Jahr 1313°). Bor dieſer Verpfaͤndung hatte die Stadt im drei⸗ 
zehnten Jahrhundert die Stellung einer Reihsftadt gehabt. 
Um derfelben willen lief fie nun Gefahr, in die erbliche Abhaͤn⸗ 
gigfeit eines benachbarten Dynaften zu fallen. War urfprüng- 
li) das Amt des Vogtes und des Schultheißen gefonbert, fo 
ſcheint damals der Schultheiß die hohe und die niedere Gerichts» 
barfeit in feiner Perfon vereinigt zu haben. Es iſt begreiflich, 
bag die Bürgerfchaft, welche da ſchon ihrer eigenen Kraft bes 
wußt geworden war und fi) ſchon früher von der Gewalt der 
Propftei befreit hatte, jene Berpfändung ungern ertrug. In⸗ 
defien fam fie mit dem Grafen 1325 überein, daß fie, fo lange 
er lebe, fein Recht ehren werde, wogegen er ihr verfprady, 
jährlich einen Schultheißen zu ſetzen, welcher des Rathes fei '°). 
Den Rath aber wählte die Gemeinde der Bürger aus ihrer 
Mitte; er beftand aus zwölf Rathmännern, vermuthlich den 
urſprünglichen Schöffen des Vogtgerichtes ). Noch vor feinem 
Tode (er flarb 1347) gab der Graf, der feine Söhne hatte, fein 
Schultheißenrecht an die Stadt auf, und fo erlangte Diefe von 
Neuem den Charakter einer freien Reichsſtadt, mit ausgedehn⸗ 
teren Rechten noch ald zuvor; denn fie konnte von da an das 
Schultheißenamt felber befeben. 

Um dieſelbe Zelt wurde auch in Solothurn die Zunfts 
verfaffung eingeführt. Die Stadt wurde in eilf Zünfte 
eingetheilt, und dem alten Rathe (Schultheiß und eilf Räthe) 
ein neuer ober junger Rath von je zwei Stellvertretern ber 
Zünfte Chießen fie auch in Solothurn Zunftmeifter?) zur Seite 
gefebt. Indeſſen auch da noch behielt die Stadt ein färferes 


9 Urk. bei Haffner, Soloth. Geſchichte S. 112. 

10) Haffner, Soloth. Geſchichte S. 131. 

1m) Th. v. R. Gin DBli in die alten Verfaſſungen ber Stadt So: 
lothurn, im Soloth. Wochenblatt. 


Berbältnig 
zu 
Eidgenoflen. 
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ariftofratifches Element in ihrer Verfaflung bei, als die meiften 
andern Städte der Schweiz. Die alten Räthe beftellten den 
Schultheißen aus ihrer Mitte. Sie felber wurden zwar von 
der Gemeinde nad) den Zünften gewählt, aber nicht frei, ſon⸗ 
dern auf den Vorſchlag der jungen Räthe, der fo lange wieber- 
holt werden mußte, bis ein Borgefchlagener die Mehrheit ver 
Stimmen auf ſich vereinigte. Die jungen Räthe hinwieder 
wurden von den alten gewählt, mit Berüdfichtigung der Zunfts 
eintheilung *). 

Schon früher war Solothurn in YBunbesverhältniffe mit 
der Stadt Bern getreten; im Jahre 1351, in demfelben Jahre, 
ald Züri) den eidgenöffiihen Bund abſchloß, ging Solothurn 
einen ewigen Bund mit Bern ein. Don da an werden audh 
die Beziehungen jener Stadt zu der Eidgenofienihaft häufig. 
Sie ſchloß fi) enge an das ftarfe Bern an und ließ fich großen 
Theils in ihrer Politik durch die Rüdficht auf Bern beftimmen. 
An dem Kriege ziwifchen Defterreih und der Eidgenoſſenſchaft 
in den Jahren 1385 bis 1389 nahm auch Solothurn, von Bern 
zur Hülfe gemahnt, Antheil; und an dem großen Tage von 
Sempach ftritten auch Solothurner an der Seite der Eidgenoflen. 
Der Friede mit Oefterreih vom 1. April 1389 wurde audy von 
Solothurn angenommen, und in dem Sempadherbriefe ift Solo- 
thurn gleich den eidgenoͤſſiſchen Ständen als betheiligter Ort 
erwähnt. Schon im Jahr 1411 fuchte Solothurn die Aufnahme 
in den eidgenöffifhen Bund nad), Fonnte aber noch nicht 
durchdringen. Doch blieb die Stadt der Eidgenoſſenſchaft fort: 
während nahe befreundet. Zur Zeit des Konftanzerfonzils half 
fie mit Biel der Stadt Bern das Aargau erobern und 308 
mit den Eidgenofien über das Gebirg hinüber ins Eſchenthal. 
Während der Streitigfeiten zwiſchen Züri und Schwyz über 
das toggenburgifche Erbe arbeitete fie unverdroffen mit den übs 


12) Ich folge hier der in der vorigen Anmerkung erwähnten Abhand⸗ 
lung, weicher inbeflen die nöthige Hinweifung auf Urkunden großen Theile 
abgeht. 

13) Amtliche Sammlung ver Eidg. Abfchieve ©. 41. No. 90: 
„supplicaverunt,, ut reciperentur in nostram ligam.” 
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rigen eidgenoͤſſiſchen Ständen an einem Frieden, und ald es 
nochmals zum Kriege Fam, leiftete fie auch in biefem Bern 
Hülfe. An den übrigen Zügen der Eidgenofien ins Thurgau 
und ind Sundgau nahm fie wiederum Theil; und in den 
Burgunderfriegen fochten aud die Solothurmer mit den 
Eldgenofien. In Schladhten und auf Tagen hatten fie ſich ale 
getreue und gute Freunde der Eidgenofien vielfältig erprobt. 
Sie fonnten gar feine andere, ald eine eidgenoͤſſiſche Politik 
haben. Dennody blieben die Verſuche ver Stadt, als ein wirk⸗ 
liches Glied in die ewigen Bünde der Eidgenofien aufgenommen 
zu werden, lange fruchtlos. Die acht Orte hatten ſich im Laufe 
des fünfzehnten Sahrhunderts, zumal feitvem fie gemeine Herr- 
haften erworben hatten, mehr in fich abgeichloflen, als früher- 
bin. Und befonders die innere Schweiz war einer Erweiterung 
der Eingenofienfchaft abgeneigt. 


Behntes Kapitel, 
Der Tag zu Stanz um Weihnachten 1481. 





Verhältniß der Städte und Länder. — Größere und kleinere Republifen. 
— Gleichheit der Stände. — Auswärtige Politik. — Streit über 
die Aufnahme von Bee und Solothurn. — Ewiges Burgrecht 
der Städte unter ſich. — Die Stadt Luzern und ihr Bund. — Die 
Verſchwoͤrung gegen Luzern. — Bruder Klaus. — Art ſeiner Ver⸗ 
mittlung. — Hand Waldmann. — Inhalt des Verkommniſſes: 
Prinzip gegenſeitigen Friedens. — Alle Stände —— dem ange⸗ 
en — Gerichtsbarkeit über die Friedensbrecher. — Innerer 

ufruhr, gefährliche Gemeinden, Sammlungen, Anträge. — Hilfe 
gsoen ungehorfame Untertbanen. — Art und Prinzip diefer Hülfe. — 
efhwörung der Verkommniß. — Grundfüße über un der 
Bente und der Eroberung. — Der ewige Bund mit Freyburg 
und Solothurn. — Bundeshülfe. — Rechtsverfahren. — Feiler 
Kauf. — Neue Berbündung. — Friedensſchlüſſe. — Schlußbemerfung. 


Die alte Eidgenofienfhaft war aus der Berbindung von Berkattns 
Städten und Ländern entflanden. Und nun drohte nad) u. Lander. 
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den YBurgunderfriegen der Gegenſatz der Städte und der Länder 
bie Eidgenoflenfchaft feindlich auseinander zu fpalten und da⸗ 
durch zu zerflören. 

Der Gegenfab war ein natürlicher, aber die bamaligen 
Zeitverhältnifie bildeten ihn ſchroffer und feindfeliger aus. Als 
die Boten der acht eidgenoͤſſiſchen Orte nady mißlungenen Ver⸗ 
fuchen, die Eintracht herzuftellen, neuerbingd auf dem Tage zu 
Stanz zufammen traten, um nochmals die Differenzen zu bes 
fprechen, die fich unter ihnen erhoben hatten, und wo möglich 
eine Vereinbarung zu erzielen, war das Gefühl allgemein in 
ber Eidgenoſſenſchaft verbreitet, daß dießmal über den Frieden 
und den Fortbeftand der Eidgenoſſenſchaft entſchieden werde. 

Den äußern Anhaltspunkt des Streites bildeten hauptſäch⸗ 
li: 1) die von den Stäbten betriebene Aufnahme der Stäbte 
Freyburg und Solothurn in die eigen Bünde der Eidgenoſſen; 
2) die Grundfäge über die Theilung der Kriegsbeute. Aber 
während des Streite darüber wurde die Mißftimmung noch 
durch befondere Ereignifle heftiger gereizt und das gegenfeitige 
Mißtrauen aufs Weußerfte gefteigert. Nach und nad) fam das 
ganze Verhältniß der Städte zu den Ländern in Frage. Konnte 
e8 in frieblicher Verbuͤndung fortbeftehen oder mußte es feindlich 
auseinander bredden; Darum handelte es fi) vornämlidh. 

Die Lebendweife und die Denkart der Bürger in den Staͤd⸗ 
ten und der Landleute im Gebirg waren in manchen ‚wefentlichen 
Dingen verfchieden; und dieſe Verſchiedenheit wirkte auch ein 
auf die Verfaffung und die Bolitif der Städte und der Länder. 
Die Berfafiung der Länder beruhte auf der Volksgemeinde 
aller freien Landleute; fie breitete ſich gleichmäßig demokratiſch 
aus über das ganze Land, wie ſich die Dörfer und Höfe im 
Thal und die Hütten auf den Alpen ausbreiteten über den 
Boden. Die Berfaffiung der Städte dagegen war in der Stadt 
fonzentrirt und ihr Schwerpunft lag nicht in der Gemeinde, 
fondern im Rath, der nur die ausgezeichneteren Bürger um⸗ 
faßte. Die Berfaffung der Städte war gebilbeter, vornehmer; 
bie Länder rühmten an ihrer Verfaffung die allgemeinere Volks: 
freiheit. 

Die Städte hatten einen viel weitern Gebiets Uumfang 
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gewonnen als die Länder, welche in ihre Bergthäler einger 
ſchloſſen blieben. Schon die geographifche Lage der Länder 
machte für fie eine Vergrößerung ſchwierig und ihre demokra⸗ 
tiſche Verfaſſung ließ ihnen dieſe wenig wünfchbar erfcheinen. 
Durch Ausbreitung ihres vollen Landrechtes auf größere Bezirke 
und in entferntere Thäler hinein verloren bie alten Landleute eher 
an Freiheit und an politifcher Bedeutung; ihre Landsgemeinde- 
verfaffung erforderte Befchränfung der Antheilnehmer auf eim 
feines Gebiet; und der Erwerb von Herrfchaften, über die rer 
gierende Vögte gefegt werden mußten, war für Das einfache 
Volk der Länder wiederum kein Gewinn, wenn er auch einzels 
nen Familien aus ihnen eher zufagen mochte. Dafür opferte 
das Volk fein Geld nicht, und daran ſetzte es auch nicht leicht 
fein Leben. Sie waren zufrieben und glüdlich innerhalb ihrer 
natürlichen Grenzen. Das Vollgefühl der Kraft machte fie 
wohl zu einem Eriegerifchen Volke, deſſen Jugend Geſchmack fand 
an Fühnen Zügen und wildem Wagen und leidyt für Sol in 
den Krieg lief. Aber der Charakter dieſes Volkes zeigte Feine 
fonderliche Neigung zu Eroberung und ihre Politik war nicht 
anf Ausdehnung ihrer Herrfchaft gerichtet. 

Die Städte dagegen konnten ihre Herrfchaft leichter aus⸗ 
breiten. Reicher als bie Länder, benutzten fie häufig die Geld⸗ 
verlegenheiten der Zürften und Herren, um größere Herrfchaften 
oder einzelne Vogteirechte anzufaufen oder in Sagung zu neh⸗ 
men, der dann felten mehr die Auflöfung folgte. Und im Kriege 
fannen fie eher ald jene darauf, ihr Gebiet durch Eroberung 
auszubehnen. Wurde dieſes auch größer, fo blieb doch bie 
Landeshoheit in der Stadt konzentrirt; die beftehende Berfaflung 
wurde nicht geftört durch die Ausbreitung des Gebietes und für 
Berwaltung der Bogteien fanden fich leicht unter ven Räthen 
und in den angefeheneren Familien der Bürger taugliche Männer. 
Auch die Lage der Städte Züri und Luzern am Ausflufle der 
Flüſſe aus den Seen und die Lage Bernd auf einem großen 
Blateau über der Aare und das offenere Land in ihrer Nähe 
waren diefer Ausdehnung günfig. Die Politik ver Städte war 
daher meitfichtiger und weitgreifender als die der Länder, 


zugleich aber herrichfüchtiger und bewegter. 
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ee Zu dem hergebrachten Gegenfap der Städte und der Länder 

Republiten. kam fomit der neue Gegenſatz zwifchen größeren und Feines _ 
ren Republiten hinzu, der mit jenem erften parallel ging und 
daher jenen fchroffer herausftellte. Joh. Müller bemerkt, daß 
nad) einer Angabe von Bonftetten damals die drei Stäbte 
Züri, Bern und Luzern eine Streitmadht von 39,000 Bann, 
die Länder zufammen eine foldhe von etwa 14,000 Mann ftellen 
fonnten. Bern allein gibt er 20,000 Dann. Und dennoch 
ftanden fie auf den gemeinen Tagen den Ländern glei. Es 
war begreiflich, daß ſich von Zeit zu Zeit in den Städten Ans 
fprüche regten auf größere Geltung. Sie waren reicher an 
Dermögen und an Gebiet, zahlreicher in ver Bevoͤlkerung, 
mächtiger an Kriegsrüftung, von höherer Bildung; die Gleich⸗ 
heit mit ven Ländern in allen Dingen erfchien ihnen doch zuweilen 
unbilig und im Widerfpruche mit den natürlichen Berhältnifien. 
So begehrten fie nun auch, daß die Kriegsbeute nach der Zahl 
der Krieger vertheilt werben follte, die jeder Stand geliefert 
hatt 


e. 
isn Im Gegenſatze dazu aber verfochten die Länder den Grund» 
fat gleicher Theile. Es ſchien ihnen das Fonfequent mit 
dem Grundfage gleicher Berehtigung im Bunde. Und 
daran hielten fie feit ald an einem Grundprinzip der ſchwei⸗ 
zerifchen Eidgenoſſenſchaft. Als jelbfiftändige freie Gemeinweſen 
hatten fie die Bünde eingegangen mit den damals noch wenig 
mächtigen Städten. Jedes Gemeinwefen hatte feinen Haushalt 
für fih; ed war unabhängig von dem andern; als eine gefons 
derte Republif der andern gleih. Der arme Landmann und 
ber reiche Landmann hatten jeder auch gleiches Stimmrecht in 
der Gemeinde. Weßhalb denn follte der arme und Heine Ort 
weniger Stimmrecht haben, ald der reiche und große, ba er Doch 
mit biefem gleich frei und gleich felbftändig war? Sie waren 
zufrieden mit ihrem Fleinern Gebiet und beneideten die Städte 
nicht, die größer und reicher geworden waren. Aber fie, die 
erften Gründer der Eidgenoſſenſchaft und die Stifter ver Freiheit 
wollten auch nicht ihre volle und gleiche Berechtigung im Bunde 
deßhalb aufgeben, weil die Städte weniger genügfam als fie 
ihre Herrſchaft ausgedehnt hatten. Davon abzugeben, kam 
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ihnen als eine Schmad vor, unwuͤrdig ihrer Bäter, bie mit 
ihrem Blute in fchweren Kämpfen die hergebradhte Selbftäns 
digfeit errungen und erhalten hatten, ald eine Erniebrigung 
ihres Weſens, ald eine Beknechtung ihrer Freiheit. In feinem 
Punkte waren fie fo verlegbar als in biefem. Eher Krieg, eher 
noch Auflöfung ded Bundes, als Berzichtleiftung auf biefe 
Gleichheit, dad war der behurrliche Gedanke der Länder damals 
und den fpätern Sahrhunderten; ein in feinem innerfien Kern 
durchaus demokratiſcher Gedanke. 


Dieſe Auffaſſung der Laͤnder wurde noch verſtaͤrkt durch eine A. 


yolitifche Rüdfiht, die damals von befonderem Gewichte fein 
mußte. Die Länder fühlten ſich fiher in ihren Bergen, fie 
famen nicht leicht in Verwicklung mit fremden Herrn; fie hatten 
ſchwerlich Angriffe von Außen zu befteben, und fie felber waren 
auch nicht küftern darnach, Feinde aufzuſuchen. Der Hülfe ver 
Städte bedurften fie deßhalb weniger, ald die Städte der ibrigen. 
Denn das Land der Städte war offener, feindlichen Begegnun⸗ 
gen mehr ausgeſetzt; und auch die Politik der Städte, die ihre 
Herrſchaft zu erweitern trachteten, war geeignet, mancherlei 
Zwiſtigkeit zu erzeugen, Fehden anzufachen und Gefahren über 
das Land zu bringen. Dann wurden auch die Laͤnder in dieſe 
Kaͤmpfe mit hinein gezogen und genoͤthigt, den Staͤdten zu 
Hulfe zu eilen, wie die Bünde ed erforderten. Es erſchien 
demnach nicht bloß ungerecht, wenn nun die Städte, denen fie 
geholfen, die im Vertrauen auf ihre Unterftügung fi auf mans 
cherlei weit ausfehende Plane eingelaffen hatten, nunmehr eben 
um folcher Ausdehnung willen Borredhte vor ihren Berbündeten 
anfprachen, ſondern auch gefährlich, weil das Uebergewicht der 
Stäbte den Frieden der Länder um fo ungehemmter flören und 
dieſe deſio eher in Kriege verwideln konnte. So hatten bie 
Länder zu den vor Kurzem beendigten großen Burgumderfriegen 
anfänglich wenig Luft gezeigt. Sie wurden vornämlich durch 
Bean zur Theilnahme getrieben. 

AS nunmehr zwei neue nody ferner gelegene Städte, Frey⸗ 


— die 


artige 
—*2* 


von 


burg und Solothurn, in die ewigen Bünde aufgenommen Ban und 


zu werden den Wunſch äußerten und Dabei von den Städten 
unterküst wurden, widerfebten ſich die Länder "n ii 
Bluntſoli Bundesrecht. 
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des ſtaͤdtiſchen Beſtandtheiles im Bunde. Wurden dieſe beiden 
Städte Glieder der Eidgenoffenfdpaft, fo warb das Verhältnis 
ber Städte zu ben Ländern auf den gemeinen Tagen ber Eids 
genoſſen zu Gunften jener wefentlidy verändert. Bi6 dahin hatten 
die Städte drei Stimmen, bie Länder vier und Zug Stadt und 
Land, den Uebergang bildend von biefen zu jenen, war aus 
beiden Elementen gemifcht. Die Aufnahme von Freoburg und 
Solothurn in die Bünde mußte zur Folge haben, daß Die ohnehin 
mächtigen Städte nun aud) in der Stimmenzahl Das Uebergewicht 
erlangten, und kam es zu einem Streite zwtfchen beiden Theilen, 
fo ſchien es ſchwer für die Länder, ſich der ſtaͤdtiſchen Uebermacht 
zu erwehren. Es iſt begreiflich, daß die Länder Bedenken trugen, 
zu dieſer Veränderung Hand zu bieten. 

Auf der andern Seite aber hatten auch die Stäbte gute 
Gründe, dieſe Aufnahme zu wünfchen, und zwar nicht biog 
&ründe der, Ausdehnung ihres Einfluffes im Gegenfabe zu den 
2ändern, fondern auch Gründe von allgemein eidgenoͤfſiſcher 
Bedeutung. Schon feit alter Zeit fand Bern in näheren Bun⸗ 
beöverhäftnifien zu denfelben, und in gemeinen Kriegen hatten 
Freyburger und Solothurner an der Seite der Eidgenoſſen für 
gemeinfame Intereſſen wader gelämpft. In den Burgunder⸗ 
friegen vorzügliy, beren Erinwerung noch frifch war bei Jeder⸗ 
mann, hatten fie große Dienfte geleiftet. Die Lage diefer beiden 
Städte brachte es mit fi, daß fie an das Schickſal der Eid⸗ 
genofienfchaft gebunden waren, und die Eidgenoſſenſchaft mußte 
ihrer eigenen Sicherheit wegen, und wenn fie nicht jeht fchon 
in halbem Wachsthume ſtille ftehen und dadurch für die 
Zufanft ihre Eriftenz gefährden wollte, diefe Vergrößerung ſuchen; 
eine gefunde und weiter fehende Politik mußte dahin drängen. 

Fmiges Burg. Im Sahre 1477 tbaten die drei Stäpte von fid) aus einen 
unter fi. entfcheidenden Schritt in diefer Richtung. Ste ſchloſſen mit 
Solothurn und Freyburg ein ewiged Burgrecht, nahmen fich 
gegenfeitig zu Eidgenofien und Mitbürgern auf und verſprachen 

einander in guten Treuen Schuß und Schirm in aller Roth. 

Diefer Verſuch, den Knoten verwidelter Verhaͤltniſſe einfeitig 
zu zerhauen, erregte große Mißſtimmung in den Ländern. Sie 
betrachteten denſelben als eine gegen fie gerichtete feindſelige 
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Handlung. In dem weuen Bunde der fünf Städte erblidten fie 
eine für den alten Bund der acht Orte Gefahr drohende Neuer , 
rung. Es ſchien ihnen das wieder ein Verſuch, die alte, aus 
Rändern und Städten gemiſchte Eidgenoffenfchaft durch eine neue 
Eidgenofienfhaft der Städte zu beeinträchtigen, wenn nicht gar 
zu befeitigen. Sie ſchickten daher wiederholt ihre Boten in die 
verbündeten Städte und mahnten, von dem Burgrechte abzulaſſen; 
doch vergeblih. Der Schritt war nun gethan und ließ ſich fo 
leicht nicht zurüdncehmen. Die Städte erwiederten, dad neue 
Burgrecht thue den alten Bünden feinen Abbrudy und ließen 
fh anfänglich auf Feine weitern Erörterungen ein. 

Indeſſen war das rechtliche Verhältnig der drei Städte In Die Ste Stadt 

diefer Beziehung nicht dasfelbe. Gegen die neue Berbündung ib: Bun. 
von Seite Luzerns hatten die Länder Uri, Schwyz und Unter 
walden audy einen formellen Anhaltpunft in dem alten Bunde 
wit Luzern von 1332, der ihrer Beichwerde gegen biefe Stabt 
größeres Gewicht gab. Im diefem Bunde hatten ſich Luzern 
und die Länder verfprochen, „daz ouch nieman vnter und, dien 
„vorgenanten Eitgenofien, fih mit funderlichen eiden, oder 
„wit deheiner funderliher gelupte gegen nieman weder 
„ofle noch innen verbinden fol, one der Eitgenofien gemein, 
„lich willen vnd wiffen.” ) Es war in der That offenbar, 
daß Luzern diefen Artikel feines Bundes nicht beachtet hatte, als 
es ohne Wiſſen und Willen der Länder das Burgrecht eingegan⸗ 
gen. Diefe getrauten fi daher, wenigftens die Stabt Luzern 
durch Anrufung des Bundes und auf dem Wege des eidgenoͤſſi⸗ 
then Rechtsganges zu nöthigen, daß fie von dem Burgrechte 
zurüdtrete. Gin Verharren darin erfchlen ihnen als eime uns 
zweifelhafte Bundesverlekung, der fi) Luzern ſchuldig mache. 
Mußte aber Luzern zurüdtreten, fo war dieß wieber für bie 
übrigen Städte ein empfindlicher Berluft. 

Umgefehrt befam Luzern hinmwieber einen befondern Grund, Die — 
gegen die Laͤnder mißtrauiſch, uͤber eines derſelben, Obwalden, * 
ungehalten zu ſein. Ein angeſehener Mann im Entlebuch, Peter 
am Stalden, wurde ploͤtzlich waͤhrend des Jahres 1481 in Luzern 


24) Oben ©. 86. 
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gefangen gefett. Der Verdacht haftete auf ihm, daß er an einem 
verrätherifhen Plane gegen die Stadt betheiligt fei. Im Verhoͤr 
geftand er zu, daß ein gefährlicher Anfchlag vorbereitet worben. 
Die Hauptichuld aber wälzte er auf zwei Obwaldner, ben ges 
wefenen Landammann Bürgler am Lungernfee und befien Schwa⸗ 
ger Künegger, die ihn mißleitet haben und die wahren Anftifter 
des Unternehmens feien. Nach den Ausfagen des Am Stalden 
handelte e8 fih darum, an dem Kirchweihfeſte St. Leodegar die 
Stadt bei Nachtzeit von Unterwalden her zu überrumpeln und 
die angefeheneren Bürger und die Mitglieder der Regierung zu 
tödten, die Mauern und Thürme zu fchleifen, Luzern zu einem 
Dorfe zu machen und bie Länderverfafiung einzuführen. Mit 
diefen Gedanfen haben Ihn Die Obwaldner vertraut gemacht und 
durch die Ausficht auf die Würde eines luzerniſch⸗demokratiſchen 
Landammanns beſtochen. 

Dieſes Ereigniß in einer Zeit, wo ohnehin die Stimmung 
zwiſchen Luzern und den Laͤndern eine gereizte war, mußte die 
Gemuͤther in der Stadt mit Beſorgniß und Argwohn erfüllen. 
Luzern verflärfte die Nachtwache und traf einige Vorfichtsmaß⸗ 
regeln, über welche die Unterwaldner hinmwieder ihrem Spott 
freien Lauf ließen. Bürgler und Stünegger fchalten auf den 
Gefangenen als einen böswilligen und frechen Lügner. Diefer 
aber verharrte auf feinen Ausfagen und erklärte, fie jenen in’s 
Angeficht vertreten zu wollen. In der That blieb er dabei, in 
Gegenwart einer Geſandtſchaft von Unterwalden, vor gefeffenem 
Rathe. Die Unterwaldner hielten es aber nicht für würdig, ihr 
vormaliges Standeshaupt und einen angefehenen Landmann nach 
Luzern gehen und dem Am Stalden ald einem geftändigen Vers 
brecher an die Seite ftellen zu lafien. Ste befchwerten fi, daß 
gegen fie und ihre Landsleute ein folcher Verdacht geäußert, daß 
fie einer fo fhweren Unthat für fähig gehalten werben. 

Rod) war ein geheimnißvolles Dunkel über die Ausdehnung 
und die Betheiligung bei diefer Verſchwoͤrung verbreitet. Aber 
der Gedanke an die beabfichtigte Mordnacht und Die Plane zu 
Zerftörung der Stadt und Umwandlung in offenes Land, die bei 
diefer Gelegenheit zur Sprache gefommen, waren geeignet, in 
der ganzen Eidgenoflenfchaft großes Auffehen zu machen und bie 
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vorhandene Mißſtimmung zwifchen Städten und Ländern aufs 
beftigfte zu reizen. 

Unter ſolchen Borausfegungen kamen die Boten der eid⸗ 
genöffifchen Stände um Weihnachten des Jahres 1481 zu Stanz 
zufammen; fie konnten fidy wieder nicht verftändigen. Es fchien 
fein anderer Ausweg mehr ald der des Kriegs. Jedermann hielt 
diefen nun für unvermeidlich. Die Boten waren bereit, heim 
zu fahren. 

In diefer Noth des Vaterlandes trat die Vermittlung eines Bruder Klaus. 
Einfieblers, des frommen Bruders Klaus ein. Der Kirchherr 
zu Stanz, Heinridd am Grund, ein Mann, der durch Geburt 
und Stellung mit den beiden heftigften Gegnern in dieſem Streit, 
mit der Stabt Luzern, aus ber er gebürtig und in der feine 
Kamilie war, und mit dem Lande Unterwalden, wo er als Pfarrer 
wirfte, verbunden war, der die Stimmung der Yührer und des 
Volkes Fannte und zu beurtheilen wußte und dem der Friede des 
Baterlanded voraus am Herzen lag, wendete ſich in biefer 
großen Gefahr an den Bruder Klaus und bat Ihn um Hülfe, 

Es ift eine beadhtendwerthe Erſcheinung, daß ein Streit, 
der durch und durch von politiſcher Natur zu fein ſchien, 
wefentlid von einem Manne gefchlichtet wurde, deſſen Natur 
ihn eher von politifcher Thaͤtigkeit, als einer ihm fremder abzog, 
der fi auch von jeder äußern Wirkfamfeit in ber Welt 106 
gefagt hatte, und als ftiller Klausner lediglich frommer Betrach⸗ 
tung und der Innerlichen religiöfen Berfenfung in Gott lebte. 
Der Bruder Klaus, ein Landmann von Obwalden, gehörte zwar 
feiner Geburt und politiichen Anſchauungsweiſe nach den Ländern 
zu; aber als eine im eminenten Sinne des Wortes religiöfe 
Natur konnte er nicht zu einer der beiden ftreitenden politifchen 
Parteien gezählt werden. Gewoͤhnt über Gott und göttliche 
Dinge zu denken und ein Mann von hohem Gemüth und feltener 
&haralterflärfe überfah er, wenn er das Waterland und feine 
Zerwürfniffe in feiner Seele erwog, die Dinge in großartiger 
Weile. So griff er auch nun ein, im kritiſchen Moment, als 
er dazu aufgefordert warb und der Geiſt ihn trieb. 

Man ftreitet ſich noch darüber, ob der fromme Klausner 
felber mit dem Priefter Am Grund nad Stanz geeilt ſei und 


Art feiner 
Bermittlung. 
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& 
da die Tagherren durch fein lebendiged Wort mit frieblicher 
Gefinnung erfüllt habe, oder ob er in feiner Zelle im Ranfft 
geblieben fet und der Pfarrer von Stanz nur in feinem Namen 
gefprochen habe. 

Wer auf das Weſen flieht, für den iſt e8 ziemlich unerheblich, 
ob das eine oder andere gefchehen jei. In beiden Zählen fteht 
es unzweifelhaft fe, daß die Vermittlung zwifchen ben 
Eidgenoffen voraus das Werk des Bruders Klaus, daß die 
friedliche Richtung, welche damals gefchloffen wurde, vorzugs⸗ 
weife feinem Anfehen zu verdanken war. War er nicht periönlich 
in Stanz, wad allerdings nunmehr als erwiefen angefehen werben 
fann, fo mwädst die Bedeutung ded großen Mannes in Dem 
Urtheile der Nachwelt, da er fo Vieles und fu Schweres ver 
mochte, ohne unmittelbar gegenwärtig zu fein. 

Obwohl wir weder durch Berichte der Gefandten nad) von 
den Chroniffchreibern näher unterrichtet find über den Gang der 
Verhandlungen, fo läßt fi dennoch aus der Eigenthümlichfeit 
des Mannes und aus dem Inhalt feines Werkes auf die Art 
fchließen, wie er basfelbe an die Hand genommen hat. 

Voraus war ihm Har, daß zunädhft nicht von diefem ober 
jenem Vorſchlage, von diefer oder jener Maßregel als folcyer 
das Heil zu erwarten fei. Der Grundfehler lag in der Geſin⸗ 
nung. Dieſe war verdorben und verbarb hinwieder jeden Vors 
ſchlag und jede Maßregel. Alles kam fomit darauf an, die 
verhegten und verbitterten Gemüther umzuftimmen; gelang 
biefeö, fo wurben die Boten leicht felber einig unter ‚einander 
über alles Uebrige. Bon feinem Gotterfüllten Gemüthe aus 
betrachtete er die Eidgenofienfchaft ald ein Werf Gottes, zum 
Heil der freien Volker in diefen Thälern. Im Ber 
trauen auf ihn hatten fich die Väter verbündet, und er hatte 
bisdahin die Eingenofien aus allen Gefahren gerettet und ihr 
wider übermächtige Feinde den Sieg verliehen. Konnte der 
Bruder in den ftreitenden Eidgenoſſen in Stanz diefe Erinnerung 
und dieſes Gefühl erweden, fo mußten die Differenzen des 
Augenblids als untergeordnet erfeheinen, und die verhaltene 
eidgenöffifche Geſinnung fam wieder zur Strömung. Bon 
da aus mußte ed den Eidgenofien wieder -verftändlich werben, 
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daß die Städte und die Ränder, obwohl von einander ver⸗ 
ſchieden, doch zufammen gehören als Glieder eines Vaterlandes, 
dag die eidgendffiihe Treue nicht bloß dann verlegt werde, 
wenn einer Beitimmung ber beſchwornen Bünde mit Abſicht 
zuwider gehandelt werde, wie ſolches von der Stadt Luzern ger 
fhehen, fondern daß fie auch dann in ihrem Wefen gefränkt 
werde, wenn die einen Bundesglieder, auf eine formelle Der 
fimmung ded Bundes fi fteifend, bie andern Bundesglieder an 
der Erfüllung wahrer Lebensbebürfnifie und an der nöthigen 
FZortentwidelung hindern, wie ſolches die Länder gegen die 
Städte, insbefondere gegen Luzern vorbatten, daß der Gehor- 
fam in biefer aufrühreriſchen und gewaltfamen Zeit wieder der 
GStärfung bebürfe, und daß der Unfriede zu ihrem eigenen 
Verderben führe '"). 

Zuerft wirkte er in foldyer religiöfer Weife ein; dann erft, 
darauf gegründet, ließ er feine Vorfchläge eröffnen. Dieſe be- 
fhlugen ficher nur wenige wefentlihe Punfte, voraus das . 
Berhältnig der Stände Freyburg und Solothurn zu der Eib- 
genoſſenſchaft. Sein inbrünftiges Gebet begleitete den Pfarrer 
Am Stalden in die Verfammlung und ward erhört. 

Die einzelnen Artifel des Stanzerverfommniffes find nicht 
von Ihm. Auf Stimmung und Richtung wirfte er auch hier 
ein, aber über das Nähere diefer Verabredung wurden die Tag» 
herren von fich aus einig. Zug und Glarus hatten ſchon früher 
vieles für den Frieden gearbeitet. Es war längft Alles über» 
dacht und hinreichend ſchon befprodyen; in Einer Stunde famen 
fie über Alles überein, nachdem fie nun entfchlofien waren, den 
Frieden zu richten. 

Allerdings iſt es wahrſcheinlich, daß auf den weſentlich „uns 
politifhen Inhalt des Verkommniſſes noch ein anderes bedeu⸗ 
tendes Individuum eingewirkt habe, denn es find in demfelben 
eine Reihe von tief eingreifenden politifchen Grundſaͤtzen nieder⸗ 
gelegt, die im Widerſpruch mit den ungebundenen demofratifchen 
Reigungen jener Zeit, aber unter fi im Zufammenhang von 


15) Vrgl. über die Ideen des Bruders Klaus fein eigenes Schreiben 
an Bern im Archiv der geſchichtforſchenden Geſellſchaft Br. I. S. 250. 


Prinzip 


—— 


igen ſeitig, einander weder mit Gewalt zu überziehen, noch an Städten 
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einem entſchloſſenen Staatdmanne ausgegangen zu fein ſcheinen, 
der die Mittel, wie das obrigfeitliche Anfehen neuerdings zu 
befeftigen fet, reiflich erwogen hatte und geneigt war, kuͤhn und 
gewaltig durchzugreiſen. Ste find von ber Art, daß wir Dies 
felben kaum einem andern ald Hand Waldmann zufchreiben 
fönnen, der von Bruder Klaus ganz und gar verfchieden, aber 
neben diefem der größte Mann war unter den damals lebenden 
Eidgenofien. Wahrſcheinlich war der Ritter Waldmann perföns 
lich auf dem Tage zu Stanz zugegen umd machte dort feine 
durchaus von politifhen Motiven geleitete Denkweiſe geltend. 


Il. Das Stanzerverfommniß. 


Das · Stanzerverfommniß felbft nun enthält folgende Bes 
flimmungen '9: 
1) Die acht Orte der Eidgenoffenfchaft geloben ſich gegen» 


Land und Leuten zu fchädigen, noch der eine dem andern was 
ihm zugehört, wegzunehmen, nody die Angehörigen je des andern 
ihrer Obrigkeit „abzudraͤngen“; fie verfprechen das für ſich felbft 
und für ihre Unterthanen und erftreden diefe Verpflichtung auch 
auf die Orte, welche mit einzelnen aus ihnen durch ewige Bünde 
verwandt find oder in der Folge von denfelben zu Berbündeten 
aufgenommen werben. 

Diefe Beitimmung war ihrem Wefen nach nicht neu, es war 
dieß ſchon theild durch den Geiſt, theild durch einzelne Beſtim⸗ 
mungen der alten Bünde als Bundesrecht anerfannt. Aber es 
lag in der Aufnahme diefer gegenfeitigen Zuficherung eine Bekraͤf⸗ 
tigung und Verftärfung des hergebradhten Rechtö, welche um 
fo nothwendiger fchien, je mehr das gegenfeitige Mißtrauen um 
ſich gegriffen hatte und je näher die gefürdhtete Mordnacht in 
Luzern vor den gereizten Gemüthern ftand. 

Die folgenden Beftimmungen enthalten die weitere Ausfühs 
tung dieſes Grundprinzips des eidgenöffifchen Rechts. 


16) Ich habe die Zürcherifche Originalurfunde benugt. Urkunde X1. 
Auffallender Weife ift der in Anshelms Bernerchronif mitgetheilte Text 
nicht gleichlautend. Beſonders die Einleitung ift In beiden verſchieden. 
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2) Sollte es dennoch ein Stand unternehmen, biefer Ber, Ale Stande 


pflichtung zuwider zu handeln, fo verfpredhen für dieſen Fall an. 
alle übrigen Stände, dem angegriffenen Bundesgliede zu 

Hülfe zu eilen, und dasfelbe vor jeder derartigen Gewaltthat des 
Bingreifers in guten Treuen zu fchügen. 

Wurde diefer Grundſatz aufrichtig befolgt, fo war es uns 
moͤglich, daß ein einzelner Stand gegen einen andern Gewalt 
üben oder von fi aus einen Bürgerkrieg beginnen konnte. 
Denn waren aud) die Stände ungleich an Größe und Macht, fo 
war doch Feiner aus ihnen ſtark genug, um die ganze übrige 
Eidgenofienfdaft, die dann dem angegriffenen zur Seite Hand, 
zu befriegen. Es diente fomit diefer Grundſatz weſentlich dazu, 
den Innern Frieden und bie Redhtöficherheit der einzelnen Staͤnde 
su befefligen. 

3) Sollten Angehörige eines Standes ſolche Gewalt üben Geristssarteit 
gegen ein Bundesglied oder den Aufruhr in deſſen Gebiet tragen, Srievensbrewer. 
fo follen die Schuldigen unverweigerlich von ihrer einhetmifchen 
Obrigkeit nad Geftalt der Sache geftraft werden: unter Vor⸗ 
behalt, daß der Stand, deſſen Recht und Gebiet verleht worden, 
wenn er der Uebelthäter auf feinem Gebiete habhaft wird, die⸗ 
felben nad) feinen Rechten felber zur Verantwortung und Strafe 
stehen mag. 

Es war fomit die heimatliche Obrigkeit verpflichtet, ihre 
Angehörigen, die gegen ein Bundesglied fidh in folcher Weife 
verſchuldet hatten, zu firafen, aber fie war nicht verpflichtet, 
biefelben zur Strafe an den gekraͤnkten Stand auszuliefern. 
Aur wenn diefer die Schuldigen gefangen genommen hatte, fo 
verfieien fie für das auf feinem Gebiete begangene Verbrechen 
feiner Gerichtsbarkeit. 

Diefe Grundfäbe des eidgenoͤſſiſchen Rechtes find eben fo 
naturgemäß ald einfach. Daß ein gewaltfamer Brud) des Land» 
friedens, der von einzelnen Barteigängern an einem Bundesgliede 
verübt werbe, für dieſe ftrafloß bleibe, — ein Gedanke, dem in 
umferer Zeit praftifche Folge gegeben wurde und ber auf Tag» 
fagungen Bertheidiger fand — war mit der Idee der öffentlichen 
Gerechtigkeit, mit der Bundedtreue und dem Bebürfnig nad 
Frieden unverträglih. Die Gerechtigkeit erforderte, daß das 
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Verbrechen gefähnt werde, und um bed Bundes willen fühlten 
fih die einzelnen Glieder einander wechfelfeitig verpflichtet, je 
auf ihrem Gebiete Gerechtigkeit zu üben und für den Frieden zu 
forgen. 

Es iſt übrigend nicht unwahrſcheinlich, daß außer dem 
Entlebudyerhandel dieſes Jahres auch die Erinnerung an den 
Kriegszug der „fröhlichen Bande vom tollen Leben“, der wenige 
Jahre vorher Genf und die romaniſchen Gegenden ber Schmelz 
mit Schreden erfüllt und felbft Bern zu Kriegsruͤſtungen vers 
anlaßt hatte, wefentlidh dazu beitrug, dieſe Satze feierlich zu 
befräftigen. Die fröhliche Bande, mit Kolb und Eber im Banner, 
hatte zwar nicht einen eidgenöfftfchen Stand feindlich überfallen, 
ber fie hatte doch in wilden Uebermuthe ſich zu eimem Heere 
meiften® junger tapferer Männer aus verfchievenen Ständen zus 
fammen gethan, war ohne Erlaubniß der Obrigfeit aufgebrochen, 
um, wie fie fagten, die von Genf geſchuldete Brandfchatzung 
felber zu holen, und hatte ſich — wenn auch nicht in böfer 
Abficht — doc) eine offene Gewalt angemaßt, deren Fortbeſtand 
ven Frieden des Landes gefährdete und deren Emeuerung nicht 
zugegeben werden durfte. 

4) Im Zufammenhange damit fteht die folgende Beſtimmung 
des Stanzerverfommniffes, nach weldyem das Prinzip bes Land⸗ 
friedend und einer verftärkten obrigfeitlichen Gewalt zum Schutze 
der Öffentlidyen Ordnung auch in die einzelnen Stände überger 
tragen werden folte. 

Nach derfelben vereinbaren fid) die Stände über ven Grund 
fah, daß es fowohl in den Städten ald in den Ländern Nie 
mandem verftattet fein fol, ohne Erlaubniß der rechtmäßigen 
Obrigkeit irgend welche „gefährliche Gemeinden, Sammlungen 
oder Anträge” zu machen, „wovon Schaden, Aufruhr oder Unfug 
entſtehen möchte.” Als Obrigkeit, weldye in den einzelnen 
Ständen darüber zu wachen und welde man dafür anzugeben 
habe, werden ausdrücklich bezeichnet, für Zuͤrich: Burgermeifter 
und Räthe, für Bern: Schultheiß und Räthe, für Luzern: 
Schultheiß, Räthe und die Hundert (der Große Rath), für Url, 
Schwyz, Unterwalden, Zug und Glarus: Ammann, Räthe 
und Gemeinden, Wer dennoch foldhe „gefährliche Gemeinden, 
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Beſammlungen oder Anträge” machen würbe ober dazu Huͤlfe 
böte oder Rath gäbe, ſoll nach Verdienen unvergüglich von feiner 
Obrigkeit geftraft werben. 

Diefer Grundfab ſtand auch zu jener Zeit in einem ent⸗ 
fhledenen Gegenfage mit manchen Erfcheinungen des Lebens. 
Die Beſtimmung bezog fi: a) auf Gemeinden, d. h. Volko⸗ 
verfammlungen; b) auf Sammlungen, unter welchem Auodrucke 
zunähft wohl Zufammenrottungen von größern Volkshaufen 
verkanden wurden, aber füglich auch Volksvereine begriffen 
werden Eonnten; c) auf Anträge, die unter dem Volle verbreitet 
werden, wohin auch, um an einen Ausdruck der modernen Zeit 
zu erinnern, Gefammtpetitionen gehören. Ale dieſe mafienhaften 
Aeußerungen der Wuͤnſche und Stimmungen größerer Bolföthelle 
wurden in ber Regel, menn nicht von der heimatlichen Obrigkeit 
die Erlaubniß dazu eingeholt und erlangt worden war, ald ger 
fahrlich für die Rechte und den Frieden des Landes unterfagt. 

Die Burgunderfriege hatten die Berwilderung der Sitten 
befördert und die Achtung vor einem gefidyerten Rechtszuſtande 
tief erichüttert. Nach Zeiten, in denen anardifche Regungen im 
Volksleben heftig bervorgetreten waren, fchlen ed nothwendig, 
um wieder Ruhe zu finden, daß die obrigfeitlihe Macht verſtaͤrkt 
und die unorganiſchen Gewalten eingefähränft werden. Eo if 
nicht unmwahricheinlih, daß auf die Feſtſtellung eines foldhen 
Prinzips der Geiſt Hans Waldmanno weientlichen Binfluß ge 
habt hat. 

Dasſelbe follte indeſſen nicht bloß vorübergehend gelten, als 
Gegenwirkung gegen die oorausgegangene Gaͤhrung. Die Stände 
beabfichtigten ein dauerndes Brinzip des Stantsredgted für alle 
Zufunft zu fanctioniren ; ein Prinzip der großen politifchen Zucht. 
Sie wollten dad erreichen, was das deutſche Reih ein Jahr⸗ 
hundert lang vergeblich angefttebt hatte und erft unter Kaiſer 
Martimilian im Jahr 1495 und weniger vollkommen als bie 
Schweiz 1481 erlangte, einen ſichern Landfrieden. Es 
konnte ihnen natürlich fo wenig gelingen, jede zufünftige Miß⸗ 
achtung defielben zu hemmen, fo wenig als durch gefeggeberifche 
Vorſchriften Revolutionen, weil fie unterfagt, deßhalb auch vers 
hindert werden. Aber in ven folgenden Jahrhunderten beriefen ſich 
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die Regierungen dody häufig in einzelnen Fällen, wenn derartige 
Bährungen fi im Bolfe zeigten, auf ven Grundſatz des Stanzer⸗ 
verfommnified und glüdte ed ihnen, darauf geftüst, ſolche Bes 
wegungen niederzuhalten. 

Der Grundſatz ſelbſt war Indefien nicht näher ausgebildet 
worden. Alles Weitere wurde der Obrigfeit in den einzelnen 
Ständen überlaflen. Nach freiem Ermeſſen follten fie über bie 
Zuläffigkeit je nach den Umftänden entfcheiden. Auf diefe Weiſe 
foltte jede der Obrigkeit feindſelige und für die öffentliche 
Ordnung und den Frieden gefährliche Bewegung, die ſich 
nicht auf dem organifchen Wege theild der Wahlen, theild der 
Beichlüfle in den Behörden geltend machen Fonnte, welche außer 
diefen Wegen in den Maſſen ihren Stuͤtzpunkt fuchte und von 
da aus ihren Willen durchfegen wollte, zum voraus gehemmt 
werden. Aber auch jede der Obrigkeit bloß mißfällige, wenn 
auch in dem Bebürfniß der Zeit und des Volkes begründete, 
Bewegung wurde gleichmäßig durch dieſes Berbot betroffen, 
allerdings nur infofern, als fle in dieſer Form fich äußern wollte. 
Aber in der fpätern Zeit iſt dann diefer Grundfah im Zuſam⸗ 
menhange mit abfolutiftifchen Lehren von der obrigfeitlichen Ges 
walt und mit ängftlidhem oder hochmüthigem Wefen der Regie 
renden erweitert, verfchärft und dazu vielfach mißbraucht wor⸗ 
ben, jede mißbeliebige Regung der Volfögefühle und jede frei⸗ 
finnige Meinungsäußerung als gefährlih und firafbar zu 
bezeichnen und ald Aufruhr oder doch ald unerlaubten Unfug 
zu unterbrüden. 

Diente der Grundſatz nad) der einen Seite dazu, anarchiſche 
Beftrebungen zu hindern und das Anſehen und die Kraft ber 
organiſchen Staatögewalten zu verflärken, fo fonnte er nad) der 
andern Seite allerdings dazu führen, die Volksfreiheit zu beein- 
trächtigen und ein unweiſes und ungerechted Regierungsſyſtem 
zu ſtuͤtzen. Damals lag aber das Bebürfniß nah Ruhe und 
Ordnung, fpäter dad Beduͤrfniß nach größerer Freiheit näher. 
Seinem Wefen nad) diente der Grundfab eher dazu, jene® zu 
befriedigen, während er zunächft für diefes nicht forgen wollte- 
Aus demfelben Grunde ift ed aber auch weniger der Fehler dieſes 
Grundſatzes, werm er fpäterhin zum Rachtheile der Völker 
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fdyaften angewendet warb, und es iſt den Männern, bie den- 
felben im Jahr 1481. eingeführt haben, kein Vorwurf deshalb 
zu machen. Sondern der politiiche Fehler lag theils darin, daß 
die fpätere Zeit einen falfchen Gebrauch davon machte, theils 
darin, daß, als ſich andere entgegengefehte Beduͤrfniſſe regten, 
für diefe nicht ebenfo zu ihrem Schube ein richtiger Grundſat 
ind 2eben gerufen und dann angewendet wurde. Ein folder 
Grundfaß zum Schutze der Volksfreiheit brauchte mit dem 
ältern zum Schuße der Staatsorbnung eingeführten Prinzip 
keineswegs in Widerſpruch zu geratben, wenn er auch allerdings 
als Gegenfab und Gegengewicht dasfelbe ergänzen und hinwie⸗ 
der befchränfen mußte. 

Namentlich war in dem Altern Prinzip die Unterfagung ber 
„Anträge“ geeignet, leicht mißbraucht zu werden. Das Berbot 
von Bolföverfammlungen und Volksvereinen konnte 
für die Länderverfafiung geradezu nothwendig erfcheinen. Da 
naͤmlich in diefer die höchfte Gewalt einer organifchen Volks⸗ 
verfammlung aller Landleute zuſtand, fo war eine unorgantiche 
Bolfdverfammlung außer der Landsgemeinde und im Widerſpruch 
mit derfelben offenbar undemokratiſch und anardyifch zugleich. 
In den fädtifchen Republifen umgefehrt mußten derlei Volle, 
verfammlungen ald ein demokratiſcher Auswuchs erfcheinen, 
weicher fih mit dem repräfentativen PBrinzipe der NRäthe und 
mit dem Syſtem einer roncentrirten ſtädtiſchen Obrigfeit nicht 
vertrug. 
Aber die Stellung und Begründung von Anträgen, 
mochten fie nun aus Befchwerden über hergebradhte Uebelſtaͤnde 
oder aus dem Beduͤrfniſſe und dem Wunfche nad) neuen Inſti⸗ 
tutionen oder Maßnahmen hervorgegangen fein, war an ſich mit 
der Berfafiungsform weder der Städte noch der Länder irgend 
im Wiverfprudy und war.doch in vielen Faͤllen dienlich, in einigen 
fogar nöthig, um das Recht und die Wohlfahrt der Regierten 
zu erhalten und zu fördern. Sie fonnte wohl im Zuſammenhang 
mit gereisten Stimmungen in franfen Zeitverhältniflen, fie fonnte 
auch durch die Art ihrer Betreibung gefährlich werben für bie 
Ruhe und den Frieden des Staated. Aber das war bei dieſer 
Form der Aeußerung der Vollsanfichten Die Ausnahme, währen» 
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die Freiheit der Antragftellung als Regel im Geiſte republikani⸗ 
ſcher Volksfreiheit betrachtet werben mußte. 
— 5) Ferner verſprechen ſich die Staͤnde bei Eid und Ehren, 
Unterthanen daß feiner die Unterthanen des andern zu Ungehorfam gegen 
ihre Obrigkeit mißleiten oder aufreizen, noch dem andern feine 
Angehörigen abwendig oder widerwärtig machen folle, woraus 
Abtrünnigfeit oder Ungehorfam entftehen möchte. Im Gegentheil 
geloben fie fich, inſofern einem aus ihnen die Seinigen wider» 
wärtig oder ungehorfam würden, mit guien Treuen einander 
förderlich zu helfen, die wiberfpenftigen Angehörigen wieder 
gehorfam zu machen, nach Recht und Kraft der geſchwornen 
Bünde. / 
Die Bezugnahme auf die alten Bünde, In denen ſich der 
Grundſatz ſelbſt nicht fo fcharf audgefprochen findet, war den⸗ 
noch infofern richtig, ald nady den Bünden die Stände ſich im 
allen Nothfällen auf ergangene Mahnung hin, fewohl gegen 
Außere Feinde ald gegen innere gewaltfame Störung des Rechter 
zuſtandes Hülfe verfprodhen hatten. Daß alte Recht wurde durch 
dad Stanzerverfommniß nur wieder zum Schuße der Ordnung 
und zur Befeftigung des obrigfeitlichen Anfehens weiter ausge⸗ 
bildet und verftärft. 
Art Daraus folgte noch keineswegs, daß die Obrigkeit eines 
Mieter sule Standes beliebig und willkuͤrlich über bie Kriegemacht der vers 
bündeten Stände verfügen und mit deren Hülfe ihre Unterihanen 
nad) Gutduͤnken bevrüden Eonnte. Der Gedanfe, daß in folcher 
Weiſe ein Stand zum bloßen blinden Werkzeuge in der Hand 
des andern herabgewürbigt und zu widerrechtlicher Unter⸗ 
prüfung mißbraucht werden dürfe, liegt nicht in dem Geiſte 
jener Beftimmung, wenn biefelbe ſchon in fpätern Zeiten auch 
etwa in foldem Sinne mißbraucht wurde. Abgefehen von ven 
Grundanfichten jener Zeit, die von einer abfoluten obrigfeitlichen 
®ewalt fo wenig wiflen will, als von einer abftraften Staats⸗ 
allmacht, — Anfichten, welche zum Behuf der Auslegung in 
Berüdfihtigung fommen müflen, — ſpricht einerſeits die Berus 
fung auf die geſchwornen Bünde, die ausdruͤcklich auch der 
Rechtſamen und Freiheiten der einzelnen Herricaften, “Dörfer 
und Höfe gedenfen und eine Kraͤnkung dieſer Mochte ausfchließen, 
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als der Ausdruck des Urkunde feld, welche bloß von eins 
„wit guten Treuen“ zw leiftenden „Hülfe“ redet, gegen 
jene Auffaffung. | 

Wenn die Obrigfeit eines Standes gegen die Widerfeßlichfeit 
und Auflehnung ihter Angehörigen der Hülfe bedarf, fo ſol 
biefelbe unverweigerlich und unverzüglich von den am 
gerufenen Ständen „in guten Treuen“ auch geleiftet werden, 
das if das Prinzip, weldyes den fämmtlichen Ständen newer 
dinge eingefchärft wird, ein Prinzip, welches feinem Weſen nach 
für die Eidgenofſenſchaft unentbehrlich tft, welches auch „in 
guten Treuen” angewendet, eine der ſicherſten Garantien iſt für 
einen geordneten Rechtszuſtand. 

In demſelben llegt allerdings a) daß kein Stand, deſſen 
Hulfe angeſprochen wird, unthaͤtig bleiben und gleichguͤltig oder 
mit Wohlgefallen zuſehen darf, wie ein verbuͤndeter Staat der 
Anarchie erliege; b) daß audy nicht erſt weitlaͤufige Unterfuchun⸗ 
gen oder Prozeſſe über die in dem Hülfe beduͤrftigen Stande 
obiwaltenden Differengen vorausgeben müflen, bevor die erfors 
derliche Hülfe geleitet wird; c) daß Die Hülfe der Eidgenoffen 
zumaͤchſt der Obrigkeit geleitet werden muß zum Schuge ihres 
Anſehens. Die Hülfe leiftenden Etände dürfen demnach nicht 
von dem Standpunkte audgehen, daß die Obrigfeit des Hülfe 
beduͤrftigen Standes und der ungehorfame Theil der Regierten 
als zwei gleiche Barteten zu behandeln ſeien, zwiſchen denen 
fie den Streit zu ſchlichten berufen ſeien. ber es iſt nicht aus⸗ 
gefhlofien a) daß, wenn einmal die Hilfe anderer Stände nöthig 
wird, diefe nicht auch im angemeſſener Weife Dafür ſorgen 
mögen, daß ihre Hülfe nicht zu unrechtmäßigen Maßregeln der 
Obrigleit oder zu gewaltfamer Unterbrüdung gerechter Beſchwer⸗ 
den der Angehörigen mißbraudht, noch b) Daß die Hülfe leiſtenden 
Stände nicht befugt feien, durch Räthe an die Obrigfeit ſowohl 
ale durch Ermahnungen und Sühnverfuche bei den Regierten 
in guten Treuen auf friedliche Erledigung der Streitigfeiten und 
beruhigende Anordnungen für die Zukunft eingumirfen. 

6) Wie die Bünde, fo werden auch die Bereinbarungem Belewärung 
der Eingenofien vom Jahr 1370 und 1398, ber fogenannte tommaif. 
Dfaffenbrief und der Sempacherbrief neuerdings beftätigt und 
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dern Beachtung empfohlen, und zu mehrerer Belräftigung 
verabredet, daß fowohl die Bünde als dieſes Berkommniß fe von 
fünf zu fünf Jahren in allen Orten öffentlid von den Gemein⸗ 
den verlefen und beſchworen werben fullen, damit disfe Grund⸗ 
Ingen des eidgenoͤſſtſchen Bundesrechts bei Jedermann in lebens 
diger Erinnerung bleiben. 
=, u Erſt am Schluß ber Uebereinfunft wird ſodann ber 
der — u der Hauptſtreit zwiſchen den Ständen über, die Beute beigelegt. Zu 
diefem Behufe wird unterfchleden zwiſchen Beute im eigent« 
lichen Sinne und Eroberung. Yahrendes Gut und Geld, das 
im Kriege erbeutet wird, wohin aud die Brandſchatzungen 
gehören, die von einzelnen Drten gefordert werden, die eigents 
liche Beute wird nad) der Anzahl der Berfonen gleich getheilt, 
die von jedem Stande an dem Kriegszuge oder an dem Gefechte 
Antheil genommen haben; ohne Unterſchied, ob fie als Burger 
oder Landleute oder als Herrſchaftsangehoͤrige oder ald Zuges 
wandte mit in den Krieg gezogen find. Dagegen was erobert 
wird, an Städten, Schlöffern, Zinsberedhtigungen, Renten, 
Zöllen oder andern Herrlihkiiten, das fol den Orten nad 
gleich und freundlich getheilt werden. Werben diefe Hertſchafts⸗ 
rechte fpäter wieder gelöst, fo verfällt die Löfungsfumme eben- 
falls der gleichen Thellung unter die Stände. 
Diefe Entfcheivung war durchaus geredt. Die in den 
Privatnutzen verwendete Beute fiel billig den Perſonen au, 
welche die Gefahren und Mühen des Krieges getheilt hatten, 
je nad) ihrer Anzahl; wie denn audy der Sempacherbrief ſchon 
offenbar diefe Bertheilung der Beute als die redhtmäßige und 
billige vorausfegt. Die dauernden Hoheitörechte dagegen von 
öffentlicher Bedeutung, welche durch Eroberung oder Friedeno⸗ 
fchlüffe erworben wurden, gehörten naturgemäß den eidgenoͤſſt⸗ 
fhen Ständen; und wie dort die Berfon der Krieger, fo 
ftanden bier In ſtaatsrechtlichen Verhältniffen die Stände als 
feloftändige und verbündete Republifen einander gleich. Hätte 
man auch hier auf die Zahl der Truppen Rüdliicht nehmen und 
nad dieſem Berhältniffe eine ungleihe Theilung unter den 
Ständen beflimmen wollen, fo wäre dadurch das Prinzip ver 
Raatlihden Gleichberechtigung im Bunde, worauf bie 
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die Eidgenofienfchaft beruhte, verlegt und ftatt befielben dem 
Prinzip einer nady Verhaͤltniß der Volkszahl verfchieden ab⸗ 
geftuften Stellung der Stände im Bunde Vorſchub geleiftet 
worden, eben dadurch aber auch der Charakter des Bundes miß- 
achtet und die Berwirklichung eines einheitlichen Geſammtſtaates 
eingeleitet worden. 

In diefem Hauptpunfte ließ jomit der Bruder Klaus im 
Weſentlichen den Unfichten der Länder Recht widerfahren und 
wies die Anfprücde der Städte in die Schranfen des wahren 
eidgenoͤſſiſchen Bundesrechts. 


II. Freyburg und Solothurn. 


Gleichzeitig wurde auf dem Tage zu Stanz auch der Streit 
über das Burgrecht der Städte mit Freyburg und Solothurn 
befeitigt und dieſe letztern Städte in den eldgenöflifhen Bund 
mit den fämmtlichen acht Orten aufgenommen ”). Das Anfehen 
des Bruders Klaus bei den Ländern befeitigte den Widerftand 
diefer gegen den naturgemäßen Fortfchritt, der in der Aufnahme 
der beiden Stände in den Bund lag. Dagegen verftanden ſich 
nun die eidgenoͤſſiſchen Städte leicht dazu, ihren Sonderbund mit 
Freybutg und Solothurn, gegen welchen die Länder gerechte 
Bedenken erhoben hatten, fahren zu laflen. Das Burgredt der 
Etädte unter einander ward getilgt und ftatt deffelben im Namen 
der acht Orte einerfeitd und der genannten zwei Städte anders 
feitö, ein ewiges Buͤndniß abgefchloffen. Dasfelbe fit, wie das 
Stanzerverfommniß, auf Samftag nad) Thomastag 1481 Datirt. 
Die Beftimmungen deflelben weichen in einigen Punkten ab von 
den frühern Bünden der Eidgenofien unter fi, namentlich in⸗ 
fofern al8 dabei auf die Scheu der Ränder vor neuen kriegeriſchen 
Berwidlungen Rüdficht genommen wurde, nähern ſich aber den 
Bünden mit den zugewandten Orten. 

In Erinnerung an die alte Xiebe, Treue und Freundfchaft 
beider Theile und in fteter Erneuerung derfelben,, zum Troft von 
Land und Leuten vereinbaren ſich die auf ewige Zeit verbündeten 
Stände: 


7) Urkunde XU. 
Bluntfhli Bundetrecht. 11 


Bundeshulfe. 
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1) Daß fie ſich gegenfeitig getreulich beholfen und berathen 
fein follen und wollen, mit Leib und Gut wider Jedermann, 
der fie an Landen, Leuten, an Leib und Gut, an Ehren, Freiheit 
und loͤblichem Herfommen zu fränfen, zu befriegen oder zu ſchaͤ⸗ 
digen fi) unterfangen würde. 


2) Insbeſondere verpflichten ſich die beiden Städte Freyburg 
und Solothurn, wenn die acht Orte und einer aus ihnen zu 
Krieg kaͤmen und fle (die Städte) durch Boten oder verfiegelte Briefe 
um Hülfe mahnen werden, unverzüglich mit ihren Bannern oder 
Faͤhnlein, wie jene das begehren, Hülfe zu fchiden, in guten Treuen 
und auf ihre eignen Koften, in ver Meinung, daß fidh die mah⸗ 
nenden Stände mit der Hülfe, welche die gemahnten Städte 
ihnen fchiden, in Art und Zahl gütlicy begnügen follen. 


3) Ebenfo verfpredhen hinwieder die acht Orte den beiden 
Städten, auf deren Mahnung hin auf eigene Koften förderlich 
Hülfe zu fhhiden, wenn diefe in Noth kommen follten; in der 
Meinung jedoch, daß diefe Verpflichtung befchränkt wird auf 
gewifle abgegränzte Sreife, innerhalb welcher diefe Städte in 
Roth gerathen. Nämlich für Freyburg find die Kreife beftimmt 
durch die Grafſchaft Greyerz, fo weit diefe reicht, von da bie 
Dron, Moudon (Milden), Stäffis, Orandcourt, bis oben an 
den Murtnerfee und von da hinab bi8 an die Brüde von Guͤ⸗ 
minen; und für Solothurn oberhalb der Herrſchaft Grenchen, 
wo die hohen und niedern Gerichte des Bisthums Bafel, der 
Stadt Solothurn und der Stadt Biel zufammenftoßen nicht 
weit von Fügliftall, und von da hinüber in die Propftei Münfter, 
in Grenfeld, foweit die Propftei reicht, von da in die Herr: 
ſchaften Thierftein, Gilgenberg und Pfäffingen, fo weit diefelben 
reichen, dann hinüber nach Schönthal, fo weit die Solothurnis 
ſchen Herrſchaften Salfenftein, Alt und Neu Bechtburg gehen, 
von da bis zu der Blatte auf dem niedern Hauenftein und dann 
hinüber in die Herrfchaft Kienberg, fo weit diefelbe reicht, und 
von da bis zu Et. Laurenzen Brunnen in der Herrfchaft Gösfen 
dem Erzbady nad) durch die Herrſchaft Gösken bis an die Aare. 


4) Haben beide Theile gleichzeitig Kriege zu beftehen, und 
bebarf ber eine oder andere Theil jäher Hülfe, fo verfprechen 
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ſich beide Theile als getreue Eidgenoſſen, je nach Geſtalt der 
Sache, wie von Alters her, einander beizuftehen. 

5) Was in Zukunft in gemeinfam geführten Kriegen, ſei 
es, daß die Hülfe auf Mahnung bin oder audy ohne Mahnung 
aus Freundſchaft gefommen, erobert wird, fällt allen bei dem 
Kriege beiheiligten Ständen, auch wenn fie an der Eroberung 
felbR nicht unmittelbar Antheil genommen, fondern anderswo 
genöthigt waren, den Feind abzuwehren, gleichmäßig zu. Das 
gegen verbleiben die bisherigen Herrichaften den alten Orten. 

6) Sollten ſich zwiſchen den acht Orten insgeſammt ober — 
einzelnen auf der einen und den Städten Freyburg und Solo⸗ 
thurn gemeinfam oder fonderlicy Streitigkeiten ergeben, fo follen 
diefe nicht mit Gewalt betrieben, fondern auf Tagen geſchlichtet 
werden, und zwar, wenn die Städte Elagen und darum zu Recht 
mahnen, in der Stadt Willifau, und wenn die alten Orte zu 
Recht mahnen, in der Stadt Zofingen. Jeder Theil hat zwei 
Schiedsrichter zu ernennen, die bei ihren Eiden, welche fie des⸗ 
balb zu Gott und den Heiligen fchwören, nach Anhörung beider 
Barteien den Streit zu Minne oder Recht förderlich ausrichten 
follen. Und was die vier Schiedsrichter oder die Mehrheit aus 
ihnen erfennt, dabei foll es verbleiben. Theilen fie ſich gleich, 
fo follen fie bei ihren Eiden Innerhalb der Eidgenoflenfchaft einen 
gemeinen Mann, der fie in Wahrheit unparteiiſch und fromm 
dünft, zu fi) erwählen. Der Gewählte fol fodann von feiner 
einheimifchen Obrigkeit angewiefen werben, ſich mit den Schieds⸗ 
ridhtern der Sache anzunehmen und fich eidlich SEAN, dies 
felbe ohne Verzug ausrichten zu helfen. 

7) Die Verbündeten fichern ſich gegenfeitig für ſich und die Beiler Kauf. 
ihrigen fellen Kauf zu, ohne weitere Befchwerung mit irgend 
welchen Zöllen, in guten Treuen, ohne Gefährbe, wie von 
Alters Herfommen iſt. 

8) Die Städte Freyburg und Solothurn verfprechen überdem, 
fi) in Zukunft mit Niemanden mehr weiter zu verbünden ohne 
Rat, Wiffen und Willen der acht Orte gemeinfam oder ber 
Mehrheit aus ihnen, vorbehalten die Aufnahme von Burgern 
nach ihrem Stadtrechte und unbefchadet den ewigen Bünden und 
diefer Bereinbarung. 


Be — 








Friedens. 
ſoluſſe. 
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9) Ebenfo fagen die beiden Städte den acht Orten zu, daß 
fie, wenn fie zu Krieg kommen follten und einen Waffenſtillſtand 
oder Frieden oder Richtung mit ihrem Feinde abfchließen könnten, 
von denen die acht Drte oder die Mehrheit unter ihnen finden 
ſollten, daß folche den beiheiligten Städten nüblich und ehrlich 
wären, diefelben auf den Rath ihrer Eidgenofien annehmen 
follen und wollen. 

Die beiden letzteren Verabredungen gingen von richtigen 
eidgenöffifhen Grundfägen aus. In der That war es für bie 
gefammte Eidgenofienfchaft von großer Bedeutung, daß nicht 
einzelne Stände einfeitig mit andern Herren, Städten oder Län- 
dern ewige Bündniffe abfchließen; denn immerhin war dabei das 
politiſche Intereffe der beftehenden Eidgenofienfchaft und ihrer 
Bünde wenigftens mittelbar betheiligt. Der alte Zürichfrieg und 
num wieder die neuefte Spaltung der Eidgenoflenfchaft, die fich 
durd) den Sonderbund der Städte zu erweitern drohte, hatten 
dieſes Beduͤrfniß Far gezeigt. 

Ebenfo beruhte die Beftimmung, daß die beiden Städte bei 
Friedensfhlüffen mit auswärtigen Feinden an den Rath ver 
Eidgenofien gebunden feien, und nicht ohne Roth und in un- 
billiger Weife den Krieg fortfeßen dürfen, auf einem richtigen 
Prinzipe; denn auch dabei waren in Wahrheit nicht bloß fie 
felber, fondern die gefammte Eidgenoffenfchaft betheiligt, indem 
der Krieg auch ihre Kräfte in Anſpruch nahm und audy für fie 
mit Befchwerden und Gefahren verbunden war. 

Hatten diefe beiden Beftimmungen etwas Anftößiges, fo lag 
died einzig darin, daß fie nicht zu allgemeinen eidgenoͤſſiſchen 
und für alle Bundesglieder verbindlichen Grundfähen erhoben 
wurden, fondern nur die beiden neu aufgenommenen Städte zum 
Vortheile der acht alten Orte in ihren politifchen Entfchlüffen 
beichränften *°). 


18) Daß auch nachher noch die beiden neuen Orte von ven alten in 
einigen Beziehungen zurücgefegt wurben, zeigt abgefehen von ber unglei- 
chen Form der Givleiftung der eingenöfftfche Abfchied von 1483: „Heim⸗ 
„bringen von der von Soloturn und Friburg wegen daz man ſy nit zu - 
„tagen befchriben fol dan zu den Sachen, fo fy berüren möchten, ale dan 
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MWahrfcheinlich wollten vornämlidh die Städte Züri und 
Bern fidh die erfie Beichränfung und auch andere alte Orte die 
zweite Beichränfung nicht gefallen laſſen; und da die Länder 
einen Werih darauf legen mußten, durch die neuen Verbündeten 
nicht in neue auswärtige Händel verwidelt zu werden, fo wurs 
den beide Beflimmungen vorzügli in ihrem Intereſſe aufges 
nommen. 

10) Beide Theile behalten vor das heilige roͤmiſche Reich, Vorbehalte. 
alle ihre Gerichte, Stadtrechte, Landrechte, Gefebe, Freiheit, 
gute Gewohnheit und altes Herfommen, fo daß fie ungefränft 
dabei verbleiben mögen. 

11) Ebenfo behalten fie fid) Verbefierungen und Beräns 
derungen in dieſem Buͤndniſſe vor, wenn fie fi in Zufunft 
einhellig darüber vereinigen follten. 

12) So oft in Zufunft die anderen beſchworenen Bünde 
mit Eiden erneuert werben, foll auch diefer Bund vor den Ger 
meinden verlefen werben. 

13) Die alten Bünde werden ausdrüdlich noch vorbehalten, 
in dem Sinne, daß fie diefem fpäteren Buͤndniſſe vorgehen follen, 
ungefährlich. 

Das Bündnig wurde von allen zehn Orten beftegelt. 

So war der große Zwiefpalt, der ſich in der Eidgenoffen- i — 
ſchaft erhoben hatte, glücklich geſchlichtet; und nicht blos war 
das alte Bundesrecht von neuem beftätigt und verſtaͤrkt, ſondern 
die Eidgenofienfchaft hatte gleichzeitig einen wichtigen Kortfchritt 
in ihrer Entwidelung gethan. 

Der Tag zu Stanz, fo ftürmifh und Verderben drohend er 
angebrochen war, hatte ein fchönes glänzendes Ende genommen. 
Damals ſchon machte derfelbe auf das gefammte Bolf der Eid . 
genoflen einen großen, erhebenden Eindrud. Die Boten der 


„jetlich bott witer davon weiß zu reden. Iſt gerattfchlaget, wan Sachen 
„find, fo die bev ftett berürend, fo fol und mag man fy wol zu tagen 
„befchriben old dan an die abſcheid feßen; mo aber tag fin werben umb 
„ſachen, fo fy nit berüren, ver fol man ſy nit befchriben noch an bie 
„abfcheid ſezen; ob fn aber fuft zu tagen fomen wurben unbe: 
„ſchriben. 


2.S gast 
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Orte ließen in den Abfchied fallen: „Heimzubringen die Treu, 
„Muh und Arbeit, fo der fromme Mann, Bruder Klaus, in 
„diefen Dingen getban hat, ihm de treulich zu danfen.“ Und 
weit umber verfündigten die Gloden der Kirchen den wieder 
gewonnenen Frieden. Sahrhunderte lang galt diefer Tag als 
einer der herrlichſten in der Schweizergefchichte und wurde das 
Andenken an den Friedensmann der Eidgenoflen, den frommen 
Bruder Klaus, unter den Katholiken nicht bloß, fondern aud) 
unter den reformirten Eidgenofien body verehrt. 


@lftes Kapitel. 
Der ewige Bund der Städte Bafel und Schaffhaufen 





von 1501. 
Die Stadt na el. — u Stadt. — ee ermeifter und Räthe 
— Zunftmeifter. — Großer Rath. — Freie Reichsſtadt. — u: 
nn e Keen — Der ewige Bund vom 8. Juni 1501. — Bafel 
enöffifher Ort. — Kriegshülfe. — Aufrecht — der 
et feitlichen N ezatt und Sicherheit im Innern. — Bermittelnde 


Stellung Bafels bei innern Zwiſten. — Ruhige Gewere (Befiß). 
— Echulden. — Beiler Kauf und Zölle. — Cidgenoöſſiſches Rechte: 
verfahren. — Neue Bünde. — Borbehalte. — Schaffhauſen. — 
Defterreichifche Hoheit. — Herftellung ver Reichsunmittelbarfeit. — 
eur Bund vom 1. Juni 1454. — Ewiger Bund vom 
9. Auguft 1501. — Bundeshülfe. — Rechtsverfahren. — Feiler 
Kauf. — Befonvere Stellung Schaffhaufens. — Vorbehalte. 


I. Bafel. 


Eine der angefehenften Stäpte des deutſchen Reiches war 
" die Stadt Bafel am Rheine gelegen, da wo der Fluß, um ſich 
wendend, die Schweiz, Deutfchland und Frankreich von einander 
trennt. Die Stadt Bafel, urfprünglidy getheilt in zwei vers 
ſchiedene feit 1225 dur die Nheinbrüde verbundene Städte 
Großbafel und Kleinbafel, ift der natürliche Uebergangspunft 
über den Fluß und bildet die natürliche Vermittlung zwifchen 
den verfchiedenen Ländern und Bölfern, bie bier an einander 
ftoßen. 





$. 11. Bund d. Stäbte Bafel u. Schaffhauſen v. 1501. 167 


als Sitz eines Biſchofs hatte Bafel ſchon fräbzeitig bie Bijasftia« 


Bedeutung und die Verfaflung einer Stadt erlangt; und wurde 
wie bie meiften andern bifchöflichen Relidenzftädte von den Bis 
fihöfen als Stadiherren regiert und begünftigt. Nach und nach 
erftarkte aber das eigentlich, ftädtifche Leben und die Stabt mußte 
mit der Zeit alle wichtigeren Rechte von den Bilchöfen an ſich 
zu bringen und politifche Selbſtaͤndigkeit zu erlangen. Schon 
vor dem Jahr 1218 hatten die Bürger von Bafel die Wahl des 
ſtädtiſchen Ratbes zu erwerben verfuht, und wie es 
fcheint von Kaifer Friedrich II. ein derartiges Privilegium ers 
wirft. Uber im Jahr 1218 erhob der Biſchof Heinrich von 
Thun Einſprache dagegen bei dem Kalfer und es wurde bie 
Frage von diefem zu Ulm einem Fürftengerichte vorgelegt. Das 
Urtheil der geiftlichen und weltlichen Herren ging dahin, die 
Basler ſeien nicht berechtigt, ohne Wiflen und Willen ihres 
Bischofs, den Rath zu beftellen oder andere Neuerungen zu 
machen. Der Kaiſer beftätigte nun dieſes Urtheil, bob fein 
eigenes fruͤheres Privilegium auf und bedrohte jeden, der dieſes 
Recht verlegen follte, mit feiner Ungnade ). Neben dem geiſt⸗ 
lien Kapitel der Domherren, weldes dem Bifchof zur 
Seite ſtand und eigenthümliche Rechte befaß, hatte der Bifchof 
damals wohl auch einen bürgerlihden Rath für die Stadt, 
den er entweder von fi aus oder in Verbindung mit den 
Burgern der Stadt aus feinen Dienftleuten beftellte *). 
Die Burger unter fi aber waren zu einer Gemeinde vereinigt. 

Die oberfte richterliche Gewalt wurde von einem Vogte 
ausgeübt; dafür bezog diefer einen Drittheil der. ſaͤmmtlichen 
Einfünfte und Bußen, die andern zwei Drittheile fielen dem 
Biſchof zu. Die Beziehung zum König und zum Reiche 


19) Urkunde v. 1218 bei P. Ochs, Geſchichte von Bafel I. S. 285. 

20) Urkunde v. 1225 bei K. Ode, I. S. 299: „‚H. — episcopus 
Basil.; quod Conventus claustri Bürglen, ad voluntatem consilü nostri, 
quandam summam pecuniae ad constructionem pontis ultra Rhenum con- 
tulit. Nos vero, de consensu canonicorum, ministerialium, omniumque 
civium nostrorum,, liberum transitum per eundem pontem — concessimus 
in perpeluum.” 


org 
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aber vermittelte der Biſchof felber und nicht ver Bogt. Diefer 
war anfänglich nicht Reichs, fondern bifchöflicher Bogt. Wenn 
daher der König in Perfon nady Bafel fam und ſich der Biſchof 
bereitete, denfelben würdig zu empfangen, fo empfieng der Vogt 
nichts von. den auf diefe Feierlichkeiten bezüglidhen Steuern, 
womit die Burger den Bifchof unterftüsten. War der Vogt 
nicht zugegen, fo konnte der Biſchof felber auch deſſen Richter- 
amt verwalten. Und nachdem der alte Vogt (vermuthlich ein 
Graf von Homburg) entfeßt worden war, mußte der neue Vogt 
dem Biſchof jährlih 300 Marf Silbers für feine Bogtei und 
an den Rath der Stadt 100 Marf abgeben). Den Schult« 
beißen der Stabt, welcher das Schultheißengericht leitete, er- 
nannte wiederum der Bifchof. 

Die Mitte des dreigehnten Jahrhunderts, um weldye Zeit 
wir in einer Reihe "deutfcher Städte wichtige Berfaflungsände- 
rungen wahrnehmen ?), war auch einer größern Selbftändigfeit 
der Basler Bürgerfchaft günftig. Schon früher wurden einzelne 
Arten der Handwerker durch die Bifhöfe als Zünfte organifirt, 
vorerft allerdings noch ohne Theilnahme an dem Regimente der 
Stadt, lediglich mit Bezug auf das Handwerk, fo ſchon 1248 
die Zunft der Mebger”), mit einem Meifter an ihrer Spige. 
Seit 1253 erfcheint nun auch ein Bürgermeifter, der von 
dem Rathe, Vogte und dem Schultheißen unterfchieven wird, an 
der Spige des ftädtifchen Rathes (der Eonfules), und in 
dem Rathe felbft werden nun auch neben den Rittern und 
Dienftleuten Kaufleute erwähnt"). Die Beränvderung ift fo 
bedeutend, daß mit ziemlicher Sicherheit anzunehmen ift, von 
diefer Zelt an fel der Bürgermeifter und Rath eine weſentlich 
aus der Bürgerfchaft hervorgegangene ſtädtiſche Obrigfeit, in 
weldyer die Stadt auch dem Biſchofe gegenüber nun ein ihr 
felber angehöriged Organ für ihre Beftrebungen fand. Bon da 
an nimmt die Selbftändigfelt der Stadt in raſchem Wachsthume 


31) Urk. d. A. bei Ochs J. ©. 291. 

22) Vergl. meine Zürcher. Rechtsgefchichte 1. S. 142 u. 226. 
25) Urk. bei Ode I. ©. 318, 

2) Ochs J. S. 333 ff. 
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zu und es ſchwindet in demfelben Maße die Gewalt und Herrs 
ſchaft des Biſchofs über diefelbe. Der Form nad zwar gab 
der Biſchof nody lange Zeit der Stadt den Rath; aber jeder 
neue Bifchof (Heinrich von Neuſchatel, welcher von 1262 bis 
1274 regierte, war der Erfte, der dies thun mußte) war anzu- 
geloben genöthigt, daß er alljährlidy der Bürgerfchaft den Rath 
nady Vorſchrift ihrer Handvefte befegen wolle. Rad) der Hand- 
vefte aber wurde die Mahl des Rathes durch acht Kiefer ges 
troffen, von denen vier dem abgehenden Rathe, zwei den Dienft- 
leuten des Biſchofs angehörten, alle ſechs von dem abtretenden 
Rathe ernannt, und zu denen nody zwei Domberren famen, von 
jenen ſechs Männern hinzugewählt. Wen dieſe erwählen, bie 
proflamirt der Bifchof ald die Räthe der Stadt. Den Bürger: 
meifter ernennen ebenfalls die acht Siefer aus einem Dreier: 
vorfhhlag des abgehenden Rathed; den Obriftzunftmeifter 
bezeichnet der Biſchof von fi) aus. Der Rath beftand aus 
Rittern und aus Burgern, unter welden nun auch ſchon 
Kaufleute, Handwerker noch nicht erfcheinen *). 

In der alten Einrichtnng der Zünfte aber lag der Selm Zunftmeiher. 
zu einer weiteren Umgeftaltung der Stabtverfaffung. Als Vor⸗ 
fieher der Zünfte finden wir die Zunftmeifter, und dieſen hin- 
wieder von dem Bifchofe vorgejeht den Obriftzunftmeifter. Ders 
felbe verhielt fich zu den Zunftmeiftern ähnlich, wie der Burger: 
meifter zum Rathe; und je mehr die Handwerfer erftarften, deſto 
natürlicher ſchien es, den Räthen die Zunftmeifter beizuordnen. 
Schon im Jahr 1318 fehen wir jene mit diefen vereint 
ſtaͤdtiſche Abgaben erfennen und gemeinfam einen Streit darüber 
mit den Domherren ausfechten *); und einige Zeit fpäter erſcheint 
der Beifit der Zunftmeifter an der Seite der Räthe ald regel 
mäßiges Stadtredht. Der Rath im weitern Sinne beftand fomtt 
nun aus Rittern, Burgern und Handwerkern”). No fpäter 


25) Ochs 1. ©. 365 ff. 

26) Urf. v. 1318 bei Ochs I. ©. 26: ,,Nos magistrum civium, 
Gonsules, generalem Magistrum Societatum et singulos Magistros earum 
societatum eivitatis Basiliensis — generale statutum fecisse, 

27) Ochs J. ©. 44 ff. feht dieſe Beränderung ins Jahr 1337, ein 
Jahr fpäter als die Bruniſche Verfaflungsänverung in Zuͤrich. 





Großer Rath. 


Freie 
Reichsſtadt. 
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wurde die Repräfentation der fünfzehn Zünfte noch verboppelt 
und fo das bürgerliche Element im Gegenfag zu den 4 Rittern 
und den 8 fogenannten Achtbürgern von der hohen Stube, welche 
den eigentlichen Rath, bildeten, verftärkt. 


Auch die Einrichtung des Großen Nathes war großen 
Theild auf die Zünfte baſirt. In ihm faßen von Amtswegen 
die alten und die neuen NRäthe (die alten und neuen Zunftmeifter 
inbegriffen), die Minifterialen und die alten und neuen Sechſer 
jeder der fünfzehn Zünfte. Schon bei der erften Einrichtung 
von Zünften wurden diefe fogenannten Sechſer beftellt, als 
Vorfteher der Zunft, welche dem Zunftmeifter zur Seite ftanden 
und mit ihm verbunden die Angelegenheiten der Zunft ordneten. 
Ste wählten auch gemwöhnlid die Zunftmeifter, und nun 
wurden fie auch, es iſt ungewiß wann zuerft, aber jedenfalls 
noch im vierzehnten Sahrhundert in den Großen Rath, berufen *°). 


Die Rechte des Biſchofs wurden immer mehr befchränft, 
die Oberherrlichkeit defielben fanf zu bloßer Form herab, bis fie 
fodann ganz unterging. Dem Reiche gegenüber und im Ber: 
hältniß zu andern Städten und Herren trat die Stadt durch 
ihre Organe felbftändig auf und führte Kriege und ſchloß Bünd- 
niſſe nach ihrem Willen. Sie galt als eine Reich sſtadt. Die 
Vogtei über die Stadt hatte ſchon zu Anfang des vierzehnten 
Sahrhunderts aufgehört eine bifchöfliche zu fein, fie war zur 
Vogtei des deutſchen Königs, zur Reichsvogtei geworden *). 
Und fon vor dem großen Erdbeben von 1356, durch welches 
die Stadt zu einem guten Theile zerftört und ihr Archiv vers 
brannt wurde, hatte fie als eine Reichsſtadt wichtige Privilegien 
von den deutfchen Königen erhalten, die nun nach dem Erdbeben 
Karl IV. erneuerte. Den Bürgern war die Fähigfeit, Lehen 
zu erwerben, gleich den Rittern vergönnt, der Stadt die Zus 
fiherung ertheilt, daß fie von Niemandem, weder geiftlidhen noch 
weltlichen Herren um allfäliger Schulden des Biſchofs willen 


28) Ochs 1. ©. 320. 259. Urk. v. 1386 daſelbſt S. 301. 
29) Ochs I. S. 59 vom Jahr 1347: „,‚Cives regi solitum prae- 
stiterunt juramenlum, scilicet quod jus suae Advocaliae servarent.” 
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oder wegen Händel des Biſchofs gepfändet oder angegriffen 
werden dürfe, und die Freiheit gegeben worden, daß die Burger 
von Bafel mın vor feinem auswärtigen, fondern nur vor ihrem 
eigenen Schultheißengerichte belangt werden Dürfen). Nachdem 
der Herzog Leopold von Oeſterreich, welchem ber Biſchof Klein» 
bafel verpfändet hatte, und weldyer felbft über Großbafel die 
Reichsvogtei befefien hatte, in der Schlacht von Sempad ers 
ſchlagen worden war, benugte die Stadt Bafel diefen für fie 
günftigen Moment, um die Reichövogtei nun an ſich felber 
zu bringen. König Wenzel gab Ihr das Recht am 1. Auguft 
1386, in Zukunft das Amt des Reichsvogtes zu befehen und zu 
entfegen und defien zu genießen, wie es ihr gutbünfe’‘). Und 
gleichzeitig veräußerten die Erben des Herzogs von Defterreich 
ihre Pfandrechte auf Stleinbafel und kurz darauf (1392) auch 
der Bifchof die ihm zuſtehenden Herrfchaftsrechte über Kleinbafel 
an die Stabt Großbafel *”). Um diefelbe Zeit (1385) hatte die 
Stadt Bafel, um auch bei fih den Einfluß des Biſchofs, der 
noch immer den Obriftzunftmeifter frei erwählte, zu paralyfiren, 
ein neues Amt, das des fogenannten „Ammeifter” (Amman- 
Meifter), getroffen. Ihn wählt der Große Rath aus oder außer 
feiner Mitte, aber ed darf der Ammeiſter feines Herren Bafall 
oder Dienfimann fein, noch von einem Herren Gut nehmen. 
Er begleitet den Bürgermeifter auf den Botichaften der Stabt 
und verwahrt mit ihm die Stadtbriefe. Ihm iſt die ſtaͤdtiſche 
Polizei untergeordnet, feiner wartet ein Rathsknecht, wie des 
Bürgermeifters zwei Rathöfnechte ""). Er berathet mit den Zunft- 
meiftern in allgemeinen politifchen und Stadtangelegenheiten, 
wenn diefe gefondert berathen werden; und davon iſt nun felbft der 
Dbriftzunftmeifter ausgeſchloſſen. Das Amt des Ammeifters if 
offenbar das Amt des Obriftzunftmeifters, aber wie die Bürger: 
ſchaft, im Gegenſatz zum Biſchof, dasſelbe wünfchte. Es war 
daher auch nur eine vorübergehende Einrichtung, welche unters 
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gehen mußte, fobald die Wahl des Obriftzunftmelfters an bie 
Stadt überging. Die einzelnen, früher dem Biſchof zugeftandes 
nen einträglicyen Regalien, wie das Salzredht, das Münzs 
recht, die Zölle waren ſchon früher von der Stadt, welche 
Gelvverlegenheiten der Biſchoͤfe zu benutzen verftand, angefauft 
worden. Jene Ueberreſte einer politiſchen Hoheit der Bifchöfe 
fonnten ſich nicht mehr lange erhalten. 

Bis zum fechszehnten Sahrhundert hatte die Stadt Bafel 
nie einen ewigen Bund geſchloſſen. Je nad) Umftänden ging 
fie in gefährlichen Zeiten vorübergehende Bündniffe ein, fo öfter 
mit den rheiniſchen, öfter mit einzelnen eidgenoͤſſiſchen Städten, 
zuweilen auch mit einzelnen Fürften und Herren, meiſtens auf 
wenige Jahre. War die Gefahr vorüber, fo trat die Stabt 
wieder in ihre eigenthümliche Stellung zurüd. Als freie Deutiche 
Reichsſtadt fühlte fie fich fiher. Durch ihren Handel und Ges 
werböfleiß hatte fie großen Reichthum erworben; um ihrer vors 
theilhaften Lage willen ward ihre Gunft gefuht. Das allge 
meine Concilium, welches daſelbſt in der Mitte des fünfzehnten 
Jahrhunderts gehalten wurde, erhöhte ihr Anfehen und die bald 
darauf geftiftete hohe Schule ihre Ehre. Gegen den Herzog 
Karl den Kühnen von Burgund hatte auch Bafel mit den Eid- 
genofien Antheil an dem Kriege genommen. Dagegen verblieb 
die Stadt in dem fogenannten ſchwäbiſchen Kriege neutral. 
Der größere Theil des frädtifchen Adels und der Dienftleute 
ſympathiſirte während dieſes Krieges mit dem ſchwaͤbiſchen Bunde, 
die Mafle der Bürger mit den Eidgenofien. Der Krieg war 
günftig für die Eidgenofien ausgefallen; die ſchweizeriſche Eid⸗ 
genofienichaft ging aus demfelben als eine auch vom beutfchen 
Reihe unabhängige Macht hervor. Bafel lag nun größern 
Theiles viesfeitd des Rheins. Die Stadt war der natürliche 
Schluͤſſel der Schweiz; in ihren Beziehungen zu Frankreich, 
Burgund und dem öfterreichifchen Breisgau war fie mehr auf 
die Hülfe der Eidgenoſſen ald des deutfchen Reiches angewiefen. 
Für ihre freie und bürgerliche Berfaffung mußte fie in der Vers 
bindung mit den Eidgenofienfchaft die ficherfte Garantie finden. 
Die Zeit zu einem endlichen Enticheide war gefommen. Sie 
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entfchloß fi, über Aufnahme in den ewigen Bund mit den 
Eidgenofien zu umterbandeln. 

Die eidgenoͤſſiſchen Stände traten gerne in die Unterhand- Der un 
lung ein; fie empfanden die mandyerlei Vortheile für die Ehre, 
bie Sicherheit, die Gewerbe und den Handel der Eidgenoſſenſchaft, 
welche aus einer dauerhaften Verbindung mit Bafel erfprießen 
würden, und am 8. Sunt 1501 fam der ewige Bund zu Stande. 
Nur Glarus und Zug wollten Anfangs feinen Theil daran 
nehmen, aber auch diefe Stände ließen ſich belehren. 

Der Baslerbund iſt der ausführlichfle von allen ewigen 
Bünden, welche die Eidgenofien abgefchlofien haben; und mehr 
als in den übrigen zeigt ſich in der Abfaſſung deſſelben der Ein- 
fluß gelehrter Schreiber und der SKanzleiftyl des heiligen römt- 
fhen Reiches. Der Inhalt defielben ift folgender: 

1) Bafel wird als ein „eidgenöffifher Ort“ mit bei eäftiae 
derlicher Treu unter die Eidgenoffen aufgenommen, und wenn 
in Zufunft Gefchäfte vorkommen, welche die gemeine Eidgenoffen- 
ſchaft und die Stadt Bafel betreffen, fo foll auch die Stadt Bafel 
zu dem Rathe der Boten gehörig berufen werben und mit den 
übrigen Orten „rathen, bevenfen und handeln, was zu unfer 
„aller Nutz und Nothdurft gebührt”. 

2) Beide Parteien verbleiben bei ihren Landen, Leuten, 
Herrichaften, Gerichten und Rechten, Yreiheiten, Gnaden und 
Privilegien, auch den guten Gewohnheiten und dem Herkommen. 

3) Würde ein Theil mit Gewalt überzogen und er bedürfte griegegate. 
der Hülfe der Eidgenoflen, fo foll auf geſchehene Mahnung hin 
der gemahnte Theil auf eigene Koften dem mahnenden treue und 
tröftlihe Hülfe zufenden, ohne Verzug. Auch für Belagerungen 
helfen einander die Eidgenoffen, mit Rüdficht auf dad Gezeug 
und Pulver in dem Sinne, wie es in der Eidgenofienfchaft 
herkoͤmmlich if. Eroberte Städte, Schlöffer, Herrichaften und 
Hoheitörechte werden unter alle Orte, die an dem Krieg Theil 
genommen haben, gleichmäßig getheilt. In Kriegen fol man 
tapfer beharren und feine Richtung annehmen, ohne daß dem 
verlegten Theile billige Entſchaͤdigung gefchehe. 

4) Die Stadt Bafel aber fol mit Niemanden einen „Erieg- 
lichen Aufruhr anheben“, fie bringe denn zuvor ihr Anliegen 


Aufretbaltun 
der obrigfettil- 
hen Gewalt und 
Sicherheit im 
Innen. 


Permittelnde 
Stellung Baſels 
bei innern 
Zwilten. 


175 Das Stanzerverfommniß u. vie V fpäteren Orte. 


und was ſie dazu bränge, an die Tagfahung oder an die Orte, 
deren Zuftimmung zu erhalten. (Eine Beſchraͤnkung Baſels 
ähnlich derjenigen von Freyburg und Solothurn). Würde aber 
die Stadt Bafel ploͤtzlich überfallen und bedroht, fo daß fie die 
Sache nidht zuvor an die Eidgenofien bringen könnte, fo follen 
die Eidgenofien „ein getreues Auffehen zu ihr und ihrem 
„Land und ihren Leuten haben, und wenn ed nöthig wäre, aud) 
„ungemahnt ihr zu Hülfe ziehen”. — Hat die Stadt Bafel einen 
Streit und ihr Gegner erbietet fich, ihr gegenüber zu Recht vor 
die gemeine Eidgenofienfchaft, fo fol fih die Stadt Bafel dieſes 
Rechtes begnügen laſſen und vom Kriege wider jenen abftehen. 

5) Kein Theil fol den andern beſchädigen noch gefchehen 
lafien, daß er an Leib oder Gut, Schlöffern oder Herrſchaften 
befchädigt werde, fondern jeder dem andern helfen, diefe in gutem 
„Schirm, Gehorfam und Unterthänigkelt” zu erhalten. 

6) Würden Angehörige oder Hinterlaflene des einen Theiles 
foldye des andern Theile mißhandeln oder verwunden oder ein 
Todfchlag geichehen, fo fol deshalb Fein Aufruhr erhoben, ſon⸗ 
bern der Frefel nady dem Herfommen durch die Gerichte beftraft 
werden. 

7) Solite ſich unter den eidgenoͤſſiſchen Orten felbft Zweiung 
und Span erheben, fo fol Bafel durch feine Botfchaft am Frie⸗ 
den arbeiten, und wenn ed doch zum Kriege kaͤme, feinem Theile 
Hülfe leiften wider den andern, ſondern „fille figen”, und nur 
für die „freundliche Mittlung“ wirken. 

Es ift dieß eine der wichtigften Beftimmungen des eidgenoͤſſi⸗ 
ſchen Staatsrechted. Durch diefelbe werden einzelne Stände 
zum Voraus als neutral bezeichnet bei Innern Zwiſtigkeiten der 
Uebrigen und ihnen die fehöne politifhe Aufgabe von 
Bundes wegen gelebt, den Frieden zwifchen den entzweiten 
und feindlich gefinnten Brüdern herzuftellen und freundlich zu 
vermitteln. Bafel voraus erfcheint an der Spige diefer Ver⸗ 
mittlungspartei unter den Ständen, und vor allen andern war 
auch Bafel durdy feine Rage und die Natur der Dinge befähtgt 
und geeignet, gerade dieſe Aufgabe zu erfüllen. Die fpätere 
Geſchichte beweist zur Genüge, mit wie richtigem politifchem 
Blick hier die Eidgenoſſen das Rechte trafen und wie heilfam es 
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war, daß fie fo au für die Zeiten des innern Kampfes zu 
forgen wußten. 

8) Jeder Theil und defien Angehörige follen bei ihren urs — 
kundlichen Rechten verbleiben und keiner den andern „ohne Recht 
entweren“ (ohne gerichtliches Verfahren aus feinem Beſitze ver⸗ 
drängen). Würde einer ohne Recht eniwert, fo foll man ihn 
auf fein Erfuchen, ohne Vorwand und Verzug, fofort wieder 
in feine Gewere einfeben, wie zuvor, und ihn dafür entfchäbigen. 

Dann mögen nachher die Parteien einander vor Gericht belan⸗ 
gen warum fie wollen. 

9) Es ſoll Fein Theil des andern Leute, fo lange biefelben 
nicht zu ihm überfieveln, in feinen Schirm, Burgredht oder 
Landrecht annehmen, fondern jeder dem andern feine Leute laſſen. 

Hat einer Leibeigene in des andern Gebiet, fo fteht e8 ihm frei, 
fie dafelbft vor Gericht nach Landesrecht zu begehren. 

10) Man foll feinen um ded andern Schuld verhaften oder Sauren. 
verbieten, nody das Seinige anfallen oder mit Arreft belegen, 
fondern jeder Schuldner fowohl um gemeiner Handfchulden 
(laufender Schulden), als um verbriefeter Schulden willen nad 
beftehender Uebung rechtlich belangt werden. 

11) Ueber Unzucht, Bußen, Frefel fowie über Eigen und 
Erb und Liegenfchaften wird gerichtet, wo bie Frefel begegnet 
und wo die Liegenfchaften gelegen find, wie das Herfommen ift. 
Diefed Rechtes fol ſich jedermann begnügen und niemanden 
weiter fuchen oder bedrängen. Ausgenommen find nur Ehrs 
und offene Wucherhändel; diefe mögen gefertigt werden, wie 
das die gemeinen Landesgewohnheiten ertragen, indem fie auch 
den geiftlichen Gerichten zuftehen, ein Vorbehalt, der namentlich 
von Bafel mit Rüdficht auf das biſchoͤfliche Gericht daſelbſt ges 
macht worden zu fein fcheint. 


12) Beide Theile laſſen ſich gegenfeitig „feilen Kauf“ Seller, Lauf 
zu, und jeder Theil bleibt bei feinen „Zöllen, Geleiten und 
Nutzungen fammt und fonders”, wie fie von Alters beftehen, 
in der Meinung, daß man ſich der „Neuerung” enthalte, 
damit der gemeine Kauf und Berlauf und alle ehrbaren Gewerbe 
und Hantirungen defto befier ihren Gang haben mögen. 
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13) Würden die eidgenoͤſſiſchen Stände an Bafel eine Ans 
fpracdhe oder Forderung haben, worüber es ſei, fo berufen fie die 
Stadt Bafel zu gemeinen Tagen nah) Baden im Aargau. Jede 
Partei fendet zwei ihrer Raͤthe als Schiedleute dahin, 
welche ihres befonderen Eides, den fie ihrer Stadt vder ihrem 
Land gefchworen, entlafien werden. Bor dieſen Schiedleuten 
wird der Streit verhandelt. Theilen fie fidy gleidy, fo wählt der 
Kläger aus dem kleinen Rathe der beflagten Stadt Bafel einen 
Dbmann, und der foll dann unverzüglich den Streit ausrich⸗ 
ten helfen. Ganz ebenfo it das Verfahren, wenn Bafel auf 
die Eidgenoffen Flagt; nur wird dann der Obmann, wenn 
es deflen bedarf, von Bafel, als der Klägerin, aus den Räthen 
des beflagten eidgenöffifhen Ortes gewählt. Sebe 
Partei bezahlt ihre Schiebleute, beide den Obmann. Das 
Schiedsgericht mag wohl ſuchen, die Parteien in Minne zu vers 
einigen, gelingt e8 nicht, innerhalb Monatsfrift Recht fprechen. 

Wird der Streit im Intereſſe einer einzelnen Perſon geführt, 
fo mögen auch zwei Schiedleute ftatt vier genügen und mögen 
fie über die Gerichtsfoften ebenfalls durch das Urtheil das Noͤ⸗ 
thige erfennen. 

14) Reue Bünde, welche Bafel einzugehen gedenkt, bepürfen 
der Zuftimmung der gemeinen Eidgenofienfhaft in ihrer Mehr: 
heit. Indeflen mag die Stadt Bürger annehmen nad ihrem 
Recht und ihrer Freihelt. 

15) Beide Theile behalten wor: „den heiligen Stuhl zu 
Rom” (ein Borbehalt, der fi in den Altern Bünden nidht 
findet), das heilige römifche Reich (zu dem ſich die Eidgenoſſen⸗ 
fhaft noch immer rechnete), die Eidgenoſſen überbem die Altern 
Bünde und Bafel feinen „Herren, den Biſchof zu Bafel und 
„rein Gotteshaus, wo wir von ihm nicht unbillig befchwert 
„werden“. 

16) Diefer ewige Bund foll von 5 zu 5 Jahren in allen 
Orten öffentlich beſchworen werden. 


1. Schaffhauſen. 
Am rechten Rheinufer, da wo der Rhein, nachdem er in 


bau ſen dem Bodenſee fein Gewäffer gereinigt hat, dem gewaltigen Sturze 
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über die Felfen von Lauffen zueilt, noch im Hegau, aber nahe 
an der Grenze des Kleggaus lag der Ort Schaffhaufen, 
urfprünglich ein Wohnftb der Schiffleute und Faktoren, mit den 
Waaren befhäftigt, die einft den Rhein abwärts geführt und 
dafelbft umgeladen wurden. Dort ftiftete im Jahr 1052 auf 
eigenem Boden der Graf Eberhard von Nellenburg °*) ein dem 
Erlöfer, der heiligen Jungfrau und Allen Heiligen geweihtes 
Klofter und ftattete dasſelbe reihli aus. Auch den Flecken 
Schaffhaufen vergabte er dem Kloſter, deſſen Mönche nad) der 
Regel der Benediftiner ein ftrenges Leben führten. Der Abt, 
den die Brüder wählten, erwarb unter dem Sohne des Stifters 
das Recht, den Kaftvogt frei zu wählen. Unter dem Schutze 
und der Regierung dieſes Klofters, Allerheiligen genannt, wurde 
aus dem urfprünglichen Dorfe fpäter eine Stadt. 

Im dreizehnten Jahrhundert ſchon erfcheint die Stadt als 
Reichsſtadt. An der Epite ihres Rathes fteht der Schults 
beiß, den der Abt des Klofters beftellt, defien Amt aber damals 
faft erblich geworden zu fein fcheint. Den Vogt hatte früher 
auch der Abt ernannt; nun aber war die Reichsvogtei eine von 
dem Könige abgeleitete Würde. In vielen Stücden diente Zuͤrich 
den Schaffhaufern zum Vorbilde. Den Richtebrief der Zür- 
der nahmen fie audy für ihre Stadt ald Stadtbuch an). 

Zugleich mit Züri, St. Gallen und Rheinfelden Pins 
wurde auch die Stadt Schaffhaufen von Katfer Ludwig im 
Jahr 1330 den Herzogen Albrecht und Dtto von Oeſterreich ver- 
pfändet. Den Städten Züri und St. Gallen gelang ed, von 
dem Kuifer felbft einen Widerruf feiner Verpfändung zu erwirs 
fen und ſich von den Herzogen von Defterreich zu befreien. Yür 
Schaffhaufen dagegen wirkte die Verpfändung fort und die vor⸗ 
malige Reihsftadt fam nun unter die Hohelt Defterreihd. Bon 
da an wurde die Vogtei über Schaffhaufen im Namen der Her- 
zoge von Defterreich verwaltet und nahmen die Bürger von 
Schaffhaufen an den Kriegen derfelben audy wider die Eidgenoſſen 
Antheil. Doch wurden die hergebrachten Yreiheiten der Stadt 
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erhalten und überdem noch erweitert. Die Erinnerung, daß 
diefelbe eine Reichsſtadt, wenn fchon eine verpfändete Reichsſtadt 
fet, blieb lebendig unter der Bürgerfchaftz und fie unterließ «6 
nicht, für Erneuerung ihrer königlichen Freiheitsbriefe zu forgen. 
Nach dem Unglück der Herzoge von Oeſterreich bei Sempach 
wurde der Rath von Schaffhaufen erweitert und der Große Rath 
der Sechziger gegründet (1387). Dann erfaufte die Stabt im 
Jahr 1407 von dem Abte Berchtold die Schultheißenwürde, 
weldye bis dahin ein Lehen des Ktlofterd geweſen war und bradhte 
in ähnlicher Weiſe durdy Ankauf mandyerlei Rechte an fich, welche 
fonft von den Herzogen von Defterreich verliehen worden waren. 
Zu Anfang des fünfzehnten Sahrhunderts (1411) war der Grund» 
fag durchgeführt: „Alle Yemter, die Bogtei ausgenommen, 
„werden fünftig von der Stadt befeht.” Auch die Einrichtung 
von Zünften der Handwerker, nad) dem Vorbilde anderer 
Städte, ward nun auf frieblichem Wege erlangt, und ed traten 
die Zünfte der adelichen Stube zur Seite. Statt des Schult⸗ 
heißen wurde ein Bürgermeifter (ver erfte war Ritter Gott- 
fried von Hünenburg) als oberſtes Haupt der ſtaͤdtiſchen Obrigfeit 
ernannt. Der Rath befland aus vier Gliedern der adelichen 
Stube und den elf Zunftmeiftern. Für den Großen Rath 
famen die Sechfer der Zünfte hinzu ?). 

Die Verfaffungsänderung geſchah mit Zuftimmung des Hers 
3098, wenige Jahre vor dem Konzilium von Konftanz, welches 
für die habsburgifch=öfterreichifchen Befigungen in der Schweiz 
fo unglüdliche Folgen hatte. Die Acht, in welche 1415 Herzog 
Friedrich von Oeſterreich verfiel, zog auch den Verlurſt feiner 
Hoheitörechte über Schaffhaufen nad fih. Die Stadt fiel un- 
mittelbar an den Kaiſer und das Reich zurüd. Der geächtete 
Herzog, weldyer ſich zuerft nad Schaffhaufen geflüchtet hatte, 
mußte fliehen und die Stadt wurde von dem Föniglichen Heer: 
führer aufgefordert, fich zu ergeben. Nach reifer Berathung faßte 
fie einen würdigen Entſchluß. Sie wollte weder dem Herzog in 
feinem Unglüd untreu werden, noch ihre Stellung zum Reiche 


%) Joh. v. Müller (ver felbft ein Schaffhanfer war) Schweizer: 
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mißachten. Sie entſchloß fich, dem Könige die Schuld zu be- 
zahlen, um welche fein Borfahr im Reiche, Kaifer Ludwig, fie 
an Defterreich verpfändet hatte und fo ihre Freiheit durch eigene 
Mittel loszufaufen. Dagegen ficherte ihr König Sigmund das 
Recht zu, daß fie nie wieder von dem Reiche entfremdet werben 
ſolle °”). 

Einige Zeit fpäter verfuchte Defterreich wieder die Reichsftabt San 1 Sun 
unter feine Hoheit zu bringen und wurde von dem damaligen 
Kaifer Friedrich II. aus öfterreichifchem Haufe in biefen 
Verſuchen unterftügt. Bon den Eidgenofien, befonderd von 
Züri aus, wurde diefen Unterhandlungen entgegen gewirkt. 
Eine Zeit lang ſchwankte die Meinung der Bürger, ob fie ſich 
unter den Schirm Defterreich8 begeben oder mit den Eidgenoflen 
verbünden wollten. Die ungeltüme und drohende Art, wie der 
Ritter Bilgeri von Neudorf Unterwerfung unter Oefterreich fors 
derte, entfchied für den Anfchluß an die Schweiz, und während 
jener Ritter vor den Thoren der Stadt auf die Uebergabe der 
Schlüſſel wartete, ritten die Boten von Zürih, Bern, Luzern, 
Schwyz, Zug und Glarus über die Rheinbrüde in die Stadt 
und beſchwuren mit den Bürgermeiftern und Räthen der Stadt 
einen Bund auf 25 Jahre’), den 1. Juni 1454. Die Eidges 
nofien verfprachen, die Stadt bei dem heiligen roͤmiſchen Reich 
zu ſchirmen und wider jeden Angriff zu vertheidigen, und hin⸗ 
wieder ſchwur der Rath und die Gemeinde von Schaffhaufen, 
daß die Stadt in allen Kriegen den Eidgenoffen offen ftehen und 
ihnen Hülfe leiften folle. Schaffhauſen verfprad, ohne Eins 
willigung der Eidgenofien feinen Krieg zu beginnen und fi, 
wenn ein Gegner ihnen ein Rechtsverfahren anbiete,. dad nad 
der Anjicht der Eidgenofien billig fei, dem zu fügen. 

Die Stärfe, welche Schaffhaufen durch den Bund mit den 
Eidgenofien erlangt hatte, wurde offenbar in der Fehde, welche 
für Mühlhaufen und Schaffhaufen gegen Oeſterreich geführt 
ward (1468). In derfelben belagerten die Eidsgenofien Walds⸗ 
hut am Rhein und nöthigten dadurch den Herzog von Defterreich 
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zu einem für Schaffhaufen vortheilhaften Frieden ). Aber auch 
die Schaffhaufer ftanden ihren Eidgenofien in den Burgunders 
friegen reblich bei. Als der Bund ausgelaufen war, fanden 
daher beide Theile nicht an, denfelben wieder auf 25 Jahre zu 
erneuern, den 12. März 1479. 
u Bund. Nach Beendigung des Schwabenkrieges ward nun aud) 
Schaffhauſen mit Bafel als ein Ort der Eidgenoſſenſchaft in 
den ewigen Bund aufgenommen. Der Bund wird von den 
elf Orten, unter denen die neu aufgenommene Stadt Bafel 
als neunter Ort, vor Freyburg und Solothurn aufgezählt 
wird — ein merfmwürdiges Zeichen, wie hoch ihr Beitritt zur 
Eidgenofienfchaft geehrt wurde — auf der einen und dem Bürs- 
germeifter, Räthen und Burgern und ganzer Gemeinde der Stadt 
Schaffhauſen auf der andern Seite abgeſchloſſen. 

Bunbeshälfe. 1) Beide Theile verfprechen ſich Hülfe in Krlegenöthen, auf 
vorherige Mahnung des angegriffenen oder bedrohten Theiles und 
auf eigene Koften bei jäher Gefahr, au ohne Mahnung, wie 
das geübt wird unter den Eidgenofien. 

2) Eroberungen find gemeinfam und werden von den Orten 
zu gleichen Tcheilen befeflen, die an dem Kriege Thell genommen 
haben. 

— 3) Bei Streitigkeiten mit den eidgenoͤſſiſchen Orten ſenden 
beide Parteien zwei ehrbare Maͤnner nach Baden im Aargau, 
die ſchwoͤren, die Stoͤße und Sachen zu Minne oder zu Recht 
foͤrderlich zu richten. Wie die ſechs oder die Mehrheit aus ihnen 
es erkennen, dabei ſoll es bleiben. Theilen ſie ſich in zwei gleiche 
Hälften, fo ſollen ſie inwendig der Eidgenoſſenſchaft einen ges 
meinen Mann zu fidh erkiefen; diefer fol von feiner Obrigkeit 
angewiefen werben, fi) mit den vieren der Sache anzunehmen 
und diefelbe förderlich auszurichten. 

Seiter rauf. A) Beide Theile verſprechen ſich gegenfeitig feilen Kauf für 
fi) und die ihrigen, ohne weitere Befchwerung mit irgend wels 
hen neuen Zöllen. 

Befondere 5) Schaffhaufen verpflichtet fi, in Zufunft feine neuen 


Gtellung 
Schaffhauſens 


3) Das Friedensinſtrument bei Tſchudt U, S. 690. 
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Bünde einzugehen, außer in Gemeinſchaft mit den Eidgenoflen 
oder mit dem Rathe des mehreren Theiles unter denfelben. 

6) Ferner fol Schaffhaufen, wenn die Stadt mit einem 
Feinde zu Krieg kaͤme und ein Friede oder eine Richtung aner- 
boten würde, welche die Eidgenofien insgeſammt oder deren 
Mehrheit ver Stadt „nüslich und ehrlich ” dünfte, darein auch 
ſeinerſeits freundlich und gütlidy willigen. 

7) Würde unter den Eidgenofien felbft Krieg und Aufruhr 
entftehen, wad Gott verhüten wolle, fo mögen die Schaffhaufer 
durch ihre Botfchaft dahin arbeiten, daß folcdher Aufruhr, Zweiung 
und Späne befeitigt werden. Wenn dieß aber nicht erhältlich 
if, fo fol Schaffhaufen keinem Theile helfen, ſondern ftille 
ſitzen, vorbehalten den Antheil an den Friedensunterhandlungen. 

8) Beide Theile behalten fi vor den heiligen Stuhl zu 
Rom und das heilige römifche Reich, ſowie ihre hergebrachten 
Gerichte, Geſetze, Freiheiten, guten Gewohnheiten und gutes 
Herfommen und die alten Bünde. Auch behalten fie fi) vor, 
in Zufunft an diefem Bunde zu neuern, zu mindern oder zu 
mehren, worüber fie „einhellig” werben follten, daß es ihnen 
zum Ruten und zum Guten diene. 


3wölftes Kapitel. 
Appenzell im ewigen Bunde. 


— — . 


Die Appenzeller. — Bund mit den Reichsſtädten 1377. — Annäherung 
an die Eidgenoſſen. — Burg⸗ und Landrecht von 1411. — Appen⸗ 
zell als zugewandter Ort; ewiger Bund vom 16. November 1452. 
— bene als eibgenäffiger Ort. Ewiger Bund vom 16. De: 

Bundeshülfe. — Rechtsverfahren. — Cigenthüm⸗ 
iche Stellung Appenzeils. — Borbehalt. — Dreizehn Orte. 


Das KHlofter St. Ballen hatte in alter Zeit in den hohen 
Bergdörfern des Landes Appenzell grunpherrliche Rechte erworben. 
Biele Ritter und Dienftleute faßen dort auf Lehen und 


Vorbehalte. 


Die 
Appenzeller. 





Bund mit ben 


Reicheftadten, 
1377. 


Annäherung 
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Hofgütern der Abtei, und die Zahl der St. Gallifchen Gotte s6⸗ 
hausleute war groß. Doch gab es außer ihnen audy einzelne 
freie Grundeigenthümer.. Ammänner übten im Namen des 
Abtes die grundherrliche Gerichtöbarfeit aus. Die Bogtei fand ' 
dem Reihe zu, bis auch fie im Jahr 1345 von Kalfer 
Ludwig") dem Abte von St. Gallen pfandweife überlaflen 
wurde. 


Sm Jahr 1373 verbanden fi) die Landleute von Appens 
zell, Huntwil, Gais, Urnäfhen und Teuffen, mit 
Zuftimmung des Abtes, mit den Reichsſtaͤdten Ulm, Konftanz, 
Rotwil, Wyl, Lindau, St. Gallen und andern, und 
durch Vermittlung der verbündeten Städte erlangten fie auch 
größere Einheit und Selbftändigfeit ihrer Verfaffung. Den beiden 
Städten Konftanz und Et. Gallen wurde von dem Bunde em: 
pfohlen, ſich der „vier Ländlein” (Appenzell, Huntwil, Urnäfchen 
und Teuffen) insbefondere anzunehmen, mit Rath und That. 
Sie follen dafür forgen, daß die Landleute jährlich unter ihnen 
dreizehen, oder wenn das ihnen befler fcheine auch minder oder 
mehr, Männer erwählen zur Beforgung ihrer gemeinfamen An- 
gelegenheiten, zur Bertheilung und zum Bezuge der Steuern. 
Wollte Semand diefelben mit ungebührlichen Steuern belaften 
oder Eränfen, fo wollen ihnen dagegen die Städte beholfen fein. 
Wollte ein Landmann biefer Landesobrigfeit nicht gehorfam fein, 
fo foll er dazu genöthigt werden. Von da an hatten die Appen- 
zeller eine gemeinfame Landsgemeinde*) und wohl auch einen 
von diefer gewählten LZandammann. 


Der große Krieg zwiſchen Defterreich und der Eidge- 


ivarmoffen. noffenfchaft, in welchem bei Sempady und bei Näfeld der. 


Adel von den Bauern geföhlagen und die Macht Oeſterreichs in 
biefen Gegenden gebrochen ward, lenkte indefien die Aufmerkfam- 
keit der Appenzeller mehr nad) den Eidgenoffen hin und fteigerte 
ihre Neigung, fi der Hoheit ded Abtes von St, Gallen zu 


0) Zellweger, Urkunden zur App. Geſchichte. No. 73. 
4) Zellweger, App. Geſchichte Bb. 1. S. 285 ff. und Urkunden 
No. 116. 
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entziehen und die mancherlei Laften, die zu Gunften der Abtei 
auf ihren Gütern und Berfonen hafteten, zu vermindern oder zu 
befeitigen. In Schwyz voraus, weniger in den übrigen Orten, 
fanden fie Unterftügung ihrer Wünfche und Anleitung, wie fie 
zur Erfüllung derfelben gelangen fünnen. Schon im Jahr 1402 
nahmen die Schwyzer fie in Ihr Landrecht auf und halfen 
ihnen den Krieg gegen den Abt von St. Gallen beftehen, in 
weldyem zuerft der Kriegeruhm der Appenzeller gegründet ward 
(1403 — 1408). Durdy den Spruch des Könige Ruprecht 
wurde der Friede mit dem Abte hergeitellt, nachdem es vorher 
den Eidgenofien gelungen war, eine Richtung zwifchen ihnen 
und dem Grafen Friedrich von Toggenburg zu machen. Die 
Appenzeller wurden genöthigt, auf ihre Bünde außer Landes zu 
verzichten und die Rechte des Abtes wieder anzuerfennen. Aber 
fie blieben vor der Gefahr, daß die im Kriege zerftörten Schlöfler 
in ihrem Lande wieder aufgebaut werden, befreit und wurden 
mit allen Radygahlungen der verfallenen Zinfe und Steuern 
verfhont ). Sie hatten an innerer Kraft und Außerem Anfehen 
durch den Krieg fehr zugenommen und darin lag ein großer 
Fortſchritt zu völliger Unabhängigfett. 


Nur mit Vorficht aber nahmen die Eidgenofjen die Appens Burg- und 


zeller in ihren Schirm. Sie ehrten zwar die Tapferfeit und 
Energie diefes Bergvolkes, aber fie fürdhteten von den leicht be⸗ 
weglichen und aufregbaren Neigungen und dem unbändigen Sinn 
vefielben, der ſich über die Schranfen der Ordnung und des 
Rechts rafch hinweg febte, in mancherlei Händel verwidelt zu 
werden. Befonders Zürich hatte anfangs große Bedenken, ſich 
näher mit den Appenzellern zu verbinden. Als aber diefe gelob- 
ten, fie wollen gegen den Abt von St. Gallen halten, wozu ihr 
Eid fie verpflichte, den Eidgenofjen gehorfam fein und ohne deren 
Willen feinen Krieg anfangen, fo wurden fie von den fieben 
Drten (Bern hielt fi) davon fern) unterm 4. November 1411 
in ihr gemeinfames® Burg» und Landredht und dadurch in 
den Schirm der Eidgenofienichaft aufgenommen unter folgenden 
nähern Bedingungen : 


2) Zellweger, Gefhichte 1. S. 385. Urkunden No. 197 u. 202. 
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1411. 


184 Das Stanzerverfommniß u. die V fpäteren Orte, 


1) Die Appenzeller find ſchuldig, auf Mahnung der eldge- 
nöffifhen Orte hin auf ihre eigenen Koften Hülfe zu bringen, 
ohne Widerrede und ohne Verzug. 2) Bedürfen die Appenzeller 
umgefehrt der Hülfe der Eidgenoffen in ihren eigenen Kriegen, 
fo mögen fie davon die eidgenöfftfchen Orte unterrichten, und 
diefe erfennen fodann darüber, ob und weldye Hülfe nöthig fet 
und fenden die benöthigte Hülfe auf Koften der Appenzeller. 
3) Sollen die Appenzeller feinen Krieg anfangen noch außerhalb 
der Eidgenoſſenſchaft Semandem beholfen fein, ohne Wiſſen und 
Millen der Eidgenofien. 4) Der Schuldner wird da belangt, 
wo er feßhaft iſt. 5) Bedürfen die Appenzeller des Rathes der 
Städte und Waldftätte, fo wollen diefe ihre Boten auf Begehren 
und Koften der Appenzeller zu ihnen fchiden. 6) Gerathen die 
eidgenöffifchen Orte unter einander in Zwift, fo follen die Appen⸗ 
zeler feinem Theile helfen, außer daß fie durch ihre Boten zum 
Frieden wirken mögen. 7) Sie fhmwören, den Eidgenofien oder 
deren Mehrheit gehorfam zu fein. 8) Die Eidgenofien behalten 
fi) vor, diefe Beftimmungen zu mindekh oder zu mehren *). 

Appenzell ale Nach Beendigung ded Zürichkrieged wurden die Appenzeller 


"On; enge aus „ewigen Burgern und Landleuten“ der Eidgenoffen 


Sumv 16 0 zu ewigen Eidgenoffen“ erhoben. Durch den Bund vom 
16. November 1452 wurden folgende Abänderungen an dem 


früheren Burg» und Landrecht getroffen: 


1) Die Eidgenofien behalten ſich zwar noch vor, felber zu 
entfcheiden, ob die Appenzeller der begehrten Hülfe wirklich bes 
dürfen; aber fie übernehmen nun, die Hülfe in eigenen Koften 
zu fchidden, wie auch die gemahnten Appenzeller auf ihre Koften 
den Eidgenoſſen Hülfe zu bringen fehuldig find. 

2) Kommen die Appenzeller mit Iemandem zu Krieg und 
wird ihnen deshalb Necht angeboten, wie es die Eidgenoflen 
insgefammt oder in ihrer Mehrheit für ehrlich Halten, fo follen 
fie darin den Eidgenofien gehorfam fein und ſolches Recht ans 
nehmen, ohne Widerrede. 

3) Die Appenzeller dürfen fi, ohne der Eidgenoflen Willen 


#3) Zellweger, Urfunden No. 213. 
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und Willen, mit feinem Herren noch mit Stäbten weiter ver: 
bünden. 

4) In Zwiſten unter den Eidgenofien follen die Appenzeller 
zu friedliher Richtung helfen; wenn diefe aber nicht erhält- 
lich ift, ver Mehrheit der eldgenoffifchen Orte zuftehen. 

5) Die Eidgenofien behalten ihre Altern Bünde und bie 
Appenzeller den Kaiſer und das römifche Reich vor. 

6) Abänderungen des Bundes find in Zufunft nicht mehr 
in die Willkuͤhr der eidgenöffifchen Orte gelegt, fondern nur zus 
läffig, wenn alle Betheiligten einhellig darüber find *). 


Durch diefen Bund gelangten die Appenzeller aus ber 
Stellung von fhußbefohlenen, der politiſchen Vogtei der Eid- 
genoffen unterworfenen Leuten zwar noch nicht zu gleichem 
Recht mit den fieben Orten (auch dießmal wieder nahm Bern 
feinen Antheil an dem Bunde), aber doch in das Verhältniß, 
welches im Berfolg ald das der zugewandten Orte bezeich- 
net wurde. In weiterem Sinne fünnten fie nun wohl als ein 
etdgenöffifcher Ort bezeichnet werden. In engerem Sinne 
aber wurden fie doch von den eigentlichen eidgendffifchen Orten 
unterſchieden. Sie wurden noch nicht regelmäßig, fondern nur 
zu ſolchen Gefchäften, welche fie unmittelbar angingen, zu den 
eidgenöffifihen Tagen berufen und hatten auf die gemeinen 
Herrfchaften keinen Anſpruch. Auch beftand immer noch eine 
gewiſſe — wenn ſchon um vieles gemilderte — Abhängigkeit 
des Landes von der Eidgenofienfchaft. Die Rechte des Abtes 
aber wurden durch die Öfteren Fehden und Friedensſchlüſſe ſowie 
durch fchledrichterliche Sprüche und durch Loskäufe mehr und 
mehr aufgezehrt und befchränft und die Selbftändigfelt der appen- 
zellifchen Gerichte wurde durch koͤnigliche Privilegien anerfannt. 
Die einheimifche Landesobrigfeit war mit aller, auch der höchften 
Gewalt ausgerüftet; und fehon im Jahr 1436 hatte der Abt 
von St. Gallen felbft von dem Kaiſer Sigmund erlangt, daß 
der Blutbann für die Zufunft den Appenzellern felber vers 
lieben werde. 


#4) Zellweger, Urkunden No. 337. 
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kn Im Jahr 1513 endlich glüdten die mehrjährigen Verſuche 

Drt. Ewiger der Appenzeller, unter die Stände der Eidgenofienfchaft mit 

—— vollem Rechte aufgenommen zu werden. Alle zwoͤlf Orte nahmen 
nun an dem ewigen Bunde mit Appenzell vom 16. Dezember 
1513 Antheil. In demſelben wurde nun 


Bundethulfe. 1) Gegenſeitige Huͤlfe auf gegenſeitige Mahnung hin 
beſtimmt und auf eigene Koſten des Huͤlfe gewaͤhrenden Theils, 
mit dem Vorbehalt jedoch, daß die übrigen Eidgenoſſen ſich nur 
verpflichten, innerhalb der appenzellifchen Landmardhen den Appen⸗ 
zellern Hülfe zu gewähren, darüber hinaus nur, wenn es ihnen 
wohlgefalle. Bei jäher Gefahr hilft man fi) nady Geftalt der 
Sachen förderlich, audy ohne Mahnung. 

2) Die Eroberungen in gemeinfamen Kriegen find ger 
meinfam. 

5 ) In Streitigkeiten Appenzelld mit andern eidgenoͤſſiſchen 
Drten kommen beide Barteien nady Baden im Aargau zufammen, 
fobald der Hagende Theil darum mahnt. Jeder Theil ernennt 
zwei Schiedmänner, und diefe, wenn fie ſich in zwei Hälften 
theilen, erwählen innerhalb der Eidgenoflenfchaft einen gemeinen 
Mann, der von feiner Obrigkeit angewiefen wird, ſich mit den 
PVieren der Sache anzunehmen und zu richten. 


4) Seller Kauf fol ohne weitere Beſchwerung mit neuen 
Zoͤllen gewährt fein. 
Finentbümtise 5) Die Appenzeller wollen ſich nicht weiter verbünden, noch 
Appenzelld. Krieg anfangen, außer mit Zuftimmung der Eidgenoflen; doch 
behalten fie ſich vor, Landleute aufzunehmen, die bei ihnen 
wohnen. Bei ihren Friedensſchluͤſſen wollen fie thbun, was die 
Mehrheit der Eidgenofien für nüglic und ehrlich erklärt. 


6) Bei Kriegen unter den Eidgenoſſen dürfen die Appenzeller 
feinem Theil helfen, fondern follen fill figen und den Frieden 
zu vermitteln tradhten, Ihre Aufgabe wurde fomit nun der von 
Bafel und Schaffhaufen gleichgeftellt und fo die Macht der 
vermittelnden Stände verftärft. 


Vorbehalt. 7) Alle Eidgenoſſen behalten fidy den römifchen Stuhl und 
das römifche Reich fowie ihre hergebrachten Freiheiten und Rechte 





$. 12, Appenzell im ewigen Bunde, 187 


vor. Züri und Luzern behalten fich das Burgredht, Schwyz 
und Glarus das Landredyt vor mit dem Gotteshaus St. Gallen; 
beide Theile die Alteren Buͤndniſſe, Abänderungen diefed Bundes 
geſchehen mit einhelligem Rathe. 

Durdy die Aufnahme Appenzells war nun der Kreis der Dzeizebn 
dreizehn eidgenöſſiſchen Orte vollendet, wie er bis zur 
belvetifchen Revolution von 1798 fortbeftand, ohne ſich durch 
neue Glieder in diefer langen Zeit zu erweitern. 


Biertes Buch. 


Die zugewandten Orte 
und die gemeinen Herrſchaften. 


Ve — mn — — 


Dreizehntes Kapitel. 
Die zugewandten und verbündeten Orte. 


— — — 


Die zugewandten und verbündeten Orte. — Gerſau und Weggis. — 
Glarus und Appenzell. — Der Abt von St. Gallen. — 
Ewiges Burg: und Landrecht von 1451. — Vertrag mit Abt Ulrich 
von 1479. — Die Stadt St. Gallen. — Ewige Freundfchaft; 
1454. — Die Stadt St. Gallen unabhängig von der Abtei; 1456. 
— Die Stapdt Biel. — Mühlbaufen. — Stadt Rottweil. 
— Graubündten. — Gotteshausbund von 1396. — Grauer 
Bund von 1424. — Der —— — Die drei Bünde. — 
Bund mit den Eidgenofien. — Sehngerichtenbund. — Das Wallis. 
— Xeltere Verhältnifie. — Bifchof Walther von Superfar. — Das 
FürftenthHum Neuenburg und Balengin. — Klaflen ver Ein- 
wohner. — Bündniſſe. — Die Stadt Genf. — Der Biſchof 
von Bafel. 


en Außer den dreizehn eidgenöffifhen Orten waren 
noch mehrere Herren, Städte und Länder mit der Eid⸗ 
rie. genoſſenſchaſt in dem Sinne verbunden, daß fie ſich an die Macht 
diefer anlehnten und großen Theil auch das Schickſal diefer 


theilten. Man nannte diefe Orte die zugewandten, eben weil 
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fie fi, ohne als gleidhberedhtigte Glieder des eidgensffifchen 
Bundes aufgenommen zu werten, dennoch ſich der Eidgenoſſenſchaft 
angefchlofien, ihr zugewendet hatten. Das Verhaͤltniß dieſer 
zugewandten Orte ift aber wieder nicht in allen Fällen das’ Ihe, 
Es laſſen fi) hier mancherlei Abftufungen denken in ber Ark der 
Verbindung fowohl als in ihrer Ausdehnung und es zeigt ſich 
auch wirflidy eine große Mannigfaltigfeit in den Erfcheinungen. 


Der Name iſt erſt fpäter aufgefommen, die Sache felbft „on ahams. 
reicht bis in die erfte Zeit der ſchweizeriſchen Bünde hinauf. 
Das erfte Beifptel ift das der Kirchgemeinden Gerfau und 
Weggis am Vierwaldftätterfee, welche fehon im Jahr 1332, 
gleichzeitig mit Luzern, den ewigen Bund befhworen‘). Es 
wurde ihnen damals zwar noch Feine Urkunde zugeftellt und ihrer 
nicht einmal in der Bundesurfunde der vier Orte gedadyt. Aber 
nach glüdlicher Beendigung des großen Krieges zwiſchen Defter- 
reich und Zürich wurden die Kirchgenofien von „Gerfau und 
Weggis“ urkundlich ald „Eidgenoſſen“ anerkannt und verfpradyen 
diefelben, jeder Mahnung der Orte zu folgen, 1. Yuguft 1359 °). 
Nachdem aber die Stadt Luzern die Vogtei über Weggis erfauft 
hatte, gelangte der Ort vollftändig unter die Hoheit Luzerns 
wie andere Vogteien und Herrfchaften der Stadt; und fo büßte 
er die Selbftändigfeit ein, in welcher allein er die Stellung eines 
zugewandted Ortes faftifch geltend machen konnte). Gerfau 
dagegen erwarb mit der Zeit volle Freiheil und die hohe und 
niedere Vogtei für ſich felberz; fogar den Blutbann: Die Fleine 
Republif, gefhügt durch ihre ſchwer zugängliche Lage, behauptete 
ihre Selbftändigfeit, bis fie in Folge der helvetiſchen Revolution 
zum Theil eines größeren Ganzen wurde. Sie folgte ven Mah⸗ 
nungen eined jeden der Drte Luzern, Uri, Schwyz; und 
Unterwalden; doc fland fie den Schwyzern am nädhften. 


Auch der erſte ewige Bund, weldhen die Eidgenoſſen mit @iarus un 
Glarus eingingen, begründete das Berhältniß eines zugewandten rrenze 


1) Kopps Urfunden ©. 165. 
2) Samml. der eidgen. Abſchiede in Beilagen No. 21 und 22. 
5) Kopp a.a.dD. 


10 Die zugewandten Drte u. d. gemeinen Herrſchaften. 


Ortes; und ebenfo flanden die Appenzeller anfänglidy bloß unter 
der Schirmhoheit der fieben Orte und fliegen nur allmälig zu 
dem Rechte der wirklichen eidgenöfftichen Orte aufwärts. 
Der Abt von „Sn ein ſolches Verhaͤltniß zu den Eidgenofien trat auch der 
Abt von St. Ballen im Jahr 1451 ein. Der Abt vieles 
uralten hochberühmten Kloſters, das iriſchen Miffionären feine 
erfte Stiftung zu danken hatte und während des Mittelalters als 
ein Lichtpunft religiöfer Gefittung und der Wiffenfchaft welt 
umher erglänzte, der Abt dieſes Klofters hatte ſchon in alter 
Zeit den Rang und die Rechte eines deutſchen Reichsfürſten 
erlangt und über ein weites Gebiet Herrfhhaftsrechte erwor- 
ben, die er mit der Zeit zu wahrer Landeshoheit fteigerte. 
Hatte der Abt im dreizehnten und vierzehnten Jahrhundert 
vorzüglich an den Bögten des Klofterd Rivale gefunden, welche 
ihn in feiner Herrfchaft befchränften und ihm mancherlei Nutzun⸗ 
gen entzogen, bis endlidy das Klofter die Vogteien wieder an 
fih felber brachte, fo Fam feit dem fünfzehnten Sahrhundert vors 
naͤmlich die Gefahr für feine Regierung von unten ber, von 
Seite der Bogtei- und Gotteshausleute, weldye in mandyen 
Thälern und auf mandyen Bergen feines Fürſtenthums nad) 
größerer Unabhängigkeit trachteten und ſich feiner Herrfchaft 
zu entziehen und feine Nutzungsrechte abzuwälzen lüftern 
waren. Den Appenzellern war dieß ſchon zu großem Theil ges 
lungen, und auch die Stadt St. Gallen nahm damals eine 
drohende Haltung an. Der Abt Kaſpar von Xandenberg 
und mehr noch als diefer leichtfinnige und verſchwenderiſche Fürft, 
der Konvent, empfand das Bepürfnig eines ftarfen weltlichen 
Schutzes lebhaft. Diefer erkannte mit richtigem Blicke, daß dem 
Klofter diefer Schub nur von den eidgenöfiifchen Orten fommen 
fönne, Demgemäß unterhandelte derfelbe mit Zürich, Luzern, 
Schwyz und Glarus um ein ewiges Burg- und Randredht. 
Die Auswahl gerade diefer Orte war fehr Flug. Der jeweilige 
Abt Fonnte darauf zählen, wenn nicht jeder Zeit bei allen vier, 
doch bei einzelnen derfelben bereitwillige Unterftügung zu finden, 
und zugleidh wenn der Unabhängigkeit des Klofters von Seite 
der Schirmorte felbft Gefahr drohen follte, in den natürlichen 
Gegenfäten der Städte und der Länder und den verfchiedenen 
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Interefien des Zürich⸗ und Vierwaldſtaͤtterſees Stoff genug zu 
finden, um ein gemeinfames Einfchreiten derfelben abzuwenden. 
Im Auguft 1451 wurde dad ewige Burg. und Lands 


Gmwiges Burg- 
und Landrecht 


recht abgefchloffen *). Der Abt und der Konvent von St. Gallen "Dom 1451. 


gehen für fid, und ihre Nachkommen, die Bürger von Wyl und 
alle ihre Angehörige und deren Nachlommen ein ewiged Burg⸗ 
und Landrecht ein mit Zürich, Luzern, Schwyz und Glas 
tus, zum Schirm des Landes und Friedens und zu allgemeinem 
Augen und Frommen, unter nachfolgenden Bedingungen : 

1) Der Abt Kaſpar ſchwoͤrt für fi und feine Städte, 
Schloͤſſer, Thäler, Länder und Leute, dieß Burg⸗ und Landredht 
mit den obgenannten „unfern $reunden von Städten und 
Ländern” ewiglidy zu halten und nichts zu thun, was zur Aufs 
Löfung defielben führen könnte. Ebenſo follen auch die Seinigen, 
die ihm noch nicht geſchworen haben und noch im. Verfolg ihm 
fhwören werden, dies Burg⸗ und Landrecht auch beichwören. 
So oft ein neuer Abt gewählt wird, fo follen er und die Seinen 
diefe Eide erneuern. 

2) Der Abt und der Konvent verpflichten fi, mit der Stabt 
Myl, den Feften Mberg und Rorſchach und mit der „Berechtig- 
feit ihrer Burgfäßen” ihren obgenannten „Freunden, den Eid⸗ 
genoſſen“ gehorfam, gewärtig und hilflich zu fein, wenn fie 
deffen bedürfen in ihren Nöthen in den Ländern zwifchen dem 
Züriche und dem Bodenfee, auf eigene Koften. 

3) Alle Städte und Schlöffer in dem Lande zwifchen den 
beiden Seen, welche dem Abte zugehören oder von Ihm erworben 
werben follten, follen der genannten Eidgenofien „offene Häufer“ 
fein zu allen ihren Kriegsnoͤthen, doch ohne der Städte oder 
Schlöffer Schaden. Verlegen die Eidgenofien Truppen dahin, 
fo müffen fle diefelben beſolden, die Städte aber um befcheidenen 
Kauf Nahrung liefern. 

4) Käme der Abt oder feine Angehörigen zu Streit mit 
Semandem, und würde dieſer zu Recht bieten auf die vier Städte 
und Länder, fo fol der Abt ſich diefes Recht gefallen lafien und 
auf Mahnung der Sunk und Länder von dem —— abſtehen. 


9 Tſchudi II. © 565. 
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5) Begehrt er Botfchaft und Rath von venfelben, fo fol 
man ihm das nicht verfagen, jedoch in feinen Koften und inner- 
halb der Seen. 

6) Alles in der Meinung, daß das Gotteshaus bei feinen 
Herrlichkeiten, Rechten und Freiheiten, die von Wyl, berg 
und Rorſchach bei ihren Gerechtigfeiten und freiem Zug und die 
Gotteshausleute auch bei dem freien Zug verbleiben und bie 
Schirmorte „ihr Beſtes und Waͤgſtes“ an-ihnen thuen, wie an 
andern ihren Burgern und Landleuten. 

7) Vorbehalten bat fi der Abt den Papſt und den Kaifer 
und die Rechte der Geiſtlichkeit. 

Das Toggenburg, welches mit Schwyz und Glarus ein 
befonderes Landrecht hatte, gehörte damals nody nicht zur Abtei 
St. Gallen, und ald der Abt Ulrich VIII. die Herrfchaftsrecdhte 
darüber anfaufte, willigten die Stände Zürich und Luzern 1469 
darein, daß die Toggenburger ihren Mahnungen nicht folgen 
müflen und von dem Bunde mit den vier Schirmorten aus: 
gefchlofien bleiben ®). 


Berteag mit Derfelbe Abt Ulrich, welcher die zerrüttete Defonomte des 
von 1479. Kloſters hergeftellt, eine Menge von Herrichaftsrechten deflelben 
bereinigt und neue erworben hatte, fchloß fi) noch enger an 
bie vier Schirmorte an im Jahr 1479. Er ging mit denfelben 
einen Bertrag ein, wornady die Schirmorte abwechſelnd je eines 
auf zwei Jahre aus ihren Raͤthen einen „fürfichtigen, frommen, 
redlichen und geftandenen welfen Mann mit zwei Pferden und 
einem Knecht in ihrem Namen und mit ganzer Vollmacht“ er: 
nennen und zu ihm feben follen. Der fol der „Landſchaft 
Hauptmann“ fein und heißen, dem Gotteshaus mit Hülfe, 
Rath und Troft beiftehen und dem Abte zu des Gotteshaufes 
Nugen und Frommen gehorfam erfheinen. Er wird von dem 
Abte befoldet und bezieht zu Handen der vier Schirmorte bie 
Hälfte aller eingegangenen Bußgelder (Urkunde von 1490). 


— 





5) Simmler, Regiment der Eingenofien, herausgegeben von Zen. 
©. 271. Bon Arr, Geſch. von St. Gallen I. S. 342 ff. 
6) Stmmler aa. D. ©. 2772. 
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Es war das nichts anderes als die Erneuerung der alten Klo⸗ 
flervogtel, den veränderten Zeitnerhältniffen angepaßt. Zugleich 
gelobten die vier Schirmorte, fich Feiner weiteren Gewalt über 
das Klofter anzumaßen und keine feiner Rechte antaften zu wollen. 


Die Stadt St. Gallen, urfprünglid der Abtei unterthan Die Start 
und von der Immunität des Klofterd umfchloffen, war doch 
frübzettig einiger Maßen erftarft und ſchon im dreizehnten Jahr⸗ 
hundert als mittelbare Reichsſtadt anerfannt worden, und König 
Rudolf hatte ihr das Privilegtum ertheilt, daß fie von den 
Aebten nicht verpfändet und von dem Reiche nicht getrennt 
werden folle”). Indeſſen befaß der Abt noch lange bedeutende 
Hoheitörechte in der Stadt. Sogar ind Bürgerrecht der Stabt 
erteilte er die Aufnahme. An der Spite der ftädtifchen Obrig⸗ 
feit ftand noch während des vierzehnten Jahrhunderts der von 
dem Abte ernannte Ammann, und der flädtifche Rath, mel 
her gegen Ende des dreizehnten Jahrhunderts der Stadt vers 
willigt worden imar, wurde von dem Abte in feinem Amte 
jederzeit beftätigt. 

Auf der andern Seite ging St. Gallen ſchon im dreizehnten 
und wiederholt im vierzehnten Sahrhundert mit andern Reichs⸗ 
ſtaͤdten Bünbniffe ein, erhielt während des vierzehnten Jahr⸗ 
hunderts ſtaͤdtiſche Bürgermeifter, durch welche mit der Zeit 
das Anfehen und die Macht des Ammanns verdrängt wurde, 
und erwarb im Jahr 1401 von König Ruprecht den Blutbann 
und die Reichsvogtei für den jeweiligen Ammann, ber doch 
jeder Zelt ein Bürger der Stadt fein mußte und ſchon darum 
unter ihrem Einfluffe land‘). Kalfer Sigismund gab ihr 
1430 das Recht, daß der Rath ven Reichsvogt erwählen und 
unter defien Vorſitz über das Blut richten möge. Bon da an 
wurde dann gewöhnlich der nicht im Amte ftehende Bürgermei⸗ 
fier zum Reichsvogte beftellt. Der Bürgermeifter und bie 
ſechszehn Räthe, denen nun auch ſechs Zunftmeifter 


) Bon Artra.a.D.16©. 453. Hartmann, Gef. d. Stabt 
St. Ballen S. 35 von Friedrich N. im Jahr 1212. 
8, Hartmann a. a. O. ©. 88. 
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beigegebeu wurden, wechfelten alle ſechs Monate”). Und für 
wichtige Angelegenheit ward auch ein Großer Rath beftellt. 

Die natürliche Entwidlung der anfehnlichen und dem Handel 
ergebenen Stadt forderte größere Selbftändigfeit und Unabhän- 
gigkeit von dem Klofter; von Zeit zu Zeit erhoben ſich daher 
Differenzen zwifchen jener und dieſem. So aud in der Mitte 
des fünfzehnten Jahrhunderts, als das Klofter, eben um ſich 
fiherer zu ſtellen auch der Stadt gegenüber, den Schuß der vier 
eidgenöffifhen Schirmorte erwählte. Da befchloß die Stabt, ſich 
ebenfall8 an die Eidgenofien anzufchließen; und es kam wirklich 
im Jahr 1454 eine ewige Verbindung zu Stande, durch weldye 
audy fie in die Stellung eines zugewandten Ortes Fam '). 

Ewige Die ſechs Städte und Länder Zürich, Bern (damals noch 

Greumisoft hatte Bern ſich mit den Appenzellern nicht verbünden wollen), 

Luzern, Schwyz, Zug und Glarus gehen mit dem Burs 

germeifter, den Räthen und den Burgern von St. Gallen zu 

alfeitigem Nuten, Frommen und Schirm eine „ewige Freund⸗ 

f&haft“ ein, und nehmen die St. Galler unter folgenden Bes 
dingungen zu „ervigen Eidgenofien* an: 

1) Die ſechs Orte und jedes aus ihnen hat das Recht, in 
Kriegen die Stadt St. Gallen um Hülfe zu mahnen, und dieſe 
ift fchuldig, der Mahnung Folge zu leiften und auf ihre Koften 
Hülfe zu fenden. 

2) Würde die Stadt St. Gallen zwifchen dem Rhein und 
dem Gebirg Krieg gewinnen und der Hülfe der Eidgenofien 
bedürfen, fo mag fie das den Orten „verkünden und zu wifien 
thun” (da8 Wort mahnen wird mit Abficht hier vermieden), 
und es follen dann die Eidgenoflen in ihren Koften der Stadt 
mit guten Treuen Hülfe fenden. 

3) Die Stadt darf mit Niemandem Krieg anfangen und 
auch außerhalb der Eidgenoffenfchaft Niemandem im Krieg bes 
holfen und berathen fein, ohne die ſechs Städte und Länder oder 
ihrer Mehrheit Rath, und Gunft, Wiffen und Willen. 

4) Würde einer, mit dem die Stadt einen Streit hatte, vor 


9) Hartmann ©. 124. 128 ff. 
20) Tſchudi I. ©. 576. 
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dem Kriege ſolche billige Rechte anerbieten, daß die Eidgenoſſen 
in ihrer Mehrheit es für „ehrlich“ hielten, eines diefer Rechte 
anzunehmen, fo fol die Stadt es thum und darin jenen gehor- 
fam fein. 

5) Die Stadt darf fi) nidyt weder mit Herren noch mit 
Städten weiter verbinden, ohne ihrer Eidgenofien Wiſſen und 
Willen. 

6) Wuͤrden die eidgenoͤſſiſchen Orte unter ſich ſelber mißhellig, 
ſo ſoll die Stadt St. Gallen durch ihre Botſchaft den Frieden 
zu erwirken ſuchen. Gelingt das nicht, ſo ſoll ſie ſich dann an 
die Mehrheit halten, wenn ſie von dieſer gemahnt wird. 

7) Um Geldſchulden ſoll man das Recht ſuchen da wo ver 
Schuldner angefefien. 

8) Wer einen der Ihrigen befchäbigt und auf ein billiges 
Rechtsverfahren nicht eingehen will, den oder deflen Helfer und 
Diener fol man, wenn fie innerhalb des eidgenöffifchen Gebietes 
erfeheinen, haften und angreifen, fie und ihr Gut, bis ver 
Schaden abgelegt if. 

9) Wer Todſchlag oder Fräfel in dem Gebiete eines Ver⸗ 
bündeten begeht, fol dafelbft gerichtet werden, nad) dortigen 
Rechten. 

10) Beide Theile behalten die Rechte, Freiheiten und guten 
Gewohnheiten ihrer Städte, Schlöffer, Dörfer, Höfe, Zwinge 
und Bänne vor. 

11) Würde zwifchen einem der Orte und St. Gallen Streit 
entftehen, fo kommen beide Theile nah Einfiedeln zu Tagen. 
Jeder Theil erwäahlt zwei ehrbare Männer zu Schievleuten, den 
Streit in Minne oder nach Recht auszurichten. Theilen fie fidh 
gleich, fo ziehen fie einen „gemeinen Mann” aus der Eidgenofien- 
ſchaft herbei, der ihnen helfe. 

12) Die eidgenöffiihen Städte und Länder behalten das 
sömifche Reich und die Altern Bünde, St. Gallen behält das 
sömtiche Reich vor. 

13) Die St. Galler befhwören den Bund, Männer und 
Knaben von ſechszehn Jahren; die eidgenöffifchen Orte gelo- 
ben bei ihren „guten Treuen an Eidesftatt”, dem allem 
nadyaufommen, was der Bund vorfchreibt. 











Die Stapt 
G 


196 Die zugewandten Orte u. d. gemeinen Herrſchaften. 


14) Abänderungen des Bundes erfordern Einhelligteit 
der Stimmen. 
Die Zeiten waren für die Stadt St. Gallen fehr günftig, 


abbengi », vr für die Rechte ber Abtei dagegen ebenfo gefährlich. Der bama- 
lige Abt Kafpar von Landenberg, mit dem SKonvente, ber feinen 


Die 
Stadt Biel. 


Berfchleuderungen Einhalt thun wollte, zerfallen, ging nun 
fogar 1455 fo weit, die ganze der Abtel zugehörige Landes⸗ 
hoheit an die Stadt St. Gallen zu verfaufen. Aber nicht bloß 
der Konvent machte Einfpradhen, auch die Stadt Wyl und bie 
Gotteshausleute der Landſchaft, fogar die Appenzeller waren 
einer ſolchen Beränderung, in Folge welcher die Stadt an ber 
Stelle Des Abtes zum Landesheren geworben wäre, nidht günftig. 
Die Eidgenoffen, deren Vermittlung eintrat, erkannten den 
Kauf für ungültig; dagegen erlangte nun die Stadt St. Gal- 
len wenigftens für fi um 7000 Gulden, welche fie nad) dem 
Spruch ded Rathes zu Bern an das Klofter zahlen mußte, 
völlige Unabhängigkeit von der Abtei und das Recht, ihre 
ſtaͤdtiſchen Aemter nad) eigenem Willen zu befegen. 1456 '%). 

Die Stadt Biel, am Bielerfee gelegen, gelangte im drei⸗ 
zehnten Jahrhundert unter die Hoheit des Biſchofs von 
Bafel, wurde aber doch ebenfalls in früher Zeit von den deut» 
ſchen Königen mit mancdherlei Freiheiten und Rechten ausgerüftet. 
König Rydolf gab ihr im Jahr 1275 die Rechte von Bafel. 
Schon 1279 war die Stadt in ein vorübergehendes Buͤndniß 
mit Bern getreten und im Jahr 1352, ein Jahr vorher, ehe 
Bern mit den drei Ländern die Eidgenoſſenſchaft einging, verband 
fie fi) durch einen ewigen Bund mit der Stadt Bern, an deren 
Politik fie id von da an vornämlidy hielt. 

Die beiden Städte gelobten fi) darin, einander beholfen 
und berathen zu fein in aller Notb, ihr Leib und Gut und Ge⸗ 
rechtſame zu ſchirmen. Keiner fol den andern ohne Recht aus 
dem Befige verdrängen, noch mit fremden Gerichten plagen, der 
Schuldner da geſucht werden, wo er wohnt und außer dem 
wahren, geftändigen Schuldner Feiner gepfändet werden. Wenn 
zwifchen den Städten Streit entſteht, fo bilden fie ein Schieds⸗ 


mM) Bon Arx a. a. O. M. 8.295. Hartmanna.a.Dd. ©. 147. 
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gericht, das zu Frienisberg richte. Der Obmann wird 
aus dem Rathe der beflagten Stadt von der Klägerinn ge- 
wählt‘). 

Einen ähnlichen ewigen Bund errichtete Biel im Jahr 1382 
mit Solothurn und 1407 mit Freyburg. Als Wahlftätte 
in den Streitigfeiten mit Solothurn wurde Grendyen, in denen 
mit Freyburg Kertzers beftimmt. Durch diefe drei Stäbte 
Bern, Solothurn und Frenburg wurde demnach die Beziehung 
der Stadt Biel zu der Eidgenoſſenſchaft vermittelt. 

Die Stadt Mühlhaufen, im Sundgau gelegen, fand Masbl— 
im dreizehnten Jahrhundert noch unter der Vogtei des Bifcyofs’°" 
von Straßburg, ward dann aber noch im Laufe jenes Jahrhuns 
dertö durch König Rudolf zu einer freien Reichsftabt erhoben. 
Sedrängt von dem benachbarten Adel fuchte die Stadt im Jahr 
1466 Hülfe bei den Bernern. Bern und Solothurn ver- 
fatteten ihr einen Bund auf 15 Jahre und halfen ihr, in Vers 
bindung mit den Eidgenofien, den Krieg beftehen, der nun wider 
fie und Schaffhaufen ausbradh ’”). Es war dieß der erfte Schritt zu 
einem engern Anſchluſſe an die @idgenofienfchaft. Zu Zürich wurde 
Mühlhaufen zu Anfang des Jahres 1515 in ein ewiges Buͤndniß 
mit fämmtlichen dreizehn Orten aufgenommen, Die Bedingungen 
find ganz ähnlidy wie die, unter weldyen die Stadt St. Gallen 
als zugewandter Ort aufgenommen wurde. Als Malftätte wird 
In Streitfällen zwiſchen Mühlbaufen und den eidgenöffifchen 
Drten Baden im Aargau bezeichnet ). 

Auch die Stadt Rotweil in Schwaben, eine der anger „Stadt 
fehenften Reihsftädte und der berühmte Sitz eines kaiſerlichen 
Hofgerichtes, ſchon im vierzehnten Jahrhundert mit den Eidge⸗ 
nofien verbunden, trat unter den nämlichen Bedingungen im 
Jahr 1519 mit den dreizehn Orten in eine ewige Bereinigung. 

Die Eidgenoſſen verfpradhen auch, die Stadt bei ihrem Hof- 


19) Simmler : Zen: das Regiment der Cidgenoſſen. S. 313. 
Waldkirch: Cidgenöſſiſche Bundes: und Staatshiftorte IL. S. 171. 

15) Joh. v. Müller, Schweizergefh. IV. S. 549 ff. 

124) Waldkirch a.a. O. S. 270. Der Bund iſt abgebrudt in ven 
Burgrechten der Stabt Freyburg im Uechtland. 
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gerichte zu fchirmen und fie nicht davon drängen zu laflen. 
Hinwieder verſprach die Stadt, wenn Iemand vor ihrem Hof- 
gerichte wider die Eldgenofien Klage führe, daß fie ihre Eidge- 
noffen von Städten und Ländern und die Ihren weifen wollen 
nad Laut und Sage jeder Stadt und jedes Landes oder der 
feinen Freiheit, auch nach des Hofgerihts Recht und Brauch, 
im Uebrigen aber diefelben mit diefem Gerichte nicht weiter be- 
fchweren, als nad) dem Herfommen. — Diefe Beftimmung war 
für die Eidgenofien wichtig, weil fie fi) dadurch vor Achterflä- 
tungen ficher ftellten. 

Streitigkeiten zwiſchen Rotweil und den eidgenoͤſſiſchen Orten 
werden zu Baden im Yargau vor ein Schiedsgericht gebracht. 
Können fid) die vier Schiedrichter nicht vereinigen und bildet 
fih feine Mehrheit, fo follen fie aus den Räthen der beiden 
Städte St. Gallen und Mühlhaufen einen gemeinen Mann 
erwählen '). 

Der dreigigiährige Krieg trennte indeſſen dieſes ferne 
Glied wieder von der Eidgenoſſenſchaft. Die Rotweiler konnten, 
während Deutfcyland in allen feinen Ländern tief erfchüttert war 
und fich felber mit Wuth zerfleifchte, doc von den Eidgenoflen 
feine wirffame Unterflübung erwarten. Sie entfernten die eid- 
genöffiihen Wappen an den Thoren, nahmen wiederholt von 
deutfchen Heeren Befabung an und wurden ganz von dem Wirbel 
ber deutfchen Kriegsereigniſſe erfaßt. Ste befuchten die Tagfabung 
nicht mehr; der Bund wurde beiberfeitig als faktiſch erlofchen 
betrachtet '°). 

In den rauhen Thälern Rhätiens war eine unabhängige 
Bundesrepublif entftanden, getrennt von ber ſchweizeriſchen 
Eidgenofienfchaft, aber ihr nachgebildet und durch mandherlei 
Beziehungen mit ihr verwandt. Im Jahr 1471 hatten die drei 
Bünde, in welche das Land getheilt war, fih zu Einem 


35) Simmlersteu ©. 306. Waldkirch S. 294. Der Bund 
jteht ebenfalls in der Freyburgerſammlung. 

16) Simmler-:Leu ©. 309. Müller's Schweizergefch. , Fort: 
feyung von Vulliemin Liv. Xi. chap. 5. Im Jahr 1689 erfchtenen noch 
einmal Geſandte der Stadt auf den Tagen zu Baben. 
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Ganzen vereinigt, zu der Eidgenoſſenſchaft der „drei Bünde“. 
Borher ſchon waren einzelne Bünde mit eidgenöffifhen Orten 
in Berbindung getreten, bald nadyher wurden zwei derfelben in 
ein ewiges Bündnis mit den fieben alten Orten (Bern aus⸗⸗ 
genommen) aufgenommen. 

Die drei Bünde waren: 

1) Der Gotteshausbund. Im Jahr 13%. Die Gottes: Gotteshaus. 
bausleute von Ehur, in Oberhalbftein und alle, welche zwifchen 1396. 
der St. Betrus Kapelle auf dem Septmanter, dem Marmorftein 
auf dem Julierberg, dem Kreuz auf dem Adelberg bei Chur 
herab und bis Umblic und in Avers, und von da hinaus in 
Schams und Dumleſchg bis zur Zefte Innalt wohnen, Cole 
und Uneble, Freie und Eigene, Semperleute und Hofleute, und 
die Bewohner der Thaͤler Schams, Bag und Dumlefchg, welche 
dem Strafen von Werdenberg⸗ Sargans zugehören,, beſchwuren 
unter fi mit Zuftimmung des Biſchofs von Chur und bes 
Grafen im Jahr 1396 einen ewigen Bund, einander umd ihren 
Herren zu helfen wider jeden Feind und für das beſtehende 
Recht ). Und im Jahr 1419 wurden der Bifchof von Chur, 
die Stadt Chur und die Gotteshausleute dießſeits der Berge 
Septmanier, Sulier und Albula von der Stadt Zürich in ihr 
Burgerreht auf 50 Jahre aufgenommen. 

2) Der Obere over Graue Bund. Streitigkeiten ein» Grauer Bund 
zelner Herren und der Landleute mit dem Biſchof, und Unwille 

über den Mißbrauch der Herrfchaft, zumal durch die Amtleute, 
riefen den Grauen Bund ins Leben. Unter der großen Linde 
vor dem Dorfe Trund traten im Merz 1424 der Abt. Peter von 
Difenttis mit den Angehörigen des Klofters Difentis, fodann 
die drei Brüder Brun, Freiherrn von Rhaͤzuüns, und bie 
Edlen, Dienftleute und Gemeinden von Safien, Denna 
und Dberfar, ferner Graf Hans von Sar, Herr zu Ilanz, 
in der Grub, in Lugnitz, zu Fals, Eaftin, Flims, der Ammann 
und die Burger von Ilanz und die Gemeinden der genannten 
Thäler, endli Graf Hug von Werdenberg, Herr zu dem 
Helgenberg, die von Truns, Tamins, der Ammann und bie 


17) urk. bei Tfhupi I. S. 393. 
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Freien ob dem Flimswald, der Ammann und die Gemeinde 
von Rheinwald alle zu einer großen Gemeinde zufammen und 
befhwuren da einen Bund unter einander, auf fo lange als 
„Grund und Grat ſtaht“, ewiglich. Sie gelobten, einander getreue 
Freunde und liebe Eidgenoſſen zu fein, die Straßen zu fchirmen, 
guten Frieden zu halten, freien Kauf au geben, die Herren bei 
dem Ihrigen zu lafien nach Recht und guter Gewohnheit, eins 
ander gegen alle Feinde und unrechtmäßige Gewalt zu helfen 
mit Leib und Gut’). 

3) Der Zehngerichtenbund. Der Graf Friedrich von 
Toggenburg, der lebte Graf dieſes Geſchlechts, hatte in den 
Gerichten von Mayenfeld, im Prättigau und von Davos 
Landeshoheit befefien. Als nad) feinem Tode Streit war zwifchen 
den Erben des Grafen und Niemand wußte, was aus feinen 
zahlreichen hinterlafienen Herrſchaften werde, befchwuren die 
Ammänner und Landleute der fieben Hochgerichte und der übris 
gen Gerichte ded Landes, zu Davos verfammelt, im Jahr 1436 
auch einen ewigen Bund, in der Welfe ihrer Nachbarn und ger 
lobten ſich unauflöslich zufammen zu halten und nur mit ein- 
ander den neuen Herrn anzuerfennen, Frieden und Recht zu 
halten, ohne einander Feine Bünde einzugehen und ſich mit dem 
einheimifchen Rechtögang zu begnügen '°). 

Im Sahr 1471 traten alle drei Bünde zu Vatzerol zu 
einem gemeinfamen ewigen Bunde zufammen und er 
neuerten diefen Bund noch im Jahr 1524. Sie fehmuren, ein- 
ander zu helfen in aller Noth, die Straßen zu ſchirmen, Frieden 
zu halten, einander feilen Kauf zu geben. Ohne Zuftimmung 
der andern Bünde darf Feiner mit Auswärtigen neue Buͤndniſſe 
eingehen nody Krieg beginnen. Hülfe leiften fie fi zum Schuß 


von Land und Leuten, Ehr und Gut innerhalb der Landesmarken 


wider Jedermann, nad) beftem Vermögen und auf eigene Koften. 
Ziehen die Bundesgenofien aus wider einen Feind, fo fol die 
Beute nah den Perſonen, Groberungen aber unter die drei 


18) Müllers Schweizergefhichte. I. S. 283. Die Urkunde bei 
Iſchudi II. ©. 153. 
19) Müllere Schweizergefh. IH. S. 394. 
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Bünde gleich vertheilt werden, (daſſelbe Prinzip , weiches von 
ber ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft audy im Stanzerverfommniß 
aherfannt ward). Frieden wird nur im Einverſtaͤndniß ver drei 
Binde gefchlofien. 

Das berfömmliche Rechtöverfahren wird aufrecht erhalten, 
aber man foll jedem, der vor den einheimifchen Gerichten klagt, 
auch ohne Verzug das Recht eröffnen. Kämen die Bünde unter 
fidy in Streit, fo foll jeder der drei Bünde drei oder vier Männer 
verordnen. Diefe neun oder zwölf Schiedleute verfudhen 
dann den Streit in Güte auszugleichen; gelingt es nicht, To 
fprechen fie zu Recht. Spalten fi) die Stimmen in zwei gleiche 
Hälften, fo erwählen die drei Bünde gemeinfam den Obmann. 
Käme ein einzelner Bund gegen einen andern Bund zu Streit, 
fo hat der dritte Bund volle Gewalt, ihnen ein unparthettfches 
Gericht zu feßen. Wären aber zwei Bünde im Streit mit einem, 
fo ernennen jene zuſammen ſechs und biefer allein ſechs Schied⸗ 
leute, die alle ihrer beſonderen Eide ledig gelafien werben. 

Zu gemeinfamen Berathungen und Befchlüfien kommen die 
drei Bünde durch ihre Boten auf Tagſatzungen zufammen, 
und zwar je ein Tag nad) Ilanz, dann nad Chur, das pritte 
Mal wieder zu Slanz, das vierte zu Chur und das fünfte zu 
Davos. Worüber fi zwei Bünde vereinigen, dem fol auch 
der dritte folgen. Jeder Bund hat dabei einen Schreiber, der, 
was verhandelt wird, in ein Hauptbuch eintrage *). 

Zu Ende des fünfzehnten Jahrhunderts war bie Eidgenoſſen⸗ Zum — 
ſchaft in Verwicklung mit dem Kaiſer und Reiche gekommmen, 
indem ſie ſich dem neuen Reichskammergerichte nicht unterziehen 
wollte; und nachdem der Kaiſer Marimilian auch die Grafſchaft 
Tyrol ererbt und dadurch Herrfchaftsrechte über einen Theil des 
Zehngerichtenbundes erlangt hatte, entflanden auch zwiſchen ihm 
und Graubündten zum Theil ähnliche, zum Theil noch eigenthüm⸗ 
liche Differenzen. Graubündten ſuchte in der fchwierigen Zeit 
Hülfe bei den benachbarten Eidgenoſſen; und die beiden Republiken 
boten fiy vor der nahen Gefahr die Hand zum Bunde, 

Zunft gingen die fieben alten eldgenöffifchen Orte (außer 


20) SimmlersLeu 8. 287. 
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Bern) mit dem Obern Bunde ein ewiges Buͤndniß ein 1497, 
dann, das Jahr darauf 1498, auch ein foldhes mit dem Got⸗ 
teshausbunde. Den Zehngerihtenbund dagegen wollten Die 
eidgenöffifchen Orte nicht unmittelbar aufnehmen, eben weil das 
Haus Oeſterreich noch in demſelben Herrfchaftsredhte befaß. Im 
dem Schwabenfriege bewährte ſich die Verbindung aufs befte, 
und die Bündtner erwiefen ſich in diefen ſchweren Freiheitskaͤm⸗ 
pfen ihrer Altern Eidgenoſſen vollflommen würdig. 

Die Bedingungen diefer ewigen Freundſchaft find: 

1) Beide Theile halten getreue Freundſchaft zu einander 
und Feiner läßt des andern Feind durch fein Land ziehen, fons 
dern wehrt denfelben nad) beitem Vermögen ab und hält getreues 
Auffehen. 

2) Wenn Streit entfteht zwifchen einem der Orte und einem 
der Bünde, fo follen beide Theile nah Wallenſt adt zu rechten 
fommen. Das Schiedsgericht‘ befteht aus vier Schiedleuten, von 
denen jeder Theil zwei erwählt. Spalten fie ſich gleich, fo hat 
der Kläger das Recht, in des Beklagten Räthen den Obmann 
zu ernennen. 

3) Für Forderungen einzelner Angehöriger an einander iſt 
jeder vor feinem heimatlichen Richter zu belangen. Es darf 
feiner den andern heften ober verbieten außer ben geftändigen 
Schuldner oder deſſen Bürgen. 

4) Beide Theile fichern ſtch Feilen Kauf zu, ohne Beſchwe⸗ 
rung mit neuen Zöllen. 

5) Kein Theil fchließt neue Buͤndniſſe, welche dieſem Bunde 
ſchaͤdlich waͤren. Diefer Bund fol jederzeit vorgehen. 

6) Kein Theil fchließt, wenn es zum Krieg fommt, Frieden, 
ohne den andern mit in den Frieden einzufchließen. 

Der Zehngerihtenbund wandte fih im Sahr 1667 
neuerdings an die Tagfabung und fuchte auch für ſich um Aufs 
nahme in das Bündnis nad. Die Rüdficht auf Oeſterreich 
beftimmte aber die Eidgenofien nochmals, dieſe Aufnahme zu vers 
weigern. Dagegen wurde im Allgemeinen auch den Zehngerichten 
die Freundfchaft der Eidgenofien zugefichert. Erft 1590 gelang 
es ihnen, mit Züri und Glarus, 1600 mit Wallis ein 
ewiges Buͤndniß abzufchließen, in gleicher Weife wie die beiden 
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andern Bünde. Und im Jahr 1602 ging auch Bern, weldyes 
fi) bisher von Graubündten fern gehalten hatte, mit allen drei 
Bünden ein ewiged Bündniß ein. 

Die ältere Geſchichte des Landes Wallis iſt in neuerer Zeit „Dat, 
durch die gediegenen Unterfuchungen des Herrn von Gingins ) 
ins Klare gefeht worden. Wir entnehmen denfelben folgende 
Refultate. 

Bom elften bis in die Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts „Helene. 
war das große Thal der Rhone von ihren Quellen bis zum 
Ausflug derfelben in den Genferfee unter die Hoheit zweier 
Fürften getheilt. Der Biſchof von Sitten, deſſen geiftliches 
Hirtenamt fidy über das ganze Thal erftredte, Hatte vorzüglich 
in den obern Gegenden beflelben au weltliche Landeshoheit 
erlangt. Im untern Theile dagegen wurde ber Herjog von 
Savoyen ald Landesherr betrachtet. Schon um die Mitte des 
dreigehnten Jahrhunderts, im Sahr 1260, wurde eine beflere 
Ausſcheidung ihrer beiverfeitigen Gerichtsbarkeit und Lehenshoheit 
verfucht, Fam dann aber erft Durch die Verträge von 1384 und 
1394 definitiv zu Stande. Bon da an gehörte Das ganze 
Dberwallis bi8 an das Fluͤßchen Morges unterhalb Sitten 
dem Biſchof von Sitten als Landesherrn zu, dad Unterwal⸗ 
lis aber von dort bis an den See dem Herzoge von Savoyen. 
Sener hatte den Titel Graf und Vogt des Wallis (comes et 
praefectus Vallesii),. Dod war feine Herrfchaft beſchraͤnkt 
theils durch Die Freiheiten der Stadt Sitten und der Gemeinden 
des Oberwallis, theils, zumal in früherer Zeit, auch durch eine 
Oberhoheit der Herzoge von Savoyen, denen anfänglicd mandye 
Regalien überlafien und von denen biefelben fodann an bie Bis 
fchöfe übertragen worven waren. Wechfelfeitig leifteten fich beide 
Fürften mit Bezug auf verſchiedene Stellungen und Rechte den 
Treueld als Bafallen. 

Der größere Theil der Gemeinden des Oberwallis hatte 
deutfche Bevoͤlkerung, in einigen herrſchte die franzoͤſiſche 


21) Simmler-Leu S. 295 f. Waldkirch I. ©. 453. 
23) Developpement de l’ind&pendance du Haut-Vallais et conquete du 
Bas-Vallais im Archiv der ſchweiz. Gefchichtforfch. Geſellſch. Bd. II. u. II. 
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Sprache vor, fo in Sitten ſelbſt. Der Adel des Landes war zu 
einem guten Theile ebenfalls franzöfifcher Adel von romaniſchem 
Urfprung. Und der Biſchof wurde während Jahrhunderten nur 
aus diefem Adel genommen. Unter ihm war vorzüglidy bie 
Familie der Freiherren von Raron berühmt und mächtig. Es 
bildeten ſich aber im Oberwallis felbft Barteten aus, die fidy mit 
großer Heftigfeit befämpften. Die deutfche Partei des Ober, 
wallis, fie nannten ſich die Batrioten, ftritt mit der roma⸗ 
niſchen, die fi an Savoyen anlehnte. Jene nahm ftärfere 
demofratifche Tendenzen in fich auf, dieſe hielt fi) mehr an Die 
Macht des Biſchofs und des Herzogs von Savoyen. Sene 
fand im fünfzehnten Jahrhundert in den Bergthälern ver 
Waldftätte Sympathien und Unterftügung , diefe dagegen 
ftand feit dem vierzehnten Jahrhundert mit der Stadt Bern 
in freundlichen Beziehungen. Einzelne Häupter diefer Parteien 
ſuchten gemöhnlid durch Annahme des Burgrechts von Bern 
fih zu verftärfen, und aud die Bifchöfe von Sitten gingen 
mehrmals vorübergehende Buͤndniſſe mit der Stadt Bern ein. 
Auch die Verbindungen einzelner Gemeinden des Oberwallis 
mit den Walpftätten reichen in das vierzehnte Jahrhundert bins 
auf, nehmen aber feit der Eroberung des Eſchenthales einen 
mehr politifchen Charalter an. Die Gemeinden Ernen und 
Münfter, (melde zufammen den Zehnden Gomb 8 bilden), 
gingen den 17. Dezember 1416 ein Burgs und Landredht mit 
Luzern, Uri und Unterwalden ein, welchem fobann die Gemein- 
den Brieg und Naters beitraten, und dem ſich im Jahr 1417 
auch die romanifchen Zehnden Siders und Sitten nicht ent- 
ziehen Eonnten. . Die Bifchöfe nahmen daran feinen Theil, aber 
waren doch auch nicht flarf genug, das Buͤndniß zu verhindern, 
welches, obwohl Anfangs auf 10 Jahre gefchlofien, doch ſich 
bi8 auf den Bifchof Walther von Superfar erhielt. 
Bilhof Waliher Dieſer Prälat war von Gombs gebürtig, ein beutfcher 
von Superſar. Oherwalliſer. Bis auf ihn hatte das romanifche Element den 
Borrang in der bifchöflihen Curie zu Sitten; von ihm an bes 
ginnt das Vebergewicht der deutfchen Race auch da. Den Eins 
fluß der Familien Raron und Asperlin Brady er vollftändig, 
befeitigte fo jeden Widerſtand, den ihm ber romanifche Adel ent- 
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gegen feßen Fonnte, überzog während der Burgunderfriege das 
Unterwallis mit feinem Bolfe und eroberte vaffelbe 1475 
und 1476. Vorher hatte er mit den Ständen Luzern, Urt 
und Unterwalden das alte Bündniß einzelner Zehnten er- 
neuert und nun in eine ewige Freundſchaft erweitert (1473) 
und, um einen mächtigen Berbündeten in den burgundifcdhen Landen 
zu gewinnen, mit der Stadt Bern ein ewiges Buͤndniß gefchloflen, 
den 7. September 1475 (erneuert 1643). Zu Leuf famen der Bifchof 
und zahlreiche Abgeordnete aus den oberwalliſiſchen Zehnden mit 
den Boten der Stadt Bern zufammen und verabredeten ewige 
Freundſchaft unter fi. Sie verfpradhen fidy in der Vorausfidht 
des Krieges mit dem Herzog von Savoyen wechfelfeitige Hülfe 
und Beiftand, und daß fein Theil ohne den andern einen Arie 
den eingehen wolle. In Streitigkeiten beider Theile wählt Bern 
feine Schiedrichter aus dem Oberwallis, und Oberwallis die 
feinigen aus dem Heinen Rathe zu Bern. Kommt ed in dem 
Schiedsgerichte zu Feiner Mehrheit, fo wählen beide Theile ge⸗ 
meinfam einen Obmann. Privatſchulden werden von dem ein- 
heimifdyen Richter des Beklagten erledigt. Den Yeinden des 
einen Theiles verweigert je der andere Aufnahme und Unters 
ſtützung; unter ſich aber gewähren fie fellen Kauf. Verbrecher 
werden gegenfeitig ausgeliefert, außer ſolchen, die einen ehrlichen 
Todſchlag (homicidia honesta) begangen haben. Diefe werden 
nicht perfönlidy ausgeliefert, aber ihr Vermögen auf Begehren in 
Beſchlag genommen *). 

Der auf den Krieg folgende Friede ſicherte dem Biſchof die 
Herrſchaft uͤber das Unterwallis zu, und ſeine weltliche 
Herrſchaft fam nun an Umfang feiner Diöceſe beinahe gleich. 
Den Unterwallifern wurde ihr Eigenthum und ihre bürgerlichen 
Rechte garantirt, die Lehensrechte Savoyens fielen an den Bifchof 
von Sitten, die Gerichtöherrlichkeiten in dem Lande wurden ein- 
gezogen, die veriagten Herren wieder zurüd gerufen, deren 
Hörige von der Hörigfeit und Laften befreit. Aber Antheil an 
der Regierung erhielt dad Unterwallis nicht, auch nicht in ber 
Weiſe, wie ihn die Gemeinden des Oberwallis befaßen *). 


23) Die Urfunde in latein. Ueberfehung im Archiv IN. S. 216. 
24) Urfunde v. 31. Dez. 1477. Ebenda S. 234 ff. 
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Dergeftalt war nun auch Wallis mit ver Eidgenoſſenſchaft 
in dauernde Bundesverhältniffe eingetreten. Nach der Reforma- 
tion trat dann auch Walls zum Schirme der katholiſchen Reli- 
gion mit den at Orten Luzern, Uri, Schwyz, Unter 
walden, Zug, Freyburg und Solothurn in den foge 
nannten fatholifchen Bund ein. 1533. 

Bon all den zahlreihen Dynaften, welde früher in den 
fchmweizerifchen Gebieten hohe Vogtei und Landeshoheit befeflen 
hatten, erhielten fich einzig die Grafen von Neuenburg durch 
das vierzehnte und fünfzehnte Jahrhundert hindurch im unges 
ftörten Beſitz ihrer Landesherrfchaft. Der Grund lag theils in 
der weifen Art, wie fle ihre Städte und Gemeinden ſchon früh. 
zeitig mit paflenden Freiheiten ausgeftattet und mit gefunden 
Inftitutionen ausgerüftet hatten, theild in ihrer Verbindung mit 
den Eidgenoflen. 

Im dreizehnten und vierzgehnten Sahrhundert waren folgende 
Klafien unter den Bewohnern des Fürftenthums unterſchieden: 
1) Edelleute, wenige Familien, welche meift in Bafallenver- 
hältniffe zu den Grafen gefommen waren; ober als Dienftleute 
(Minifterialen) derfelben ſich emporgefchwungen hatten. 

2) Die freien Leute, zerfireut über das ganze Gebiet, 
Abkoͤmmlinge der freien Burgunder, weldye dad Land erobert 
hatten. Sie faßen auf Eigenthbum, nahmen dann audy wohl 
Lehen und Aemter von den Grafen an oder ließen fi) unter die 
Bürger der Städte einreihen. Sie waren pflichtig, Kriegsdienſte 
zu leiften und das Gericht des Grafen zu befuchen. 

3) Die Bürger. Im Jahr 1214 ertbeilten die Grafen 
Ulrich und fein Neffe Berthold ihrer Stadt Neuenburg einen 
Freiheitöhrief nach dem Vorbilde der Freiheiten der Stadt Bes 
fangon. Die Bürger von Neuenburg erlangten dadurd volles 
Recht, über ihre Häufer und Grundftüde zu verfügen und dies 
felben auf ihre Berwandten zu vererben, teftamentliche Verord⸗ 
nungen darüber zu erlaflen, Befreiung von mandyerlei Laften, 
Begränzung und Regulirung der Abgaben”). Ein Sahrhundert 


25) Die Urkunde in der fehönen Sammlung: Monuments de l’histoire 
de Neuchatel, par G. 4. Malile. 1844. 
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fpäter ichon gab es viele Bewohner des Landes, weldye das 
Bürgerreht der Stadt erhalten hatten. In ähnlicher Weife 
breitete ſich ſpaͤter das Bürgerrecht von Boudry und von Balengin 
aus über das Land. Im Schuge diefer Bürgerrechte erftarkte 
das Element moderner bürgerlicher Freiheit. 

4) Ihnen zunächſt ftanden die freien Gäſte (francs 
habergeans), großen Theil Einwanderer, welche in den Berg- 
thälern des Jura grundherrliche Güter von den Grafen zu Erbe 
befamen, befondere Freiheiten und Hofrechte erlangten und in 
den meiften Beziehungen wie freie Bauern behandelt wurden. 

5) Sodann die freien Zinsleute (francs sujets, cen- 
siers), weldye ebenfalls ſchon früh von den Grafen aus ber 
Hörigfeit entlaflen wurden, ebenfalls zum Kriegsdienſte ver- 
pflichtet waren und befehränfte Sahreszinfe bezahlten. Der Ab» 
ffammung nad) mochten dieſelben wie die lebte Klafie größten 
Theils der alten römifchsteltifchen Urbevölferung des Landes zu- 
gehören, welche unter die Herrfchaft der burgundiſchen Eroberer 
gekommen war. 

6) Endlih die tellpflichtigen Leute (taillables), meift 
von den alten Hörigen des Landes herſtammend, welche urfprüng- 
lich auch des Waffendienftes nicht fählg, noch dazu verpflichtet 
waren, dagegen, außer den grundherrlichen Laften, an den Herrn 
des Landes die Steuern zahlen mußten, die er ihnen auflegte. 
Indeflen auch diefe Klaſſe erhielt nach und nach größere Freiheit; 
Die Abgaben wurben befchränft, die Verlegung derſelben den 
Gemeinden felber überlafien. Zuwellen wurben die Steuern 
auch in feſte Duoten des Weinertraged umgewandelt *). 

Die Grafen von Neuenburg befaßen die Regalien, die 
gaugräflichen Rechte und umfaflende grunphersliche Rechte. Zur 
Zeit der zähringifchen Herzoge find fie deren Bafallen, treten 
dann nad) dem Untergang dieſes Haufed in unmittelbare Be⸗ 
jiehung zum Reiche, kommen aber unter König Rubolf von 
Habsburg 1288 wieder in ein Bafallenverhältniß zu den Herren 
von Burgund - Chälon. Die Stadt Neuenburg gewann unter 
ihnen Eorporative Selbftändigfeit, blieb aber ihren Stabtherren, 





26) Chambrier, Histoire de Neuchatel et Valengin. ©. 61 ff. 
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von denen fie mit der Zeit fortfchreitende Freiheit erlahgte, 
getreu. 

Schon 12%, ein Jahr bevor der erfte ewige Bund der 
Eidgenoffen eingegangen wurde, fchloß der Graf Raoul von 
Neuenburg ein Burgrecht mit der Stadt Freyburg, dann 1307 
ein ſolches mit der Stadt Bern ab, und im Sahr 13% ein 
ewiges Burgredyt mit der Stabt Solothurn. So fam die 
Grafſchaft in frühe nähere Beziehung zu den fpäter ſchweizeriſch 
gewordenen Städten und durch deren Vermittlung zu der Eidge⸗ 


noſſenſchaft ). Als das Grafenthum von Neuenburg auf einen 


Seitenverwandten der im Sahr 1395 verftorbenen Gräfin Ifas 
belle, auf den Grafen Konrad von Freyburg übergegangen 
war, erhoben fi) Zwiſtigkeiten zwifchen ihm und der Stadt. 
Beide Theile fuchten, um fich zu verftärfen, in Bern Hülfe; 
fowohl die Stadt al8 der Graf ſchloſſen mit Bern ein ewiges 
Burgrecht ab, 1406. Beide unterwarfen fidy in demfelben für 
ihre Streitigkeiten unter einander dem Urthelle der Stadt Bern. 
Die Bürger der Stadt gingen überdem noch einen geheimen 
Vertrag ein, in welchem fie für den Fall eines Krieges zwiſchen 
ihrem Heren und der Stadt Bern unter gewifien Borausfebun- 
gen diefer auch gegen jenen Hülfe gelobten. In der erfien Zeit 
nad) diefem Bunde lehnten ſich die Bürger von Neuenburg wider 
den Grafen auf und wurden anfänglich durch Bern unterftübt, 
dann aber doch wieder in Schranken gehalten. Unter dem Sohne 
jened Grafen, dem Grafen Johann von Freuburg, warb 
das Ainfehen des Stabtherren und das gute Vernehmen mit ver 
Stadt vollkändig hergeftellt und dieſe genäthigt, auf Ihren Ge 
heimvertrag mit Bern zu verzichten. Auch ihm hatten Die Bürger 
wichtige Rechte zu verdanken; fle erhielten fogar einen Antheil 
an der Ausübung der hoͤchſten Gewalt und eine ausgebildete 
ſtaͤndiſche Verfaffung. 


27) Chambrier ©. 50. In der Momumentenfammlung babe Ich 
das ewige Burgrecht nicht vorgefunden. Iſt die Urkunde verloren gegan: 
gen oder das Datum irrig? Stettler (Bundesſtaatsrecht S. 55) verlegt 
dasjelbe ins Jahr 1343; aber auch in diefem Jahr findet fi in ven 
Monumenten feine entfbrechende Urkunde. 
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Mit der Stadt Freyburg ging der Graf Philipp von 
Hochberg 1495, indem er das alte vergefiene Burgrecht er- 
nenerte, nun gleichfalls ein ewiges Buͤndniß ein, und wenige 
Jahre nachher ebenfalld ein ewiges Burgrecht mit der Stadt 
Luzern. Gleichzeitig erneuerte er die Burgredhte mit Bern 
und Solothurn, die Stadt Neuenburg ebenfo das ihrige mit 
der Stabt Bern 148. 

Die vier eidgenoͤſſiſchen Städte machten nach dem Tode des 
Grafen ihr Schirmrecht über Neuenburg in ausgebehntem Maße 
geltend und befeßten die Stabt während des Erbftreites zwifchen 
dem Herzog Ludwig von Orleans » Longueville und der Wittwe 
des verftorbenen Grafen von Hochberg. Den ſtaͤrkſten Einfluß 
aber auf die Geſchicke der Grafſchaft übte jeder Zeit die Stadt 
Bern aus. Endlich ging das Fuͤrſtenthum mit Zuftimmung der 
Stände im Jahr 1707 auf König Friedrich I. von Breußen 
über, der feinerfetts die Rechte und Freiheiten der Stadt und des 
Landes anerfannte und auch die alten Bünde beftätigte. 

Die Stant Genf am Ausfluffe der Rhone aus dem Genfer- 
fee gelegen, fand während bed Mittelalterd unter der Hoheit 
der Bifchöfe von Genf, und unter der Vogtei der Grafen 
von Genf. Im Lauf der Zeiten erlangte fie aber gleich andern 
Städten eine reihsftädtifche Stellung und große Selbftändigfeit 
für ihre ſtaͤdtiſchen Behörden. Während der Burgunderfriege 
noch wurde die Stadt genäthigt, den Eidgenofien eine Brand» 
fhagung zu zahlen. Dann bilvete fih audy da, zumal im Ges 
genfage gegen die Herzoge von Savoyen, welde nad) der 
Herrſchaft über die Stadt firebten, eine eldgenöffifiche Partei 
unter den Bürgern aus, und in dem nämlichen Jahre als die 
Stadt Rotweil in ein ewiged Buͤndniß mit den XIII Orten 
aufgenommen wurde (1519), ſchloß auch die Stadt Genf ein 
Schirm s und Burgredht mit der ſchweizeriſchen Stabi Freyburg 
und erneuerte dasfelbe im Jahr 1526 auf 25 folgende Jahre 
mit den beiden Städten Freyburg und Bern. Sie fand bei 
denfelben in der That Fräftige und wirkſame Hülfe in ben Kaͤm⸗ 
pfen und Gefahren jener Zeit. 

Dur die Reformation und Kalvin befam Genf eine 
durchaus neue Geftaltung und Bedeutung in der romanifchen 

Bluntſali Bundesrecht. 14 
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Schweiz. Der Biſchof verlor feine Gewalt, das katholiſch ge- 
bliebene Freyburg fchicdte den Genfern den Bundesbrief als 
entfräftet zurüd. Dagegen fchloß fih nun Genf enger an Bern 
an, weldye mächtige Stadt feit der Eroberung des Waadtlandes 
ihr weites Gebiet bis nahe an die Thore von Genf ausgebreitet 
hatte. Im Jahr 1536 wurde mit Bern ein ewiges Burgrecht 
und 1557 ein ewiged Bündniß eingegangen. Durch das erftere 
verfprady Genf der Stadt Bern, für. biefe jeder Zeit ein „offenes 
Haus“ zu fein, in Frieden und Krieg und ohne die Zuſtimmung 
Bernd fein Bündniß einzugehen. Dagegen ertheilte Bern den 
Genfern die Zuficherung feines Schirms*®). 

In dem ewigen Bündnifle von 1558 nehmen fich beide 
Städte zu ewigen Mitburgern an, geloben ſich gegenfeitig Hilfe 
in aller Roth, Schuß für ihre Rechte und ihre Religion, und 
daß Feiner des andern Feind aufnehmen wolle. Für Streitigs 
feiten zwiſchen beiden Städten wird Milden ald Malftätte be- 
zeichnet, und verorpnet, es folle gleih von Anfang an außer 
den „vier Sägen” aud) der Obmann des Schiedsgerichtes er- 
nannt werden und im Gerichte fiten. Diefen foll der Kläger 
erwwählen aus den alten und neuen Randammännern oder Pan⸗ 
nerherren von Schwya oder aus den alten und neuen Burger- 
meiftern und Obriftzunftmeiftern der Stadt Bafel. Beide Städte 
verpflichten ſich, die beiderfeitige Kaufmannſchaft auf ihrem 
Gebiete zu fehirmen und derfelben ſicheres Geleite zu geben. 
Die Berner erhalten überdem in Genf Zollfreiheit?). 

ALS die Unabhängigfeit Genf in den Achzigeriahren bes 
XVI. Jahrhunderts neuerdings und bedenflicher als je vorher 
von Seite Savoyens bedroht wurde, bewog die Verwendung 
Bernd auch Zürich im Iahr 1584 mit Genf ein ewiges Buͤnd⸗ 
niß einzugehen. Beide ſchweizeriſche Städte Züri und Bern 
verfpradhen darin, die Stadt Genf ald einen „Schlüffel“ ver 
Eidgenofienfchaft in ihrem Kriege ſchuͤtzen zu helfen, wie hin 
wieder auch Genf jenen Städten in ihren Gefahren gleiche Hülfe 
zuſagte. Genf verpflichtete fi) dabei, mit Bezug auf anerbote⸗ 


28) Waldkirch a. aD. U. ©. 382. 
29) Waldkirch I. S. 404. 
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nes billiges Recht dem Rathe der beiden Staͤdte zu folgen und 
fich mit Niemandem zum Nachtheil dieſes Buͤndniſſes zu ver⸗ 
bünden. In Streitigkeiten kommen die Parteien nach Baden oder 
Aarau und beſtellen vier Schiedsrichter; können ſich die nicht 
vergleichen, ſo wird aus den Kleinen Raͤthen der zugewandten 
Städte St. Gallen, Biel und Muͤhlhauſen ein Obmann ge 
wählt®®). 

In Holge der Reformation, welche zu Bafel Eingang fand, 
hatte der Bifchof von Bafel diefe Stadt, welche Damals bereits 
wnabhängig und zu einem eidgenöfflfehen Orte geworden war, 
verlaflen (1525) und feine Refivenz nad) Pruntrut verlegt. Kaum 
hatte der Chorherr Chriſtoph Blarer den bifchöflidhen Stuhl bes 
ftiegen, ein Eiferer in Wiederherftelung des Fatholifchen Glaus 
bend, fo unterhandelte er in dieſen Tendenzen zu Luzern 
mit den VII Eatholifhen Orten ein Buͤndniß. Zu Ende 
des Jahres 1579 fam e8 zu Stande. Beide Theile fagen fich 
Hülfe zu in Religions und andern billigen Sachen, und ver: 
fprechen ihre Unterthanen in der katholiſchen Religion zu erhals 
ten und die abgefallenen wo möglich zum ordentlichen hriftlichen 
Gehorfam zurüd zu führen. Jedoch folk der Biſchof nichts 
Gewalithätiges vornehmen, ohne der Fatholifhen Orte Rath, 
Wiſſen und Willen. Beide Theile gewähren einander freien 
Kauf. In Streitigkeiten fommen fie zu Solothurn zufammen; 
und jeber Theil erwählt zwei „Säge“ (Schiedrichter). Wenn 
die vier Säge zu feiner Mehrheit gelangen, fo wählen fie zu- 
fammen einen Obmann entweber aus des Biſchofs oder der Orte 
Landen und Leuten. Kommen fie aud in dieſer Beziehung zu 
feiner Mehrheit, fo wird zwiſchen den zwei vorgefchlagenen Ob- 
mänmern einer Durch Das Loos bezeichnet. Kein Theil fol dem 
andern an Gerichten und Herfommen hinderlih fein, die Orte 
aber den Biſchof fhügen, wenn feine Unterthanen fih auf uns 
tecytmäßige und unbillige Gebräuche wider ihn berufen wollen. 
Der Biſchof nimmt abwechfelnd aus den Orten jedes Jahr einen 
anfrechten und verftändigen Mann zu feinem Rathe und Diener 
und befoldet venfelben. Das Bündnis wurde anfangs nur auf 
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die Lebenszeit des Bifchofs und zwei Jahre darüber hinaus 
eingegangen, aber die Erneuerung desfelben vorgefehen. In der 
That dauerte ed auch fort, ähnlich einem ewigen Bündniffe und 
ed wurde der Biſchof wie ein zugewandter Reihsfürft von den 
Eidgenofien behandelt"). 


Vierzehntes Kapitel. 
Die gemeinen Vogteien. 


— ——— — 


Charakter des XV. Jahrhunderts. — Gebietserweiterung in den eldge⸗ 
nöfftfchen Orten. — Eſchenthal. — Aargau. — — 
— BDerhältniß zum Reich. — Die Freiheit der Aargauiſchen Stad 
und Länder. — PVerbältniß der regierenden Orte. — Das Thurs 
gan, und die Städte Frauenfeld und Dießenhofen. — Das 
andgericht. — Das Rheinthal. — Sargans. — Die Stabt 
Rappers wyl. — Bogteien von zwei Ständen. — Ennetz= (jens 
feits) birgifhe Bogteien. — Grafſchaft Bellenz, 2 Riviera 
un Bolenz. — Lugano, Locarno u. f. f. Regie 
rungsart. 


Der Charakter der Politik in der Eidgenofienfchaft während 
des XV. Jahrhunderts unterfcheidet ſich mwefentlih von dem po⸗ 
litiſchen Charakter des XIV. Jahrhunderts. Der dritte große 
Krieg zwifchen Defterreih und den Eidgenofien, der fogenannte 
Sempacherfrieg ift ald Wendepunkt zu betrachten. Vorher war 
das Streben der eidgenöffifhen Orte vornämlich auf Bewahrung 
threr Selbftändigfeit und Unabhängigfeit gerichtet im 
©egenfage zu der bedrohlichen Uebermacht Defterreich in dieſen 
Gegenden. In jenem Kriege aber ſchon kämpfte Die Eidgenoſſen⸗ 
Schaft für ihr eigenes Uebergewicht in den Gebieten rings um 
fie ber und war glüdlih in diefem Kampfe. Die Macht des 
Adels in der Schweiz wurde gebrochen und die Macht Defter- 
reichs in den oberen Landen tief erfchüttert. Bon da an gewahren 


s, Waldkirch a. a. O. S. 420. 
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wir überall ein Streben der eidgenoͤſſtſchen Orte nah Ausbreis 
tung ihrer Herrfhaft, nah Erweiterung ihres Ge- 
bietes; und diefes Streben zieht ſich durch Das ganze fünfzehnte 
Sahrhundert hindurch, und wird auch wit großem Erfolge 
belohnt. 

Am ftärfften und erfolgreichften offenbart fidy diefe Tendenz 
in den eidgenöffifhen Städten. Die meiften größeren Erwer- 
bungen der Städte Zürich, Bern, Luzern fallen in dieſe 
Zeit; vor derfelben hatten die Städte faft fein eigened Gebiet. 
As bloße Städte waren fie in die ewigen Bünde mit den Läns 
dern getreten, und meift nur durch Burgrechte mit Heinen Vogtets 
herren auf dem Lande hatten fie einen mittelbaren Einfluß und 
eine mittelbare Hoheit über einzelne Vogteien erlangt. Nun 
aber brachten fie umfaflende Herrfchaften, felbft ganze Grafſchaf⸗ 
ten an fi. Die Form diefer Erwerbung von Hoheitorechten 
über einzelne Dörfer und Thäler oder ganze Gebiete war meis 
ftiens die des Ankaufs oder der unter dem Namen der Satzung 
befannten alten Beſitznahme zu Pfandrecht, feltener die der Er- 
oberung und Abtretung in rievensfchlüffen. Die Staͤdte 
wußten die Geldverlegenheiten der Bogteiherren und Die polttifch« 
fhwierige Lage, welche denfelben von oben her und häufiger 
noch von unten herauf bereitet wurde, zu benußen und indem 
fie dem Adel ihr Geld gaben oder lichen, deſſen herrſchaftliche 
Rechte an ſich zu bringen. Waren jene Satzungsrechte auch der 
Regel nad) wieder lösbar, fo hatte doch auch diefe Löfung ihre 
Schwierigkeiten und wurde nad Verlauf längerer Zeit faktiſch 

unmöglich. 

Weniger allerdings breiteten die Länder ihre Herrſchaft 
aus; doch finden ſich auch unter ihnen einzelne Beiſpiele der 
nämlichen Tendenz. Der Beiſtand, den Die Schwyzer den Ap⸗ 
penzellern in dem Kriege mit dem Abte geleiftet hatten, wurde 
mit der Abtretung der eroberten Mary an Schwyz belohnt; 
und der fogenannte Zuͤrichkrieg ift auch ein traurige Denkmal 
für die in Städten und Ländern bis zur Leidenfchaft gefteigerte 
Luft, die eigene Landeshoheit auszudehnen. 

Ebenfalls in's XV. Jahrhundert fällt nun auch die Erwer- 
bung der gemeinen Bogteien von Seite der Eidgenoffen- 


Bebietseriwei- 
terung in den 
ehgensfüften 


@fhenthal. 


Aargau. 


214 Die zugewandten Orte u. d. gemeinen Herrſchaften. 


ſchaft. Derſelbe Trieb, der in den einzelnen eidgenoͤſſiſchen 
Orten waltete, erfaßte audy den ganzen Bundesförper, und wie 
jene, fo breitete audy diefer die eigene Herrfchaft aus. Die Form 
diefer Ausbreitung war Indeflen auf Seite ver Eidgenoſſenſchaft 
nun regelmäßig die Eroberung, im Kriege mit den Herren 
der Vogteien, feltener der Kauf oder Erwerb von Bfandrechten. 
Das Altefte Beiſpiel einer gemeinen Vogtei bezieht ſich auf 
das Eſchenthal, welches ſich jenfeltd der Grimſel und des 
Gotthardts gegen den Langenſee niederfentt. Vorher ſchon wa⸗ 
ren die Urner mit den Obwaldnern uͤber die Alpen gezogen und 
hatten das Livinerthal eingenommen. Sie waren es, welche vor⸗ 
naͤmlich den Anſtoß zu einem Zuge der Eidgenoſſen in's Eſchen⸗ 
thal gaben (1410). Aber ihnen in ihren Streitigkeiten zu helfen, 
nahmen alle alten Orte an dem Zuge Theil, die Stadt Bern 
ausgenommen, die ſich von dieſen Dingen fern hielt. Gemein⸗ 
ſam wurde das Thal erobert. Die Thalleute huldigten den 
Eidgenoſſen als ihren Herren. Und dieſe beſtellten auch abwech⸗ 
ſelnd einen Vogt dahin, der die Rechte des Landesherrn aus⸗ 
uͤbte und der Richter des Landes war. Dem Vogte oder Richter 
wurde eine Beſoldung ausgemittelt, die er von den Bußen und 
den herkoͤmmlichen Einkuͤnften der Vogtei bezog. Den Ueberſchuß 
mußte er alljaͤhrlich abliefern an die VII eidgenoͤſſiſchen Orte. 
Derſelbe wurde auf den gemeinen Tagen unter dieſe vertheilt). 
Die Eidgenoſſen behielten indefien diefe Eroberung nicht 
lange. Unter ihnen felber zeigte fich Abneigung, für diefelbe viel 
zu opfern. Zuͤrich insbefondere war nur mit Mühe dazu zu 
bewegen, an diefen Zügen über dad Gebirg Theil zu nehmen. 
Im Jahr 1422 nahm der Herzog von Mailand das Eſchenthal 
wieder ein, und die für die Eidgenoſſen unglüdliche Schlacht 
von Bellenz entſchied gegen fie. Das Efchenthal blieb verloren. 
Wichtiger und dauerhafter waren die Eroberungen in dem 
vormals oͤſterreichiſchen Aargau; der Erwerb der Städte 
Baden, Bremgarten und Mellingen fo wie ver Graf 
haft Baden und eines Thelles der Freien Aemter. 


— —— — — — 


32) In der offiz. Sammlung der eidgen. Abſchiede finden ſich mehrere 
Beifpiele; fo im Jahr 1418. No. 167. 
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Die genannten Städte ſtanden vorher unter öfterreidhifcher 
Landeshoheit; fte erfannten in den Herzogen von Defterreich ihre 
Stadtherren an. Aber damals befaßen fie eine eigenthuͤmliche 
Stadtverfaffung und waren von den Herzogen fchon frühzeitig 
mit großen Freiheiten und Privtlegien?”) begabt worden. Auch 
waren fie ſaͤmmtlich, wie überhaupt alle öfterreichifchen Staͤdte 
in der Schweiz rei an Stadtgütern. Ste hatten ihre eigenen 
Scultheißen und Stadträthe, bildeten ihre Stadtrechte in Form 
der Autonomie nad) eigenem Ermefien weiter fort, und verhan- 
deiten audy mit andern Städten und nad) außen mit großer 
Selbftändigfeit. 

In der Grafſchaft Baden und. in den Freien Aemtern be- 
faßen die Herzoge ebenfalls Landeshoheit. Ste ernannten bie 
Bögte, welche in ihrem Namen die Rechte der hohen Bogtel 
ausübten, das Land regierten und Gericht hielten. Zahlreiche 
Ritter und Dienflleute faßen auf den Burgen, weldye fie von 
ben Derzogen zu Lehen trugen. Außer ihnen hatten manche 
Klöfter eine unabhängige Stellung und eigene Gerichtöbarfeit. 
Auf den Banergütern lebten freie und hörige Bauern, viele der 
erfteren nody auf Eigenthum. Auch das Land genoß mannig- 
faltiger, dur das Herfommen beftimmter, durch die Volks⸗ 
gerichte geichüßter Freiheiten. 

Als auf dem Konzilium von Konftanz die Reichsacht und Die Eroberung. 
der Kirchenbann über ben Herzog Friedrich von Defterreich aus⸗ 
gefprocdhen worden war (1415), forderte der König Siegmund 
auch die Eidgenofien auf, an dem Herzog die Acht zu vollziehen. 
Bon allen Seiten brady der Reichöfrieg aus gegen den Herzog 
und feine Länder. Mit Heeresmacht überzogen deutfche Zürften, 
Herten und Städte feine Länder. Den Eidgenoſſen wurde das 
Aargau, der Stammfig des habsburgiſchen Haufes überlaffen, 
und von. dem Könige verfpsochen, das eroberte Land ihnen zu 
verleihen. Eine Zeit lang zögerten die Eidgenoſſen, die Fehde 


3) Das merkwürdige Stadtrecht von Winterthur aus dem XI. 
Jahrhundert (abgedruckt in meiner Zürcher. Rechtsgefchichte, Bo. 1. An- 
bang) wurbe für Mellingen in einer Urkunde zufammen geflellt, weil 
der Stadt Mellingen das Recht von Winterthur verliehen werden war. 


—— 
zum 
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zu beginnen. Ste hatten wenige Jahre vorher (1412) mit dem 
Herzoge einen fünfzigjährigen Frieden beſchworen und trugen 
Scheu, diefen Frieden zu brechen, da der Serzog ihnen feine 
PVeranlaffung dazu gegeben habe. Aber der König drängte, 
ermahnte fie an ihre Reichspflichten, welche in dem Frieden und 
in allen Bünden vorbehalten feien, ermunterte fie durch Ver⸗ 
heißungen, bedrohte fie, wenn fie ungehorfam würden. Die 
Fürftenverfammlung zu Konftanz, geiftliche Herren und Rechts⸗ 
gelehrte bezeugten, daß die Eidgenofien berechtigt und verpflich- 
tet feien zum Kriege. Bern unternahm, eifriger als die übrigen, 
in diefem günftigen Moment fein Gebiet zu erweitern, für ſich 
einen Yeldzug und eroberte zu feinen Handen mit Hülfe von 
Solothurn und Biel das Aargau bi8 da wo bie Reuß in bie 
Aare fi) einmündet. Auch Züri ſtimmte nun für den Krieg. 
Die Tagfabung zu Beggenried vom 30. Mat 1415°*) neigte 
fih fchon mehr für den Krieg. Als der König die Begehren 
zufagte, um welche Züri im Namen der Eingenofien durch eine 
Botſchaft geworben, wurde die Fehde angefagt und das eldges 
nöffifche Heer drang in's Aargau ein. Der Widerfland war 
gering; die Gemüther der Aargauer durch das Unglüd des Her- 
3098 erfchüttert, Die Mebermadht groß. Nur einzelne Burgen 
und die Städte leifteten einige Gegenwehr. Dann aber ergaben 
fie fi) dem Reiche und den Eidgenofien. Die Burg der Stein 
zu Baden hatte am längften ausgehalten. Sie galt als ein 
Kleinod der öfterreichifchen Fürften. Da aber auf feinen Ent- 
faß gehofft werden konnte, wurde auch fie übergeben und ver- 
brannt. So famen die Eidgenoſſen in den Befib der Stäbte 
Baden, Mellingen, Bremgarten, ver Grafſchaft Ba 
den und der Freien Aemter. 

Nun Fam es aber darauf an, das Verhaͤltniß zum Reiche, 
zu dem Herzog, zu den eroberten Gebieten und unter den Eid⸗ 
genofien felbft näher zu beſtimmen und definitiv zu ordnen. 

Durch die Reihsacht waren die Herrſchaften des geächteten 
Herzogs an den König und das Reich zurüd gefallen und der 


*) Offi z. Sammlung Ro. 108. 
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König hatte den Zürchern urkundlich verfprocdhen, dag er mit 
dem Herzog feinen Frieden machen wolle, ohne fie in denfelben 
einzufchließen und ohne den fünfzigjährigen Frieden der Eidge- 
noſſenſchaft mit Defterreich zu erneuern, ed wäre denn, daß 
Defterreich noch beſſere Bedingungen jenen zugeftehe, ferner daß wenn 
fie im Krieg Land und Leute gewinnen mit dem Schwerbt oder 
durch Uebergabverträge, er ihnen vergönne, diefelben zu des 
Reiches Handen zu befeßen und inne zu haben und daß er deren 
feines zurüd gebe, außer mit ihrer Zufimmung”). Auch nad 
der Eroberung fühlten ſich die Eingenofien doch nicht gang ficher 
in dem Befite der Länder. Der König ſprach die Nutzungen 
für fih an; die Kriegshohelt, dad Mannfchaftsredyt wollte er 
ihnen laſſen. Da benutzte Zürich, welche Stadt wie Bern bei 
dem Könige befonderd gut aufgenommen war, die Stimmung 
des Königs und ließ fi die Stadt und den Stein zu Bas 
den, die Burg auf der rechten Seite der Limmatbrüde zu 
Baden, ferner die Städte Mellingen, Bremgarten und 
Surfee fammt allen damit verbundenen Hoheitsrechten jeder 
Art in den Städten und auf dem Land von dem Könige pfand⸗ 
rechtlich zufertigen, indem fie an denfelben ein Darlehen von 
4500 rheiniſchen Gulden bezahlte. Der König behielt ſich und 
dem Reiche die Wiederlöfung vor, doch nur für das Reich, nicht 
für Defterreih, und nur mit Zuflimmung der Zürcher, verfprach 
die Zürcher dabei zu fchügen, wenn Oeſterreich die Verpfändung 
angreifen wollte, verftattete Ihnen, was Oeſterreich daſelbſt an 
andere verpfändet habe, einzulöfen’") und an dem zugeflandenen 
Rechte auch die andern Eidgenofin Theil nehmen zu lafien. 
Die Freiheiten, Rechtfame und das Herfommen der Stäbte wurden. 
ausdruͤcklich vorbehalten): 


35) Bergl. die offiz. Sammlung ber Abſchiede No. 105. 


%) Darauf geſtützt Töste Zürich die Vogtei zu Baden von Alrich 
Klingenfuß ein, um 600 Gulden. Offiz. Sammlung der Abſchiede 
S. 51. 


N Tſchudi IL ©. 4. Archiv der geſchichtforſch. Geſellſchaft 
Bd. 1. S. 85. Waldkirch S. 194. 


Die FSreiheit 


ber Aarg 
Städt 


aufihen 
e und 


218 Die zugewandten Orte u, v. gemeinen Herrfchaften. 


Zürich und mittelbar die Etdgenoffen, für welche Zü- 
rich handelte, traten fomtt mit Bezug auf die genannten Stäpte 
(außer Surfee, welches Luzern allein verblieb, wie das Frey⸗ 
amt im engern Sinn Züri, und das ganze Aargau, die 
Städte Zofingen, Yarau, Lenzburg inbegriffen, bi8 an 
die Aare der Stadt Bern) und Bogtelen an die Stelle der Her- 
zoge von Defterreih und in eine ähnliche Beziehung zum Reiche, 
wie diefe. Ihr Recht gründeten fie auf die Eroberung mit Zu- 
ſtimmung des Könige und Neiches und auf Die Verpfaͤndung 
durch den König. Auch der Herzog Friedrich von Oeſterreich 
ſelbſt wurde fpäter genöthyigt, dieſe Veräußerung an bie Eidge⸗ 
noffen anzuerfennen. In der Sühne vom Jahr 1418 erhielt er 
feine übrigen Länder großen Theils zurüd, mußte aber ausdruͤck⸗ 
lich auf Alles verzichten, was die Bidgenofien inne haben. 

So war dad Mecht der Eldgenofien dem Reiche und dem 
früheren Landesherrn gegenüber feftgeftellt. Im Berhältnig zu 
den erworbenen Gebieten gelangten fle indeſſen durchaus nicht zu 
einer abfoluten Macht. Eine ſolche war überhaupt den Vor⸗ 
ftellungen und dem Rechte des XV. Jahrhunderts noch völlig 
unbefannt, und iſt erft im fiebzehnten und achtzehnten zur Er⸗ 
fülung gefommen. Insbeſondere hatten die Städte, Baden 
voraus, große innere Freiheit und behielten diefelbe. Im Heu- 
monat des Jahres 1414 entfland in Folge der erfchätterenven 
Ereigniffe jener Zeit zu Baden ein heftiger Streit zwiſchen zwei 
Parteien, von denen jede einen andern Rath der XII feten und 
anerfennen wollte. Beide Thetle Tießen fich beivegen, dem Rate 
von Zürich die Beſetzung ihres Rathes zum überlaffen, aber nur 
für dießmal und dann nie mehr. Fortan’ fol die Stadt wieder 
felber ihren Rath fegen und dieſer mit dem Schultheißen und 
der Gemeinde und dem Großen Rath der XL ihre Stabtvers 
faffung handhaben und die Ordnungen der Stadt erlaffen. Zuͤrich 
ftellte darüber der Stadt Baden eine Urkunde aus?®). Und wenige 
Wochen nachher beftätigte der König neuerdings durch einen 


35) Archiv ver ſchweiz. geſchichtforſchenden Gefellfegaft I. S. 85. 
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Freiheitsbrief die Rechte der Stabt”). Wiederholt erſchienen 
auch die Boten der aargauiſchen Städte auf Tagen der Eidgenoſſen 
und nahmen Thell an politifden Verkommniſſen, fo 3. B. Baden 
und Bremgarten im Jahr 1428 zu Zug an der Richtung zwi⸗ 
fhen dem Grafen von Toggenburg beziehungewelfe ver Stadt 
Züri) und dem Lande Glarus‘), 

Zurich übertrug feine Rechte der Verabredung gemäß auf Bebaimif ber 
die übrigen Orte der Eidgenoſſenſchaft. Rur Bern, das einen "Dre. 
großen Theil des Aargau für fich ſelbſt in Beflg genommen hatte, 
erhielt anfänglich Teinen Antheil an den gemeinen Vogteien; 
wurde aber ſchon 1427 in ven Mitbeſtz von Baden aufges 
nommen. An der. Regierung der freien Aemter erhielt Bern 
and) damald noch keinen Theil. Urt dem Kriege gegen ben 
Herzog von Defterreich abgemeigt und nicht nach weiterer Aus⸗ 
dehnung der Herrfchaft luͤſtern, Ichnte jede Thellnahme ab, wurde 
aber in Zufammenhang mit den Ereigniffen des Zürichkrieges 
im Jahr 1546 ebenfalld in die Mitregierung aufgenommen, fo 
dag nun alle VIII Stände zu gleichen Rechten dabei beiheiligt 
waren. 

Die Regallen in den gemeinen Vogteien, die Landes, 
boheit, und in diefer dad Recht der Mannſchaft (Heerbann) 
und unter gewifien Borausfegungen und in gewiſſen Schranken 
das Recht Steuern zu erheben, die hohe und zu großem Theile 
audy die niedere Gerichtsbarkeit, alles in der Welle, wie 
vordem die Herzoge von Defterreidh fie befefien hatten, waren 
num !auf die eidgenoͤſſtſchen Orte übergegangen. Wechſelfeitig 
beftellten fie num die Landvögte, je zu zwei Sahren um, welchen 
gehuldigt werben mußte, und weldhe fhwuren, das Recht und 
die Gewohnheiten der ihnen untergeorbneten Städte, Bafallen 
und Landleute zu firmen und zu achten. Altjährlich wurde 
von den Bögten den Orten Rechnung und Rechenſchaft abgelegt. 
Meiſtens wurben dazu bie Tagfabungen benugt, auf denen ohne: 
bin die Boten der Orte ſich zuſammen fanden; oder eigene Tage 
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zu dieſem Zwecke ausgefchrieben. Der Ueberſchuß der eingeganges 
nen Bußen, Gefälle, Zölle, Steuern, nach Abzug der Koften 
und Befoldungen, wurde ſodann unter bie regierenden VIII Orte 
zu gleichen hellen vertheilt. Die Verhandlungen und Zuſam⸗ 
menfünfte darüber wurden die Sahresrehhnungen genannt. 
Sie waren in regelmäßigen Zeiten in der That das wichtigfte 
Geſchäft der Tagfabungen, und meldyes die acht alten Orte 
lange noch vorzugsweiſe zufammen hielt und auszeichnete, auch 
nachdem die Eidgenoſſenſchaft ſich vn Aufnahme neuer Buns 
desglieder verftärft hatte. 
Das Thurgau, Einen ähnlichen Gang nahm und ähnliche Folgen hatte die 
rl Eroberung des Thurgau’s durd die Eidgenoſſen. Die nädht- 
bofen. liche Beſetzung Rapperswyl durch die Eidgenoſſen und die Ver⸗ 
draͤngung der öfterreichifchen Partei aus der Stadt hatte den Erz⸗ 
herzog Sigmund von Defterreich gefränft. Er hatte nicht ohne 
Erfolg die Eidgenoflen vor dem päpftlichen Gerichte verklagt und 
geftrebt, den Kirchenbann über biefelben verhängen zu laflen. 
Die Aufnahme der Brüder Grabner, vormald Günftlinge des 
Erzherzogs, dann deſſen Feinde, welche das Zürcher Bürgerrecht 
angefauft hatten und nun als Gidgenofien dem Yürften troßten, 
fteigerte die Berwidlung. Aber nun war aud Sigmund felbft 
in Folge der Zwifte mit dem Karbinal Eufanus in den Kirchen- 
bann verfallen, und der Erzherzog fand ohnehin in Mißver- 
hältniffen zu dem Kaiſer. Da wurde auch er von dem Bapfte 
bedroht. Die Eidgenofien wurden von verfchievenen Selten 
wider ihn angereizt. Ungeachtet der fünfpigjährige Friede mit 
Oeſterreich noch nicht völlig ausgelaufen war, fanbten bie Eid⸗ 
genofien dem Erzherzog die Abfagebriefe. Sie zogen mit Heeres- 
macht in's Thurgau 1460. Die Erzherzoge von Oefſterreich 
waren in Deutfchland zu ſtark befchäftigt, im Kriege gegen den 
Kaifer und die Fürften, welche ihm anhingen. Yür ihre ſchwei⸗ 
zeriſchen Gebiete, ven Eidgenoſſen gegenüber konnte ‚nicht viel 
geſchehen. Rur die Stadt Winterthur, durch eine mannhafte 
oͤſterreichiſche Beſatzung verftärft, wiverftand mit Erfolg der 
Belagerung der Eidgenoflen, wurde dann aber fpäter an Zürich 
abgetreten. Die Stadt Frauenfeld ergab fi) den Eidgenoſſen 
gegen Zuficherung ihrer bergebrachten Freiheiten und Rechte. 
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Die Sraffchaftsleute huldigten, und die Gerichtsherren 
fügten fih den Eroberern. Die Etadt Dießenhofen, welde 
der Gemahlin des Erzherzogs Sigmund zur Morgengabe ver- 
feßt worden war, fuchte anfangs durch Berufung auf: diefes 
Berhältnig, dem Krieg fich zu entziehen, nahm dann aber ent- 
gegen der Uebereinfunft eine öfterreichifche Befagung auf, und 
wurde durch eine Belagerung der Eidgenofien, an der nun aud) 
Bern und Schaffhaufen Theil nahmen, gendthigt, zu kapi⸗ 
tulieren und den Eidgenoffen zu huldigen*). 

Dießenhofen fiel unter die Hoheit aller VII Orte und 
überdem von Schaffhaufen, fo Tange die Stadt, weldhe da⸗ 
mals nur in zeitlichen Bünden fand, eidgenoͤſſiſch bleibe. Frauen⸗ 
feld dagegen und die Orafihaft Thurgau kamen nur zu VII 
Drten (alle alten Orte außer Bern) in ein Abhaͤngigkeitsver⸗ 
haͤliniß. Auch hier erwarben die Eidgenofien bloß die Hoheits⸗ 
rechte, welche dem Herzog gehört hatten. Alle Freiheiten und 
Rechte der Etädte fowie die Gerichtöherrfchaften des Landes 
mußten fie anerkennen und beftehen laflen. 

Unter der Vermittlung des Herzogs Ludwig von Baiern, 
Pfalzgrafen bei Rhein und der Städte Konftanz und Bafel, 
kam um Pfingften 1461 ein Anftandfriede zwiſchen dem Erzher⸗ 
z0g Sigmund und den Eidgenofien zu Stande, in welchem 
für die Dauer deflelben (die naͤchſten 15 Jahre) jeder Theil bei 
dem bleiben folle was er im Krieg eingenommen habe, alfo bie 
Eidgenofien bei dem Befibe des Thurgau’s'). Seither blieben 
diefe Vogteien in ihrer Gewalt; und durch den ewigen 
Erbverein mit Defterreih wurde auch das Recht darauf von 
Seite Oeſterreichs definitiv zugeftanden. 

Defterreidh hatte indeflen nicht alle Hoheitsrechte In Thur⸗ 
gau befeflen; die Eidgenofienfchaft fonnte daher auch nicht bie 
ganze hohe Vogtei erwerben durch die Eroberung. Ihr fielen 
zu das Mannſchaftsrecht, die Regalien, die Landeshohelt im All⸗ 
gemeinen. Aber dad Landgericht war früher der Reichsſtadt 
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Konſtanz verfeht worden und dieſe wollte dasſelbe nicht abtreten. 
In Folge deflen ernannte fie den Landrichter und die Urtheiler 
(Schöffen). Diefe Theilung der Hoheitsrechte erzeugte nun 
mandherlei Konflikte, awifchen dem Landvogt der Eidgenoflen 
und dem Landrichter von Konftanz. Diefer ſprach den Blut- 
bann für fein Gericht ausſchließlich an und machte auch fonft 
die hohe Gerichtsbarkeit geltend. Hinwieder zeigte fidy öfter der 
eidgenoͤſſiſche Vogt ungeneigt, die Urtheile des Landgerichts voll- 
ziehen zu helfen und fuchte die eigene Gerichtsbarkeit auszu⸗ 
dehnen. Im Jahr 1474 verfuchte ein Schiedsgericht, die Strei- 
tigkeiten auszugleichen. “Dasfelbe verftattete eine Art Eonkurirende 
Gerichtsbarkeit beider Thelle; nur der Blutbann blieb dem Land- 
gericht vorbehalten. Bon ſaͤmmtlichen Bußen follen drei Vier- 
theile dem eldgenöffifchen Vogte, ein Viertheil dem Fonftanzifchen 
Landrichter zufaflen *”). 

Dadurdy waren aber nicht alle Konflikte befeitigt; und die 
ganze Einrichtung, innerlich unhaltbar, mußte von Zeit zu Zeit 
zu erneuerten Meibungen führen. Sie war überdem für das 
Land läftig und einer guten Rechtöpflege hinderlich. Der Schwas 
benfrieg, an dem auch Die Stadt Konſtanz auf Seite des ſchwa⸗ 
bifhen Bundes Theil nahm, und in welchem die Thurgauer 
den Eidgenoſſen getreulich halfen, brachte eine Löfung diefes 
Mißverhältniffee. Im Zrieden wurde der Herzog Ludwig Maria 
Sforza als Schiedrichter über diefen Punkt beiverfeits erkannt. 
Er ſprach durch Urtheil vom 15. Oftober 1499 den Eidgenoſſen 
das Landgericht im Thurgam zu, mit dem Vorbehalt, daß dem 
Kaiſer, aber nur ihm, gegen Erlegung von 20,000 rheiniſchen Gul- 
den die Wiederlöfung des Landgerichtes zuftehe‘). In Folge 
deſſen erhielten nun X Stände, bie VIll alten Orte und Frey⸗ 
burg und Solothurn, Antheil an dem Landgericht, während 
nur VII Orte die Grafſchaft Thurgau Inne hatten. Der Lands 
vogt dieſer VII Orte, welche in der Ernennung beöfelben mit 
einander zu zweien Jahren um wechfelten, verwaltete dann zus 
gleich für die X Orte das Amt des Landridhters. 


23) Bupikofer, Geſchichte des Thurgau's I. ©. 285. 
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Der Thurgau hatte gehofft, da ſchon als felbftändiger Ort 
der Eidgenoſſenſchaft einverleibt zu werden. Die Stände, welche 
mehr und mehr an den Vogteien, der damit verbundenen Herr- 
lichkeit und den Einkünften Gefallen fanden, wollten aber In das 
Geſuch nicht willigen. Das höhere Interefie wurde dabei unters 
geordneten Rüdfichten geopfert, und dem Lande felbft war Diele 
fortgefebte Abhängigkeit von den wechſelnden Herrn im Ganzen 
nicht zuträglich. Immerhin gewann e8 aber durch diefe Verbindung 
mit der Eidgenofienfchaft eine Jahrhunderte dauernde frienliche 
Zufunft und wurde eben Dadurch auch vor den Greueln und 
dem Unglüd des breißigjährigen Krieges, der Deutfchland zers 
rüttete, gewahrt. | 

Das Rhein thal, mit der Burg und dem Staͤdichen Rheined 
am Rheine und Bodenfee, da wo der Fluß in den See fließt, 
gelegen, fammt Altftetten war von dem Könige Sigmund, zur 
Zeit als der Erzherzog Friedrich von Defterreich vom Reiche geächtet 
und von der Kirche gebannt war und die Länder desſelben viel 
fältfg weggenommen und überzogen wurden, an ben Grafen 
Friedrich von Toggenburg, der an dem Kriege gegen den 
Herzog Friedrich einen großen Antheil nahm, verpfändet worden. 
Im Jahr 1425 verfeßte der Graf Friedrich von Toggenburg die 
Herrſchaft Rheinthal um 6900 Goldgulden weiter an die Brüs 
der Ulri und Konrad Beyer; und der Kaiſer willigte 
ebenfalls in diefe neue Berpfändung, und ficherte den neuen 
Pfandherrn ihr Recht urkundlih zu"). Als der Krieg gegen 
Herzog Sigmund ausbrach, getraute ſich der Herr des Rhein⸗ 
thales Jakob Beyer nicht, feine Herrishaft wider die Appenzeller 
zu behaupten, gegen die er vorher ſchon vor dem Hochgerichte 
zu Rotweil hatte Klage führen mäflen und die er wirklich in 
die Reichsacht gebracht hatte. Er zog es vor, die Herrſchaft an 
die Appenzeller felbf zu verkaufen (1460). Diefe bezahlten 
ihm die 6000 Goldgulden, für welche feine Vorfahren die Herr- 
ſchaft an ſich gebracht hatten, und wurden fo Herren des Rhein- 
thales ). 


45) Urkunden von 1425, 1430 u. 1433 bei Tſchudi IM. ©. 160, 
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Dreißig Jahre lang blieben die Appenzeller im Befite 
der Herrfhaft. Dann wurden fle genöthigt, im Jahr 1490 
diefelbe an die IV Schtrmorte der Abtei St. Gallen, Zuͤrich, 
Luzern, Schwyz und Glarus abzutreten'). Die Abtretung 
diente dazu, diefe Orte fir Die Koften zu entfchädigen, welche 
fie in dem fogenannterr Rorfchacherfriege zum Schutze des Abtes 
gegen die Appenzeller hatten verwenden müflen. Die Staͤnde 
Urt, Unterwalden und Zug wurden von den IV Orten in die 
Mitregierung aufgenommen, da fie geholfen hatten, die Aus⸗ 
fchweifungen der Appenzeller zu dämmen. Rad) dem Schwaben: 
friege, in dem ſich Appenzell ausgezeichnet hatte, erhielt auch 
diefer Ort wieder Theil an der Regierung des Rheinthales, welche 
nun über zweihundert Sahr von den VII alten Orten (alle 
außer Bern) und dem Lande Appenzell abwechſelnd bevogtet 
und gemeinfam regiert wurde. Die Bögte hatten ihren Sig 
zu Rheinegg. 

Die Graffhaft Sargans höher am Rheine und näher 
den großen Gebirgsmaflen gelegen, gehörte auch zu der reichen 
Verlaflenihaft ded Grafen Zrievrih von Toggenburg, über 
welche die Eiferfucht von Zürich und Schwyz entzündet warb. 
Es ſchien anfangs, als würde diefe Herrfchaft eher als alle 
übrigen Beftandtheile jener Verlaffenheit und mit Sicherheit der 
Stadt Züridy anheim fallen, und eine auch nur einiger Maßen 
verftändige und rückſichtnehmende Politik hätte Die Herrichaft 
mit leichter Mühe Zürich erworben und erhalten. Aber vie 
Fehler des Bürgermeifters Stüfft von Zuͤrich und das Ungeftüm 
der mit Zürich verburgrechteten Sarganfer Landleute bewirkten 
einen Umſchwung der Dinge. Der Graf Heinrih von Wers 
denberg-Sargans Iößte die darauf laſtenden Pfandrechte 
aus, trat mit den Schwyzern und Blanern in ein Landredht, 
unterftügte diefelben in: ihren Streitigfeiten gegen Züri, fand 
binwieder bei jenen Schuß und Unterftügung den ungehorfamen 
Grafſchaftsleuten gegenüber, und verftärfte fo von Neuem feine 
Herrſchaft. 

Im Jahr 1483 verkaufte Graf Georg von Werdenberg und 
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Eargans die Grafſchaft Sargans an die VII Orte (Bern if 
nicht unter denfelben) der Eidgenoſſenſchaft mit allen ihm zus 
ſtehenden Hoheits⸗ und grundherrlichen Rechten dafelbft, die 
Hoheit über das Städtlein Eargans inbegriffen. 

Die Stadt Rapperswyl, auf einer Landzunge gelegen, „ Di hr 
die in den Zuͤrcherſee hinein ragt, mit großen Freiheiten aus» 
gerüftet, erfannte bid um die Mitte des XV. Jahrhunderts die 
Herzoge von Oefterreich ald ihre rechtmäßigen Stadtherren an 
und bewährte in den ſchweizeriſchen Kriegen in den fchwierigften 
Berhältniffen große Treue zu ihren Herren. Aber fpäter ſpal⸗ 
teten ſich auch dort die Parteien innerhalb der Stadt. Die eine 
bielt noch an den Herzog, die andere mehr an die Eidgenoflen. 
Jene wurden die Ehriften genannt, diefe die Türken. Als die 
Eidgenofien aus dem fogenannten Plappartkriege von Konftanz 
nad Haufe zogen, die Banner von Url, Schwyz; und Unter⸗ 
walden, wurden fie von der eidgenöffifchen Partei freundlich aufs 
genommen und beherbergt. Unter dem Schuße der ſchweizeriſchen 
Truppen erhob fih nun dieſe Partei plöglich in der Nacht 
und bezwang die öfterreichiich gefinnten Gegner. Die Stadt 
fagte fi 108 von dem Herzog Sigmund, und huldigte den drei 
Ländern Uri, Schwyz und Unterwalden. In dem Thurs 
gauerfriege von 1460 ftand die Stadt auf ber Seite der Eid- 
genofien wider Defterreih. Nach Beendigung des Kriegs wurde 
ah Glarus in die Schirmvogtei der IV Orte angenommen. 

Die Stadt behielt den hergebradhten Brad von Eelbftändig» 
feit und ihre Rechte bei. Sie trat zu den IV Schirmorten in 
ein ähnliches Verhältnis, wie der Abt von St. Ballen zu feinen 
Schirmorten: oder wie andere zugewandte Orte zu der Eidge⸗ 
noffenfhhaft. Die Stadt ſchwur, den IV Orten in ihren Nöthen 
offen und gewärtig zu fein, deren Ehre und Nutzen zu fördern 
und ſich mit Riemandem zu verbinden, ohne die Zuftimmung 
der Orte. Ihre Rechte und Gewohnheiten wurden anerkannt 
und für den Kal von Etreitigfeiten zwiſchen ihr und einem der 
Schirmorte das gewohnte fchledrichterliche Verfahren zu gleichen 
Rechten angeordnet und Einfiedeln als Malfätte bezeichnet’). 


33) Urkunde bei Tſchudi I. ©. 639. 
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Außer diefen gemeinen eidgenöffifhen Vogteien, bie theils 
mehreren theils wenigern, aber immer einer Mehrzahl von Stäns 
den zugehörten, gab ed auch noch einzelne Bogteien in der deut⸗ 
ſchen Schweiz, welche nur je von zwei Ständen regiert wurden, 
und daher den Uebergang bildeten zu den Herrfchaften, welche 
ganz Einem Orte zuftanden und demnach ausſchließlich der Ger 
fhichte der einzelnen Städte oder ‚Ränder zugehören. So die 
Grafihaften Gafter und Utz nach oberhalb des Zuͤrichſees und 
am Wallenfee, welche in Folge der Ereignifle des Zuͤrichkrieges 
in den Schirm der Stände Schwyz und Glarus, fpäter uns 
ter die Randeshoheit diefer beiden Stände gelangten; ferner bie 
Bogteien Shwarzenburg, Murten, Orbe, Grandſon 
und Tſcherlitz, welche großen Theils im Zufammenhang mit 
dem Burgunderfriege unter die gemeinfame Hoheit der Städte 
Bern und Freyburg famen, und von dieſen Städten fo bes 
vogtet wurden, daß je der Vogt der einen bem Rathe der an⸗ 
bern untergeordnet war). 

Auch auf den ſuͤdlichen Abhängen der Alpen in den jchönen 
Thaͤlern jenfeits des Gotthardts, in denen italiſche Voͤlkerſchaf⸗ 
ten wohnten und italifche Kultur verbreitet war, erwarben bie 
Eidgenoffen gemeine Herrichaften, die fogenannten ennetbirgis 
fhen Vogteien. 

Schon zu Anfang des XV. Jahrhunderts hatten die Ur- 
ner und Obwaldner die Graffhaft Bellen; (Bellin- 
gona) fammt der Herrfhaft Riviera und Bolenz erobert 
und waren die Stände Uri und Obwalden von dem Kaifer mit 
der Hoheit darüber beiehnt worden. Dann gingen bie Herr⸗ 
Ihhaften wieder verloren und würden neuerdings mit dem Her⸗ 
zogthum Mailand vereinigt, bis zu den großen Kriegen über 
den Beſitz dieſes Herzogthums zu Anfang des XVI. Sahrhuns 
derts, in welchen die Eidgenoſſen mehrere Male entſcheidend 
eingriffen. Nachdem fie dem König Ludwig XII. von Franfs 
reich geholfen hatten, Mailand zu erobern, und der unglüdliche 
Herzog Ludwig Sforza, verrathen von eidgenoͤfſiſchen Söld- 
nern, In die Gefangenſchaft des Königs gerathen war, ergaben 
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fi die Bürger von Bellen; den Urnern (12. April 1500), 
und hatten bei diefen Schutz. Vergeblich forderte der König 
die Grafſchaft zurüd. Uri, im Gefühl der Wichtigkeit des Platzes 
für die Straße nad Stalien und den Verfehr mit Mailand, 
hielt an dem Befige derfelben feſt; und endlich, von den wieder 
ſchwieriger werdenden Verhältniffen gedrängt, trat der König 
im Frieden zu Arona feine Anfprüde auf die Graffchaft an die 
Me Orte Urt, Shwyz und Unterwalden ab, (10. April 
1503°°%). Die drei Orte bevogteten gemeinfam das Land in der 
Weife, daß jeder Zeit drei Vögte für die drei Vogteien Bellenz, 
Riviera und Bolenz von den Orten gefeßt wurden, von 
denen abwechfelnd einer zu Bellenz, ein anderer zu Riviera, und 
ein britter zu Bolenz regierte, 

Wenige Jahre fpäter erwarben die Eidgenoſſen noch vier, tunano.., 
andere italiänifhe Vogteien: Lauis (Lugano), Luggaris 
(eocarno), Mendris und das Maithal (Balmaggia). 

Erbittert über den König von Frankreich, der den eidgendf- 
ſiſchen Kriegern In feinem Dienfte den rüdfändigen Sold nicht 
zahlen mollte, aufgeregt von dem Kardinal Schinner, einem 
Wallifer von Geburt, und Biſchof zu Sitten, angezogen von 
dem Papfte Sulius III, der Italien von der Herrſchaft der 
Ftanzofen um jeden Preis befreit fehen wollte, im Einverftänd- 
niß mit dem Satfer, verbündet mit der Republid Venedig war 
ein eldgenöfjifches Heer über die Alpen gezogen. Die Franzoſen 
wurden aus der Lombardei vertrieben und Marimiltan Sforza, 
der Sohn des Herzogs Ludwig Sforza, wieder In das Herzog- 
thum von Mailand eingefegt. Die Eidgenoffen übergaben dem 
Herzoge die Echlüffel der Stadt Mailand, und verfprachen ihm 
ihren Schub. Zum Danf dafür überließ er ihnen die genann⸗ 
ten Bogteien am Comer» und Rangenfee und zubem die Vogteien 
Domo d'Oſſola und das Efchenthal, das ſchon im vorigen Jahr⸗ 
hundert eine Zeit lang In eldgenöffifhem Befite geweſen 
war, 1512. 


Nicht lange aber behaupteten die Eidgenoſſen ihr vorwiegendes 


0, Müllers Schweizergeich. Fortſetz. v. Glutz⸗-Blotzheim V. 2. 
S. 100. 
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Anfeden in der Lombardei. Sie vermocdhten auch den Herzog 
Sforza nicht auf die Dauer In dem Herzogthum Mailand zu 
fügen. Der junge Sönig von Frankreich Franz I. drang 
wieder mit einem wohlgerüfteten und großen Heere in Italien 
ein; und die Eidgenoffen verloren die zweitägige furchtbare 
Schlacht von Marignano gegen ihn. ie überliegen ihm Mais 
land. Dagegen erkannte nun der König in dem ewigen Frieden 
von Freiburg vom 29. Nov. 1516 das Recht der drei Walpftätte 
auf Bellen; an und mwilligte in den Beſitz der Herrſchaften Lu⸗ 
gano, Locarno, Mendri und Maithal zu Gunften der fümmt- 
lichen XI eidgenöffifhen Orte ein. Das Efchenthal und Domo 
d'Oſſola aber blieben verloren. 

Die Art, wie die ttaliänifhen Wogtelen regiert wurden, 
unterfchied fich der aͤußeren Form nady wenig von der Regie 
tungsweife in den gemeinen Bogteien im Aargau und Thurgau. 
Je alle zwei Jahre ritt ein neuer Vogt auf aus einem der XI 
Drte, weldye in Ernennung desfelben atwechfelten. Er beſchwur 
bie Landedftatuten und empfing fodann die Huldigung der Räthe 
und der Gemeinden. Aljährlidy kamen dann Xl Boten der XI 
Etände über das Gebirg, um von den Voͤgten Rechnung zu 
fordern; erft zu Lugano, dann zu Locarno, dort wurde aud 
über Mendris, hier über das Maithal Jahrrechnung gehalten. 
Der Bogt verwaltete die Rechtspflege; zu dem Blutgerichte ſetzte 
die Landfchaft die Schöffen. Sonſt ernannte der Vogt auch die 
Beifiger. Der Landfchreiber wurde von den reglerenden Orten 
gemeinfam meiften® auf Lebenszeit aus einem der Orte felber 
gewählt. Die Gerichtspraxis und die Tradition der Geſchäfts⸗ 
leitung beruhte vornaͤmlich auf dem Landſchreiber. An den Bußen 
hatte der Bogt einen Antheil, der Ertrag des Blutgerichtes, 
der Konfisfation fiel den Orten zu. Das Land hatte überdem 
eine mäßige Steuer an die Orte zu bezahlen. Mit der eigent- 
lichen Landesverwaltung gab ſich der Vogt nicht ab; dieſe ges 
bührte dem Rath der Gemeinde. 

Aber die Geldſucht der Vögte fand hier in Stalien einen 
günftigeren Boden, als in der deutfchen Schweiz. Beſtechlich⸗ 
feit der Vögte und Richter verwirrte und verunreinigte die 
Rechtöpflege; durch willfürliche Bußen wurden Reiche und Arme 
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geplagt und ausgefogen; Verbrecher um Geld häufig freigefpros 
den. Die Auffiht der Orte war fern, die italiänifch ſprechen⸗ 
den Einwohner fanden wenig Sympathie und Gehör bei den 
beutfchen Schwelzern. Die Boten auf den Jahrrechnungen 
wurden wohl bewirthet und fehr häufig ebenfalls durch Gefchente 
und Gaben beſtochen. Zuweilen verfudyte die Tagfagung dem 
Uebel durch Verbote und Gebote Einhalt zu thun; aber die 
eingewurzelte Krankheit war ftärfer als der Wille und als bie 
Bolziehung der Tagfagung'"). 


51) Vergl. darüber befonders Kerd. Meyer. Die evang. Gemeinde 
in Locarno I. ©. 93 ff. 
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Die drei Länder Urt, Schwyz und Unterwalden gedachten 
fo wenig fi von dem Neiche zu trennen, als fie ihren erften 
ewigen Bund eingingen, daß fie vielmehr gerade in der Abficht, 
beim Reiche zu bleiben, den Bund fehlofien. Sie wollten ihre 
unmittelbare Beziehung zu Kaifer und Reich, ihre gemonnene 
Reichsfreiheit erhalten und vor der Ausbreitung des habs⸗ 
burgifhen Yürftentbums retten; zu diefem Behuf vornämlid 
traten fie zufammen. Die Erweiterung der Bünde hatte eine 
ähnliche Bedeutung. Die Reihöftädte Zürich und Bern traten 
als Reichsſtaͤdte den Ländern bei und behielten in ihren ewigen 
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Bünden den König und das Reich vor; und Luzern, Zug und 
Blarus wollten fih der oͤſterreichiſchen Hoheit entledigen und 
fo bald ald möglid wie die andern Orte in ein unmittelbares 
Berhältnig zum Reiche fommen. Sie fehnten ſich nach der Zeit, in 
der auch fie feinen andern Herrn als den Koͤnig vorbehalten durften. 

Die einzelnen Städte und Länder, welche zufammen die 
Eidgenofienfchaft bildeten, betrachteten fich fomit noch lange Zeit 
nady den Bünden ald lieder des Reiches und waren flolz 
darauf, unmittelbare Glieder des Reiches zu fein. So begehrten 
fie audy lange hernach noch von den neuen Kaiſern die Erneue⸗ 
rung ihrer Freiheitöbriefe und Privilegien und erhielten auch 
öfter neue Rechte, gerade fo wie andere Reichsſtädte und Länder, 
Hinwieder blieb auch der Kalfer noch lange Zeit in befondern 
Beziehungen zu den einzelnen Orten. Wenn die deutichen Kais 
fer die Schweiz befucdhten, fo wurden fie jeder Zeit In der Stäb- 
ten und Ländern nicht al& fremde Fürften,. fondern mit der den 
eigenen Oberhaupt gebührenden Ehrerbietung und Huldigung 
empfangen. ‘ 

Auch die Eidgenoffenfhaft ald ein Bundesförper ges 
hörte in ähnlicher Weife zum Kelch, wie andere Bünde, welche 
von Zeit zu Zeit in dem großen mannigfaltig gegliederten Reiche 
einzelne Schelle näher unter fi) verbanden. Sie Tonnte dem 
rheiniſchen⸗ oder ſchwaͤbiſchen Städtebund, den Buͤndniſſen der 
Nitterfchaft, der Hanfe verglichen werden. Aber indem bie 
Eidgenofienfchaft allmählig zu einer eigenthümlichen zufammen- 
hängenden und dauernden politifchen Macht erwuchs, löste fle 
fidy auch mehr und mehr von dem Reiche ab und erlangte eine 
neue Stellung dem Reiche gegenüber. 

Auch diefe Ablöfung ging durchaus naturgemäß vor fich, autäfung ber En 
fie war feine unrehtmäßige. Es ift nicht unwichtig, fich gerade ». Reia. 
diefe Entwidlung recht Flar zu machen, denn nur auf einer 
wahren hiftorifchen Unterlage kann auch das gegenwärtige und 
zufünftige Verhältniß der Schweiz zu Deutfchland Far werden. 

Mähren des XIV. Sahrhunderts dachte nody Niemand an 
eine Lostrennung der Schweiz vom deutſchen Reiche. Als in 
der Mitte dieſes Jahrhunderts der Herzog Friedrich von Oeſter⸗ 
seih mit der Stadt Zürich und den Eidgenoffen in Krieg vers 
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widelt wurde, ſuchte derfelbe In diefem großen Krieg der Reiche» 
alieder au den König Karl IV.. zur Theilnahme zu bewegen, 
und es gelang ihm zulest, den König felbit zu beftimmen, daß 
er mit einem Reichsheere an ber Belagerung Zuͤrichs Theil 


nahm. Aber der Bürgermeifter Brun ließ, während der König 


vor der Stadt lag, die Reihsfahne von den Thürmen wehen, 
zum Zeichen, daß er das Reich ehre, und unterhandelte fo ger 
ſchickt mit dem Könige, daß diefer fchnell wieder fi von dem 
Herzog trennte, von dannen zog und nur feine Vermittlung 
zwifchen den fireltenden Parteien eintreten ließ. Wurde auch 
öfters einzelnen Befehlen des Königs, die er an eidgenöfftfche 
Orte richtete, nicht gehorcht, fo geihah das doch nie fo, daß 
dem Könige der Gehorfam aufgefündigt worden wäre, fondern 
nur fo, wie auch andere Reichsfürften und Städte fidy einzelnen 
Aufforderungen entzogen, die ihnen nicht gerechtfertigt erfchienen, 
wozu fie ſich ald Reichöglieder nicht für verpflichtet hielten. 

Erft in der zweiten Hälfte des XV. Jahrhunderts ) ging eine 
Ausſcheidung vor ſich, über die fi) anfänglid) Niemand genaue 
Rechenſchaft gab, tie aber in den veränderten Verhältnifien lag, 
aber aud fie almählig, fait unvermerft. Eine Reihe von Grüns 
den wirften zufammen, um diefe Veränderung zu bewirken: 

1) Die veränderte Bedeutung des Kaiferthbums felbf. 
Die Zeiten waren lange vorbei, in benen bie SKaifer in dem 


3) Eine merkwürdige Epur der neuen Entwickelung auf Seite ber 
Gidgenofien, worauf mich Herr Prof. Heinrich Efcher aufmerkfam gemadit 
hat, Tiegt in dem Burgrechtsbriefe von Appenzell von 1452, wortn fich 
folgende Stelle findet: „fo haben wir die — von Appenzell und — vors 
behalten und vegelafim — vunfern gnebigoften herren römfch keiſer ober 
fung und das heilig Römſch Rich. Doch mit den rechten gebingoten fürs 
worten, bas wir darumb und damit wider bie egenanten unfer eidgnoſſen 
von ſtetten vnd Iendern vnd ir nachkomen noch die Iren in gemein nod 
infunders darinne nit fin noch wider fy nit tuon föllent.“ 
Indeſſen liegt darin boch nur, was auch fonft für andere Territorien vors 
kommt, baß die neuen Gebiete, die mit denfelben verelnigt werben, nım 
auch näher mit benfelben als mit vem Reich verbunden bleiben, fomtt 
das Schiefal des gefammten Territoriums auch dem Reiche gegens 
über theilen follen. \ 
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Reiche umher zogen, um Frieden zu ftiften und Recht zu hands 
haben. Im XV, Jahrhundert blieben die Kalfer gewöhnlich in 
entlegenen Xändern, bie ihrem Haufe zugehörten, und befuchten 
das eigentliche Reich kaum mehr. Auch die Romfahrten unters 
blieben. Der perfönliche Verkehr mit dem Kalfer war fchwierig, 
die individuelle Einwirkung desfelben felten geworden. Nur 
wenig fümmerten fich die Kaiſer um die Reichsangelegenheiten. 
Einmal noch während des XV. Jahrhunderts, zur Zeit des 
großen Konzilium von Konftanz ward der Zufammenhang mit 
demfelben von den Eidgenofien recht lebhaft empfunden, als 
König Sigmund biefelben zum Kriege wider Herzog Friedrich 
von Defterreih aufrief). Die Schweizerreife König Fries 


2) Einige Stellen aus den Abfchleben zeigen beutlich, wie die Gib: 
genofien das Verhaltniß beirnchteten. 1415 Horn. 19. Tag zu Luzern: 
„von ber antwurt wegen, fo man unferm Herren bem Kung geben 
fol von ber Hilf wegen, fo er an gemein eybgnofien wider ben Hertzogen 
von Defterrih gemuotet bat.” 1415. März 30. Tag zu Beggenrieb: 
„von ber Hilf wegen, fo vnſer Herr ber Kung vns zugemuotet Hat.“ 
1415. Brachmon. 4. Tag gemeiner Eidgenoſſen zu Zürich: „Als die 
edeln Herrn Graf Frivrih von Toggenburg und Graf Eonrat von Friburg 
an une — bracht Hand, vmb vnſer Bottfchaft ze tuond zuo vnſerm Herren 
dem Kung vmb dz, ob wir mit onferm Herren dem Kung verricht möch⸗ 
ten werben, als er etzwas zornig off vns iſt, als man vns feit, von bez 
wegen das wir Baben bie veſti zerbrochen haben.“ Abſchied von Luzern 
1417, März 16: Der König habe zu dem Meifen gerebet, wie er vom 
den Codeln darum gehaffet werbe, daß er der Cidgenoſſen fo gnäbig und 
freimblich ſei; um die geforderte Hülfe (gegen Deflreih an bie Etſch) 
fol man ihm Antwort geben, ob man wolle oder nit: 1) Bern meint 
dem Könige Hülfe nicht zu verfagen, falls er thut, was fle nothdürftig 
deucht; 2) Zürich will dem König befchelvene Hülfe nicht verfagen, 
fonft ſei Leicht „böfere” zu beforgen; 3) die Walpftätte und „wir“ 
(Luzern) haben Feine Bollmacht: die von Uri wollen eher mit dem Kö: 
nig Erliegen, als ihm Hülfe thun und iſt es ihnen zu ſchwer.“ Am 28, 
Mai Fam eine „ernfte Begerung” des Königs an die von Zürich: Da fie 
{hm Hülfe an die Etfch zugefagt haben, fo wünfche er flatt berfelben 200 
Mann zu erhalten zur Eroberung der Feſte Feldkirch. Ginhellig wurde 
enifprochen. Im Nov. 1417 war ber König felber in Luzern, um bie 
Gidgenofien zur Hülfe zu beflimmen. Die Räthe und Hundert von Luzern 
famen überein, mit dem römifchen Könige zu reben, baß er ſolche, welche 





Die Fürften. 
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drich III. vor dem Ausbruch des zweiten Zürichfrieges war nicht 
geeignet, die Anhänglichkeit der Schweizer an. das Kaiſerthum zu 
vermehren; denn indem er auf Abtretung des von feinem Bors 
fahren an die Eidgenafien überlafienen Aargau's drang, inzwi⸗ 
fhen die Erneuerung ber Freiheitöbriefe verfchob und ben öfter 
reichiſchen Bund mit Zürich gegen die alte Eidgenoflenfchaft 
fchloß, ließ er die Schweizer erfahren, daß in ihm die Zunei⸗ 
gung zu dem Fürftenhaufe, dem er entftammt war, flärfer ſei, 
als das Gefühl, an der Spike eined großen Reiches zu flehen. 
Veberdem war auch die Macht des Kaiſerthums nad) und nadı 
aufgezehrt worden von den Yürftenthüimern, Städten und Herr⸗ 
ſchaften, die ſich überall in ſteigender Selbſtaͤndigkeit zu eigener 
Landeshoheit aufgefhmwungen hatten. Nur die große Idee des 
Mittelalters, daß in dem Kaiſer das hoͤchſte Recht und die 
höchfte weltliche Gewalt concentrirt fel, daß von ihm im lebten 
©runde durch alle Zmifchenftufen hindurch alles Recht und alle 
Gewalt abzuleiten fel, lebte noch als Idee kümmerlich fort, aber 
ihr entfprach nicht mehr die Realität; und fie felber war nies 
bergebrüdt worden durch die andere fiegreich gebliebene Idee, 
daß die höchfte gelftliche Gewalt beim Bapfte fel und diefe Macht 
göttlicher und erhabener fei ald die des Kaifers. 

War fo das Kaiferthum dem wirklichen Leben mehr entrüdt 
worden und in fich felber zufammengefchrumpft, war daher auch 
von dem Kaiſer wenig zu hoffen und menig zu fürchten, fo lag 
überdem für die Schweizer, die fo viele Kriege mit Defterreich 
zu beftehen gehabt, deren Grenzen ſich großen Theils auf Koften 
Defterreich8 erweitert hatten, ein befonderer Grund und der faifer- 
lihen Macht eher zu mißtrauen als zu vertrauen darin, Daß 
die höchfte Würde des Reichs großen Theild von äfterreichifchen 
Fürften befefien wurde. 

2) War die reale Bedeutung des Kaiſers gefunfen, fo war 
dagegen die Macht der Fuͤrſten ald Landesherrn geftiegen, fos 


Luzerner Bürger erfchlagen haben, nicht mit fi in bie Stabt einführe; 
wohl aber möge er es thun mit folchen, die auf Mahnung der Eidgenoſſen 
ale Topfchläger verrufen ſeien. Bußfchulpige wollen — ihm ſchenken, 
daß er fie mit ſich einführen möge. 
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wohl in ihren Territorien als im Reihe. Das Hauptgericht 
ber Reihöverfaffung lag nun in den Kurfürften, die ſaͤmmilich 
große Territorialheren waren. Don Zeit zu Zeit griffen fie noch 
ein, felbft dem König entgegen, und mahnten venfelben an feine 
Reichspflicht. Auf den Reichstagen gebührte ihnen die Vor; 
berathung und die wichtigfte Stimme. Das ganze Reich mit 
feinen Vorzugen und feinen Schwächen ruhte zumeiſt auf den 
Fürften. Es war dasfelbe eine großartige Ariftofratie mit 
einem monarchiſchen Beifab; fo jedoch, daß jenes Element 
Immer mehr über dieſes uͤberwog. Der König war wenig mehr 
als der primus inter pares: die Fürften aber wieder die Koͤ⸗ 
nige in ihren Ländern. Die Reichsſtaͤdte hatten in dieſer 
Berfaffung nur eine geringe Bedeutung ; fie wurden zwar zu⸗ 
gezogen zu den Reichstagen, aber ihr Einfluß auf bie Politit 
und die Entfchlüffe waren nur gering. 

Auch den Fürſten ded Reiches gegenüber Betsaßetei die 
Eidgenoſſen nody lange Zeit die hergebrachte Ehrerbietung. So 
fährieben noch um die Mitte des XV. Jahrhunderts zur Zeit 
des alten Zürtchfrieges die Eidgenoſſen an die Erzbifchöfe von 
Mainz und Köln und den Pfalggrafen bei Rhein zu Handen 
ſaͤmmtlicher „des heiligen römischen Reiches Kurfürften”, um ſich 
zu rechtfertigen über ihren. Krieg mit Zürich und Defterreich und 
um ſich zu beſchweren, daß der König fremde burgundifche Völker 
in das Neich rufe zu deflen Gefahr und Schaden: „Da nun Ihr 
„die feid, an die der allmädhtige Gott durch feine göttliche 
„Gnade und Güte die Würbdigfeit gelegt Hat, daß Ihr das 
„heilige sömifche Reich vorſehen, handhaben, beſchüͤtzen, beſchir⸗ 
„men und mehren folt; darum bitten wir Euer fürftlihe Gna⸗ 
„ven mit aller Demuth, als des heiligen Reichs gehors- 
„fame getreue Untertbanen, Ihr wollet mit Eurer Macht 
„daran fein und foldyes nicht geftatten, wodurch das heilige 
„römifche Reich ganz vernichtet werben koͤnnte, fondern auch 
„und Arme als des heiligen Reiches gehorfame treue 
„Bliederund Unterthanen ſchirmen und nidht davon 
„Drängen laffen.” 

In der That gelang ed damald auch den Bemühungen des 
Dfalsgrafen Ludwig, Herzog von Balern,. den ſchweten Krleg 


Innere in ben 
—— 
en 
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zu vermitteln und den Frieden herzuftellen. Aber im Ganzen 
und in der Regel fonnten die Schweizer doch audy zu den Deuts 
fhen Fürften fein rechtes Vertrauen faflen, noch ihre Intereſſen 
in jener Staatsordnung hinreichend gewahrt finden. Im Kriege 
mit den Fürften und dem hohen Adel war die Schweiz groß 
geworden und hatten fich ihre Kräfte entfaltet. Die Fürſten 
waren unter ſich verwandt durch dad Blut, durch Heirath, durch 
gemeinfame Stellung, Rechte und Intereſſen. In allen diefen 
Beziehungen mußte fidh die Schweiz fremd fühlen, in einzelnen 
ftand fie jenen öfter feinvfelig gegenüber. Wie hätte fie ſich da 
an diefelben anfchließen, fi) ihnen unterwerfen, fi von ihnen 
firmen laffen fönnen. Ausnahmsweiſe fonnte derlei wohl 
geichehen, ats Regel nidht. Nicht bloß das Kaiferthum, auch 
bie hohe Ariftofratie des Meiches gewährte ihr nicht, weſſen fie 
bedurfte, was fie anſprechen fonnte, diefe weit minder noch 
als jenes. 

3) Ständifh beruhte Die Schweiz auf den Bürgern ber 
Städte, und den Bauern des Landes. Die Ritter und Dienft- 


bürgerlichen Elemente fügen und den freien Landleuten an bie 
Seite fielen. Der Zufammenhang mit den früheren Lebens» 
bern wurde durch die Ereignifle unterbrochen, der Lehensverband 
gelöst. Da wo die Städte Lehen zu vergeben hatten, war es 
doch etwas anders, als wenn ein Herr dem Bafallen das Lehen 
übergab. In den Städten verbrängte das Stadtrecht, in den 
Ländern das Landrecht nad) und nach alles wirkliche Lehensrecht. 

Die Berfaflungen der Städte und Länder verloren ebenfo 
den alten Reichscharakter; die Obrigkeit wurde ganz und gar 
unabhängig vom Reiche befiellt, die Einrichtungen ohne Rüds 
ſicht auf dasfelbe umgewandelt. Die frühere Vogtei, die Reichs⸗ 
pogtei war feit dem Ende des XIV. Jahrhunderts meiftens zu 
Eigenthum an die Orte abgetreten worden. Die Regalien was 
ren durchweg in das volle Recht derfelben übergegangen. Man 
erinnerte ſich faum mehr, daß diefelben vom Könige hergefommen 
waren. Dafür, daß alle Streitigfeiten vor den einheimiſchen 
Gerichten erledigt und nicht weiter an Neichögerichte gezogen 
werden, hatten die Eidgenoſſen von Anfang an alle ihre Kräfte 
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eingefegt und fie hatten das errungen. Auch auf das Achtver⸗ 
fahren der Faiferlihen Hofgerichte wurde wenig geachtet. In 
einzelnen Namen, in einzelnen Formen erhielt fi) das Anden 
fen an die alte Reichöftellung; aber immer mehr wurden diefe 
Kamen und Formen zu bloßen leeren Hülfen, deren Kern ver: 
trodnet war. 

Während des XIV. und in der erften Hälfte des XV. 
Jahrhunderts hatte die Eidgenoſſenſchaft zwar noch nicht ihre 
natürlichen Oränzen gewonnen, aber fie war, und größten Theile 
durch eigene Kraft fo groß geworden, daß fie fi wohl einem 
flattlichen Fürftenthum an Ausdehnung vergleichen durfte, an 
wirklicher Kriegsmacht und politifcher Bedeutung größere Fürften» 
thümer überragte. Yür ein ſolches Land aber war in der Reichs⸗ 
verfaflung body feine geeignete Stellung zu finden. Neben den 
hohen Reichsfürften konnte es ſich nicht geltend machen, «6 
fonnte nicht an deren Seite treten; und unter den einzelnen 
Reichsſtädten war dasfelbe auch nicht gehörig einzuordnen, nody 
fonnte es da einen feiner Bedeutung und Natur zuſagenden 
Platz einnehmen. 

In der Eidgenoſſenſchaft hatte ſich, was in jener Zeit vor⸗ 
naͤmlich den Werth beſtimmte, eine Kriegstuchtigkeit und Kriegs⸗ 
kunſt gezeigt, von welcher die Reichokriegsverfaſſung nichts wußte. 
Die weit ausgebildeteren Heere des Adels und der Ritterſchaft 
erlagen in zahlreichen Schlachten der ungeſtuͤmen Tapferkeit des 
Fußvolls, dem maſſenhaften Stoß der ſchweizeriſchen Volks⸗ 
heere. Ein neues Kriegsprinzip und eine neue Kriegsordnung, 
im direkten Gegenſatz zu dem Ritterihum der frühern Jahrhun⸗ 
derte famen durch fie auf. Und das. Gefühl davon, ‚daß dieſe 
Kraft aus ihrer eigenen Natur, urabhängig vom Reiche, her⸗ 
vorgegangen fei, ihnen angehöre, im Gegenfab zu aller Welt, 
war verbreitet und wahrlich fehr geeignet, ihnen die Abhängig- 
keit vom Reiche aus den Augen und aus dem Einne zu rüden. 


Endlih gewann die Eidgenoſſenſchaft auch ein eigenes Yotit, Printy. 


politiſches Prinzip ihres Dafeins, ein Prinzip, weldes mit 
jenen natürlihen Berbältnifien zufammenhing. Im Xertrauen 
auf Gott und ihre eigene Volkokraft hatten die Eidgenoflen ihre 
Unabhängigfeit erftritten. Sie fühlten fi ald Republif, als 
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zu vermitteln und den 7 iken. Die Republid 

und in der Regel fonn* in der fie athmetr 

fhen Fuͤrſten fein tes % ch bie Eidger 

in jener Staatdordy deiches ger 

mit den Bürften 5° rt Gef 

geworben und f ir 

waren unter ? „er. 

gemeinfame © ‚stfelben vom . 
Beziehunge 

ftand fie „ Herzoge Karl dem Kühnen v. 
an dief ‚undigten, thaten fie e8 noch, auf Mah⸗ 
ſchirw „8 „Glieder des heiligen roͤmiſchen Reiches 
geſo sehorfam fhuldig” (cui tamquam S. Imperii 
dir on injuria obedienter paremus) 9. Dftober 1474. 
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f „on hatte der König von Frankreich auf diefen Entſchluß 


‚u Krieg in Wahrheit einen größern Einfluß gebt, als der 
zeuiſche Kaifer. Und durch den Krieg fam die Schweiz mehr 
als biöher in bie Fluctuationen der großen Politik hinein und 
war durch ihre Stellung genöthigt und durch ihre glänzenden 
Erfolge gereizt, ſich in derfelben mit großer Unabhängigfeit und 
Selbftändigfeit zu benehmen. 


Bald nach den burgundifchen Kriegen Fam es zu entfchieber 


"nen Schritten auf dem Wege diefer Entwidlung. Schon 1480 


forderte der Kaiſer Friedrich IL. Die Eidgenoſſen ernftlidy bei 
ihrer NReichöpflicht auf, den Bund mit dem Könige von Franf- 
reich, dem Feind des Reiches abzuthun?). Aber der Kaiſer war 
nicht mächtig genug, dem Gebote den nöthigen Nadyprud zu 
verleihen.” Er war damals felber auf allen Seiten bebrängt 


3) Abſchied von 1480 in der Tfchubifchen Sammlung 11. ©. 47: 
„Vnſer ber der Keiſer hat uns eidgenofien gefchriben, und by verlierung 
vnd entfeßung vunfer eren, ouch ber pflichten und etven, damit wir Im vnd 
dem helgen Rich verbunden fient, und dartzuo fin vnd des helgen Richs 
fmeren vngnaden vnd firaffen, daz wir die pünbinuß, fo wir mit dem 
fung von Srandrid als finem des helgen Richs vnd tütfcher nacion vind 
und wiverwertigen unverzogenlich abftellen, die unfern von Im abvorbrint 
ond im furer fein volck mer wiver finen fun vnd des felben land Tichind 
noch Im in keinen weg zuofchub tlegen.” 


45. Behagı 
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w die Bande ntreid Schwabenkrieg, war zur Sawabenkrieg. 
va ven ö 6 auf w ein Krieg zwifchen 
lim 1 e | in feiner Eigenfchaft 
peizu‘ &," Seite, und ben 
— ' — Aber es 
daß als Haupt⸗ 
— ee 
gu ftiften und 1. eig unglüd: 
sen König. Inawligen .. re 
GErnftere Berwidlungen ergabe,. \ ung der 
Ser traurige Zerfall Dee deutiihen Ar. - legten 
den Landfrieven zu handhaben, die zahlreig, enden 
den Gliedern des Reiche, die Schwäche der kaiſe. nges 
die Ohnmacht des geſammten Staatsförpers wur. "it 


empfunden, daß fidh überall wieder Symptome eines refoꝛ 
den Geiftes in Deutfhland fund gaben. Und die Gefan, qasterfeiche v 
— welche das Reich von Außen bedtohten, von Seite der Trnen,Eevpt. 1499, 
2 im Dften und der Franzofen im Welten, wedten dad Gefühl ve, 
Y Bereinigung. Die Erniedrigung der deutfchen Nation, welche 
e vor Zeiten die mädhtigfte in Europa gewefen und der Form nach, 
| da ihr das Kaiſerthum zugehörte, Die erfte der Welt zu fein be- 
Wr rufen war, der Widerfpruch zwifchen der Wirklichkeit umd der 
f Idee wurden fehmerzlich gefühlt. Auf dem denfwürdigen Reiche- 
tage zu Worms im Jahr 1495 wurden num endlich entfcheidende 
Schritte gethan zu Abfchaffung des Fehderechts und Fräftiger 
Handhabung des Landfrievend, zu gemeinfamen finanziellen 
Anftrengungen, zu Begründung einer neuen SKtriegöverfaffung, 
zu Bildung eines hoͤchſten Gerichtshofs, des fogenannten Reichs⸗ 
kammergerichts. | 
Eben indem die Ordnung des deutfchen Reiches wieder fefter 
begründet wurde, mußte «8 nun zum Entfchelde fommen, ob die 
| Schweiz noch fo enge und innerlich zu beimfelben gehöre, um 





in die neue Ordnung eingefügt werben zu fönnen, oder ob fie 
bereits fo feften Boden außer demfelben gefunden habe, um ſich 
; nun felbftändig demfelben an die Seite fegen zu fönnen. Die 
| | Eidgenofien hatten den Reichstag beſchickt, aber fih nicht erflärt, 

Am meiften Anftoß nahmen fie an dem Reichöfammergerichte. 
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Sich irgend einem Gerichte, außerhalb ihrer Laͤnder zu unters 
werfen, erfchlen ihnen als ein Abbrudy an ihrer angeftanmten 
Freiheit, und ald eine Einbuße an ihren erworbenen Rechten. 
Ueberdem war es für fie bedenklich, fi einem Gerichte anzus 
vertrauen, in welchem der Adel und die gelehrten Juriften, die 
Doktoren des römiſchen Rechts, weldye von dem hergebrachten 
Bolfsrehhte und den guten Gewohnheiten des Landes wenig 
‚wußten und wenig wiflen wollten und ftatt deflen einem frems 
den Rechte dienten, das Urtheil fprachen. Ihre Rechtöpflege 
war geordnet, für Etreitigkeiten unter ihnen felber galt das 
eidgenoͤſſiſche Recht, Streitigkeiten mit den Nachbarn mochten 
wie biöher durch freiwillig beftellte Schiedsrichter ausgetragen 
werden. 

Eodann wurde in ber Eidgenofienfchaft audy das Beduͤrfniß, 
den ehren zu wehren, die Etraßen zu fidhern, den Landfrieden 
zu befeftigen nicht fo empfunden wie im Reiche. Die Eidgenoffen 
hatten ſchon lange von fi) aus dafür geforgt, und bevor das 
Reich zu gemeinfamen Maßregeln gelangte, durch das Etanzer- 
verfommniß eine feftere Orbnung begründet, als fie auch jetzt 
noch im Reiche zu hoffen war. 

Endlich waren die Beziehungen zu Frankreich ſchon fo zahl⸗ 
reich und flarf, das Interefle des Königs von Frankreich fo 
lebhaft bei der Frage betheiligt, die Thätigfeit des franzöfifchen 
Gefandten, der weder Geld noch Worte fparte, um eine Los⸗ 
trennung der Schweiz vom Reiche zu begünftigen, fo groß, daß 
aud durch diefen Einfluß einer Anerkennung der Beſchlüſſe des 
Reichstages durch die Eidgenofienfchaft bedeutende Schwierig⸗ 
feiten bereitet wurden. Und hinwieder war auch die Eidgenoflens 
fhaft damals ſchon fo erftarft, daß der Kaifer aus politifchen 
Gründen lange genöthigt war, ihren Widerftand gegen die 
Reichsgeſetze zu überfehen. Und als e8 endlich doch zum Kriege 
fam, fanden die Eidgenoffen noch bei einem Theil der Reichs⸗ 
fürften und Reichsſtaͤdte felbft eine gewifie Unterftügung ). 


%) In der Anmerfung am Schluffe diefes Kapitels habe ich eine Reihe 
Auszlige aus den Tagfagungsabfchienen, welche dem Schwabenfrieg vorher 
gingen, zufammen geftellt. Diefelben mögen als urkundlicher Kommen⸗ 
tar und Beweis für die obige Darſtellung dienen. 
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Der Krieg felber, der fogenannte Schwabenkrieg, war zus Shwabentrieg. 

dem fein eigentlicher Reichskrieg. Es war ein Krieg zwiſchen 
dem fhwäbifchen Bunde und dem Kaifer in feiner Eigenfchaft 
ald Herr von Vorderoͤſterreich auf der einen Seite, und ben 
Schweizern und Graubündtnern auf der andern Seite. Aber es 
konnte den Krieg führenden Barteien nichtentgehen, daß als Haupt⸗ 
frage im Hintergrund das Verhältniß der Schweiz zu 
Deutfhland fand. Wäre der Krieg für die Schweiz ungluͤck⸗ 
li ausgefallen, fo fonnte es nicht fehlen, daß derfelbe zu einem 
Reichskrieg geworden und die Schweiz zur Anerfennung der 
Wormferbefchlüffe gezwungen worden wäre. Nun aber fiegten 
die Eidgenofien und die Graubündtner in den enticheidenden 
Schlachten; und die nothwendige Folge diefer Siege war umges 
fehrt nun die Anerkennung der fchweizerifhen Unabhängigfeit 
von dem Reiche. 

Der Badlerfriede vom 2, Sept. 1499°) ſprach ſich über Batlerfeicte v. 
den Hauptfireit nicht unmittelbar aus und ließ das Verhältnig — 
der Schweiz zum Reiche uneroͤrtert. Aber es wurde in dieſem 
Frieden doch beſtimmt: 

1) daß Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Oeſterreich oder dem 
ſchwaͤbiſchen Bunde und den eidgenöffifchen Orten oder der ge⸗ 
meinen Eidgenofienfchaft vor gewilführten Gerichten (indbes 
fondere den Bifchöfen und Städten Konftanz und Bafel) aus⸗ 
getragen werden follen; 

2) daß der Kaifer alle Ungnabe, Achtprozeſſe, Beſchwerung 
gegen die Eidgenofien aufhebe und abthue; 

3) daß auch alle andern Eachen beiden Theilen bleiben follen, 
wie vor dem Krieg‘). 

Damit ward in der That die Eidgenofienfchaft von dem Astafung 
KReihöfammergerichte befreit, und auch auf Reichöfteuern vers 
zichtet. Die Ablöſung von dem eigentlihen Reid 8- 
förper war fomit in dem Kriege von Seite der Eidgenoffen 


5) Waldkirch a. a. O. 1. S. 135 u. ff. 

6) Vergl. v. Ian: Staatsrechtl. Verhaͤltniß der Schweiz zu dem 
deutſchen Reiche. HL Bände: eine Schrift, in der ſich viel Material findet, 
aber die zu fehr in der Abficht gefchrieben ift, die Schweiz neuerdings 
dem beutjchen Reiche zu vinbiziren. 

Bluntfsli Bundesregt. 16 
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behauptet und von dem Reiche tharfächlich geduldet worden. 
Bon da an wurde aud Fein ernfter Verſuch mehr gemadht, die 
Schweiz wieder enger mit dem Reiche zu verbinden und dems 
felben wieder einzuverleiben. Die Unabhängigkeit der Schweiz 
muß fomit von da und nidht erft von dem weftphälifchen Frieden 
ftaatsrechtlich Datirt werben. 
Die Sameisatse Allerdings waren damit noch nicht alle Bande, welche an 
be£ keutiden die vormalige Stellung der Schweiz zu Deutfchland erinnerten, 
gelöst. Die Erinnerung, daß die Schweiz aus dem deutfchen 
Reiche hervorgegangen, in gewiffen Sinne ein felbftändig ger 
wordener Eohn des Reiches fei, lebte auch nachher nody fort. 
Selbft nachher noch nannten ſich die Eidgenofien „Glieder des 
heiligen Reiches““). Die fchweizerifchen Städte und Länder 
ſuchten noch die Beftätigung ihrer Privilegien und Freiheits⸗ 
briefe nad) bei den beutfchen Kaiſern. Der Reichdadler war 
noch auf ihren Münzen zu fehen und fhmüdte ihre Wappen. 
In Binden und Verträgen behielt die Schmelz noch daß heilige 
römifche Reich vor. Die öffentlichen Straßen wurden nod 
Reichöftraßen genannt; die Wögte, welche Todesurtheile volls 
zogen, hießen noch Reichsvoͤgte. 

Der richtige Ausdruck für das neue Verhältnig war indeflen 
doch nicht Glieder des Neichs, fondern, wie der ſchwäbiſche 
Bund die Eidgenoffen in den Jahren 1519 und 15% und wie 
nachher auch das Reich felber fie nannte: Verwandte des 


7) Dem Kurfürften von Mainz erflärten ihre Gefandten noch im 
Jahr 1519: „Wir Eydgenoſſen feind herfommen, daß wir uns von ben 
„zwei Hauptitänden, von dem heiligen Stuhl zu Rom und dem heil. rö- 
„mifhen Reich nie haben gefondert, fonder denen, alsdann billig 
„und recht iſt und auch wir zu thun ſchuldig und pflichtig gewefen und 
„auch noch feind und auch alle Weg hinfüro thun mwöllen, mit unferm Gut 
„und Leib beigeftanden — feind auch Glieder und des gänzlicden Ehr 
„und Lob haben wollen wie andere Ständ und Glieder. Sollte num ſolche 
„böchfte Ehre und Würde des weltlichen Staats, das Kaiſerthum, in 
„andere fremde Nazion und Sprache gewandt werben, und befonder bie 
„Brankreichifche — wäre uns fürwahr von wegen unferer Herren umb 
„Dberen als einem tapfern Glied des deutſchen Reiches Leid.” 
San 1. ©, 141. Ebenſo an den Herzog v. Wirtemberg im gleichen 
Jahr, v. Jan ©. 143. 
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heiligen Reiches. Abgefehen nämlich von der Frage, ob das Kai⸗ 
ſert hum bei der deutfchen Nation verbleiben folle, bei welcher die 
Interefien und das Gefühl der Berwandtichaft der Schweizer mit 
der deutſchen Nation Far hervor trat, behauptete die Schweiz 
in allen politifchen Yragen eine durchaus unabhängige Stellung 
zwifchen Deutfchland und Frankreich. Die Neichstage befuchte 
fie nicht mehr als dazu gehöriger Neichöftand, und wurde auch 
nicht mehr als folder zugelaſſen. Die Beichlüffe und Geſetze 
der Reichötage hatten für fte keine verbindliche Kraft. Die Abs 
ſchiede wurden ihr nicht mehr mitgetheilt. Ste wurde von den 
Eintheilungen des Reiches in Kreiſe nicht betroffen noch an fie 
die gewöhnlichen Anforderungen des Reiches an feine Glieder 
geftellt. Auch das römifche Recht, das gemeine Recht des 
Reiches, hatte in der Schweiz Feine Geltung erlangt. Sie war 
eremt, ausgeſchieden. 

Die innere Schwächung ded Reiches durch die kirchlichen Zoltinige 
Spaltungen und Kämpfe des XVI. Jahrhunderts und das 
Wahsthum der franzöfifchen Macht trugen noch mehr dazu bei, 
felbft die Fefthaltung und Ausbildung diefes Verwandtſchaft⸗ 
verhältniffes, welches auf natürlichen Grundlagen ruhe, 
und deſſen flaatlicher Bereinigungspunft in der Würde des 
Kaifers lag, zu verhindern, und zulegt eine vollftändige 
Trennung herbei zu führen. Im Jahr 1607 beſchloß die Tag» 
fagung, die Beftätigung der kaiſerlichen Privilegien nicht mehr 
nachzufuchen. An dem breißigiährigen Kriege endlich nahm die 
Schweiz, fo fehr fie felber durch ähnliche Eonfeffionelle Gegen» 
fäge in ihrem Innern getheilt und bei dem Refultate jenes Krie- 
ges betheiligt war, doch feinen Antheil. Als derfelbe durch den 
weftphälifchen Frieden beendigt wurde, ward auch in demfelben 
zugleich die Trennung der Schweiz von dem deutſchen Reiche 
volftändig anerfannt und ausgeſprochen. 

Zur Zeit des Bafelerfrievens war die Stadt Bafel noch Er 
nicht fehweizerifch. Der Friede hatte demnach auch auf fie feinen 
unmittelbaren Bezug. Und als im Jahr 1521 das Reich in 
Kreife getheilt wurde, wurden zwar die alten eidgenöffifchen 
Orte von dieſer Eintheilung freigelaffen, aber über Bafel wie 
über andere Städte verfügt. Die Bifch öfe von Bafel, Genf, 
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Laufanne und Sitten und die Stadt Bafel wurden dem 
oberrheinifchen Kreife zugetheiltz Die Aebte ferner von 
St. Öallen, Shaffbaufen, Einfiedeln, Kreuzlingen, 
Diffentis, Stein am Rhein und St. Johann im Thurs 
thal fammt den beiden Städten Schaffbaufen und St. Gal⸗ 
len wurden dem fhwäbifchen Kreiſe einverleibt. Aber alle 
genannten geiftlichen Herren und Städte flanden nun doch mit 
der Eidgenoffenfchaft in fo enger Berbindung, daß ſich eine 
Zwifchenftellung ziwifchen ihr und dem Reiche nicht lange bes 
baupten ließ und das Reich genöthigt wurde, feine Anſprüche 
auf diefelben ebenfall8 aufzugeben. Die Städte Bafel und 
Schaffhaufen waren geradezu eidgenöflifche Orte geworden, bie 
Stadt St. Gallen als zugewandter Ort war von der ſchweizeri⸗ 
fhen Politik ganz abhängig. Sie befuchten die Kreisverfamms- 
lungen nicht. Die Abteien Schaffhaufen und Stein und das 
Bisthum Laufanne gingen in Folge der Reformation ein; die 
übrigen Bifchöfe und Webte durften ed der Schweiz gegenüber 
nicht wagen, auf ihre Reichdftellung ein befondered Gewicht zu 
legen. Seit der Mitte des XVI. Jahrhunderts hören fie einer 
nach dem andern auf, die Reichstage zu befchidden. Am meiften 
blieb noch der Bifchof von Bafel mit dem Reiche in näherer 
Berbindung®). 
Beftob, Keiede Ebenfo behauptete dad Reichskammergericht gegenüber der 
Stadt Bafel noch im XVII. Jahrhundert feine gerichtliche Kom⸗ 
petenz, während es der übrigen Altern Schweiz gegenüber eine 
foldhe nicht anſprach. Aber Bafel fonnte und wollte fich dieſe 
Unterordnung nicht mehr gefallen laſſen, und die Schweiz, zu 
der nun Bafel gehörte und die ihr Gebiet als ein naturgemäß 
zufammen gehöriges Ganzes betrachtet wiſſen wollte, unterftüßte 
Bafel In feinem Widerftand. Der Friedenskongreß zu Muͤnſter, 
welcher den dreißigjährigen Krieg beendigte, wurde von Bafel 
und der Schweiz benust, um auch diefe lebten Differenzen eins 
und für alle Mal zu befeitigen. Der Bürgermeifter Wettftein 
von Bafel ging mit Aufträgen und Vollmadhten dahin ab. Er 
wurde von dem franzöfifchen Botfchafter dafelbft, dem Herzog 


8) Bergl. v. Jan J. ©. 144 und 199 ff. 





$. 15. Verhaͤltniß zum Kaiſer und Reich. 245 


v. Longueville, Fürft von Neuenburg, unterftüßt und von dem 
Kaiſer gut aufgenommen, Er begehrte feine Freiheitsbriefe noch 
Privilegien weder für Bafel nody für die Schweiz, fondern An- 
erfennung der Souveränität, die fie bereits befiten ). Eein 
umfichtiges und zugleich entfchiedenes Auftreten hatte zur Folge, 
daß in die Friedensverträge von Osnabrüd und Münfter den 
16. Mai und 24. Oktober 1648 folgender wichtige Artikel aufs 
genommen wurde: 


I Vorſtellung Wettſteins vom 24. Febr. 1647 an die Falferliche 
Botſchaft bei von Jan I. S. 237: „Der obhabende Befchl beftehe in 
„deme: daß der Rom. Kaiſ. Majeftät hochanfehnlichen zu den gemeinen 
„Briedenstractaten bevollmächtigten Herren Legaten in Eypgenofjifchem 
„Namen er dienjtlich vortragen und erzählen folle, was von ber Faiferli- 
„ben Sammer zu Epeyer wider eine Statt Bafel wäre fürgenommen und 
„wie felbige im Auguftmonat füngfthin mit würflichen Repreffalien von 
„folcher angegriffen worden: Auch zu berichten, weil dieſe verübte Ges 
„walt einer löblichen Eydgenoßſchaft Sreyheit, Herfommen 
„und Gremtion fchnurftrads zuwider laufe, daß man eibgenvffifcher 
„Seiten gemeinlich und fonverlich gänzlich refolvirt und entfchloflen ſeye, 
„ſich felbften bei erlangter Breyheit, Souverainitet und 
„Herfommen dur Gottes Gnad zu fhirmen und Gewalt 
„mit Gewalt abzutreiben. Die Petition aber beruhe darauf, daß 
„er weber Beitettigung noh Ertenfion fonderbarer Privt: 
„Legien begehrewnocd fuchen, fondern bie Röm. Ralf. Maj. durch dero 
„Herren Plenipotentiarios demũthigſt bitten folle, eine Löblidhe Eyd⸗ 
„genoffenfhaft bey ihrem freyen fouverainen Stand und 
„Serfommen fürbaß ruhig und ohnturbirt zu Taffen und dem 
„Laiferlicden Cammergericht zu Speyer aus Röm. Kaiferl. Machtvollfoms 
„menheit zu gebieten und anzubefehlen, fobalden alle wider eine Statt 
„Bafel geführte Proceß gänzlich zu caffiren und abzuftellen, auch denen 
„zu injungiren, daß fie weder jetzt noch Fünftige unter was Schein und 
„Brätert das auch immer zugehen und befchehen mögte, wider fie noch 
„übrige Drt der geſammten Eydgenoßſchaft und dero Anverwandte derglei⸗ 
„chen vorzunehmen und zu tentiren nicht mehr unternehmen ſollten.“ 
Vergeblich berief ſich das Reichskammergericht in ſeiner Berichterſtattung 
darauf, daß es mit der Eidgenoſſenſchaft keinen Streit habe, ſondern nur 
mit der Stadt Baſel, die „dem heiligen Reich bis dahin undisputirlich 
„verwandt und deſſen Anlagen unterworfen geweſen ſei“, und fügte dem bei: 
„es könne nicht abfehen, wie bie Stadt nunmehr davon gänzlich und omni 
ex parte erimirt und befrent feyn folle.” Sie habe fih eigenmächtig von 
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Helvetiorum libertas et immunitas a jurisdiclione Imperii 
ut et civilatis Basiliensis. 

»Cum item Caesarea Majestas ad querelas civitatis 
»Basileensis et universae Helvetiae coram ipsius Plenipo- 
»tentiariis ad praesentes congressus deputalis proposilas 
»super nonnullis processibus et mandatis execulivis a ca- 
»mera imperiali contra dielam civiltatem, aliosque Helvetio- 
prum unilos canlones eorumve cives et subdilos emanatis, Te- 
»quisita ordindum Imperii sententia et consilio, singulari 
»decreto die decimo quarto mensis Maji anno proximo 
»praeterito declaraverit, praedictam civitatem Basileam 
ncaeterosque Helvetiorum cantones in possessione vel quasi 
aplenae liberiatis et exemtionis ab Imperio esse ac nullatenas 
nejusdem Imperii dicasteriis et judiciis subjectos ideoque 
»ejusmodi processus una cum arreslis eorum Occasione 
»quandoque decretis, prorsus cassos et irritos esse debere; 
»placuit hoc idem publicae huic pacificationis conventioni 
vinserere ratumque et firmum habere.« 

Noch mehrere Sahre (bis 1651) dauerten zwar theilmwelfe 
die Anftänd: zwifchen Bafel und dem Reichsfammergerichte, nas 
mentlich der erlaufenen Koften wegen fort, indem dieſes auch 
jest noch nicht die volle und hergebrachte Befreiung der Stadt 
Bafel von der Gerichtöbarfeit des Reiches anerfennen wollte und 
darin einige Unterftügung bet einzelnen Reichsſtaͤnden fand. 
Aber der Kaiſer befeitigte doch auch diefe legten Anftände durch 
entfcheidende Erlaffe im Sinne der Schweiger. 

Einn vet Arie Ueber den wahren Sinn jenes Artikels iſt ſeither viel ges 
vensartitele. ſtritten worden. Im aber zu einem richtigen Reſultate zu ges 


dem heiligen Reich „zu entziehen gefucht“ und fel wieberholt während des 
XVI. Jahrhunderts an ihre Reichspfliht gemahnt worden. Der Bericht 
ber kaiſerlichen Gefandifchaft vom 3. März 1647 unterflüßte das Bes 
gehren des Bafelfchen Bürgermeifters, und empfahl dem Kaiſer, „mach⸗ 
„bem bie gemeinen dreizehen Drth ver Aidgenoßſchaft nun 
„fo viel lange Zeit und Jahr in possessione vel quasi eines freyen 
„und ausgezogenen Standts gewefen, — die gebetene deca- 
rationem exemptionis — zu ertheilen.” Bergl. v. Jan a. a. O. 
und in den Urfunben des dritten Bandes. 
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langen, darf man ſich nicht begnügen mit der bloßen Auslegung 
der Ausdrücke des Friedensinſtrumentes; die Bedeutung des 
darin liegenden politifchen Aftes kann nur erfannt werden, wenn 
man den gefehichtlichen Zufammenhang und die vors und nach» 
berige politifhe Stellung und Haltung der betheiligten Mächte 
erwägt. Dann wird man fich auch überzeugen, daß der Aus⸗ 
drud hinter der Wahrheit zurück geblieben ift, und dieſe nicht 
Har und fcharf genug bezeichnet. 

1) Vorerft iſt die Anficht einiger deutfchen Publiziften, daß 
in dem Frieden nur eine Befreiung der ſchweizeriſchen Orte 
von „der reichsgerichtlichen Gerichtsbarkeit“ Tiege, 
augenfcheinlich zu befchränft.e Zwar lag die Außere und nädhfte 
Veranlaffung zu jenem Artikel in der Ablehnung der reichögericht- 
lien Kompetenz des SKammergerichted zu Speyer von Geite 
der Stadt Bafel. Aber ſowohl Mettftein als die Faiferliche Bot» 
Schaft fprachen ausprüdlich von einer allgemeinen Eremtion 
der Schweiz von allen reihsftändifhen Pflichten; der 
Frieden felber fpricdht ebenfo von „voller Freiheit und 
Eremtion“, und flelt die gerichtliche Eremtion in gewiſſem 
Sinne ald Folge jener dar und auch die Reichsſtände erflären 
fi beftimmt genug, daß in dem Frieden eine Eremtion von dem 
ganzen Reich nicht bloß von der Gerichtsbarkeit ded Kammer⸗ 
gerichtes enthalten ſei ). 

2) Kann e8 nicht befiritten werben, Daß der Artikel zunächft 
nur den Befit diefer vollen Befreiung durch die eidgenöflifchen 
Drte anerkennt, und dieſen Beſitzſtand ſchützt“). Ueber das 
Recht als foldhes fpricht er fich nicht näher, nicht unmittelbar 
aus. Aber eben fo ficher ergiebt ſich aus den Verhandlungen 
und den Umftänden, daß in der damaligen Anerkennung des 
Befigftandes nicht bloß eine proviforifche Negulirung der 


10) Bon Jan a. a. O. I ©. 172. 

11) Die Worte „vel quasi” haben nur bei denen Anftoß erregen fönnen, 
welche mit der Sprache des römifchen Rechts nicht vertraut find. Der Be: 
fig, welcher nicht dem Eigenthum einer Sache als thatfächliche Herr: 
fchaft (eigentliche possessio), fonvdern einem andern Herrfchaftsrechte, 
als Ausübung desfelben entfpricht, wird tecänifch quasi possessio genannt, 
nnd fo if der Ausbrud auch Hier zu verftehen. 
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Befipesverhältniffe, etwa zum Behuf einer fpäteren neuen und 
gründlichen Behandlung der Rechtsfrage, fondern in Wahrheit 
eine definitive Anerfennung der ſchweizeriſchen Befreiung 
enthalten war. Das Herfommen, worauf fih die Schweizer 
beriefen, wurde auch von dem Kaifer geachtet, und der Beſitz 
der Freiheit, den jene felt Langem behaupteten, war fo feit ges 
wurzelt und fo innerlich erflarkt, daß der Kaiſer denfelben in 
der That wie ein dauerndes Recht behandelte und aner- 
fannte, welches nicht mehr beftritten werben könne noch dürfe. 
In diefem Sinne unterfagte er auch fpäter dem Stammergericht 
jede neue Erörterung der durch den Frieden ein für allemal er⸗ 
ledigten Frage. 

3) Einzelne deutfche PBubliziften, Insbefondere von San, 
faffen dieſe Befrelung der Schweiz von dem Reiche noch als 
eine relative auf. Ste unterfcheiden zwifchen dem Reich im 
engern und dem Reich im weiterem Sinne. Zu jenem allerdings, 
nehmen auch fie an, habe die Schweiz nicht mehr gehört, von 
ihren früheren Reichspflichten fei fie nun vollends erimirt wor: 
den, fie fel von dem Körper der eigentlichen Reichsſtaͤnde und 
der Reichsverfaſſung abgelondert worden. Dagegen habe fie 
auch nachher noch zu dem deutſchen Reiche im weitern 
Sinne gehört, ähnlich andern fogenannten „freten Ständen“, 
welche der Botmäßigfeit des Reiches auch nicht unterworfen 
waren, aber von dem Reich al8 „Berwandte” betrachtet 
wurden und die Oberhohelt des „Katfers” anerkannten. Eine 
folche Exemption habe die Eidgenoſſenſchaft erlangt, und fo fei 
audy fie zu einem „freien Stand des heiligen Reiches" geworden. 
Inſofern fet fie auch nachher noch ein Beftanptheil des 
römiſch⸗deutſchen Reiches verblieben. 

Es läßt ſich nicht Iäugnen, daß die Ausdrücke des Friedens⸗ 
inftrumentes fich mit dieſer Auffaffung gar wohl vereinigen 
laflen, und es gewinnt diefelbe an Wahrfcheinlichfeit, wenn man 
fi erinnert, daß nad) dem Baslerfrieden von 1499 gerade ein 
derartige Berwandtfhhaftsverhältniß der Schweiz zum 
deutfchen Reiche beftand und daß der wehtphälifche Friede eben 
den hergebradyten Befigftand befräftigte. Noch mehr: für dieſe 
Anficht laſſen fi) auch Innere Gründe anführen. Sie entſpricht 
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allerdings dem naturgemäßen Verhältnis der Schweiz zu dem 
Kaiſerthum deutfcher Ration in hohem Grade. Deſſen ungeach⸗ 
tet muß Diefelbe bei näherer unbefangener Prüfung der Verhälts 
nifie aufgegeben, und der wertphälifche Friede doch als ein Wende⸗ 
punft in den wölferredhtlichen Beziehungen der Schweiz, als eine 
Anerfennung ihrer nichts deutfchen, europälfchen Stellung bes 
trachtet werden. 

Schon vor dem weftphälifchen Frieden hatte die Schmelz Die ee 
fi) durchaus als ein unabhängiger, auch dem Kaifer nicht mehr le Bias. 
untergeorbneter Staat vielfältig benommen, und war in biefem 
Verfahren von den übrigen unabhängigen Mächten, namentlich 
von Franfreich unterftügt, von dem beutfchen Kalfer aber nicht 
gehemmt worden. Die Idee des Kaiſerthums war nicht mehr 
lebendig, die Macht des Kaifers nicht groß genug, um auch 
nur jenes Verwandtſchaftsverhaͤltniß und die kaiſerliche Hoheit, 
mit Kraft zu erhalten. Zur Zelt des Friedens that der Kaifer 
feinen Schritt, um diefe Rüdficht energifch zu handhaben. Und 
nach demfelben thaten die fchweizerifchen Orte mehrere Schritte, 
um ihre völlige Lostrennung vom Reiche recht anſchaulich zu 
machen. Das Gefühl, daß der Friede nicht bloß die Fortdauer 
der gewonnenen Freiheit garantire, fondern zugleich ein Abſchluß 
des bisherigen Verhältniffes zum Reiche fei und fomit beziehungs⸗ 
weife Die Begründung eines neuen, veränderten Berhältnifies 
in fi fchließe, war allgemein in der Schweiz verbreitet. Mehrere 
Drte ließen von da an die Reichsadler auf Ihren Münzen und 
Wappen weg, und behielten nun nur nody ausnahmsweiſe in 
ihren DBerträgen das Reich vor. Die Eidgenofienfchaft ordnete 
im Jahr 1650 eine Gefandtfchaft nah Wien ab, melde nun 
audy auf Abänderung der von der Eaiferlihen Kanzlei bisher 
gebrauchten Titulatur: „Liebe Getreue“ in „Liebe Beſon⸗ 
dere” dringen follte. Zwar erreichte fie damals Ihren Zwed 
noch nicht, obwohl die Gefandten vorftellten, e8 werde den Schwei⸗ 
zern, von den Venezianern und Franzoſen vorgeworfen, daß das 
Wort: „Liebe Getreue” „eine Subjeftion und Untermürfigfeit 
auf fi) truͤge“ Das kaiſerl. Miniſterium erwiederte: „Da 
„Laiferl. Majeſtaͤt in allem andern fo gnädigft und wilfährig 
„erſcheine, fo wollte man fidh verfehen, die Eidgenofienfchaft 





Reſultat. 
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„würde von dem Faiferlichen Hof nichts neues begehren, fondern 
„eö bei dem alten Stilo verbleiben laſſen.“ Aber ſchon im 
Jahr 1688 wurde ihren Wünfchen auch in diefem Punkte ent⸗ 
fprodhen und der Titel: „Befonders Liebe“ von der kaiſer⸗ 
lichen Kanzlei der Schweiz gegeben. Das Berhältnig zur Eid- 
genofienfhhaft wurde nun auch häufiger als „Freundſchaft“ 
bezeichnet). Auch in allen feitherigen Friedenstraftaten wurde 
bie Schmelz offiziell als ein unabhängiger Staat behandelt. 

Bis gegen Ende des XV. Jahrhunderts war fomit die 
Eidgenofienfhaft ein wahrer Beftandtheil des deutſchen Rei- 
ches; von da an trat fie in das Verhaͤltniß eined abgelösten 
und im weſentlichen felbftändigen, aber an das deutiche Reich 
angelehnten Staates. Um die Mitte des XVII. Jahrhunderts 
trat eine völlige Trennung vom Reiche ein. In der erften 
Periode waren die Echweizer noch eigentliche „Olieder“ des 
deutfchen Reiches, in der zweiten „Verwandte“, in der dritten 
endlih „Freunde“ des Reiches. In beiden lebten Perloden 
war indeffen das Reichsbewußtſein als folches ſchon fo wenig 
lebendig, und die franzöftfche Politik ſo wichtig und häufig be- 
fiimmend für die Schweiz, daß weder jene Idee der Verwandt- 
ſchaft noch Diefe der Freundſchaft von großer praftifcdyer Bedeu⸗ 
tung war. Sin beiden behauptete auch die Schweiz den Charak⸗ 
ter einer unabhängigen europäifhen Macht. 





Anmerfung. 


Auszüge aus den eidgenöffifhen Abfchieden 
aus der Zeit vor dem Schwabenfrieg 


Abſchied zu Lucern auf Dienftag nady Corporis Christi 
1495. Die Botfchaften „ver römifhen K. M. und gemeinen 
Churfürften” berichten auf dem Tage zu Luzern über die dop⸗ 
pelte Gefahr, welche dem heiligen Reiche drohe, auf der einen 
Eeite die Einfälle der Türfen, auf fer andern ven Plan des 
Königs von Frankreich, Italien und den Papft zu überwältigen 


2) Bon Jan. ©. 284, 292 ff. 
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und fi) zum Kaiſer Erönen zu lafien. Deshalb wolle die K. M. 
nun felbft nach Rom und dort nad) altem Brauch die Faiferliche 
Krone vom Papfte empfangen. „Wie dann fölidh8 yetz off dem 
„tag zu worms von des heiligen Römifchen Richs Churfürften, 
„fürften, Grauen und andern dem Ridy gewanndt ze gefchecdhen 
„angefechen ift, wann nun wir Eydtgnoffen Im Rich gemeinlich 
„ond allenthalben vnd funderlih von der Roͤmiſch K. M. für 
„vie hoͤchſten vnd dapfreften ye vnd ye geacht vnd noch find, 
„end ſy fih zu ons als glidern des Richs aller trüw 
„verfechhen, Batten fy vnns, dad wir Eydtgnoſſen vermellter 
„K. M. felihem Irem fürnämen zü hilff, Ir ſelbs lib damit zü 
„verfechen zechen tufend wolgerüfter Kriegsbarer knechten mit 
„houptlütten, venlinen — zuo ſchicken, wöllend fin K. M. mit 
„gnaden gegen vns erfennen vnd das Rich — allegit gar frünt- 
„lich — verdienen vnd befchulden”. Gleichzeitig warb der Kal: 
fer audy um eine Bereinigung. Die Gefandten äußerten nad» 
traͤglich, daß der Kaiſer nöthigenfalls auch 6000 Mann annehme 
und diefe befolden wolle. Die eidgenöflifchen Boten antworteten, 
fie wollen darüber ihren Oberen berichten , feien aber gegenwärs 
tig ohne Inftruftion. Abſchied zu Lucern, Samftag vor Maria 
Magdalena 1495: „Damit wir Eydtgnoflen gemeinlich defter 
„trüwlicher vnd beharriger in brüderlidher Lieb vnd früntfchafft 
„mit einandern lepten, fo geutele yetz dis tags den Bots 
„ten, das wir Eypdtgnofien aller vßlendiſcher herren 
„Leifers vnd küngen ond funft aller andern fürften 
„ond herren müffig giengen, von denen niemer fein 
„penſion mieti noch gaben me entpfienngen nod nd 
„men, vnd ouch vnfere knecht niemer me zuo Inen 
„omb fold ziehen vnd dem alfo nachzekommen vnd ze geloben, 
„wann wir onnfer punt ſchwüren ouch verſchwüren vnd einan- 
„dern daby hanndthüben vnd fchüßten, alfo welcher fölich8 dem⸗ 
„mach vberjäche, das man ein yetlihen dann nach finen verdie⸗ 
„nen darumb firaffte, fON yeder Bott treffenlich heimbringen und 
„of den nechſten tag darumb völlig anntwurt geben.” Abſchied 
zu Zürih auf Mauritius 1495. Die Boten ded Kaiſers und 
der Churfürften berichten, daß auf dem Reichätag zu Worms ein 
gemeiner Landfrieden, die Errichtung eines Kammergerichts und 


252 Die alte Eidgenoſſenſchaft und das Ausland, 


mit Rüdfiht auf den Krieg mit den Türfen und dem König 
von Frankreich eine gemeine Steuer befchloffen worden fei und 
begehrten, daß „wir als Licphaber des frivens und gerechtifeit 
„folichen friven ond Recht annemen vnd vns darin begeben 
„wellen als gehorfamen des heilgen Richs.“ — Darauf ift geant- 
wortet, „das jeder Bott ſoͤlichs an fin herren vnd Oberen brin- 
„gen, in hoffnung, das ſich die gebürlich halten werden." — 
Abſchied zu Lucern auf St. Margretentag 14%: „ALS dan die 
„K. M. von franfrich yedem ort ein mifftf zuo gefant vnd ger 
„ſchriben hatt, das wir vnſer botfchaften vff den 24 tag des 
„manods februarli zu Denff haben föllen end demnach fin K. M. 
„folich gelt har gan Lucern zu beleiten verhelfen, des glich die 
„vereynung dafelb8 zuo beflieffen; — Iſt vff difem tag angefes 
„Sen, dem kunig zuo fchriben, daz er ſolich bezalung wie das 
„im veld abgeredt ft, off die aut finer K. M. beger nachhar 
„gan Lucern ze überantwurten vnd die vereynung daſelbs vff 
„zuo richten vnd darumb red zuo haben als die botten wiffent 
„ze fagen.” Abfchied zu Zürich auf Neminiscere 1496. Die 
Boten des Kaiſers und des Churfürften begehren 1) Antwort 
auf ihre Werbung betreffend den gemeinen Landfrieden, das 
Recht und die Eteuer, 2) daß mir dem Salfer 8000 Stnechte zur 
Krönung nah Rom für feinen Sold geben, 3) daß wir dem 
König von Franfrei und denen fo dem heiligen Rei und 
dem päpftlidhen Etuhl widerwaͤrtig find, keine Knechte zuſchicken 
oder zulaufen laſſen „mit erzöigung ob darüber etwar ye gegen 
„dem heilgen Rich vnd Eriftanlichen Fildhen ſich verächtlich vnd 
„ongehorfam erzöigen, fo wurd not werden, das geiſtlich vnd 
„weltlich fwert gegen denfelben zuo üben. Daruf iR 
„Inen gütlich geantwurt: wir hoffen die K. M. laffe uns Eydt⸗ 
„gnoften der Stüren ond anlegung halb vnerfuodht, 
„tie ander fin vorfaren am Rich bishar und ouch rüwig gelafs 
„ten haben. Der Knecht halb, fo mit dem fung von frandrid 
„gan Näpeli gezogen, das fye wider der Oberkeit willen vnd 
„geuallen beſchechen vnd Inen by8 gen Denow nachgeſchickt fo 
„abfordern. Der 8000 knecht halb — welle yeder Bott an fin 
„berren bringen vnd fol man darumb antwurt geben vff dem 
„tag fo man dem büpftlichen Legaten antwurt geben wird.” Am 
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gleihen Tag wurde den eidgenöffifchen Boten verbeutet, daß 
wenn die Eidgenofien an einer Vermittlung zwifchen dem roͤmi⸗ 
ſchen und franzöfifchen König arbeiten wollten, fie „an inen 
„beyden volg finden vnd dadurch er vnd Nutz erholen ouch 
„vnnſerm beilgen Batter dem Bapft daran funder gevallen tuon 
„wurden“. Abſchied zu Lucern auf Montag nah dem Sonns 
tag Oruli 1496. Der König von Franfreich wirbt um Erneues 
rung der alten freundlichen „Einung” zwifchen ihm und uns 
„do mit nachlaſſung den heligen Römifchen fluol die helig 
„eriftenlich filh vnd das helig römſch rich“; zumal er als 
der chriftlichfte König gegen diefe nur ungern handeln, und gar 
ungern dem heiligen römischen Reid) Land und Leute „abichrens 
zen” würde, auch nicht gefonnen fei gegen den heiligen Stuhl 
und das Reich zu handeln. Beſchluß, den Bericht heimzubrin- 
gen. Abfchied zu Lucern auf Mittwoch nach Sonntag Judica 
1496. Der franzöfifche Bote meldet den Eidgenofien, fie follen 
feine Scheu haben, wenn etwa ber PBapft den Sönig und die 
ihm anhangen mit dem Bann belegen wollte. In biefem alle 
werde ber König an ein allgemeines Konzilium appelliren und 
ihnen eine Verfchreibung geben, daß er für alle Koften, die 
ihnen deshalb erwachſen follten, einftehen wolle. Abfchied zu 
Züri) Montag nad) Corporis Christi 1497. „Bf difem tag 
„haben ber Heinrich Göldli Ritter von Züri vnd venner 
„Study zuo Glarus erfcheint die antwurten, fo Inen von ges 
„meiner Eitgnofchaft wegen by hertzog Albrecht zuo peyern, her⸗ 
„bog Eberhardt zuo Wirtemberg, den Stetten Nürenberg, Ougs⸗ 
„purg, Ulm vnd Coſtenz gegeben find, mit anzeigung vil gnebigs 
„ond früntlidy willens ouch merklicher eren, fo Inen befchechen 
„ond Sr aller meynung ift, das beft ze handeln vnd fürbern, 
„damit ſoͤlich Irrung abgeftelt, frid vnd Ruow enthalten werde, 
„vnd das ſy wider und Eydigenofien nit tuon wellen, wo ſy 
„ed End vnd eren halb vermiden mogen.“ — Am gleichen Tag 
trug Bern an, zur Vermeidung von „Aufruhr und Unrath“ 
möge man eine Botichaft nad) Worms an den Reichstag fenden: 
und würden,„wir Eydtgenofien den foften ſchüchen“, fo wollen 
die von Bern, wenn ihnen daran gelegen fei, in ihren Koften 
die Botfchaft ſchicen. Dagegen wurde erwiedert, ed füge fich 
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dießmal nicht, Botſchaften dahin zu ordnen, bevor auf das zu 
Luzern befchlofiene Schreiben eine Antwort eingehe, und befchloften, 
die Sache ruhen zu laſſen auf den nächften Tag zu Baden, und 
je nad) dem Antwort fomme oder nicht, daſelbſt „mit gewalt 
zuo ratflagen was zuo handellin fye.” Zu Baden wurde dann 
Dienftag nah Erasmi 1497 befhloflen: Bern, Luzern, Schwyz 
und Unterwalden follen ihre Boten nad Worms ſchicken. Gleich⸗ 
zeitig wurde aber auch eine Botfchaft an den König von Frank⸗ 
reich mit Bezug auf die Orte beſchloſſen, die in der „Einung“ 
waren. — Abſchied zu Luzern vom Mittwoch vor Oswaldi 1497. 
Es erſchien die Botfchaft unferer gnädigen Herren, guten Freunde 
und lieben Bundedgenofien der Biſchoͤfe und niedern Städte 
Straßburg, Bafel, Colmar und Schlettftant, überbracdhte einen 
gefiegelten ReichSabfchied des Tages zu Worms und empfahl 
die Annahme deöfelben den Eidgenoffen. Diefe erflärten, einſt⸗ 
weilen den Abfchied weder annehmen noch ausfchlagen zu wollen, 
da der römifche König felbft ihnen zur Schlihlung ihres Spans 
einen Tag angelegt habe. Den wollen fie erft befuchen und 
bitten, daß inzwiſchen ſich die Botfchaft des Reiches gedulde. 
Abfchied über die Botfchaft der IX Orte an den König von 
Frankreich, Auguft 1497: Des Sirchenbanns wegen beruhigt 
er fie, e8 fei das eigentlich Fein Bann, fondern nur eine Monis 
tion; und er habe für fi und fie vor das nädfte Konzilium 
appellirt, erbietet fich, ihren Span mit dem römifchen König zu 
vermitteln; und als fie darauf ſich nicht einlaffen wollen, vers 
fpricht er ihnen, wenn es zum Krieg fommen jollte, zu helfen: 
„das er vnns darin ald fin eigen Rych mwöllt bevenfen.” Abs 
ſchied zu Zuͤrich Dienftag nad) Gallitag 1497. Die Eidgenoffen 
befchließen, ihre Botfchaft zu dem römifdyen König nach Frey⸗ 
burg zu ſchicken. Die übrigen Orte haben ſich audy der beiden 
Orte, Urt und Zug „gemächtigt”, daß fie auch ihre Boten mits 
fchiden und fi) von ihnen „nicht fondern.” „Vnd iſt darauf 
„geratflaget, der K. M. Iuter zuo fagen, das fy darob 
„ve, damit wir Eydtgenoffen vnd die vnfern mit 
„nem Gamergericht nit befümbert desglich der Stür 
„halb nit erfuodht werden, dann wir vns vnſer fry— 
„heit ond alten harkommens halten, vnd dauon nit 
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„trengen laffen wellen.” — Abſchied zu Züri Montag 
nad Michaelis 1498. Der Abt von St. Gallen wird ange 
wiefen, den Tag in Sachen der Stadt Konſtanz, zu dem der 
König beſchieden, nicht zu befuchen. Abſchied zu Luzern Mat 
1498. Beſchluß fi) auf den fünftigen Reichstag zu Freyburg 
für die Eidgenofien von Rotwil zu verwenden, daß die Acht 
über diefelben aufgehoben werde. Sollte das nicht gefchehen, 
fo können doch die Eidgenofien Rotwil nicht verlaflen, fondern 
werden Leib und Gut zu ihnen feben. Abſchied zu Zürich 
Donnerftag vor St. Oswald 1498: Auf des roͤmiſch K. M. 
Abſchied, zu Freyburg gemadht, wird der Etadt Rotwil Tag nad 
Züri verfündet. Abfchied zu Zürich Montag nah Laurentii 
1498: Beſprechung mit den Eöniglichen Räthen betreffend Rot: 
wil, Appenzell und den Grafen von Sargans. — Werbung der 
Botfchaft des Könige um 6000 Mann Eidgenofien, welche die 
K. M. und die Reihsftände zu Freyburg „gemeiner Eidtge⸗ 
„noflenfchaft zuo eren ond guot“ fich.entfchloflen haben „in pen- 
„Non wys zuo beftellen, die off Die K. M. vnd das heilig Rich 
„warten ond wider menflichen vßgenommen vns Eidtgenofjen 
„dienen follen.” Darüber fol zu Luzern weiter verhandelt wer⸗ 
den. Abſchied zu Bern nady cruci exactationis 1498: Die 
Sefandten des römifchen Königs tragen vor, daß der König 
den widerrechtlichen Webergriffen des franzöfifchen Königs zu 
wehren, nad) Burgund gezogen und ed „des Roͤmiſchen Richs 
„loblich harkomen fye, in folichen Zügen des Richs verwands 
„ten eruordern, vff das fo fye der K. M. Beger, das wir 
„Eidtanoffen als glider und zuogehorigen des Rich 
„die Billigfeit bedenfen, die vnſern von dem fung von franderich 
„abuordern vnd derfelben K. M. mit vier tufent Inechten wellen 
„zuo ziehen vnd fi darinn nit verlafien, das werde biefelbe in 
„gaben erfennen.” Bertagung der Antwort auf einen Tag zu 
Luzern. — Abſchied zu Luzern auf Dienftag nad Simon Judä 
1498. Auf die Klage der Eidgenoflen von Schaffhaufen, meldye 
fi) der Anforderung „des böfen pfänige” halb von Seite der 
EM. erklagt, warb ihnen geantwortet: „by wir Eidgnoffen 
„such mandaten haben von ver R. 8. M., daz wir aber 
„Ime khein pfänig welent geben, daz welent wir nit, 
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„und welent inen daz ouch nit raten daz zuo tuon, vnd wenn 
„ſy dem Ric nitwiter pflihtigdan wir Eitgnoffen.“ 
Sm Uebrigen wird ihnen verfprochen, daß die Eidgenoffen Leib 
und Gut zu ihnen feßen werben. 


Sechszehntes Kapitel, 
Verhältniß zu Defterreich. 





Aelteres Berhältnig. — Ginleitung zu einer befinitiven Richtung. — 
Ewige Richtung von 1474. — Ewige Grbeinigung von 1477. — 
Erneuerte Erbeinigung v. 1511. — Art des Berhältnifies. 

ed Die Entftehung und die Entwidlung der alten Eidgenofien- 
ſchaft ging wefentlicy im Gegenfaß zu Defterreich vor fi. Dies 
felbe befand zu einem großen Theile aus Städten und Ländern, 
über welche Defterreich entweder Hoheitsrechte angeftrebt oder 
befefien hatte; und faft jede weitere Stufe der frühern fchweis 
zeriſchen Staatengefcyichte ift durdy Kriege und Frievensfchlüffe 
mit Oeſterreich bezeichnet. Der Charakter dieſer Kriege ift ins 
deſſen verfchieben. 

In dem erften großen Kriege gegen Schwyz und deſſen 
Bundeögenofien ſuchte das Haus Habsburg noch eine Ober- 
berrlichfeit über die Bergthäler zu gewinnen und den Plan eines 
Fuͤrſtenthums über die vordern Lande audy dorthin zu verfolgen. 
Bei Morgarten retteten die Länder ihre Unabhängigkeit und 
Reihdunmittelbarfeit vor der drohenden Gefahr und wurde dem 
Umfichgreifen der öfterreichiichen Landeshoheit eine Schranfe 
geſetzt. 

Zur Zeit des zweiten großen Krieges, den Oeſterreich um 
die Mitte des XIV. Jahrhunderts unternahm, ſtand ihm die durch 
Züri) und Luzern verftärfte Eidgenofienfchaft ſchon als eine 
befondere Macht gegenüber, welche auf Erweiterung dachte in 
den obern Landen. Der leitende Gedanke des Krieged war auf 
Seite Oeſterreichs Auflöfung diefer Macht. Aber die wieders 
holten Belagerungen Zuͤrichs waren von feinem Erfolg; bie 
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Eidgenofienfchaft biieb nicht nur beifammen, fie ging größer und 
flärfer aus. dDiefem Kriege hervor. 

In dem dritten Kriege in den Achzigerjahren des XIV. 
Jahrhunderts war Defterreich bereitd genöthigt, einen Kampf 
darüber zu beftehen, ob der Eidgenofienichaft oder dem Haufe 
Habsburg das Uebergewicht in den vordern Randen zukomme. 
Die Schladten von Sempach und Näfeld entſchieden gegen 
Defterreih; und von da an war die Eidgenoffenfchaft die offen« 
bare Ha uptmacht in den fchweizerifchen Gegenden. 

Alle Friedensſchluͤſſe, welche dieſen wichtigen Kriegen folgten, 
waren nur Unftandfrieden, erfi auf Monate, dann auf Sahre 
eingegangen. Im Hintergrunde blieb der Vorbehalt, den Krieg 
zu erneuern, wenn der Friede ausgelaufen ſei. Selbft der fünfs 
jigjährige Friede vom Jahr 1412 hatte noch diefen Charakter, 
wenn er fchon zugleich als UWebergang zu einem dauernden, 
ewigen Frieden betrachtet werden fann. Die Verhältniffe hatten 
fih aber inzwifchen fo fehr verändert, daß Defterreih, als es 
diefen Frieden einging, vornämlich die Abficht dabei hatte, durch 
den Frieden feine noch übrig gebliebenen Beſitzungen in der 
Schweiz vor weiterem Abfall zu den Eidgenofien oder vor den 
Eroberungen der Eidgenofien zu bewahren. Uber audy dieſe 
Abficht wurde während diefer fünfzig Sabre vereitelt. Als Hers 
zog Friedrich von dem Kaifer mit der Reichsacht belegt worden 
war (1415), verlor Defterreich das Aargau und zugleich noch 
andere wichtige Herrichaften und Hoheitärechte in der Schweiz; 
und die Anftrengung, welche ed in dem Zürichkriege um die 
Mitte des XV, Jahrhunderts machte, dad Verlorene wieder zu 
gewinnen, waren vergeblih. Endlich büßte es wenige Sahre 
nachher auch das Thurgau ein. So wurde ed allmählig ganz 
verdrängt aus den Landen, welche die Eidgenofienichaft als ihr 
natürliches Gebiet betrachtete, über die fich der ſchwei⸗ 
zerifche Geſiſt ausbreitete. 

Kurze Zeit vor dem Ausbruch der Burgunderfriege entſtand Cinteitung, zu 
in der Seele einzelner Etaatsmänner der Gedanfe, zwiſchen Kiatuny. 
Defterreidh und der Schweiz eine definttiveRichtung zu fiften. 
Schon in dem Konftanzerfrieden von 1461 war derfelbe ausgefpros 
chen und die Herzoge von Baiern, welche diefen Frieden vermittelt 
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hatten, gaben ſich viele Mühe, eine ewige Richtung zu Stande 
zu bringen, damals aber noch ohne Erfolg. Da es indeſſen bei 
einem neuen politifyen Gedanken vornaͤmlich auf die Klarheit, 
mit welcher er durchdacht und die Energie, mit welcher er durch⸗ 
gefährt wird, anfommt, fo darf wohl ein Schweizer, der Propft 
von .Münfter im Aargau, Jof von Sillenen ald der eigents 
liche DBertreter dieſes Gedankens betrachtet werben. In der 
Durdyführung desfelben wurde er von dem König Ludwig XI. 
von Frankreich, in deflen Dienften er ftand und zu defien Rüthen 
er gehörte, bedeutend unterftügt. Dem Könige war Alles daran 
gelegen, den Herzog Karl von Burgund wo immer möglich durch 
fremde Feinde zu demüthigen und zu ſchwaͤchen. Seine damalige 
Politik war befonderd darauf gerichtet, die Eidgenofien und 
Defterreich gegen den unternehmenden Fürften aufzuregen und 
zum Kriege zu reizen. ine endliche Beilegung des alten Strei⸗ 
tes zwiſchen Defterreicy und der Eidgenofienfchaft ftellte ſich ihm 
als ein vorzügliches Mittel zu dieſem Zwede dar, und er übers 
zeugte ſich aud leicht von der Natürlichkeit des Gedankens. 
Schwieriger war ed, Defterreich zu beftimmen und die Eidges 
nofien von diefer gründlichen Erledigung zu überzeugen. 

Eine definitive Richtung febte auf Seite Oeſterreichs bie 
vollkändige Anerkennung der Schweiz in ihrem das 
maligen Umfange und die endlihe Verzichtleiftung auf 
alle öfterreihifchen Anfprüche innerhalb dieſes Gebietes 
voraus. Einem gewöhnlichen Politifer konnte biefelbe leicht als 
eine große Thorheit erfcheinen. Ueberdem mußte ein derartiger 
Entſchluß einem öfterreichifchen Fuͤrſten, Im Andenken an feine 
Familie und deren ganze Geſchichte auch gemüthlich ſchwer fallen. 
Der Großvater ded Herzogs Sigmund, mit welchem barüber 
auf feinem Hofe zu Insbruck verhandelt wurde, hatte bei Sem⸗ 
pach im Kampf mit den Echwelzern den Tod gefunden; dem 
Bater desfelben hatten, al8 er geächtet war, die Eidgenoffen 
das Aargau genommen, die Stammlande des Haufes: er felber 
hatte dad Thurgau an fie verloren. Und dennoch fah nun der 
Herzog ein, daß ein dauernder Friede nur auf jener Grundlage 
möglich fel, und daß eine richtige Politif e8 erheifche, aufrichtig 
und enifchieden die neue Geftaltung und Ausdehnung der Schweiz 
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anzuerfennen. Er drängte feine perfönlichen Gefühle zurüd und 
verehrte in den Ereigniſſen einer beinahe zmweihundertjährigen 
Geſchichte, während weldher Die Schweiz erwachſen war, das Urs 
theil Gottes zu Gunſten der neuen Schöpfung eines ftarken 
republifanifchen Staatenbundes. 

Auch die Eidgenofien hatten Mühe, an einen foldyen Ent» 
ſchluß des öfterreichifehen Herzogs zu glauben. Sie fonnten es 
faum für möglich halten, daß das Haus Oeſterreich feine ererbte 
Politik und feine ererbten Anfprüche wirklich fahren laſſen wolle; 
fie fonnten ſich nicht verbergen, daß der Herzog Grund zu ges 
rechten Beſchwerden gegen fie und ihre Politif hätte, und ſchon 
darum mußte ihnen eine Berföhnung unmahrfcheinlih vorkom⸗ 
men. Aber auf der andern Eeite waren die Vortheile einer 
ſolchen Richtung fo einleuchtend, und es hatte die Schweiz, den 
öfterreichifchen Beſitzungen gegenüber fo offenbar ihre natürliche 
Graͤnze gefunden, daß fie ihrerfeitö leicht und gerne zu derfelben 
Hand boten, fobald ernftliche Anträge an fie gebracht wurden. 

Ueberall war in diefen Dingen Joſt von Sillenen thätig. Gmwine Riatung 
Endlih famen im April 1474 der Herzog Sigmund, und die 
Boten der eidgenöffiihen Orte wiederum auf einem Tage zu 
Konftanz unter der Vermittlung des Königs von Franfreich 
zufammen, und ed wurde eine ewige Richtung geichloffen, 

d. d. 11. Juni 1474, deren Hauptbeftimmungen folgende find: 

1) bezeugt der König Ludwig von Frankreich, daß auf dem 
Tage zu Konftanz die alten Kriege, Zmwelungen und Irrungen 
zwifchen dem Herzog von Defterreih und den VIII eidgenoͤſſi⸗ 
fhen Orten „und ihren Zugewandten und Zugehörigen” aus» 
getragen und verrichtet worden feien; 

2) daß er von beiden Theilen den Abſchied über die Ders 
handlung zu Konftanz, welcher feine Boten, der Graf Hans von 
Eberftein und der Propſt Joſt von Eillenen beigewohnt, erhalten 
habe und den ihm von beiden Parteien übertragenen Vollmach⸗ 
ten gemäß nunmehr die definitive für beide Theile verbindliche 
Richtung augfertige. 

3) Beide Parteien und alle die ihrigen follen wechfelfeitig 
zu einander ficher an Leib und Gut wandeln und Verkehr mit 
einander haben. 
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4) Streitigfeiten zwiſchen den Angehörigen des einen Theis 
le8 und dem andern Theil follen durch ordentliches Rechtövers 
fahren vor den Bifchöfen von Bafel oder Konſtanz oder vor 
einer diefer Städte ausgetragen werben. 

5) Prozeſſe über Erbfälle, Liegenfchaften und „Fleinfügige 
Schulden” follen in den gewöhnlichen Gerichten, wo der Erbfall 
oder die Güter gelegen oder der Schuldner feßhaft ift, beurtheilt 
werden, ohne Appellation außer Landes, Nur wenn Jemand 
rechtlos gelaffen würde, fo mag er ſich an einen der vorher ges 
nannten Rüthe wenden. 

6) Ebenfo gelangen Streitigkeiten zwiſchen beiden Parteien 
felbft an eines der vorgenannten vier Rechte. 

7) Damit die Richter defto freier feien in ihren Sprüchen, 
follen fi) die Bartelen je zum voraus urkundlich verpflichten, 
die Richter nicht deßhalb zu befehden, noch ed ihnen zum argen 
anzurechnen. 

8) Die Eidgenoffen verfprechen dem Herzog in feinen Ger 
ſchaͤften Hülfe zu leiften, wo ihnen das Ehren halber gebuͤhrlich 
fein mag, auf feinen Sold hin in dem Maßftab, wie fie felber 
foldyen Eold in ihren eigenen Gefchäften geben. Ebenfo leiftet 
auch ihnen der Herzog Hülfe, wenn fie derfelben bedürfen, auf 
ihren Sold hin, wie er felber die Seinigen zu befolden pflegt. 

9) Die Eidgenoffen übergeben dem Herzog alle Briefe, Urs 
bare, Bücher, Regifter und Schriften, die fie inne haben und 
welche der Herrſchaft Defterreich zugehören, mit Ausnahme der 
Briefe, Rödel oder Schriften, welche ſich auf Länder, Städte 
und Schlöffer der Eidgenofienfchaft beziehen. 

10) Beide Barteien bleiben bei allen ihren Landen, Schlöffern, 
Städten, Dörfern und Märften, welche fie in früherer Zeit ers 
obert haben, unangeſprochen und unbefümmert. 

11) Keine Partei noch ihre Zugehörigen und Mithafte, fol 
die andere durch ihre Städte, Schlöffer und Länder befriegen, 
oder fchädigen oder befehden, oder fonft an Leib und Gut bes 
fümmern laflen. 

12) Kein Theil fol des andern Angehörige in Buͤndniß, 
Burgrecht, Landrecht, Schug und Schirm aufnehmen, dem ans 
dern zum Schaden und Aufruhr; ed wäre denn, daß Jemand 
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ſich haushäblich in dem Gebiete des andern Theiles niederlaſſen 
wollte. 

13) Sollte eine Partei von den Städten und Ländern der 
anbern auß befriegt oder gefchädigt werden, fo fol dann die Partel, 
wo das gefchehen, fofort auf die Schuldigen greifen und über 
fie ridten nad) Recht. 

14) Kein Theil fol die Feinde oder Beſchaͤdiger des andern 
wiffentlich aufnehmen, noch denfelben Speife oder Trank geben 
noch Hülfe gewähren. 

15)) Bon feiner Partei darf ein neuer Zoll oder Beſchwerde 
gegen die andere und die ihrigen auferlegt werben. 

16) Der Herzog foll bei feinen Lehenrechten verbleiben, 
ausgenommen die Lehen in den eroberten Randen oder den aus⸗ 
gelösten Pfandherrſchaften. 

17) Die Männer in den Städten Rheinfelden, Sedingen, 
Lauffenburg und Waldshut und die auf dem Echwarzwald und 
welche zur Herrfchaft Rheinfelden gehören, follen die Richtung 
auch befhmwören, und die Eidgenoſſen in den genannten vier 
Städten und Schloööſſern in ihren Röthen Aufnahme finden. 

18) Sollte diefe Richtung nicht gehalten werden, fo foll 
deshalb nicht Krieg und Aufruhr entftehen, fondern die Partei, 
welche den Frieden bricht, deßhalb nach dem oben beftimmten 
Berfahren rechtlich belangt, und auch wenn der Bruch durch 
Angehörige oder Anverwandte eines Theiles gefchehen follte, 
diefes Austrägeverfahren beachtet werden. 

19) Der Herzog verfpricht bei feinen Würden und Ehren 
und die Eidgenofienfchaft bei ihren Eiven die Richtung zu 
halten. 

Herzog Sigmund hatte in den großen Burgunderfriegen Smige Crbeist 
die Kriegsmacht der Eidgenoffen in ihrem hödhften Glanze fi 9? > 147. 
entfalten gefehen, und faßte den Entſchluß ſich noch enger mit 
denfelben zu verbinden. Im Jahr 1477 ging er die fogenannte 
„ewige Erbeinigung” ein mit den Orten Züri, Bern, Luzern, 
Ur und Solothurn für fi und feine Lande und Leute. Die 
beiderfeitige Kriegshülfe wurde darin näher beftimmt. Die Eid- 
genoflen verſprechen ihm dieſſeits des Adlerbergs und in ber 
Graffchaft Tyrol, fo oft er ihrer Hülfe benöthigt wäre, zuzuziehen 
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mit ſolcher Macht, als fie darum ermahnt werden, wider Feinde 
oder wider ungehorfame Unterthanen. Den übrigen eidgenöffis 
ſchen Orten wird ber Zutritt zu diefer Erbeinigung offen bes 
halten. Schon 1478 traten diefelben bei’). 


Die Streitigfeiten zwifchen dem Kaiſer Marimilian, welcher 
dem Herzog Sigmund in die Regierung von Vorderöoſterreich 
gefolgt war und den Graubündtnern, beziehungsweife den Schweis 
zern, und der Schwabenfrieg, der daraus hervorging, ftörten 
für einige Zeit das Bundesverhältnig zu Defterreih und ber 
Schweiz. Nach Herftelung des Friedens wurde aber auch die 
Erbeinung (1500) hergeftellt und fodann im Sahr 1514 fomohl die 
ewige Richtung von 1474 als die Erbeinung von 1477 ihrem 
wefentlihen Inhalt nady in die neue Erbeinung aufgenommen, 
welche der Kaiſer Maximilian damald mit der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft einging. 

In derfelben handelt der Katfer in feiner Eigenfchaft als 
Erzherzog von Defterreih für dad Haus Defterreih und 
deffen Länter und ald Vormund des Erzherzogs Karl, feines 
Enkels, mit Rüdficht auf deſſen Grafſchaft Burgund. Auf 
der Eeite der Eidgenoffen nahmen daran Theil alle damaligen 
XII eidgenöffifyen Orte und überdem ber Abt und die Stadt 
St. Gallen und das Land Appenzell als zugewandte Drte. 
Beide Theile verfprechen fich darin: 1) unangefochtenen Handel 


und Wandel in ben beiberfeitigen Gebieten und Freiheit von 


neuen Zöllen und „Aufſätzen“; 2) fih nicht zu befriegen nody 
Angriffe von ihrem Gebiete aus zu dulden: 3) im Falle ein 
Theil von Jemandem feindlich überzogen werden follte, „treues 
Auffehen“ zu halten, daß derfelbe nicht wider Recht oder Billig⸗ 
keit beſchwert oder gedrungen werde; 4) auch gegen bie übrigen 
Angehörigen je des andern Thetld, die in der Erbeinigung nicht 
unmittelbar begriffen find, nichts Beindliches vorzunehmen; 5) 
nidht zugugeben, daß Angehörige des einen in das Land des 
andern Theile ziehen, um da an Krieg oder Aufruhr Theil zu 


3) Müller Schweizergefchichte V. 1. ©. 145. Gine Erneuerung, 
bie voraus durch Waldmann betrieben wurde, fällt in das Jahr 1487. 
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nehmen; noch folde in Buͤndniſſe, Landrechte, Burgrechte, 
Schirm u. f. f. aufzunehmen, vorbehalten einzelne Perſonen, die 
ſich je in dem andern Gebiete haushäblich niederlaſſen wollen; 
6) in Streitfällen nach Vorfährift der ewigen Richtung zu verfah- 
sen; mit der Abänderung, daß die Städte Konftanz und Bafel 
nicht mehr ald Schiedrichter genannt werden, fonbern nur noch 
die beiden Bifchöfe von Konflanz und Bafel. 7) Die ewige 
Richtung von 1474 und die Erbeinigung werden aufrecht er- 
halten. 8) Alle unztemliche und reigende Schmährworte werden 
verboten und. follen geftraft werden. 9) Die Einigung fol von 
eben zu zehen Jahren dem Volk verfündigt werden. 10) Beide 
Theile behalten den päpftlichen Stuhl und das zömifche. Reid, 
vor, fo wie die Altern Bündniffe. Die Einigung fol ewig gel» 
ten. 11) Für feinen Enkel, deſſen Grafſchaft Burgund nun 
ebenfalls in die Einigung aufgenommen ift, verfpricht der Kaifer 
bis zu deſſen Muͤndigkeit jedem Ort jährlich 200, den drei zus 
gewandten Orten jührlicy 100 Gulden zu bezahlen. 

Das Verhältnis zu Oeſterreich hatte fi auf foldye Weiſe 
konſolidirt und war nun ein dauernd freundliches geworden. 
Seit dem XVI. Jahrhunderte ſind die Beziehungen der Schweiz 
zu Oeſterreich naͤher und bedeutender als die der Schweiz zum 
deutſchen Reiche. Wie ſich auf der einen Seite die Schweiz 
von dem Reiche abgelöst hatte, fo wurde auch auf der andern 
Seite Defterreich hinwieder zu einer befonderen großen Macht. 
Zwar blieb Oeſterreich als ſolches ein Glied des deutſch⸗roͤmi⸗ 
chen Reiches, und das Herricherhaus, dem Defterreich zugehörte, 
trug zugleich während Jahrhunderten die Kaiferfrone. Aber ein 
bedeutender Theil der Länder, über welche dasfelbe regierte, lag 
außerhalb des deutfchen Reiches, und bildete zufammen mit den 
deutfchen Ländern eine eigenthümliche große Monardyie, welche 
ihre befondere Politik hatte und geltend machte. Wie Die Schweiz 
aus den Bündnifien freier Republifen entftanden war, fo war 
Defterreih aus der Vereinigung von Fürftenthümern und Kö⸗ 
nigreichen in Einem Herrfcherhaufe erwachſen. Die Schweiz 
war eine Conföderation von Republiken, Defterreich eine 
Eonsentration verfhiedener Reihe und Herrſchaf— 
ten in Einer Kamille. Jene fiellte fi auch als Ganzes als 


Art bes 
Verhaltniſſes. 


264 Die alte Eidgenoſſenſchaft und das Ausland, 


eine Staatenrepublit, dieſes ald eine Monarchie dar. 
Keiner der beiden Staatöförper war innerlich einheitlich, fie 
waren beive aus ziemlich felbftändigen Beftandtheilen zufammen 
gefügt,, aber die Schweiz in republifanifcher, Defterreich in mo⸗ 
nardhifcher Form. Die beiden Nachbarftaaten hatten fomit neben 
ber Berfchiedenheit doch hinwieder eine merkwürdige Aehnlichkeit: 
und gerade in der Mannigfaltigfeit der einzelnen öfterreichifchen 
Länder lag ein wefentlidher Grund, daß die Schweiz, obwohl 
die öfterreichifche Monarchie nun fehr groß und mächtig gewors 
den war, body von dieſer Seite her weniger ftarfe Einflüffe 
zu verfpüren hatte als von Seite Frankreichs, das nun ale 
Großmacht an der weftlichen Gränze der Schweiz ſich erhob, 
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von dem Kaifer beftimmen, die mit Zürich damals verbünbdeten 
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Defterreicher gegen die Eidgenoſſen zu unterflüben. Der Dau« 
phin, welcher ſich Bafel näherte mit feinem Heere von Armag⸗ 
nafen, follte die Etadt Zürich, melde damals von den Schweizern 
belagert ward, entfeten. Bei St. Jakob an der Bird erprüdte 
er mit feiner Uebermacht den Heinen fchweizerifchen Heerhaufen, 
der ihm mit Heldenmuth entgegen getreten war. Aber er hatte 
den Untergang der Schweizer mit fo großer Anftrengung und 
fo bedeutendem eigenem Verlurſte erfaufen müflen, die Schwei⸗ 
zer hatten, Mann für Dann, einen fo energifchen und bis zum 
Tode unverzagten Widerſtand geleiftet, daß diefe Schladht auf 
die Seele des Dauphins, des nachherigen Königs Ludwig XI, 
einen tiefen und dauernden Eindruck machte und die franzöftfche 
Politif gegenüber der Schweiz für lange Zeit beſtimmte. Da 
ſchon befchloß der Dauphin, mit den Schweizern in freundliche 
Beziehungen zu treten und der Kriegsmuth und die Kriegstüch- 
tigfeit derfelben, die er erfahren und bewundert hatte, wo moͤg⸗ 
lich für fich und feine Intereſſen zu benußen. Zu diefer Politik 
beftimmte er feinen Vater, diefe Politik verfolgte er felbft als 
König und er hinterließ fie als Vermaͤchtniß feinen Nachlommen. 

Das erfte Buͤndniß mit Kranfreid wurde im Jahr 1452 
und 1453 eingegangen; die Eidgenofien (die VIII Orte und 
Solothurn) ratifizirten d. 8. Nov. 1452, der König Karl VII. 
d. 27. Febr. 1453. Sie nennen ſich felber: „confoederatorum 
partes ligae veteris Alemanniae altae” (Tſchudi überfebt das: 
„Derter der Eydgnoßſchafft des alten Bundes in Hochbätichen 
Landen”), der König nennt fie: „les cantons de la vieille 
ligue de la haute Allemagne.” Der Name Kantone für die 
eidgenöffifchen Orte tritt da, fo viel ich weiß, zum erflen Mal 
hervor, als die franzoͤſiſche Bezeichnung der Orte, die dann 
fpäter aud) von der Schweiz felber aufgenommen wurde. 

Der König geht auf das Geſuch der Eidgenoflenfchaft eine 
„ewige gute Freundſchaft“ mit ihr ein. Beide Theile 
verfprechen ſich gegenfeitig Sicherheit vor Beindfeligfeiten und 
Angriffen aus dem Gebiete des einen gegen den andern und freien 
Handel und Wandel für ihre Kaufleute, Boten, Pilgrime und 
Gewerbsleute, weldye in je des andern Länder reifen würden, 
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fo daß fle ficher gehen Finnen bin und zuruͤck mit Leib und 
But’). 

Ludwig XI. ging, al& er felber den Thron beftiegen, 
einen bedeutenden Schritt weiter. Er war es vorzüglich, der 
die Schweizer in den großen Krieg mit dem Herzog Karl von 
Burgund verwidelte, und fodann die Früchte ihrer Siege für 
fi) wegnahm. In diefer Vorausficht ging er zur felben Zeit, 
als er die ewige Richtung der Schmelz mit Oefterreich zu vers 
mitteln unternahm, für ſich ein erweitertes Buͤndniß mit der 
Eidgenoflenfhaft ein. Ludwig XI. fheute nie ein Mittel, wenn 
es dienlich war, zu einem Zwecke zu gelangen, aber die leife 
wirfenden Mittel der Intrigue und der Beſtechung erfchienen 
feinem Charakter al8 die vorzüglichften. Damald zuerft fand 
die Gorruption durch fremdes Gold Eingang bei den eidgenoͤſſi⸗ 
fhen Tagherren. Und die Stimmung des Volks in den Orten 
wurde durch freundliche Gaben, die alljährli den Orten auss 
bezahlt wurden, durch Penſionen geködert. Mit den Vollmach⸗ 
ten der Orte audgerüftet reiöte der Berner Niklaus v. Dießs 
bad an den föniglihen Hof. Er war die Seele der Unter 
handlung. Das vom franzöfifhen Hofe den 10. Jänner 1474 
vorgefchlagene neue Buͤndniß fam noch während dieſes Jahres 
zu Stande, unmittelbar vor der Verkündung der Fehde an den 
Herzog von Burgund. 

Der König Ludwig XI. von Frankreich und die Bürger 
meifter, Schultheißen, Ammänner, Räthe und ganzen Gemeins 
ven des „alten großen Bundes der oberdeutfchen Lande”, des 
Königs „befonders liebe Freunde” im Verein mit den Städten 
Srenburg und Solothurn fommen über Folgended überein: 

1) Der König und die „Herren des Bundes“ und die ihrls 
gen wollen gute und getreue Freunde und Bundeögenofien gegen 
einander fein und gegenfeltig freundlichen Wandel halten. 

2) Der König verfpridht den Herren ded Bunded, wenn es 
zwifchen ihnen und dem Herzog von Burgund zum Kriege 
fonme '), in feinen Koften Hülfe und Beiftand. 


%) Die Urkunde ift bei Tſchudi IL. ©. 568 abgehrudt. 
15) Schon am 23. Sept. 1470 Hatten der König und vie Eidgenoſſen 
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3) Wenn der König in feinen Landen angegriffen werben 
follte, oder fein Sreund und Zugewandter, der Herzog von 2os 
tbringen in den feinigen, fo follen die Herren des Bundes ihm 
Hülfe leiften, fo weit fie foldyes, ohne den Schirm ihres eignen 
Landes bloß zuftellen, vermögen. Der König befoldet die eidgenöf- 
fiſchen Krieger, die ihm geftellt werden, mit 4 /2 Gulden Rhei⸗ 
nifch für den Monat. Cine Monatbefoldung legt er zum vors 
aus in Bern nieder, und forgt für die Bezahlung der darauf 
foldenden 2 Monate durch Gelpfendungen nad) Lyon und Genf. 
Vorbehalten wurde der Papft, das römifche Reich und die alten 
Bünde. 

4) So lange der König lebt, wird er jevem eidgenoͤſſiſchen 
Orte und Freyburg und Solothurn ein Jahrgeld von 2000 
Franken bezahlen. 

5) If er verhindert in einem Kriege der Eidgenoſſen gegen 
den Herzog von Burgund Hülfe mit Mannſchaft zu geben, fo 
wird er, fo lange der Krieg dauert, den Eidgenoſſen vierteljähr- 
(ich 20,000 Franken zu Lyon ausbezahlen. 

6) Wenn ein Theil mit dem Herzog von Burgund Frieden 
fchließt, fo fol er den andern vorbehalten '). 

In einer Erläuterung des Bündnifies, die Bern im Namen 
der Eidgenoflen mit dem Könige verabredete, wurde die Hülfe, 
auf die der König Anfpruch habe, auf 6000 Mann angefept. 
Die Bernifhen Magiftrate, welche diefen Buͤndniſſen geneigt 
waren, wurden überdem von dem König reichlich bedacht. 

So gelang e8 dem franzöfifhen Könige, die Eidgenofien gurguner- 
zum erften Mal in ihrer Gefchichte in die Bewegungen der rs 
großen europäifhhen Politik hinein zu zichen. Als Mit- 
telöperfon, feine Plane in der Schweiz durchzuſetzen, diente ihm 


einen Vertrag geſchloſſen, daß Fein Theil dem Herzog von Burgund wi: 
ber den andern beiftehen werve. Sammlung der vornehmften Bünd⸗ 
nuffen ber Cron Franckrych mit loblicher Eypgnoßfchaft. Bern 1732. 
&. 40. Tſchudi HI. S. 711. 

16) Dbige Sammlung der franzöftfchen Bünpniffe S. 49. Traitd 
kistorique et polilique des Allianees entre la Framce et les XIII Cantome. 
Paris 1733. p. 7. 
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vorzüglich der Schultheiß Dießbach von Bern. Sein geheimer 
Zwei, der Ruin des Herzogthums Burgund und die damit 
verbundene Erweiterung der franzöfifhen Macht glüdte ihm 
volftändig. Aber die wahren Intereſſen der Schweiz wurden 
geopfert. 

Die militärifehe Gefchichte der Burgunderfriege ift für die 
Schweizer in der That hoͤchſt erhebend und ehrenvol, Der 
Kriegsruhm der Schweizer erreichte in ihnen feinen Höhepunkt, 
und der Glanz der fehweizerifchen Siege über den folgen und 
mächtigen Herzog leuchtete weit umher in Europa und erhielt 
fi lange hinein in die folgenden Zeiten. Aber ganz anders 
serhält es ſich mit der politifchen Beurtheilung dieſer Kriege. 
Da läßt ſich nicht verfennen: Das erfte Mal, als die Schwels 
zer in die auswärtige Politik großartig eingriffen, wurden fie 
auch Ichmählich mißbraucht und fügten ſich felber den größten 
Schaden zu. Ihre militärifhe Siege waren zugleich politifche 
Niederlagen. Ohne eigene Noth, lediglich durch fremde Einfluͤ⸗ 
fterung und fremdes Geld verleitet, unternahmen fie den Krieg 
gegen den Herzog Karl. Und indem fie, ohne zu wiflen, wie 
fehr bloß im Intereſſe des franzöfifchen Könige, die Macht des 
burgundifchen Herzogs brachen, zerftörten fie eine bedeutende 
Mittelmacht ſowohl zwifchen Franfreih und der Echweiz, ald 
zwiſchen Sranfreich und Defterreich. Hätte das burgundifche Fürs 
ſtenthum im Wefentlichen fortgedauert, fo hätte die Schweiz an 
ihm in der Kolge einen natürlichen Verbündeten gewonnen gegen» 
über den nahen Großmächten Franfreih und Defterreich, und 
viele Reibungen zwifchen biefen beiden Mächten wären verhin- 
dert worden. Aber um vorübergehender Vortheile willen uͤber⸗ 
fahen die Schweizer die dauernden Interefien ihrer Selbfländig- 
feit und ihrer Ruhe. Sie geriethen von dieſem Zeitpunfte an 
mehr und mehr unter den Einfluß der franzöfifchen Politik, und 
waren ftärfer als früher den Yluftuationen ausgeſetzt, welche 
die Nachbarſchaft von Frankreich und Defterreich hervor rief. 

Brempe Rricge. Ebenfall8 von da an datiren auch die fremden Militärkapi⸗ 
Eameizr. tulationen. Das Buͤndniß Ludwig XI, wie es durd Bern 
näher erflärt worden if, ift das erfte Beifpiel, in welchem bie 

Schweizer ein Heer von befoldeten Kriegern einem fremden 
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Fürften zur Verfügung fielen. Zwar ift die Kapitulation auch 
da noch einiger Maßen verhüllt in der Form eines Buͤndniſſes 
und befhränft durch die ausgeſprochene Rüdfiht auf das Be⸗ 
bürfniß des einzelnen Falles. Aber die urfprüngliche Intention 
des Königs und die Praxis ging fofort einen Schritt weiter. 
Ludwig XI. wollte ein ſchweizeriſches Heer in feinem perfönlis 
hen Dienfte haben und er erhielt dasſelbe. Er hatte weder Geld 
noch Privilegien geipart, um dieſes Ziel zu erreichen. Er vers 
lieh allen Schweizern in feinem Dienfte das Recht, ſich nad 
Belieben in feinem Reiche zu verheirathen und Güter zu erwer⸗ 
ben, fahrende und liegende Teftamente zu machen. Ihre Frauen 
und Kinder follten nach ihrem Tode fie ohne Abzug beerben 
dürfen. Sie und ihre Frauen follen, fo lange fie leben, frei 
fein von allen Steuern und Abgaben”). Gerne verließen junge 
Schweizer ihre Heimath, um ald Soldaten in das Heer einzus 
treten. Die friegerifche Beichäftigung fagte ihrem Charakter zu, 
fie freuten fich des männlichen Soldatenlebend. Sie erwarben 
Ehre, Auszeichnung und Geld. Unaufhaltfam äußerte ſich dies 
fer Trieb in der Nation die folgenden Sahrhunderte hindurch, 
und wurde weder durch großes Außeres Leiden und Unglüd noch 
durch heimifche Verbote getilgt. Es ift Das ein unzweideutiges 
Anzeihen, daß bderfelbe mit einer natürlichen Eigenfchaft des 
fhweizerifhen Charakters und einem innerlidhen Bebürfniffe der 
Schweiz zufammenhängt. 

Der Sohn Ludwigs XI., Karl VILL, erneuerte dad Bünd- 
niß mit den X Orten der Schweiz „dem großen und alten Bund 
in oberveutfchen Landen”, zu Ruzern im Sahr 1484. Für. den 
König unterhandelten der Kanzler von Burgund, Phil. Baudot, 
und Joh. Dandelot, Vogt von Burgund; unter den Eidgenofien 
erfcheinen für Zürid) Hans Waldmann, für Bern Wilh. Dieß- 
bad), für Luzern Eafpar Hertenftein als Unterzeichner des Ders 
trage. Der Vertrag ſelbſt fchließt fich an die Altefte ewige Freund⸗ 
ſchaft mit Franfreich an, iſt aber etwas genauer gefaßt, als der 
frühere Vertrag und enthält namentlich auch die neue Beſtim⸗ 
mung: Der König verfpricht gegen den Willen der eidgenöfli- 


17) Traild hist, u. f. f. S. 12. 
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ſchen Herren (Dominorum Confoederatorum) feine Reislaͤufer 
aus der Schweiz in feinen Kriegsfold aufzunehmen *). 

Durch Karl VIII. wurden die Schweizer in die ttaftänifchen 
Kriege verwidelt. Erft nahmen fie als Hülfstruppen des Koö⸗ 
nigs an den dortigen Kämpfen Theil, im Verfolg der Zeit dann 
al8 eine felbfändige Madıt. Zum zweiten Mal verfucdhte es 
die Schweiz, in der auswärtigen europälfchen Bolitif eine ein- 
greifende Rolle zu fpielen. Im Echwabenfriege hatte fie ihre 
Unabhängigkeit vom deutfchen Reiche behauptet; in den italiänts 
fihen Kriegen wollte fie nun auch nad) Außen ihre Kraft er- 
gießen und in Italien, voraus in der Lombardei ſich als bes 
fiimmende Schirmmadht benehmen. Es gab in der That eine 
Zeit, wo das Schickſal ded Herzogthums Mailand vornämlid 
in die Hand der ſchweizeriſchen Eidgenofienfchaft gegeben war, 
und ed gab damald Momente, in denen fi die Schweiz als 
eine europälfche Großmacht fühlte und als ſolche behandelt 
wurde. Aber der Ausgang der ttaliänifchen Händel und bie 
unglüdlichen Erfahrungen, welche die Eidgenoffen in der Roms 
bardei machten, zeritörten wieder die Gefühle von aͤußerem Glanz 
und Hoheit, in welchen fidy die ſchweizeriſchen Magiftrate und 
Bölfer im Bertrauen auf ihre FTriegerifhe Stärke gewiegt 
hatten. 

Die Schweiz wurde nun doch durch jene Erfahrungen über 
ihre natürliche Beftimmung und Begränzung ind Klare gefet, 
Cie nahm von da an nie mehr einen unmittelbaren Antheil an 
den Bewegungen und Kämpfen der europälfchen Politik. Ste zog 
fi) aus der Reihe der handelnden europäifhen Mädte 
auf ſich felber zurück und verzichtete Darauf, in das Geſchick ans 
derer Staaten einzugreifen. Ihre Selbitändigfeit hatte fie in ſchwe⸗ 
ren Kämpfen erftritten; diefe zu behaupten war fie ftarf genug. Um 
andere Länder zu beherrfchen, um Eroberungen zu machen, dazu 
war fie nicht organifirt, das war nicht ihre Beſtimmung. Die 
erften Verſuche, über ihre natürlidden Gränzen hinaus zu greifen, 
fehlugen fehl. Richt um Krieg zu bringen unter die Bölfer, 
war die Schweiz fo ftreitbar geworden, fondern um Frieden zu 


1) Sammlung ©. 66. 
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haben mit allen, um unangefochten ihrer Freiheit zu genießen; 
um mitten in dem ftürmifch bewegten Europa, als Ruhepunft 
zu dienen. Diefe Beftimmung wurde den Echwetzern inftinfts 
mäßig und durd Erfahrungen nahe gelegt. Auf diefem Ge- 
danfen ruht die ſchweizeriſche Neutralität. 

So hatte die Schweiz ihre eigenthümliche von den übrigen harate, ber, 
europäifchen Staaten verfchiedene Stellung gefühlt und einges Men 
nommen. Aber wenn fie auf die unmittelbare Theilnahme an 
der großen europälfchen Politik refignirte, und ſich gewiſſer 
Maßen von dem übrigen Europa abſchloß, fo mußte fie nur 
um fo ftärfer das Bedürfniß empfinden, für ihre Angehörigen 
Auswege zu eröffnen und zu geftatten, auf denen diefelben mit« 
telbar an dem bewegten Leben Europa's Theil nehmen Eonnten. 
Die Schweiz hatte und wollte feine Kriege mehr mit europäls 
fyen Staaten; aber fie eröffnete ihren Söhnen die ehrenvolle 
Laufbahn der fremden Militärdienſte Die nationalen 
Kriege der Schweiz hörten auf, feitvem die in fich Fonfolidirte 
Schweiz die Richtung der neutralen Politik eingefchlagen hatte, 
aber die Kriegsdienfie der einzelnen Schweizer in 
fremden Ländern traten nun an ihre Stelle. Sie waren im 
Großen betrachtet, der natürliche Ausfluß der friegerifchen 
Reigungen, welche in der Natur der Schweiger, beſonders der Zus 
gend lagen, und welche fie in der Heimath und für die Heimati 
nicht mehr befriedigen Fonnten. 

Wie der Krieg felber, fo haben audy dieſe Kriegedienſte 
ihre Licht- und ihre Schattenſeite. Einzelne Uebelſtände derſelben 
hätte man vermeiden können, andere mußte man in den Kauf 
nehmen, wenn man der Vortheile theilhaft werden wollte, die 
damit verbunden waren. Während Jahrhunderten haben die 
ſchweizeriſchen Regimenter in fremden Dienften den Friegerifchen 
Ruhm der Schweizer aufrecht erhalten und die fchmwelzerifche 
Treue zu Ehren gebradht. Es iſt das ein Nationalgewinn, für 
den die Schweiz ihren Eöhnen, die fich dem Kriegerleben widme⸗ 
ten und im Dienfte für fremde Herren und fremde Interefien 
ihr Blut vergoffen, Dank fhuldet; denn indem jene ſich opferten, 
thaten fie e8 doch nicht al8 gedungene und willenlofe Knechte 
der fremden Herrn, fondern als folche, die in freiwilligem Dienfte 


Ludwig XII. 
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fih als Schweizer fühlten. Deßhalb wirkte ihre Handlungs» 
weife auch auf die Heimath zurüd, befeftigte deren Eicherheit 
und erhöhte deren Adhtung ”). 

Daß die Schweiz Militärfapitulationen einging, und daß 
ein großer Theil der fchweizeriichen Jugend hinaus firömte, um 
in Schweizerregimenter einzutreten, erfcheint dem unbefangenen 
Beurtheiler nicht nur nicht tadelnswerth, fondern ebenfo naturs 
gemäß als den fchweizerifchen Intereſſen zuträglid. Das In⸗ 
ftitut felbft war nothwendig und gut; die Art der Ausführung 
desfelben aber litt öfter an großen Mängeln. Die traurigfte 
Erfcheinung, bie fich in der Geſchichte der fremden Kriegsdienſte der 
Schweizer und zuweilen in wahrhaft tragifchem Ernſte offenbarte, 
war die, daß unter verſchiedenen feindlichen Herrn Schweizer 
gegen Schweizer in Schlachten fämpften. Diefe Erfcheinung 
war aber nicht eine nothwendige Folge der SInftitution felbft; 
fie fonnte verhindert werden, ohne die Dienfte aufzugeben. 

Ludwig XII. hatte am 16. März 1499, als eben der Schwas 
benfrieg ausgebrochen war, ein neues Bündniß mit der Schweiz 
auf 10 Jahre gefchlofien, aͤhnlich dem Ludwig des XI. 
von 1474, in der Abfiht, das Herzogthum Mailand zu ers 
obern. Als das Bündnis ausgelaufen war und ber König es 
nicht erneuerte, auch den rüdftändigen Sold nicht gehörig zahlte, 
wurden die Schweiger erbittert gegen ihn, verbanden fich mit 
dem PBapfte Julius II., Italien von den Franzoſen zu befreien, 
warfen mit den Benetianern vereint, die Franzoſen aus dem 


19) Mährend die Mehrzahl der Schriftiteller zum Theil Heftig gegen 
die fremden Kriegspienfte eifert, hat der große Gefchichtfchreiber Johann 
v. Müller den nationalen Werth verfelben vollfommen erkannt. Er 
fchreibt (Geſchichte d. ſchweiz. Eidgenoſſenſchaft V. I. S. 151) darüber: 
„ine dem friedlichen Baterland befchwerliche Jugend übte fo den Kriegs: 
„geift, ohne den ein freies Volk nicht fein Fann und erwarb Summen, 
„welche bei fteigendem Reichthum benachbarter Volker nothwendig und am 
„anftändigften durch gerechte Waffen zu erwerben fchienen; eine wahrlid 
„nicht verwerfliche Maßregel, welche in mehr als breihundert Jahren 
„ven Ruhm fchweizerifcher Waffen unterhalten und erneuert und nicht 
„mehr Sittenänberung veranlaßt hat, als mercantilifche und irgend andere 
„Berührungen der umliegenden Völfer unvermeidlich nach und nad her; 
„vorbeingen.“ 
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Herzogthum Mailand heraus, ſetzten den Herzog Moro ein, 
und überwanden dann fpäter, diefen zu retten, in der 
Schlacht von Novarra (6. Juni 1512) das große franzöfifche 
Heer, weldyes ſich Mailands wieder bemächtigen follte. Im Ber: 
folg fielen die Schweizer in Frankreich „felber ein, und zogen vor 
Dijon in Burgund. Es gelang den Franzoſen durdy große 
Sriedensverfprechungen, die Dann aber nicht gehalten wurden, 
die Eidgenofien zum Rüdzug zu bewegen. Hin und her ſchwank⸗ 
ten die Beziehungen zu Branfreidh, je nachdem Hoffnungen erregt 
oder getäufcht, Gelder bezahlt oder verweigert wurden, und jenadı 
dem fonftigen Stande der äußern Politif und der innern Parteien. 
Dod war damald die feindfelige Etimmung gegen Frankreich 
die überwiegende. Eie binderte, daß auf das Anerbieten Franz I., 
der auf Ludwig XII. folgte, das Bündniß zu erneuern, nicht ein» 
gegangen wurde. Erft nach der großen Schlacht von Marignano, _ 
in welcher die Schweizer erlagen, änderten ſich die Verhaͤltnifſe 
volftändig und es Fam fodann auf Grundlage einer Genferüberein: 
funft ein wirklicher ewiger Friede am 29. Novemb. 1516 zu 
Sreyburg zu Stande. 


Der Inhalt diefes ewigen Friedens iſt weſentlich folgender. Sriner Friede: 
1516, 


Der König Franz I. von Franfreid) und Herzog zu Mailand 
auf der einen; und. die XIII Orte „des alten Großen Bundes 
Oberdeutſcher Lande” fammt dem Lande Wallis, den drei Buͤn⸗ 
den in Churwaldyen, dem Abt und der Stadt St. Gallen und 
der Stadt Mühlhaufen auf der andern Seite fchließen den Fries 
den ab. 


1) Alle Fehden und Feindfchaften fo wie alle Klagen 
und Beichwerden, die aus diefem Kriege entfprungen, find für 
immer verrichtet und abgethan; vorbehalten die befonderen Klas 
gen, die nicht aus diefem Kriege erwachfen find, die nach dem 
mailändifchen SKapitulat zwiſchen König Ludwig XII. und der 
Eidgenoſſenſchaft geichlichtet werden mögen. 

2) Alle Gefangene follen freigegeben werden und ohne Be⸗ 
leivigung ficher heimfehren mögen. 

3) Die Knete der Eidgenofien, die noch Soldanſprachen 
an den König haben, weldye nicht aus diefem Kriege entftanden 
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find, mögen ihr Recht fuchen nad) Maßgabe der folgenden Be⸗ 
flimmungen. 

4) Auch die, welche nady dem Verkommniß mit Ludwig XT. 
von den Eidgenofien in ihr Bündnis, Burgredt oder Landrecht 
aufgenommen worden find, infofern fie innerhalb des eidgenöfft« 
fehen Gebietes wohnen und von deutſcher Nation und Sprade 
find, haben diefen Frieden zu genießen. 

5) Die Privilegien der eidgenöffifchen Kaufleute und Un- 
terthanen und deren Freiheiten zu Lyon, welche ihnen von fran- 
zöfifchen Königen verliehen worden find, werben beftätigt; und 
der König verzeiht allen Untertbanen des Herzogtums Mailand, 
die zu Martmiltan Sforza gehalten haben, fo daß fie ungefährdet 
wieder nach Haufe kehren mögen. 

6) Zum Erfag des Koftens, melden die Eidgenofien bei 
der Belagerung von Dijon gehabt haben, bezahlt ihren ber 
König 400,000 Sonnenfronen an Gold, und für die Koften der 
Krlegszüge In Italien 300,000 Sonnenfronen. Was einige 
Orte bereits in Folge der Genferverfommniß empfangen haben, 
wird abgezogen; die ganze übrige Summe aber wird in vier 
Terminen zu Bern bezahlt. 

7) Beide Thelle wollen friedlich mit einander leben und 
einander weber mit Krieg noch mit Schmähworten befümmern. 
Sollten in Zukunft Mißverftändniffe und Stoß entftehen zwiſchen 
den beiden Parteien oder mit den Landen, Leuten und Unters 
thanen je der andern Partei, fo fol fein Theil deßhalb „Fries 
gerifche Empörung vornehmen,” fondern es fol ein ſolcher Han⸗ 
del freundlich und rechtlich nach den folgenden Beftimmungen 
abgetragen werben. 

8) Kein Theil nimmt der andern Partei Feind bei ſich auf, 
noch geftattet er demfelben Durchpaß. Der Koͤnig geftattet ſei⸗ 
nen Unterthanen nicht, gegen die Eidgenoſſen und deren Zuges 
wandte weder unmittelbar noch mittelbar, indem fie deren Seins 
den zuziehen, zu Erliegen, bei Strafe Leibes und Gutes. Und 
hinwieder follen die Eidgenofien ihren Unterthanen nicht geftat- 
ten, einem Fürften oder Herrn zuzulaufen, der den König in 
Sranfreich oder dem Herzogthum Mailand fehädigen oder übers 
ziehen würde. Würden Reisläufer das Verbot überfehen, fo 
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follen diefelben heimgerufen und nad Verdienen abgefraft 
werben. 

9) Die beiverfeitigen Angehörigen und Unterthanen haben 
freien Handel und Wandel in den beiderfeitigen Landen und 
Gebieten, und dürfen nicht mit neuen Zöllen und Laſten nal 
das Herfommen beladen werden. 

10) Der König bezahlt jedem der XIII eingenöfftichen Dre 
und ebenfo der Landſchaft Wallis ein Jahrgeld von 2000 Frin. 
und den Bünden in Churwalden, was Ludwig XII. ihnen 
verfprochen hat, dem Abt zu St. Ballen, feinen Gotteshaus⸗ 
leuten und der Graſſchaft Toggenburg zufammen 600 Franken, 
der Stadt Et. Ballen 400 Frkn., den Untertbanen der Graf⸗ 
fchaft Greyerd 600 Franken. 

11) Bellenz, Lauwerz, Luggarus und das Matnthal behalten 
ihre Privilegien und Freiheiten von Zöllen, Salzanfauf, Ga⸗ 
bellen u. ſ. f., die fie in dem Herzogthum Mailand befefien 
haben. 

12) Innerhalb Sahresfrift haben die Eidgenofien die Wahl, 
anftatt der 300,000 Kronen, Lauwerz, Luggarus und dad Main 
thal zu behalten oder diefe Summe zu fordern und die genanns 
ten Schlöffer und Länder fammt Beltlin und Eleven an ben 
König abzutreten. 

43) Diefer Friede und diefe nachbarlidhe Freundſchaft fol 
in allen Punkten ewiglih währen. Vorbehalten werden von 


beiden Theilen der Papft, das römifche Reich und alle Altern 


Buͤndniſſe. Indeſſen wenn ein älterer Verbündeter des Königs 
die Eidgenofien in ihrem Lande angreifen follte, fo läßt der 
König einem ſolchen die Seinigen nicht zulaufen; ebenfo hans 
deln die Eidgenofien, wenn der König in feinen Landen von 
ihren Verbünbeten angegriffen werden follte. Als foldye werden 
bezeichnet: Papſt Leo der Zehnte, der heilige roͤmiſche Stuhl, 
die Faiferlihe Majeftät, das heilige römische Rei, das Haus 
Defterreich, die Herzoge von Eavoi und Wirtemberg, das Haus 
Medicis, der Staat Florenz und der Herr von Vergier, Mars 
ſchall von Burgund. 


Das Rechts verfahren, wenn zwifchen dem Köniz und Resteverfahren. 


den Eidgenofien Streit entftehen follte, wird gemäß dem früheren 


276 Die alte Eingenoffenfchaft und das Ausland. 


mailaͤndiſchen Kapitulat folgender Maßen geregelt: Jede Bartel 
fol zwei fromme ehrbare Männer, Liebhaber der Gerechtigfeit 
zu ihren Schiedleuten oder Anmälden erwählen. Diefe IV 
Schiedleute follen einen Rechtstag verfünden, wenn der Streit 
Sranfreich beträfe, nach Beterlingen, wenn er fih auf Güter 
oder PBerfonen des Herzogthums Mailand bezöge, nach Boleys 
in’s Klöfterli. Die Schiebrichter follen ſchwoͤren, beide Parteien 
und ihre Rechte genugfam zu verhören und ein gerechted Urtheil 
nach ihrem beften Verftand zu fällen. Doc mögen fie vorher 
den Streit mit teider Parteien Willen gütlih zu vertragen 
ſuchen. Gelingt das nicht, fo follen fie innerhalb Monatsfrift 
nach der Strenge des Rechts urtheilen. Die Schievrichter wer⸗ 
den ihrer Eide gegen ihre Herren und Obern für die Zwifchen- 
zeit entlaflen; und was fie gemeinfam oder mit Mehrheit erfen- 
nen, das foU gelten. Thellen fie fich gleich, jo fol der Kläger 
einen Obmann erwählen, und zwar aus den Räthen der Stadt 
Ehur oder des Landes Wallis und einen foldyen, weldyer auch 
der Gegenpartei unverbächtig it. Diefer fol innerhalb Monats⸗ 
frit nad) der Erwählung den Spruch thun. Würde eine Bars 
tei ohme gerechte Urfachen verfäumen, vor den Schiebleuten zu 
erſcheinen, fo wird fie in der Hauptfache und zu den Koften 
verurtheilt. 

Sollten einzelne Eidgenoflen eine Anfprache oder Forderung 
gegen den König haben, und in Frankreich oder Mailand fein 
Recht finden, fo mögen fie ſolches bei ihrer Obrigfeit nachweifen. 
Erfennt fodann die Obrigkeit, daß die Anſprache gut, gerecht 
und ehrlich fet, fo verfündet fie da dem König und bittet ihn, 
daß er den ihrigen Abtrag thue. Würde nun der König ber 
ansprechenden Perſon eine Ausrichtung thun , welche deren Obere 
für billig und genügend eradhten, fo ift damit der Handel abges 
tban. Im entgegengefebten Fall mag jene Perfon den König 
vor den Schiedleuten und dem Obmann verflagen, doch fo, Daß 
jede Partei nur Einen Zugefegten aus den Räthen von Chur 
oder Wallis, der auch der Gegenpartei unverdächtig fei, ermähle. 
Was dann diefe Schiedleute ſprechen, das foll gehalten werden. 
Haben Unterthanen des Königs gegen die Eidgenofien zu Klagen, 
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fo fol dad Schiedgericht der IV fpredyen, wie in dem Fall, wo 
der Koͤnig felber einen Span hat. 

Herner fol für gichtige (geftändige) oder durch Briefe oder 
Zeugen klare Schuldforderungen gehöriged Recht gehalten und 
der Schuldner zur Bezahlung genöthigt werden. Kommt es 
zum Fall (Auffall), fo fol auf Begehren des Glaͤubigers gegen 
den nicht zahlenden Schuldner mit der Strenge verfahren werben, 
weldye in dem Lande, wo derfelbe wohnt, herfämmlih if. Kür 
gewöhnliche Rechtöftreitigfeiten zwiſchen den beiverfeitigen An⸗ 
gehörigen wird beflimmt, daß vor dem Richter, wo der Beklagte 
gefeffen iſt, unverzüglid gemeines und gutes Recht gehalten 
werde, und zwar fo, daß in der Regel der Handel innerhalb 
zehen Tagen ausgerichtet werde. Würde der Richter das Ur- 
theil ungebührlich verzögern ober der Schuldner gefährliche Auf⸗ 
züge brauchen, fo foll. der Richter oder Schuldner ſolchen Scha⸗ 
den dem Kläger vergüten und diefer überdem berechtigt fein, fich 
bei der „Oberhand oder der Herrichaft,” welcher der Schuldner 
unterwärfig ift, zu beſchweren und die Klage da anzubringen. 
FR der König und Herzog zu Mailand bie Oberhand, fo weist 
er den Handel an feinen heimlichen Rath und befichlt demfels 
ben, innerhalb zehen Tagen über die Hauptfache, die Koften 
und den Schaden, der durch Verzögerung entſtanden, zu richten. 
Würde das nicht gefchehen, fo kann der Kläger mit Erlaubniß 
feiner Obrigfeit den König vor den Schiedrichtern zu Peterlingen 
oder Boleys verklagen. Dasfelbe gilt gegen die Eidgenoſſen, 
wenn ein Unterthan des Königs bei ihnen nicht ſchnelles und 
gutes Recht findet. | 

Als Herzog von Mailand gebietet der König feinen dorti⸗ 
gen Unterthanen bei ſchwerer Strafe, daß fie den Kaufleuten 
und Unterthanen der Herren Eidgenofien feinerlei Eintrag thun, 
wenn biefelben ihr Kaufmannsgut daſelbſt verkaufen oder vers 
treiben. Ferner wenn ein Beflagter in der Stadt oder in dem 
Herzogthum Mailand gefangen gefept worden, und der Richter 
läßt ihn ohne Wiffen und Erlaubniß ded Klägers, auf defien 
Werbung hin der Beklagte gefangen wurde, ledig, ohne daß 
für die Ausrichtung des Klägers geforgt wäre, fo fol der Rich⸗ 
ter für die Schuld einftehen. Wer verheißen hat, dem andern 
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Koften und Schaden abzutragen, der foll dazu angehalten wers 
den, ohne Rüdficht auf Privilegien, die er fonft anrufen Fönnte. 
Es fol nur um gichtige oder kundbare Schulden oder um ſchwere 
Berfhuldung ein „Verbot“ oder „Arreft” angelegt oder Pfand 
genommen werden, fonft nicht. Die Eidgenoflen haben im Her» 
zogthum freien Handel und Wandel, bis zu dem Stadtgraben 
von Mailand ohne allen Zoll noch Gebühren, weder am den 
Herzog noch an Herren und Gemeinden. Dagegen foll der Zoll 
innerhalb des Stadtgrabens zu Mailand vorbehalten fein, wie 
es von Alters ber gebräuchlich if. Auch darf von Pferden 
oder Ochſen oder anderem Vieh, das die Eidgenofien einführen, 
feinerlet Zoll gefordert werden ?°). 

Fünf Jahre fpäter gelang es dem König von Frankreich, 
ein noch engere Schub » und Trutzbuͤndniß mit der Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft abzufchließen, durch welches ihm verftattet wurde, ſchwei⸗ 
zertfhe Truppen zu werben. Nur die Stadt Zürich, damals 
von reformatorifchen Ideen ergriffen, blieb dieſem Bünbniffe 
beharrlich fremd’). Auch Schwyz Hatte ſich lange gefträubt, 
dasfelbe einzugehen, dann aber zum Beitritt bewegen laſſen. 
Alle eidgenöffifchen Orte, außer Züri), und ebenfo der Abt und 
die Stadt St. Ballen, die drei Grauen Bünde, Wallis, Mühls 
haufen, Rothwyl und Biel nahmen daran Theil. Das Bünds 
niß dauert fo lange der König lebt nnd drei Jahre über feinen 
Tod hinaus. Dasfelbe foll dienen zur Sicherheit und zum 
Schutze der beiderfeitigen Länder, Herrfchaften, Perſonen dies» 
feitö und jenfeitd des Gebirgd wieder Jedermann, ber diefelben 
fehädigen oder angreifen würde, „ob er gleich mit mehrer Würde 
vorleuchte,“ fomit auch gegen den Kaifer, wenn diefer den Koͤ⸗ 
nig von Frankreich und Herzog von Mailand angreifen follte. 

Würde der König angegriffen, fo mag er in der Eidgenoſ⸗ 
ſenſchaft bewaffnete Fußknechte und Hauptleute für diefelben 
werben, jedoch nicht minder als 6000 Mann und nicht mehr 
ald 16,000 Mann es gefchehe denn mit Zuftimmung der Eid» 


20) Sammlung u. f. f. S. 117 und die Urkunden. 
21) Dergl. darüber Hottinger, Bortf. v. Müllers Schweizer 
geſchichte S. 38 ff. 
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genoflenfchaft. Die Eidgenofien follen, wenn fie davon unters 
richtet werden, die Freiwilligen, weldye dann dem König zuzie⸗ 
ben wollen, nicht daran hindern; und Hauptleute und Knechte 
bleiben im Dienfte des Königs, fo lange der Krieg dauert und 
der König will, und follen vor Beendigung des Kriegs von 
ihrer Obrigfeit nicht zurüd berufen werden. Nur wenn die 
Eidgenofien felber mit Krieg beladen würden, und ihrer Krieger 
bevürften, fo follen fie in ſolchem Falle ihrer Verpflichtung ledig 
und frei und berechtigt fein, Ihre Kriegsfnechte heim zu berufen. 

Zieht der König in Perfon aus wider einen Feind, fo mag 
er in feinen Koften fo viel Eidgenoſſen Hauptleute und Knedhte 
werben als er will, doch nicht weniger als 6000, und fol die 
Hauptleute erwählen aus jedem Drte der Eidgenoffenfhaft und 
aus den zugewandten Orten. Er fol auch Hauptleute und 
Knechte während des Kriegs nicht von einander theilen, fondern 
beifammen laflen. Außerhalb des Kriegs aber mag er fie wohl 
vertheilen und die Abtheilungen zur Befchirmung von verfchies 
denen Schlöffern oder Städten verwenden. Sie find nicht ſchul⸗ 
dig, dem König auf dem Meer zu dienen, fondern nur vers 
pflichtet, ihm zu Lande zu dienen. 


Der König bezahlt 4% rheinifche Gulden Monatsſold für son. 


den Kriegsknecht, von dem Zeitpunkt an gerechnet, wo biefe 
Knechte von ihren Häufern ausgehen. Sind fie angenommen, 
fo haben fie jedenfall auf einen dreimonatlihen Sold Ans 
fpruch, auch wenn der König fie weniger lange im Dienfte be⸗ 
bielte. Den Sold eines Monats follen die Knechte noch erhal» 
ten, bevor fie außer ihr Heimathland ziehen, den Sold für die 
beiden andern Monate an andern paflenden Orten. Behält der 
König fie über drei Monate, fo foll er monatlih den Sold er- 
neuern. Die Hauptleute, Leutenants, Fähndriche, Weibel und 
Amtleute follen befoldet werden, wie die Gewohnheit und das 
Herfommen vorfchreiben, 

Würden die Eidgenofien in ihren Landen und Herrfchaften 
angegriffen von einem Feinde, fo fol der König denfelben, fo 
lange der Krieg währt, mit 200 Zangen und 12 Büchfen, 6 
großen und 6 mittleren in feinen Koften Hülfe leiften und für 
jedes Vierteljahr in der Stadt Lyon 25000 Goldkronen Subfibien 
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bezahlen, er fei mit Krieg beladen oder nicht. Ziehen die Eid» 
genofien es vor, flatt ter 200 Lanzen 2000 Stronen in Gold 
für das Vierteljahr zu empfangen, fo mögen fie biefe wählen. 
Auch fol der König, wenn des Kriegs wegen die Zufuhr 
des Salzes gehemmt wird, ihnen verftatten, ſich in feinen Staas 
ten mit dem benöthigten Salz zu verfehen. 

Jeder Theil fol, bevor er einen Frieden abfchließt, dem ans 
dern davon Kenntniß geben und ed ihm möglich madyen, an 
dem Frieden ebenfalls Theil zu nehmen. Weder der König foll 
die Unterthanen der Eidgenoffen in feinen Schirm nehmen, noch 
diefe die Unterthanen des Könige in ihren Schirm, Burg⸗ oder 
Landrecht aufnehmen. Keine Partei fol der andern Feinde, 
Widerwärtige oder Verwieſene in ihren Gebieten fehirmen, fons 
dern diefelben vertreiben und verjagen. 

Eo lange das Buͤndniß währt, bezahlt der König jedem 
eidgenöffifchen Drte eine jährliche Zulage von 1000 Franken zu 
den Penſionen von 2000 Franken, welche nad dem Frieden 
dargereidht werden; und den zugewandten Orten überdem noch 
die Hälfte ihres Antheild an der gemeinen Penfton. 

Die Vorbehalte find ähnlich den Vorbehalten des ewigen 
Friedens, jedoch mit der wichtigen Erweiterung, daß dieſes 
Bündnis auch dann zur Anwendung fommen fol, wenn eine 
der vorbehaltenen Perſonen einen der Kontrahenten in feinen 
Landen angreift und mit Krieg üÜberzieht. 

Der ewige Friede und dieſes Bündnig blieben Tange Zeit 
bie Grundlage der ftaatörechtlichen Beziehungen der Schweiz zu 
Frankreich. Das Bündnig wurde von den Nachfolgern Franz I. 
jeder Zeit erneuert und mit einzelnen Zufägen erweitert. Erf 
unter Ludwig XII. trat Zürich demfelben bei, im Sahr 1614; 
und auch Bern hatte fich längere Zeit von demfelben zurüdges 
zogen. Durch das Buͤndniß waren aber die Sntereffen der 
Schweiz ftärfer und enger an Frankreich gebunden worden; und 
ed lag hierin offenbar ein Hauptgrund, weßhalb die Schmeiz 
fidy mehr und mehr von dem deutfchen Reiche trennte und ber 
politifche Einfluß Frankteichs in der Schweiz regelmäßig das 
Uebergewicht behauptete. Am meiften trat dieſes Liebergewicht 
{m ſiebenzehnten Jahrhundert hervor, allerdings zu einer Zeit, wo 
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auch in Europa die franzöflfche PVolitit eine wahre Hegemonie 
behauptete. Mit Ludwig XIV. erreichte dasſelbe feinen Höhes 
punft. 

Auf der einen Seite war Damals die Eidgenoſſenſchaft durch 
ben Fonfeffionellen Geyenfa tief und mehrere Male feinpfelig 
geipalten und aus diefem Grunde weniger befähtgt, nach Außen 
gemeinfam und mit Entfchievenheit zu handeln. Auf der andern 
Seite war aber unter Ludwig XIV. die einheitliche Macht und 
Größe Frankreichs auf ihren Gipfel gefommen, und in dem Kös 
nige war das abfolutiftifche Prinzip der ſchrankenloſen Staats» 
allmadyt verkörpert und eben dadurch die Gewalt des Königs, 
wenigftens für einige Zeit in's Unermeßliche gefteigert worden. 
Schon deßhalb war ein Bündniß der Schweiz mit Ludwig XIV. 
eiwas ganz anderes, ald das frühere obwohl großen Theile 
gleichlautende Bündniß derfelben mit Ludwig XT. oder Kranz I. 
Die nämlihen Worte befamen leicht einen andern Sinn unter 
den veränderten Verhältniffen; und die Kräfte der Barteien was 
ren zu ungleidy geworden, als daß fich die gleiche Berüdfichti« 
gung ihrer beiverfeitigen Rechte und Verpflichtungen durchfuͤh⸗ 
ren ließ. 

Der Bundeövertrag, welchen Ludwig XIV. für fich und 
feinen neugeborenen Sohn, den Delphin, im Jahr 1663 mit 
den XII Orten und ihren Zugewandten einging, {fl 
großen Theild eine wörtliche Wiederholung der früheren Buͤnde. 
Indeſſen fpricht der König darin fchon neben der „Breundfchaft” 
auch von feiner „Wohlgewogenheit zu feinen fürgeliebten gro⸗ 
Ben Freunden, Eid» und Bundesverwandten des alten Bundes 
oberdeutfcher Lande; und hinwider „bezeugen“ die &idgenoflen 
dem Könige ihre „beftändige Neigung, Reſpekt und Wilfährig- 
feit gegen das Fönigliche Haus“). Der ewige Friede wird In 


2) Ihre „Botfchafter” nach Paris, obwohl fie im Hebrigen bei dem 
Ginzuge in Paris und bei ber DVorftellung vor dem Könige mit hohen 
Ehren empfangen wurde, konnten es doch nicht erlangen, daß fie wie ver 
König, der allein, nachdem er fie mit entblößtem Haupte empfangen unb 
die Hand gereicht hatte, dann den Hut auffebte, fich bebeden durften. 
Der Hof berief fi dabel auf einen früheren Vorgang v. 1632. Bericht 
des Soloth. Stabtfchreibers Waſer Aber die Sendung. 
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dem Buͤndniß neuerbings befräftigt, und dasfelbe auf die Lebens 
zeit des Königs und des Delphine und 8 Jahre über den Tod 
hinaus abgefchloffen. In der Zmwifchenzeit darf Fein Ort Davon 
zurüdtreten noch dieſes Buͤndniß auffündigen. Sie verzichten 
auf andere Verträge, welche Veranlaffung geben könnten, ſich 
dem Bündniffe zu entziehen, e8 wäre denn eine redhtmäßige Urs 
fache nach Laut des ewigen Friedens vorhanden: eine Beftim- 
mung, bie zuerft im Jahr 1564 in das Bündniß mit Karl IX. 
aufgenommen worden war. Gelingt ed dem König, fidh der Länder 
ohne Hülfe der Eidgenofien wieder zu bemächtigen, die Franz I. 
als Verbündeter der Eidgenoflen befefien, (Anfptelung auf das 
Herzogtum Mailand), fo find die Eidgenoſſen ſchuldig, ihm 
auch für die Behauptung folder wieder eroberter Länder Beis 
Rand zu leiften. Auch verfprechen die Eidgenofien den gegen- 
wärtigen Befigern dieſer Länder in Feiner Weife gegen den Koͤ⸗ 
nig zu helfen. 

Durch befondere Beibriefe, welche der König ausftellte, 
wurde noch manches näher beflimmt und einzelne Bedenfen, 
vorzüglich der reformirten Orte gehoben. In dem erfien Bei⸗ 
briefe erklärt fi der König gegenüber den Ständen Züridy, 
Bern, Glarus, Bafel, Schaffhaufen, Appenzell A. Rh. und 
den zugewandten Städten St. Gallen, Müblhaufen und Biel: 
1) Er werde nad) dem bisherigen Brauche erſt die Hauptleute 
aus den Burgern der Orte wählen, und biefen ſodann bie Aus 
werbung threr Kompagnieen überlafien; 2) den Oberften, Haupts 
leuten und dem Etatmajor die gebraͤuchlichen Emolumente zus 
fommen und die „Juſtiz“ nur „durch die Richter von der (ſchwei⸗ 
zeriſchen) Nation“ verwalten laſſen; 3) den fogenannten Schlacdhts 
fold, der nach jedem Sieg in einer Feldſchlacht, an dem bie 
Eidgenoften Theil genommen, bezahlt werden mußte, innerhalb 
Monatsfrift nach dem Sieg bezahlen. 4) Sollten fie ſtatt der 
200 Lanzen und des großen Gefchüges es vorziehen, daß ihnen 
der König 500 Reiter oder ftatt derfelben 60,000 Branfen auf 
3 Monate bezahle, fo mögen fie das wählen. 5) Wenn eine 
Partei den Durchzug für bewaffnete Truppen durch das Gebiet 
der andern begehrt, fo folle fie folche® vorerſt der letztern berich⸗ 
ten, und diefe fobann für Beherbergung und Lebensmittel forgen, 
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gegen Bezahlung des läufigen Preifes. 6) Der Salzpreis wird 
näher feftgeftellt und e8 werben die Magazine angemwiefen, wo 
das Ealz zu beziehen fei. 7) Die Befreiung von neuen Zöllen 
beziehen fich auf alle fchweizerifchen Kaufmannswaaren, werben 
diefelben in der Schweiz fabrizirt ober nicht, nach Frankreich 
ein= oder von Frankreich ausgeführt. Auch follen die ſchwei⸗ 
zeriichen Kaufleute ihr erlöstes Geld ungehemmt transportiren 
mögen. Erheben ſich Prozeſſe zwifchen den Kaufleuten und ben 
Zollpächtern oder Zollbezügern, fo follen diefe vor den orbent- 
lichen föniglichen Richtern behandelt und an das betreffende 
Parlament appellirt werden mögen und nicht an den Föniglichen 
Rath gewiefen werben. 

In einem zweiten Veibriefe, ben ber König ebenfalls den Auertenmung 
reformirten Orten ausftellt, fichert berfelbe den reformirten Religion, 
Truppen die freie Hebung ihrer Religion zu, wo fie ſich befin- 
den mögen, und daß fie zu diefem Behuf auch ihre eigenen 
Prediger haben mögen. Sie follen, auch gleich den andern eid⸗ 
genöſſiſchen Soldaten in die Spitäler aufgenommen werden, 
ohne daß ihnen mit Rüdficht auf ihren Glauben und ihre Re⸗ 
ligion eine Zumuthung gemadt werden darf. Sie follen aud) 
für ihre Effekten, die fie mit fich führen, frei von Zöllen fein. 
Sendet der König Hülfswölfer In die reformirten Orte, fo follen 
auch diefe Truppen in gleicher Weife gehalten werden mit Be- 
zug auf ihre Religion und die Epitäler. Würde es in Frankreich 
zu Unruhen fommen wider die, welche der reformirten Religion 
zugethan find, oder ein Religionskrieg entftehen, fo mögen bie 
seformirten Orte ihre Truppen heimrufen. Würde es innerhalb 
der Eidgenoffenfchaft zu einem Religionskrieg ober fonft zu einem 
Kiege zwifchen den Drten und ihren Zugewandten fommen, fo 
wird der König feinem der beiden Theile Hülfe leiften weder 
mit Volk noch mit Geld, fondern tradıten, den Frieden und 
die Berföhnung wieder zu vermitteln. Die von Bern eroberte 
Waadt ift In das Buͤndniß eingefchloffen. Auch behalten Züs 
rih und Bern die Herrichaft Venedig vor, mit der fie verbüns 
det find, nach Analogie der übrigen Vorbehalte. 

Durch einen dritten Beibrief gab der König der Eidgenof- 
ſenſchaft die Zuficherung, daß die Eidgenofien in ben vor 
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Kurzem an Frankreich abgetretenen vormals öfterreicyifchen 
Ländern und Städten im Sundgau, Breifah und Elfaß eben 
fo wohl und noch günftiger gehalten werben follen, als früher 
unter der Öfterreichifchen Herrfchaft uͤber dieſe Gegenden, nas 
mentlicy auch mit Bezug auf Zollbezüge. 

Endlich ficherte der König in einem vierten Brief ben res 
formirten Orten jährlich 400,000 Thaler zu, bis alle Penſtonen 
und Gelder, welche er diefen Ständen und den Oberften und 
Hauptleuten ihrer Nation noch ſchulde, getilgt feien. - 

In feinem Greifenalter unternahm es Ludwig XIV. nody, 


‘den franzöfifchen Bund mit der Schweiz zu erneuern. Der Top 


feines Sohnes, des Delphins, der in den Bund von 1663 ein- 
gefhloffen war, gab eine äußere Veranlaffung dazu. Der 
Grundgedanke aber der Erneuerung war, die Schweiz noch enger 
und dauernder an die Politif des franzöfiichen Hofes zu binden. 
Der tiefe Groll, welcher bei den Fatholifhen Orten feit dem 
Religiondfrieg und Frieden von 1712 zurüd geblieben war, und 
die Entzweiung der reformirten und fatholifchen Stände wurde 
von dem franzöftfchen Botfchafter Du Luc Flug benukt, um 
möglichft günftige Bedingungen zu erhalten”). Diefer machte 
ben Fatholifchen Orten, auf welche er zunächft Einfluß zu ge 
winnen fuchte, Hoffnung, daß der König ihnen zur Wiederher⸗ 
ftellung ber im Frieden von 1712 verlorenen Herrichaftsrechte 
verhelfen werde. Damit gewann er fie. Nach einigem Sträus 
ben gingen die fämmtlichen Fathollfhen Drte: Luzern, Urt, 
Schwyz, Unterwalden, Zug, fatholifch Glarus, Freyburg, Sos 
lothurn, Appenzel Inner Rhoden und die Republif Wallis 
mit dem Könige folgendes Bündniß ein: 

1) Alle übrigen eidgenöffifhen Orte follen Ki Beitritt 
eingeladen und ihnen berfelbe offen gelaffen werben. 

2) Der ewige Friede und die Bündniffe von 1521 und 1663 
werden neuerdings gutgeheißen. 

3) Diefes Buͤndniß fol mit dem Delphin, Enkel des Kö: 


23) Bergl. Meyer’s v. Knonau Schweizergeſchichte 1. ©. 224 ff. 
Vuillemain hist, de la conf, Suisse; contin. de Müller I. S. 546 ff. 
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nigs, und mit allen folgenden Nachfolgern im Koͤnigreich forts 
geſetzt und bei jeder neuen Regierungs olge beſchworen werden. 

4) Die Eidgenofienfchaft bewilligt dem Könige, wenn fein Poltsaufsrua, 
Reich durch eine fremde Macht oder durch innere Entzweiungen 
angefochten werben follte, unverweilt einen außerorbentlichen 
Volksaufbruch in ter Eidgenofienfchaft zu begehren und bins 
nen 10 Tagen zu veranitalten, doch nicht über 16,000 Mann, 
welde nur zu Land, nicht auf dem Meere verwendet werben 
dürfen. Dem König fteht die Wahl der Cherften und Haupts 
leute aus den Orten zu. Nach gemachtem Gebrauch fchirft der 
König diefe Truppen zurüd, nachdem er fie für allen Eold wird 
bezahlt haben. | 

5) Wenn dagegen die Eidgenofienfchaft oder ein Ort ober er Rönis von 

Stand berfelben von einer fremden Macht angegriffen oder ins Kamine are 
nerlidh beunruhigt werben follte, fo wird im erften Fall derfelbe Prgıettow ver 
mit feiner Macht behülflich fein, wie es die Nothdurft erheifcht 
und er darum angegangen wird. Im zweiten alle innerer 
Entzweiung in der Eidgenofienfchaft wird der König auf Ers 
fuchen des befchwerten oder bedrängten Theiles „alle freundlichen 
Dffizien anwenden”, um die Parteien dahin zu vermögen, daß 
fie einander gegenfeitig Suftiz halten. Wird auf foldyem Wege 
ber Effekt nicht völlig erreicht, fo wird der König, „ohne etwas 
vorzunehmen, was dieſes Bündniß umftoßen Fönnte, fondern 
im Gegentheil um dagfelbe feinem wahren Sinn nad) zu voll 
ziehen, die ihm von Gott gegebene Macht in feinen eigenen 
Koften anwenden, um den Beleidiger zu verpflichten, fich wieder 
den Regeln, welche in den Bündnifien, fo die Orte und Vers 
bündeten unter fih haben, vorgeſchrieben find, zu unterwerfen. 
Ihre Majeftät und die Könige dero Nachfolger werden fich als 
Garant oder. Gewährsmann erklären für diejenigen Traftate, 
welche zwifchen den loͤblichen Drten möchten aufgerichtet wer⸗ 
den, im Fall Gott zuließe, daß unter ihnen Entiweiung ent- 
ftünde.” 

Diefe wichtigfte Beftimmung war neu. Durch dieſelbe 
wurde der König von Frankreich von Rechtes wegen zum Ver⸗ 
mittler der Schweiz, In allen Fällen, wo auch nur Ein ſchwei⸗ 
zerifcher Stand ihn um die Vermittlung anfuchte. Und er bes 
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hielt fi vor, das beſtehende Bundesrecht nöthigenfalls mit 
Gewalt aufrecht zu erhalten. Infofern ward er zugleich zum 
Garant und PBroteftor der fhweizerifhen Bünde. Offen⸗ 
bar erhielt durch dieſe Beftimmungen ber König eine Art von 
Schirmhoheit über die fhmeizerifchen Orte, und dad Buͤnd⸗ 
niß hatte nicht mehr den Charakter der Gleichheit beider Kons 
trahenten. Der König von Franfreidy nahm in Folge desfelben 
nun die Stellung ein, weldye der Kaiſer zum Theil eingebüßt 
zum Theil verfäumt hatte, ind Klare zu bringen. Die Realis 
tät des Kaiſerthums, wenn ſchon nicht der Name, war mit 
Bezug auf die fhweizerifchen Verhältniffe auf ven König von 
Sranfreich übergegangen. 
N DEREN: 6) Die Offiziere und Soldaten, die in des Königs Sold 
— ſtehen, ſind und bleiben mit Bezug auf ihren Sold von allen 
Auflagen und Steuern befreit. Wenn ſie Liegenſchaften in 
Frankreich beſitzen, ſo ſollen ſie und ihre Wittwen derſelben ge⸗ 
nießen, gleich des Koͤnigs Bedienten oder Edeln, ohne andern 
Auflagen oder Beſchwerden unterworfen zu fein, als denen, 
welche der Natur ihrer Güter anhängig find. Wollen fie aber 
Handel oder Handwerk treiben, fo werden fie dann den Unter» 
thanen des Königs gleich gehalten, und haben keine höhern 
Rechte ald diefe anzufprechen. 

7) Die in Garnifon befindlichen eldgenöffifchen Völker ges 
nießen für ſich „aller Befreiungen“; damit aber fein Mißbrauch 
gemacht werde, fol beftimmt werben, wie viel die Marfetenter . 
für die ſchweizeriſchen Truppen in eine Stadt an Wein, Fleiſch, 
Tabak und Brantwein einführen dürfen. 

8) Der Sold beträgt in Kriegszeiten 17 Franken 8 Stüber 
monatlidy für den Mann, 1960 Franken für den Majorftab; 
in Friedenszeiten 16 Frkn. und 1000 Fıfn. für den Majorſtab 
monatlich. 

9) und 10) Die Hauptleute, weldhe 175 Mann effektiv has 
ben, haben eine komplette Kompagnie und haben Anfprud auf 
eine Gratififation für 27 Mann. If die Kompagnie unter 
175 Mann, fo verliert der Hauptmann von feiner Gratififation. 

11) Wenn diefelben im Feld das Unglüd haben, einen 
Theil ihrer Leute zu verlieren, fo erhalten fie 4 bis 5 Monate 
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Friſt, ihren Schaden zu erfeben und die Bezahlung wird ſodann 
nach der erfien Muſterung geregelt, welche nach er diefer 
Frift gehalten wird. 

12) Die Hauptleute empfangen den Sold monatlich und 
haben fodann die Offiziere der Kompagnie wieder zu bezahlen. 

13) und 14) Bei neuen Werbungen-gibt ber Koͤnig für 
jede Kompagnie von 200 Mann zum veraus 6000 Frkn., welche 
Summe jpäter wieder an dem Sold abgerechnet wird, und er- 
theilt den neu Geworbenen die Maärfchroute von der Schwei⸗ 
jergräinge an bis zu ihren Garnifonen. 

15) Wird eine Kompagnie erledigt, weldye mit Bewilligung 
des Ortes, aud dem der Hauptmann iſt, dort geworben wors 
den, fo fol diefelbe wieder einem Offizier diefes Ortes gegeben 
werden. Hat der verftorbene Hauptmann Verwandte, welche 
Offiziere und tücdhtig find, fo wird der König diefen den Vor- 
zug geben, und die Refommendation ded betreffenden Orts mit 
Bezug auf neue Beſetzung der Hauptmannftelle anhören. 

16) Für erledigte Subalternftellen fehlagen die DANKEN 
fähige Leute vor. 

17) Für franfe ober gefangene oder in des Könige Dienft 
abmweiende Soldaten wird der Sold bei der Mufterung auds 
bezahlt. 

18) Würde ein Hauptmann abgedankt oder Faflirt, fo kann 
feine Kompagnie nicht gezwungen werden, unter einem andern 
Hauptmann als von ihrem Ort zu dienen, und wird mit dem 
Hauptmann zugleid die Kompagnie abgedanft, fo können die 
einzelnen Soldaten, welche Schweizer find, nicht gezwungen 
werden, unter wen ed wäre, zu bienen. 

19) Um dem Uebelftand zu begegnen, daß oft die Refruten 
eines Werboffizierö, wenn fie durch einen andern Kanton mars 
fhieren, von dem Dienft wieder abwendig gemacht werden, foll 
jeder Werboffizier bei der Abreife einen obrigfeitlichen Schein 
mitnehmen -und den in den Kantonen, durch die er ziehen muß, 
vorweifen, damit er gegen ſolche Umtriebe und Verlockungen 
feiner Leute Schuß erlange. 

20) Der 8. Artifel des ewigen Friedens, 21) der 6. und 
3) der 2. des Bundniffes von 1663 werden beftätigt. 


Offenſivbundniß. 


Privilegien. 
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23) Wenn ter König oder die Eidgenoflenfchaft einen Krieg 
führen will gegen eine fremde Macht, fo wird man überein 
fommen, wie man fi wider den allgemeinen Feind verhalten 
fole. Iſt der Krieg einmal offen, fo verpflichten fich beibe 
Theile, keinen Vorſchlag des Friedens oder eines Waffenſtillſtan⸗ 
des anders al8 einmüthig anzuhören, und feinen Vertrag einzus 
gehen, außer mit beiverfeitiger Zuftimmung ded Königs und 
der Eidgenofienfchaft. 

A) Die Eidgenoffen werden, infofern fie ihr Geburtsredt 
und daß fie mit Bewilligung ihrer Obrigfeit außer Land gezos 
gen nachweiſen, in Sranfreich als natürliche Einwohner (regni- 
coles) geachtet, find befreit von dem Heimfalldredht (droit 
d’Aubaine), fönnen glei) den Eingebornen Vermögen erwerben 
und ein Handwerf oder eine Profeffion betreiben und haben 
feinen Abzug (traite foraine) von ihren Nerlaffenfchaften zu 
beforgen. 

Diejenigen Eidgenoflen, welche in des Königs Dienft oder 
Sold Heben, find überdem von allen Auflagen befreit, außer 
von den Gütern, die fie befiten, und haben alle Privilegien 
zu genießen, die ihnen von den Vorfahren des Königs und dem 
Könige verliehen worden. Dieje Privilegien genießen auch alle 
Eidgenoffen, weldye wenigftens drei Sahre lang in des Könige 
Dienft geftanden find und einen gehörigen Abſchied erlangt 


haben. 


25) Die Unterthanen des Königs können auch in der Eid⸗ 
genoſſenſchaft durch Verwandtſchaft, Teftament, Vergabung 
und in anderer uͤblicher Form erben, und ſind auch dort keinem 
Heimfalls⸗ noch Abzugsrecht unterworfen, und werden mit 
Ruͤckſicht auf eidgenoͤſſiſche Güter, die ihnen durch Heirath oder 
Erbrecht anfallen, gehalten wie die Echweizer, jedoch mit Vor⸗ 
behalt der Regalien und anderer üblicher Rechte. Die fran- 
zoͤſiſchen Kaufr und Handeldleute, Pilger und andere fönnen 
frei und ficher in der Eidgenoſſenſchaft handeln, gehen und 
fommen, ohne Falſchheit noch Betrug, wie der 20. Artikel des 
Bündniffes von 1663 es vorfchreibt. 

26) Die Altern Privilegien, der Eidgenofien mit Bezug auf 
den Handel in Frankreich werden beitätigt. Beiderſeitige 
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Kauf⸗ und Handelsleute dürfen den Erlös ihrer Waaren auch 
in gemünztem Gold und Silber wegführen, fofern fie dieß ans 
zeigen und den nöthigen Pafleport nehmen. 

27) Der Ste Artifel des ewigen Friedens und der 14te bes Auslieferung ber 
Buͤndniſſes von 1663 werden beftätigt und dahin ergänzt, daß 
Staatöverbrecher, Todfchläger oder Meuchelmoͤrder und Betrüber 
der gemeinen Rechte, welche von dem König ober einem eldges 
noͤſſiſchen Orte als folche bezeichnet werden, wenn fie in ein 
verbündetes Land geflohen find, angehalten und auf das erfte 
Anfuchen ihrer heimatlicyen Obrigkeit in guten Treuen ausge⸗ 
liefert werden, ohne daß von dem Orte, wohin fie geflüchtet 
find, unterſucht werde, ob und inwiefern der Berfolgte jenes 
Verbrechens ſchuldig ſei. 

28) Fluͤchten fi Diebe oder Räuber mit dem geſtohlenen 
But nad Frankreich oder in die Echweiz, fo wird man in gu⸗ 
ten Treuen den Dieb anhalten und das Geftohlene zuräd ers 
fatten, und wenn fie Hausdiebe find, diefelben ausliefern, das 
mit fle an dem Ort, wo ber Diebftahl gefchehen tft, beftraft 
werden. 

29) Beide Theile verpflichten fi) den gegenfeltigen Truppen Prrümärfar 
freien Durchzug zu geftatten zum Schube des Gebietes nicht 
bloß, fondern auch zur Hülfe und zum Beiftand der Freunde 
und Bundeögenofien. Doc fol der Theil, welcher von dieſem 
Rechte Gebrauch macht, ordentlich bezahlen und den Einwoh⸗ 
nern, wo er paffirt, feinen Schaden zufügen. Zur Handhabe 
guter Polizei und zum Verftändnig werden Kommiſſarien von 
den betreffenden Orten beftellt, weldye den Preis der Lebens 
mittel tariren und für die Sicherheit ſowohl der Truppen als 
der Einwohner forgen; alles in dem Sinn, daß die Parteien 
fowohl wegen der Beichaffenheit und Anzahl der Truppen als 
wegen der Wege, den diefelben nehmen follen, werben überein- 
gekommen fein. 

30) Wenn zwifchen !Brivatperfonen beider Rationen Streis Gerigtekann 
tigfeiten entftehen, fo foll jeder Zeit ver Klaͤger den Bellagten 
vor deſſen natürliddem Richter ſuchen, ed wäre denn Sache, 
daß beide Warteien an einem Ort gegenwärtig wären ober durch 
Vebereinfunft fih für einen Richter verfländigt hätten. Der 
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König und die Eidgenoſſenſchaft verpflichten ſich, Dem ober denen 
von beiden Nationen kurzes und gutes Recht zu halten, welche 
bei dem König oder der Eidgenoſſenſchaft deßhalb Zufludt 
nehmen. 

Offenbar it mit Abficht an diefer Stelle das frühere Ver⸗ 
fahren, wornady felbft in folchen Fällen auch der König noͤ⸗ 
thigenfalls vor einem Schiebögerichte belangt werden konnte, 
nicht wieder erwähnt und fo mittelbar befeitigt worden. Aber 
ed wird auch jenes fihiensrichterlichen Verfahrens nicht mehr 
gedacht für Streitigkeiten zwifchen den Staaten ſelbſt. Im dies 
fer Beziehung mochte die Berufung auf den ewigen Frieden 
zwar noch zuläffig erfcheinen; aber die Verhältnifie hatten ſich 
doch ſchon fo geändert, daß man ſich wegen der Durchführung 
jenes Berfahrens heute, und das Stilifchweigen des Buͤnd⸗ 
niſſes von 1715 mochte dieſe Scheu der einen verftärfen, und 
fonnte leicht für den mächtigeren König als Vorwand dienen, 
dasſelbe zu verweigern. 

31) Die gerichtlichen Urtheile beider Staaten follen in ben 
verbündeten Ländern vollzogen werden: und ein Franzofe, wel⸗ 
her, um feine Gläubiger zu betrügen, nach der Schweiz fluͤch⸗ 
tet, foll da verfolgt werden, wie umgefehrt ein fchweizerifcher 
Schuldner, der nad Franfrei flüchtet. 

32) Alle Penſionen, Sontrafte u. f. f. werben fortgeſetzt 
und wie gebräuchlich in der Stadt Solothurn, der Refivenz des 
franzöfifchen Botſchafters, bezahlt. 

33) Der König behält feine Nachfolger vor. Umgekehrt 
behalten die Eidgenofien den Papſt, das Reich und die alten 
Bündniffe und Verträge vor. 

Die Satholifgen In dem Kriege von 1712 hatten die proteftantifchen Stände 
die katholiſchen ihre Uebermacht tief empfinden laſſen und durch 

den Frieden dieſen einen großen Theil ihrer Rechte in den ge⸗ 

meinen Herrſchaften weggenommen. Dieſer Friede ließ in den 
katholiſchen Orten einen ſtarken und nachhaltigen Groll zurüd. 

Sie fuͤhlten ſich aus ihrer gleichberechtigten, fruͤher ſogar guͤn⸗ 

ſtigern Stellung zuruͤckgewieſen und erniedrigt. Deßhalb waren 

fie nun empfaͤnglich fuͤr die Vorſchlaͤge des franzoͤſiſchen Bot⸗ 

ſchafters. Durch den engern Anſchluß an den noch mächtigern 
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neuern Verbündeten, den König von Frankreich, hofften fie den 
mächtigen proteftantifchen Bundeögenoffen gegenüber Sicherheit 
und im Berfolg durdy deſſen Unterftügung Wiederherftellung 
ihrer verlorenen Rechte zu erlangen. Dafür gaben fie in ber 
That die Unabhängigkeit der Eidgenoflenfchaft einem auswaͤrti⸗ 
gen Fürften in bedenklicher Weife Preis. Es iſt das, nur in 
größerem Maßftabe, eine Wiederholung deſſen, was Stüfft ger 
than und verfucht hat, nachdem er an die Schwyzer einen Theil 
feines Gebietes hatte abtreten müflen. Die alten Stände er- 
trugen ed am wenigften, von ihren Eidgenoflen, mit denen fie 
zur Sicherung ihrer Selbfiherrfhaft und Unabhängigkeit die 
ewigen Bünde eingegangen hatten, gewaltfam in diefer Selbſt⸗ 
herrfchaft und Unabhängfeit gefährdet zu werben. In diefem 
Fall waren fie geneigt, eher noch die Schirmhoheit eines frem- 
den Nachbars, als die Herrſchaft ihrer Eidgenoflen zu dulden. 
Es liegt in der Natur der ſchweizeriſchen Eidgenoflenfchaft, daß 
jede Unterbrüdung eines freien Standes und jede Befchneidung 
feine® Gebletes durch die andern Stände, wie fie ihrer ganzen 
politiſchen Beftimmung widerfpricht, zugleich auch Gefahr nad) 
Außen bringt. Der Mißbrauch, den die größern Stände von 
ihrer Gewalt machen, raͤcht ſich fomit fofort an ihnen felber: 
und wenn das Rechtsgefuͤhl nicht davon zuruͤckhaͤlt, fo follte die 
Klugheit davor warnen. 

In einem geheimen Beibriefe, der in eine Schachtel gelegt 
und von dem franzöfifchen VBotfchafter und den kontrahirenden 
fatholifchen Orten verfiegelt wurde, wurde ausdrüdli ausge 
ſprochen, daß das Buͤndniß hauptſaͤchlich in der Abſicht ges 
ſchloſſen worden fei, die Katholizität herauftellen und den ſchwei⸗ 
zertfchen Staatskörper in feiner Allgemeinheit aufrecht zu erhalten. 
Der König habe zwar die Abficht, daß auch die proteftantifchen 
Kantone daran Theil nehmen; aber das febe voraus, daß bie 
Kantone vorher fidy wechfelfeitig Recht widerfahren laffen und 
auch die proteftantifchen Kantone zu der Herfellung der Ka⸗ 
tholigität Hand bieten. Sollte es nöthig werden, Daß der König 
nad) Artikel 5 des Buͤndniſſes genöthigt würde, der Eidgenoflen- 
fchaft oder den Eatholifchen Orten oder einem einzelnen derfelben 
zu Hülfe zu fommen, fo fol das nicht anders als auf dad 
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Begehren der Stände geſchehen, wenn dieſe Hülfe bedürfen. 
Der Köntg wolle, bevor feine Truppen die Schweiz betreten, 
fi über Zahl und Art der Hülfe, wie über den Weg vorerft 
mit den Hülfe begehrenden Ständen verftändigen. Sobald feine 
Truppen fich mit den Truppen diefer vereinigt haben werben, 
fo geben bie bethelligten Orte den franzöftichen Generalen Re⸗ 
präfentanten bei. Werden Eroberungen gemacht, fo dürfe ber 
König nichts Davon für fidh behalten. Da der Geift des Bünbds 
niſſes es verlangt, daß alle Glieder der Eidgenoſſenſchaft darin 
begriffen werben, fo follen, infofern der König mit den protes 
ftantifhen Orten unterhandelt und diefen befondere Rechte ein» 
räumt, die katholiſchen Orte der nämlichen Privilegien ebenfalls 
theilhaftig werden ). 

Diefe geheimen Artikel waren bedenklich genug für die pros 
teftantifchen Kantone; doch vermutheten fie noch Schlimmeres. 
Es wurden ganz abenteuerliche Gerüchte über den Inhalt der- 
felben verbreitet; mit dem wirklichen Inhalt aber waren mur 
wenige vertraut. Eine Abfchrift der Artikel befag Niemand. 
Die Mipftimmung in der Eidgenofienfchaft zwiſchen den beiben 
Konfefflonen wurde dadurch noch verftärkt, und die Gegenſätze 
verhärteten fi) mehr. Die proteftantifhen Stände fingen an, 
fid der Politif von England und Holland und felbft von Oeſter⸗ 
reich mehr zu nähern. 

Inzwiſchen dauerte diefer Zuftand lange fort. Das Bünds 
niß von 1663 war im Jahr 1723 ausgelaufen, und die prote 
ſtantiſchen Stände von da an nur durdy den ewigen Frieden mit 
Frankreich verbunden. Neuerdings verfuchte nun der franzöftfche 
Botſchafter das Buͤndniß zu erneuern. Aber auf allen Selten 
erhoben fih Schwierigkeiten. Die Fatholifihen Orte wollten 
nicht zugeftehen, daß bie teformirten Orte in den Bund aufges 


nommen werden, ohne daß biefe vorher die im Frieden von 1712 


entzogenen Rechte jener an den gemeinen Vogteien zurüdftellen. 
Und die reformirten Kantone, namentlich Züri) und Bern, 
wollten nichts von einem Bündniffe hören, wenn nicht vorher 
der Friede von 1712 aufrichtig anerkannt werde. Jahre lang 


*) Yulliemain hist, de la Conf. Suisse. III. 8. 557. 








— 


5. 17. Verhaͤltniß zu Frankreich. 293 


verſchwendete die franzöfifche Diplomatie Mühe und Geld; ſie 
fonnte ihr Ziel nicht erreichen”). Militärfapitulationen konnte 
fe erlangen, den Bund lange nidht. 

Erft nachdem Ludwig XVI. den frangöfifchen Thron bes Bund von 1777. 
fliegen und die Thellung Polens die Fleineren Staaten mit Bes 
forgnifien erfüllt hatte, glüdte die Unterhandlung. Die end« 
lihe Konferenz, an der nun alle Stände Theil nahmen, fand 
zu Solothurn Statt. Auch Mühlhaufen erfchien damals auf 
der Tagſatzung. Dagegen erlangten Reuenburg und Genf den 
Zutritt nicht zu dem Bunde. 

Derfelbe wurde auf 50 Jahre gefäyloffen (Art. 7), und follte 
lediglich ald Defenſivbündniß (Art. 3) dienen. Durch diefe 
ausdrückliche Befchränfung auf die Hülfe zum Schuß und zur 
Vertheidigung der beiderfeitigen Länder und SHerrichaften im 
Gegenſatz zu feindlichen Angriffen fremder Mächte wird die für 
die innere Unabhängigkeit der Schweiz gefährliche Seite des 
Bundes von 1715 großen Theild wieder ausgefchleden und aufs 
gehoben. Die „unumfchränfte Souveränität und vollfommene 
Unabhängigkeit“ der Eidgenoſſenſchaft wird anerfannt und der 
König verfpricht, wenn biefelbe angegriffen werben follte, ihr 
mit aller Macht auf feine Koften beizuftehen, infofern er darum 
erfucht wird (Art. 4). Dagegen verftatten die Eidgenoſſen dem 
König, wenn er von einem Feinde überzogen werden follte, über 
die gewohnten Fapitutirten Regimenter hinaus Werbungen in 
der Schweiz zu machen. Yür die geworbenen Truppen wie für 
die Fapitulirten Regimenter wird freie Ausübung ihrer Religion 
zugefichert (Art. 5). Die Eidgenoſſenſchaft erklärt überdem, allen 
Mächten ohne Ausnahme gegenüber ihre Neutralität beobs 
achten und behaupten zu wollen. Im Uebrigen fchließt fi das 
Bündnis im MWefentlihen an das von 1663 an. Nur find 
manche Beftimmungen genauer gefaßt, und für unflare Punkte, 
wie insbefondere die Privilegien der ſchweizeriſchen Kaufleute, 
iR weitere Verftändigung vorbehalten *). 


25) Monnard hist. de laconf&d. Suisse ; contin. de Muller. Liv. XIII. Ch. 4. 
26) Meyer v. Knonau, Schweizergefh. I. S. 290 ff. Monnard 
a. a. 0. Liv. XIV. Ch, 6. Neues Schweizer: Mufeum Bb. I. 
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Die Grundfäge dieſes Bundes find jedenfalls für Die Selbſt⸗ 
ftändigfeit der Schweiz weit günftiger als die Beftimmungen des 
Fatholifchen Bundes von 1715. Da alle Etände gemeinfam 
wieder verhandelten, fo trat das Bewußtſein des Gefammtvaters 
landes und feiner Ehre wieder lebendiger in ihnen hervor, und 
befonderd Züri und Bern übten in diefem Sinne einen wohl- 
thätigen Einfluß aus. 

Aber immerhin bewiefen Die diplomatifchen Formen der Eins 
gehung ded Bundes, daß die Schweiz in ihren Außern Rela⸗ 
tionen zu Frankreich ſich nicht fo leicht wieder von der herkoͤmm⸗ 
lihen und eines unabhängigen und neutralen Staates nicht 
ganz würdigen Deferenz gegen den mächtigen Nachbar entwöhnen 
konnte. Die Tagfagung wurde von dem franzöftfcehen Botfchafs 
ter. nach Solothurn berufen; und dort machte fie ihm auf ihrem 
Schweizerboden die erfte Aufiwartung: er der Tagfatzung erft die 
zweite. Und als es am 29. Auguft 1777 zum Bundesſchwur 
fam, holte die Tagfabung den franzöfifchen Botfchafter in feier- 
lichem Zuge in feinem Hotel ab, um mit demfelben zur Kirche 
zu gehen. 

So hatte Frankreich allmählig der Schweiz gegenüber bie 
frühere Stellung des deutfchen Reiches eingenommen. Während 
der beiden letzten Jahrhunderte war fein politifcher Einfluß übers 
wiegend. 
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Konfeffimeller ES war früher ſchon von den politiſchen Gegenfägen die 

Gef · Rede, in welche die eidgenoͤſſiſchen Stände ſich theilten. Seit 
dem XVI. Jahrhundert kam nun ein neuer, zunaͤchſt religioͤſer 
Gegenſatz hinzu, welcher die Eidgenoſſenſchaft fuͤr die folgenden 
Jahrhunderte ſchroffer ſpaltete, als einer der früheren. Es iſt 
dieß der Gegenſatz der beiden chriſtlichen Konfeſſtonen, der ka⸗ 
tholiſchen und der reformirten. 

Die Reformation gehoͤrt voraus derjenigen Nation an, welche 
während des Mittelalters der Träger des Kaiſerthums geweſen 
war, der deutfhhen. Sie tft zugleich eine That des deutſchen 
Gemüthes und ein Werf des deutſchen Geiſtes. Und doch er- 
griff fie nicht Die ganze deutfche Nation, fie vermochte nicht das 
deutfhe Reich zu erfüllen. Nicht bloß das gehört zu der welt⸗ 
biftorifhen Miffion der deutfchen Nation, daß die Reformas 
tion von Ihr ausgegangen ift, fondern auch das, daß fie 
Sahrhunderte lang den Gegenſatz der beiden Konfef- 
fionen in fi getragen und ertragen hat. 

Wie die Schweiz damals ſchon ein befonveres Daſein er- 
langt hatte und eine eigenthümliche Bolitif befaß, fo nahm auch 
in ihr die Reformation einen befondern Charafter an. Aber 
ebenfo wenig, als in Deutfchland, gelang es der Reformation 
in der Schweiz, den ganzen Bundesförper zu durchdringen und 
umzugeftalten. Auch die Schweis wurde darauf angewiefen, 
den Eonfelfionellen Gegenſatz auf Jahrhunderte hinab in fidh zu 
tragen und zu ertragen. 

Es ift Far, daß Religion und Politik, obwohl fie allerdings 
innerlidy verfchieden find, fo fehr wie das Gemüth und ber 
Geiſt des Menſchen, doch hinwieder und ebenfo wie biefe in 
enger und lebendiger Beziehung ftehen. In der Schweiz trat 
die Verbindung zwifchen ftaatlidhen und kirchlichen Reformbes 
ftrebungen deutlidyer noch hervor als in Deutſchland. Der 
fchweizerifche Reformator Zwingli war von Anfang an und 
durch fein ganzes Leben hindurch kaum viel weniger darauf bes 
dacht, politifch einzugreifen als die Kirche zu reformiren. Waͤh⸗ 
rend Luther mit ganzer Seele die Wiederbelebung und Reinigung 
des chriſtlichen Glaubens anftrebte und fich ausſchließlich diefer 
Aufgabe widmete, wollte Zwingli nicht bloß Kirchen, ſondern 
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zugleich auch Staatsmann fein. Indem fi Zwingli der kirch⸗ 
lichen Reformation in der Schweiz bemädhtigte und biefe von 
Zürich aus über die ganze Schweiz zu verbreiten trachtete, ging 
er zugleich mit Planen um, die Schweiz politiſch umzugeftalten. 
Diefer Unterfchied zwifchen Luther und Zwingli {ft bezeichnen 
für den Unterfchied der deutfchen und der ſchweizeriſchen Refor⸗ 
mation im XVI. Jahrhundert. 

Rad der Vorftelungsweife des Mittelalters waren Staat 
und Kirche zwei mächtige Reiche, die beide ihre Gewalt (das 
Schwert) von Gott ableiteten. In reidyer Gliederung und in 
mannigfaltiger Abftufung ging die Verleihung des Amtes und 
der damit verbundenen Gewalt von dem Kaiſer und dem SBapfte 
aus, und fenfte fi) von oben ber von Stufe zu Stufe nieder, 
auf jeder Stufe neue Spitzen treibend. Als die Reformationss 
periode fam, war die Schweiz bereits dem Weſen nad) audges 
fchieden aus dem Organismus und der Ordnung bed deutfchen 
Reiches und hatte, obwohl fie in dem Saifer die Idee der hoͤch⸗ 
ſten weltlichen Macht verehrte, ein durchaus felbRändiged res 
publifanifches Leben begonnen. Dagegen umfaßte das geiftliche 
Reich mit feiner Hierarchie noch die ganze Schweiz. In dem 
großen Kampfe des Mittelalters hatte der Papſt den endlichen Sieg 
über den Raifer erlangt, und das geiftliche Reich war dem weltlis 
hen übergeordnet worden. Eo hielt e8 auch Außerlich länger Stand 
unter den chriſtlichen Bölfern und wurde allgemeiner anerkannt. 
Aber neben diefem äußern Triumphe des geiftlidhen Reiches über 
das weltliche her ging ein inneres Verderbniß. Die herrfchende 
Kirche wurde mehr und mehr verweltlicht und entnervt, und 
als die Fuͤrſten und Völfer deffen inne wurden, wagten fie von 
neuem und nun mit Erfolg Widerſtand. Was das Kaiferthum 
in feiner die Welt umfpannenden Hoheit nicht vermocht hatte, 
das konnten nun kleine Fuͤrſten und Republifen keck unter: 
nehmen °). | 

Durch die Reformation wurde das Verhältni von Staat 
und Kirche ganz verändert; fowohl in Zürich und den übrigen 


1) Vgl. über die leitenden Ideen meine pſychol. Studien über Staat 
und Kirche. Zweite Stubie. 
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reformirten Ständen felbft ald im Verhältnis zur Eidgenoſſen⸗ 
(haft. Bolgende prinzipielle Punkte und Fragen find hier vors 
aus von Wichtigkeit: 


1. —* I. Für die reformirten Stände in ihrem Innern. 


——— ber 1) Bon Zwingli geleitet entzog ſich Zürich zuerft in der 
Schweiz der geitlihen Jurisdiktion des Biſchofs von 
Konftanz und löste fi) damit ab von der hierarchiſchen Ord⸗ 
nung der Eatholifchen Kirche. 

Der offene und wie es ſchien unauflösliche Widerfprudy 
zwifchen der Firchlichen Wahrheit, wie viefelbe durch das Stus 
dium der heiligen Schriften von den Reformatoren erfannt und 
dargeftellt wurde und der Verfaffung und den Sabungen, wie 
fie die römische Kirche überliefert und ausgebildet hatte, bewirkte 
nnd vedhifertigte in den Augen der Zürcher dieſe Losfagung. 
Erſchien die Autorität des Evangeliums mit der Autorität des 
Papftes und der Bifchöfe unverträglich,, fo mußte jene beachtet 
und diefe verworfen werben. 


Selling des 2) Bei diefem negativen Verhalten gegen die Hierarchie 
Reformation. blieb aber die Reformation nicht ſtehen. Ste war überhaupt nicht 
bloße Proteftation, nicht nur Negation. Sie brachte pofltive 
Momente, und zwar die wichtigften, insbefondere den lebendigen 
und innerlihen Glauben an Ehriftus wieder zum Bewußtfein 
der Geiftlichen und des Volkes, pofitive Momente, die damals 
in den Häuptern der Kirche felbft abhanden gefommen und in 
dem Volke in Außerlichen Eeremonien und Formen verloren ges 
gangen waren. Sie ruhte auf hriftlichem Grunde. Aber weil 
fie fich nicht innerhalb der kirchlichen Ordnung entwideln konnte, 
weil fie nur im Gegenfab zu dem kirchlichen Oberhirten, im 
Gegenſatz zu der hergebradhten Hierarchie des geiftlichen Reiches 
durchaudringen vermochte, fo blieb ihr Fein anderer Weg übrig, 
al8 den Schub des Staates anzurufen, und ihre Firchlichen 
Einrichtungen und Reformen mit Hülfe des Staates 
durchzuführen. Obwohl die Reformatoren auch mußten, 
dag Staat und Kirche zwei verfhtedene Gemeinſchaf—⸗ 
ten feien, obwohl fie keineswegs gefonnen waren, der Willführ 
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des Staates die Eriftenz und ben Glauben der Kirche hinzu⸗ 
geben, fie, die eben gegen die Menfchenfagungen der kirchlichen 
Obern fo fehr geetfert hatten, fo orbneten fie do die refor- 
mirte Kirche in ihrer äußern Erfcheinung dem Staate 
unter. In den reformirten Ständen machte der Staat fofort 
ziemlich weit gehende Befugniffe ver Hoheit über die Kirche 
geltend. Die reformirte Kirche wurde zwar nicht ein bloßes 
Glied des Staatsorganismus, etwa wie die Polizei oder bie 
®erichte, aber fie wurde In ausgedehnten Maße, zumal in 
äußerlichen Dingen, dem Staate untergeordnet. 

3) Sand fo die neue reformirte Kirche in der weltlichen Di srinliee 
Obrigkeit als einer chriſtlichen Obrigkeit ihre Außerliche Spige, 
fo wurde nun auch ihre Verfaffung analog der politifchen Ber: 
faffung umgeftaltet. Zu allen Veränderungen im Eultus, zur 
Einführung oder Abfchaffung Firdhlicher Geſetze kam der Anftoß 
son den Geiftlichen ber, als denen, welchen vorzugswelfe, wenn 
audy nicht ausſchließlich, die wiſſenſchaftliche Einfiht in die 
riftliche Lehre und die Sorge für Erhaltung und Förderung 
des chriſtlichen Glaubens zufomme, insbefondere in ber erften 
Zeit von Zwingli felbft, deſſen geiftige Leberlegenheit entfchets 
dend war, dann aber wurde über diefelben von dem Großen 
Rathe, der auch in politifchen Dingen der Gefehgeber war, ent⸗ 
fhleden. Der Große Rath war nicht Bifchof, fondern bie 
Pfarrer wurden als Bifchöfe betrachtet, aber ein Theil der bi⸗ 
fchöflichen Gewalt wurde doch von dem Rathe gewiffermaßen 
als der fihtbaren hrifiliden Gemeinde der Stadt und 
des Landes ausgeübt. Die Reformation war von den Bfarrern 
und den Gemeinden, welche von jenen fich beflimmen und 
leiten ließen, angenommen worden. Ihre äußere Sanftion er: 
hielt fie von dem Großen Rathe,'wie er hinwieder in ſol⸗ 
Ken Dingen vornämlich auf die Anträge der Geiſtlichkeit 
hörte. 

4) War einmal die Obrigfeit davon überzeugt, daß ein rinpie ber 
Inſtitut der chriſtlichen Wahrheit widerſpreche, fo fehaffte fie 
dasfelbe ab. Wurde fie überzeugt, daß neue Einrichtungen dem 
Evangelium gemäß und Beduͤrfniß feien, fo führte fie diefelben 
ein. Dabei machte fie das Prinzip, welches in politifchen Dingen 


1. Im Berbält- 
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ſeit Langem galt, wenn auch in kirchlichen Dingen mit groͤßerer 
Vorſicht und Schonung geltend, das Prinzip, daß die Min⸗ 
derheit ſich der Mehrheit fügen müſſe. Die, 
welche ſich weigerten, der Reformation zu folgen und an dem 
alten Glauben feſthielten, wurden an der Ausuͤbung des alten 
Cultus verhindert. Es blieb ihnen kaum ein anderer Ausweg 
offen, als das Land zu verlaſſen. Auf ſoche Weiſe wurde das 
ganze Gebiet des Standes Zuͤrich reformirt und der Katholizis⸗ 
mus überall verdrängt. Damit war neben der politiſchen Ein⸗ 
heit audy die religiöfe wieder hergeftellt, nur jebt in neuer Form. 
Die reformirte Kirche war ihrerfeits in der erften Zeit ihrer 
Entwidlung und fo weit ihr die ſtaatliche Macht hülfreich zur 
Seite ging, obwohl fie allerdings die Freiheit des indivi— 
duelllen Beiftes, im Gegenfaß zu der hergebradhten Norm 
der Kirche anerkannte, dennoch praftifch nicht viel weniger 
ausſchließlich, als es die altsFatholifche Kirche geweſen 
war ?). 


I. Im Verhaältniß zu der Eidgenoſſenſchaft. 


Nach dem alten kirchlichen Rechte galt die Auflehnung ge⸗ 
gen die Autoritaät der Kirche und den Widerſpruch gegen bie 
kirchliche Glaubenslehre als eine ſchwere Ende; Beharrlichkeit 
in dem Ungehorſam führte zum Kirchenbann und in Folge des⸗ 
ſelben zur Acht. Mit den Ketzern wurde jede Gemeinſchaft ab⸗ 
gebrochen. Sie waren wie Ausgeſtoßene und wurden verfolgt 
wie die gefaͤhrlichſten Feinde. Aber ſo allgemein war damals 
die Autorität der Kirche erſchuͤttert und fo ſtark und groß war 
die reformatorifche Bewegung In Deutfchland und der Schweiz 
unter den Geiftern geworden, daß das herfömmlicye Kirchen⸗ 
recht nicht fo leicht mehr zur Anwendung fommen fonnte. 

Eine Zeit lang fand Züri ganz allein unter den eldges 
nöfftfchen Orten auf Eeite der Reformation. Was die Zürcher 
als Reinigung des chriftlichen Glaubens von unevangelifcher 


7) Bol. über alle diefe Punkte meine Abhandlung: Zur Gefchichte 
ber reformirten Kirchenverfaflung. 
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Menſchenſatzung betrachteten, das fahen die übrigen Orte in der 
Mehrheit ihrer Bevölkerung und Obrigfeiten eine Zeit lang noch 
ſämmtlich als Abfall von dem herkömmlichen Chriftenglauben, 
zum wenigſten als eine höchft bevenkliche, auch für die Ruhe 
der Eidgenofienfchaft gefährliche Neuerung an. Ste wendeten 
fih wiederholt an den Rath von Zürich und baten und ermahns 
ten: denfelben, von dem alten Glauben nicht abzuweichen und 
die Zweiung, welche deßhalb entſtehen müfle, zu hemmen. 

1) Schon damals und fpäter noch häufig wurde unbedenk⸗ — ——— 
lich ein Grundſatz praktiſch ausgeuͤbt, und von beiden Sets Parktellum — 
ten anerkannt, deſſen Zulaͤſfigkeit zu beftreiten dem Formalismus 
unſerer Tage vorbehalten blieb. Wenn die Eidgenoſſen aller 
Stände als Brüder zuſammenſtehen und zuſammenhalten ſollen 
in Noth und Tod, wenn ſie verbunden bleiben ſollen durch hei⸗ 
lige Eide, fo tft es in der That nicht gleichgültig für die uͤbri⸗ 
gen Stände, ob und wie in einem aus ihnen die Grundlagen 
des religiöfen Glaubens umgeftaltet werden, noch gleichgültig, 
welche religiöfe Gefinnung ſich den andern Bevölferungen ges 
genüber in einer ſchweizeriſchen Bevölkerung feftfege oder offen⸗ 
bare. Zwiſchen unweſentlichen und wichtigen Dingen fann ber 
gefunde Menfchenverftand wohl unterfcheiven. Und während ed 
Heinlih und gehäffig wäre, fi) um jene zu kümmern, fo wäre 
es thörichter Leichtfinn oder Mangel an eldgenöffifcher Treue, 
diefe unbeadhtet zu laſſen. Es ift daher allerbings ein Eid⸗ 
genöffifher Grundſatz, daß Warnungen, Bitten, 
Borftellungen, Ermahnungen in widtigen Lebens⸗ 
serhältniffen diefer Art zuläffig felen, daß barin allein nimmer, 
mehr eine Berlegung der Fantonalen Selbftändigfeit 
keine unerlaubte Einmiſchung liege. 

2) So allgemein aber mar hinwieber die Scheu vor der Fans Kantonale Selb⸗ 
tonalen Selbſtändigkeit und bie Achtung vor der in oiuubeasn 
obrigfeitlichen Gewalt verbreitet, daß der Gedanke, Züri und na 
die Zürcher zu zwingen, baß fie von der Neuerung ablaflen, 
doch auch in den eifrigfien Fatholifchen Orten in der erften Zeit 
nicht auffam. Zwar war nad dem kanoniſchen Necht Feind, 
wegs jeder Stand auf feinem Gebiete auch in Religionsfachen 
fein eigener Herr. Die politifchen und die Hirchlichen Ein» 


Die Bundesge- 
meinfha 


302 Die konfeffionellen Berhältniffe feit ber Reformation. 


theilungen fielen nicht zufammen und das eigentliche Kirchen⸗ 
tegiment war dem Staate entzogen. Aber auch die Fatholifchen 
Regierungen der Schweiz hatten ſchon wieberholt, theils durch 
Verträge, namentlich in dem fogen. Pfaffenbrief, theild durch 
Gefege und Verordnungen mit Kraft von fi aus Firdhlichen 
Mißbraͤuchen gewehrt. Und am wenigften waren fie in biefer 
Zeit des Verfalls der Fatholifchen Kirche und der Gährung in 
den Gemüthern geneigt, auf Durdführung der nöthigen Re 
formen auch auf ihrem eigenen Gebiete zu verzichten. Dem 
Kirchenbann, fowie der Reichsacht hatten die Eidgenofien ſchon 
mehrmals gemeinfam getroßt, wenn fie von ihrem guten Rechte 
überzeugt waren. Auch die Grundfäbe des alten Kirchenrechts 
waren wenn ſchon weniger ald die des Reichsrechts doch auch in der 
Eidgenoſſenſchaft gelodert oder durchbrochen worden durch den 
unbändigen Sinn der Schweizer für freie Eigenthümlichfeit und 
Gelbftändigfeit. In der Reformationgzeit mußte diefer Charak⸗ 
ter des ſchweizeriſchen Weſens ſich in all feiner Stärfe und auf 
beiden Seiten geltend machen. Für die Eonfeffionellen Verhälts 
niffe aber folgte daraus audy eine möglichſt ausgedehnte 
Selbfändigfeit der Orte in Glaubensſachen. 

3) Das Neußerfte, womit die Fatholifchen Orte Zürich bes 


drohten, wenn es beharrlich fi) vom katholiſchen Glauben ab- 


wende, war Aufhebung der Bundesgemeinfhaft. 
Und in der That fam es ſchon dazu, daß die Zürcher auf eid⸗ 
genöffiiche Tage ein paar Mal nicht geladen oder, wenn fie 
erfchienen, als Abtrünnige zurüdgefeht wurden. Unb die Zus 
rüdftellung der Bundeöbriefe wurde bereit in Ausſicht geftellt. 
Allein es erwies fih die Bundesgemeinfchaft dennoch 
ftärker ald die Spaltung in Religionsſachen und ed fam 
doch nie zur Ausführung jener Drohungen. Schon In der ers 
ften heftigen Zeit der konfeſſionellen PBarteiungen und Gegenfäbe 
war das Gefühl, daß die Eipgenoffenfhaft auch über 
biefen Gegenfäben nicht zu Grunde gehen bürfe, im Wolfe 
mächtiger al8 der Olaubendeifer der Führer, und die Eidges 
nofienfhaft dauerte fort, ungeachtet der Glaubensfpaltung, 
welche fie zu zerreißen fchien. 
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4) Bevor fih die Gegenfäbe wieder friedlicher gefalteten, Ausfatichtidteit 
mußte es allerdings noch vorerft zu dem ernfleften Streite kom⸗ bendparteien. 
men. Die Hauptfchiwierigfeit lag darin. Jede der beiden Re 
ligtonsparteien glaubte an die Wahrheit ihrer Konfeifion, 
und zwar an die allein felig machende und ausfhließr 
lihe Wahrheit derfelben. Jede der beiden Religionsparteien 
glaubte das echte Chriſtenthum voraus für fih zu haben. 
Die Katholifen fahen in der Reformation eine Verneinung des 
echten chriftlidden Glaubens, einen Abfall von der wahren chriſt⸗ 
fihen Kirche. Die Reformirten fahen in dem fatholifchen Kir 
&englauben ein Ververbniß des wahren Chriftenglaubens durch 
Aberglauben, Menfchentand und Goͤtzendienſt. Jede der beiden 
Religionsparten trachtete darnach, Ihrer Auffaffung des Chriften- 
thums den Sieg zu verfchaffen und mit ihrem Glauben durdy 
zubringen, nicht bloß innerhalb der Graͤnzen des eigenen Stan- 
des, fondern in dem ganzen gemeinfamen Vaterland. Die 
fatholiiche Partei ftrebte darnach, die Reformation überall wie 
der, auch aus ihrem Hauptfige zu Zürich zu verdrängen, die 
seformirte Partei darnach, die Reformation zum Lebensprinzip 
der ganzen Eidgenofienichaft zu erheben und auch in der Innern 
Schweiz durdyguführen. Beide Theile fuchten die religiöfe 
Einheit für die Schweiz, nur fahen die einen in der Her- 
ſtellung des Katholizismus die Einheit, die andern in der Durch⸗ 
fegung der Reform. ⸗ 

Erſt wurde der Streit mit dem Wort gefuͤhrt, in großen 
Verſammlungen, unter Leitung der Obrigkeit, durch die gelehr⸗ 
ten Vorkaͤmpfer und Stellvertreter der verſchiedenen Richtungen. 
Aber durch dieſe Diſputationen wurde weder der Gegenſatz ge⸗ 
ſchlichtet, noch der einen Partei der endliche ſchweizeriſche 
Sieg gefihert. Auf den Geſpraͤchen in Zuͤrich und ſpaͤter in 
Bern hatten Zwingli und feine Freunde den. geiftigen Sieg das 
von getragen, auf dem Gefpräche zu Baden triumphirten Dr. Ed 
und die mit ihm waren, nad dem Urtheil der Verfammlung. 
Es kam dabei voraus auf die individuelle Meberlegenheit und 
Gewandtheit der Fämpfenden Hauptperfonen und auf die Stim⸗ 
mung der anmwefenden Zuhörer an. In Zürich und Bern war 
in beiden Beziehungen die Sache der Reformation befjer vertreten, 
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in Baden unter dem Eindruck der regierenden katholiſchen Orte 
die Sache des Katholiziemus günftiger geftellt. So dienten 
jene Gefpräche dazu, in Züri und Bern den Sieg der Res 
formation, in der innern Schweiz die Beharrlichfeit im alten 
Glauben zu verftärfen. Sie waren der hödhfte, der gebildetefte 
Ausdruck, in gewiffem Sinne die glänzendfte Offenbarung des 
in den Gemüthern und Geiſtern waltenden Zwiefpaltes. Sie 
dienten zugleid) dazu, der von dem damaligen Zeitgeifte getra⸗ 
genen Richtung der Reformation weitere Verbreitung und grös 
ßeres Anfehen zu verfhaffen. Aber auf diefem Wege. war doch 
auch die Reform nicht Durchaufegen in der ganzen Schweiz. Und 
es ſchien unvermeidlich, daß die beiden einander ausfchließenden 
Olaubensparteien dem Streite des Wortes auch den Kampf der 
praftifch eingreifenden Maßregeln, zulegt der Waffen folgen 
laflen. 

um ine 5) Am ſchwierigſten ſtellte fich der Ziwiefpalt in den ge- 

—R meinen Herrſchaften dar. In der That ſchien hier eine 

a en friedliche Loͤſung des Konfliktes unmoͤglich. 

Der Geiſt der Reformation hatte au in den gemeinen _ 
Herrfhaften Anhänger und Verehrer gewonnen. Diefe ridfte- 
ten ihre Blicke vornämlid nad) Züri und begehrten Unters 
flügung und Schuß in ihrem Glauben von den Zürddern. Wie 
hätten diefe, ohne fich felbft aufzugeben, ſich dieſem Begehren 
auf die Dauer entziehen können? Wie konnte Züridy, welches 
ebenfalls Antheil an den gemeinen : Herrfchaften hatte, wie 
fonnte fpäter Bern in den Herrfchaften, woran ihm Mitherrfchaft 
zufam, zugeben, daß ein Theil der gemeinfamen Untertbanen 
deshalb ald Verbrecher verfolgt und beftraft werden, weil fie 
ihren Glauben theilten? Die reformirten Stände mußten ihre 
Slaubendgenofien auch ihren Fatholifch gebliebenen Mitherrn 
gegenüber ſchirmen oder auf weitere Ausbreitung, ja felbR auf 
einfache Duldung ihres Glaubens als eines rechtmäßigen ver⸗ 
zichten. Sie mußten in den gemeinen Herrfchaften die Reform 
der Ihrigen vertreten oder gewärtigen, daß diefelbe auch im eis 
genen @®ebiete wiederum zufammenflürze. 

Auf der andern Seite war die ſtaatsrechtliche Stellung der 
katholiſchen Stände hier ungemein guͤnſtig. Auf den gemeinen 
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Tagen der regierenden Orte hatten fie die Mehrheit. Und 
es war ein hergebrachtes Staatsprinzip, daß unter ihnen bie 
Mehrheit gelte, daß die Minderheit fi) den Beſchluͤſſen und 
Anordnungen der Mehrheit zu fügen habe. Wenn fomit die 
Mehrheit fich für Aufrechthaltung des alten Glaubens und ges 
gen die Zulaffung der Reform in den gemeinen Herrfchaften 
entfchied, fo konnte fie fi auf die Konfequenz eines anerfann- 
ten Orundfages berufen. Sie fonnte e8 als offenbares Unrecht 
darftellen, daß hierin die Minderheit ſich beharrlich widerſetze. 
Roh mehr. Sie konnte den Zürdhern, welche, obwohl in der 
Minderheit, ſich den Beſchluͤſſen der Mehrheit nicht fügen wolls 
ten, nicht fügen konnten, fogar ihr eigenes Verhalten auf ihrem 
Gebiete vorhalten und ihnen Inkonſequenz vorwerfen. Denn 
allerdings hatten diefelben auf ihrem Gebiet auch in Glaubens 
ſachen das politifche Prinzip der Mehrheit zur Anwendung 
gebracht, und die Minderheit, welche katholiſch bleiben wollte, 
daran verhindert. 

In der That war Züri, um feinen Widerfpruch zu bes 
gründen, genöthigt, zu einem neuen Prinzip, das es felber auf 
feinem Gebiete nicht in dem Maße geachtet hatte, das aber der 


ganzen Reformation doch zu Grunde lag, feine Zuflucht zu 


nehmen, zu dem Prinzip, daß in Glaubensfachen nit 
ebenfo wie in politifyen Dingen die Mehrheit gelte. Es 
mußte dem äußern Staatsrecht die innere Berechtigung ber 
Reformation entgegenfegen. Es mußte neben der Freiheit 
des Fatholifchen Cultus, den die Mehrheit der regierenden 
Orte fefthielt, au die Freiheit ver evangelifihen Kir» 
che, zu welcher ſich Die Minderheit befannte, fordern. Es mußte 
an das Prinzip der chriſtlichen Slaubensfreiheit 
anfnüpfen. 

So lange invefien noch beide Religionsparteien um Alleins 
berrfchaft rangen, fo war ein folder Grundfaß, welcher das 
Rebeneinanderbeftehen beider Konfefflonen vorausfegte, — 
em Grundfag, der immerhin, in diefer Faſſung wenigftens, 
nicht dem befondern Glauben einer Konfeffton entnommen wer⸗ 
den fonnte, fondern eher auf politifchen Prinzipien ruhte, 
— noch nicht zu dauerhafter Anerkennung zu bringen. Er 

Bluntſchli Bundesrecht. 20 
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mußte je den eifrigften Vertretern der einen ober der andern 
Konfeffion doch nur als ein vorübergehendes Ereigniß der Noth 
erſcheinen, als ein einftweiliges Zugeftändnig. Die Reformirten 
fonnten fich aber dazu befennen, nicht bloß weil er in der prak⸗ 
tifhen Anwendung zunähft ihnen zu gute Fam, fondern auch 
weil fie an den Sieg des evangelifchen Geiftes über die Autos 
rität der katholiſchen Kirche glaubten und von ber Freigebung 
ihrer Lehre diefen Sieg hofften. Aber auch fie waren body noch 
nicht in dem Maße erfüllt von der Idee der Geiftesfreiheit, 
um denfelben auch unter Verhältnifien treu zu bleiben, welche 
für fie ungünftig ausfchlagen Eonnten. Den Statholifen aber 
erfhten das neue Prinzip eine Abirrung und ein Abfall von 
dem beftehenden Staats: und Kirchenrecht, und in des Anwen⸗ 
dung hoͤchſt gefährlich und ſchaͤdlich. 

In der That Eonnte nur ein ſchweres Geſchick, welches über 
die Völfer kam, diefen Konflikt Löfen. Durch bloße Ueberzeugung 
und Erörterung war derfelbe nicht zu fchlichten. 

—52 den 6) Um fidy für alle Fälle zu verftärfen, hatte die Stadt 
1527 Zürid den Plan gefaßt, einer neuen engen Verbündung unter 
den benachbarten Städten der Eidgenoſſenſchaft und in Suͤd⸗ 
deutfchland, welche der Reformation huldigten. Zuerft gingen 
die Städte Zürich und Konftanz am 25. Dezbr. 1527 einen 
folhen Bund ein, dem fi ſodann im SIänner 1528 aud 
Bern anfhloß, und der nun anfing, fich weiter auszu⸗ 

breiten. 

Diefer Bund, das „chriſtliche Burgredt” genannt, ent 
hielt folgende Grundfäße : 

„Baubensfei- 1) Da der Glaube und die Seligfeit der Seele in niemans 

— * uf des Zwang ober Vermögen fleht, fondern eine freie und uns 
" gerbiente Gnade und Gabe Gottes if, fo follen deßhalb beide 
Parteien, d. b. jede Obrigfeit in Sachen des Glaubens 
handeln, was fie fidh getraue gegen Gott und mit der heiligen 
Schrift zu verantworten. Würde aber einem Verbündeten des 
Glaubens oder der evangelifchen Lehre wegen von Je⸗ 
mandem Gewalt angethan, Schaden zugefügt, ober er mit Krieg 
überzogen, fo ftehen fich Die Verbündeten bei auf eigene Koften, 
mit Leib und Gut. 
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2) Sollte ein Theil um zeitlicher Sachen willen . Sülfe in il 
befommen mit Einem, der außerhalb diefes Bundes wäre, 
fol er fi in ſolchen Dingen des Rechtsverfahrens befleisen, 
und ohne der Verbündeten Wiflen und Willen feine Fehde noch 
Krieg beginnen. Würde er diefes nicht beachten, fo wären ihm 
die Verbündeten Feine andere Hülfe ſchuldig, als daß fle dem 
Feinde feinen Borfchub leiften dürfen. 
Wuͤrde aber auch in zeitlichen Sachen ein Theil ſich des 
Rechtes befleißen und wider Recht angegriffen oder gefchädigt 
oder dieſes Bundes wegen beeinträchtigt werden, fo flehen ſich 
die Verbündeten bei, auf Mahnung hin, oder wenn fie deſſen 
fonft geiwahr werden, um den Schaden zu wenden. Iſt ein 
Kriegszug nöthig zu dieſem Zwed, fo unternimmt denfelben jes 
ber Theil auf eigene Koften auf ded nothhürftigen Theiles Ers 
ſuchen und Mahnen, mit aller Macht. 
4) Eroberungen follen den Verbündeten zu gleichen Theilen 
angehören. Kommt es einmal zum Krieg, fo fol man feinen 
Frieden noch Verirag machen, bevor der Verlegte Genugthuung 
und Erſatz erlangt hat, wie ed billig und der Sache ger 
mäß iſt. 
5) So oft zwei Obrigfeiten, die im Bunde find, einen ges Gemeine Tage. 
meinen Tag für nöthig halten, fo Toll derfelbe ausgefchrieben 
werben und alle Betheiligten fehuldig fein, diefen Tag zu bes 
ſuchen. 
Wenn die Sache ausnahmsweiſe keinen Verzug erleidet, fo 
mag auch Eine Stadt den Tag ausfchreiben; in der Regel aber 
ſollen foldhes nur Zürich oder Konftanz. Die Tage follen in 
einer dieſer beiden Städte gehalten werben. | 
6) Entftehen Streitigfeiten unter den Verbündeten, fo fol Resteverfahren. 
der Hagende Theil den beklagten nach Schaffhaufen laden zur 
Verhandlung. Jede Partei bezeichnet aus ihren Räthen zwei 
„Zuſatze“ (Schiedsrichter). Kommt es unter diefen zu Feiner 
Mehrheit, fo wählt der Kläger aus der Obrigfeit des beflagten 
Theiles einen Obmann. Welchem der beiven Urtheile der Obs 
mann beitritt, das ſoll rechtskräftig gelten. 
Haben Privaten, weldye zu dem einen Theil gehören, einen 
Rechtsſtreit mit einer andern verbündeten Obrigfeit, fo ift das 
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Verfahren ganz das nämliche, wie wenn zwiſchen zwei Städten 
Städten Streit entfteht; nur mit dem Unterfchlede, daß es der 
im Prozeß begriffenen Privatperfon geftattet if, aus ihrem ein- 
heimiſchen Rathe die Zufäße zu bezeichnen, und nöthigenfalls 
auch Ein Zufas von jedem Theil genügt. 

8) Jede Partei bezahlt ihre Zufäte. Den Obmann erhal 
ten fie in gemeinfamen Koften. Die Zufäge und der Obmann 
mögen wohl die „Guͤtigkeit“ (Minne) ſuchen; wenn fie aber 
nichts ausrichten, den Rechtsſpruch thun. 

9) Haben Privatperfonen unter einander Streit, fo ſoll 
jede die andere vor den Gerichten fuchen, wo ber Beflagte ges 
feffen tft, vorzüglih wenn ed laufende Echulden betrifft, und 
nad) dem beftehenden Gerichtögebraud. Berbriefete Schulden 
und Gülten mögen verredhtfertigt werden, wie die Briefe es bes 
fliimmen. Unzudt, Frevel, Erb und Eigen follen beurtheilt 
werben, wo jene geichehen und diefe gelegen find. 

10) Das Bündniß fol auf 10 Jahre gelten und gegenfeitig 
beihworen werden. Kaifer und Reih und die Eingenöffifchen 
Bünde werben vorbehalten °). 

In diefem auf die relig iöſe Gemeinſchaft bafirten Buͤnd⸗ 
niſſe lag allerdings der Keim zu einer neuen reformirten 
Eidgenoſſenſchaft, welche nun hinwieder zur Bildung einer 
katholiſchen Eidgenoſſenſſchaft die Veranlaſſung gab. 


m Zieta- UI Die Fatholifhen Stände. 


Rathol a: 1) Als Zürich noch allein ftand auf Seite der Reformation, 
ber zu Stände famen die übrigen XII Stände der Eidgenoffenfhaft „zu Lob 
m Ehre Gottes dem Herrn, feiner lieben Mutter der Jungs 
frau Maria und aller auserwählten Gottesheiligen” auf einem 
Tage zu Luzern den 26. Ian. 1524 zur Aufrechthaltung des ka⸗ 
tholifchen Glaubens über folgende Punkte überein, und gelobten 
foldhe zu Halten „bis weiterer Bericht und Beſcheid kommen 

werde von Concilien der heiligen chriſtlichen Kirche” : 
1) Niemand fol fi) unterftehen, das heilige Gotteswort, 


3) Bullingers Reformationsgefchiääte 1. &. 419. 
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melches die Pfarrer nun ſeit mehr ald 1400 Jahren verfündigen, 
zu verhindern, zu verachten, noch zu verfpotten. 

2) Au fol ſich Niemand unterftiehen, vie heilige Meffe 
Gottes, darin fein heiliger Frohnleichnahm und fein Blut kon⸗ 
fefrirt werden, ihm zu Lob und Ehr, den Lebenden und Todten 
zum Troft, zu verachten, zu verfpotten oder zu verneinen. Wer 
das heilige Saframent Ehrifti empfängt, der fol in der Faften 
zwei Mal beichten und es von feinem Pfarrer empfangen und 
die alten löblichen Bräuche halten. 

3) Die alten ILöblichen Gebräuche und Gewohnheiten der 
hriftlihen Kirche follen auch ferner gehalten werben von Geiſt⸗ 
lichen und Weltlihen. Es fol auch jeder feinem Pfarrer ges 
horfam fein, dazu die heiligen Saframente ald Taufe, Beichte, 
Buße, das Sakrament Ehrifti, dad Saframent der heiligen Ehe 
von ihm empfangen oder von dem, welchem er ed empfiehlt. 

4) Jeder, der zu dem heiligen Sakrament Ehriftt gegangen 
if, fol dem Pfarrer auf die 4 hohen Feſte der Kirche die vier 
Opfer geben und zahlen, dazu Seelgeräthe, Bannſchatz und ans 
deres nach dem Herfommen. 

4) Die Priefter fol man ehren und an Zafttagen Feine 
Fleiſchſpeiſen geeſſen werden. 

6) Es ſoll Niemand, weder Geiſtlicher noch Weltlicher ſich 
unterſtehen, etwas Neues oder Lutheriſches wider den alten 
Gebrauch der chriſtlichen Kirche, weder heimlich noch öffentlich 
zu erzählen oder zu predigen. Auch in den Wirthshaͤuſern ſoll 
Riemand von Lutheriſchen oder neuen Sachen reden oder diſpu⸗ 
tiren, indem viel Unruhe und Streit daraus ermädhst. 

7) &8 fol Niemand die Bilder des Kreuzes, unferer lieben 
Frauen, noch der lieben Heiligen weder in Kirchen, in Kapellen 
oder Bilvhäufern noch auf Bildſtöcken zerbredyen, zermwerfen, 
zerhauen noch verunehren. 

8) Es fol auch Niemand den andern an dem Gottesdienft 
verfpotten, noch verachten. 

9) Ein Pfarrer foll nur vor feinen Obern ſchuldig fein, 
von feiner Lehre und Predigt Rechenfchaft zu geben. Er fol 
auch das Evangelium und den dhriftlichen Glauben predigen 
nach altem loͤblichen Gebraud und Gewohnheit der Kirche. 
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Seine Angehörigen follen feiner Lehre gehorfam fein und ihn 
ſchuͤtzen bei feiner Predigt. 

10) Entftünden noch mehrere neue Artikel, die wider bie 
hriftliche Gewohnheit wären, fo follen diefe hiemit auch ver⸗ 
boten fein. 

11) Es fol Niemand die Botfchaften des heiligen Geiſtes, 
unferer Frauen von Konflanz, Sankt Anthonien weder in der 
Kirche noch davor verfpotten. 

12) Es fol Niemand das Mandat des Bifchofs verhindern 
oder verfpotten oder verachten. 

13) Wer fieht, Daß einer diefer Artifel übertreten wird, ſoll 
biefed dem Landvogt oder feinen Knechten anzeigen und ers 
öffnen. 

14) Diefe Artikel follen allenthalben verfündigt und verbos 
ten, auch den Landvögten in den gemeinen Herrfchaft zugefandt 
werben, mit Befehl, fireng darob zu halten ®). 

eh Der Weg, welchen damals die Fatholifchen Stände ein- 
fhlugen, war ver abfoluten Feftbaltens an der her 
kömmlichen Form des Kultus, im Gegenfab zu dem geiftigen 
MWiderfprud der Reformatoren. Diefer Widerſpruch ſollte nicht 
einmal gehört, noch weniger beachtet werden. Aber in fo abs 
folutiftifcher Weiſe ließ fi) dem Streben der auögezeichneteften 
Männer jener Zeit und dem Drange bed Zeitgeiftes in den 
BVölfern nicht begegnen. War die Kirche in fich felber unſicher 
geworden und trat damald unter den Völkern von deutſcher 
Zunge wenigftend die Mehrheit je der geiftigften und für das 
Ehriftenthum eifrigften Priefter über auf die Seite der Reform: 
partei, fo fonnte au das Gebot ded Staates: „Nichts darf 
geändert, nichts beftritten werden an ber herkoͤmmlichen Ges 
wohnheit und Form”, nichts helfen; am wenigften in einem 
Volke, welches das Gefühl für perſoͤnliche Freiheit ſchon mit der 
Muttermildy eingefogen hatte. 

Dbwohl damals XII Stände gegen Einen ftanden, fo fonnte 
doch diefer Eine ſich einem folchen Gebote nicht fügen. Und 
felbft die XII wagten ed nicht, den Einen dazu zu zwingen; fo 
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wenig Bertrauen hatten fie felber in die innere Berechtigung 
und in die Haltbarkeit ihres Geboted. Innerhalb weniger Jahre 
nahm diefe Minderheit mächtig zu, und es ließen fi auch an⸗ 
dere Stände, die damals noch zu den XII gehörten, auch Durch 
urkundliche und geflegelte Verfprechen, daß fie am alten Glaus 
ben feftbalten wollen, nicht hindern, im Berfolge die Reforma- 
tion auch bei fich einzuführen. Das Band des bloßen formellen 
Rechtes war zu ſchwach, um die innere Umgeflaltung bes reli⸗ 
giöfen Glaubens zu verhindern. Und als diefer, wie in Bern, 
Glarus, Bafel, Appenzell und Scaffhaufen die Umgeftaltung 
im Sinne der Reformation erlebt hatte, wurde jene bindende 
Staatsform unbedenklich befeitigt oder durchbrochen. Was als 
„chriſtliche Wahrheit” geglaubt wurde, dem durfte nicht eine 
menschliche Autorität, auch nicht die Autorität des Vertrages 
oder Geſetzes entgegen gefeßt werden; denn höher‘ als diefe ftand 
die Autorität des Gottesfohnes. 

3) Die katholifhen Orte wurden felber bald gewahr, daß Panda, vom 
in der eingeſchlagenen Welfe die Reformation nur gereizt und Sntmurf vom 
verſtaͤrkt, keineswegs überwunden werde. Daher verfuchten fie 
noch in demfelben Jahre, von ſich aus einige Reformen aud 
in firdlichen Dingen anzunehmen und burdhauführen, und ins 
dem fie offenbare Mißbraͤuche abftellten,, einen weitern Abfall zu 
verhindern. Auf einem Tage zu Luzern Tamen bie Boten der 
Stände Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, las 
rus, Freiburg und Solothurn, denen ſich auch Wallis anfchloß, 
überein, unter Ratififationsvorbehalt folgende merkwürdige Uebers 
einkunft zu machen: 

Schon die Begruͤndung derſelben verdient alle Aufmerkſam⸗ Begründung bes 
feit. „Da es leider“, fo heißt es, „Durch die Zutherifchen oder Tarsteng a sauf 
„Zwinglifden auch — predigen, ſchreiben oder lehren da⸗ Euer 
„hin gekommen ift, daß an vielen Orten und beſonders in uns 
„ſerer Eidgenoſſenſchaft, unfer alter wahrer chriftlicher Glaube 
„tn vielen Artifeln und befonders die heiligen Saframente und 
„die hochwuͤrdigſte Jungfrau Maria und die lieben Heiligen ge- 

„ſtutzt, verachtet und verfpottet werden und die Ordnung und 
„Satzung ber chriſtlichen Kirche nichts mehr gilt, damit nicht 
„die Menjchen gar verrucht, ohne Furcht und Strafe, Ihrem 
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„Muthwillen leben und damit nicht Jeder, je nady feinem Kopf 
„und Berfiand, einen Glauben ſchoͤpfe und annehme, und da 
„der obrifte und geiſtliche Hirte der Kirche (der Papſt) 
„und die geiftlihe Obrigkeit in diefen Sorgen und Röthen 
„[hweigen und ſchlafen; fo haben wir Eidgenoffen 
„es für gut und nothwendig erfunden, dem zuvorzufoms 
„men, daß nicht wir und die unfrigen von dem Mißglauben 
„ſolcher Sekte vergiftet und verführt werden. Deßhalb haben 
„wir beſchloſſen, diefe Artikel zu halten, bis daß diefe Irrung 
„und Zwietraht durch ein gemeines chriftliches Konzilium 
„oder durch eine andere genugfame dhriftliche Verfammlung zu 
„welcher auch unfere Botfchafter berufen find, abgeflellt und 
„erläutert und wiederum Einigkeit gemacht wird, fo daß Jeder: 
„mann weiß, woran er iſt.“ 

Durch diefe Verordnung griff die weltliche Obrigfeit allers 
dings, wenn auch in der weſentlichen Abficht, den hergebrachten 
Kirchenglauben zu erhalten und zu befefigen, dennoch in eins 
zelnen Punkten reformirend in Firchliche Verhältniffe ein. Die 
fatholifchen Stände rechtfertigten aber diefen ihren eigenen Eins 
griff des Staate 8 In das Gebiet der Kirche mit der dringen, 
den Noth der Zeit und damit, daß die geiftlichen Hirten ftatt 
dieſer Noth zu begegnen, „fchweigen und ſchlafen“. Ihre Ans 
orbnungen betrachteten fie felber nur als proviſoriſch, bis 
der Zwiefpalt der Kirche durch diefe felbft feine Erledigung fins 
den werde, bis wieder eine klare Autorltät der Kirche vorhans 
den fei. 

Die Bunte, worüber die Boten der Stände einig gewors 
den, find folgende: 

Beffeltung am 1) Niemand darf die XII Artikel des chriftlidhen Glaubens 

uns Bone de anfechten; auch niemand die heiligen fieben Saframente, wie 
folhe von Ehriftus, aus feinem Wort und von der dhriftlichen 
Kirche aufgeſetzt find, beftreiten; fondern es fol fich Jedermann 
befleißen, viefelben zu glauben und zu halten, wie die Kirche 
fie geordnet und bisher gehalten hat. 

2) E8 fol auch Niemand fidy unterftehen, nach feiner Wil; 
führ, das Opfer der heiligen Mefle anders zu gebraudyen und 
audzutheilen,, als es die chriftliche Kirche geornet hat. Ebenfo 
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folen die übrigen Saframente uns Laien nach bisherigem 
Brauche mitgetheilt werden; auch Fein Laie zu dem hochwuͤrdi⸗ 
gen Saframent des Altars gehen, ohne vorherige Beichte und 
Abfolution, auch dasfelbe nicht unter beiden Geftalten em⸗ 
pfangen. 

3) Wir nehmen au in den andern Kirchenordnungen, ale 
faften, beten, beichten, büßen, fingen und lefen feine Aenderung 
vor, noch verändern wir die bisher üblichen kirchlichen Cere⸗ 
monien. 

4) Da der alte Braudy des Faftens aus chriftlichen in der 
heiligen Schrift begründeten Urfachen durch die heiligen Väter 
aufgefeßt und nach jedes Landes Brauch uns’überliefert worden 
it, fo wollen wir die Aergerniß, welche aus der Liebertretung 
folden Brauches entfteht, in unfern Landen nicht einführen 
laſſen, fondern die Llebertreter ftrafen, nach eines jeden Ortes 
Ordnung und Gefallen. 

5) Wir wollen nicht dulden, daß Semand die allerheiligfte 
Jungfrau Maria und die Heiligen Gottes ſchmaͤhe und entehre, 
fondern wie unfere Vorfahren und die chriftliche Kirche es jeder 
Zeit gehalten, gütlich glauben, dag die Yürbitten unferer lieben 
Frau und der Heiligen von Gott und wohl Gnade erlangen 
mögen. Wer damiver redet ober thut, foll darum geftraft wer- 
den, nach feiner Herren und Obern Erfanntniß. 

6) Es fol niemand die Bilder unferd Herrn unfrer lieben 
Frauen, noch der Heiligen zerbrechen oder verunehren, fondern 
man fol die Gotteshäufer bei den Kirchenzierden unverfehrt 
bleiben laflen. | 

7) Da viel Zwelung und Widerwärtigfeiten durch die Pre⸗ 
difanten erwachſen ift, folches zu verhüthen und damit das heis 
lige Evangelium im rechten Verſtand einhellig geprebigt und 
gelehrt werde, fo fol Niemand in unfern Bebleten das Gottes: 
wort prebigen und lehren, er ſei denn von feinen geiftlichen 
Orbinarien vorher eraminirt und gehörig geweiht worden. Es 
foll fein Laie predigen und Winfelprediger nicht geduldet werden. 
Diefe Prediger follen und und den unfern das heilige Evans 
gelium, das neue und alte Teftament nad rechtem wahrem Ber: 
fand, wie es die heiligen alten Lehrer ohne Zweifel aus dem 


Reformen. 


814 Die Fonfeffionellen Verhaͤltniſſe feit der Reformation, 


Geiſt Gottes gethan und wie e8 die hriftliche Kirche angenoms 
men und In ihrer Lehre zugelafien hat, predigen und lehren, 
ohne allen Geiz und ohne anderes zu ſuchen, als der Seelen 
Heil und Beflerung, und fidy dabei vor andern „Stempeneien” 
und Umftänden hüthen, auch fich aller Lehren enthalten, die 
von der Kirche nicht zugelafien werben. 


8) Sollte ein Prediger den neuen Mißglauben predigen, 
fo fol er von feiner weltlichen Obrigfeit abgeftellt, von da ver- 
trieben und nach feinem Verſchulden geftraft werben. 


9) Da das Fügefeuer und die Fürbitte der Abgeftorbenen 
bisher geglaubt und von den heiligen Lehrern gelehrt worden 
find, fo full man aud darin nicht fo leichtfertig auf das vors 
geben der Lutherifchen hin, von diefem Glauben abftehen, und 
auch hierin Feine entgegengefebte Predigt geduldet werben. 


10) Man fol auch die Klöfter, Stiftungen und Kirchen 
bei ihren Rechten und Freiheiten bleiben lafien und feine Ges 
walt gegen fie brauchen, noch ihnen das ihre nehmen. 


11) Obwohl wahr fein mag, daß durch die heiligen Väter, 
Lehrer, Papſt und Konzilien viele Sabungen in guter Meinung 
gemacht worden, fo find doch folche geiftliche Rechte und Satzun⸗ 
gen nad) und nad fo vermehrt, geftrenget und fo überflüffig 
viel worden, die auch wider uns Laien oft mißbraucht worden 
find; und wiewohl gegenwärtig der Wolf in dem Schafftall 
Ehriftt die Schafe fchaͤdlich zerftreut und der oberfte Wächter und 
Hirt der Kirche fchläft, fo will und gebühren, als der welt 
lichen Obrigkeit, uns felber in einigen Punften zu helfen, bas 
mit wir wieder einhelllg werden und bei dem wahren Glauben 
bleiben. Richt um uns der römifchen gemeinen chriftlichen Kirche 
zu vwiderfegen, fondern um Berhüthung weitern Unfalls und 
Zertrennung der Eidgenoſſenſchaft, um dem Uebel zuvor zu kom⸗ 
men und zum Nutzen und zur Ehre der Eidgenofienfchaft haben 
wir dieſe Artikel aufgenommen, mit der PBroteftation und dem 
Erbieten, wenn durch ein Konzilium oder eine chriſtliche Ver⸗ 
fammlung, an der wir Theil haben, die Einigkeit in der Kirche 
bergeftellt wird, wollen wir uns nicht von derſelben föndern, 
als fromme, gute, gehorfame Chriftenleute. 
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12) Unfere Leutpriefter und Seelforger follen fich nicht auf 
ben Gelz legen und uns und den unfern die Saframente nicht 
von Geldes wegen vorenthalten. Dabei iſt unfere Meinung, 
was einem Pfarrer und Sigrift von Rechts wegen gehört, fol 
ihm auch zufommen. Wollte einer aber allzu fireng und gefährs 
ih darin handeln, fo foll die weltliche Obrigfeit dafür forgen, 
baß der gemeine Mann nicht übernommen werde. 

13) Die Priefter follen fi ehrbar und fromm halten, den 
Stiftungen ihrer Pfründen, der Regel und Ordnung Ihrer 
Gotteshäufer getreu nachleben, andere unehrbare Gewohnheit 
abthun, und uns Laien ein gutes Beifpiel fein, damit feine 
Klage über fie fomme. Denn man würde die Ungebühr nicht 
ferner an ihnen leiden. Darnach haben fie fich zu richten. 

14) Es fol auch jeder Pfarrer in Todes Nöthen bei den 
Seinen bleiben und diefelben treulich nach riftlicher Ordnung 
verfehen und tröften, bei Berlurft feiner Pfruͤnde. 

15) Da es bisher ein großer Mißbrauch geweſen iſt, daß 
ein Priefter zwei oder mehrere Pfründen befeflen hat, und deß⸗ 
halb die Unterthanen fchlecht verfehen worden find, fo ordnen 
wir, daß fein Priefter mehr als eine Pfründe haben foll, und 
fol jeder auf feiner Pfarre felber fiten, und nicht abmefend 
beforgen laflen. Auch ein Priefter, der einen Kaplan hat, fol 
felber auf der Pfründe fiten und die verfehen. Es dürfen feine 
Adfenzen bezogen, noch darüber mit andern heimliche Verträge 
geſchloſſen werden, bei Verlurft der Pfründe. Doch behalten 
wir vor, da wo ein Pfarrer noch eine Pfründe in Klöftern und 
Stiftern hätte, ohne dort refidiren zu müflen, daß hier die bes 
fondern Rechte der Klöfter und Stifter gewahrt bleiben dürfen. 

16) Hat ein zu junger Menſch eine Pfründe, die er noch 
nicht verwalten kann, fol er diefe durch einen tauglichen Prie⸗ 
fter verfehen laflen, bis er das Alter bat, um felber Priefter zu 
fein. Wird er dann nicht Priefter oder taugt er nicht dafür, 
fo fol ihm die Pfründe abgenommen und einem andern taugs 
lichen Priefter geliehen werden. 

17) Prieſtern, welche Eheweiber haben, foll feine Pfründe 
geliehen werden, und einem foldhen das geiftliche Amt verboten 
fein. Priefter mit Pfründen, die ſich verheirathen, verlieren 
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ihre Pfründe, und follen fi wie andere Laien mit ihrer Arbeit 
ernähren. 

18) Ordensleute, welche aus den Klöftern laufen, und fi 
verhetrathen, verlieren ihre Pfründe; und der Obrigfeit wird 
vorbehalten, weiter mit ihnen zu handeln, oder ihnen Gnade zu 
ertheilen. 

19) Mit Ruͤckſicht auf das geiſtliche Gericht und den Bann 
haben wir in dieſen ſorglichen Zeiten und da Niemand mehr ſich 
darum kuͤmmert, geordnet, daß kein Geiſtlicher einen Laien oder 
umgekehrt noch ein Laie den andern vor geiſtliches Gericht laden 
fol, weder um Geld, Schulden, Schmaͤhungen, Frevel, Zins, 
Zehnten, Renten und Gülten, noch um zeitliche und weltliche 
Sachen), einzig vorbehalten die Eheſachen und mas die hei: 
ligen Saframente, Gotteshäufer und Kirchen berührt und bie 
Seele betrifft, oder von Unglaubend wegen. Dagegen fol um 
zeitlichen Gutes und menfchlicher Verhandlung willen, fein geiſt⸗ 
liches Gericht noch Bann gebraucht, fondern in ſolchen Dingen 
burch das weltliche Gericht gefucht werden, wie bie Bünde es 
audwelfen. 

20) Auch in Ehefahen und andern Händeln, welche vor 
das geiſtliche Gericht gehören, follen diefelben, bevor fie an 
diefed gebracht werden, vorerfi an die weltliche Obrigfeit 
fommen und von der lebtern nad) Geftalt und Sache darin ges 
handelt, und nur wenn auch fie ed nothwendig findet, an das 
geiftliche Gericht gewiefen werden. 

21) Auch vor dem geiftlichen Richter und befonders zu 
Konftanz follen alle Gerichtshändel in deutfcher Sprache behan⸗ 
delt und gefchrieben werden, damit wir Laien auch verftchen 
fönnen, was man handle. 

22) Da zwifchen dem Sonntag, an welchem dad Halleluja 
aufhört, bis zur Faßnacht, die Hochzeit verboten und body 
häufig um Geld zugelaffen ward, fo fol es auch ohne Geld 
geftattet fein, in diefer Zeit eine Ehe einzugehen. 

23) Da wir bisher durch mandherlei Römifchen Ablaß bes 
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ſchwert worden, fo fol in Zufunft in unfern Gebieten fein Ab⸗ 
laß mehr um Geld zugelaffen werben. 

24) Die Paͤpſte und Bifchöfe behalten ſich felber die Abs 
folution von einigen Sünden vor, mas große Koften verurfacht. 
Ebenſo verhält es ſich mit Difpenfationen in ehrbaren Sachen. 
Da iſt unfere Meinung, was in einem ſolchen Fall bei dem 
Papſt oder Bifhof um Geld mag erlangt werden, das foll dem 
gemeinen Mann von jedem Pfarrer auch ohne Geld mitgetheilt 
werben. 

25) Es mag audy ein jeder Ort mit feinen Seelforgern und 
Geiftlichen zufammenfigen und anordnen, wie bie böfen Sachen 
in der Beicht geftraft werben follen. 

26) Den Rurtifanen halber, weldye die Pfründen anfallen, 
ft unfere Ordnung, daß ſolches nicht geduldet werde. Und 
ſollten foldye Römifche Buben kommen und die Pfründen ans 
fallen wollen, fo fol man fie gefangen ſetzen und dermaßen 
firafen, daß. man vor ihnen ficher fei. 

27) Wenn einer in Krankheit und Todes Nöthen Tiegt, fo Die Beinen 
fol fein Geiftlicher, Prieſter, Moͤnch, Nonne, ohne Beifein der vum, melttiaen 
rechten Erben, den Kranken zu einem Teftament oder Vergabung 
anreizen dürfen. Wollte aber der Kranke aus eigenem Antrieb 
ein Teftament oder Gemädhte errichten, fo foll das vor drei ehr⸗ 
baren Männern aus den Laien gefchehen, die Gebräuche und 
Geſetze jedes Orts vorbehalten. 

28) Wenn eine geweihte Perſon mit einer weltlichen in 
Streit’ geräth, fo follen beide Theile, der Priefter wie der Late, 
wenn man Frieden fordert, den Frieden geben und nehmen und 
halten nad) Landesbrauch. 

29) Bisher find die Priefter, wenn fte eine Uebelthat be» 
gangen, um deren willen die Laien an Leib und Reben geftraft 
worden wären, haͤufig den Bifchöfen überantwortet und von 
biefen zu gelinde geftraft und wieder ledig gelaffen worden. Da 
Ach Das Lafter unter den Geiftlidhen mehrt, fo haben wir ges 
ordnet: Wenn ein Geiſtlicher eine Miffethat verübt, um deren 
willen er das Leben verwirft hat, fo fol die weltliche Obrigkeit 
ihn deßhalb firafen an Leib und Leben, wie einen Laien, ohne 
Ruͤckſicht auf Die Weihe, 
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30) Da unter dem gemeinen Mann große Unruhe des Glau⸗ 
bens durch die Lutherifhen und Zwinglifchen gebrudten Schrifs 
ten erzeugt wurde, fo fol in unfern Gebieten Niemand derlei 
Schriften druden noch feil haben; fondern ſolche Buͤcherhaͤndler 
ſchwer darum geftraft werden. Wer ihnen derlei Bücher weg⸗ 
nimmt und zerreißt, wird nicht als Frefler geftraft. 

31) Dagegen mag man wohl das neue und alte Teftament, 
die Bibel und andere riftliche Bücher kaufen und verkaufen. 

32) Da bisher der gemeine arme Mann von Prälaten und 
Gotteshaͤuſern, auch von edeln Gerichtsherrn, befonders in uns 
fern Vogteien, mit der Eigenſchaft, Ungenoffame, Fällen und 
Läffen und andern Geredhtigkeiten hart und firenge gehalten 
worben ift, wir aber nad) unfern Bünden den Orten nichts 
abzubrechen haben an ihren Herrlichkeiten und Rechten, dagegen 
in unfern Vogteien derartige Mißbraͤuche am meiften geübt 
werben, fo follen wir darüber rathſchlagen und unfere Voͤgte 
in die Vogteien mit dem Auftrag fchiden, daß fie ein Einfehen 
thun und eine Milderung einleiten, damit der arme Mann nicht 
fo hart gehalten werbe. 

33) Insbefondere fol niemand wegen der Ungenoffame ges 
firaft werden, da die Ehe ein Saframent if. 

34) Weldyer Eigene begehrt, fi von der Eigenfchaft 
Io&zufaufen und zu ledigen, das fol ihm geflattet fein um ein 
ziemliches Geld. Wollte aber ein Herr ihn deßhalb zu hart hals 
ten, fo fteht es bei der Obrigkeit, ſolches zu vermitteln und zu 
ermäßigen nach Ziemlichkeit. 

3) Da wir Lalen von den geiftlihen Fürften, Kloͤſtern, 
Stiftern u. f. f. vielfach durch Ankauf von liegenden Gütern 
beſchwert worden find, fo find wir überein gelommen, daß bies 
felben in Zufunft Feine Liegenfchaften mehr erwerben bürfen, 
ohne Bewilligung der Obrigkeit im einzelnen Fall. 

36) Auch dürfen diefelben ohne Bewilligung der Obrigfeit 
feine Schuldforderungen auf liegende Gründe verlegen, weder 
innerhalb noch außerhalb der Eidgenofienfchaft. 

37) Jedes Gotteshaus fol der Obrigkeit ehrliche Rechnung 
geben über Einnahmen und Ausgaben und das Bermögen. 

38) Wer Stiftungen und Pfründen an Gotteshäufer ober 
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zu Handen ber Geiſtlichen verordnen will, was nicht gehindert 
werden foll, der fol doch diefelben nicht unabloͤslich auf feine 
liegenden Güter feben. Werden ſolche Schulden abgelöst, fo 
fol das Geld durch die weltlichen Vögte und Pfleger wieder 
angelegt werben. 

39) Wenn ewige Zinfen mit baarem Geld verfauft und 
Verſchreibungen darauf errichtet und diefe für ablöslich erklärt 
find, fo follen au die Zinfen abgelöst werben dürfen, ein 
Stuͤck mit dreißig Stüden. 

40) Es fol Riemand dem andern das feinige mit Gewalt 
ohne Recht vorenthalten, es ſeien Zinfe, Renten, Gülten, Flein 
und großer Zehnte, Schulden, Gerechtigfeiten und Siegel und 
* Brief gehalten. werben. 

41) Jeder Obrigkeit it unbenommen, wenn weitere Miß- 
braͤuche fi auf deren Gebiete auf Seite der Geiftlichen zeigen, 
ein Einfehen zu thun, unter Beachtung der obigen Artikel. 

42) Obwohl die Geiftlichen biäher von allen Beſchwerden Stgımahiat ber 
frei gewefen find, und bie weltliche Obrigkeit mit dem Bann 
erfchredt haben, fo daß diefe nicht wagte, denſelben Steuern, 
Tellen, Zölle, Umgeld, Tagwen u. f. f. aufjulegen, fo hat 
doch ſolches in der heiligen Schrift Feinen Grund, ſondern ift 
großen Theild durch erdichtete geiftliche Rechte eingeführt wor⸗ 
den. Daher iſt unfere Meinung, daß alle Priefter, fie ſeien 
Weltliche oder Ordensleute alle Befchwerben, womit der gemeine 
Mann einer weltlichen Obrigkeit gehorfam fein ſoll, in Steuern, 
Tellen, Reiſekoſten, Zoll, Geleite, Umgeld u. ſ. f., ebenfulls 
tragen und darin der weltlichen Obrigkeit gehorfam fein follen. 

43) Wir behalten und vor, diefe Artifel zu mehren oder 
zu mindern, je nachdem es unfere Eidgenoflenfchaft gegen Gott 
und Welt verantworten Tann, auch loͤblich, nüglich und ehrlich 
fein mag ©). 

Dieſes Mandat, obwohl von den Boten der Fatholifchen Sharatter dee 
Stände entworfen, Fam indefien nicht zur Ausführung. Aus 
ſehr verfchiedenen Gründen wollten einige Stände nicht beitreten, 
und fo blieb die Sache liegen. Für das Eidgenöffiihe Recht 


6) Bullingers Reformationsgefchichte I. ©. 213. 
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und die Einficht in bie Zuftände jener Tage bleibt der Entwurf 
deſſen ungeachtet ein wichtiged Denkmal. Die Verwirrung und 
der Zwiefpalt innerhalb der Kirche war fo groß, und die obere 
Kirchenleitung fo wenig der Sachlage gewachſen oder fo träge, 
dag auch in den Thellen der Schweiz, welche vorzugsweiſe den 
alten Glauben aufrecht erhalten wollten, doch der Staat, die 
weltlihe Obrigkeit von fi aus reformirend einzuwirken 
gedachte, fo weit ed ihm nöthig erſchien. Der Charakter dieſes 
Mandats und die Art, wie die Verfaſſer desfelben zu Werfe 
gingen, tft offenbar Eonfervativ. Die Haupttendenz ging dahin, 
das MWefentlihe, den hergebrachten Fathol. Glauben 
felbft zu erhalten und vor der drohenden Exiſtenz zu erretten. 
In diefer Beziehung gab das Mandat keinerlei Veränderung 
von fih aus zu, und die Autorität der Kirche follte hierin uns 
verbrüchlich feftgehalten werden, bis fie felber ſich Darüber erflärt 
haben werde. Mit Rüdfiht auf das Dog ma beftritt Die Ber- 
ordnung bie Berechtigung bes Staates oder einzelner Individuen 
zur Reformation. 


Dagegen in allen den Beziehungen der Geiſtlichen zu der 
weltlichen Obrigkeit und zu den Laien, weldye nicht unmittelbar 
den Glauben betreffen, ſondern die bürgerlihe Stellung jener 
und die Eigenthums⸗ und Geldverhältniffe derfelben, da nahm 
auch der Fatholifch gebliebene Staat nun eine der Kirche 
übergeordnete Stellung ein und fchaffte eine Reibe 
von praftifchen wichtigen Mißbraͤuchen ab. Das Berhältnig 
zwifchen Staat und Kirche, wie es durch den Steg des Papſt⸗ 
thum® über das Kaifertbum während des Mittelalters beftimmt 
worden war, bie Ueberordnung des geiftlichen Reiches über das 
weltliche Reich, hatte nun doch aud in den Fatholifchen Staaten 
eine gewaltige Erfchütterung empfunden. Die Boten der kathol. 
Stände hatten ed gewagt, nicht allein den Staat in allen Außers 
lichen Dingen zu emanzipiren von der Kirche, fondern auch 
vom Staate aus felbft kirchliche Einrichtungen zu reformiren, 
wo diefe entartet und nicht unmittelbar auf Glaubensfägen zu 
beruhen ſchienen. Allerdings festen die Standeshoten hierin nur 
fort, was die Eidgenofien auch ſchon vor der Reformation in 
manchen Fällen gethan hatten. Das politifche Freiheitsgefuͤhl 
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der Eidgenofien war von jeher fo flarf, daß fie in äußern Din 
gen ſich nicht leicht unter ein geifliches Regiment ſchmiegten. 
Aber nun wurde doch in größerem Zufammenhang und mit kla⸗ 
rerem Bemwußtfein die Hoheit des Staates" und das Recht der 
weltlichen Obrigfeit auch den Geiftlidhen gegenüber ausgefpros 
chen und prinzipiell angewentet. Es lag hierin jedenfalls ein 
bedeutender Fortfchritt zu der modernen Geftaltung des Verhält⸗ 
niſſes von Staat und Kirche. 

Zwar wurde auch mit Bezug auf den reformirenden Theil 
bes Mandats die Entſcheidung eines Konzillumd oder einer 
chriſtlichen Verſammlung vorbehalten, aber weder unbedingt, 
noch mit Bezug auf alle Punkte. Die Mitwirkung des Staates 
bei Beichlüffen jener wurde ausbrüdlich vorausgefeht, und in 
manchen einzelnen Punkten, inshefondere in den Rechtsbeziehun⸗ 
gen der Geiftlichen zu den Laten fo entfchieven das weltliche 
Recht der Obrigkeit zum Ausdrud und zur Anerkennung gebracht, 
dag man wohl fieht, in ſolchen Dingen hielten die Berfafler 
des Mandate das Recht des Staates für fo Far und entſchie⸗ 
den, daß fie geiftlicher Einfprache ſich keineswegs gefügt hätten. 

3) Die Reformation erhielt indeſſen neuen und größern Ans garhotifdce 
bang in der Eidgenoſſenſchaft. Und während vor Kurzem noch Kung — — 
Zürich allein geſtanden war, der gefammten Schweiz gegenüber, 
fo ward nach und nach die reformirte Bevölkerung der Schweiz 
zahlreicher als die katholiſche. Der Wiverftand gegen die Re⸗ 
formation befchränkte fich mehr und mehr auf die innere Schweiz. 
Den Kern derfelben bildeten die V Orte Luzern, Url, Schwyz, * 
Unterwalden und Zug. a 

Auch diefe Stände richteten munmehr ihren Blick außer die 
Schweiz und ſuchten fi) außerhalb der Eidgenofienfchaft mit 
Gleichgeſinnten zu verbinden und zu verftärfen. Die reformirten 
Städte hatten in Oberbeutfchland Verbindungen angefnüpft. Die 
katholiſchen wendeten fih nun an König Ferdinand von Ungarn, 
Erzherzog von Deftreich,, der Im deutfchen Reiche als die Haupt: 
Rüge der Fatholifhen Partei angefehen war. In der That fam 
zu Anfang ded Jahres 1529 ein Bund zwifchen König Fer⸗ 
dinand und den V Orten zu Stande. Die beiden Theile kom⸗ 
men überein: 

Bluntfali Bunbesscht. 1 
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1) Sie wollen in ihren Gebieten bei dem alten, wahren 
hriftlichen Glauben und den chriftlichen Saframenten ohne alle 
Veränderung verbleiben, bi8 auf eine gemeine chriftliche Refor⸗ 
mation, wie biefe von gemeinen chriſtlichen Ständen in einem _ 
chriſtlichen Konziltum verordnet wird. Ausgenommen wo Miß⸗ 
bräudye wären, die das Wefen des alten chriſtlichen Glaubens 
und die Saframente nicht berühren, deren Abftellung zu gemei⸗ 
nem Nuten und Frieden diente, da wollen fie zufammentreten 
und mit Zuzug der geiftlichen Obern ſich zu vereinbaren trach⸗ 
ten. Kommen fie nicht überein, fo behält ſich jeder Theil vor, 
derlet Mißbräuche von ſich aus abzufhaffen. Im Vebrigen 
wollen fie 10 Sahre lang ein chriftliches Konzilium erwarten. 

2) Wer in unfern Gebieten den alten Glauben antaften und 
dagegen predigen und neue Seften zu ftiften wagte, der fol an 
Ehre, Leib und Leben, nad feinem Verſchulden geftraft werden. 

3) Würde Jemand einen der Berbündeten hindern wollen, 
die Strafe zu vollziehen, fo helfen die Verbündeten einander wis 
der einen ſolchen. 

4) Keiner der Verbündeten fol einem andern, er fei Zus 
therifch oder nicht, der außerhalb diefer Bereinigung iſt, Gewalt 
zufügen, noch Urſache zum Kriege geben. Würde aber einer 
‚ der Verbündeten wegen feines alten chriftlichen Glaubens ans 
gegriffen und zur Gegenwehr gezwungen, fo leiften fie fi) bes 
förberlih Zuzug und Hülfe. 

5) Würde Semand und oder unfere Unterthanen ober Bers 
wandten vom Glauben drängen, unfere der geiftlichen ober 
weltlichen Obrigkeit Güter entfegen ober vergewaltigen, fo foll 
der Theil, dem folches Unrecht um des Glaubens willen begeg⸗ 
net, für ſich felber Feinen Krieg beginnen, wenn er nicht zu 
eilender Gegenwehr genöthigt wird, fondern die andern Ber 
bündeten an eine gelegene Malftatt rufen, nämlidy Feldkirch, 
Bregenz, Ratolfzel, Waldshut, Lauffenburg, Kaiferftuhl, Bas 
den, Werdenberg oder Sargand. An einem der Orte follen die 
bevollmädhtigten Boten der Verbündeten berathen, ob der Wider⸗ 
wille in Gütigfeit geftillet oder durch ein Rechtöverfahren erle⸗ 
digt und fo jeder Krieg vermieden werben koͤnne. Wird aber das 
nicht erlangt, fo follen die Boten die Gewalt haben, dem Be 
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leidigten Hülfe zu erkennen, mit ganzer Macht, Hauptleute und 
Kriegsräthe zu ernennen und die Vollztehung zu befehlen. 

Würde die Hülfe von Seite der V Orte begehrt, fo fol der 
König Ferdinand ihnen zum mindeften 6000 Mann zu Fuß und 
400 Reifige, fammt Feldgeſchuͤtz auf feine Koften zu Hülfe fenden. 
Würde von Seite des Könige Hülfe begehrt, und zwar inner- 
halb der Eidgenofienfchaft, fo ziehen die V Orte je nach Um- 
fländen mit aller Macht oder einem Theil derfelben auf eigene 
Koften aus gegen den Feind, wenn außerhalb die Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft, fo iſt ver König berechtigt, Hauptleute aus den Orten zu 
erwählen und Krieger zu beftellen, die er beſoldet. Diefe Huͤlfs⸗ 
truppen mögen dann über den Rhein ziehen. 

Damit aber Niemand denke, daß wir unter dem Schein der 
Handhabung des dhriftlichen Glaubens nady Erweiterung un- 
ferer Herrichaft ftreben, fo haben wir befchlofien: Was König 
Ferdinand oder andere auswärtige Berbündete außerhalb ber 
Eidgenofienfchaft befigen, ihnen weggenommen und wieder er- 
obert wird, daß, ſoll denfelben wieder zugeftellt werden. Ebenſo 
was die V Orte innerhalb der Eidgenoffenfchaft befiken, ihnen 
genommen und wieder erobert wird, fol ihnen allein verbleiben. 
Was dem Feind außerhalb der Eidgenofienfhaft abgenommen 
wird, das fol den auswärtigen Verbündeten allein zufommen ; 
ebenfo was dem Feind innerhalb der Eidgenoflenfchaft abger 
nommen wird, das foll ausſchließlich den eidgenoͤſſiſchen Ver⸗ 
bündeten zugehören. Kein Theil fol, wenn ed zum Kriege ges 
fommen ift, ohne des andern Wiffen und Willen Friede machen, 
aber auch Fein Theil einen ehrlichen gebührlichen Frieden muth- 
willig ausſchlagen. Koften, weldye in einem foldyen Frieden an 
den Feind zu zahlen find, follen von beiden Thellen je zur 
Hälfte bezahlt werben. 

6) Wenn Geiftlihe, Klofterleute oder Laienpriefter ihren 
Drden und Stand verlafien und deßhalb ihr Einfommen mit 
Beichlag belegt wird, und nun in Folge deſſen eine Obrigfelt 
Schaden leiden follte, fo foll aud in einem foldhen Fall die 
obige Hülfe gewährt werden, 

7 Kommt es zum Kriege, fo wird dem Feinde aller 
Proviant abgefihlagen. Dagegen laffen fih die Verbündeten 


Gefahr des 
Bundes. 
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allen Proviant an Lebensmitteln und Kriegsbedarf ungehindert 
zufommen. 

8) Neue Verbündete werden nur mit Zuftimmung aller aufs 
genommen. 

9) Belavden fih die Verbündeten nicht mit Altern Sachen 
und Händeln, fondern fhließen diefen Bund bloß des Glaubens 
wegen, und zur Gegenwehr. 

10) Vorbehalten werden ſowohl die Erbeinung zwiſchen 
Defterreih und der Eidgenoffenfchaft, als die Altern Bünde und 
Staatöverträge. 

11) Entfteht ein Streit zwifchen den Verbündeten, fo if 
einer der Bifchöfe von Konftanz oder Bafel Obmann’). 

So das Ferdinandifche Buͤndniß. Die Gefahr war aller: 
dings vorhanden, daß die alte Eidgenoflenfchaft des Glaubens 
wegen auseinander bredye. In dem hriftlichen Bürgerrecht war 
der Anfang zu einer neuen reformirten Eidgenofienfchaft gemacht, 
in dem Fatholifchen Bunde die Einleitung zu einer neuen katho⸗ 
liſchen Eidgenoffenfhhaft getroffen. Der leßtere Bund war um 
fo gefährlicher für den Beftand der Eidgenoſſenſchaft, ald ber 
auswärtige Verbündete, König Ferdinand, mächtiger war, als 
bie V Orte der Eidgenoſſenſchaft, fomit das Schwergewicht des 
Bundes außerhalb die Eidgenofienfchaft verfegt war. Die Frage 
des alten Zürichfrieges Fehrte wieder, wenn auch unter ver- 
änderten, zum Theil umgekehrten Verhältnifien. Run war es 
doch vornämlich die innere Schweiz, welche, um ihren Glaus 
ben zu bewahren, ſich mit Defterreich in einen engen Bund ein⸗ 
ließ, und die Beforgniß erwedte, daß ber neue öfterreichifch- 
fatholifche Bund in feiner Entwidelung die alte Eidgenofien- 
ſchaft durchbrechen und zerfören koͤnnte. Während im alten 
Zürichfriege Schwyz voraus für die Integrität der Eidgenoſſen⸗ 
Schaft im Gegenfab zu der zürcherifchsöfterreichifchen Politik einge: 
ftanden war, fo war ed nun vorzugsweife Die äußere Schweiz, 
und befonders Zürich, welches wider die öfterreichifchsTugernifche 


Politik fih erhob und die Integrität der Schweiz vertrat. 


7) Bullingers Reformationsgefhichte I. S. 48. 
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Neunzehntes Kapitel. 
Der erſte Landsfriede von Kappel 1529. 





Aufbruch zum Krieg. — Charakter des erften Friedens. — Inhalt. 
Einleitung. — Glaubensfreiheit, Prinzip der Parität. — Bünde 
mit Auswärtigen. — Benfionen. — Keine Sondertage. — Berant: 
wortlichfeit nnd Amneſtie. — on en bee Ölaubene wegen 
verboten. — Keine Beichlagnahmen auf Kirchengüter. — Dr. Mur: 


ner. — Kriege sfoften. — Selbſtaͤndigkeit der er Wahrung ihrer 
Rechte. — Derbefierung im Thurgau. — Friede. — Der Bei: 
brief. — Eidgenöffifhe Landesgeſetze über Schmah⸗ 
reden. 


Die V Orte wurden von den Boten der übrigen Stände aufbrus zum 

angegangen, freiwillig von dem Ferdinandifchen Buͤndniſſe ab⸗ ** 
zuftehen. Aber vergeblih. Die Etimmung beider Hauptparteien 
wurde immer feinvfeliger. Da gab die Hinrichtung des refor- 
mirten Pfarrers Kaifer, der in der Herrfchaft Uznach gefangen 
genommen und nady Schwyz abgeführt worden war, das Sig» 
nal zum Kriege. Zürich ergriff die Waffen und zog ins Feld. 
Auch die V Orte fammelten fi nun. Bern, unzufrieden über 
das ftürmifche Verfahren Zürihe, drohte mit den Waffen das 
eidgenöffifche Recht aufrecht zu Halten und wider den Angreifer 
zu ftreiten. Don Seite der übrigen Stände wurde mit Ernft 
für den Frieden gearbeitet. Es Fam dieſer wirklich, gegen 
Zwinglis Wünfche, welcher von dem Krieg größeren Vortheil 
für feine Politik und feine Lehre hoffte, zu Stande. 

Die Grundfäße, die In dieſem Frieden ausgefprochen find, —— 
find ſehr wichtig für das eidgenoſſiſche Recht. Alle fpätern 
Landfrieden wurden nach entfchiedenen und blutigen Stegen zus 
erft der Katholifchen über die Evangelifchen, fpäter der Evans 
gelifchen über die Katholifchen abgefchloffen. Der Einprud der 
Schlachten, welche denfelben vorausgingen, hob die Ausfprüche 
der einen über Gebühr, reizte biefelben zum Webermuth, und 
lähmte den Widerfland und die Freiheit der andern. Diefem 
erften Landéfrieden aber war fein Blutvergießen, Feine Schladht 
vorausgegangen. Zwar waren in diefem Momente. die Refors 
mirten an Kriegerüftung den Katholifchen überlegen, aber doc) 
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nicht in dem Maße, daß nicht diefe ohne Bedenken eine Schlacht 
hätten wagen dürfen, jene hatten das Uebergewicht, aber doch 
nicht in dem Maße, daß der Sieg mit den Waffen für dies 
felben ficher gewefen wäre. Es wurde daher diefer Friede von 
beiden Eeiten mit größerer Freiheit gefchloffen, als einer ber 
fpätern, und die Grundfäße, die in demfelben ausgeſprochen 
find, tragen in höherm Maße den Stempel der Wahrheit und 
des Rechtes an fich. 


er Die Boten der Stände und Länder Glarus, Solo- 
thurn, Schaffhbaufen, Appenzell, Graubüns 
den, Sargand, Straßburg und Konftanz erfchei- 
nen in dem Snftrument ald Vermittler. Unter denjelben 
war vorzüglich der Blarnerifche Ammann Hans Aebli thätig 
gewefen. Als Parteien werben bezeichnet: Zürich auf der 
einen Seite mit feinen Mitburgern, den Städten Bern, Bas 
fel, St. Ballen, Mühlbhaufen und Biel, den eid- 
genöffifhen Städten des chriftlichen Bürgerrechts, und die 
V Orte Luzern, Urt, Schwyz, Unterwalden und 
Zug auf der andern Seite. Damit die Zertrennung der Eid» 
genoffenfchaft und großer Sammer und Noth vermieden und der 
Nuten und die Ehre gemeiner Eidgenoffenfchaft und ganzer 
deutfcher Nation gefördert werde, haben die Vermittler mit gros 
fer Austragung von beiden Theilen die Zuftimmung zu folgen» 
den Friedensartifeln erhalten: 


Giaubenefrei. 1) Da Niemand zum Glauben gezwungen 
——— werden ſoll, fo ſollen auch die V Orte und die ihrigen nicht in 
Glaubensſachen genöthigt werben. 


Betreffend die Zugewandten und die Vogteien, die beide 
Theile gemeinfam zu beherrfchen haben, gelten folgende Grund» 
fäge. Woſelbſt die Meffe abgeftellt und die Bilder verbrennt 
oder abgethan worden find, da follen die Leute deßhalb nicht 
geitraft werden. Wo aber die Meſſe und die Eeremonien noch 
vorhanden find, da follen diefelben auch nicht zur Neuerung 
gezwungen, nod ihnen Creformirte) Praͤdikanten geſchickt wers 
den, ed wäre denn, daß die Mehrheit ſolches erkennte. Wozu 
ih die Mehrheit der Kirchgenoſſen entfcheivet, zum 
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einen ober andern, dabei foll es bleiben. Aber Fein Theil fol 
den andern wegen feines Glaubens fangen oder ftrafen. 

Die Hauptgrundfäge liegen in dieſem erften Artifel. In 
ihm ift bereits das Prinzip ver Barität, d.h. der ftaat- 
lichen Gleichberechtigung beider chriſtlicher Konfeſ⸗ 
ſionen enthalten. Es iſt anerkannt, daß kein Ort den andern, 
daß auch die Eidgenoſſenſchaft nicht einzelne Orte zur Beibe⸗ 
haltung oder zur Abaͤnderung ihres chriſtlichen Glaubens zwingen 
dürfe. Die katholiſchen Stände verzichteten ſomit hierin den 
reformirten gegenüber ausdrüdlih auf die Feſthaltung des alten 
Rechtes des Mittelalters, wornad jede energifche Abweichung 
von dem Fatholifchen Glauben als ein Verbrechen behandelt und 
der Krieg gegen die Keber ald Pflicht angefehen ward. Sie 
erfannten das Prinzip der Glaubensfreiheit, welches 
von den Reformirten zuerft verfündigt worden war, nun den 
reformirten Orten gegenüber an, nahmen es aber gleichzeitig 
auch für fich felber in Anfprud. Und hinwieder geftanden bie 
teformirten Stände die Folgerichtigfeit dieſes Schluffes zu, und 
verzichteten darauf, die Orte zur Annahme der Reformation zu 
nöthigen. 

Damit hatten aber beide Theile dem Prinzip nad darauf 
Verzicht geleiftet, von Staats wegen ihren Glauben in 
gefammter Eidgenoſſenſchaft durchzuſetzen. Mochte 
jeder Theil noch fo lebhaft feinen Glauben für den allein 
wahren halten, der Staat als Staat bot fi) nicht mehr 
dazu her, diefen Glauben dem andern aufzunöthigen. Mochte 
die Kirche noch fo ausschließlich fein, der Staat als Staat 
erfannte die Berehtigung beider Konfeffonen ne 
beneinander.an. 

Diefe Grundfähe find denn auch durchgeſuͤhrt im Verhaͤlt⸗ 
niß zu den gemeinen Herrfhaften. In Folge derfel- 
ben wird nun auch von den fatholifchen Ständen, welche noch 
die Mehrheit hatten unter den regierenden Orten, zugeftanden, 
daß die Mehrheit der Obrigkeit im Glaubendfachen 
nicht entfcheide wider Die Minderheit, die einen andern 
Glauben habe. Das politifche Mebrheitsprinzip ward fomit zu 
Bunften der flaatlihen Gleichberechtigung beider Konfeffionen 
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aufgegeben. Es wird den Unterthanen felbft, und zwar jeder 
Kirchgemeinde die freie Wahl eröffnet, welcher von beiden 
Glaubensrichtungen fie folgen wolle. Und was die Mehrheit 
der Kirhgenoffen®) befchließt, das gilt für die Kirchge⸗ 
meinde. Jede Kirchgemeinde wird fomit ald ein Ganzes bes 
trachtet, und für fie allerdings wieder das Mehrheitöprinzip zuges 
laſſen, das für das ganze Land aufgegeben worden if. Im der 
Kirchgemeinde muß fi die Minderheit unterziehen, wenn 
die Mehrheit reformirt oder wenn fie Fatholifch bleiben will. 
Die Kirchgemeinde kann, wenn fie will, ihre Glaubens⸗ 
einheit erhalten, fie braucht ſich nicht in berfelben Weiſe in 
ihrem Innern auch fpalten zu laffen, wie das Land, melde 
Herren hat von verſchiedenem Glauben, die Spaltung dulden 
muß. Wi ſich die Minderheit einer Gemeinde nicht fügen, fo 
fieht ven Einzelnen frei, die Gemeinde zu verlafien, und ſich 
anderöwo in einer Gemeinde, wo die Mehrheit ihres Glau⸗ 
bens iſt, anzufiebeln. | 

Endlich wird beftimmt, daß der Einzelne um des Glau⸗ 
bens willen nicht geftraft werben darf. Indeſſen auch biefer 
Grundfag wurde damals, gleich wie der vorhergehende, nur für 
die gemeinen Herrſchaften anerfannt. Auf dem eigenen Gebiete 
blieben beide Theile noch erflufiver. Im eigenen Lande ers 
fannten fie damald das Prinzip der Parität noch nicht an, 
welches fie für die eidgenöffifchen Beziehungen nun anerfannt 
hatten. Im eigenen Lande wollten damald noch beide Theile 
die Einheit des Glaubens fefthalten und durchſetzen. Die res 
formirten Stände buldeten nicht, daß ein Theil ihrer eigenen 
Bevölkerung Tatholifch bleibe, und die Fatholifhen Stände ges 
Rtatteten nicht, daß ein Theil ihrer Bevölkerung fich zur Refors 
matton befenne °). 


8) Alle über 14 Jahre wurben bei der Abftimmung zugelaffen. Tagf. 
zu Baden, Mittwoch na St. Martinstag 1529. 

9) Die evangelifchen Städte legten zwar, da fie im Fortfchritt bes 
griffen waren, dieſem erften Artikel auch ven Sinn bei, daß es in ven 
V Orten ſelbſt nun Einzelnen geftattet fei, fich zu dem reformirten Glan: 
ben zu befennen. ber weder die V Orte, noch felbit die Schiedsrichter 
erflärten fich für diefe ausgenehnte Auslegung bes Artikels. 
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Der ftaatliche Grundfag der Barität galt fomit für die 
Eidgenoffenfhaft und die gemeinen Herrſchaf⸗ 
ten, Aber er hatte noch Feine Anerkennung gefunden in ben 
einzelnen Orten. 

2) Der zweite Artikel behandelt die Bünde mit Auswärtigen. Bünte — 
Das Ferdinandiſche Buͤndniß, welches allein des Glaubens 
wegen aufgerichtet worden, ſoll nun, da man ſich uͤber den 
Glauben vertragen, bevor man aus dem Felde geht, den Schied⸗ 
leuten ausgeliefert und abgethan und von denſelben der Bun⸗ 
desbrief öffentlich zerſtoͤrt werden. Ueber die übrigen Burgrechte 
und Buͤndniſſe, welche neulich errichtet worden, ſoll auf Tagen 
das Nähere beflimmt werden. Das chriftliche Burgredht zwar 
zwifchen ben ſechs Ceidgenöffifchen) Städten Zürich, Bern, 
Bafel, St. Gallen, Mühlhaufen und Biel wird anerkannt. Der 
Vorbehalt aber bezog ſich doch auch auf das Verhältniß der res 
formirten Städte zu auswärtigen Städten, wie Konftanz 
und Straßburg. Darüber wurde nody nicht entfchieven. Es 
follte dasſelbe vorerft genauer geprüft werben. Aber das Fer⸗ 
dinandifche Buͤndniß, welches für die Ruhe der Eidgenoflen in 
der That gefährlich war, wurde jeßt fehon definitiv befeitigt, 
und fo nach diefer Seite hin die Integrität der Eidgenoſſenſchaft 
aufrecht erhalten. 

3) Die 6 Städte bitten nochmals die V Orte, daß fie und Penfionen. 
bie ihrigen ſich aller Fürften und Herren, des Reiſens, der 
Penflonen, Miethen und Gaben gänzlich entziehen und diefelben 
abthun und unſers Vaterlandes Acht haben. Sollte auf diefe 
Bitte nicht geachtet werden, fo ift beftimmt: Wenn einer oder 
mehrere aus den V Orten die Kriegsknechte her Städte und des 
ren Angehörige aufwiegeln, an ſich ziehen und mit fich führen 
würden zu Reifen (zu auswärtigem nicht Fapitulirtem Dienf), 
fo follen jene von ihrer einheimifchen Obrigfeit, wenn derfelben 
ſolches angezeigt wird, an Leib und Leben geftraft werben. 
Ebenfo fol gegen Thäter, die auf dem Gebiete der VI Städte 
betroffen werden, verfahren werben. 

4) Die Schiebleute können nicht finden, daß gegenwärtig 
die Hauptführer und Austheiler von Penftonen zu ftrafen feien, 
indem es in den Ländern erlaubt geiwefen, Penſionen zu bes 
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ziehen. Würden biefelben aber in Zufunft abgeftellt, dann laſſe 
fih auch in Zufunft die Strafe rechtfertigen. 
In diefer Beziehung fuchten die reformirten Stände ein 


“nationales Gebrechen auszurotten, welches felt den Burgunders 


Keine Sonder: 
tage. 


friegen verberblich gewuchert, und mancherlei Verderben für das 
Land nad ſich gezogen hatte. Die Einzelnen fonnten fich in 
dem Glanz ded Goldes, welches von auswärtigen Fuͤrſten ge 
fpendet wurde und gaben nur zu häufig um den perfönlichen 
Gewinn die Intereflen des Baterlandes Preis. Gegen biefe 
Sitte der einheimischen Magiftrate, Penſionen zu beziehen, eiferte 
Zwingli gewaltig und in Zürich drang feine ftrenge Anficht 
dur. Aber ſchon in Bern war e8 anders. Obwohl dem PBrin- 
zip dort ebenfalls gehuldigt wurde, fo waren die Berner Großen 
doch weit entfernt, ſich der puritaniſchen Strenge, die fie ald 
bürgerliche Befchränftheit veradhteten, praftifch zu fügen. Und 
noch weniger Luft dazu hatten Luzern und die innern Länder, 
in deren ftille8 Leben der Verkehr mit den Fürften Glanz und 
Ehre brachte, und die ohnehin geneigt waren, ihre Söhne auf 
gut Gluͤck ausziehen zu laſſen, wo immer fie Gold und Ruhm 
gewinnen fonnten. 

5) In Zukunft follen weder die IV Waldſtaͤtte, welche bis⸗ 
ber oft zu Bedenried oder anderwärts unter ſich getaget haben, 
noch andere Städte, welche Burgredhte unter fi haben, um 
feinerlet Sachen, weldhe die gemeinen Eidgenoffen bes 
treffen, fi an einzelnen Orten zufammenfügen, und bie ges 
meinfamen Suchen fo durch befondere Parteiung „übertroms 
mein”, denn es ficht zu beforgen, daß daraus nichts Gutes 
entfpringen möchte. Haben aber etliche Orte Burgredhte oder 
alte Bünde unter fi), und haben fie Dinge zu verhandeln, bie 
fie allein betreffen, fo mögen fie wohl ſich deßhalb vers 
fammeln, wo fie wollen. Kommt man aber zu eidgenöffifchen 
Tagen, fo follen alle mit Ernft helfen handeln, ohne alles 

„praftiziren und rotten”, d. h. ohne zu künſtliche tungen 
und Abfonderungen zu Seranlanen: 

Auch dieſes Prinzip ift in der That ein wahrhaft gemeins 
eidgenoͤſſiſches, und die feitherigen Abweichungen von demfelben 
haben immer nur fchäplicy gewirkt. Die Eidgenoſſenſchaft if 
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ein Ganzes, das nicht zerlegt werden darf, die gemeinfame 
Tagſatzung darf nicht zerfpalten werden in Sondertag⸗ 
fatungen. Die eidgenöfftifhen Angelegenheiten gehören vor 
jene, und nicht zur Vorbehandlung an diefe. Auf jener kann 
ſich der vielfeitige eidgenöffifche Geiſt offenbaren, auf dieſem 
fhrumpft er zu bloßem einfeitigem Parteigeift zufammen. 

6) Als feither viel auf Tagen davon geredet worden, daß 
etliche Drte im Namen gemeiner Eidgenofienfchaft von Städten 
und Laͤndern gehandelt und Tage ausgefchrieben, haben, wähs 
rend andere Orte dazu feine Verwilligung gegeben haben, fo 
ſoll ſolches in Zukunft vermieden werben, und bie Orte, weldhe 
ausfchreiben, unter ihrem eigenen Ramen und nicht im Namen 
Anderer, die nichts davon wiſſen, es thun. 

7) Da an die von Schwyz für die Kinder Jakob Kaifers, Berantwerttie 
genannt Schloflers, der zu Schwyz hingerichtet worden war, en 
eine Entfhädigung zu deren Unterhalt und Nahrung begehrt 
worden, fo haben beide Theile den Schiedleuten diefe Sache 
anheim geftellt. Was dieſe urtheilen, wollen fie halten. 

8) Alle Mandate, welche die ſechs Städte des göttlichen 
Wortes wegen haben ausgehen laflen, follen ungehindert und 
unangefochten bleiben. Wo auch die Mefle und Bilder abge: 
than worden, da foll Sedermann, wen er auch zugehörig ſei, 
alfo auch Unterthanen der V Orte, welche auf dem Gebiet der 
Städte gelebt haben, bis aufgdiefe Stunde deßhalb nicht ange⸗ 
fochten noch beftraft werben, und nicht befohlen werben, die Mefie 
und Bilder wieder aufzuridhten; immerhin in ber Meinung, * 
Niemand zum Glauben gezwungen werde. 

9) Alle die, welche den beiden Städten Zürich und Bern 
zugezogen find ober ihnen zu dieſem frieglichen Vorhaben Hülfe 
und Vorſchub geleiftet haben, woher fie gefommen fein, von 
Bafel, St. Gallen, Mühlhaufen, Biel, aud dem Thurgau, von 
Bremgarten, Mellingen, aus dem Rheinthal, die Gotteshaus⸗ 
leute zu St. Gallen, die freien gemeinen Aemter im Aargau, 
die Leuee von Toggenburg, Gafter, Wefen und andere, gleich 
viel ob fie auch Unterthanen der Städte feien oder nicht, es 
feien einzelne Berfonen oder ganze Gemeinden und Etäbte, follen 
deßhalb nicht zur Rechenfchaft gezogen noch geftraft werden. In 
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gleicher Meife fol auch gegen alle die gehandelt werden, welche 
den V Orten zugezogen find, es feien Geiftliche oder Weltliche. 

Gamähungen 10) Die Schand- und Shhmähmwörter, welche biöher 

wegen verboten. yon beiden Theilen ded Glaubens wegen, grob und unverfchämt 
gebraucht worden, woher denn auch diefe Zwietradht großen 
Theils entfprungen ift, follen auf beiden Seiten vermieden und 
abgeftellt werden. Wer dawider thut, fol von feinen Herren 
und Obern, wenn ihnen dad angezeigt wird, nad feinem Bers 
fhulden an Leib und Gut geftraft werden. 

A —“ 11) Alle Haft (Arreſt), welche innerhalb der Eidgenofſen⸗ 

Kıraengäter, ſchaft angelegt worden auf Güter von Kirdyen und Etiftungen, 
wo die Mefle abgethan worden, foll aufgehoben und die bes 
treffenden Zinfe, Renten und Guͤlten audgerichtet werden. 

Dr. Murner. 12) Der Dr. Murner (der Redaktor der Difputation zu 
Baden - und Verfaſſer verfchiedener polemifcher Schriften gegen 
die Reformirten) fol vor den Schievleuten auf die Klage ber 
Städte Zürich und Bern Antwort geben und von Luzern dazu 
und zur Erftehung der Strafe, auf die erfannt wird, angehal- 
ten werden. Indeſſen will man die beiden Städte Straßburg 
und Konftanz diefer Sache entheben, von den übrigen vermits 
telnden Städten und Ländern dagegen follen zwei Boten deßhalb 
nad) Baden zufammen kommen. 

Kriegetoſten 13) Ueber die Kriegskoſten, welche die V Orte den Städten 
Züri und Bern, die zu diefer Frieglihen Empörung Urfache 
gehabt, zu zahlen haben, urtheilen die Schiedrichter. Das foll 
innerhalb 14 Tagen nady dem Frieden vollfiredt, widrigenfalls 
die 6 Städte den V Orten den fellen Kauf und die Speiſe ab» 
fchlagen. 

14) Ueber den Frieden zwifchen Bern und Unterwalben foll 
von den Schiedleuten gehandelt werden und es bei Bern ftehen, 
ob die Sache gütlich oder rechtlich zu erledigen fet. 

„SelgRenigtei feit 15) Beide Parteien mögen bei ihrem Glauben bleiben, fo 
rung ihrer ”" [ange e8 ihnen gefällt, und fein Thell den andern davon drän- 
gen noch treiben. Im Uebrigen follen alle Orte bei ihren Vog⸗ 

teien, ihrer Herrlichfeit und ihren Rechten bleiben, wie folche 
hergefommen find und vor dieſem Kriege beftanden haben. Doch 

fol die Stadt St. Gallen wegen des Kloſters daſelbſt in ihrem 
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Anliegen von den IV Schirmorten Zuͤrich, Luzern, Schwyz 
und Glarus in Ziemlichfelt bedacht und ihr darin geholfen 
werden. 

16) Da fi die Thurgauer über mancherlei Beſchwerden Berbeflerung im 
hoͤchlich beklagt, fo iſt der ernfte Wille und Meinung von Züs LAburgan 
rih und Bern, daß die bieberen Leute im Thurgau hinfür mit 
gottesfürdhtigen, ehrfamen, geftandenen, zuͤchtigen Obervögten 
und Amtsleuten verfehen und indbefondere an die Stelle des 
jetzigen Landvogts Stoder ein anderer Landvogt von Zug ges 
fest, audy an die Stelle des Landammanns Wehrli ein anderer 
Landammann ernannt werde. Das fol auch von den übrigen 
Orten, die am Thurgau Theil haben, zugefagt werden. Im 
Uebrigen verfpredhen die Orte mit den Städten Züri und 
Bern auf nädhften Tag unweigerlich zufammen zu fiten und zu 
berathen, wie die Beſchwerden der Thurgäuer zu ermäßigen 
ſeien. 

17) Die Bünde, die Stanzerverkommniß und dieſer Lands⸗ 
friede follen, wie von Alters her gefchehen, beſchworen werben. 

18) Zum Schluß foll diefe Feindſchaft und Widerwaͤrtigkeit Friede. 
und follen alle feinpfeligen Reden und Handlungen verziehen 
und nachgelaffen fein, fo daß Jedermann ruhig und unanges 
fochten in des andern Gebiet handeln und wandeln möge. Auch 
fol fein Eidgenoffe fi) vor den andern in befonderer Partei, 
Sekte oder Rotte auszeichnen (d. h. Eeine befondere Parteizeichen 
tragen), noch den andern deßhalb aufziehen, denn diefer Hans 
del fol Niemandes Ehre und Glimpf benachtheiligen. 

So wurde der Friede von den geordneten Herren angenoms 
men und den Schiedleuten übertragen, darüber Urkunden aus⸗ 
zuftellen. Die vorläufige Urkunde wurde im Feld von einzelnen 
Schiedleuten und der Stadt Zug beflegelt, Yreitag nad St. 
Sohannes des Täufer Tag 1529 0). 

Nach mehrfachen Erörterungen zwiſchen beiden Parteien und Der Beibrier. 
den Schiedleuten fam fodann noch auf Mathis des Zmölfboten 
Tag 1529 zu Baden folgender Beibrief zu Stande: 

Die Schievleute hatten den Koftenerfab, wie die V Orte 


10) Bullingers Reformationsgefhichte U. S. 185. 
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an die VI Städte im Landfrieden zu übernehmen verfprodhen 
hatten, auf die nicht bedeutende Summe von 2500 Kronen bes 
fimmt; und als jene die Summe nicht zahlen wollten, war 
ihnen von den Städten, nad der Drohung des Landfriedens, 
der feile Kauf gefperrt worden. Nun bequemten fie ſich doch 
zu der ungewohnten Leiftung. Dagegen wurde die Sperre wies 
der aufgehoben; von den reformirten Städten jedoch mit dem 
Vorbehalt, dag wenn neuerdings der Landfriede nicht gehalten 
werden follte, fie wiederum eine Sperre veranftalten würben. 
Ueber den Sinn des erſten Artifel$ wurde nichts näheres "bes 
flimmt. Die Fatholifchen Stände hatten indeſſen erflärt, man 
folle ihren Herren und Oberen den Handel anheimftellen, fie 
werden darin verfahren, wie fie es vor Bott und Ihren Eidge⸗ 
nofien verantworten können ). 
Gingenäfti- Gleichzeitig wurde von allen XIII Orten eine gemeinfame 
geege aber Verordnung erlaffen über die Schmähmworte. Es wurde darin 
veden. auf das ernftlichfte, bei hoher und fchwerer Strafe allen gemein⸗ 
famen und befondern Unterthanen geboten, daß fie folcdher un⸗ 
gebuͤhrlicher, ehrverleglicher, üppiger, unnuͤtzer und fchändlicher 
Schmach⸗, Schand⸗, Schmütz⸗ und Scheltworte, Veradhtungen, 
BVerkleinerungen, Reizungen und Anläßen, gar und gänzlich 
müffig geben und abftehen follen. Auch fol Niemand den ans 
dern mehr, zumal ded Glaubens wegen, mit einigen verächt- 
lichen Schelt⸗, Schmüßs und Lafterworten, Schandbuͤchern, 
Druden, Sprüden, Liedern, Gedichten und andern Anreizungen 
weder an Glimpf nody Ehre wider den Landöfrieden anziehen, 
ftüpfen, fchänzeln oder fchänden; fondern Jeder fich tugendlich 
und ehrbarlich zu den andern halten, wie es freundlichen und 
getreuen Eidgenoffen geziemt. Wer dawider thäte, der fol das 
büßen, ohne Schonung, an Leib und Gut, nad) der Größe 
feined Verſchuldens **). 


11) Bullinger I. ©. 214. 
2) Bullinger I. ©. 216. 
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Bortfchritt der Reformation. — Bolitifche Reformplane. Abtei St. 

oe Ballen. — a des eh Rechts. — Auswärtige 
Berbindungen. — Zweiter Landsfriede. — Barität der 
Stände. — Parität in den gemeinen Herrfchaften. — Bekräftigung 
des hergebradhten Bundesrechts. — Aufhebung des chriftlichen Burg⸗ 
rechts und des erflen Landfriedens. — Schavenerfag. — Eidgenöfft- 
fches Rechtsverfahren. — Gefangene. — Der Bernerfriede. — Wei⸗ 
tere Reftauration. 


Der Eindrud des erften Landfriedens war für bie refor⸗ Sprkiöritte ber 

mirten Orte fehr günftig. Die Reformation hatte nun volle 
ftaatsrechtliche Anerfennung gewonnen in der Eidgenofienfchaft. 
Sie war überdem In fichtbarem Zortichritte begriffen. Im Ins 
nern befeftigten fi die evangelifhen Städte mehr und mehr. 
In den gemeinen Vogteien fiel ein großer Theil der Bevölkerung 
nun ungehemmt dem reformirten Glauben zu. Schritt für 
Schritt verbreitete ſich Ddiefer über weit den größten Theil des 
eidgenöffifchen Gebietes. 

In demfelden Maße, wie diefe friedlichen Erfolge der Res ferziane ge 
formation fi) vermehrten, fteigerten ſich aber die politifchen St Gallen. 
Anfprücde Zwinglis und der von ihm geleiteten Stadt Zuͤrich. 
Zwingli hatte allerdings Plane zu einer gänzlichen auch poli- 
tifchen Umgeftaltung der Schweiz, und ging in der Förderung 
derfelben rückſichtslos zu Werke. In den gemeinen Herrfchaften 
wollte er die Klöfter zu Handen der Eidgenoffenfchaft nehmen 
laffen, gegen Abfindung der Klofterleute.: Und als der Abt 
von St. Ballen, Franz Geißberg, farb, wollte er biefen 
Moment benupen, die Abtei felber aufzuheben und die Unters 
tbanen der Abtei für Züri zu gewinnen. Den neu gewählten 
Abt Kilian erfannte Zürich nicht an und weigerte fich, demſel⸗ 
ben ins Recht zu ſtehen. Wie einen Glaubensartifel machte 
Zürid) den Sap geltend, „daß dieſen vermeintlichen Aebten und 
„geiftlichen Ständen feine weltliche oder zeitliche Beherrſchung 
„oder Regierung gebühre”, erklärte die alten Staatöverträge mit 


Umgeftaltung 
des eidgenoſſi⸗ 


fen 
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den Aebten von St. Gallen „ald dem göttlichen Gefallen und 
„der Schrift zuwider“, gab dem Vorbehalt des von Zürich ges 
feßten Hauptmann in den St. Galliſchen Landen, daß was 


das göttliche Wort abftelle, ausbedungen fein folle, die ausge⸗ 


edts. 


dehnte Auslegung, daß derſelbe durch ſeinen dem Gotteshaus 
geleiſteten Eid nicht gebunden ſei, die Rechte des Abtes zu 
wahren, und beſtaͤrkte die Unterthanen des Abts in der Wider⸗ 
ſetzlichkeit gegen die Herrſchaft. Mit Glarus und den Abgeord⸗ 
neten der Gotteshausleute zuſammen errichtete Zuͤrich eine neue 
Landesordnung, ſprach alle obrigkeitliche Gewalt dem Abte ab 
und dem von den Schirmorten geſetzten Landeshauptmann zu, 
verlangte, daß nur ein Landeshauptmann geſchickt werde, wel⸗ 
cher „der evangeliſchen Lehre und Wahrheit guͤnſtig ſei“, ent⸗ 
band bie Untertanen des Gehorfams auch gegen den Landes» 
hauptmann, wenn derfelbe anders fei und verfügte über dieſe 
Lande in der That, wie wenn fie Zürich angehörten. Sogar 
auf Glarus wurde dabei wenig Rüdficht genommen. Die bei- 
den andern Schirmorte Luzern und Schwyz wurden vollends 
nicht geachtet. Zwinglis Rathfchläge gingen in diefer Tendenz 
noch weiter, als der Zürcher Rath es guthieß, aber auch diefer 
verfuhr hier eigenmächtiger und gewaltfamer, als nicht bloß die 
fatbolifyen Stände, fondern felbft die reformirten Verbündeten 
Zürih8 es gutheißen Eonnten. 

Die gemeinen Herrfhaften wollte Zwingli ganz 
befeitigen, indem er Theilung des Gebietes unter die regies 
renden Orte vorfchlug; aber Theilung nicht zu gleichen Theilen, 
fondern fo, daß Zürich und Bern zwei Dritiheile ded Ganzen 
für fi) erhalten, die übrigen VI Drte nur einen Drittheil bes 
fommen follen. | 

Ueberhaupt wollte er das alt eidgendififhe Prinzip der 
Gleihberehtigung der Stände, welches aud im Jahr 
1481 zu Stans neu bekräftigt worden war, nicht länger aner⸗ 
fennen, fondern eine volftändige Hegemonte der beiden 
Städte Zürich und Bern berftellen, fo daß Nichts in der 
Eidgenoſſenſchaft geſchehen Fünne, es ſeien denn die beiden 
Städte darüber einig, welde wie „zwei Ochfen den Wagen 
ziehen.” Es dürfen den V Orten demnady nicht mehr V Stimmen 
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verbleiben auf der Tagfapung, fondern auch da foll mindeftens 
das Berhältnig von einem Drittheil für jene und zwei Drittheile 
für die Städte durchgeführt werden. 

Als Gründe für dieſe totale Bundesrevolution wurden die⸗ 
felben angegeben, die wohl Anfangs auch zu Stand und fpäter 
wieder angeführt worden find, die größere Bevölferung und das 
größere Gebiet der Städte, ſowie der Umftand, daß diefe fehr 
viel größere Koften für eidgenöfftihe Dinge zu bezahlen haben. 
Mit Einem Wort: Das Außere Recht des Bundes widerfpricht 
nach diefer Darftellung der Innern aus den natürlichen Verhaͤlt⸗ 
niffen entfpringenden Berechtigung. Und obwohl jenes auf die 
Bünde, das Verfommniß zu Stans und den noch neuen Lands⸗ 
frieden von Kappel, fomit auf frifche Anerkennung auch der 
Städte Zürich und Bern fidy fügte, fo trug der Verfaſſer je⸗ 
ned merkwürdigen Anſchlags doch Fein Bedenken, die beiden 
Städte zu offener Gewalt aufzufordern. „Denn, bemerkt er, 
eine jede Gerechtigkeit, Freiheit oder Macht in göttlichen und 
menſchlichen Rechten wird geftürzt und abgethan, fo man fie 
mißbraucht. Da nun Zudt und Gerechtigkeit in den V Orten 
erloſchen, fo ziemt es fich, daß fle dafür geftraft werden. Würde 
die Eidgenoſſenſchaft das nicht thun, fo würde fie felber die 
göttliche Strafe verdienen, weil fie in ihrem Innern ſolch gotteö- 
läfterlicdyes und verderbliches Weſen dulde“ 4°), 

Zwar hatte darin Zwingli ein richtiges politifches Brinzip aus⸗ 
geiprochen, daß im wirklichen ernften Konflikt zwifchen der innern 
Berehtigung und dem äußern, formellen Recht am 
Ende diefes jener weichen müfle. Aber er hatte dieſes Prinzip 
weber richtig angewendet, denn ein ſolcher Widerfpruch lag in 
dem eidgenöffifchen Bundesrecht denn doch nicht oder lange nicht 
in dem angegebenen Maße vor, noch waren die Mittel, welche 
er vorſchlug, um ein vermeintlich befferes, weil natürlicheres 
Recht herzuftellen, zu. rechtfertigen. Und mußte ein gerechter 
Mann zugeben, daß die V Orte auch ihre Stellung nicht rein 
erhielten von Mißbrauch, fo war doch nicht zu laͤugnen, Daß 


13) Das hoͤchſt Intereffante Gutachten Zwinglis iſt abgebrudt in 
Hottingers Yortfehung von Müllers Schweizergefh. I. S. 287 ff. 
Bluntſqhli Bundesreqht. 22 
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Berbindungen. 
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damals auf Seite der Stäbte und indhefondere Zuͤrichs der 
Mißbrauch ihrer Stellung in eidgenöffiihen Dingen größer war, 
daß fomit die Etädte ſich durchaus nicht eigneten, ald Bertreter 
der „göttlichen Gerechtigfeit und Strafe”, die V Orte von ihren 
hergebradhten Rechten zu entfeben. 

Auch in der auswärtigen Politik verließ Zwingli nun bie 
Grundſaͤtze des eldgenöffiichen Rechtes, die er felber vorher mit 
Nachdruck vertheidigt hatte. Er ging in reformatoriſchem Eifer Vers 
bindungen ein und nahm an politifchen Planen Theil, welche den 
Frieden und ſelbſt die Eriftenz der Eidgenofienfchaft gefährden muß» 
ten. Während Luther fich ausſchließlich an feine kirchliche Miffion 
hielt, und die gerwaltfame Erhebung wider den Kaifer entſchieden 
ald Empörung verdammte, fo ließ fih dagegen Zwingli mit dem 
Landgrafen Philipp von Heflen in weitausfehende Entwürfe 
ein, um gegen Kaifer Karl V., von dem fie beforgten, daß er 
unter dem Schein der Vermittlung, den Katholizismus herftellen 
wolle, einen thätlichden Widerſtand zu bereiten. Zweitens follte 
eine neue politifche Verbindung entftehen zwilchen dem deutfchen 
Zürften, die zur Reformation halten, einer Anzahl deutſcher 
Städte und den eidgenoͤſſtſchen Stäpten des chriftlichen Bürger: 
rechts, zum Schuße des evangeliſchen Glaubens und gegen den 
Kaifer. In Deutfhland war der Landgraf von Heflen das 
Haupt der Verbindung, in der Schweiz Zürich dur Zwingli. 
Auch mit der Republik Benedig wurde über den Beitritt unters 
handelt; in geheimer Sendung ward Eollin, der Bertrante 
Zwinglis, dahin geſchickt. Und ſelbſt mit Frankreich wurden 
über diefe Sache Erörterungen angeknuͤpft, und von Zwingli in 
Ausficht geftellt, daß auch Zürich, welches biöher die franzoͤſiſche 
Bereinigung beharrli von der Hand gewiefen hatte, unter 
Bedingungen derfelben nun beitreten werde ). Was mit Recht 
gegen den Berdinandifchen Bund der Fatholifchen Orte von dem 
Standpunkte des eidgenöffifhen Rechtes aus gefagt werben 
fonnte, das galt auch für diefe politifcden Tendenzen der evan- 
gelifchen Orte. Ja es waren die lebtern noch bevenklicher für 
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Archiv für ſchweiz. Gejchichte von Eſcher und Hottinger. 


5.20, Der zweite Landefriede von Kappel, von 1591. 339 


den Fortbeſtand der Eidgenofienfhaft, weil die auswärtigen 
Verbindungen nicht bloß zur Bertheidigung des beflehen- 
den Rechtes, fondern zur Umgeftaltung desfelben geſchloſſen 
wurden. So hatten beide Glaubenspatteten in der Schweiz den 
Verſuch gemacht, fich mit auswärtigen Dlächten enger zu vers 
bünden, auch wider die eidgenöffifchen Orte je der andern Kon⸗ 
feffion; zuerfi die V Orte, ſodann Züri. Ste waren beide 
nicht ſchuld, dag nicht Die Schweiz nach Konfeffionen aus⸗ 
einander riß, denn jeder Theil fchloß ſich an feine Glaubens» 
verwandten in Deutfchland fo enge an, daß davor die Gemein» 
ſchaft der Eidgenofien faktifch zurüdtrat. Die Gefahr, daß bie 
Eidgenofienfchaft ihre felbftändige politifche Stellung darüber 
verliere und wieder untergehe In dem größeren deutfchen Neiche, 
war wirflid groß. Aber wiederum ſprach fih der Geift, der 
durch die Weltereignifle zu den Völkern redet, gegen die Spals 
tung der Eidgenoffenfhaft und für die Fortdauer des Bundes⸗ 
rechtes im Innern und für die neutrale Stellung der Schweiz 
in Euroya aus. 

Diepmal wagten es die V Orte, welche unter der wider 
fie von den evangelifchen Orten verhängten Sperre fehr litten, 
von fih aus die Waffen zu ergreifen. Zurich ward uͤberraſcht. 
Bei Kappel fielen Zwingli und viele der angefehenften Männer 
der Neformpartei; dort und am Gubel fiegten die fatholifchen 
Orte. Es kam ein neuer Landöfriede mit Zuͤrich zu Stande, in zweiter 
weldyem nun die katholiſchen Orte das Uebergewicht des Siegers kandefriede. 
fühlen ließen, und Bern wollte den Kampf nicht allein wieder 
aufnehmen, in dem Zürich erlegen war. Auch Bern ging den» 
felben Frieden ein. Die Beftimmungen dedfelben find: 

1) Die von Zürich geloben, ihre lieben Eidgenofien von Bazlt ber 
den V Orten und ihre lieben Miütburger die Landleute von 
Walis und alle ihre Mithaften „bei ihrem wahren, unbezwei⸗ 
felten, chriſtlichen Glauben“ unbeftritten und unbifputirt zu 
faffen, mit Vermeidung aller böfen Bünde, Gefährde und Arg- 
liſt. Hinwieder verfprechen die V Orte, ihre Eidgenoſſen von 
Züri und ihre Mitverwandten „bei ihrem Glauben“ auch 
bleiben zu laflen. 

Obwohl die kalholiſchen Orte entſchieden geftegt hatten, fo 
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fonnten fie doch nicht an eine Reſtauration des Fatholtfchen 
Glaubens zu Zürich denfen. So tief waren doch die evangelis 
fhen Stände nicht gefunfen, um fidy eine direfte Einmiſchung 
in Glaubensfachen und einen gegen ihre Bevölkerung gerichteten 
Zwang gefallen zu laflen. Auch jebt wieder mußte zunaͤchſt 
das Prinzip, daß beide Konfeffionen G©eltung haben, 
das Prinzip der Barttät den verſchiedenen eidgenöflifchen 
Ständen gegenüber anerfannt werden. Aber die Form, wie das 
geihah, war verlegend für die NReformirten. Es lag darin 
offenbar ein Hohn gegen diefe, daß fie zu einem Vertrage ihre 
Zuftimmung geben mußten, in welchem der fatholifhe Glaube 
als der „reine, unbezweifelte, chriſtliche Glaube“, die Kons 
fefion der Reformirten dagegen nur als „ein Glaube” ſchlecht⸗ 
hin bezeichnet ward; ein Spott, der immerhin von ungleicher 
Würdigung der beiden Konfeffionen ausging, und infofern dem 
wahren Geiſte des paritätifhen Staatsprinzips widerfprad). 
Diefe Herabfegung und Demüthigung der Reformirten lag zwar 
nur in dem Ausprud, nicht in dem Inhalt diefer Beftimmung. 
Aber gerade darum war ſie um fo weniger zu rechtfertigen. 
Sie reiste und erbitterte bloß den einen Theil, und figelte nur 
den Hochmuth des andern Theile. Wollte man ernftlich und 
auf die Dauer Frieden, fo durfte man nicht ſolcher Gchäffigfeit 
den Lauf lafien. 

Die V Orte behalten ſich dabei „lauter“ d. h. ohne Ein- 
ſchraͤnkung vor: alle die durch Burg⸗ oder Landrecht oder fonft 
mit ihnen verwandt find, und alle die ihnen Hülfe und Bei⸗ 
ftand geleiftet haben. Ebenfo behalten fidy auch die Zürdyer die 
vor, die ihnen Hülfe und Zuzug geleiftet haben, daß audy fie 
in diefem Frieden begriffen fein follen. Indeſſen dingen hier die 
V Orte fih aus die Bervohner der Freien Aemter im Aargau, 
und von Bremgarten und Mellingen, die fi noch an die Ber⸗ 
ner halten; und ebenfo die Bewohner von Rapperöwyl, Toggen⸗ 
burg, after und Wefen, wofelbit Zürich Feine Rechte befige; 
doch fol mit denfelben nach Gnaden und in Ziemlichfeit gehan- 
delt werden. 

Varitat {m den 2) Beide Theile laſſen einander bei ihren Freiheiten, Herr, 
en lichkeiten und Gerechtigfeiten in den gemeinen Herrſchaften und 
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Bogteien unangefochten verbleiben. Wollen einzelne Gemeinden 
oder Herrichaften, welche den neuen Glauben angenommen has 
ben, dabei verbleiben, fo follen fie das wohl thun mögen. 
Wollen aber andere wiederum zu dem wahren alten dhriftlichen 
Glauben zurüdfehren, fo follen fie die Macht dazu haben. Die 
Individuen, weldhe den alten Glauben nody nicht verläugnet 
haben, eö-wäre heimlich oder öffentlich, die follen ungehemmt 
und ungehaßt bei ihrem alten Glauben bleiben. Wollen diefels 
ben die fieben Saframente, dad Amt der heiligen Meſſe und 
andere Ordnung der Klirchenzeremonien herftellen, fo mögen fie 
das thun und ebenfowohl behalten, als der andere Theil feine 
Predifanten. Die Kirchengüter, und was zu den Pfründen ge- 
hört, follen nad der Marchzahl der Bewohner einer Gemeinde 
zwiſchen den SPrieftern und den Predikanten getheilt werben. 
Auch fol Fein Theil den andern ded Glaubens wegen fchmügen 
noch ſchmaͤhen, und wer das thäte, von den Voͤgten beftraft 
werden. 

Es verfland fi, daß alle Pläne, die V Orte aus dem 
Mitbefig der gemeinen Herrſchaften zu verdrängen, nun aufs 
gegeben werden mußten und diefe ihre Rechte neue Anerkennung 
fanden. Aber auch da fland das reformirte Bewußtfeln fo feft, 
daß der Fortbefland der reformirten Gemeinden nicht beftritten 
werben konnte. Eine gewiſſe Parität beider Konfeffionen wurde 
doch wieder anerfannt; aber fie wurde getrübt durch das Stre⸗ 
ben, wo möglih, und fo weit der Wille der Gemeinden ober 
Einzelner in ven Gemeinden für die Reftauration des Katholis 
zismus zu gewinnen war, biefe zu unterflügen. Auch das Prins 
zip der Mehrheit der Gemeindsgenoſſen wurde nicht mehr uns 
bedingt anerkannt, wenigftens nicht gegenüber der Fatholifchen 
Minderheit. Diefe wird bei ihrem Glauben geſchützt, auch ges 
gen die Befchlüffe der proteftantifhen Mehrheit. Wäre diefer 
Grundſatz gleihmäßig und ausdrücklich für beide Kons 
feffionen ausgefprodhen worben, fo läge darin allerdings eine 
weitere Konfequenz des wahren Prinzips der Parität und ein 
Fortfchritt gegemüber den Befimmungen des erften Landfriedens. 
Wie in der Eidgenofienfchaft ſelbſt die Minderheit der Mehrheit 
gegenüber ihr Eonfeffioneles Recht behielt, mie Innerhalb der 
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ganzen gemeinen Herrſchaft ebenfo die Mehrheit der Minderheit 
in fonfeflionellen Dingen nicht das Geſetz machen durfte, fo 
nun auch innerhalb der einzelnen Gemeinden. Auch dieſe wur: 
den nun leichter, als vorher. paritätifhe Gemeinden. 
Faktiſch aber follte die Aufnahme diefes neuen Grundfages vor⸗ 
züglich dazu dienen, den vorhandenen Fatholifhen Minderheiten 
neue Zuverfiht und Stärfe zu geben. 

Gerecht ift das Prinzip der Theilung der Kirchen— 
und Pfrundgüter nach der Zahl der Bevölferung der näms 
lichen Gemeinde, zwiſchen den Katholiken und den Reformirten, 
und weife das erneuerte Verbot wechfelfeitiger Schmähreben. 

3) Die von Zürich verfprechen, die gefchworenen Bünde 
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ten und ſich hinfür nicht mehr in Herrſchaften einzumiſchen, 
woran ihnen fein Antheil gebührt. Hinwieder wollen auch die 
V Orte an den Zürdern die Bünde und Verträge getreulich 
halten. 

4) Die von Züri follen und wollen ſich der neu aufge: 
‚richteten Burgredhte, fo fie imerhalb ver Eidgenoflenfchaft oder 
” mit ausländischen Herren oder Städten gemacht haben, müffigen 
und diefelden abthun, indem ſolche Burgrechte mit den geſchwor⸗ 
nen Bünden unverträglid find. Ebenfo foll der vorher aufge 
richtete Landsfriede fammt dem Beibrief ebenfalls abgethan fein. 

Mie früher der Fatholifhe Bund mit König Ferdinand, 
fo wird nun der unter dem Ramen des chriſtlichen Burgredytes 
befannte reformirte Bund als uneidgensfiiich aufgehoben. 
In der That ertrug der Geift der gemeinen Eidgenoſſenſchaft 
weder foldhe enge Bünde mit Auswärtigen, noch fonnte geläugs 
net werden, daß auch innerhalb der Eidgenoſſenſchaft konfeſ⸗ 
ftonelle Sonderbünde für die Geſammtverbindung ſchaͤdlich feten. 
Aber das wahre Recht hätte einen Ausdrud erfordert, welches 
beide Theile in ihrer Abfonderung gleichmäßig betroffen Hätte, 
während nun durch Aufhebung des erften Landfriedens und durch 
die bloß gegen die Reformirten gewendeten Ausdrüde des zwei⸗ 
ten Landfriedens wenigftend der Schein entftand, als würde in 
demſelben Augenblid den katholiſchen Orten wieder geftattet, was 
den reformirten Orten verboten werde. 
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5) Züri muß die 2500 Kronen, welche es in Folge des Scadenerſat 
erften Landsfriedens von den V Orten bezoget, wieder zurüds 
esftatten. Und da die von Schwyz den Safob Schlofier mit 
Recht haben richten laffen, und auch die 100 Kronen, welche 
fie für die Kinder dedfelben bezahlt haben, wieder haben moͤch⸗ 
ten, die von Zürich aber vermeinen, daß folches ein Almofen 
für Die Kinder gewefen fei, wovon Zürich nichts empfangen, 
fo wurde beftiimmt, es ſoll diefe Summe von dem Abt von 
Wettingen, welcher wohl Almofen geben mag, an die Schwyzer 
erftattet werben. 

Sodann Elagen die V Orte, daß ihnen in etlichen Kirchen 
und Gotteshäufern die Bilder und Zierden gerbrocdhen und vers 
brannt und denen von Zug ihre Häufer zu Bliggenſtorf ver: 
brannt worden ſeien; die Zürcher aber erwiederten, daß fie an 
diefen Thaten Feine Schuld haben, weßhalb fe auch zu keinem 
Erfap verpflichtet ſeien. Sollten fie aber ſich überzeugen, daß 
fie oder die ihrigen diefen Schaden verurfacht haben, jo wollen 
fie gütli darum antworten. Dabei ließ man es denn beiber- 
feitö bewenden. Dagegen übernehmen ed die Zürdyer, den Scha⸗ 
ben, welcher den 3 Zugerifchen Kirchen Neuhelm, Menzingen 
und Schönbrunnen widerfahren, wieder zu erflatten und ſich 
nöthigenfalls Hierin dem Urtheil der IV übrigen Orte zu unter 
ziehen. Ob von Zürich weitere Kriegskoſten zu zahlen felen, 
bleibt weitern Berhandlungen, nötbigenfalls einem Rechtsſpruch 
nach den Buͤnden vorbehalten. 

6) In Zukunft follen alle Theile, es wären eines oder Eipgendifches 
mehrere Orte oder befondere geiftlidhe oder welts fahren. 
lie Berfonen, wenn fie an einen andern Ort Anfprachen 
haben, foldye nach dem Rechtsverfahren vernehmen und durch⸗ 
führen, welches in den Bünden vorgefehen if. Wollte aber 
Kemand dem andern dieſes Rechtsverfahrens nicht geftändig 
fein, fo follen die übrigen Orte dem Recht begehrenden Theil 
zum Recht verhelfen mit Leib und Gut, nad allem Vermögen. 

Die Bünde ſprachen in der Regel nur von Rechtsſtreit zwi⸗ 
fhen Ort und Ort. Hier iſt auch die Rede von Rechtsſtreit 
zwifchen einzelnen Individuen und andern Orten. Auch diefe 
werden an das eidgenöffifche Recht gewiefen und diefes Verfahren 
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unter die Garantie des Bundes geftellt. Die Erfahrungen mit 
dem Abte von Sy Gallen mochten dazu beigetragen haben, daß 
diefe wichtige Lücke in dem bisherigen Staatsrechte ergänzt wurbe. 
Und die Ergänzung geſchah durchaus richtig im Intereſſe der 
allgemeinen Redhtsficherheit und des Friedens. 

7) Wem das Seinige von diefem Krieg entwert und nies 
dergeworfen wurde, dem fol es wieder erfeßt werden, und jes 
ber Theil dem andern wieder herausgeben, was er inzwifchen 
von defien Gütern in feine Haft genommen hat; das Zerftörte 
ſoll er erfeßen. j 

8) Die Gefangenen werben gegenfeltig ausgetaufcht, Mann 
gegen Mann. Kür die mehrern Gefangenen in der Gewalt der 
V Orte ift den Hauptleuten geftattet, jevem Einzelnen eine ans 
gemefiene Ranzung aufjuerlegen, doch fol feinem das Leben 
genommen werden dürfen. 

Das Frievensinfirument wurde von den V Orten einerfelts 
und von Züri, Stadt und Landfchaft, weldye beide beſonders 
dabei vertreten waren, beflegelt und vom 20. November 1531 
datirt '). 

Weſentlich die nämlichen Frievensbedingungen ging num 
auch Bern ein, den 24. November, zu Yarau, nachdem noch 
Abgeordnete ded Königs von Frankreich, ded Herzogs von Sa, 
voyen, ded Markgrafen von Baden und der Fürftin von Reuens 
burg und von den eldgenöffifchen Orten Glarus, Freiburg und 
Appenzell an der Vermittlung Theil genommen hatten. Auch 
die höhnifhe Form des Zürcherfriedens ließen ſich die Berner 
gefallen, obwohl es nody nicht zu einem ernften Treffen mit 
ihnen gelommen war, und gaben die Bewohner ber Yreien 
Aemter, von Bremgarten, Mellingen den Stegern ebenfalls 
Preis. Außer ihrem Antheil an den 2500 Kronen, welche bie 
V Orte gurüdverlangten, verfpradhen die Berner noch weitere 
3000 Kronen zu entrichten für den Schaden, den fie in den 
Greien Aemtern und im Zuger Gebiet, namentlich zu Bliggen- 
ftorf angerichtet haben. Die Bewohner von Knutwil, welche 
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in den Luzerner hohen Gerichten gefeffen, aber nah Bern 
friegepflichtig find, follen, obwohl fie den Luzernern beigeftans 
ben, deshalb nicht geftraft und die Bewohner von Hasli und 
Grindelwald, welche von Bern aus dem Ihrigen vertrieben wors 
den (die altgefinnte Partei, welche einen Aufftand bewirkt hatte) 
wieder ohne Entgeldniß nach Haufe und zu dem SIhrigen ges 
lafien werden. Auch der Span mit Unterwalden wurde auf 
eine für diefen Stand günftige Weife erledigt. Einzig die Bes 
ſtimmung über die Gefangenen war für Bern günftiger als für 
Zürich in dem Zürdherbrief. Alle Gefangenen ſollen gegenfeitig 
unentgeldlich freigegeben werden, doch in dem Sinne, daß Jeder 
feine Zehrungsfoften trage ). 

In einem großen Theile der Eidgenofienfchaft wurde der Beitere Re 
Katholizismus nun wieder hergeftellt, wo vorher bie Reformas 
tion fi Geltung verfchafft hatte, fo zu Uznach, im Gaſter, zu 
Rapperswyl, in Sargans und Wervenberg, in den Freien 
Aemtern, den Städten Mellingen und Bremgarten, in der Grafs 
ſchaft Baden, überall unterfüßten die V Orte bie Eatholifche 
Partei; und die Mehrheiten änderten fi nad ihrem Siege 
meiftens in ihrem Sinne. Nur im Thurgau und im Rheinthal 
erhielt ſich die reformirte Partei in höherm Maße. Indeſſen 
fand auch da die Reftitution der Klöfter Statt. Am bedeutend 
fen waren die Aenderungen in den St. Gallifchen Ländern. 
Der Abt von St. Gallen wurde wieder in feine Landesherrſchaft 
eingefegt, der Ankauf des Klofters durch die Stadt St. Gallen 
vernichtet , dieſe überdem zu einer bedeutenden Entfchänigung an 
den Abt genöthigt, von dem Abt in den alten Landen die katho⸗ 
lifche Religion wieder eingeführt. Auch die Toggenburger muß» 
ten wieder die Hohelt des Abtes anerfennen; doc behielten fie 
ihre Religionsfreiheit und großen Theils ihre Nechte, geftügt auf 
den Landsfrieden, dem fie befonders beigetreten waren. Auch 
in Solothurn ſank die reformirte PBartet, die vorher die Mehr: 
heit erlangt hatte, nun fo zufammen, daß nach langen Partei» 
fämpfen der Katholizismus wieder ausfchließlich die Oberhand 
befam und der reformirte Gottesdienſt zu Stadt und Land 
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(einige Gemeinden im Bucheckberg ausgenemmen) abgeichafft 
wurde. 

Der Krieg hatte fomit wieder für die yaritätifche Na⸗ 
tur der Eidgenoſſenſchaft entfhieden. Der katholiſche 
Theil hatte fi in demfelben von feinen frühern Niederlagen 
erholt und war nach demfelben wieder ftärfer geworben. An 
Stimmenzahl übertrafen' die Tatholifchen Orte die evangeliſchen 
Städte auf den gemeinen Tagen und auf den befondern Herr- 
fchaftstagen. An wirklicher Macht aber waren jenen diefe doch 
noch überlegen, wenn ſchon fie für den Moment unterlegen wa- 
sen. Das Prinzip, daß in Glaubensfachen die Mehrheit der 
eidgenöffifchen Orte die Minderheit nicht binde, erhielt ven 
Frieden. 


Einundzwanzigſtes Kapitel. 


Der goldene Bund von 1586, der Badener Vergleich 
von 1632 und der dritte Landsfriede. 





Derbärtung der Glaubenspartein. — Die romanifhe Schweiz. — Die 
helvetifche Konfeffion von 1566. — Reor el des atholiziß: 
mus. Das Konzilium von Trient. — Kardinal Borromäus ; nr 
SIefuiten, die Nuntiatur. — Der goldene Bund. — Vortra 
evangelifchen Drte. — Antwort der Fatholifchen Orte. — Inhalt = 
Le enen Bundes. — Glaubenszwang. — Politiſche Spaltung. — 

— bes Landes Appenzell, 1697. — Vertrag zu Baden 
— Andere Beſchwerden der evangeliſchen Unterthanen. — 
Kufregenbe Greigniffe. — Bilmergerkrieg. — Dritter wa 
von 1656. — VFidgenoͤſſiſches Nechtsverfahren. — Breier — 
Schiedsrichterliche Urtheile. — J. Die evangeliſchen en — 
u. Die katholiſchen Schiedsrichter. 


Der Abſchluß des äußern Friedens hatte doch nicht ver⸗ 
mocht, die geträbte friedliche Geſinnung herzuſtellen. Der Zwie⸗ 
ſpalt im Glauben hatte einen tiefen Riß in das Volk gebracht. 
In ganz Europa war er in aͤhnlicher Weiſe vorhanden, voraus 
aber in Deutſchland und Frankreich, den Laͤndern, auf welche 
die Schweiz ihre Blicke zunaͤchſt zu richten pflegte. Und wenn 
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auch die Eidgenofien nicht unmittelbar in die zum Theil kon⸗ 
feffionellen, zum Theil politiſchen Kämpfe dieſer Länder vers 
widelt wurden, fo wurden fie es doch mittelbar fomohl durch 
ihre Soͤldlinge und Reislaͤufer, als durch Die natürlide Sym⸗ 
patbie der Glaubensgenoſſenſchaft. So regten indbefondere die 
blutigen Religionsfriege und Megeleien in Sranfreih die Ger 
müther heftig auf. i 

So lange noch die Hoffnung im Hintergrunde war, daß 
durch ein allgemeines chriftliches Konzil die Glaubensfpaltung 
gehoben werden koͤnne, dachten ſich viele Die neuen Zerwuͤrfnifſe 
und Einrichtungen in firdlichen Dingen als proviforifch. Aber 
der Gegenfag der Konfeſſionen hatte ſich ſchon zu fehr befeftigt, 
als das Triventiner Konzil zu Stande fam, und es fland dieſes 
zu fehr unter dem Einfluß ber einen, der Fatholifchen, Glaus 
benspartei, vorzüglich des Papftes und der Italienifchen Praͤ⸗ 
laten, ald daß von daher eine wahre Verföhnung und Schlich⸗ 
tung des Gegenſatzes möglich war. Beide Konfeffionen verhärs 
teten fich in ihrer auseinandergehenden Richtung. 

Vorerſt gewann die reformirte Konfeffion duch wieder in Die, egmanifibe 
neuen ſchweizeriſchen Gebietötheilen an Verbreitung und Kraft, 
während fie durch den Ausgang des Religionskrieges in der 
alten Schweiz, in den Orten ſowohl als in den gemeinen Herr⸗ 
ſchaften, vorzüglid im Aargau bedeutend zurüdgebrängt worden 
war. Als Bern nun die ſavoyiſche Waadt, dießmal definitiv, 
eroberte, führte der Sieger auch fofort die Reform ein. Schon 
vorher hatte fie zwar zu Laufanne und anderwärtd Belenner 
gewonnen; aber die Annahme des evangelifhen Glaubens und 
Kultus ging doch weniger noch von dem Volfe aus, als fie 
von den neuen Landesherren vorgeichrieben wurde. Politiſche 
Motive wirkten jedenfalls auch bier in ftarfem Maße ein. Bern 
wollte durch Einführung der Reform das waadtlaͤndiſche Volk 
losreißen von feiner Vergangenheit und durch den gemeinfamen 
Blauben um fo enger verbinden mit den alten Landestheilen der 
Republik, ein Beftreben, welches von großem Erfolge war. Die 
neue evangelifche Kirche Eonnte fidh unter dem Bernifchen Staates 
tegimente nicht frei entwideln, eine nationale Beftaltung wurde 
von den neuen Herren nicht gewährt. Aber immerbin trieb die 
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reformirte Konfeffion im Waadtlande fette Wurzeln. Im Bers 
hältniß zu den alten eldgenöffifchen Orten war nun Bern — 
fon vorher Die größte und mädhtigfte Republik ver Schweiz — 
noch größer und mächtiger geworden. Aber zugleich wurde 
Bern durch die Eroberung der Waadt mehr von der in» 
nern Politik der Schweiz abgezogen, und genöthigt, feine 
Aufmerkfamfeit vorerft Savoyen zuzuwenden, weldhed den 
Verluft an Gebiet ungerne ertrug. Die Stadt Genf aber 
ward allmählig zum geiſtigen Mittelpunft der Reformation 
für ‘die ganze romanifche Schweiz, in ähnlichem Sinne, mie 
Zürich für die deutfche Schweiz; ja noch größer, als die Züs 
richs, wurde die reformatorifche Bedeutung der romanifchen 
Stadt, die fidy weit über die Gränzen der Schweiz erftredkte. 
Sie verdankte diefe ihre hohe Stellung, in welcherkſie von den 
Gegnern als das proteflantifche Rom bezeihnet wurde, dem 
Meformator Kalvin, deſſen Schriften und Rathſchläge tn 
Sranfreih, Italien, England, Ungarn, Polen großen Anklang 
und Anhang fanden, und der in Genf feine Hirchlichen Organi⸗ 
fationsplane praktiſch verwirklicht hatte. 
Die beivetiite Bisher hatte es indeffen in der Schweiz noch an einem 
onfeien von gemeinfamen und anerkannten Ausdruck des reformirten Glau⸗ 
bend gefehlt. Da vereinigte fih, im Gegenfage zu dem Kon⸗ 
zilium von Trient, im Jahr 1566 die evangelifche Geiſtlichkeit 
zu dem fogenannten helvetiſchen Glaubensbefenntniß, 
wie dasfelbe von dem Antiftes Bullinger, dem Nachfolger 
Zwinglis, verfaßt worden war, und fodann von den reformir⸗ 
ten Kirchen auch anderer europätfcher Länder angenommen ward. 
Auch die Orte erkannten diefen Ausprud des gemeinfamen Glaus 
bens an. Dadurch erhielt die reformirte Kirche der Fatholifchen 
und felbft der Iutherifchen gegenüber mehr Konftftenz als biöher. 
Die helvetiſche Sonfeffion behandelt die dogmatiſchen Ges 
genfäße mit mehr Aufmerffamfeit, als die Fragen der Kirchen» 
verfaffung und des Verhältniffes der Kirche zum Staate. Im 
Weſentlichen begnügt fie ih, Ehriftus als das alleinige Haupt 
der Kirche und biefe als die Gemeinſchaft aller gläubigen Ehriften 
zu bezeichnen. Der Geiftlichleit wird jede Macht abgefprocdhen. 
Ihr Amt if eher ein Dienſt ald eine Gewalt, heißt es daſelbſt. 
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Das Chriſtenthum zu lehren und die Heilmittel zu verwalten, das 
ift Die Aufgabe der Diener des göttlihen Worts. Die Obrigfeit 
it von Gott georbnet, den Frieden und die Ruhe des menſch⸗ 
lichen Geſchlechtes zu erhalten. Ihr gebührt auf Erben der 
erfie Rang. Einer religiöfen Obrigkeit kommt es auch zu, für 
das Gedeihen der Religion beforgt zu fein ’". 

Das Konzilium von Trient 1545— 1563 hatte den Zwed, 9 Reorganifation 
bie erfchütterte Ordnung innerhalb der römifch-fatholifchen Kirchen * Dar den 
berzuftellen, und ben Fatholifchen Glauben neuerdings ins Klare — 
zu ſetzen. Auch die Schweizer waren dazu eingeladen und hin⸗ 
terher mehrfach aufgefordert worden, ſich den Beſchluͤſſen des 
Konzils zu unterziehen. Unbedenklich nahmen die katholiſchen 
Orte den Auséſpruch des Konzils in den eigentlichen Glau⸗ 
bensſachen an, auf die Autorität der verfammelten Kircyens 
obern unbedingt vertrauend, und freuten fi, nun wieder eine 
Betätigung und Erläuterung ihres hergebradhten katholiſchen 
Glaubens zu empfangen. Aber nicht fo fügfam waren fie in den 
Berhältnifien der Gerichtsbarkeit und in den Beziehungen der Kirche 
zu den Rechten der weltlichen Obrigkeit. Selbft in diefer Zeit 
des Eonfeflionellen Eifer wollten doch auch die katholifchen Eid» 
genofien nicht fo leicht ihre Freiheiten und Rechte den An- 
ſpruͤchen der Hierarchie Preis geben. Sie erinnerten.fid) an den 
Pfaffendrief und die Beſtimmungen ihrer Bünde über geiftliche 
Gerichtsbarkeit. Auch die Beftrebungen, Die fi in dem Mans 
datdentwurf von 1524 offenbart hatten, waren noch nicht vers 
fhwunben. Die alte Marime, auf welche die römtfche Kurie den 
Schweizern gegenüber durdy Erfahrungen gedrängt worden war: 
Bisogna lasciar gli Suizzeri negli loro usi et abusi, man 


muß die Schweizer bei ihren Gebräuden und Mißbräuchen 


17) Conf. Helv. Cap. 18. Ea (potestas ministerialis) ministerio quam 
imperio similior est. Officia ministrorum sunt varia, quae tamen plerique 
ad duo restringunt, in quibus omnia alia comprehenduntur; ad doctrinam 
Christi evangelicam et ad legitimam sacramentorum administrationem. 
Cap. 50. Magistratus omnis generis ab ipso Deo est institutus ad generis 
humani pacem ac tranquillitatem, ac ita, ut primum in mundo locum 
teneat. — Docemus, religionis curam imprimis pertinere ad magistralum 
sanctum, 
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laſſen, beruhte auf realen Zuftänden und dem Boltscharafter der 
Schweizer, die fidh erhalten hatten. Ihrem Abgeordneten nady 
Trient, dem Ritter Luſſt aus Unterwalden, hatten die katholi⸗ 
fen Drte die Inftruftion gegeben: „Er folle ſich nicht weiter 
„einlaſſen, als was die gute Reformation wahrer Fatholifcher 
„chriſtlicher Religion und Glauben zu befördern dienlich ſei; In 
„mehrered werden meine Herren nicht einwilligen, was zum 
„Abbruch ihrer Freiheiten und Rechtſamen, auch löbl. alther- 
„gebrachten Bräuchen zum Nachtheil, Aenderung und Berflets 
„nerung dienen möge. — „Da wir vernommen”, heißt es ferner 
darin, „daß Seine Fürftlihen Gnaden (der Biſchof von Kon⸗ 
„ſtanz) die Geiftlidyen aufgefordert habe, fie follen ihm in guten 
„Treuen an Eided Statt geloben, Alles und Jedes feftzubalten, 
„was durch feine Gefandten auf dem Synodus zu Trient in 
„feinem Namen gethan und gefprocdhen werde, da die Geiſt⸗ 
„lichen wie billig deshalb unfere Herren und Obern um Rath 
„erſucht, fo haben wir ihnen den Befehl gegeben, fie follen fidy 
„nicht anders einlaflen, al8 in dem Sinne, daß es ohne Nach⸗ 
„theil unferer Herren und Obern der V Orte Freiheiten, Ge 
„rechtigfeiten und löbl. Gebräuche gefchehe und dazu diene, die 
„eingerifienen Mißbräuche in der Kirche zu reformiren und zu 
„verbefien, was den Weltlichen feit der lebten Glaubensſpal⸗ 
„tung Wergerniß bringe. Solche Verbeſſerung wollen unfere 
„Herren und Obern wohl geftatten“ *). 

ALS der Biſchof von Konftanz eine Synode halten wollte 
zur Einführung der Befchlüffe des Konzils, ermwiederten ihm bie 
V Otte 1569: „So die geiftlichen Fuͤrſten und Prälaten refors 
„miren werden, wollen meine Gnäbigen Herren ihre Geiftlich- 
„keit, jevoh ihrer Freiheit, Brivilegien und Ho— 
„beit, aub Gewohnheit, Regalien und Lehen: 
„ſchaft ohne Schaden und unvorgreiflic auch reformiren 
„laflen und ihre Priefter für einmal zu Haufe bleiben laffen.“ 
Die Prieſter gelobten fodann 1572 die Reformation des Kon 
zil8 und das Breve Pius V (die Bulle in coena domini) zu 


18) (Balthafar) De Helvetiorum Juribus circa sacra. ©. 26. 3: 
rih 1768. Helvetia VII 205. 
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baltn: „je doch unſerer Onädigen Herten und 
„Dbern Jurisdiktion und Mandat vorbe- 
„ba Iten.* : 

Soweit der Glaube (dad Dogmad feftgeftellt worden, fo 
weit wurde Demnach das Konzil auch von der Fatholifchen 
Schweiz anerfannt, fomweit die Beſtimmungen desfelben einen 
reformatorifchen Charakter trugen, wurben biefelben unterftübt, 
ſoweit diefelben aber mit der herfümmlichen Freiheit und insbes 
fondere der Gerichtöharkeit und der Schirmvogtei des Staates 
über Kirchen und Klöfter im Widerſpruch waren, foweit fügten 
ſich auch die katholiſchen Stände dem Komil keineswegs '". 

Der Impuls, weldyes in dem Trivdentinifchen Konzilium 
lag zur Reftauration des Katholizismus und der Hierarchie, 
hatte indeſſen auch in der Schweiz wichtige Nachwirkung, 
welche keineswegs bloß auf die Befeftigung des Fatholifchstirch- 
lichen Glaubens Bezug hatten. Der Erzbifhof von Mailand, 
der Kardinal Borromäus bemühte ſich, die kirchliche Zucht 


unter der katholiſchen Geiſtlichkeit der Schweiz zu erneuern und 


die Kirchliche Befinnung unter dem Bolfe zu fleigern. In hohem 
Maße gelang ihm dieſes Streben. Auf feinen Beſuchen der 
Innern Schweiz wurde er von dem Volke wie ein Heiliger vers 
ehrt; und das Kollegium Borromäum zu Mailand, mel 
ches er ftiftete, und in weldhem er ſchweizeriſchen Studirenden 
ver Theologie eine Anzahl Freiplaͤtze eröffnete, erhielt feinen 
Namen bis auf unfere Tage hinab unter den Katholifen in 
nefegnetem Andenken. Der neue Orden der Jeſuiten war 
damals die größte wiſſenſchaftliche Hülfsmacht des Papſtthums. 
Sie waren die Borfämpfer der Fatholifchen Hierarchie gegen den 
Proteftantismus. Auf die gebildeten Stände insbefondere war 
ihr Einfluß mächtig. Bon ihnen hoffte daher der Kardinal eine 
träftige Förderung feines Strebens. Auf feinen Betrieb wur⸗ 
den biefelben im Sabre 1579 nach Luzern berufen, im Jahr 
darauf auch nad Freiburg. Durch fie wurde die Verbindung 
des Klerus mit der römifchen Kurie enger, denn in einem Maße 
wie fein anderer kirchlicher Orden huldigten fie der paͤpſtlichen 


39) Helvetia VII. 906. Balthaſar l. c. S. 28. 9. 
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Autorität und Macht. Fuͤr das Hirtenvolf im Gebirg und bie 
Bauern wurde der Orden der Kapuziner eingeführt, welche 
dem gemeinen Mann näher ftanden, ald die gelehrien Je⸗ 
fuiten. 8 

Bald hernach wurde eine fländige NRuntiatur in ber 
Schweiz gegründet. Schon 1571 hatte Pius V. den Plan dazu 
gefaßt, und damals ſchon wurde darüber zu Rom unterhanbelt. 
Im Jahr 1586 führte Sirtus V. diefen Gedanfen aus, und ber 
Nuntius nahm feine Refivenz zu Luzern. Daburdy fam die ka⸗ 
tholifche Schweiz in eine ähnliche Stellung zu dem Papfte, wie 
früher die Eidgenoffenfchaft zu dem Kaiſer geftanden. Sie 
wurde gewiſſer Maßen ausgeſchieden aus der übrigen durch bie 
Erabifchöfe vermittelten DOrganifation der Kirche und in uns 
mittelbare Beziehung gefegt zu dem päpftlichen Stuhl. Am ber 
ftimmteften tritt diefer Charafter der neuen Einrichtung in der 
Beziehung des Nuntius zu den zahlreichen Klöftern hervor, 
welche der biſchoͤflichen Jurisdiktion großen Theild entzogen und 
dem Nuntius direft untergeordnet wurden. 

Anfaͤnglich verfuchten die Nuntii aud dem Staate gegen⸗ 
über die ausgedehntefte Gerichtsbarkeit über die Geiftlichfeit gel⸗ 
tend zu maden und deren Immunität zu behaupten. Selbft 
für Einführung der Inquffition thaten fie Schritte. Aber wenn 
auch in einigen Fällen ihr Anfehen Manches durchſetzte, und 
nicht immer Fonfequent verfahren wurde, fo hielten die ſchwei⸗ 
zerifchen Obrigfeiten do im Ganzen aud im Streit mit der 
Nuntiatur die hergebrachte Hoheit des Staates in gerichtlichen 
und politifhen Dingen aufredht, und hielt der republifanifche 
Hreiheitöfinn des Volkes mit Erfolg au die Runtiatur in 
Schranken. 

Bedenklicher als im Innern der katholiſchen Kantone war 
dieſe neue Erhebung der katholiſchen Richtung fuͤr die Eidge⸗ 
noſſenſchaft. Sie bemaͤchtigte ſich auch der eidgenoͤſſiſchen Po⸗ 
litik, und es ging aus ihr der ſogenannte goldene Gorro⸗ 
mäifche) Bund hervor. 

Ein Auszug aus den Berhandlungen der evangelifchen 
Etädte und der Fatholifchen Orte, welche der Abfchließung des 
goldenen Bundes vorher gingen, zeigt am beften, in welcher 





$. 31. Der goldene Bund von 1586, 853 


Weiſe die Barteien ſich gegenüber ftanden und von welchen 
Grundfägen fie ausgingen. 

Die IV Städte Züri, Bern, Bafel und Schaffhaufen 
hatten den Fathollichen Orten durch eine Botfchaft im Wefent- 
lichen Folgendes eröffnen laſſen. Unſere Eidgenoſſenſchaft if 
durch die Gnade Gottes von der Gewalt der Fürften und Herren 
befreit und groß geworden durch die Einigkeit unferer frommen 
Altvordern. Würden auch wir wieder einig bleiben, fo würde 
Gott auch uns erhalten. Run hören wir aber, daß König und 
Kaiſer und andere Herren der gemeinen Eidgenoſſenſchaft, 
gleichviel welches Glaubens ein jeder von uns fet, feind und 
auffäpig feien, weil ihnen freie Völfer zuwider find. Deßhalb 
fuchen fie Zwietracht unter und zu fliften und finden, ungead)- 
wir davor gewarnt haben, immer Leute, die fi durch Miethe 
und Gaben beftedhen laflen und zu neuen Bündnifien mit frems 
den Potentaten verführen °°). Ungerechter Weife aber werden 
wir verläumbet, daß audy wir mit deutfchen und wälfchen Fürs 
fien von unfrer Religion befondere Verbindungen wider euch 
gemacht und insbefondere an Berhandlungen der Hugenotten 
mit dem König von Ravarra zur Unterbrädung der Katholiſchen 
Theil genommen haben. Auch wird uns über Euch berichtet, 
daß ihr den König von Frankreich zu beftimmen ſucht, den 
Schirm von Genf und die Buͤndniſſe mit den evangelifchen Or⸗ 
ten aufzugeben. Unfer Glaube wird vielfach gefchmäht, wir 
werden Ketzer genannt, ed wird und vorgeworfen, daß wir bie 
Jungfrau Maria und bie lieben Heiligen verachten und nicht 
auf guien Werken halten. 

Darüber Eonnten wir nicht länger ſchweigen. Außer den 
offenen Buͤndniſſen, die ihr fennt, haben wir Feine heimlichen 
mit feinen PBotentaten, und verfidern Euch, bag wir mit kei⸗ 
nem Bolt auf Erden Iteber haufen und handeln, Lieb und Leid 


20) Die Fatholifchen Orte hatten 1560 ein Bündniß mit dem Herzog 
Philibert Emanuel von Savoyen gefchlofien, 1564 das franzöfifche Bünd⸗ 


zereng vet 
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niß erneuert, 1565 mit dem Papfle ein Schutzbuͤndniß zur Erhaltung ver - 


fatholifchen Religion, 1579 einen katholiſchen Bund mit dem Bifchof von 
Bafel abgefchlofien. Vgl. Waldkirch U. ©. 413 ff. 
Biuntfali Bundesreqt. 23 
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tragen wollen, als mit Euch unfern treuen lieben alten Eid⸗ 
genofien. An Euch aber begehren wir, daß ihr nicht mehr wie 
- bisher Euch in jedes Fürften Bündnis beivegen laflet, ſondern 
mit gemeinem Rathe des Vaterlandes Wohlfahrt bevenket. Wir 
fönnen und nicht genug verwundern, daß ihr gegen Genf ver- 
hest habt, denn diefe Stadt ift eine Bormauer und ein Schlüſſel 
der ganzen Eidgenoſſenſchaft. Da der Glaube eine freie Gabe 
Gottes ift und Niemand dazu gezivungen werben Tann, fo has 
ben unfere Väter vor Jahren die Heiligen Schriften vor fi 
genommen und daraus ein Glaubensbefenntnig gemacht. Auch 
wir beiennen die XII Artifel des chriftlidden Glaubens, auch 
wir glauben an Chriftus als den einigen Erlöfer und Mittler, 
der die Wahrheit und das Leben tft, wir geftatten nicht, daß 
die hochgelobte reine Jungfrau Maria, ald die Mutter Gottes, 
wofür wir fie erkennen, geſchmaͤht werde, und find bereit, wenn 
man und aus göttlicher Schrift eines Irrthums beiehrt, den⸗ 
felben abzulegen. In den Hauptftüden des chriftlichen Glau⸗ 
bens flimmen wir mit Euch zufammen, wenn ſchon in dem 
äußern Gottesdienſt manches geändert if. Deßhalb Fönnten 
wir und wohl unter uns vertragen. Daher warnen wir drin⸗ 
gend vor neuen „fonderbaren Bünbniflen”, und fürdhten, baß 
aus foldher Spaltung der Untergang unferer Eidgenoſſenſchaft 
hervorgehen möchte. Daher halten wir e8 für nothwendig: 
1) daß wir Alle indgemein und die Einzelnen von uns ber 
Botfchaften fremder Kürften und Herrn uns entfdylagen und fe 
abweifen; denn leiht man ihnen die Ohren, fo gießen fie das 
Gift der Uneinigfeit aus in den ganzen Leib unfers Vaterlan⸗ 
des. Und hören wir auf fie, wenn fie umter. dem Schein ber 
Religion zu Zwift reizen, fo gibt e8 für uns alle ein gemeines 
Wetter und gemeine Noth. 

2) Als Glieder Eines Leibes follen wir jeder des andern 
Schaden zu wenden trachten und feinerlet ehrrührige Reden und 
Schmähbüclein gegen einander dulden, uns der Einigfelt bes 
fleißen, und ohne der andern Vorwiffen und Rath mit feinem 
. Zürften hoben oder niedern Standes Feine Vereinigung, Burg- 
recht oder Buͤndniß machen. 

3) Sollen wir unfere Eide, Buͤndniſſe, Verträge, Lande 
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und Religionsfrieden an einander reblidy halten und und wech⸗ 
felfeltig in alten Nöthen tapfer beiftehen wider Jedermann. 

4) Soliten aber einige unter und unter dem Namen ber 
Batholifchen oder der reformirten Religion uns oder die unfern 
beleidigen oder zwingen wollen, fo follen wir mit gemeiner eid⸗ 
genöffifiher ganzer Macht nach den Bünden einander firmen. 

5) Auch wollen wir unfere Nachbarn oder befreundete Fürs 
Ken nicht beleidigen, fondern auf gute Nachbarſchaft halten. 

Die Antwort der katholiſchen V Orte iſt noch umfaffender, 
als jene Aufforderung der reformirten Städte. Sie erwiedern: 
Wohl ift auch uns befannt, zu welcher Freiheit und Ehre die 
Eidgenoſſenſchaft der XIII Orte erwachſen iſt. Aber weil fie 
undankbar gegen Gott geworden IR und ihr Hochmuth zuge 
nommen hat, fo tft fie nicht in eine geringfügige Spaltung, 
fondern in die höchfte Zertrenmung gerathben, der mit menſch⸗ 
licher Bernunft nicht abgeholfen werden mag. Hat die Eidge⸗ 
noflenfähaft von drei frommen geringen Männern ihren Anfang 
genommen, fo iſt es einem fchlechten, treulofen Menfchen ges 
ungen, diefen flarfen Bund zu zerrütten und zu zertrennen. 
Wir haben uns nit von euch gefondert, aber daß ihr euch 
von ımd abgewendet habt, das empfinden wir täglich mit 
Schmerzen. Auch haben wir zwar mit etlichen chriftlichen Herren 
Bündnifle, bei denen ihr zum Theil felber mitgewirkt habt oder 
die auch euch anerboten worden find, aber wir haben fie nad) 
altem Brauch aufgeridhtet, öffentlich befhworen und ſchaͤmen 
und defien nicht; auch wird Niemand durch diefelben benady- 
theiligt außer Die, welche und wider Billigfelt und Recht an⸗ 
greifen wollten. Auch haben wir jeder Zeit unfere gemeinfamen 
Bünde treulih gehalten und vorbehalten. Was die Miethen 
und Gaben betrifft, fo möchten auch wir es wohl leiden, wenn 
dad Geld minder auf der Welt regierte, und erfennen es an, 
daß dieß in der Eidgenoſſenſchaft wie allenthalben eine gemeine 
Krankheit iſt; auch find wir bereit, mit euch Sapungen zu mar 
chen, wie diefer Ungebühr gewehrt werde. Aber um der Miethe 
und Gaben willen find wir fein Bünbniß eingegangen, fondern 
um anderer Urſachen willen. Wenn aber ein Zürft, den wir 
vor unredlicher Gewalt ſchirmen helfen, feine Sreigebigfeit in 
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Verehrung und Gaben gegen und erzeigt, fo {ft das nichts Un⸗ 
billiges, und zwifchen ſolchen Penſionen und heimlichen Gaben 
ein großer Unterfhhied. Auch ift dad von unfern Vorfahren 
ebenfo gehalten worden; dem Mißbrauch wollen wir fteuern 
helfen, den rechten Gebrauch beftehen lafien. 

Wenn Ihr Euch beſchwert, daß man Euch fälfchlidy be⸗ 
ſchuldige, gegen uns Bünpnifle bei proteftantifchen Yürften ges 
fucht zu haben, fo haben wir uns nie darüber beflagt und 
kümmern und audy nicht um Eure Verbindungen mit entlegenen 
Reichen wie Engelland. Uber wohl iſt ed befannt, daß bie 
- Eurigen zu wiederholten Malen in Frankreich den rebellifchen 
Unterthanen gegen den König und unfere Truppen beigeftanden 
find, obwohl die Hugenotten noch nicht Euerd Glaubens find. 
Mas die Genfer betrifft, fo wünfchen wir nicht, daß der König 
von Franfreih mit und um jener willen in Zerwürfniß gera- 
the, find aber fonft nicht gegen die Genfer geftimmt. Die 
Religionsſachen haben allda viel Empörung gebraht und Miß- 
trauen erwedt, wie dann ihr fogar die Verbeflerung des Ka⸗ 
lenders verworfen habt, bloß weil fie von dem Papſte ausging, 
obwohl dieſelbe nicht Sache des Glaubens, fondern der Ma- 
thematif war. Es mag fein, daß unfere Geiftlichen etwa Lehren 
für ketzeriſch erklären, die ihr für wahr haltet, an dem kirch⸗ 
lihen Sprachgebrauch aber koͤnnen wir nichts ändern. Auch 
wird das Wort bei un felten gebraudht und hat feine andere 
ſchlimme Nebenbeveutung. Das Schmähen aber haben wir vers 
boten, und wo es gefchieht, werben wir die, weldhe Euch ſchmaͤ⸗ 
ben, darum firafen. Schmähbüdher aber erfcheinen unter uns 
fhon darum nicht, weil wir Feine Druderei haben. Dagegen 
erfcheinen genug Schmähbüdhlein bei Euch, und macht man den 
Eurigen von den Kanzeln weiß, ald ob wir Stein, Holy, 
Silber und Gold und Gemälde anbeten, und die Jungfrau 
Maria und die Lieben Heiligen höher achten als Gott felber, 
ferner daß wir von dem Verdienſte Ehrifti nichts wiffen und 
und allein auf unfer menſchliches Thun und gute Werke vers 
laffen, während wir doch dergleichen Irrlehrer an Leib und Le 
ben beftrafen würden. Unſere Prieſter aber werden bei Euch 
auf offener Straße verfpottet. Waͤret ihr aber fo begierig, Euch 
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über den Glauben belehren zu laſſen, wie Ihr angebt, fo hättet 
Ihr das Xridentiner Konzil beſchicken mögen und dort gefuns 
ven, was Euch fehlt. Daß Ihr aber die Mutter Gottes nicht 
befonders hoch achtet, ergibt fi) daraus, daß Ihr fie nicht nach 
dem alten Bruuch mit dem Englifhen Gruß verehret, und ſo⸗ 
gar die Armen, wenn fie um Gottes und unfrer lieben Frauen 
willen ein Almofen begehren, ſolches entgelten müflen, ja Ein⸗ 
zelne auch Eurer Prediger fogar auf unferm Gebiete fie öffent: 
ich gefchmäht haben. Man hört auch oft bei Euch von Weis 
bern fagen, fie feien fo gut al& die Maria, während doch Gott 
der Allmächtige fie gebenedeiet hat unter den Weibern, und fos 
gar die Türfen in ihrem Koran würdiger von ihr reden. So 
ift es auch mit den Heiligen, in denen der heilige Geiſt gewals 
tet, und durch die Gott Wunder gewirkt hat. Das Alles er 
Elärt Ihr für Teufeldwerf und Zabel. Wenn Ihr die guten 
Werke für unnüß erklärt, fo verftehen wir das nicht, und koön⸗ 
nen und auf Chriftus berufen, der felber zu guten Werfen er⸗ 
mahnt hat. Dagegen haben wir nie behauptet, daß die guten 
Werke als ſolche ſchon den Anfprudy geben auf Seligfeit, noch 
daß durch umfere guten Werke die Erlöfung Chriſti und die 
Gnade Gottes entbehrlich werde. 

Wenn Ihr Euch auf die Freiheit des Glaubens berufet, 
fo wiflen auch wir, daß der Glaube eine freie Gabe Gottes 
und ein Licht fel, die Menfchen zu erleuchten, aber zugleich, 
daß für die Lehre des Glaubens geforgt fein fol. Würde aber 
jeder glauben koͤnnen, was er will, weßhalb habt Ihr denn die 
Bifchöfe und die Klöfter aus ihrem herkömmlichen Glauben und 
ihren Rechten verbrängt? Weshalb firaft Ihr denn die Euri- 
gen, die unfern Blauben und den Glauben Eurer Vorfahren 
beibehalten wollen? Nichte ift an der Zertrennung fhuld, als 
dag Ihr den Eatholifchen Glauben verlaffen habet. Wir bitten 
Euch, tretet wieder in die Fußſtapfen Eurer Vorfahren, bes 
denket die Verdienſte derer, die auch Ihr für heilig achtet, die 
Glaubenszeugniſſe und Wunder in der Kirche bis auf unfere 
Tage, den Zufammenhang der Päpfte mit dem Apoftel Petrus 
und die Zwietradht wird wieder aufhören. Bon Herzen gern 
wollen wir uns mit Euch über alles Uebrige, auch über Fürften 
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und Herren vereinbaren und die erforderliche Reformation vors 
nehmen. Die befondern Verfammlungen und Tagfagungen, bie 
öftern Mufterungen unferer Unterthanen, der tägliche Zuzug zu 
fremden Herren des einen oder andern Glaubens wegen , bie 
Anweſenheit vieler Leute aus fremden Kationen und was fonf 
die Gemüther verbittert, würden aufhören. So lange wir uns 
aber nicht in einmüthigem Glauben wieder zufammenthun, fo 
zerftört wieder ein Theil, was der andere aufgebaut hat, und 
unfer Unglüd wird Fein Ende nehmen *). 

Man flieht, das Bewußtfein der Katholifchen war Flarer 
und zuverfichtlicher geworben, und die Hoffnungen auf Res 
ftauration des Katholizismus waren lebendig. Ihr ganzes 
Sinnen und Trachten hatte- die Richtung auf Herftellung des 
alten Glaubens genommen. In diefem Geifte wurde denn auch 
ber goldene Bund abgefchlofien. 

Inbalt deB aolı Die bevollmächtigten Sendboten der VII Fatholifden Orte 
Luzern, Urt, Shwyz, Unterwalden, Zug, reis 
burg und Solothurn thun fund: Mit großem Schmerz 
und Bedauern haben wir fehen müflen, welder große Abfall 
von dem wahren, alten, Fatholifchen, römifchsapofolifchen und 
chriſtlichen alleinfeligmachenden Glauben fich bei vielen Nationen 
und Völkern in der ganzen Ehriftenheit, ja auch bis nahe an 
unfere Thore zugetragen hat, wir haben verhofft, der gütige 
Gott werde ſolchen Abgefallenen wieder die Sonne der Gnade 
und das Licht der Wahrheit erfcheinen laſſen, aber es if das 
um unferer Sünden willen bisher nicht gefchehen, und jene find 
vielmehr je länger je verftodter und hartmädiger geworden. Die 
vielfältigen Praktiken, Bündniffe und Verpflichtungen, die jene 
ftetö zufammen maden, thun Elärlich dar, daß der Fuͤrſt der 
Finfterniß folcher Praktiken Leiter und Fuͤhrer ift, denn obwohl 
fie unter einander getrennt find, ſtimmen fie einzig dariı zus 
fammen, wie fie unfern wahren katholiſchen Glauben unters 
drüden und audreuten möchten. Wir wollen daher den Unfrigen 
und unfern Nachkommen ernftlih zu Gemüthe führen, Gott 


21) Die Schriften beider Theile find abgebrudt in: Martini Meleri 
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dankbar zu ſein fuͤr die Wohlthat feines Lichtes, das er uns 
erhalten hat; und da gegenwaͤrtig gefährliche und ſeltſame Läufe 
walten, fo haben wir uns zu Folgendem entfchloflen: 

1) ir die VII Fatholifhen Orte nehmen einander auf und Giauden 
erfennen einander für getreue, liebe, alte Eidgenofien, Mitbur⸗ 
ger und Landleute, welche, dem katholiſchen Glauben zugethan, 
allen Irrigen und Sektiſchen für uns und unſere Nachkommen 
endlich und gänzlicdy widerfagen. Wir erfennen einander für 
wahre, herzliche Brüder, und wollen einander aud fo nennen. 
Wir wollen einander nad) unfern Altern Bünden beiſtehen und 
diefelben durch gegenwärtige DBereinbarung noch mehren. Wir 
find entſchloſſen, bei dem Fatholifchen Glauben zu verharren, 
barin zu leben und zu fterben, und wollen und dabei erhalten, 
in dem Sinne, daß wenn ein Ort oder mehrere von und, was 
Gott verhüthe, von demfelben abgehen wollte, die übrigen Drte 
jenes oder jene bei dem Fathelifchen Glauben zu nöthigen und 
die Urfacher foldyen Abfalls nah ihrem Verdienen ſtrafen 
follen. 

Es läßt ſich nicht Iäugnen: Diefer Bund war im Wider⸗ 
fpruch mit dem Geiſte der alten eidgenoͤſſtſchen Bünde. Die 
politifche Rüdfiht in den alten Bünden trat in den Hinter: 
grund und das entfcheidenve Gewicht wurde auf die Konfeffion 
gelegt. Die Fatholifchen Eidgenofien find Brüder unter fich, 
und Gegner der proteftantifhen Eidgenoſſen. Sie fließen ſich 
moͤglichſt ab unter ſich und trennen fich fo viel ed geht von den 
„Adtrünnigen”. Auch das in den bisherigen Landsofrieden ans 
erfannte Prinzip, daß die Eidgenoffen kein Recht haben, einen 
Ort zum Glauben zu zwingen, wird nun von den Fatholifchen 
Orten umter einander aufgegeben. Sie verzichten auf ihre Selb- 
Rändigfeit in Glaubensſachen zu Gunſten der andern Fatholifchen 
Orte. Sie fanktioniren den Zwang zum ®lauben, den bie 
übrigen anwenden follen, wenn einer von ihnen abfalle. 

2) Wir verfpredhen, daß wir einander bei dem wahren 
Glauben ſchuͤtzen und ſchirmen wollen mit Leib und Gut wider 
Alle, die und ſolchen antaften wollen, Niemand ausgenommen; 
und es follen uns daran weder ältere noch neuere Buͤndniſſe 
hindern. Würde einer von und von einem, der nicht unfers 
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Glaubens iſt, feindlich überzogen, fo follen wir dem Angegriffe- 
nen unverweilt mit aller Macht zu Hülfe fommen, bis daß 
derfelbe aus aller Noth errettet iſt, gelebt auch, es follte der 
Angreifer aus anderem erdichtetem Echeine und nicht ausdruͤck⸗ 
lich ded Glaubens wegen den Krieg beginnen. Da man aber 
einander nicht bloß mit den Waffen ſchaͤdigen kann, fo erflägfn 
wir ferner: Wenn einem der fatholifhen Orte von andern 
Nichtkatholiſchen derlei unleidliche Sachen zugefügt werben, daß 
dasſelbe gezwungen wird, wider des andern Tyrannei und Un⸗ 
bill zu den Waffen zu greifen, fo ſollen wir demſelben zu Hülfe 
fommen, wie wenn es überzogen. worden wäre. 

Der Bund wurde zu Luzern felerlih von allen Boten bes 
ſchworen, Sonntag nad Francisci Tag (1. Oktober) 1586. 
Ebenſo wurde er nad) dem zweiten und bem dritten Religions 
friege wieder erneuert, in den Jahren 1655 und 1714”). Durch 
denfelben wurde die Glaubengsfpaltung zu einer po⸗ 
litiſchen der Schweiz erweitert, und auf lange Zeit nun 
ftanden fi zwei Eidgenoffenfhaften in gefchloflener 
Gliederung gegenüber, die evangelifche und die Fatho- 
lifche. Die Sondertage diefer Parteien wurden wichtiger und 
häufiger ald die gemeinen Tage aller Eidgenofir Die evan⸗ 
gelifchen Stände kamen gewöhnlid zu Aarau, 'ıe Fatholifchen 
zu Luzern zufammen. Unter diefen nahm Luzern die Stellung 
eines „katholiſchen Vorortes“ ein. Das Mibtrauen war auf 
beiden Seiten groß, der edhte eidgenöflifche Geift war verhüllt 
und umbüftert von Eonfeffionellspolitifchen Leidenſchaften. 


gEbellung deB Diefer Geiſt der Spaltung, der von den Konfeffionen auf 
en 167, die Politik übergetragen wurde, hatte auch die Thellung bes 


Landes Appenzell zur Folge. In dem größern Theile des⸗ 
felben hatte fi) die Bevölkerung ſchon früher ver Reformation 
zugewendet. Die alte Hauptgemeinde Appenzell ſelbſt aber hatte 
in ihrer Mehrheit am katholifchen Glauben feft gehalten. In 
den fogenannten äußern Rhoden herrichte das reformirte, in den 
innern das katholiſche Bekenntniß vor. Die einzelnen Gemein- 
ben fühlten fi) fo frei und unabhängig, daß fie für fich felber 
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auch über den Glauben Beſchluͤſſe faßten, und der gemeinen 
Landsgemeinde aller Landleute das Recht nicht einräumten, mit 
Mehrheit die Einheit des Glaubens im ganzen ‚Lande durchzu⸗ 
führen. Aber im Jahr 1588 kam es nun zwiſchen beiden Bars 
teten zu ernften Zerwiürfnifien. In der Kirchhöre Appenzell war 
die Fatholifch gefinnte Mehrheit entfchloffen, mit Gewalt den 
reformirten Glauben innerhalb ihres Banned zu vertilgen. Bes 
greiflicher Weife erregte das nicht bloß bei diefer Minderheit, 
fondern in ven andern reformirten Kirchhören des Landes den 
lebhafteften Widerftand. Um blutigen Krieg zwifchen den Bars 
teen zu verhüthen, vermittelte die Tagſatzung; und es fam 
wirklich ein Vergleich zwifchen den Innern und äußern Rhoden 
zu Stande. Darin wurde beflimmt, daß jede Kirchhöre (Kirch⸗ 
gemeinde, im Gegenfag zu der gefammten Landögemeinde) in 
Religions» und Glaubensſachen volle Gewalt haben folle und daß 
bierin die Minderheit der Mehrheit folgen folle. Das Schmügen 
und Schmähen des Glaubend wegen wird neuerdings den 
Predigern fowohl ald den weltlichen Perſonen ernftlih un» 
terfagt *). Indeſſen ein innerlicher Friede war doch nidht hers 
geftelt, obwohl nun die reformirten Kamilien aus dem Dorf 
Appenzell nad) den Außern Rhoden weggezogen waren. Es 
erbitterte die Evangelifhen, daß die katholiſche Minderheit for 
gar mit auswärtigen Fürften von fih aus Buͤndniſſe abſchloß, 
und hinwieder fühlten fi die Katholifchen in ihrer Stellung 
und in ihren Rechten dadurch beeinträdhtigt, daß die Lands⸗ 
gemeinde anfing, die höchften Landesämter an lauter Evanges 
lifche und zwar gerade die Häupter Ihrer Gegenpartel zu vers 
leihen. Landestrennung wurde das Lofungswort, in dem fi 
nun beide Theile vereinigten. Mit Zuflimmung der Tagfabung 
wurde diefelbe im Jahr 1597 vollzogen. 

Sechs Sciedrichter von beiden Parteien aus den Magi⸗ 
firaten der übrigen eidgenöffifhen Orte gewählt, halfen den 
Vertrag über die Lanvestheilung zu Stande bringen. “Die 
äußern Rhoden follen nun ihr eigen Regiment und Obrigfelt 
mit allem, was zu einer vollfommenen Regierung gehört, erhalten 
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und beftellen, wie hinwieder auch die Innern Rhoden das ihrige. 
Durch diefe Abtheilung des Landes foll beiden Thetlen an ihren 
Freiheiten, Rechten und Gerichten fein Abbruch gefchehen, fe 
auch ein „gemeines Land” fein und heißen und als Ein Ort 
und Glied der Eidgenoſſenſchaft mit diefer verbunden bleiben. 
Das Landesgut wird getbeilt; die öffentlichen Gebäude (zu 
Appenzell) verbleiben den Innern Rhoden, wogegen fie an bie 
äußern Rhoden einen billigen Ausfauf zu entrichten haben. Auf 
die Tagſatzung mögen beide Theile ihre befondern Boten ſchicken, 
doch fo, daß beide Geſandten nicht mehr als Eine Stimme ha⸗ 
ben. Können fie ſich nicht vereinigen, fo werden ihre Stimmen 
nicht gezählt. Inner-Rhoden hat, weil Appenzell der Haupts 
fleden und das vorverfte Glied des Landes if, dem ed den Ras 
men gegeben, den Vorſitz auf den gemeinen Tagen. Das Banner 
und Siegel verbleiben Inner-Rhoden, aber diefed bezahlt an 
Außer⸗Rhoden die Hälfte der Koften für das neue Banner und 
Siegel, weldyes diefe anfchaffen. Die alten Freiheitöbriefe blei⸗ 
ben zu Appenzell in Berwahrung. Außer⸗Rhoden erhält aber 
Abichriften derfelben, wenn es will, und einen Schlüflel zu dem 
Arhiv. Dos Schmähen und Schmüten ded Glaubens wegen 
wird auch fermerhin verboten. Den einzelnen Landleuten iR 
ed gefiattet, fe in den andern Landestheil überzufiedeln, vor 
behalten, daß fie ſich der Mehrheit jedes Theile auch in Glau⸗ 
bensſachen unterziehen. In Folge diefed Prinzips gaben die 
Innern Rhoden Einzelne, die zum reformirten Glauben übers 
traten, an die äußern Rhoden ab, und umgekehrt fonnten aus 
diefen Einzelne, die fatholifcg werden wollten, in den innern 
Rhoden ſich niederlaffen. Diefe Theilung fol aber nicht ewig 
fein. Sobald fich beide Theile wieder einigen wollen, fo mögen 
fie das thun **). 

As in Deutfchland der Dreißigiährige Krieg ausbrach, war 
auch für die Schweiz die Gefahr groß, daß fie in denfelben 
verwidelt werde. Glüdlicher Weiſe für fie hatte fie ſchon lange 
fo große Selbftändigfeit dem Reiche gegenüber gewonnen und 
ihre eigenen konfeſſionellen Streitigkeiten fo erträglich geregelt, Daß 
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fe von diefem furdhtbaren Kriege, in dem die beutfche Nation 
fi felber und mit Hülfe der Fremden um ihren Wohlftand 
und ihre politifche Größe brachte, verfchont blieb. Während 
dieſes Krieges bewährte fich das Prinzip der Neutralität, dem 
die Schweiz huldigte und das fie durchſetzte, auf das herrlichſte. 
Zwar übte der Gang diefes Krieged, dem die Schweizer mit 
gefpanntem Intereſſe folgten, aud Einfluß auf die Stimmung 
der ſchweizeriſchen Glaubensparteien und mehr ald einmal fonnte 
fich der Freund des gemeinfamen Baterlanded der Belorgniß 
nicht erwehren, daß auch fie einander wiederum mit den Waffen 
bekaͤmpfen werben. ber jeder Zeit legten fich die aufgeregten 
Wellen der Gemüthsftimmung wieder für einftweilen. Und gerade 
ald dad Kriegöfieber in Deutfchland die heftigften Krifen durch⸗ 
lief, gelangte die Schweiz zu einer vertragemäßigen, richtigen 
und wohlthätigen Fortbildung ded Prinzips der Eonfeffionellen 
Baritä 


t. 

Das kaiſerliche Reſtitutionsedikt vom 6. März 1629, wo⸗ 
durch die Rechte der katholiſchen Fuͤrſten den proteſtantiſchen 
Unterthanen gegenuͤber ausgedehnt, der reformirten Richtung 
unter den Proteſtanten die bisherige Duldung entzogen und den 
Praͤlaten, Kloͤſtern und Stiftern Herſtellung in die ihnen ent⸗ 
zogenen geiſtlichen Guͤter verſprochen wurde, machte doch auch 
in der Schweiz Eindruck und ſteigerte die Anſprüche ſowohl der 
fatholifhen Drte, ald beſonders der geifllichen Herren. Beſon⸗ 
ders eifrig und rüdfichtslos fuchte der Abt von St. Gallen, der 
fi) noch als Reichsfuͤrſt fühlte, die Grundfäge und die Tendenz 
des Reſtitutionsedikts nicht nur in feinen eigenen Landen, fons 
dern felbR da durchzuſetzen, wo ihm nur die niedere Gerichts: 
barfeit zuftand. Er kam dadurch mit Zürih in Zerwürfniß, 
welches als eines der Schirmorte in den St. Galltfchen Landen 
und als eines der regierenden Orte in dem Thurgau und Rhein⸗ 
thal fi) den Anmaßungen des Abtes widerfehte und für bie 
reformirten Unterthanen desfelben :Bartei nahm. Dagegen fand 
er heimliche und offene Unterftügung bei den fatholifchen Orten, 
welche auf den gemeinen Herrfchaftstagen die Mehrheit der 
Stimmen hatten und benusten. So wollte der Abt feine Un, 
tergebenen nicht mehr an das reformirte Ehe⸗ und Chorgericht 
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zu Zürich fi) wenden laflen, fondern verlangte, daß fie fi 
dem geiftlichen Gerichte des Biſchofs von Konftanz unterziehen. 
Im Rheinthal und Thurgau fpradh er, fo weit feine niedere 
Gerichtöherrlichkelt reichte, das ausfchließlihe Recht an, die 
Pfründen mit Geiftlihen zu beſetzen, und fo auch die evangeli- 
ſchen Geiftlichen zu ernennen, entgegen den feitherigen Uebun⸗ 
gen der reformirten Gemeinden. In beiden Punkten gaben ihm 
die V Orte Recht, und gedachten, ihren Willen durchzuſetzen. 
Zürich proteftirte nicht allein gegen den Inhalt des Enticheides, 
in welchem allerdings die Nichtachtung der reformirten Kirche 
offen vorlag, fondern mehr nody gegen das Recht der Mehrheit, 
in Sadyen der Konfeffion einen Entfcheid zu faflen und bie 
Minderheit zu nöthigen. Zürich erklärte das für eine Verlegung 
des Landfriedeus und forderte die katholiſchen Orte vor das 
eidgenäffifche Net. In der That, Tonnte die Mehrheit ber 
regierenden Drte auch in ſolchen Dingen verpflichtende Befchlüffe 
faffen, fo hatte die Minderheit für ihre Konfeffion feine Ga⸗ 
rantie mehr, und um bad Prinzip der PBarltät war es geſche⸗ 
hen. Damals war die Mehrheit Fatholifch, die Minderheit 
reformirt. Diefes Verhaͤltniß konnte fidy im Berlauf der Zeit 
umdrehen. Wurde das Prinzip der Paritaͤt feſt gehalten, fo 
waren in beiden Fällen nicht bloß die Rechte der Konfelfion, 
die in der Mehrheit war, fondern auch die der Minderheit ges 
fihert. Wurde das Mehrheitsprinzip an feine Stelle gefeht, 
fo war im einen Falle die evangeliiche Minderheit, im andern 
die katholiſche Minderheit der Wilführ derer Preis gegeben, 
weldye ihren Glauben nicht theilten. 

Die Verhandlungen darüber dauerten lange und waren ernft. 
Zuͤrich drohte, zu den Waffen zu greifen, wenn der eidgendfftiche 
Rechtsweg gefchlofien bleibe. Inzwiſchen war auch im deutfchen 
Reiche der Krieg von Neuem ausgebrodyen und die vormalige 
Uebermacht des Kalferd und der Tatholifchen Liga hatte durch 
den König Guſtav Adolf von Schweden, der ind Reich einges 
drungen war, ftarfe Stöße erlitten. Der endlidhe Ausgang des 
Krieges war wieder fehr zweifelhaft geworben. Da kam in der 
Schmelz durch die Bermittlung der von beiden Parteien ernann⸗ 
ten eidgenöffifchen Schiedleute ein wichtiger Vertrag über fons 
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feffionelle Verhaͤltniſſe zu Stande. Die Schievrichter für Züri 
waren, der Freiherr Franz Ludwig von Erlach, alt Schultheiß 
von Bern, und der Obriftzunftmeifter Rudolf Faͤſch von Bafel, 
für die V Orte Ritter Daniel von Montenach, Rathöherr von 
Freiburg, und Jakob von Staal, Rathsherr von Solothurn. 
Die Annahme des gütlichen Spruchs wurde auch von dem fran- 
zoͤſiſchen Botfchafter unterflübt. Zu Baden den 7. September 
(28. Auguſt des alten Kalenders) 1632 wurde derfelbe urkund⸗ 
lich beftegelt. 

1) Kraft des Landfrievens ſoll das Glaubensbekenntniß der 
Stadt Zürich in den gemeinen Herrfchaften des Thurgaus und 
Rheinthals ungehindert und ſicher fein und bie Unterthanen 
diefer Religion bei ihrem Gottesdienſt und freier Religionsuͤbung 
ruhig und ungehindert leben und verbleiben. 

2) Die regierenden Orte in ben benannten gemeinen Herr: 
ſchaften follen in allen vorkommenden Dingen handeln und er 
kennen, richten und urtheilen, und. „ein Mehr ein Mehr fein 
und bleiben“, d. 5. im Sinne des politifchen Prinzips, daß die 
Minderheit fi der Mehrheit füge. Wenn aber Irrung ober 
Zwiſt in evangelifden Religionsfadhen oder deren noth» 
wendigem Anhang, wovon im Landefrieden nicht hin- 
reichende Erwähnung geſchehen ift, fo fol in denfelben Fein 
Urtheil (mit Mehrheit der Stimmen) gefällt, ſondern ein 
freundlider Vergleich getroffen werden. Kommt ein 
folder nicht zu Stande, fo mögen die regierenden Orte fodann 
aus ihnen felber, vermöge der Bünde und des Landfriedeng, 
oder aus den unpartellichen Orten, gleiche Säbe und 
Richter aus beiden Religionen nad altem Brauch erkieſen 
und diefe fodann gütlich oder rechtlich. entfcheiden. 

Sp wurde der Grundſatz der Paritaͤt in kirchlichen und kir⸗ 
chenrechtlichen Dingen für die paritätifden Herrſchaften kon⸗ 
fequent durchgeführt. Seinem Weſen nad) ift diefer Grundſatz 
für die Kantone, in denen ſich beiverlet Konfeffionen finden, 
auch gegenwärtig noch der wahre, und ed muß als ein offen- 
barer Rüdfchritt und eine verderbliche Mißkennung eines geſun⸗ 
den, den Frieden und das Recht beider Konfeffionen ſichernden 
Prinzips erklärt werden, wenn feither wieder in paritätifchen 
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Kantonen auch für kirchliche Dinge das Bee Mehrheitso⸗ 
prinzip eingefuͤhrt wurde. 

3) Da in andern Rändern es Brauch und der Bernanft 
gemäß iſt, daß in Eheſachen Jever von Richtern feiner Religion 
gerichtet werde, fo follen die evangelifdhen Unterthanen im Thur⸗ 
gau und Rheinthal das Ehegericht zu Zürich, und die katholi⸗ 
ſchen das bifchöfliche Gericht zu Konftanz fuchen. Spricht eine 
evangelifche Perſon eine Fatholifche um die Ehe an, fo foll jene 
diefe vor deren ordentlichen katholiſchem Richter belangen. Im 
umgefehrten Fall, wenn der beflagte Theil evangeliſch und der 
Kläger katholiſch if, fo fol die Klage bei dem evangellfchen 
Ehorgericht angebracht werden. 

Die Schiedrichter der Städte Freiburg und Solothurn hats 
ten zwar Bedenken, diefen letztern Punkt fo unbedingt gutzu- 
beißen. Indeſſen nahmen die V Orte denſelben doch an, mit 
bem befchränfenden Vorbehalt, auf fo lange, bis die regierenden 
Orte fi) bewogen finden, eine Satzung zu machen, daß bie 
Unterthanen der beiden Religionen ſich nicht mehr unter einan⸗ 
der ehelich verbinden dürfen. Zu einer folden, das Recht des 
Individuums beſchraͤnkenden Satzung kam es indeſſen nie, und 
die gerechte Beſtimmung des Vertrags blieb ſomit in Kraft. 

4) Die evangeliſchen Gemeinden im Ober⸗Rheinthal ſollen 
ihre Seelſorger und Praͤdikanten bei den evangeliſchen Orten 
der Eidgenoſſenſchaft fuchen und dem Abt von St. Gallen zwei 
Geiſtliche vorſchlagen, welche gehoͤrig eraminirt und admittirt 
find, aus denen der Abt ſodann einen erwaͤhlt. 

Durch dieſen Vergleich hatte die friedliche Geſtnnung neue 


Be 
r Stärke erhalten und ed war der Weg bezeichnet, auf welchem 


ren. derlei Beſchwerden und Streitigfeiten gehoben werden können. 


Indeſſen famen auch nachher noch ſolche oft vor, und die Abs 
hülfe erforderte immerhin einen großen Aufwand von Thätig« 
fett und Geld. Die Beſchwerden gingen regelmäßig von den 
Evangelifhen aus, die bei den Tatholifchen Voͤgten nicht bins 
reichenden Schuß fanden gegen die Anmaßungen einzelner Geiſt⸗ 
licher oder Unterbeamteter oder fich zumkdgefept fühlten in ihren 
Anfprüchen auf Gleichheit. Dahin gehösen 3. B. Die Be 
ſchwerden, welche auf ven naͤchſten Tagen nach jenem Vergleich 
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zur Verhandlung kamen, daß die katholiſchen Kollatoren an pie 
von ihnen ernannten evangelifchen Prediger ungebührliche Zus 
muthungen flellen, daß man diefelben in den Kinderlehren und 
Leichenpredigen hemme, den freien Gebrauch der Glocken ver- 
hümmere, die Pfründen nicht gehörig anszahle, den Gebraud) 
der Kirchen nicht zu rechter bequemer Zeit verftatte, in manchen 
Gemeinden den Evangelifhen, wo fie noch feinen eigenen Pfar⸗ 
ter haben, Schwierigfelten gemacht werben, einen foldyen zu er⸗ 
halten, man fie fogar hindere, in andere Gemeinden zur Predigt 
zu gehen und fie nöthige, ihre Kinder in der Fatholifchen Kirche 
son dem katholiſchen Priefter taufen und ihre Ehen ebenfo ein⸗ 
fegnen zu laſſen, daß man fie zwingen wolle, neugebsrne 
ſchwache Kinder durch die Hebamme taufen zu lafien, und wenn 
foldde vor der Taufe flerben, venfelben das Begräbniß auf den 
Kirchhoͤfen in geweihter Erde verweigere, daß die Amtlcute oft 
zur Unzeit die Gemeindevorfieher zufammen rufen, fo daß die 
Evangelifchen verhindert werben, die ‘Predigt zu hören, daß 
man im Ober⸗Rheinthal von den Evangelifchen wider ihr Recht 
verlange, fie follen, wenn man bed Morgend oder Abends oder 
zu Mittag läute, die Hüte abziehen und 'niederfnien, daß an 
einigen Orten die Evangelifchen gehalten werben, an den über 
mäßig zahlreichen katholiſchen Feiertagen ihte Arbeiten einzu⸗ 
ſtellen, dagegen die Katholiſchen an den wenigen beſondern 
evangeliſchen Feiertagen nicht zu gleicher Beruͤckſichtigung ges 
nöthigt werden, daß man die Evangelifchen daran verhindern 
wolle, in der Advents⸗ und Faftenzeit Ehen einzugehen und 
Hochzeit zu halten, daß bald öffentlich bald heimlich den Evan- 
gelifchen zugefeht werde, fie follen zum katholiſchen Glauben 
übergehen, daß diefelben bei Befegung von Stellen und Aem⸗ 
tern wider Gebühr hintangeſetzt und übergangen werden, gleich 
ald wären fie Juden, daß die regierenden Orte felber in ihren 
Mandaten zuweilen von den Evangelifhen gehäffige Bezeich⸗ 
nungen: brauchen, fie Reugläubige, Lutheriſche, Zwingliſche 
nennen und ähnliches. 
Neue Ereigniffe Famen hinzu, welche die Erbitterung und Uenme 

Das Mißtrauen der Konfeflionen fleigerte. Ich erinnere an den 
gewaltfamen Veberfall der Berner, weldye der Stadt Mühlbaufen 
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zu Hülfe zogen, auf Solothurniſchem Gebiete durch Solethur- 
nifche Landvögte, und die bewegten Berhandlungen darüber, bis 
Bern endlich die mit großem Nachdruck verlangte Genugthuung 
erhielt; an die Verlegung ded neutralen eldgenöffifchen Gebietes 
im Thurgau durch die Schweden, von denen die V Orte vers 
. mutheten, daß Zürich und die Evangelifhen mit ihnen heimlich 
einverftanden feien; an den Kriegdzug der V Orte ind Thurgau; 
an die Gefangenfegung und peinliche Verurtheilung des evangeli« 
chen Obrift Wachtmeifterd Kilian Keflelting, Kommandanten 
zu Stein, durch die katholifchen Orte; an die Bundeserneuerung 
der katholiſchen Drte mit der Krone Spaniens für das Herzogs 
thum Mailand im März 1634, worin nun au in Glaubens 
ſachen die Hülfe des Königs verſprochen und fogar beſtimmt 
wurde, daß der Vorbehalt der Altern Bünde der Unterſtuͤtzung 
in Glaubensſachen nicht hinderlich fei; an die Streitigkeiten zwi⸗ 
hen dem Abt von St. Gallen und den evangelifchen Toggens 
burgern, in die auch Zürich .verwidelt wurde. Indeſſen verlor 
> felbft der breißigiährige Krieg immer mehr feine konfeſſionelle 
Natur und neigte fi auch fonft dem Ende zu. Und als es 
endlich zum Frieden fam in dem ruinirten beutfchen Reiche, 
freute fi die gefammte Schweiz der Anerfennung ihrer voll- 
fommenen politiſchen Selbftändigfelt. 

Wimergertiies. Bald nach dem Abichluß des weftphälifchen Friedens brach 
in der Schweiz der große Bauernaufftand vom Jahr 1653 aus. 
Die katholiſchen und evangelifhen Stände vereinigten ſich in 
der Roth, welche ihre ganze bisherige Herrfchaft bedrohte, zu 
gemeinfamen Maßregeln wider die aufgeftandenen Unterthanen, 
und die Erhebung der Bauern ward unterbrüdt. Uber faum 
war biefe politifche. Roth vorüber, fo trat die alte Entzweiung 
der Konfeffionen wieder in den Vordergrund. Einige ſchwo⸗ 
zerifche Familien von Art hatten Neigung gezeigt, zu der evans 
geliſchen Konfeffion überzugehen. In dem katholiſchen Lande 
Schwyz wurde dad noch als ein ſchweres Verbrechen behandelt, 
was die Schwyzer ſelbſt genöthigt waren, nicht bloß bei ihren 
Eidgenoſſen der evangelifchen Städte gewähren zu laffen, ſon⸗ 
dern felbft unter ihren eigenen Unterthanen im Thurgau zu 
dulden. Aber fo war dad alte Staatsrecht noch auf beiden 
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Seiten. Im Innern des unmittelbaren eigenen Gebietes dulde⸗ 
ten die meiften Orte nur den eigenen kirchlichen Glauben. Die 
reformirten Stände waren zwar darin humaner als die Fatho- 
liſchen, indem jene ſolche Unterthanen, die katholiſch bleiben 
oder werden wollten, doch frei aus dem Lande wegziehen ließen, 
während dieſe den Webertritt zur evangelifchen Sonfeffion als 
ein Verbrechen flraften. Auch nun vertrat Züridh, den Schwy⸗ 
zern gegenüber, das Prinzip des „freien Zuges”, und verfuchte, 
diefelben zur Anerkennung diefes neuen, dem herkoͤmmlichen 
Katholizismus widerftreitenden Staatöprinzips anzuhalten. Es 
gewährte den entflohenen Bürgern von Art feinen Schuß, for- 
derte ihr Out, das von Schwyz mit Befchlag belegt worden, 
heraus, wollte au die Zurüdgebliebenen vor Verfolgung 
fihern, und belangte Schwyz vor eldgenöffifches Redt. Die 
Schwyzer dagegen verfochten ihr herfömmliches Recht unbe: 
ſchraͤnkter Souveränität auf ihrem eigenen Gebiet, weigerten fidh, 
das eidgenoͤſſiſche Recht zu beftehen und fchritten nur um fo härs 
ter faktiſch vorwärts gegen die zurüdigebliebenen Landleute. Es 
wurden fogar einige derfelben hingerichtet. Nun griff Zürich 
zu den Waffen, in der Hoffnung, bevor den V Orten, bie ſich 
der Schwyzer annahmen, fpanifche Hülfe aus der Lombarbei 
fommen Tönne, durch einen entſcheidenden Schlag den Streit 
zu feinem Vortheile zu beendigen. Auch Bern, obwohl etwas 
langfamer, zog ind Feld. Aber der Krieg lief wieder aus, 
ohne den gewünfchten Erfolg für die Reformirten. Die Berner 
erlitten zu Vilmergen eine Rieverlage, die, wenn auch nicht 
entfchied, doch ihren Muth und ihre Hoffnungen herabftimmte. 
Die Zürcher, unter General Werbmüller, vergeudeten ihre Kräfte 
an der Belagerung von Rapperswyl, ohne die Stadt erobern 
zu fönnen. Die unpartelifhen Orte und bie fremden Mächte 
vermittelten den Frieden, welcher am 26. Februar 1656 zu Bas 
den angenommen wurde. Die Beftimmungen desfelben find: 

1) Zwifchen den Städten Zürih und Bern auf der einen Dritter Band 
und den V Orten auf der andern Seite wird der Friede er- 
neuert. Eo fol beiveßfeitS Alles vergeben und vergefien fein, 
was während des Krieges gefchehen iſt, und auch die eigenen 
Unterthanen vor Strafe fiher und amneftirt fein, wenn fich 
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auch einzelne nach der Meinung ihrer Obern inzwifchen vers 
gangen haben follten. Auch follen alle reizenden Schmaͤh⸗, 
Spott» und LRafterreden, woraus bisher viel Unrecht, Haß und 
Verbitterung entftanden tft, firenge verboten fein und ohne An- 
fehen der Perſon unnadyfichtig geftraft werden. 

2) Beiden Theilen wird es vorbehalten, ihre Kriegsfoften 
an einander gütlich oder rechtlich zu fordern. Wer ſich zu be- 
fhweren hat, daß ihm wider Kriegsgebrauch und Recht das 
Ceinige gewaltthätig während des Krieges entfremdet worden, 
der foll ebenfalls an das unpartelifche Recht gewiefen, das 
Mebrige aber durch die Amneftie gededt fein. 

3) Die Kriegsvölfer follen gegenfeitig abgeführt und beur⸗ 
laubt und die inzwiſchen aufgeworfenen Berfehanzungen wieber 
niedergerifien, alle eingenommenen Pläge von der Beſatzung 
entledigt, dad Thurgau und deſſen Regierung in den alten 
Stand gefebt, die Gefangenen ohne Entgelt gegen Vergütung 
billiger Atzungskoſten freigegeben werden. Die nähere Art und 
Weiſe bezeichnen die unparteiifhen Orte. Der freie Kauf, 
Handel und Wandel fol allerwärtd wieder geöffnet und den 
Handelöleuten freier Lauf verftattet werden, wie von Als 
ters her. 

4) Was das eidgenöffifche Recht betrifft, fo gilt hierüber 
folgende Erläuterung. Jeder Ort der Eidgenofienfchaft ſoll in 
feinen eigenen Landen und Gebieten feiner Religion und 
Souveränität oder hoher Landes-Obrigfeit, Herrlichkeit 
und Gerichtsbarkeit ruhig und unangefochten verbleiben. Wenn 
aber außerdem ein Drt gegen den andern eine Anſprache oder 
Streitigkeit hätte um Herrſchaften, Landmarfen, Lehenfchaft, 
Wunn und Weid, Fiſchenzen, Almenden, Zölle, Geleite, Ges 
richte, Sräfel, Bußen, Forftredht, Hagen und Sagen und ähn- 
liches, und die Parteien ſich nicht felber vergleichen können, fo 
follen ſolche Sachen dem unparteiiſchen Recht zu gleichen Säben 
unterworfen fein. 

Diefe Beichränfung des eidgenöflifchen Rechtöverfahrens im 
Frieden war nach zwei Seiten hin verfeßlt. Einmal beruht die 
Aufzählung einzelner Fälle, welche vor das eidgenöffiiche Recht 
gehören, mit Ausfchließung anderer, auf feinem klaren Brinzip, 
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und läßt große Unficherheit zurüd. Sodann war ed durchaus 
trrig, das eidgenoͤſſiſche Recht auszufchliegen in Fragen ber 
Souveränität und Religion in den Orten. Man hat hier zwei 
Dinge verwechfelt, fürs erfte, die Frage, wer einen Streit 
zwiſchen zwei Orten zu beurtheilen habe, und fürs zweite Die 
Frage, wie ein foldher Streit zu entfcheiden fel; die formelle 
Frage der Kompetenz und die materielle der geltenden Rechts⸗ 
grundfäge. Der alte Zuͤrichkrieg hatte diefe Unterfcheidung Ins 
Klare gefegt und gegen die Anſpruͤche von Zürich, welche Stadt 
dem eidgenoͤſſiſchen Redhtsverfahren eine Frage ihrer hergebrach⸗ 
ten Souveränität und Privilegien nicht unterwerfen wollte, das 
eidgenoͤſſiſche Prinzip durchgeſetzt, daß alle Streitigkeiten zwi⸗ 
ſchen Staͤnden, ganz abgeſehen von dem Inhalt derſelben, vor 
das eidgenoͤſſiſche Recht gezogen werden koͤnnen. Nunmehr hatte 
Züri das Land Schwyz vor dem eidgenoͤſſiſchen Recht dafür 
belangen wollen, daß es feinen evangelifcdy gewordenen Land⸗ 
leuten freien Zug gewähre. Ob Züri zu Diefem Begehren 
berechtigt gewefen ſei oder nicht, ob darin eine unzuläfftge Bes 
fhränfung ver ſchwyzerifchen Landeshoheit gelegen habe oder 
nicht, das war völlig gleichgültig für die davon ganz verſchie⸗ 
dene Frage, in weldyer Form diefer Streit zweier eidgenoͤſſiſcher 
Orte zu entfcheiden fei. Irgend einen Weg den Streit zu 
ſchlichten, mußte es geben, und der einzige Weg, den die Bünde 
fannten, war der Weg des eidgenöffifchen Rechte. Denn davon 
fonnte feine Rede fein, daß etwa die Tagfagung nady Inftrufs 
tion der Stände darüber zu Gerichte figen und mit Mehrheit 
bindende Befchlüffe faſſen fonnte. Die Tagfagung hatte Feiners 
let Richtergewalt in Streitigfeiten einzelner Orte. Sie konnte 
wohl derlei Fragen erörtern und auch etwa zu vermitteln fuchen, 
entfyeiden aber nicht. Somit biieb, wenn ein foldyer Streit 
zwifchen zwei Orten entftand, nur zweierlei übrig. Entweder 
. mußte berfelbe mit Gewalt, d. h. durdy Bürgerkrieg, oder er 
mußte nach einem Redhtöverfahren zur Erledigung gebracht wer- 
den. Der Bürgerkrieg aber widerſtritt den Buͤnden und der 
Ratur der Eidgenoſſenſchaft, er war nur nur ald Nothweg zu 
betrachten, wenn das Rechtöverfahren verfchloffen blieb. “Diefes 
dagegen war in den Bünden vorgefehen und näher geordnet. 
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Es war der einzige richtige uud friedliche Weg, den Streit zu 
fhlichten. Diefer Weg konnte und durfte eben darum nicht 
verfchloffen werden, weil er der einzige war, weil die Ber- 
fhließung desfelben Tonfequent zur Erneuerung Des Krieges 
führen mußte. Es war fomit ganz richtig, daß im Frieden die 
vollen Souveränitätsrechte der einzelnen Orte anerkannt wur⸗ 
den, aber ed war ein Fehler, daß der Friedensartikel dem 
Scheine Nahrung gab, daß, wenn über die Ausdehnung ober 
Ausübung der Souveränität eines Ortes zwifchen ihm und 
einem andern Ort Streit entſtund, ein foldyer Streit nicht auf 
dem Wege des Rechts, fondern nur auf dem Wege des Krieges 
zum Entfcheid gebracht werden Fönne. 

Weit befler und richtiger iſt die folgende Beftimmung bed 
Friedens, welche ſich auf die gemeinen Herrfchaften bezieht, in 
denen die Evangelifchen freie Religionsübung befaßen: 

5) Wenn deßhalb unter den regierenden Orten Streit ent» 
ftehen und ein Theil vermeinen ſollte, es fei diefer Streit im 
Sinne ded Badener Vertrages von 1632 durch gleiche Säße 
zu entfcheiden, während der andere Theil das nicht zugeftehen, 
fondern die Sache mit Mehrheit der regierenden Orte erledigen 
wid, fo fol die Frage, ob ein foldyer Streit ald Streit der 
Orte in Glaubensſachen zu behandeln und vor gleiche Säße zu 
weifen fei oder nicht, vorerft wieder durch unpar⸗ 
tetifche gleihe Säge entfchieven werden. Die Säpe 
folen dann nad Anleitung der Bünde, des Landfriedens und 
der Verträge, nad) Recht und Billigfeit urtheilen. Inzwifchen, 
bis Austrag des Rechtes, follen alle Erefutionen und Thaͤt⸗ 
lichfeiten in der zum Recht geſetzten Sache eingeftellt werden. 

Es war fomit nicht bloß das Prinzip anerfannt, daß in 
Glaubensſachen unter den regierenden Orten nicht die Mehrheit, 
fondern gleiche Säbe gelten, fonvern es war nun zugleich da⸗ 
für geforgt, daß auch die Frage, ob eine Sache als Glaubens 
ſache zu behandeln und ausnahmsweiſe vor gleihe Säge zu 
weifen ſei, nicht willkuͤhrlich durch die Mehrheit entſchieden 
und fo mittelbar jenes paritätifche Prinzip gefährdet werden 
könne. 

Dießmal haben die beiden Parteien für ihre Streitigfeiten 
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zu Sägen (Schiedrichtern) berufen: die beiden Städte den Bürs 
germeifter Rudolf Wettftein von Bafel und den Landammann 
Joh. Rechſteiner von AufersRhoden, und die V Orte einen der 
beiden Freiburger Rathsherren Simon Petermann Meyer oder 
Franz Peterau, welchen Freiburg dazu verordnen will (ber er- 
flere Ritter Meyer wurde befiimmt) und den Stadtſchreiber 
Franz Hafner von Solothurn. Auch zwei Schreiber wurden 
beſtellt, Rathfchreiber Rudolf Burdharb von Bafel und Spital- 
herr Chriftoph Munath von Freiburg. Und die Schieborte 
gelobten, um dem gerichtlichen Verfahren mehr Nachdruck zu 
geben, wenn eine der beiden Parteien fit dem Gericht nicht 
fügen und Umtriebe oder Ausflüchte fuchen follte, fo wollen fie, 
ohne Rüdfiht auf die Religion, der Partei zum Recht und 
zur Erefution verhelfen, welche darüber gegründete Beſchwerde 
habe. 

6) Was den freien Zug betrifft, wenn Burger, Land: Ereler Bus. 
leute oder Unterthanen eines Orted aus dem Lande wegziehen 
und fi In einem andern anderögläubigen Orte nieberlaflen 
wollen, fo fol jeder Ort bei feinem Herfommen und feiner Ge- 
wohnheit hierin verbleiben, und den Obrigfeiten, die darüber 
feine befondern Verträge eingegangen haben, freiftehen, nad) 
ihrem eigenen Ermeflen zu handeln. 

Bon humanem und eidgenöffiihem Standpunfte aus mag 
man ed mit Recht bedauern, daß ber Grundfah des freien 
Zuges (Wegzuges) nicht allgemein anerfannt und zu einem 
eidgenoͤſſiſchen Grundfab erhoben wurde. Audy die innere Schweiz 
fonnte denfelben ohne allen Schaden für ihre Eigenthümlichkeit 
gar wohl annehmen, während es ganz begreiflich ift, daß ſie 
fi) gegen den davon verfchiedenen Grundfag freier Nieberlaffung 
auf ihrem Gebiete fträubt. Aber auf der andern Seite fonnte 
audy jener Grundfab nad dem damals beftehenden Staatsredht 
den Schwyzern nicht aufgezwungen werden; und als Züridy ein 
humanes und heilfames Prinzip mit den Waffen in der Hand 
einführen wollte, trat ber Fehler der Form der Anerkennung 
desfelben ftörend in den Weg. 

Im Uebrigen werden Bünde, Landfrieven und Berträge 
wie die hergebrachten Rechte der Orte vorbehalten. 


373 Die konfeffionellen Verhaͤltniſſe feit der Reformation. . 


Eihtebärthter. Die gewählten Schiedsrichter gaben fi) nun alle Mühe”), 
die nody übrigen Streitigfeiten auszugleichen und machten vers 
ſchiedene Vermittlungsverfucdhe, aber ohne Erfolg. Vorzuͤglich 
die V Orte wollten die äußere günftige Stellung, In der fie ſich 
nun wieder gefichert fühlten, nicht Preis geben und fidy nicht 
dazu verftehen, zu Grundfäten und Marimen freiwillig Hand 
zu bieten, welche, wenn fie auch aus höherm Standpunft ges 
recht und weife und auf die Dauer nicht abwetsbar erfchienen, 
doch ihren befonderen Eonfefflonellen und politifchen Gewohn⸗ 
heiten und Borurtheilen nicht zufagten. Die Schiedrichter was 
ren demnach genöthigt, ein Urtheil zu fpredhen. Zu diefem aber 
fonnten fte ſich nicht vereinigen und fo entftand ein zwiefpälti- 
ges Urtheil. Da fein Obmann gewählt wurde, und die Par⸗ 
teien fich nicht vereinigten, eines der beiden Urtheile anzuneh⸗ 
men, fo blieb der Streit unerledigt. Der Inhalt der beiden 
Urtheile tft in kurzem Abriß folgender: 

lien Sal — = Die beiden evangelifhen Schiedsrichter erkannten zu 

e 

1) Das Begehren der Städte für „reciprocirliche vollkom⸗ 
mene und uneingefchränfte Freiheit der Religion” in den ges 
mifchten Herrfchaften wird als im Landfrieven und in den Ber: 
trägen wohl begründet anerfannt. Daher fol in dieſen Herr- 
ſchaften jedermann frei ſtehen, von der einen zur andern Religion 
überzutreten, die Angehörigen der einen Religion nidyt zu den 
Zeremonien der andern genöthigt, die Evangelifdhen in dem 
geeigneten Gebrauch der Kirchen nicht zurüdgefeht, fondern 
glei den Katholifhen gehalten werden. Ihre Waifen follen 
mit Bögten von ihrer Religion verfehen und Lehenleuten, 
Knechten, Mägden und Tagelöhnern Feine Zumuthungen in 
Religionsſachen gemadht, noch diefelben mittelbar durch anges 
botene Vortheile zum Webertritt verlodt oder durch angedrohte 
Nachtheile dazu gedrängt werden. Zu den Verbredhern im Ge⸗ 
fängnig fol der Zutritt der Geiftlihen je nad) der Konfeffion 
jener offen gelafien werden. Das Schmügen und Schmähen der 


25) Bol. Dr. Heusler: Bürgermeifter Wettfteins eingenöfftfches 
Wirken in den Jahren 1651 — 1666. 
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Religion wegen fol umterbleiben, und wenn barüber ober über 
Beeinträchtigung der Religion geflagt wird, follen foldye Vergehen 
von einer gleichen Zahl Beamteter aus beiden Religionen beftraft 
werden. 

2) Betreffend die ehegerichtlichen Händel, fo wird der Bers 
trag von 1632 beftätigt. 

3) Den Evangeliſchen fol frei ſtehen, wenn ihre eigenen 
Kirchen nicht genuͤgen, die naͤchſten evangeliſchen oder gemeinen 
Kirchen zu gebrauchen oder neue Kirchen zu erbauen, ohne deß⸗ 
halb ihren Antheil an dem alten Kirchengut einzubüßen. 

4) Betreffend die Theilung der Kirchen⸗ und Pfrundguͤter 
wird auf den Landfrieden und die Sprüche von 1540, 1550 und 
1575 verwieſen. 

5) Es ſollen die Evangeliſchen bei Beſetzung des Gerichts 
und Raths, von Aemtern und Stellen nicht verkuͤrzt, ſondern 
die naͤchſten Aemter nach den Landvoͤgten von beiden Religionen 
gleich, die uͤbrigen nach Verhaͤltniß der Mannſchaft beider Kon⸗ 
feſſionen beſetzt werden. 

6) Beireffend die Käufe an die todte Hand wird auf bie 
Abſchiede verwieſen, und verfügt, wo irgend in den gemeinen 
Herrfchaften einem Bürger oder Landmann aus den regierenden 
Orten Haus oder Güter durch Auffall zufallen, folle derfelbe, 
ohne Unterſchied der Religion, diefelben bis zu gelegenem Wieder; 
verkauf felber bewohnen und bewerben mögen. 

7) Die Beitrafung fehlbarer Geiftlicher fol nad) den Bün- 
den, Landfrieden und Abſchieden gefchehen. 

8) Es follen von den einzelnen regierenden Orten feine bes 
fondern, fondern nur gemeinfame Urtheile für die gemeinen 
Herrſchaften erlaflen werden, vorbehalten die Religion. , 

9) In Verwaltung, Gericht und Recht fol ohne Leidenſchaft 
und unparteiiſch, ohne Rüdfiht, von welcher Religion einer fet, 
verfahren werben. 

10) Die Frage des Religionstiteld, über‘ die Zuläffigfeit 
befonderer Bünpniffe, über die Zulaffung eines evangelifchen 
Protofoliften auf gemeiner Tagfagung und die Malftätte mögen, 
als den gefammten eidgenoͤſſiſchen Körper berührend, in gemei⸗ 
ner Berfammlung zu freundlicher Verhandlung kommen. 
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11) Die Fortfegung der gemeinfamen reformirenden Maß 
regeln wird allen regierenden Orten empfohlen. 

12) Wenn wieder Krieg zwifchen den regierenden Orten 
entftehen follte, fo follen die gemeinen Herrfchaftsleute Gott für 
deren Wiederverföhnung anrufen, im Uebrigen aber ſtill und 
neutral bleiben und feinem Theile Hülfe oder Vorſchub leiten, 
auch feine Beſatzung einnehmen. 

13) Da es ein völferrechtlicher Grundfaß ift, daß die Ver⸗ 
weigerung des Rechtöverfahrens ein gerechter Grund zum Kriege 
ſei und da durdy die eidgenöffifchen Bünde und Verträge vors 
gefehen ift, daß in allen Fällen ohne Ausnahme, wenn Streit 
zwifchen den Orten entfteht, fie vor dem eidgenöffifchen Recht 
einander Rede ſtehen follen, Schwyz aber der Stadt Züridy) das 
Rechtöverfahren verweigert hat, und die Gefandten von Schwyz 
mit bedenklichen Aeußerungen die Tagſatzung plöglich verlaflen 
haben, fo werden die Kriegsfoften dem Stande Schwyz aufers 
legt, als der Partei, welche den Krieg veranlaßt hat. 

14) Als nicht berechtigt, Entſchaͤdigungsbegehren zu fielen, 
werden alle die bezeichnet, weldye einer Partei durch Burg, 
Schirm⸗ oder Landrecht angehören oder in deren Territorium 
Güter haben und daran Schaden gelitten haben; ferner alle 
Bedienfteten derfelben oder die Befabungen begehrt oder anges 
nommen haben, die Unterthanen in den gemeinen Herrſchaften, 
bie, welche aus den eroberten Orten entwichen find, Die, welche 
Proviant gebracht haben, ohne fi) für die Zahlung oder Ruück⸗ 
gabe gehörig Erſatz verfprechen zu laflen, die, welche für das 
©eleite oder den Schirm etwas verwendet haben, die, denen 
Hab und Gut während des Kriegs nad) Kriegsredht in Feindes 
Hände gefommen und damals verändert und abgeführt worden 
if. Andere Perſonen mögen Erfah fordern, doch erft gütlich 
ſuchen, dann erft rechtlich begehren. 

1, Der tatboll Die Fatholifhen Schiedsrichter fällten folgendes Urtheil: 
richten, 1) Die Gefandten von Schwyz hätten allerdinge befler gethan, 
die Tagfabung von Baden nicht zu verlaflen; aber Zuͤrich hätte 
die Tagſatzung deßhalb nicht aufheben, und wenigſtens nicht 
ohme vorherige Abfage den Krieg eröffnen follen. Daher if 
Zürich fchuldig, den V Orten ihre Kriegsfoften zu erfehen, 
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vorbehalten feinen Regreß gegen die, die ſich verfehlt haben. 
Indeſſen wird den V Orten empfohlen, fie wollen zur Erhal- 
tung der gemeinen Ruhe des Baterlandes nicht auf ein Stüd 
Geld fehen. 

2) Die Beichwerden Zürichs find verſchieden. Die, melde 
aus dem Glaubensbefennmig berrühren, find großen Theile 
fhon zuvor ins Reine gebradht worden. Dahin gehören die 
Feierbaltung, das Geläute, die Predigtftunden, Störungen des 
Gottesdienſtes, Nöthigung der Dienftboten und Tagelöhner wes 
gen Religtonsänderung, Kindertaufe, Schmügen und Schmäbhen. 
Die übrigen, als: Begräbniß ungetaufter Kinder, Hochzeithal⸗ 
ten zu verbotenen Zeiten, Kreuze auf die Gräber fteden, Hut» 
abziehen und Erbauung neuer Kirchen betreffend, koͤnnen fie 
wohl unter ſich felber erörtern, und kann der Abſchied von 1651 
dafür als Richtſchnur dienen. 

3) Andere Befchwerden find rein politiſch und follen nad 

dem Bertrag von 1632 durdy das Stimmenmehr der regierenden 
Orte erledigt werden. Dahin gehören: die Bevogtigung der 
Waiſen, die Befegung der Aemter, Beftellung der Lehen, An⸗ 
nahme von Burgern und Einfaßen, Almofenfpenden, Teftament, 
Strafen und Bußen an die Ewigkeit, die Difpofition über bie 
Auffallsgüter, die Reformation in den politifchen Dingen 
uf. f. 
4) Wir find fompetent auf die Rechte eines Dritten einzu- 
gehen. Dahin gehören: Die Aemterbefegung zu Altkätten, die 
ehegerichtlichen Satzungen nad) Konftanz und St. Gallen, die 
obrigfeitlichen Rechte jedes einzelnen Orts, der alte Befib, das 
Mehr in bürgerlidhen und eidgenöffifhen Händeln, die alten 
Bräuche und Herfommen. Darüber mögen die regierenden Orte 
erfennen. 

5) Ueber die von Zürich geforderte Bezeichnung evangelifch, 
die Protofollführung, den Ort der Tagfapungen, mag die ge⸗ 
fammte Eidgenoſſenſchaft difponiren. 
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Zweinudzwanzigftes Kapitel, 
Der vierte Landsfriede von 1712. 


Der Toggenburgerkrieg. — Frieden von Aarau vom 18. Juli 1712. — 
Abtretung der Graffhaft Baden. — Barität. — Der Abt von St. 


Gallen. — Amneſtie. — Beurtheilung des Friedens. — Neuer 
Ausbruch des Krieges. — Mopdififation des Landfriedens 
vom 9. und 11. Auguft 1712. — Friede mit dem Abt von Et. 


Gallen 1718. — Schlußbemerfung. 


Der Toggen Wieder faft ein halbes Sahrhundert lang dauerte der Friebe 
fort zwifchen den beiden Hauptparteien der alten Schweiz. Die 
evangelifchen Städte fühlten ſich indeflen fortwährend in den 
Angelegenheiten der gemeinen Eidgenoſſenſchaft oder der gemei⸗ 
nen Kerrfchaften, welche irgend einen Eonfeffionellen Anftrid 
hatten, beeinträchtigt und gehemmt durch dad Stimmenüberge- 
wicht der Fatholifchen Orte, das Ihnen um fo unerträglicher er- 
ſchien, als die größere Macht doch bei den Städten war. 
Während der Neunzigerjahre des fiebenzehnten Jahrhunderts Fam 
ed zwei Mal nahe an einen Ausbruch des Kampfes; das eine 
Mal in dem fogenannten Wartauerhandel, als der Fathofifche 

-Randvogt von Sargans, der Schwyzer Neding in dem faft aus⸗ 
fhließlich reformirten Dorfe Wartau, ohne die regierenden Orte 
zu fragen, die Meffe einzuführen fuchte, weil fi) etwa 4 ka⸗ 
tholifhe Hausväter vorgefunden hatten; das andere Mal in 
dem Kreuzſtreit zu St. Gallen, als die Bürger von St. Gallen 
nicht dulden wollten, daß gegen das Herfommen die katholiſchen 
Prozeffionen mit erhobenem Kreuz und fliegenden Fahnen durch 
die Stadt ziehen, worüber Fatholifche und reformirte St. Galler 
wider einander zu den Maffen griffen. Indeſſen beide Streitig« 
feiten wurden doch im Frieden ausgeglichen. Die wenigen 
Katholifen von Wartau verzichteten darauf, einen befondern 
Priefter und Gottesdienft für fich zu beftellen und einzurichten. 
Und die IV Schirmorte der Abtei St. Gallen halfen den Streit 
mit der Stadt durch einen Mittelweg ausgleichen. 
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Biel ernfter waren die Erelaniffe des Jahres 1712. Die 
Toggenburger, welche feit den Zeiten des alten Zuͤrichkrieges 
mit Schwyz und Glarus durch ein Landrecht verbunden waren, 
famen darüber mit dem Abt von St. Gallen, ihrem Landes 
herrn, in Streit. Anfänglich fanden fie nicht bloß zu Glarus, 
fondern au zu Schwyz Sympathie in ihrem Widerftand gegen 
die Verfügungen des Abtes, und dieſer fah ſich als Reichsfürft 
bei dem Kaiſer um Schuß und Hülfe um. Aber nad) und nad) 
nahm der Konflikt eine konfeſſtonelle Färbung an. Die Mehr⸗ 
heit, ver Toggenburger war reformirt und fuchte bei den refors 
mirten Städten Zürich und Bern Unterftügung. Diefe ergriffen 
gerne den willflommenen Anlaß, fi in die Streitigfeiten mit 
dem Abte einzumifchen. Umgekehrt nahmen nun auch Schwyz 
und die V Orte im Verfolg der Zeit ſich des Abtes an. Beide 
Barteien wünfchten den Krieg, die beiden Städte im Bewußt⸗ 
fein ihrer Stärke und Rüftung und in dem Streben, eine guͤn⸗ 
fiigere Stellung zu erlangen, als ihnen die alten Landsfrieden 
einräumten, die Fatholifchen Orte in der Abficht, die anmaßende 
Haltung der Städte zu brechen und zu Semüthigen. „Auf beiden 
Seiten ſchürte die Geiftllichfeit die Zwietradht. Der Zürdher 
Rabholz hatte die Toggenburger organifirt und leitete den Auf- 
fand gegen den Abt. Im Frühling wurde der Krieg eröffnet. 
Die Mal hatten die Städte nicht bloß zahlreichere, fondern 
auch befier ausgerüftete und geleitete Truppen. Vorzüuüglich die 
Berner hatten fich fehr angeftrengt, und in dem Treffen von 
Bremgarten einen blutigen Sieg erftritten. Ein aus Zürdern 
und Bernern vereinigtes Korps hatte Wyl, die wichtigfte Stadt 
des Abted von St. Ballen, erobert. Die Zürdyer hatten die 
Uebergabe der Stadt Baden auf Gnade und Ungnade bin er- 
zwungen. Das Thurgau fiel ohnehin in Mafle den Reformir- 
ten zu; das Toggenburg, die gemeinen Herrichaften im Aargau 
und im Nheinthal waren ebenfalls in ihre Gewalt gerathen. 
Luzern war bedroht. Der Sieg war durchaus auf Seite ber 
Städte geblieben. Da wurden bie Vermittlungsverfuche wie⸗ 
der aufgenommen, und zu Aarau wurde ein Friedensvertrag 
verabredet, welcher den Städten ihre errungenen Vortheile 
fiherte. 


Erieden von 
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Die Stände Glarus, Bafel, Freiburg, Solothurn, Schaff- 


15. Qui 1712 haufen, Appenzell und die Städte St. Gallen und Biel erfchels 


btretung der 
®r 


ra 
Baden. 


nen ald Vermittler. Die Bedingungen des Friedens waren: 

1) Den beiden Städten Zürich und Bern fol die Graf: 
fhaft Baden, die Stadt Bremgarten inbegriffen, in Zu⸗ 
funft allein gehören, und die Freien Aemter in der Welfe 
getheilt werden, daß was unterhalb einer Linie liegt, weldye 
unter dem Klofter Hermatſchwyl umd oberhalb Sarmenftorf 
nad Fahrwangen gezogen wird, den Städten Zürich und Bern 
allein (die Rechte von Glarus In ihrer bisherigen Befchränfung 
vorbehalten) verbleiben, was oberhalb Liegt, den fieben regies 
renden Orten (den V Fatholifchen Orten nebft Züri und Glas 
rus) gehören foll. 

Ebenfo follen die Bürger von Stein, die jenfeltS der 
Rheinbrüde wohnen, mit ihrem Gemeindebann von der Thur- 
gauifchen Regierung und Landeshoheit gefondert werden und zu 
der Stadt Stein gehören, vorbehalten die Rechte von Bern, 
Freiburg und Solothurn. 

Durch diefe Beftinfmung büßten die V Orte einen wefent- 
lichen Theil ihrer Herrfchaftsrechte zu Gunften von Zürich und 
Bern ein: ein Berluft, der für fie um fo empfindlicher war, 
als die Aargauiſchen Herrfchaften fat ganz Fatholifh waren 
und Zürich nicht einmal auf feinen Antheil an der Herrſchaft 
über die übrigen Freien Aemter verzichtete, fo daß die Ungleidy- 
heit der Stellung beider Parteien auch nicht durch eine totale 
Theilung der Aargauifchen Herrſchaften gemildert wurde. 

Dabei verfprachen übrigens die Städte, daß fie die Ka⸗ 
tbolifen dieſer Lande bei ihrer vollfommenen freien Uebung 
der Religion, deßgleichen die dafelbft befindlichen Stifter und 
Klöfter bei ihrer Habe und Gütern, Recht und Gerechtigkeit, 
Einkünften, Zinfen und Zehnten und ebenfo die Gerichts⸗ 
herren bei thren Rechten fchügen und fehirmen, auch gegen 
die Bürger von Baden mit Milde verfahren wollen. Auch 
follen die Chorherrenpfründen zu Zurzach zur Hälfte je aus 
Burgern und Landleuten der V Orte und zur Hälfte aus der 
gefammten Fatholifchen Eidgenoſſenſchaft befegt werden. Den 
V Orten wie den übrigen Eidgenoſſen wird freier Handel und 








® 
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Wandel, Zus und Durdfuhr, ohne neue Beſchwerden und Auf- 
lagen, zugefichert, und von denen, die innerhalb zweier Jahren 
aus dieſen Herrfchaften wegziehen wollen in anderes eidgenoͤſſi⸗ 
ſches Gebiet, die Freiheit verftattet, ſolches ohne Leitung eines 
Abzuggelves zu thun. 

2) Die beiden Städte Züri und Bern werden zwar das Parität. 
Thurgau und Rheinthal, das fie eingenommen, wieder den 
früher regierenden Orten abtreten, unter der Bedingung jedoch, 
dag no, fowohl der Religion ald der Regierung wegen 
die Barität ind Werk gefeßt werde. Streitigkeiten in den 
gemeinen Herrichaften follen fünftig vermieden, eine gerechte 
und frievfame Regierung geführt, die evangelifche Religion mit 
der Fatholifchen in den Herrſchaften, wo beide beftchen, in 
ganz gleihe Rechte gefeht, und was jeder Religion im 
Befondern zugehört, derſelben verbleiben und fie deſſen unver- 
weigerlich zu genießen haben. 

So fol audy in den hohen Regalten und wenn es ſich um 
allgemeine Regierungs-, Bolizels, Lands und Kriegsordnungen 
handelt, die Majorität künftig nichts entſcheiden, fon- 
dern wenn darüber ungleiche Meinung wäre, fo fol, gleich wie 
in den Sachen, von denen der eine Theil vermeint, daß fie Die 
Religion berühren, während der andere das beftreitet, weder 
von der Mehrheit der regierenden Orte noch von den Landvoͤg⸗ 
ten nichts entfchleden noch gefprochen, fondern zugewartet wer⸗ 
den, bis die regierenden Orte alle zufammenfommen und dann 
ſolches durch gleiche Säge aus beiden Religionen zu gütlicher ober 
sechtlicher Erledigung gebracht werden. In allen andern 2) 
Sachen aber fol wie bisher das Mehr unter den regierenden 
Drten erfennen und richten. 

Wie man zugibt, daß die Fatholifche Geiftlichkeit fammt 
allem, was ihren Gottesdienft und Kirchenzucht betrifft, und 
die Ehefadhen vor dem befannten Richter ihrer Religion beur⸗ 
theilt werden, fo follen auch die evangelifchen Pfarrer und Seel» 
forger fammt allem, was derſelben Gottesvienft und Kirchen- 
zucht betrifft, die Beftellung und Haltung der Schulen 
inbegriffen, gleich der Gerichtsbarkeit über Ehefachen, dem 
Richter ihrer Religion, d. h. der Stadt Zürich unterworfen fein. 
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Die Schulmeifter follen in allen andern Sadyen, außer was 
bie Inftitution und Docirung der Religion betrifft, dem welts 
lihen Richter unterworfen bleiben. Auch wo die eine oder 
andere Religion verlangte, daß die Schule gefondert werde 
oder eine neue Schule errichten wollte, fo fol dieß berfelben auf 
ihre eigenen Koften bewilligt werben. 

Kein Theil fol verbunden fein, an den Religionsreremos 
nien des andern, oder was fonft feinem Glauben nidyt ges 
mäß ift, namentlih auch nicht an den Feſt⸗ und Feiertagen 
des andern Theils Antheil zu nehmen. Wie die Katholiken 
bei ihrem Gottesdienſt, Ceremonien und Prozeſſtonen nicht ges 
hindert, beichimpft und beleidigt werden, fo follen aud die 
Evangelifhen In ihrem Gottesdienft, Kirchenglauben und Geres 
monien nicht gehindert, befchimpft, noch beleidigt werden. Die 
Landvögte und Unterthanen follen jeder Zeit nach ihrem Glau⸗ 
ben beeidigt werden. Zu Verhütung von Unordnung follen die 
Kirhen an Eonntagen von denen, die fie zuerft gebrauchen, 
den andern vom Frühling bis in den Herbft um 8 Ubr, und 
vom Herbft bis in den Frühling um 9 Uhr Morgens überlafien 
werden, ed wäre denn, Daß fie ſich unter einander anders vers 
gleichen. Während der Woche fol audy jedem Theil die Kirche 
zu Verrichtung des gewöhnlichen und außerordentlichen Gottes⸗ 
bienfted ungehindert geftattet werden. Zu diefem Behuf follen, 
wo man feine eigenen Kirchenfhhlüflel und Meßmer hat, ſolche 
dem begehrenden Theil zubienen. Chor und Altar follen in fols 
hen gemifchten Gemeinden fo wenig weit als möglich abgefchloflen 
und den Evangelifchen geftattet werden, zu ihrem Gebrauch 
eigene Tauffteine in die Kirche zu ſetzen. Jeder Religion fol 
ein befonderer verhältnigmäßiger Kirchhof verwilligt fein. Wels 
her Theil eine eigene neue Kirche wünfcht, mag auf feine Kos 
ten eine foldye bauen, und fodann, indem er die Benubung 
der früher gemeinfamen Kirche aufgibt, ſich über einen billigen 
Erfag mit den Angehörigen der andern Konfeffion verftändigen. 
Wollte auch ein Theil die gemeinfame Kirche in eigenen Stoften 
vergrößern, fo folle ihm dieſes geftattet fein, fo jedoch, daß bei 
der Baute möglihft Rüdficht darauf genommen werde, daß fein 
Theil an feiner NReligionsübung verhindert, auch der katholiſche 








6. 22, Der vierte Lanbefrieve von 1712, 389 


Altar und Safriftei nicht benadhtheiligt werde. Wollen die 
Evangelifhen um befierer Kommlichfeit willen eine nächft ges 
legene Kirche ihrer Religion befuchen, fo fol ihnen das nicht 
verwehrt werden. 

In den Kirchgemeinden, wo nur ber evangelifche Gottes⸗ 
bienft geübt wird, füllen die Kirchengüter, fie mögen beftehen 
worin fie immer wollen, der evangelifchen Gemeinde zu eigener 
Verwaltung überlaffen werden; wie hinwieder den Katholifchen, 
wo der Fatholifche Gottesdienft allein geübt wird, die Verwal: 
tung der SKirchengüter ebenfalls allein zufteht. Wo aber beide 
Religionen in Uebung und die Kirchengüter noch unvertheilt 
find, da fol die Natur folder Kirchengüter erforſcht 
werden. Die Spendes und Almofengüter voraus follen 
nah Marfzahl der Leute von jeder Religion getheilt wer⸗ 
den. Sodann foll aus den übrigen Stirchengütern das, was zu 
dem Geläute und dem Kirchengebäude beftimmt ift, in zwei 
gleiche Theile getheilt und je einer der beiden Religions» 
parteien zugeftelt werden. Auch follen die zu diefem Behuf 
nöthigen Ausgaben zu gleihen Theilen beigetragen, und das 
Kapital wohl mögen vermehrt, aber nicht vermindert werden. 
Bon dem Neft fol jedem Theile das, was er zur Verridh- 
tung feines Gottesdienſtes bis dahin genoffen hat, 
bemfelben ferner verbleiben und die Gemeindögenoffen jeder Res 
ligion nicht gehalten werden, an die Unterhaltung des 
Gottesdienfted der andern Religion beizufteuern. 

Die Herren Eollatoren von Pfründen, die aus Geift⸗ 
lien der Zuͤrcherſynode beſetzt werben, follen aus drei von 
Zürich vorgefchlagenen einen erwählen, und die Pfarrhäufer in 
guten Ehren halten. 

Die Berlafienfchaften der In gemeinen deutſchen Herrſchaf⸗ 
ten abfterbenden Geiftlichen follen abzugsfrei fein. 

Das Rheinthaliſche Mandat in Religionsfadhen fol vers 
befiert werden. Der Landsfriede von 1521 fol aufgehoben 
fein und die gegenwärtige Befriedigung in Zukunft der Lands 
friede heißen, audy die Landvögte und Gerichtöherren zu diefem 
neuen Landsfrieden verpflichtet und verbunden fein. 

Damit aber bei Berwaltung der Juftiz die Unpar- 
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teilichkeit beſſer Pla finden möge, fo follen die Ehren⸗ 
ftellen, Aemter und obrigfeitliden Bedienungen von 
nun an auß beiden Religionen beftellt werden, alfo daß 
im Thurgau der Landſchreiber Fatholifch, der Land⸗ 
ammann evangelifch fein, im Rheinthal der Landfchreiber 
evangelifh, der naͤchſte Beamte nad ihm katholiſch fein foll. 
Die Wahl der Fatholifchen Beamteten fteht den Fatholifhyen Orten, 
diejenige der evangelifchen den evangelifihen Orten allein zu. 

Zu den gemeinen Tageleiftungen in Religiond- und 
Standesfadhen fol zugleich ein evangelifcher und ein katho⸗ 
lifher Protokolliſt zugelaſſen und ihre PBrotofolle wit 
einander verglichen und übereinftimmend gemacht werden. 

Bon den übrigen Civil- und Militärftellen, als 
Untervdgte, Landrichter, Waibel, Landgeridhts- 
dDiener, Redner, Lands⸗ und Quartierbauptleute 
follen jeder Religion glei viel Pläbe eingeräumt werden. 
Sn den niedern Gerichten, wo beiderlei Konfeſſionen neben 
einander beftehen, fol mit Befeßung der Ammann» und Rich⸗ 
terftellen fo verfahren werden, daß an den Orten, wo wer 
nigftend zwei Drittheile der männlichen Bevölkerung zu einer 
Religion gehören, die Richterftellen zu zwei Drittheilen nad 
ihrer Konfeffion befept und ein Drittheil aus Perfonen der ans 
dern Religion gewählt werden fol. Wo aber die Mannſchaft 
unter zwei Drittheilen ift, da fol das Gericht halb von ben 
Evangelifhen und halb von den Katholiſchen beſetzt und mit 
der Ammannftelle alternirt werben. 

Die Watfen follen mit Bögten ihrer Religion 
verforgt werden. Fremdlinge dürfen nicht ohne Einwilli- 
gung aller regierenden Orte zu Landesfindern aufgenommen, 
noch die Landesfinder da, wo fie nicht Burger oder Gemeinds⸗ 
genofien find, wider den Willen der Mehrheit ver 
Gemeindögenofien weder zu Bürgern und Gemeindsgenoſſen, 
noch zu Beiſaßen angenommen werden, aud) weder bie Land⸗ 
vögte noch die Gerichtsherren dazu nöthigen dürfen. 

Die Käufe an die todte Hand follen nur den regierenden 
Orten für ſich felbft, doch fo geftattet fein, daß auch dic uͤbri⸗ 
gen regierenden Drte um ihren Conſens angegangen werben. 
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Die heimlichen Kläger und Kundſchaften follen abgeftellt, die 
Unterthanen nicht mit firenger Regierung befchwert, noch mit 
unmäßtgen Kanzlei⸗ oder andern Gebühren beläftigt, fondern in 
allen Dingen milde und väterlich behandelt werden. Wenn aber 
die regierenden Orte, was Gott verhüthe, unter einander in 
Krieg zerfallen follten, fo fol Fein Theil, er habe gleich die 
Majorität für fih, die gemeinen Unterthanen mahnen, fondern 
fi neutral halten und feinem her beiven Theile Bolf, Geld, 
Munition oder Proviant geben nody fonft Borfchub thun anders 
als mit Gebet zu Bott um Wiedervereinigung und Befriedigung 
der entzweiten Orte. 

Auch ift es in den gemeinen Herrſchaften jedermann, Geiſt⸗ 
lichen und WWeltlihen, verboten, ohne Zuſtimmung aller re⸗ 
glerenden Orte Fortifikationswerke anzulegen, fie ſeien Flein 
oder groß. 

Die Miftethäter von beiden Religionen follen in feiner 
Weife zu Aenderung der Religion angehalten werben, wohl aber, 
wenn ein foldder während der Unterfuhung zu feinem Troft 
einen Seelforger von feiner Religion begehrt, ſoll ihm folches, 
im Beifein eines Beamteten, geftattet werben. Iſt die Unters 
ſuchung bereitS vollendet und der Prozeß erledigt, fo foll der 
Geelforger, wenn er es begehrt, ungehindert Zugang zu dem 
Kiffethäter haben, ohne Beifein eines Beamteten und ihn zur 
Richtftätte begleiten mögen. 

Um weitere Reizungen zu verhüthen, fol Tünftig alles 
Schmüten und Schmähen Geiſtlichen und Weltlidhen in und 
außer der Kirche, mündlich oder ſchriftlich bei höchfter Ungnabe 
verboten und geftraft werden. Bel gemeinen und befondern 
Zufammenkünften fol im ſchreiben und reden die eine Religion 
evangelifch und die andere katholiſch genannt werben. 

In Juſtizſachen, Erbfchaften und Konkurfen follen die einen 
wie die andern, ohne Unterfchied der Religion, gleich gehalten 
und bei den Lehenöverleihungen feinem der Religion wegen et» 
was zugemuthet werden. 

3) Wollte der Abt von St. Gallen nicht Frieden machen r Abt von 
mit den beiden evangelifhen Städten, fo erklären alle eidge⸗ 
noͤſſiſchen und zugewandten Orte, daß fie zu zn der 
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gemeinen Ruhe ſich weder direkt noch indirekt desſelben an- 
nehmen werden, bis der Friede hergeſtellt wird. 

4) Die beiden Städte und die V Orte ertheilen volle Am⸗ 
neftie allen. denen, welche ſich dieſes Krieges irgend theilhaft 
gemacht haben, vorbehalten die in einem befondern Beibrief 
ausnahmsweife zu bezeichnenden Perſonen, deren Leib und Les 
ben übrigens ebenfalls geſchont und mit denen überhaupt nad) 
Milde verfahren werden fol. 

5) Aus Achtung für die franzöfifche Botfchaft und die un- 
parteifchen Orte, fowie aus Liebe zum Zrieden wird über die 
Kriegöfoften zwiſchen den Parteien nicht mehr gerevet. 

Die unaudgetragenen Sachen in den gemeinen Herrſchaften 
und ale daherigen Verdrießlichkeiten follen anmit tod und ab 
fein und wahre eidgenöffifche Liebe und Freundſchaft hergeftellt 
fein und fortgepflanzt werden. | 

Der Friede wurde zu Yarau von den Bevollmächtigten ber 
beiden Städte Züri (Bürgermeifter 3. 3. Eſcher und Statt: 
halter 3. 3. Uri) und Bern (Sedelmeifter Eh. Steiger und 
Rathsherr A. Tſcharner) und der Orte Luzern (Statthalter 
2. 3. von Sledenftein und Obriſt C. 4. am Rhyn) und Uri 
(Landammann C. 9. Bepler, Landshauptmann 3.9. Büntiner 
und Landfchreiber S. Jauch) unterzeichnet. 

Das Uebergewicht der Reformirten in dem vorhergegangenen 
Kriege drüdte fi auch in dem Friedensfchluß aus. Und wie 
im Jahr 1531 die flegreihen V Drte mehr als eine gerechte 
Würdigung aller Verhältniffe es billigen fonnte, Ihr damaliges 
Uebergewicht in einer für die Städte verlegenden Welfe geltend 
gemacht und feither dasfelbe in den gemeinen Verhandlungen 
großentheild ebenfo behauptet hatten, fo wendete ſich nun Die 
Lage der Dinge und auch die Städte ließen nunmehr die V Orte 
ihren Sieg ſchwer empfinden, und hielten fi) auch ihrerfeits 
nicht forgfältig innerhalb den Schranfen des Rechts und eid⸗ 
genöffifcher Rüdfichten. Die Demüthigung der V Orte war 
groß und die Eroberung der Grafſchaft Baden ließ einen böfen 
Stachel zurüd in den Gemüthern der Beſtegten und reiste die⸗ 
felben, fi) enger als früher und in hoͤchſt bevenflihem Maße 
dem ftarfen Frankreich in Die Arme zu werfen. 
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Die Grundfäge über Parltät, die in dem Frieden ſank⸗ 
tiontrt wurden, waren dagegen im ganzen weife umb gerecht, 
und auch eine Reihe politifcher Beftimmungen im Intereſſe einer 
befiern Regierung der gemeinen Herrichaften verdienen Aners 
fennung. Aber in Einer Richtung ging man auch hier zu weit, 
und die darin liegende Uebertreibung äußerte fpäter wieder nach⸗ 
theilige Folgen. Es war durchaus richtig, daß in allen kon⸗ 
fefftonellen Dingen das Prinzip der Mehrheit aufs 
gegeben und das der Gleichheit und Unabhängigfeit 
beider Konfeffionen von einander anerfannt wurde. Ebenſo ließ 
fi nichts Gegründetes dagegen anführen, wenn, wie das aud) 
fhon früher vertragsmäßig feftgeftellt war, auch in den Fra⸗ 
gen, die eine religiöfe Seite hatten, aber mit politifchen 
Einrichtungen gemifht waren, die gleihen Säbe im Ge 
genſatz zu der Mehrheit der Regierung angerufen werden durf⸗ 
ten. Aber darin lag eine Berfennung des innern Gegenſatzes 
zwiſchen Kirche und Staat, wenn auch für gewifle rein po⸗ 
litiſche Dinge nunmehr der Grundfaß der Mehrheit auf 
gehoben und der der PBarität eingeführt wurde. Es war eine 
Mebertreibung der Parität, wenn aud die politiſchen Aemter 
nach ihr in zwei gleiche Hälften getheilt und vornämlich nad) 
der Konfeffion befegt wurden. Dadurch erhielt die konfefſtonelle 
Farbe mehr Einfluß auf den Staatsorganismus, als ihr zufam 
und ed wurde das politifche Staatsprinzip beeinträchtigt. In⸗ 
defien gab ed doch mancherlei Vorgänge in ſchweizeriſchen Stän- 
den, wie namentlich im Lande Glarus und im Sande Appenzell, 
welche auf eine ſolche Theilung binwiefen, und in einer Zeit, 
in welcher die Fonfeffionelle Richtung die Maflen fchroff aus- 
ſchied und im praftifchen Leben überall in den Vorbergrund trat, 
war der Irrthum begreiflich. 

Die Länder Schwyz, Unterwalden und Zug hatten den Meuer Aus. 
Frieden noch nicht anerkannt: und felbft Luzern und Schwyz Ariest. 
wurden von der Kriegspartei in ihrem Innern wieder zum Bruch 
des Friedens gedrängt. Bon der Fatholifchen Geiftlichfeit wurde 
das Volk erhigt und zur Wuth gereizt. Der Friede wurde als 
entehrend, die wohl erworbenen Rechte der Orte verletzend, bie 
Fatholifche Kirche Fränfend, dem Volkshaß Preis gegeben. Ueberall 
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in den V Orten brady der Sturm aus. Die Lanbleute forder⸗ 
ten ungeftüm Erneuerung ded Kriegs. Die 1600 Berner, welche 
die Sinferbrüde befebt hielten, wurden von einer weit überlege: 
nen Macht überfallen und nad tapferer Gegenwehr großen Theils 
niedergemadht. Aber in der Hauptſchlacht zu Vilmergen erfody- 
ten die Berner, in deren Heer ſich die Waadtländer beſonders 
außzeichneten, unter dem alten Benner Friſching einen großen 
und entfheidenden Sieg über das Fatholifche Herr und die Zürs 
her rüdten nun auch In das Land Zug ein, das fich ihnen er⸗ 
gab. Der unfrudytbare Widerftand der V Orte mußte aufgege⸗ 
ben werben und die Friedensbedingungen wurden nun noch bes 
ſchraͤnkender für diefelben als zuvor. 
Endlich fam am 9. und 11. Auguft zu Yarau der Friebe 
wieder zu Etande und wurde nun von allen Orten anerfannt. 
1) Alle betheiligten Stände, die beiden Städte und die 
V Orte erflärgn nun förmlidd, daß fie den Landfrieden vom 
18. Zuli in allen Beziehungen, fo weit nicht gegenwärtig Ab⸗ 
änderungen getroffen werden, anerkennen und halten wollen. 
2) Anftatt der Scheidungslinie in den freien Aemtern, die 
in dem Landfrieven vom 18. Juli bezeichnet worden IR, foll die 
neue Scheidungslinie von Lunfhofen auf Yahrwangen gezogen 
werden, im Liebrigen aber von beiden Landestheilen gelten, was 
in jenem Frieden beftimmt wurde. Durch diefe Abänderung 
wurde das Zürich Bernifche Gebiet noch anfehnlich vergrößert 
und namentlid das Klofter Hermatfchweil demfelben zugetheilt. 
3) Den beiden Ständen Züri und Bern fol, mit Vor⸗ 
behalt der Rechte von Glarus, die Stadt Rapperswyl 
fammt der Brüde, Hof, Zoll, fowie auch das vorüber liegende 


Dorf Hurden zugehören, gemäß der Kapitulation vom 1. Aus 


guſt. Diefe Kapitulation *°) enthielt folgende Bedingungen: 

a. Die Rapperswyler follen bei ihrer Fatholifchen Religion, 
Geiftlichen, Kirdhengütern, Klofterpfründen und Kollatu⸗ 
ren ungehindert verbleiben. 

b. Ebenfo verbleibt ihnen alles ihr Stadt» und Privatvers 
mögen, fo jevoch, daß was in dem Zeughaus zur Ber 


3) Vgl. Walblirh U. ©. 853. 
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theidigung der Stadt ſich befindet, dem Kommandanten 
der Stadt, den die beiden Stände ernennen, zur Difpos 
fitton geſtellt, das Schloß demfelben jeder Zeit offen, und 
alles, was darin den vorigen Schirmorten gehört hatte, 
nunmehr ihnen zuftehen fol. 

c. Sol die Stadt bei ihrem Bunbesbrief von 1464 und bei 
allen übrigen Yreiheiten, Uebungen und ihrem Stadt: 
recht, fowie bei ihrer eigenen Amtsverwaltung erhalten 
werben, und was ihr felt 1532 gewaltſam aufgebrungen 
worden, nicht als Präjudiz für die fünftige Schirmherr> 
berrfchaft gelten, fondern ihr älteres freies Recht neuer⸗ 
dings anerkannt werden. 

d. Shre Leute in der Stadt und Hof follen nicht zu anders 
weitigen Kriegen, fondern ausſchließlich zur Vertheidi⸗ 
gung der Stadt und ihres Gebietes wie von Alters her 
verwendet werben. 

e. Der Einzug fol ohne Beſchaͤdigung der ihrigen gefchehen 
und fein Haus beraubt werben. 

f. Die Garniſon folle ohne ihren Nachtheil erhalten werben, 
die Bürger aber derfelben Quartier, Feuer und Licht ges 
ben. Die Stadt fol die jehige Befeftigung in guten 
Ehren halten, zu anderweitigen Verſchanzungen beitragen 
müffen. 

Auch den Bewohnern von Hurden wird ihre freie Fatholifche 
Religionsübung und ihr hergebrachtes Recht gepährleiftet. Das 
ſelbſt follen indeſſen feine Verſchanzungen gemacht und die vors 
bandenen gefchleift werden, um die gute Nachbarſchaft mit 
Schwyz defto befier zu beachten. 

H Der Stand Bern wird in die Mitregierung 
der gemeinen Herrfhhaften im Thurgau, Rheinthal, 
Sargans undder Freien Aemter aufgenommen, fo daß 
die Reihe, Voͤgte zu ernennen unmittelbar nach Zuͤrich an Bern 
kommen ſoll. 

5) In dieſem Frieden find nicht bloß alle Eid» und Bun⸗ 
desgenofien, Schirmverwandte und Zugewandte, fondern ind« 
gemein alle die inbegriffen, welche dem einen oder andern Theil 
mit Rath und That Hülfe geleiftet haben. 


390 Die konfeffionellen Verhaͤltniſſe ſeit der Reformation. 


6) Die betheiligten Drte erflären ſich, alle die einer wah- 
ren Amneſtie genießen zu lafien, weldhe während biefen 
Unruhen ſich gegen den einen oder andern Theil verfehlt haben 
mögen. Auch denen, weldye fidh den beiden Städten ergeben 
haben, aber wieder an ihre frühere Obrigfelt gewiefen worben 
And, ſoll deßwegen nichts gefchehen. 

7) Die Kriegögefangenen follen-gegen Erlegung der Aßungs⸗ 
foften audgewechfelt werden, und obwohl die beiden Städte 
einen merklichen Ueberfhuß an Zahl und Qualität haben, fo 
erflären fie dennody, ſolche ohne Entgeld nach gefhehener Bes 
zahlung der Ayungsfoften den V Orten zu Bezeugung eidge: 
nöffifcher Freundſchaft auf freien Fuß zu ftellen und foll der 
eidgenöffifche freie Handel und Wandel wieder offen fein. 

8) Mit dem Abt von St. Ballen wollen die beiden Städte 
nun auch beförverlich Frieden fchließen und die V Drte das 
fördern. 

Bsiede mit dem Die Unterhandlungen mit dem Abt von St. Gallen, defien 

@atıen 1718. Beſitzungen von den beiden Städten erobert waren und ber bie 
Hülfe des deutfchen Reiches nachgefucht hatte, führten lange zu 
feinem Refultat. Erft nachdem auch Deftreidhh und Frankreich 
wieder Frieden gefchlofien hatten, als auch die reformirten Mächte 
den beiden Städten ernfllidy riethen, den Frieden zu befchleuni- 
gen und erfi nady dem Tode des Abtes Leodegar unter dem 
neuen Abt Sofeph gelang e8 den Frieden abzufchließen und zwar 
nunmehr doch auf Grundlage der fogenannten Rorfchacherartifel 
von 1714, weldye damals von den Städten angenommen, von 
dem Abt Leodegar aber verworfen worden waren. Der Friede 
wurde endlich den 15. Juni 1718 unterzeichnet. Derfelbe if 
fehr ausführlid. Das Wefentlichfte befteht in Folgendem: 

1) Die Abtei St. Gallen erhält ihre Herrfchaften zurüd 
und der Fürſtabt von St. Gallen wird auch als Landesherr im 
Toggenburg neuerdings anerkannt, fo daß ihm die Landleute 
huldigen follen. 

2) Den Toggenburgern werden folgende Berfafiungsrechte 
zugeftanden. Sie erhalten einen befondern Landrath von 
60 Mitgliedern, 30 katholiſchen und 30 evangelifhen, die von 
den Gemeinden felber auf fo lange gewählt werden, als fie ſich 
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wehl halten und tauglich find. Er ernennt felber einen Ob⸗ 
sann und Statthalter, hat das Landesfiegel und wahrt bie 
Freiheiten und befonderen Intereſſen des Landes, Er darf dem 
Fuͤrſten die Beſchwerden des Landes vortragen und wenn feine 
Remebur erhältlich ift, den Rechtsweg einfchlagen; ibm fleht es 
zu, die Steuern, Bau⸗ und Kriegskoſten zu verlegen und Redh- 
nung darüber abzunehmen. 

3) Das Landgericht fol fo befeht werden, daß fein 
Präftdent der jeweilige Landvogt im Toggenburg ſei. Die Rich⸗ 
ter werden je 12 evangelifche und 12 Eatholifche aus den 24 
Kirchgemeinden ded Toggenburgs durdy den Abt erwählt. Das 
Landgericht beurtheilt alle Kriminalfachen und hat die Landes» 
mandate und Sapungen auszufertigen. Das Landgericht wird 
von dem Yürften befolvet. Die Bußen fallen ihm zu. 

4) Verſchieden von dem Landgericht ift dad Appellas 
tiondgericht, welches aus 12 Richtern befleht und von dem 
Landvogt geleitet wird. Der Fürk ernennt 3 katholiſche und 
3 evangelifche Richter und ebenfo viele der Landrath. Sie follen 
nicht abgeändert werben, fo lange fie tüchtig und ehrlich find. 
An dasfelbe kommen alle Appellationen von den niedern Ge⸗ 
richten. Nur wenn ein Prozeß Herrſchaftsrechte, Grundzinſe, 
Zehnten und dergleichen betrifft, oder wenn die eine Partei ein 
Landesfremder ift, kann die Appellation an den fürftlichen Hof 
gerichtet werben. 

5) Der Fürft kann zum Landvogt ernennen wen er will, 
er fei ein Toggenburger oder nicht; den Landfchreiber und Land- 
weibel aber ernennt er aus den Toggenburgiſchen Landleuten, 
und zwar fo, daß der Landfchreiber und deſſen Subftitut ver- 
ſchiedener Religion fein müflen. 

6) Es follen Feine neuen Landleute, ald bei der Huldigung 
gegen einen neuen Fürften, und nur mit Zuftimmung wenig. 
Rens der Hälfte der Landleute angenommen und den Gemein- 
den feine Bei⸗ oder Hinterfaßen gegen ihren Willen aufgenöthigt 
werden. | 

7) Der Berfauf liegender Güter an die todte Hand ift nicht 
geftattet; neue Zölle, Weg⸗ und Brüdengelder follen nicht er- 
richtet, der Abzug der eigenen Güter jedem Toggenburger frei 
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gelaſſen, von Erbſchaften dagegen, die aus dem Lande gezogen 
werden, die halbe Abzugsgebuͤhr dem Fuͤrſten, die andere Haͤlfte 
dem Landesſeckel zugewieſen werden. 

8) Die beiden Religionen, die katholiſche und die evangeli⸗ 
fhe, follen im Toggenburg durchaus frei fein und weder ber 
eine noch der andere Gottesdienſt irgend gehemmt oder beein- 
trächtigt werden. 

9) Für die evangeliſchen Toggenburger wird ein beſonderes 
Chegericht gebildet aus dem Dekan, einem Pfarrer und den 
weltlichen Beifigern der evangelifhen Ennode. Die Synode 
wird anerfannt. 

10) Für die evangelifhen Pfarrftellen haben die Gemein; 
den das Recht, aus eraminirten Geiftlichen ver vier eidgendifi- 
ſchen evangeliſchen Stäpte (Zürih, Bern, Bafel und Schaff- 
haufen) oder des Toggenburgs felbft, dem Yürften oder Land» 
vogt einen zu präfentiren, der fobann den vorgefchlagenen, 
wenn die Zeugniffe in Ordnung find, einfach Fonfirmirt. Es 
dürfen aber nicht mehr als höchſtens ein Drittel der Pfarrer 
aus der gleichen Stadt fein. 

11) Sollte über diefen Vertrag Streit entflehen, fo foll der 
Rechtsweg eingefchlagen und die Sache an die eidgenöffifchen 
Orte gebracht werden, in der Meinung, daß je 3 Schiebrichter 
aus 3 Fatholifhen und 3 andere aus 3 evangelifchen Orten 
genommen werden, welche zufammen den Streit gütlidy beilegen 
oder rechtlich entſcheiden. 

Vieberbliden wir nochmals die Eonfeffionellen Berbältniffe 
ber Schweiz feit der Reformation, fo ergeben ſich folgende Haupts 
refultate : 

Obwohl der Sieg der Parteien wechfelte, und bald bie 
katholiſchen, bald die evangelifchen Stände das Uebergewicht 
hatten, fo madhte ſich dennoch in allen Landfrieden und unter 
den verfchiedenen Vorausfeßungen immer wieder das Prinzip 
der Barität beider Konfeffionen als das wahrhaft 
eidgenöffifche geltend. Jede Trübung und PBerlegung 
diefes Prinzips erfcheint vor dem Richterſtuhl der Gefchichte als 
ein Fehler, an den fich im Verfolg der Zeit mandyerlei Uebel 
fnüpfen. Je klarer und aufricdhtiger beiden Konfeſſtonen ihr 
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Recht gewährt wird, defto wohler befindet ſich die Eidgenoſſen⸗ 
fhaft in diefer Beziehung, defto geficherter iſt der Friede des 
Landes und der Gemüther. 

Am ſchaͤrfſten ausgebildet und fogar übermäßig ausgedehnt 
wurde im Gegenſatz zu den politifchen Grundſaͤtzen der Mehr- 
heit die Parttät in den gemeinen Herrſchaften, veren 
Bevölkerung und Landesherren zweierlei Konfefflonen zugethan 
waren. In den einzelnen Ständen felber dagegen 
herrſchte der Grundfaß der Religionseinheit meiſtens 
vor; und ihnen gegenüber wurde während der drei leuten Jahr⸗ 
hunderte der Grundſatz durchgeſetzt und feftgehalten, daß die 
Eidgenofienfchaft Fein Recht habe, einem Stande, ſei e8 ben 
fatholifchen, fel es den evangelifhen Glauben aufzuzwingen, 
ja fogar e8 wurde während dieſer ganzen Zeit nicht einmal 
das Recht der Eidgenofienichaft anerfannt, die einzelnen Stände 
zur Duldung fe der andern Konfefflon auf ihrem eigenen Ge⸗ 
biete anzuhalten. Nur wo in einem einzelnen Stande die 
Slaubenseinheit zerbrochen und die eigene Bevölferung desfels 
ben felber nach den Konfeffionen gefpalten war, da drang das 
Prinzip der Barität wieder ein, ähnlich wie in den gemifch- 
ten gemeinen Herrſchaften, und beftimmte die Verhältnifle beider 
Konfeffionen unter fi und dem Staate gegenüber. 

In der legten Hälfte de8 XVIIIten Jahrhunderts regte ſich 
auch in diefen Beziehungen der Geift einer neuen Zeit. Die 
fonfeffionellen Gegenfaͤtze verlieren während derfelben an innerer 
Stärfe, Schroffheit und Heftigfelt. Evangeliſche und Fatholifche 
Eidgenofien finden fich wieder leichter zufammen und verftehen 
einander wieder befier. Das Prinzip der Parität, das im letz⸗ 
ten Grund auf ber, geiftigen Freiheit und Hohelt des Staates 
beruht, geht immer mehr in die Gefinnung der Voͤlkerſchaften 
über. 

Dann aber erheben ſich hinwieder andere Gegenfäge, neue 
Spaltungen und es bereiten ſich größere Kämpfe vor. 
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Tagen und Die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft iſt aus Buͤnden ſelb⸗ 

Tagleitungen. Ay npiger Republiken entſtanden und erweitert worden. Die 
Orte, welche fie bildeten, behielten ihre beſondere Verfaſſung 
bei. Hatten fie aber gemeinfame Interefien, 3. B. einen ges 
meinfamen Feind, fo ritten ihre Boten zufammen, um mit 
einander zu tagen. Das war ſchon in den älteften Bünden 
voraus gefehen, und es war in der That auch die natürlichfle 
Form, fi) unter einander zu berathen und zu vereinbaren. 

Als die Eingenofienfchaft größer wurde und ihre gemein- 
famen Intereſſen an Bedeutung und regelmäßiger Fortdauer 
zunahmen, wurde auch die Einrichtung der fogenannten Tages 
leiftungen oder Tagfagungen fefter und gewann an Kon; 
fiftenz und Ausbildung. In der Altern Zeit find die Tage bald 
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da, bald dort, wie ed eben den ausfchreibenden Orten ſchicklich 
und natürlich erſchien, oder wie es die Bünde, je für die vers 
fchledenen Orte anders, beftimmt hatten. Später aber erlangten 
bie gemeinfamen Tagfahungen einen regelmäßigen Drt ihrer 
Zufammenhinft. Ebenfo waren früher die Tage zu den ver- 
ſchiedenſten Zeiten im Jahr, wie ed gerade die Veranlaffung 
eines Geſchaͤftes mit ſich brachte, und dauerten meiſtens nur 
einen oder ein paar Tage, wurden bann aber leicht und oft wie- 
derholt, fo dag tn Ein Jahr oft eine ganze Reihe verfchiedener 
Tage fallen. Epäter traten auch hier regelmäßige, orbentliche 
Tage ein, auf weldhen dann die Gefchäfte eines ganzen Jahres 
verhandelt wurden und dauerten dann natürlidy länger an. Die 
außerordentlihen Tage daneben fehten fomit dann eine außer» 
ordentlihe Veranlafſung voraus und wurden zur Ausnahme 
von der Regel. 

Allen Arten der Tagfahungen war das gemeinfam: fie was _ Arten der 
ven Kongreffe der durch ihre Boten vertretenen Orte, dungen. 
Aber unter diefen Tagen wurden unterfchieden: 

A, Die allgemeinen Tage, welde im XIVten und 
XVten Sahrhundert öfter vorfamen, an denen nicht bloß die 
eidgenöffifchen Orte, fondern mit ihnen auch befreundete Füuͤrſten 
oder Städte durch Gefandte Antheil nahmen. Es waren das 
namentlich große Friedendfongrefie, auf denen ſich die Herren, 
Städte und Länder zufammen fanden und zu vereinbaren ſuch⸗ 
ten, welche fämmtlich als mittelbare oder unmittelbare Glieder 
des Reiches an der Herftellung oder Aufrechthaltung ded Lands 
friedens ein Intereſſe hatten. Auf ſolchen Tagen erfchienen 
dann auch die zugewandten Orte, ja ſelbſt die mit befondern 
Freiheiten ausgerüfteten Städte in den gemeinen Herrfchaften 
waren nicht ausgefchlofieen. Später gegen Ende des XVien 
Jahrhunderts kamen ſolche allgemeine Tage außer Uebung oder 
wurden wenigftend auf den Zuzug der zugewandten Orte, St. 
Gallen, Graubündten, Mühlbaufen, zuweilen auch anderer, je 
nad Umfänden, befchränft. Aber audy in diefer Form vers 
ſchwanden diefe größten Tagfabungen allmählig. 

B. Die edgentlihen gemeineidgenöffifhen Tag⸗ 
fagungen find die Tagfagungen der XHI eidgenöſſtſchen 
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Drte, zu denen feit der Mitte des XVIIten Jahrhunderts ges 
wöhnlidy auch der Abt und die Stadt St. Gallen und die 
Stadt Biel zugelaſſen wurden. An diefe gemeineidgenöffifchen 
Tagſatzungen fließen fich fodann regelmäßig an: 

C. Die Tagfapungen der regierenden Orte und die 
Berhandlungen diefer mit Bezug auf die gemeinen Herrfchaften. 
An diefen Gefchäften nehmen dann nur die Orte Theil, welche 
an der Herrfchaft Theil haben. 

D. Befondere Tage einzelner Drte in Sachen, 
welche fie allein betrafen, kamen jeder Zelt daneben vor, und 
wurden je nach Bebürfnig und Einverftändnig oder nach der 
Borfchrift der befondern Bünde bald da, bald dort gehalten. 
Man nannte diefelben indeflen in fpäterer Zeit, nachdem einmal 
das Inſtitut der gemeinen Tagfagung audgebildet worden war, 
nicht mehr Tagfagungen. 

Dagegen kamen feit den fonfeflionellen Zerwürfnifien wahre 
Sondertagfabungen auf, an weldyen je die Orte nur 
der einen Konfefiion, mit Ausfchluß der übrigen, zufammens 
traten, und keineswegs bloß Dinge verhandelten, welche fie 
allein angingen, fondern audy Angelegenheiten, weldye die ges 
meine Wohlfahrt der Eidgenoſſenſchaft betrafen. Inſofern waren 
diefelben ein Uebel und ed nur der Ohnmacht der gemeinen 
Eidgenoſſenſchaft zuzufchreiben, daß fie das duldete. In dem 
Landöfrieven von 1529 war das richtige, alteidgenoͤſſiſche Prin- 
zip, welches in gemeinfamen Angelegenheiten fogenannte Winkels 
und Sondertage unterfagte, anerfannt, nachher aber wieder 
dur den Fehler beider Glaubensparteien außer Acht gefebt 
worden. Die V Eatholifhen Orte, zuweilen vermehrt 
mit Freiburg und Solothurn, die fi) dann die VII 
fatholifchen Orte nannten, fanden fi häufig zu Luzern zu 
Sondertagfagungen zufammen und eröffneten dann auch der Res 
publik Wallis, den Fatholifhen Glarnern und Appen⸗ 
zell Inner-Rhoden, fowie dem Abt von St. Gallen 
und dem Biſchof von Bafel, ald ihren Religionsverwandten, 
den Beitritt. Auf der andern Seite gab ed au evangeli- 
fe Sondertagfagungen, auf weldyen bie IV evans 
gelifhen Städte Züri, Bern, Bafel un Schaff⸗ 
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haufen öfter in Berbindung mit den evangelifchen Theilen 
von Glarus, mit Appenzell AußersRhHhoden und 
den zugewandten Städten St. Ballen, Mühlhaufen 
und Biel zufammen kamen. Diefe evangelifhen Konferenzen 
und Tage wurden regelmäßig zu Aarau gehalten. 

In frühern Zeiten konnte jeder eidgenoͤſſiſche Ort eine Tags Ausfhreibung 
fagung ausſchreiben. Im Verfolge aber fehte fi) das Her⸗ Tasſaduns. 
fommen feft, daß die regelmäßige Einladung zu einer Tagſatzung 
durch den Vorort Zürich geſchehe. Begehrten andere 
Stände den Zufammentritt, fo wendeten fie fih nun an den 
Vorort, und diefer vermittelte fodann die Ausfchreibung. Er 
zeigte den Städten an, wo und wann ihre Boten zufammen 
fommen follen und theilte mit, was für Gefchäfte zur Ver⸗ 
handlung fommen. Nur ausnahmöweife in dringenden Fällen 
fhrieben auch andere Stände noch etwa von ſich aus eine Tags 
ſatzung aus. Die befondern Konferenzen der Fatholifchen Orte 
und der evangeliſchen Städte wurden gewähnlich jene von Zus 
zern, dieſe von Zürich, zuweilen auch von Bern berufen. 

Auch der Ort des ZufammentrittS war früher nicht näher 
beftimmt. Viele Tagfagungen kamen zu Züri), Luzern, Stanz, 
Bedenried, Bern, Bremgarten, Baden und wo fonft ed gerade 
paflend fhien, zufammen. Später aber wurbe bis zum Jahr 
1715 die Stadt Baden im Aargau der regelmäßige Ort ber 
Zufammentunft für die gemetneldgenöffifchen Tagfagungen. Die 
Stadt war eidgenöffifcher Boden in vorzüglichem Sinn, well 
fie unter der Vogtei der VII alten Orte (außer Bern) ftand. 
Ste war auch wohlgelegen, um da die Angelegenheiten der ge- 
meinen Herrfchaften zu verhandeln, und bot zugleich durch ihre 
Bäder und Gafthäufer und ihre Lage in der Nähe aller Haupts 
orte der alten Schweiz mandherlei Vortheile und Annehmlich⸗ 
feiten dar. Daſelbſt war denn auch das gemeineidgenoͤſſiſche 
Archiv angelegt. Die ordentliche Tagſatzung fam jährlich 
dafelbft zur Zeit der Sonnenwende um Johannes des Täufers 
Tag zufammen. Der Kandvogt von Baden empfing die eid- 
genöffifchen Boten, "wohnte den Tagſatzungen perfönlich bei, 
hielt die Umfrage über die Berathungsgegenflände und zählte 
die Stimmen bei der Abſtimmung. Der Landfchreiber 


GStimmrecht. 
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von Baden führte das Protokoll und fertigte die Abfchriften für 
die einzelnen Stände aus, bie fogenannten Abfcheide. Der 
Landfrieve von 1712 und die Mißſtimmung der Tatholifchen 
Stände in Folge desfelben brachten hierin eine Aenderung 
hervor. 


Durch den Frieden wurden zwei Brotofolliften, ein evan- 
gelifcher und ein Fatholifcher, angeordnet. Und da bie katho⸗ 
lifhen Orte nicht mehr zu Baden, welde Stadt durdy den 
Frieden nun ihrer Herrfdhaft entzogen worben war, zu ben ge: 
meinen Jahrrechnungen zufammentreten wollten, fo wurden 
biefe und damit audy die gewöhnlichen Tapfagungen in das 
Thurgau nah Frauenfeld verlegt. Der Landvogt des 
Thurgaus beforgte fodann die Gefchäfte, weldhe dem Landvogte 
von Baden übertragen gewefen waren. Als Fatholifcher Pro- 
tofolift fungirte der Landſchreiber der Landgrafihaft Thurgau, 
als evangelifcher der erſte Rathsſubſtitut von Züri. Der Abs 
fheid wurde von beiden gemeinfam bearbeitet ). Frauenfeld 
wurde fo fehr zum ftändigen Orte der Jahrrechnungen und 
Tagfagungen, daß mehrere Stände dafelbft eigene Häufer für 
ihre Gefandtfchaften erwarben und einrichteten. 


Eine Ausnahme machten die Tagfagungen, weldye der Bot» 
fchafter des mit der Eidgenoffenfchaft enge verbündeten Könige 
von Frankreich berief. Da er zu Solothurn refivirte, fo kamen 
bie Boten der eidgenöffifhen Orte, wenn Gefchäfte vorlagen, 
welche fih auf den Bund mit Frankreich bezogen, gewoͤhnlich 
zu Solothurn zufammen. Zuwellen wurden folde Tage 
auf Koften des Königs gehalten, dann aber auch den Gefand- 
ten anderer Mächte verwehrt, dafelbft ihre Angelegenheiten vor: 
zutragen. 


Gewoͤhnlich ſchickte jeder Stand zwei Geſandte auf 
die Tagſatzung, ohne jedoch in der Zahl beſchraͤnkt zu ſein. 
Nur die zugewandten Orte, der Abt und die Stadt St. Gallen 
und die Stadt Biel, durften nicht mehr als Einen Boten 
ſenden. In der Verſammlung führte Zürich den Borfig, 


1) Stettler, Bundesrecht S. 70, 
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eund bie VIII alten Orte hatten etwas erhöhte Plaͤtze ); 
alle Boten Lehnftühle. Geftimmt wurde aber nicht individuell 
nad) den Gefandten, fondern nah den Orten. Jeder Ort 
hatte Eine Stimme, ohne Unterſchied, ob er durch mehr oder 
weniger Geſandte ſich vertreten ließ -und ohne Rüdficht auf die 
Größe feined Gebietes und die Zahl feiner Bevölkerung. Ale 
felbRändige Republifen waren die XIII Orte in den Bund 
getreten, als foldhe fanden fie fih ſtaatsrechtlich gleich, 
als ſolche Außerten fie auch ihre Meinung in der Berfammlung 
der Bundeögenofien und als foldhe flimmten fie ab. Daraus 
folgte von felbft, daß die Gefandten der Orte Feineswegs ihre 
individuelle Heberzeugung, fondern die Meinung ihres Ortes zu 


2) Leu in feiner Ausgabe von Simmlers Regim. der Gidgenoflen- 
ſchaft theilt zur Veranſchaulichung folgende Tabelle mit: 





1) Zürich. 2) Bern. 3) Luzern. 4) Uri, 5) Schwyz. 6) Unter- 
walden. 7) Bug. 8) Glarus. 9) Bafel. 10) Freiburg. 11) Solo: 
thum. 12) Schaffhaufen. 13) Appenzell. 14) Abt von St. Gallen. 
15) Stadt St. Ballen. 16) Biel. 17) Lanbvogt, der aufwartet. 18) Die 
beiden Protokolliſten. 19) Plaͤtze für die fremden Geſandten bei Anbienzen. 
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vertreten hatten, und daher entweder der Inftruftionen ihre 
Stände oder der Bollmadhten, nah eigenem Ermeflen zu 
handeln, beburften. Hatten fle weder jene noch diefe, fo blieb 
ihnen nichtd anderes übrig, als über ben betreffenden Gegen⸗ 
ftand zu berichten, d. 5. denfelben ad referendum zu neh» 
men, oder wenn fie fih eiwa im Bewußtſein der Gefinnung 
ihres Standes weiter wagten, unter Ratififationsvorbe- 
halt zuzuftimmen. Weberfchritten fie ihre Inſtruktionen oder 
Vollmachten, und erfühnten fie ſich, ihre individuelle Anficht 
der Standesanfidht unterzufchleben und für den Stand zu ſtim⸗ 
men, wie diefer es nicht wollte, fo war das jeder Zeit ein Hödhft 
gefährliches Beginnen und mehr ald ein Bote hat nachher mit 
dem Kopf feine Anmaßung büßen müffen. 

Se fhäftt: In der Tagfagung ftellte fih die gefammte Eidges 
noſſenſchaft dar, wie in einem Bilde. Es fanden fidh in 
ihr die fämmtlichen eidgenöffifhen Orte zufammen , jeder durch 
eine Geſandtſchaft repräfentirt, und dieſe Orte waren in ihr zu 
Einer Berfammlung verbunden. Die Idee mußte Flar 
werden, daß hier der Bundeskörper der Eidgenoſſenſchaft, der 
in Europa eine befondere Weltftellung erlangt halte, zu einem 
verftändlichen Ausprud feines Wefend gelangt fei. Und hin» 
wieder wurde das Anfehen der Tagfagung und ihr Einfluß durch 
diefe Idee erhöht und verftärkt. 

Es beftanden Feine bindenden Borfchriften darüber, was für 
Geſchaͤfte an die Tagfagung gelangen koͤnnen. Indeſſen ergab 
fih fhon aus dem Organismus der Eidgenofienfchaft das von 
felber, daß vor die Verfammlung der gemeinen Eidgenofien nur 
ſolche Sachen gehörten, welche Die gemeinfamen Rechte 
und Intereffen befhhlugen, nicht aber foldye, welche ihrer 
Natur nah auf einen einzelnen Stand Bezug hatten. 
Sobald aber jened unmittelbar ober mittelbar Kar wurde, fo 
trugen die alten Eidgenofien fein Bedenken, foldhe Sachen unter 
ihren Bundesgenoſſen zur Beſprechung zu bringen. Die älteren 
Abſcheide find daher vol von Verhandlungen über die mannig⸗ 
faltigften Geſchaͤfte und Berhältniffe. Was die Eidgenoflen- 
ſchaft intereffirte, das Fam in ihrer Verſammlung zur Erör- 
terung, und dad war in der That au ganz naturgemäß. 
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Einige Hauptpunkte verdienen jedoch näher hervorgehoben zu 
werden: 


1) Die Bedeutung und die hiſtoriſche Entwicklung der Eid» Rtparttze 
genoffenfhaft brachte es mit fih, daß fie im Verhältniß zu 
andern auswärtigen Staaten als ein verbundene Gans 
368, ald ein zufammengehöriger Staatstörper er 
fühlen. Ste war den europälfchen Reichen gegenüber eine eigen» 
thuͤmliche europäifche Staatenfamilie, ein befonveres ſtaatliches 
Hauswefen. | 


Leider wurde aus verfhledenen auf Trennung und Son- 
derung wirfenden Gründen dieſes Prinzip, das von Anfang an 
in dem Bunde lag, welches in dem alten Zürichkriege energifch 
durchgeführt wurde, welches aud in fpätere Frieden und Bünde 
ausdrüdlih aufgenommen wurde, nit in dem wuͤnſchbaren 
Maße feftgehalten, und öfter als es für die gemeine Eidgenoffen- 
ſchaft gut war, den einzelnen Republifen, aus denen die Eid- 
genoſſenſchaft beſtand, zugeftanden, ſich auch einzeln oder in 
Verbindung mit ihren Fonfefionellen Verwandten mit auswaͤr⸗ 
tigen Mächten in unmittelbare Verbindung zu fegen. Als 
Grundfäge des Altern eidgenöffifchen Rechts, welche indeflen 
nicht immer beobadhtet wurden, laffen fi für Die Bünpniffe 
mit fremden Staaten nachweiſen: 


1. Kein einzelner Ort wird gezwungen, an ei⸗ 
nem Bündniffe der Art Antheil zu nehmen, auch dann 
nicht, wenn alle übrigen Orte bemfelben beitreten. Ein 
auffallendes Beiſpiel für diefen Sap liegt in der beharr⸗ 
lichen Weigerung Zürich s nach der Reformation, der 
franzöftfehen Vereinigung beizutreten. 


2. Die Eidgenoſſenſchaft iſt berechtigt, Buͤnd⸗ 
niſſe einzelner Orte mit auswärtigen Mächten, inſofern 
dieſelben für die Ruhe und Wohlfahrt der Schweiz be⸗ 
denklich erſcheinen, au hemmen und deren Aufloͤ⸗ 
ſung zu fordern: ein Grundſatz, der in dem Zuͤrich⸗ 
krieg um die Mitte des XVten Jahrhunderts und dann 
wieder zur Zeit der Reformation in ſehr wichtigen Faͤllen 
zur Anerkennung gebradyt wurde, 

Bluntſali Bunbesredt. 26 
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Dagegen konnte der dritte pofitive Grundſatz: 
3. Bündniffe mit auswärtigen Staaten bedürfen der Zur 
fimmung der Tagfagung, 
wohl angeftrebt werden, aber er vermochte noch nicht volls 
ſtaͤndig durchzudringen. 
sein und 2) Die Fragen des Krieges und des Friedens mit aus⸗ 

wärtigen Mächten gehörten zur Berathung und zum Entfcheid 
ebenfalls vor die Tagſatzung; denn bei diefen Fragen war 
die Wohlfahrt der gefammten Eidgenoffenfchaft in hohem Grade 
betheiligt. In den fpätern Bünden war das regelmäßig vorge⸗ 
fehen und gewöhnlich der Grundfab aufgenommen worden, daß 
der neu verbündete Ort weder Krieg beginnen, noch Frieden 
fähließen dürfe außer mit dem Rathe und der Zuflimmung ger 
meiner Eidgenofien. Aber in den Altern Bünden war der Grund⸗ 
ſatz wenigftens unter den vollberechtigten Gliedern der alten Orte 
fo nicht ausgefprodhen und da Eonnte fr Diefe Orte es in Frage 
fommen, ob fie nicht audy mit Bezug auf Krieg und Frieden 
jelbftändig handeln Fönnen. Die Beifpiele find in älterer Zeit 
nicht ganz felten, daß einzelne Orte von ſich aus Krieg anfingen 
und fodann ihre Bundesgenofien um Hülfe und Zuzug mahn- 
ten. Aber öfter noch war auch da fchon das allgemeine Ins 
tereffe fo vorwiegend und klar, daß auf den gemeinen Tagen 
das Noͤthige befchloffen wurde °). 

Gremde Bot: 3) Auf den Tagen wurden auch die Botſchaften der 
fremden Monarchen, Fürften, Herren und Städte angehört und 
ihnen im Ramen gefammter Eidgenoflenfchaft geantwortet. Es 
ſchloß das nit aus, daß die fremden Gefandten fih auch an 
einzelne Orte wenden durften. Aber zunäcdhft wurden fie bei der 
Eidgenoſſenſchaft affrebitirt und waren daher gehalten, ihre 


3) In dem Jahre 1416 Fam diefe Frage wieberholt zur Sprade. 
Zürich wollte fi nicht durch Url und Unterwalven zu ven Kriegszügen 
ins Eſchenthal ohne weiters nachziehen lafien, und verlangte, daß in bies 
fer Sache jeve Richtung gelte, welche von der Mehrheit der Orte 
befchlofien werde, und daß auch auf ven Zuͤgen ſelbſt die Diehrheit ver 
Hauptleute gültige Befchlüffe faſſen dürfe. Vgl. Offizielle Sammlung 
ber Abfcheide die Nummern 109, 117, 119 und Müllers Gef. 1. 
&. 131. 132, 
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Krebitive dem Borort Züri zu Handen des Bundes einzu- 
händigen; und ed war ſchon ein Mebelftand, weldyer aus ver 
konfeſſionellen Spaltung ſich erklärte, wenn in den lebten Jahr⸗ 
hunderten zuweilen auch fremde Geſandte bloß bei dem evan⸗ 
gelifhen oder bloß bei dem Fatholifchen Sonderbunde 
affrebitirt wurden, in welchen Fällen fie ihre Kreditive dem 
evangelifchen Vorort Zürich oder dem Fatholifchen Borort Luzern 
übergaben ). Noch größer aber war der Uebelftand, daß mit 
Ruͤckſicht auf die franzoͤſiſche Alllanz die Tagfagung fich eigens 
nad Solothurn verfügte, um die franzoͤſiſchen Botfchafter zu 
befomplimentiren und fi) von ihnen bewirthen zu laflen. 


%) Siehe oben. Es ift nicht ohne politifches und Kultur-Interefie, 
bie Titel anzuführen, welche von den fremden Geſandten ver Tagfakung 
während des vorigen Jahrhunderts in Audienzen beigelegt wurden. Leu 
zu Simmler ©. 431 gibt fie folgender Maßen an. Die Tatferlichen 
Botſchafter: „Hochgeachte, WohlsEvelgeborne, Beftrenge, Fromme, Feſte, 
Fürfichtige und Welfe, Großmögend Hochgeehrte Herren!“ Die frans 
zöfffchen und englifchen Botfchafter und Gefanpten: „Manignifiques Sei- 
gueurs!” („Großmähtige Herren!“) Die ſpaniſchen Gefanbten : 
;„‚Mlustri e potenti Bignoril” („Hocgenchte und Mächtige Herren! “) 
Die Gefandten der Niederlande: „Hochgeachte, Großmächtige, Hochs 
Edelgeborne, Wohl⸗Edle, Geflrenge, Hochweiſe, Zürfichtige, inſonders 
Hochgeehrte Herren!“ Und die Schreiben an die Eidgenoſſenſchaft wur: 
den fo titulirt (S. 428): Bon dem Kaifer: „Denen Geflrengen, Veſten 
und Ehrfamen, Unferen befonders Lieben N. Gemeiner Elidgenoſſenſchaft 
aller XIII und zugewandten Orten in ver Schweiz!“ Bon dem franzöſi⸗ 
fhen König: „A Nos Tres-Chörs, Grands Amis et Confederes les Bour- 
guemestres, Advoyers, Landammanns et Conseils des Ligues Suisses des 
hautes Allemagnes.” Don Spanien: „A los Illustres Cantones de Zurich, - 
Berna, Lucerna etc. Nuestros Amigos y Confederados sinceramente Ama- 
dos.” Bon Großbrittanien: ‚‚Ilustribus et Amplissimis Dominis Consulibus 
Scultetis, Landammannis et Senateribus Cantonum Helvetiae Confedera- 
torum, Amicis Nostris Charissimis.” Bon Schweben: ‚‚Nobilibus, Am- 
plissimis,, Spectabilibus atque Formatis Viris, Amicis Nostris sincere Nobis 
Dilectis Consulibus , Schultetis, Landammannis, Senatoribus et Communi- 
tatibus XIII Helvetiae Confoederatae Cantonum.” Bon Preußen: „Den 
Wohlgebornen, Eplen, Ehrenveſten, Hochweifen und Hochgelahrten Befons 
dere Lieben Freunden, Allitrten und Bundes⸗Verwandten, Burgermeiſter, 
Schuliheiß, Landammann und Mäthen ber XI Orten ber Eidgenoſſen⸗ 
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4) Ebenfo wurde auf den Tagen gewöhnlich berathen, ob 
man fchweizerifehe Gefandte an fremde Höfe oder Staaten ſchicken 
wolle. Die alte Eidgenofienfhaft hatte Feine ftändigen Geſand⸗ 
ten bet fremden Mächten, fondern fandte in einzelnen Yällen, 
wo ein befondered Bedürfnis dafür vorlag, Abgeordnete an die 
Höfe, mit denen fie zu verfehren hatte. Die Tagfagung ber 
ftimmte dann regelmäßig auch die Vollmachten und Aufträge. 
Die Ernennung von Gefandten felbft überließ fie häufig den 
einzelnen Orten, aus denen die Gefandten bezeichnet werben 
follten, 3. B. aus Züri) und Bern, Züri und Url, Zürich, 
Luzern, Urt und Glarus u. f. fe Bei den Bundeserneuerungen 
mit Frankreich ließen fi alle Orte durch eigene Gejandte vers 
treten. Unter diefen führte dann gewöhnlidy der erfte Geſandte 
von Züri das Wort bet feierlichen Anläßen. 

5) Ferner kamen auf den Tagen die inneren Bünde 
mit den Orten felbft oder mit zugewandten Orten zur Erörtes 
rung. Es galten darüber ganz Ahnlidhe Grundfäge wie für 
auswärtige Buͤndniſſe. Die Mehrheit der Orte nöthigte nie 
eine Minderheit von Orten einem neuen Bunde ober einer Buns 
deöveränderung beizutreten, zu welcher diefe nicht freiwillig bie 
Hand bot. Dagegen konnte wohl eine Mehrheit einzelne Stände 
abhalten, in einen Bund zu treten, welcher für die Geſammt⸗ 
heit ſchaͤdlich erſchien. Nur einige der neuern Orte Hatten bei 
ihrer Aufnahme in die Eidgenoſſenſchaft in dieſer Beziehung 
eine abweichende Stellung erlangt, indem ihnen zur Pflicht ges 
macht wurde, ſich auch in ſolchen Dingen an die Mehrheit ans 
zuſchließen. 

6) Obwohl jeder Ort ſein beſonderes Recht und ſeine eigene 
Verfaſſung und Geſetzgebung hatte — im Mittelalter beſaß ja 
ſogar jede einzelne Herrſchaft eigene Autonomie — in welche 
ſich der Bund nicht miſchte, ſo wurden doch gemeinſame Uebel 
und gemeinſame Intereſſen auch auf den Tagen erwogen und 


ſchaft, Zürich, Bern, Luzern ꝛc. 0.” Bon dem Papſte erhielten vie ka⸗ 
tholifchen Orte folgenden Titel: „,Dileetis Filiis Praetoribus, Landam- 
mannis et Consiliarlis ex octo Pagis Helveticis, videlicot Lucerna elc. 
Ecclesiasticae Liberlalis Defensoribus,” 
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durch gemeine Sagungen und Ordnungen häufig erledigt. Eine 
äußere formelle Ausſcheidung der Kompetenzen gab es nidht. 
Es fam im legten Grunde immer darauf an, ob die Gemein⸗ 
haft eines Interefied den Orten Har und ob der eidgenoͤſſiſche 
Seift in den Orten felber fo ſtark war, daß fie in foldhen Dins 
gen zu gemeinfamer Erledigung Hand bieten modhten. 

Am Häufigften kommen Angelegenheiten vor, welche im 
weiteren Sinne der Staatspolizei angehören. Als Beis 
fptele find außer dem Pfaffenbrief und dem Stanzerverfommnig 
anzuführen: Webereinfunft der Theurung wegen, wodurch ber 
Borfauf (Hodel) unterfagt und den Einzelnen verboten wurde, 
allzu große Haufen von Lebensmitteln für fi anzufaufen, im 
Jahr 14165 mandherlei Ordnungen gegen Meineid, Läfterungen, 
Unzucht, Hoffahrt; die zahlreichen Verbote des Schmügens und 
Schmähens in Religionsſachen; die Vorſorge gegen peftartige 
Krankheiten, 3. B. wider die böfen Blattern im Jahr 14% 9); 
Drdnungen gegen die Straßenräuber; gegen die Bettler und 
Strolden; gegen den Wucher der Juden; gegen die römifchen 
&ourtifanen, weldye die Kirchenpfründen anfielen; wider das 
Retslaufen; für die Sicherheit der Straßen; Verordnungen über 
die Münzen u. f. f. 

Im weitern Sinne gehört audy die Sorge für den innern 
Frieden der Stände unter einander und in den Ständen hies 
her, alfo namentlich auch die verſchiedenen Snterventios 
nen und Bermittlungen, mit denen ſich die Tagfahung 
befehäftigte. Zum Theil war hiervon indeſſen ſchon näher bie 
Rede; zum Theil iſt die Aeußerung des Bundeslebens in den. 
eidgenöffifchen Interventionen wichtig genug, um in einem bes 
fondern Kapitel näher behandelt zu werben. Ebenfo gevenfe 
ih, der gemeinfamen Kriegsordnung ein eigenes Kapitel 
zu widmen. 


5) Der Beſchluß Iautet fo um Pfingften 1496: „Dff dien tag iſt 
angefehen, das jedes ortt mit den finen fo bie böfen blattern habent, 
verfchaffen fol, daheimen in ir hufer zu beliben und niena haruß weber 
zu kilchen, zu ſtras, in wirähufern, in bebern old feherfiuhen noch an 
dehein End, da dann die Lüt wonımg haben, wanblen füllen, ale vie bott 
wiffent ze fagen.” 


6 Die alte Bundesverfaffung der Eidgenoſſenfchaft. 
Auf den Tagfabungen ſtimmte jeder Ort frei und war in 


td: der Regel nicht gehalten, fih an die Meinung anderer Orte 


anzufchließen. Auch der Mehrheit ver Orte mußte die Minder⸗ 
heit nicht folgen, foweit nicht die Bünde befondere Berpflidy- 
tungen auferlegt hatten. Die gemeinfamen Satzungen und 
Ordnungen der Tagfabung beruhten demnad mehr auf Ver⸗ 
einbarung ber Orte, ald auf Abftiimmungen je nad 
der Mehrheit. Sie waren eher Konfordate ald Bes 
fhlüffe. 

Es ergab ſich das in der Altern Zeit von ſelbſt. War es ja 
doc felbft auf den Reichsſstagen des alten deutfchen Reiches im 
Sanzen nicht viel anders. Auch in dem Reiche, welches doch 
in dem Kaifer ein fichtbares einziges Oberhaupt hatte, war es 
doch keineswegs ausgemacht, daß die Mehrheit der Fürften auch 
die Minderheit verbinde; fügte fidh doch in Älterer Zeit fogar bei 
Koͤnigswahlen die Minderheit der Kurfürften der Mehrheit oͤf⸗ 
ter nicht; um wie viel weniger dann, wenn Gefehe, die auf 
ihr Land unmittelbaren Bezug hatten, ihnen mißfielen. Aehn⸗ 
li war es auf den Tagen ber eidgenöffifchen Orte. Nur was 
ten dieſe unter fih nody weniger enge zu einem Ganzen verbun 
den, als die Stände des deutfchen Reiches. Als felbftändige 
Republiken hatten fie ſich verbuͤndet, als foldye erörterten und 
behandelten fie audy ihre gemeinfamen Angelegenheiten, ale 
ſolche ſuchten fie ih zu verKändigen nd Verkomm⸗ 
niffe zu fließen. 

Indeſſen konnte diefes Prinzip ver Vereinbarung auf die 
Dauer doch nicht die Beduͤrfniſſe der Eidgenofſſenſchaft befriebi- 
gen. In feiner Einfeltigfeit auf bie Spitze getrieben negirte 
es das gemeinfame Dafein der Eingenofienfchaft und 
18 8te Fonfequent den Bund auf, Fühlte ſich die Eidge⸗ 
noſſenſchaft als ein zwar vielgeftaltiges, aber immerhin verbun- 
denes Wefen, als einen Staatenförper, der in dem europälfchen 
Staatenfoftem feine eigenthümliche Aufgabe und Stellung habe 
— und diefes Gefühl war unabweisbar, weil ihm die Realität 
zu Grunde lag; — fo mußte fie in einzelnen wichtigen Fällen 
auch dafür forgen, daß dieſe Gemeinſchaft des Gefühle und 
Bewußtfeins ein Organ finde, welchem auch die einzelnen Glieder 
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fi unterordneten. Die Eidgenoffenfchaft ſelbſt durfte dem 
Starrfinn ober der Wilführ einzelner Orte nicht ger 
opfert werben. 

In den Zeiten, wo der eibgenöffifche Geiſt ohnehin leben⸗ 
dig war in allen Gliedern, da war bie Form der Bereinbarung 
— an ſich die freiefte, und wo fie ausreicht, befte — auch ganz 
genügend. Und gemöhnlid wurde dann, um der Befonberheit 
der einzelnen Orte Spielraum zu laflen, nur die Richtung oder 
das Hauptprinzip bezeichnet, worüber die Stände ſich verein- 
barten, dagegen alle nähere Ausführung der Detaild und die 
Vollziehung den einzelnen Orten ſelbſt, fo viel moͤglich, anheim 
geſtellt. Aber in Zeiten politifhen oder Eonfeffionellen Haders 
und Zwiefpalted war auf diefem Wege fein Entſcheid möglich; 
und doch gab ed Faͤlle, deren Erledigung nothwendig war. 

Auf der andern Seite fonnte aber au das Prinzip ber 
Mehrheit nicht ohne weiters an die Stelle des Prinzips ber 
Bereinbarung gefegt werden. In einfeitiger Durchfuͤhrung hätte 
dasfelbe die Selbfändigfeit der einzelnen verbün- 
deten Republifen bedroht und zerfiärt und die Natur 
der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft als eines Bundeskoͤrpers 
verdorben. 

Es mußte ſomit unterſchieden werden: 

1) In allen Dingen der gemeinen Herrſchaften, über 
welche die regierenden Orte zu entfcheiden hatten, wurde ber 
Grundſatz, daß die Mehrheit für die Geſammtheit derfelben 
entſcheide, ſchon frühe anerfannt. Hier ftanden fi) auch bie 
Stände nicht ald befondere Staaten gegenüber, fondern fie ges 
hörten als Mitregenten gemeinfamer Länder zufammen. Die 
gemeinen Herrfchaften waren nicht getheilt unter bie regierenden 
Orte, fondern fie blieben ein zufammengehöriges einheitliches 
Ganzes, deren Landesherrſchaft nur einer Mehrzahl von ſchwei⸗ 
zerifchen Orten gemeinfam zuftand. 

Theilten die Stimmen ber regierenden Orte fi in 2 gleiche 
Hälften, fo gab der umfragende Landvogt den Ausſchlag, in- 
dem er fidy für eine dieſer Hälften erflärte: ein Verfahren, das 
an bie Stellung ded Richters den Schöffen gegenüber er: 
innert. 
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Indeſſen felbft da galt die Mehrheit nicht abfolut, ſondern 
wurde beſchraͤnkt durch folgende Rüdfichten : 

a) Wenn unter den regierenden Orten felber Krieg entftand, 
fo folten die Unterthanen in den gemeinen Herrſchaften 
keiner der beiden Parteien, audy nicht wenn die regieren» 

den Orte auf einer Seite war, zuftehen, fondern fich in 

ſolchem Kriege ihrer Landesherren gegen einander neu- 
tral verhalten. 

b) In fonfefftonellen Dingen durfte nicht die Mehr- 
heit der Orte entfcheiden, fondern mußte der Grundſatz ber 
Parität beider Konfeffionen beachtet werben. 

c) Es verftand fih, dag die Mehrheit nicht das Recht hatte, 
der Minderheit ihren rechtmäßigen Antheil an der gemeinen 
Landesherrfähaft zu entziehen. 

2) Zür gemeinetdgendffifche Angelegenheiten galt vor; 
aus der Grundfag, daß wo die Bünde felbft oder befondere 
Verträge, wie 3. B. das Stanzerverfommniß, zu Mehrheits- 
befhlüffen berechtigten , dann die Minderheit dem folgen müfle. 
Es laſſen ſich hieher mancherlei wichtige Geſchaͤfte zählen; fo 
Anordnungen über gemeinfame Landesvertheidigung gegen äußere 
Geinde, Abordnung von gemeinfamen Gefandten an auswärtige 
Staaten oder bundesmäßige Befimmungen über Beobachtung 
des eidgendffifhen Nechtöverfahrene, Maßregeln zur Unter 
drüdung von innerm Aufruhr und Friedensbruch. 

3) Diefem Grundfab fleht aber ein anderer befchränfend zur 
Seite, der nämli, daß wo Bünde oder Staatöverträge das 
Mecht der einzelnen Orte zu beltebiger Selbftbeftim- 
mung vorbehalten, die Mehrheit Feine bindenden Befchlüffe 
faffen dürfe. Dahin gehörten 3. B. die Integrität des Gebietes 
jedes einzelnen Ortes, das Recht jedes Ort feine Verfaſſung 
felhft zu beftimmen, jede Abänverung der Bünde, 

Natürlich konnte im einzelnen Fall ſchon darüber Zweifel 
erhoben werden, ob eine Sache zu den in jenem zweiten ober 
zu den in dieſem dritten Satze bezeichneten Gegenftänden gehöre, 
ſomit einem Mehrheitsbefchluffe zu unterwerfen fei. Der Zuͤrich⸗ 
frieg im XVten Jahrhunderts in feinen beiden Perioden drehte 
fi) um bderlei Fragen, Sie wurden beide Male, und wenn 








6. 33, Die Tagſatzung und der Borort. 409 


man den Geiſt nicht der Form opfern wollte, richtig im Sinne 
des Mehrbeitsprinzipe entichieven. In andern Fällen 
aber blieben folche Fragen auch öfter ungeldst und fielen dann 
faktiſch gewöhnlich der Willkuͤhr oder auch der Selbftfucht der 
einzelnen Orte anheim. In folhen Fällen waren jeder Zeit 
zwei entgegengefegte Klippen vorhanden, zwifchen denen man 
hindurch fteuern mußtes die eine, daß einzelne Orte in Ders 
läugnung bes eidgenoͤſſiſchen Geiftes ſich auf ihre Selbftändig- 
feit auch da bezogen und der Schwäche der Bundesmadht trotz⸗ 
ten, wo in Wahrheit Dinge vorlagen, weldye zum Entſcheide 
vor das Forum der Eidgenoffenfhaft gehörten; bie andere, 
daß die Mehrheit ebenfalls im böswilliger Weiſe ihre Stellung 
mißbrauchte und eine Minderheit zu Dingen nöthigen wollte, 
weile in Wahrheit nady dem Geift der Bünde den einzels- 
nen Orten vorbehalten waren. Es gab in der That fein 
formelles Mittel, diefen Gefahren zu entgehen; nur redliche, 
dann aber auch entf&hloffene Gefinnung verbunten mit 
Harer Erfenntniß der Wahrheit konnte zwiſchen biefen 
Klippen hindurch Leiten. Unter diefer Borausfegung war aber 
die Mehrheit, wenn einzelne Orte auf jenen Abweg geriethen 
und nicht davon laffen wollten, wirklich berechtigt, am Ende 
mit Gewalt das Recht der Gefammthelt durchzuſetzen, und was 
ten hinwieder einzelne Orte berechtigt, auch nöthigen Falls mit 
ven Waffen in der Hand ungebührlidhe Zumuthungen und Bor: 
derungen einer böswilligen Mehrheit abzulehnen. 

Diefelben Schwierigkeiten und dieſelbe Xöfung derfelben er- 
gaben fih nun audy für die in den Bünden und Verträgen nicht. 
ausbrüdlich vorgefehenen Fälle. Auch für fie konnte kein ans 
deres Brinzip gewonnen werden, als biefes: | 

4) Wenn verlet Sachen die Ehre ober die Wohlfahrt 
der gefammten Eidgenoſſenſchaft betrafen, fo fonnten fie mit 
Mehrheit entfchieven werden, foweit die Ehre und Wohl- 
fahrt der Eidgenoſſenſchaft es erforverten; im entgegengeleßten 
Fall dagegen bedurfte es der freien Bereinbarung aller Bethei- 
Uigten. Im Jahr 1515 genehmigte die Tagfagung felber dieſen 
wichtigen Grundſatz. Aber leider drang derſelbe in dem prak⸗ 
tiſchen Leben der Eidgenofien doch nicht gehörig durch, weil 
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bald nachher der Eonfeffionelle Gegenfab die Orte ſchroffer als 

- je zuvor fpaltete, und dadurch der gemeine eidgenoͤſſiſche Geiſt 
an Stärfe einbüßte, der Geift der Abfonderung dagegen in dem⸗ 
felben Maße hervortrat und Unterſtützung fand. 

5) In Religionsſachen und Eonfeffionellen 
Dingen galt auch bier die Mehrheit niemals, fondern wurbe 
das Prinzip der Parttät, fomit beziehungsweiſe Selb: 
ſtaändigkeit jeder Konfeffion und jedes Standes als das wahr: 
haft eidgenöffifche anerfannt. 

Der Vorort. Eigentliche eidgendffifhe Behörden oder Be- 
amtungen gab es damals Feine. Die Idee, daß die Schweiz 
ein Bund ſei von felbftänpigen Staaten überwog fo fehr, daß 
fie noch nicht dazu Fam, für das gemeinfame Staatsleben aud 
gemeinfame Organe zu erzeugen. Selbſt die Einrichtung des 
Vororts, die das Beduͤrfniß hervorgerufen hatte, trug doch 
einen fantonalen, nicht einen eidgenöfſiſchen Cha⸗ 
rafter. 

Die Stadt Züridh hatte von jeher unter den eidgenoͤſſtſchen 
Orten bie erfte Stellung eingenommen und auf den gemeinen 
Tagen den erften Sitz erhalten. Es berubte das nicht auf einer 
Beſtimmung ded Bundes, außer infofern als bei Aufzählung 
der Orte in den Bünden Züridy auch zuerft genannt ward, 
fondern theild auf ihrer Bedeutung al8 einer alten angefehenen 
Reichsſtadt, welche fie vor Luzern auszetchnete, theils auf ihren 
frühern und engern biftorifchen und eidgenöffiichen Beziehungen 
zu der innern Schweiz, welche ihr auch vor der größeren und als 
Einzelntepublif mäcdhtigern Stadt Bern den Vorzug gaben. So war 
Züri ald der „vorderſte Ort“ der Eidgenofienfchaft ver Bors 
ort geworden und hatte allmählig als folder eine gewiffe, durch 
das Herfommen näher beftimmte Leitung der gemeinfas 
men eidgenöffifhen Geſchäfte erhalten. Es fam 
nad) und nach dazu, Daß die Stände in eldgendffifchen Ber 
hältnifien ſich häufig, in manchen Dingen regelmäßig, vorerft 
an Zuͤrich und dann erft durch deflen Vermittlung an die übri- 
gen Stände wendeten. Denfelben Weg gingen auch die fremden 
Gefandten und auswärtigen Mächte, wenn fie mit gefammter 
Eidgenoffenfhaft zu verkehren hatten, Zürich begleitete bann 
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derlei Mittheilungen und Anträge häufig mit feinem Gutachten 
und verband damit Borfchläge, die ed an die Stände brachte. 
Diefe berichteten hinwieder an den Vorort über ihre Gefinnung 
und ihren Willen: und fe nach Umftänden handelte oder berief 
fodann der Vorort die Tagſatzung 'oder handelte felber mit Zus 
fimmung der Orte im Ramen gemeiner Eidgenoſſenſchaft. Der 
ganze diplomatiſche Verkehr insbeſondere wurde bergeftalt 
durch den Borort vermittelt. Und wenn die Tagſatzung, 
in der fi alle Orte in ihrer Verbindung varftellten, nicht beis 
fammen war, fo war der Borort in gewiffen Betradht der 
Stellvertreter der gemeinen Eidgenoſſenſchaft. : 

Durch diefe vorörtliche Stellung erlangte Züri) vor den 
übrigen Orten einen weiten Geſichtskreis. Es überfah bie eid⸗ 
genoͤſſiſchen Angelegenheiten und die Beziehungen der Eidge⸗ 
nofien zu dem Auslande befier, wurbe mit den gemeinfamen 
Intereſſen und den Schwierigkeiten ihrer Befriedigung vertrauter 
und erbielt naturgemäß auch einen großen Einfluß auf die 
Behandlung und Erledigung der eidgenöfftfchen Gefchäfte. Wie⸗ 
derholt gingen daher auch von Züri Anregungen aus zur 
Abfhaffung von Mißbraͤuchen und Verbefferung der Bundes» 
verfaffung. Im Großen aber ſcheiterten foldhe Reformverfuche 
theild an dem Mißtrauen, welches aus den Fonfeffionellen Ge⸗ 
. genfägen hervor quoll, theils an der Eiferfudht der einzelnen 
Orte auf einander und der Selbſtſucht, womit diefelben häufig 
in jeder Entwidlung des gemeinfamen Bundes eine Gefaͤhrdung 
ihrer Sonderinterefien erblidten. 

Eine eigentlihe Bundesgemwalt ſtand vem Vorort nicht 
zu. Berfuchte doc die Tagſatzung ſelbſt kaum eine eigentliche 
Bundesgewalt auszuüben, wenn fidy irgend einzelne Orte mit 
ibren Befchlüffen nicht einverftanden erflärten. Der Borort 
aber war immerhin nur ein, wenn ſchon dem Range nach der 
angefehenfte Ort. Er durfte ed daher nicht wagen, von ſich 
aus da Verfügungen und Anordnungen zu treffen, wo 
die Tagſatzung das Recht des Beſchluſſes anfprechen konnte. 
Indeſſen lag in der lofen Verbindung der Orte und der mans 
gelhaften Ausbildung der Bundesorgane dody auf der andern 
Seite wieder eine Erweiterung der vorörtlihen Befugnifie 
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infofern, al8 der Borort als ein an und für ſich ſchon bedeu⸗ 
tender und einflußreicher Stand namentlich in biplomatifcyen 
Dingen ziemlich frei nad) feinem Ermefien zu handeln und ziem- 
lich weit zu gehen wagen fonnte, indem er nicht leicht Gefahr 
lief, von einer Mehrheit der Orte auf der Tagfagung desavouirt 
zu werden ®). 

Immerhin lag in der Einridhtung des Vororts ein Kelm 
zu einem hoͤchften Organ der gefammten Eidgenofienfchaft, das 
in Abwefenheit der Tagfagung an ihre Stelle trat. 


Vierundzswanzigftes Kapitel. 
Das ceidgenöffifche Wehrweſen (Defenfionale). 


— — — 


Alte Einrichtung. — Das Defenſionale. — Die Auszüge. — Ein 
theilung der Armeen. — Kriegsrath. 

Selbft das Kriegsweſen, welches doch feiner Natur nad 
zur Einheit des Regimentes hindrängt, war in alter Zeit keines⸗ 
wege bundesmäßig georbnet. Jeder einzelne Ort hatte feine 
Kriegsorbnung für fih. Und wenn gemeinfame Kriege von den 
Eidgenofien geführt wurden, fo fehlte jeder Ort unter feiner 
Fahne und den von ihnen ernannten Hauptleuten feine Trup⸗ 
pen. Das fo aus Standedtruppen zufammengefehte Bundes» 
heer hatte fein von dem Bunde bezeichnetes gemeinfames Ober: 
haupt. 

Wohl traten indefien die verfhiedenen Haupt- 
Leute der Orte dann öfter zufammen, beriethen gemeinfam bie 
Operationen und die Schlachtplane und bildeten fo faktiſch aller: 
dinge einen eidgenöffifhen Kriegsrath. Ebenſo 
gaben die Orte ihren Auszügen, wenn biefelben ins Feld zogen, 
häufig noch Mitglieder der Räthe als Stellvertreter der Obrig⸗ 


6) Faſi Erdbeſchreibung u. f. f. 
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felt und als SKriegsräthe bei; und auch dieſe traten öfter ge⸗ 
meinſchaftlich mit den Hauptleuten zu eidgenoͤſſtſcher Berathung 
und Berhandlung zufammen und bildeten fo eine Art von 
Tagſatzung im Felde. Es Fam felbft in einzelnen Källen 
vor, daß das ganze vereinigte Heer, nady feinem Organismus 
mit Hauptleuten und Räthen, gleichfam eine große eidgendfs 
fifhe Landsgemeinde bildete und um feine Zuftimmung 
gefragt wurde. Beſonders die demofratifchen Orte Liebten dieſe 
Form der Berathung und Entfcheldung, an die fie zu Haufe 
und im Frieden gewöhnt waren, und traten öfter fo, auch im 
Kriege, in befondern Landsgemeinden einzeln oder nad) Umſtaͤn⸗ 
den gemeinfam zuſammen. 

Zuweilen äußerte fi die Gemeinſchaft aud noch in 
andern wichtigen Beziehungen. So kam es öfter vor, daß für 
die Befagung einer Stadt oder eines wichtigen Pafles ein ge» 
meinfamer Sommandant ernannt wurde, fei ed, daß 
etwa die Tagfagung einem einzelnen Orte den Auftrag und die 
Vollmacht gab, für deſſen Betellung zu forgen, oder daß fie 
felber — obwohl feltener — denfelben bezeichnete, oder daß bie 
Käthe der Stadt und die anweſenden Hauptleute aus den vers 
ſchiedenen Orten fidh über einen Befehlöhaber einigten. Ebenfo 
wurden nicht felten für einzelne Waffengattungen indem 
eidgenoͤſſiſchen Heere gemeinfame Chefs ernannt, und in 
ſchwierigen Momenten, im Angefidht der drohenden Gefahren 
von den Hauptleuten auch einzelnen Befehldhabern die Leitung 
des ganzen Heeres oder größerer Abthellungen beöfelben über: 
tragen. So gab es body in den Schladhten öfter einzelne ei d⸗ 
genöffifhe Feldherrn. Aber verlei Wahlen waren nicht 
bundesrechtlich geordnet. Die Noth, das Berürfnig des Mo- 
ments, der gute Wille der übrigen Hauptleute mußte bier er⸗ 
gänzen, was in der gemeinfamen Kriegsordnung nicht vorges 
feben und nicht berüdfichtigt war. 

Oft übte auf derlei Ernennungen au) die Rangordnung 
der Orte Einfluß aus, oder machte fogar eine Ernennung ent- 
behrlih. So hatte Zürich auf den gemeinen Tagfagungen ges 
wöhnlich den Vorſitz ober die erfte Stimme. Daher kam es, 
daß der Feldoberfte des zuͤrcher i ſchen Auszugs auch häufig 
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nicht Bloß im gemeinfamen Kriegsrathe den Vorſitz erhielt, ſon⸗ 
dern auch vorzugsweife als der erfte, und fomit in gewiflem 
Sinne als der oberfte Befehlshaber im ganzen Heere betrachtet 
wurde. In den Burgunderkriegen hatte der Zürcher Hans Wald⸗ 
mann fo vor allen durch Feldherrengabe ſich ausgezeichnet, daß 
durch ihn vornämlich dieſer Vorzug den zürcheriichen Kriegs⸗ 
oberften befondern Glanz und den Schein des Rechtes gewann. 
Es fam das fo weit, daß fi) in den fpätern italieniſchen Kries 
gen, zum Schube des Herzogs Martmilian Sforza, Zürich 
lebhaft als über einen Eingriff in feine hergebrachten Rechte 
und in die guten Gewohnheiten der Eidgenoſſenſchaft befchwerte, 
als die Tagſatzung einmal flatt eines Zuͤrchers einen Urner 
zum gemeinfamen Befehlöhaber des eidgenoͤſſiſchen Auszugs bes 
ſtellte. Wirkliche Rechte waren indeſſen nicht verlegt, wohl 
aber von der in vielen Källen beobachteten Hebung abgegangen 
worden. 

Das Defenfi- Erf in der zweiten Hälfte des XVIIten Jahrhunderts kam 
es zu einer bleibenden bundesrechtlihen Organifatton des eid⸗ 
genöfliichen Heerweiens. Schon während des breißigjährigen 
Krieges fand ſich die Tagſatzung veranlaßt, ein Defenfional, 
— fo nannte man die Ordnung der Landeövertheidigung — zu 
entwerfen (1629). Erſt im Jahr 1668 aber kam es in Folge 
der Eroberungdfriege Ludwigs XIV und indbefondere in 
Folge des Einmarfches der franzoͤſiſchen Truppen in bie Franche 
Comté zur Ausführung des Defenfionals. 

Die Auszüuge. Alle Orte und die gemeinen Herrſchaften wurben aufgefors 
dert, fih mit ihrer Mannfchaft im erfien, zweiten und 
dritten Auszug bereit zu halten, fo daß fie der Mahnung, 
die an fie ergebe, fofortige Folge leiften können. Das Verhaͤlt⸗ 
niß und die Anzahl der zu ftellenden Auszüger wurden folgens 
der Maßen für die einzelnen Orte befiimmt. 

Für den erfien Auszug ward fehgefeht: 
Züridy hat zu ftellen 1400 Mann und 1 Stüd von 6 Pfr. 
Ben „vo n MO „ „1m „6 » 
Luzern , u IM „ „im „6 » 
Urt nun u 400 " v 1 Feldſtuͤck. 
Schwoz, » m 600 „1 ” 
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Unterwalden bat zu ftellen A00 Bann und 1 Felbftüd. 


Zug „un MO u ni um 
Glarus „no u MM u vi m 
Bafel „u no ID u .„ 1 Stüdvons Pfr. 
Freiburg vn no 80 „I v6. 
Solothurn „un OO vn vl un 6m 
Schaffhauſen „un on MW vH in nn 
Appenzell „un 600 nu I Feloftüd. 
Stat St.Gallen » 200 1 
Abt St. Glen „ v» 1000 „ „ 1Städvon6Ph. 
Biel » on MO u ſpeldſtück. 
Lauis „nun 400 
Luggaris „un nn MM 
Mendris „non W0 u 
Die freien Aemter, „ MP 
Sargans „un 20 
Mainthal nn 0 „ 
Ihurgau „nun non 60 

200 

200 


Grafſchaft Baden nn M 
Rheinthal nun v 
Der gefammte erfte Auszug beftand fomit aus 13,400 Mann 
und 16 Stüden, unter denen 8 Sechopfuͤnder. 
Der zweite und der dritte Auszug waren jeber dem erften 
gleich an Stärke und in gleichem Verhaͤltniß. 
Die einzelnen Kompagnien beftanden je aus 200 Mann, 
nämlich 120 Musfetieren, 30 Spießfnechten, 30 bloßen Spießen 
und 20 Halbartieren. | 
Der erfte Auszug ſoll mit der Schuͤtzen⸗ oder einer andern 
Fahne, mit des betreffenden Ortes Farben, geichehen, ver 
zweite Auszug mit der Stadtfahne, der dritte mit dem Panner. 
Doch mag jeder Ort hierin auch nach feinem Belieben verfahr 
ren. Die Zarben des Ortes find indeſſen Regel. Eine gemein⸗ 
eidgenoͤſſiſche Fahne oder Banner wurde nicht gebraucht. 
Jeder Auszug zerfällt wieder in zwei Armeen, von Eintbeilungder 
denen die eine aus den Auszügen von Zürich, Luzern, Schwyz, 
Zug, Bafel, Solothurn, Appenzell, Stadt St. Gallen, Thur⸗ 
Hau, Lauis und den Sreiämtern gebilvet wird, und die andere 
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aus den Auszügen von Bern, Uri, Unterwalden, Glarus, 
Freiburg, Schaffhaufen, Abt St. Gallen, Biel, Baden, Rheins 
thal, Sargans, Luggaris und Mainthal befteht. 

Die Obriftftellen wurden im Jahr 1674 für die beiden Ars 
meen fo unter die Orte vertheilt: 

Für die eine Armee geben Züri und Luzern jedes 
einen Obriſtfeldhauptmann, Zug ud Schwyz ie 
deseinen Obriftffeldwadhtmeifter, Bafel einen Obrif 
über die Artillerie, Solothurn einen Obriſtquar— 
ttiermeifter, Appenzell einen Obriftprofofen um 
St. Ballen einen Obriftwagenmeifter. Für die zweite 
Armee haben die Orte Bern und Urt jedes einen Obriſt⸗ 
feldhbauptmann, Unterwalden und Glarus jedes 
einen Obriſtfeld wachtmeiſter, Freiburg einen Obriſt 
über die Artillerie, Schaffbaufen einen Obrift- 
quartiermeifter, der Abt von St. Ballen einen 
Dbriftprofofen und Biel einen Obriftwagenmei- 
fter zu befiellen, und von der Wahl dem Vorort Zürich Kennts 
niß zu geben. Jeder Ort foll je auf 100 Mann auch nod 
drei wohlgerüftete Reiter und ebenfo viele Dragoner hergeben, 
und den Kriegsräthen überlafien fein, für diefe Reuterei einen 
Obriſten zu ernennen. Ebenfo foll jeder Ort nach Verhaͤltniß 
Schanzzeug mitnehmen. 

Jede Ohrigfeit befoldet ihre Truppen felber; für den Sols 
daten wird täglich ein Kommisbrod von 11/, Pfund und ein 
halber Louisthaler wöchentlich al® Sold gerechnet. Allen Or⸗ 
ten, befonder8 aber den Grenzorten, ift es zur Pflicht gemacht, 
für Proviant zu forgen, um damit im Fall der Noth um ger 
bübrlichen Preis zu helfen. 

Für ſolche Kriegszeiten wurde denn audy ein eidgendfs 
fifher Kriegsrath gebildet. Jeder Ort ernannte in den⸗ 
felben eine angefehene Standesperfon (häufig wurden Bürger 
meifter, Schultheißen, Landammänner von den Orten erwählt); 
diefe und. die hohen eidgenoͤſſiſchen Offizire, welche jeder Ort zu 
wählen hatte, bildeten dann vereint den Seriegerath. Die Form 
der Behandlung und Berathung war durchaus der Tag» 
fagung nachgebildet. In vemfelben hatte, wenn er ganz 
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beifammen war, jeder Ort gleichfam zwei Vertreter, einen poli- 
tifhen und einen militärifchen, die zufammen faßen nad) der 
Ordnung der Stände, wie die Gefandten auf der gemeinen 
Tagfagung. Gewöhnlich indeflen waren, wie die Armeen, der 
nen die Kriegsräthe folgten, auch dieſe getheilt, und es gab fo 
viele Kriegsräthe ald Armeen. 

Der Kriegsrath hat ausgedehnte Vollmachten und Rechte. 
Er ift gewifler Maßen die gemeine eidgenoͤſſiſche Obrig- 
feit im Feld. Er beſchließt, was für Operationen dem 
Feinde gegenüber zu unternehmen feien, ob und wie er aufzu⸗ 
fuchen, anzugreifen, mit ihm zu ſchlagen, er zu verfolgen fei. Er 
darf ven Krieg in feindliche Lande übertragen. Ihm fteht es 
zu, mit dem Feind zu unterhandeln und Waffenftiliftände zu 
fchliegen. Sogar einen Frieden kann er machen, biefes jedoch 
nur auf Ratififation der Orte hin. Er verordnet Gefandtfchaf- 
ten und ertheilt venfelben Bollmadyt und Inftruftion. Er fann 
beliebig andere Offiziere zuziehen, um deren Meinung und Rath 
zu vernehmen. Auch mag er fich in wichtigen und ſchweren 
Sachen an die Obrigfeiten der zunächft gelegenen Orte wenden, 
und deren Rath und Gutachten einholen. 

Die Felvoberften haben fodann die militärifchen Befchlüffe 
des Kriegsrathes zu vollfireden. Unter fich wechfeln die beiden 
Felvhauptleute in jedem Korps in dem Oberfommando; doch 
mögen fie ſich darüber unter einander felbft vergleichen. 

Die Juſtiz ift wieder nicht in zentraler eidgenöffifcher 
Weiſe, fondern je nad) den Orten regulirt, denen der Ange- 
ſchuldigte zugehört. Weber Gemeine urtheilen die Offiziere der⸗ 
felben Kompagnie in geringern Faͤllen unter dem Vorſitze des 
jüngften Hauptmanns. Bon diefem Kriegsgericht geht dann 
die Appellation an die Kriegdräthe und Hauptleute des Ortes 
bei der Armee. Betrifft der Fall Leib und Leben des Verbrechers, 
fo wird derfelbe der einheimifchen Obrigfeit zur Beurtheilung 
und Strafe überfandt. Doch mag diefe auch ihren Kriegsräthen 
und Hauptleuten die Strafgewalt über Leben und Tod über: 
lafien, ein Verfahren, das fpäter ald allgemeiner Grundfag 
den Orten empfohlen ward. In gleicher Weife werden die fehl- 
baren Offiziere, es treffe die Ehre oder den Leib an, der heimat« 

Bluntfhli Bundesrecht. 27 
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lichen Obrigkeit zur Beſtrafung überwiefen. Hat ein Ort nur 
eine oder zwei Kompagnien im Feld, fo mag er die Juſtiz in 
Gemeinfchaft mit einem andern Drte ausüben. 

Das Kriegsfelretariat auf gemeine Koften zu beftel« 
len, wurde für die eine Armee den beiden Ständen Zürich und 
Luzern, für die andere Armee den beiden Drten Bern und Urt 
überlaffen. ') 

Das Defenfionale war erſt einmüthig von der Tagfagung 
angenommen worden. Später fuchte fih aber Schwyz demiel- 
ben zu entziehen und bewog dann auch die Orte Uri, Unter 
walvden, fatholifh Glarus und Inner» Rhoden, fid) ebenfalls 
gegen diefe neue Ordnung zu verwahren und fid) auf ihre ſelbſt⸗ 
herrliche Stellung und die alten nicht näher geregelten Vers 
pflichtungen der Bünde zurüdzuziehen. Die Mehrheit verharrte 
indeflen bei der neuen Kriegsordnung, und die Minderheit ließ 
fi) doch gewöhnlidy in einzelnen Fällen zu faftifcher Beachtung 
derfelben beftimmen. 

Eine Abänderung kam fpäterhin infofern auf, als nicht 
mehr jeder Ort einen Repräfentanten dem Striegsrathe beigab, 
fondern gewöhnlich, wenn eine Armee einer feindlichen Gefahr ge- 
genüber aufgerufen wurbe, von der Tagſatzung zwei eids 
genöfiifhe Repräfentanten dem Kriegsrathe beigeorbnet 
und mit politifchen Bollmachten im Ramen der Eidgenoſſenſchaft 
verfehen wurden. Zwar wurde es den einzelnen Orten aud 
fernerhin verftattet, ihre befondern Stellvertreter auf ihre Koften 
ihrem Auszuge mitzugeben, in verfelben Stellung wie früher, 
und auch diefe Repräfentanten wurden fodann von der Eid⸗ 
genofienfchaft anerkannt und mit Krebitiven verfehen. Aber bie 
meiften Orte machten von biefer Befugniß felten mehr Gebrauch 
und begnügten ſich mit der gemeinfamen Bertretung der beiden 
gemeinseidgenöffifchen Repräfentanten. Mit Bezug auf die Wahl 
derfelben wurde eine Kehrordnung feftgefeßt, welche von ber 
Tagſatzung beobachtet wurde, nämlich in folgenden acht Abthei- 
lungen: Die erften beiden Repräfentanten wurden gewählt aus 


— — — — — 


1) Die betreffenden Ordnungen find abgedruckt in J. C. Faͤſi'e 
Bibl. der ſchweiz. Staatskunde. 1. S. 498 ff. 
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den Orten Zürich und Luzern, die zweiten aus den Ständen 
Bern und Uri, die dritten aus Schwyz und Freiburg, die viers 
ten aus Unterwalden und Solothurn, die fünften aus Zug und 
den Untertanen des Abted von St. Gallen, die ſechſten von 
Glarus und Stadt St. Gallen, die fiebenten von Bafel und 
Appenzell, die achten von Schaffhaufen und Biel. An die legten 
Orte fam es fo leicht nicht, da jedes Paar von Repräfentanten 
erft nad) neun Wochen durdy ein folgendes in feinem Amte 
abgelöst wurde und die Dauer folcher Bewaffnungen gewöhn- 
lih nicht fehr lange anhielt. In wichtigen Fällen war übrigens 
ben Repräfentanten zur Pflicht gemacht, an den Vorort Zürich 
zu Handen gefammter Eidgenofienfchaft Bericht zu erftatten, be: 
ziehungsweife deren Weifungen einzuholen. *) 


Fünfundzwanzigftes Kapitel, 
Eidgendffifhe Intervention. 


Die Selbftändigkeit der Orte. — Nngebrohte Intervention in Untermwal: 

ven 1385. — Intervention in Zug 1404. — In Bern 1470 u. 1471. -— 

—— in Zürich während des Waldmannifchen Aufruhrs 1489. 

— Sinterventionen des Jahres 1513 zu Bern, Luzern und Solothurn. 

— Im Lande Appenzell 1588. — In dem Bauernfrieg von 1653. — 
Eidgenöffifches Strafgericht. — Intervention zu Bafel 1691. — Zu 


Merdenberg 1720 — 1722. — Interventionen zu Schaffhaufen 
1719 u. 1721. — Intervention zu Appenzell Außer-Rhoden von 1732. 
— Zu 3ug 1732 u. 1733. — Zu Freiburg 1781. — Refultat. 


Grundfäße des eidgenöſſiſchen Rechts. 
Die alten Bünde der eidgenöflifchen Orte hatten zunächft — —* 
die Beſtimmung, vor auswärtigen Feinden Sicherheit zu erlan⸗ der v 
gen und durch gegenfeitige Hülfeleiftung äußere Gefahren abs 
zumehren. ber diefe Rüdliht nach Außen war doc nicht 
die einzige. Die Handhabung des innern Friedens und 








2) Stettler, Bundesſtaatsrecht vor 1798. S. 85 ff. 
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Aufrechterhaltung erinnern Redtsordnung war doch 
ſchon in den älteften Bünden ebenfalls vorgefehen, und je mehr 
die Eidgenoffenfchaft zu einem innig verbundenen, wenn auch 
aus weſentlich felbftändigen Gliedern beftehenden Bundeskoͤrper 
erwuchs und die Idee des gemeinfamen Vaterlandes 
lebendig ward, deſto mehr mußte naturgemäß auch dieſe zweite 
Bedeutung ded Bundes hervortreten. 

Zunächft freilich forgte jeder Ort für Handhabung des 
Friedend und Aufrechterhaltung der Rechtsordnung in feinem 
Gebiete von fi aus. Er regierte als Republif fi 
felbft und verwaltete frei fein herföümmliches Recht. Jeder Ort 
hatte feine felbftändige Obrigkeit und feine höchften Gerichte. 
Dagegen gab es weder eine eidgenöffifche Regierung noch ein 
eidgenöffifches Tribunal, und zunächft hatten weder der Bund 
noch die übrigen Stände das Recht, fidh in die Innern Ber 
faſſungs⸗ und Parteiverhältnifle und Streitigfeiten einzumifchen, 
die einem einzelnen Stande angehörten. 

Aber eine abfolute Selbfitändigfeit der Orte und 
eine abfolute Ausfchließung ded Bundes von jeder Ein- 
miſchung in die innern Angelegenheiten der einzelnen Orte gab 
es nicht. Die Schweizergefchichte Tennt eine Reihe von fried- 
lichen und felbft von bewaffneten eidgenöfftfchen Interventionen 
in wichtigen Fällen. Zwar wurbe das Verfahren, das dabei zu 
beachten war, nicht durch einen Vertrag oder ein Reglement näher 
fefgeftelt. In jedem einzelnen Falle wurde nad) dem Beduͤrf⸗ 
niß gehandelt. Nur gewiffe Hauptgrundfäge ftanden fehl, we 
niger weil fie in den Bünden und Verkommniſſen deutlich aus⸗ 
gefprochen waren, als weil fie in der Natur der Verhältnifie 
begründet und in dem allgemeinen Gefühl oder Bewußtſein ber 
handelnden Perſonen lebendig wirkten. 

Zu einer Einficht in Die bundesrecdhtlichen Prinzipien, welche, 
wenn auch nicht immer deutlich erfannt, doch wenigſtens inſtinkt⸗ 
mäßig beachtet wurden, werden wir am beften dadurch ge- 
langen, daß wir an einzelne hiftorifche Fälle erinnern. Es 
würde zwar zu weit führen und zu dem Umfang und der Deko: 
nomie dieſes Werkes nicht paffen, wenn wir eine genaue Dar- 
ſtellung und Erörterung aller eidgenoͤſſiſchen Interventionen 
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vornehmen wollten, obwohl eine folcye Arbeit allerdings von 
großem ſtaatsrechtlichem Intereſſe und nicht ohne praftifche Be⸗ 
deutung wäre, und wir müffen ung fchon damit begnügen, ein- 
zelne beachtenswerthe Momente in Kürze hervorzuheben. Aber 
auch fo werden wir zu Refultaten gelangen, deren Unfenntniß 
nnd deren Nichtbeachtung die gegenwärtige Verwirrung, in 
welche das Syftem der eidgenöffifchen Interventionen gerathen 
ift, zum Theil veranlaßt haben. 

In einem Rechtefprud vom Sahr 1385, weldyen die Boten 
von Luzern, Uri und Schwyz in Streitigfeiten der Unter: 
waldner erließen, fprachen die eidgenöffifchen Schiedmaͤnner, 
um die Rollziehung ded Spruch und zugleid, die innere Ruhe 
im Lande Unterwalden zu ſichern, folgende allerdings weit ge- 
hende Beftimmung aus: Wer ferner wieder im Lande Unters 
walden wider einen andern eine Partei organifirt und durch 
„Sondereid oder Sondergelübde” (im Gegenfab zu dem Landes» 
eid und der gemeinen Rechtsordnung) verbindet, fol als Fries 
densbrecher erflärt und in eine Buße von je 100 Gulden an je- 
den der drei vermittelnden Orte verfällt werden. Und find die 
Landleute von Unterwalden zu franf, darum zu richten, d. h. 
ift das Land Unterwalden um biefer innern Parteizerrüttungen 
willen in der ordentlichen Ausübung der richterlichen Thaͤtigkeit 
und in der Handhabung der Urtheile und der Rechtsordnung 
gehemmt, und kann ed von fid) aus nicht den Frieden und das 
Recht fchirmen, fo follen die Eidgenoffen richten. ') 
Sicherlich ift diefer Cag, wenn böfer Wille und Herrfchfucht, 


Angeprobte 
Intervention 
in Unterwalden 
1385, 


oder auch nur Neigung ſich einzumifchen bei den übrigen Orten 


vorausgefebt wird, für bie Selbitändigfeit des Landes, deſſen 
Friede fo gewiffer Maßen unter die Obhut jener geftellt wird, in 
hohem Grade bedenklich, wenn dagegen die vermittelnden Orte 
von wahrhaft eidgenöffifchem Sinne befeelt und gerecht find, ganz 
heilfam und Acht eingenöffifch. Allerdings wenn ein einzelnes 
Glied des Bundeskoͤrpers fo frank ift (um den fehr bezeidy- 
nenden Ausdrud der Alten zu gebrauchen), daß es ſich fel- 
ber nicht mehr helfen kann, dann tft die Einmiſchung 


1) Offiz. Sammlung der Abſchiede. S. 14. 


Intervention 
in Zug 140%. 
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der Eidgenoffenfhaft ebenfo heilfam, als innerlidy ger 
rechtfertigt. 

Eine der wichtigften Interventionen iſt die in die Angelegen⸗ 
heiten von Zug im Jahr 1404. Der Ort Zug beftand aus 
der Stadt Zug und dem Amt Zug (Megeri, Menzingen und 
Baar). In gemeinfamen Landesſachen entfchied fonft die Mehr: 
heit der Gemeinden, in dem Sinne, daß die Stimme der Stadt 
Zug eine höhere Geltung hatte, als die Stimme einer der drei 
Landgemeiuden. Trat eine Landgemeinde der Stadt bei, fo bil: 
deten dicfe beiden gegenüber den beiden andern Landgemeinden 
die Mehrheit. Waren alle drei Landgemeinden der Stadt gegen» 
über einig, fo war die Mehrheit bei jenen. Nun befchloffen 
die drei Landgemeinden, die Stadt müfle dad Siegel und Ban⸗ 
ner, das feit unvorbenklicher Zeit in ihrer Verwahrung geblies 
ben war, auch einmal auf das Land geben. Die Etadt aber 
wollte ſich diefem Befchluffe, in welchem fie eine Verlegung ihrer 
hergebrachten Rechte fah, nicht fügen und indem fie ſich darauf 
berief, daß der Bund jede Stadt und jeden Ort bei feinem 
Rechte und Herfommen zu ſchirmen verfpreche, bot fie den drei 
Landgemeinden das Recht auf Die Eidgenoſſen. Die Landgemein- 
den weigerten ſich indefien, das Rechtsbot anzuerfennen, ſtützten 
fih auf die Verfaffung des Landes, wonach die Minderheit ver 
Mehrheit zu folgen habe und drohten bei weiterem Widerftand 
der Stadt mit Gewalt. Diefer Streit erweckte aud) in der Eid» 
genoflenfchaft Unruhe und Beforgniß. Die Mehrheit der eid- 
genöffifchen Orte, mit denen Zug im Bunde ftand, nahmen 
indefien das Rechtsbot der Minderheit an und mahnten bie 
Mehrheit von jeder Gewaltthat ab und auf den Rechtsweg hin. 
Nur im Lande Schwyz nahm das Volk für die drei Landge⸗ 
meinden offene Partei. Die Mehrheit der ſchwyzeriſchen Räthe 
zwar theilte die Meinung der übrigen Eidgenofien, daß wer 
geftüpt auf die Bünde das Recht begehre, dem auch 
Recht gehalten werde, und der vor Öewalt gefchhirmt 
werden folle. Aber in der Gemeinde von Schwyz überwog 
die andere Meinung: „Stadt und Amt Zug fein Ein Ding 
und Ein Ort, und was der Mehrtheil ermehre, das fei der 
mindere Theil fchuldig zu halten; es gebühre fi nicht, 
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daß ein Ort dem andern in fein Regiment, Sapun- 
gen und Ermehrungen ihrer eigenen inländifchen 
Sachen reden folle.” Und fo befhloß die Landsgemeinde 
von Schwyz, wenn fie von dem Orte Zug (d. h. der Mehrheit) 
um Zuzug gemahnt werde, fo werde fie demfelben Hülfe ſenden 
und die widerfpenftige Minderheit helfen „gehorfam machen“. 
Die Länder Zug und Schwyz vertraten fomit bier das 
Prinzip der fogenannten Kantonalfouveränttät. Die 
Mehrheit der Eidgenoffen dagegen vertrat das Prinzip 
des Schutzes auch der Minderheit in ihrem herge— 
bradten Recht, auf Grundlage des eidgenöffifchen 
Rehtsverfahrend. Im dieſem Streite fiegte damals noch 
dad Prinzip des eidgenöffifhen Rechtsſchutzes über 
die Rantonalfouveränität in ihrer abftraften Bedeutung. 
Zug und Schwyz gedachten den Knoten zu zerhauen, ihre Meis 
nung mit Gewalt burdygufegen und die Stadt Zug zu zwingen. 
Sie hofften, die vollendete Thatfache der Unterwerfung der Min: 
derheit werde ſodann allgemein anerfannt werden. Allein fie 
täufchten fi) hierin. Die Mehrheit der eidgenöffifchen Orte, 
Zürich, Luzern, Uri und Unterwalden intervenirten 
auch jetzt noch, troßdem, daß nicht bloß der Ort Zug in fei- 
ner Mehrheit die Zuläffigfeit der Intervention beftritt, fon- 
dern nun felbft Die Minderheit gezwungen worden war, von 
ihrem Widerftande abzugeben. Ste brachen mit aller ihrer Macht 
auf, befreiten die Stadt Zug von der ihr angethanen Gemalt, 
befesten die drei Landgemeinden und nöthigten viefelben, das 
eidgenoͤſſiſche Recht anzuerkennen. Zwiſchen den Eidgenofien 
und Schwmyzern vermittelten die nicht mit Zug verbundenen 
Orte Bern, Solothurn und Glarus; die Schwyzer muß⸗ 
ten es fich aber gefallen Iaffen, auch mit Bezug darauf, daß fie 
der Abmahnung der Eidgenofien von jeder Gewalt feine Folge ger 
leitet und gewaltfam in die Rechte der Stadt Zug übergegriffen 
hatten, fich dem Rechtöurtheil der übrigen eidgenöffifchen Orte un- 
bedingt nad) den Buͤnden zu unterziehen. Sie wurden gemöthigt, 
die Briefe herauszugeben, welche fie der Stadt Zug abgedrun- 
gen hatten, und außerdem eine Entfchädigung von 100 ul: 
den zu bezahlen. Der Streit gwifchen der Stadt und dem Lande 
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Zug wurde denn aber auf dem gewohnten Wege des eidgenoͤffi⸗ 
ſchen Rechtes erledigt. *) 

In der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts war auch das 
Regiment der Stadt Bern durch Parteien fo zerrüttet, daß bie 
Aufmerffamfeit der Eidgenofien auf dasfelbe gelenft ward. Ein 
Streit zwifchen dem Rathe der Stadt, welcher die Landeshoheit 
und die höhere Gerichtöbarfeit in möglichft weiten Umfange 
geltend machen wollte und den bernerifhen Twingherren, die 
ihre hergebrachte Gerichtöbarkeit in ihren Twingen (Bogteiherr: 
ſchaften) durch jenes Streben für beeinträchtigt und gekraͤnkt 
hielten und im Gegenfaß zu den Befhlüffen der Mehr; 
heit im Rathe auf eine Erledigung des Streited auf dem 
Rechtswege durch Urtheil vergeblich gebrungen, hatte 
die Parteien fehr erhigt und die Gemüther heftig gereizt. Der 
wüthendfte Gegner der Twingherren, der Megger und Benner 
Kiftler, das Haupt einer plebeiifchen, vornehmlich auf die 
Handwerker fidy ftügenden Partei, war zum Schultheißen 
der Stadt erwählt worden. Unwillig hatten die in ver Min der⸗ 
heit gebliebenen Twingherren, zu einem beveutenden Theile 
Mitglieder des Fleinen oder des großen Rathes, den Rath und 
die Stadt verlafien und waren auf ihre Schlöffer in ihren Twins 
gen hinausgezogen. Die Kiftlerifche Partei herrfchte in dem 
Rathe und die Minderheit war fo mißftimmt und hielt fich für 
fo fehr gefränft, daß fie ih, ohme jedoch ihre Stellen aufzus 
geben, grollend zurüdzog. Wie fehr man indeſſen das Berfah- 
ren Kiſtlers tadeln mochte, die Form wenigftens der Stabtver: 
faflung war nicht geftört. Die Mehrheit, die ihm folgte, mußte 
als die legale Mehrheit der Republik Bern anerfannt und res 
fpeftirt werden. Es lag auch nicht einmal ein Aufftand der 
mindern Partei vor. Aeußerlich beftand die Staats- und Rechts⸗ 
ordnung fort. Aber die innere Parteiung war doch fo bevent- 
lich, fie erfchien fo drohend, daß die Eidgenoffenfchaft ein 
Mitgefühl für diefe „Eranfen” Zuftände empfand und von ſich 
aus einen friedlihen Verſuch zur Heilung unternahm. 


2) Tſchudi J. S. 621 ff. Schweiz. Geſchicht sforſcher IX. 5. 
255 ff. Kopp in der Helvetia Br. VI. S. 3iff. 
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Es erichienen,, ohne daß weder von der Mehrheit noch felbft 
von der Minderheit des bernerifchen Rathes die Dazwifchenfunft 
der Eidgenofien angerufen worden war, Boten der eidgenöfft- 
fhen Orte Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, 
Zug und Solothurn zu Bern und eröffneten dem Fleinen 
und dem großen Rathe dafelbft, ihre Herren haben vernommen, 
daß große Späne zwifchen meinen Herren im Fleinen und 
großen Rath und mit andern ehrlichen Gefchlechtern entftanden 
feien. Das fei ihren Herren in Treuen Leid, denn oftmals 
feien durch folche bürgerliche Späne und Zwietracht große und 
berrlicdye Regimente zergangen, und wenn nicht im Anfang fols 
hen Sadyen durd) treue Mittler geholfen worden, ſei oft daraus 
viel Uebel entitanden. Deßhalb feten fie abgeorbnet und ihnen 
befohlen worden, allen Fleiß, Ernft und Arbeit anzuwenden, 
daB das angezündete Feuer gelöfcht werde. Sie bitten, ihre 
- geringen Perfonen nicht zu verfchmähen und ihnen in dieſer 
Sache zu vertrauen. Würden aber ihre Berfonen zu gering» 
fügig erfcheinen, fo begehren Dod ihre Herren an 
beide Barten, daß darum eine Tagleiftung nad 
Quzerngehalten werde. 

Im großen Rathe zu Bern Fam ed nun ernſtlich in Zrage, 
ob man auf die anerbotene Bermittlung der Eid⸗ 
genofjen eintreten wolle. Der Schultheiß Kiftler that Alles 
mögliche, um die Berfammlung zu bewegen, daß fie das An- 
erbieten ablehne. Er regte das Mißtrauen derfelben an, indem 
er darauf hinwies, daß die Eidgenofien dem Berner Adel mehr 
ald den Bürgern gewogen feien, und leicht zu Luzern vor der: 
Tagfagung die Rathögefandten, die fie ſchicken Fönnten und bie 
bingingen, beichämt würden von den auf Tagen beſſer beiwan- 
derten Edeln, die ſich dabei auf ihre Siegel und Briefe beziehen 
fönnten. Ueberdem zieme e8 der Stabt Bern nicht, daß fie ſich 
fo von ihren Unterthanen, einigen dreißig Evelleuten, meiftern 
lafle und nicht von fid) aus, ohne fremde Hülfe, fie gehorfam 
machen Fönne. Würden fie dießmal willfahren, fo würde bald 
Feder meinen, fie müßten ihm vor den Eidge- 
noffen zum Recht ſtehen, wie nun den widerfpenftigen 
Twingherren, und auch die Eidgenoffen fein hochmüthig 
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und vermeffen genug, um darauf einzugeben, 
fo daß der Schein entftehen fönnte, al$ würden file Bern 
zu beherrſchen und zu regieren haben. Lieber noch 
wolle er mit den Twingherren felber in unmittelbare Unter: 
handlung treten, als durch das Mittel der Eidgenoflen, denn 
jenes ſei für die Selbftändigfeit der Stadt weniger bedenklich 
als dieſes. 

Anderer Meinung war der Redner der Oppofition, der 
Sedelmeifter Franflin. Diefer rieth, „daß den Rathboten der 
Eidgenofien die Sache vertrauet werde, damit bie ſchwere Lan⸗ 
beöunruhe durch diefe weifen Männer gehoben werde und das 
gemeine Wefen wieder zur Ruhe fomme. Diefelben begehren 
ja nicht ihre Richter, viel minder ihre Herren, fondern 
Mittler zu fein und die Sache des beften zu vereinbaren.“ 

Dießmal noch erhielt die Meinung des Schultheißen das 
Mehr, jedoch nur ein Mehr von zwei Stimmen, und die Bers 
mittlung der Eidgenofien wurde in höflicher Yorm abgelehnt. 
In der That war ed auch noch möglich, den Streit felber ins 
Keine zu bringen, und noch hatte die Unruhe feinen fehr ges 
fährlichen Charakter angenommen. Aber fpäter erweiterte ſich 
bie Spaltung noch und wurde in der That bevrohlicher. In 
der Twingherrſchaft Worb hatten ſich audy die Bauern gegen 
einen Eingriff des ftäptifchen Raths in die vermeintlichen Rechte 
ihrer befondern Gerichte erhoben und dem erneuerten Kleider 
mandat des Rathes hatten die Evelleute und ihre Frauen ges 
trogt und waren deßhalb vor das Gericht des Schultheißen ges 
laden und von demfelben geftraft worden. Zu einem eigentlichen 
Aufſtand aber kam es auch jebt nicht; es lag immer noch bloß 
ein gehäffiger Zwielpalt ver Parteien vor. Immerhin war das 
Grund genug nad) den damaligen Anfichten der Eidgenoffen, 
um neuerdings eidgenöffifhe®ermittlung ans 
zutragen und einzuleiten. Die Eidgenofien ſchickten 
wieder ihre Boten, und wieder unaufgefordert, nad) Bern und 
ließen viefelben mit den Räthen und mit den Twing- 
herren reden und unterhandeln. Dießmal fügte ſich auch der 
Rath den Wünfchen und Borftelungen der Eidgenofien, und 
die Tmwingherren wurden von den eidgenöffifchen Boten zu 
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Koͤnitz verfammelt und da au auf fie eingewirft. Es kam 
durch ihre vermittelnden Bemühungen eine „Vereinbarung “ 
und eine „freundlihe Verkommniß“ zu Stande, 
durch welche die Stompetenzen der Stadt als des Landesherrn 
und der Twingherrn ausgefchlevden und näher beftimmt wur: 
den (1371). 

Auch andere Fürften und Städte hatten ihre Boten gefen- 
det, um auf den Frieden hinzuwirfen ; von den Boten der eid- 
genöffifhen Orte aber war die Vermittlung an die Hand ge- 
nommen und zum Ziele geführt worden 9). 

Sehr bekannt geworben iſt die wiederholte eidgenöſſiſche Ariskuegtionen 
Intervention in den Waldmannifchen Unruhen des Jahres 1489. Fond Des Bald: 
Denfelben war das Stanzerverfommniß von 1481 vorhergegan, Aufrubrd 149. 
gen, durch welches die Obrigfeiten wider Aufruhr von den Eid⸗ 
genofien gefhügt und der Landfriede gegen innere Unruhen und 
Störungen neu befeftigt werben follte. 

Als der erfte Aufftand der zürcheriichen Landleute wider die 
befchränfenden Satzungen und Mandate des Rathes offen aus⸗ 
gebrochen war und fi ein Heer der Aufftändifchen gebilvet 
hatte, das die Stadt bevrohte, da erft ging der Rath; die Eid» 
genofien um Beiftand an (5. März 1489). Bon ſich aus hatten 
biefelben dießmal fidy nicht gerührt; fie mochten auch Bedenken 
gehabt haben, da wo Waldmann regierte, fich ohne deſſen 
Einladung in die innere Politik der Republif einzumiſchen. 
Run aber fandten die eidgenöſſiſchen Orte ihre Boten nad) Züs 
rih. Auch mehrere andere Herren und Städte, wie der Niedere 
Verein, der Schwäbifche Bund, die Grafen von Wontfort und 
die Städte Freiburg, Bafel u. f. f. fandten von fi) aus, nach⸗ 
dem die Ereigniffe eine fo gefährliche Wendung genommen hat- 
ten, ebenfalls ihre Boten nady Züri, um für den Frieden zu 
wirfen. Indeflen wurde fofort zwifcdhen den eidgenöffifchen Bo⸗ 
ten und den leßtern Gefandten ein Unterfchied gemadıt. Nur 
jenen (und dem Abt von St. Gallen) wurde von dem zir- 
cheriſchen Rathe verftattet, in der Sache zu handeln, 

2) Man ſehe vie höchſt intereffante Darftellung von Thüring 
Frikkard und Tſchachthan in der helvet. Bibliothef. St. 3. 


428 Die alte Bundesverfaffung der Eidgenoffenfchaft. 


und fi) aud) an die Gemeinden der aufgeflandenen Land⸗ 
leute zu wenden. 

Waldmann mochte damals allerdings von den Eidgenofien 
eher eine nachdruͤckliche Unterſtützung der Obrigfeit 
wider den Aufftand, felbft durch bewaffneten Zuzug, als eine 
vermittelnde Einwirfung gewünfct und ſich dabei 
auf das Stanzerverfommniß bezogen haben. Allein trotzdem, 
daß eine wirkliche offene Empörung vorlag, fcheuten fi Wald⸗ 
mann und ber zürdjerifche Rath doch damals noch, die eid- 
genöffiichen Orte um Kriegshülfe zu „mahnen”, und waren 
auch die eldgenöffiichen Boten ihrerfeits nicht geneigt, zur 
Gewalt Hand zu bieten, bevor alle friedlichen Mittel und 
Hoffnungen erfchöpft feien. Ohne ven Rechten der Obrigfeit 
zu vergeben, befpracden fie ſich vorerft mit den Ausfchüflen 
und der Gemeinde der Aufftändifchen und fuchten diefelben durch 
BVorftellungen zu bewegen, daß fie auseinander gehen und dem 
Rathe Vertrauen ſchenken; diefen fuchten fie zu beflimmen, daß 
er die mißliebigen Verordnungen revidire und der Volks⸗ 
fimmung billige Rechnung trage, und auch Waldmann ging 
dem Weien nach in der That auf diefe Vermittlung ein. Er 
fegte indefien einen Werth darauf, daß der Friede nicht in 
Form eined Vertrags oder Spruchs, fondern in Form einer 
freien Entfchließung der Obrigkeit ind Werk gefebt werde. Auch 
das machte Feine Schwierigkeit. In der Sache war man einig 
geworden und erſchien die eidgenöffifche Vermitlung 
gelungen, der Friede des Landes hergeftellt. 

So wäre es geblieben, hätte nicht Waldmann in unfeliger 
Berblendung das ganze Friedenswerk neuerdings durch die ver- 
letzende und erbitternde Kaflung des Abfchiedes, den Züri 
darüber an die eidgenöffifchen Stände fehidte, in Frage gefebt. 
Die Landleute wurden darin ald unterworfene Aufrührer bes 
handelt, die demüthig um Verzeihung gebeten und die zugefag- 
ten Berfprehungen ind Ungewiſſe geftelt. Dazu kamen neue 
Aufbegungen der Waldmann feindfeligen Partei in der Stat. 
Bon Keuem brach der Aufftand los und dießmal gefährlicher 
als das erfte Mal. 
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Die Ausfhhüfle der Landſchaft, die fog. „Tagherren vum 
Zürichfee” ſchickten Boten an die VII eidgenöffifchen Orte und 
begehrten Herausgabe und Zerftörung des ungetreuen Abfchiex 
des. Der Landfturm erhob ſich und zog vor die Stadt. Die 
Eidgenoffen fandten von Neuem ihre Boten, um nochmals zu 
vermitteln. Als fie aber (am 1. April) mit dem Rathe verhan- 
deln wollten, pflanzte die Goͤldliſche Partei auch in der Stadt 
die Fahne des Aufruhrs auf. Bor dem Rathhaufe, wo ver 
oroße Rath unter dem Borfite Waldmann verfammelt war, 
drängte fich die aufftändifche Partei der Stadt; fie nannte ſich 
„die Gemeinde”, und forderte mit ungeſtümem Geſchrei Wald- 
mannd und feiner Freunde Gefangenfhhaft, damit fie über die⸗ 
felben richte. Außerhalb der Stadt lagerte der Landſturm und 
unterftügte die Begehren diefer Gemeinde. Ueber der Rathhaus- 
thüre verhandelten nun die eidgenöffifchen Boten mit der wuͤ⸗ 
thenden Menge. Um die rohe Gewalt zu dämmen, die nun 
ſchrankenlos und überwältigend anftürmte, ließen fte fidy herbei, 
in dem Rathe die Gefangenfchaft Waldmannd und einer An- 
zahl Raͤthe ald das einzige Mittel, welches vor Schlimmerem 
noch rette, zu beantragen. Stolz mahnte Waldmann die Eid⸗ 
genoflen nochmals an feine Würde und Ehre und an ihre Pflicht, 
dem Bürgermeifter in feiner Noth Hülfe zu bringen, nicht ihn 
einer rafenden Menge Preis zu geben. Als fie ihm verfpracdhen, 
zu forgen, daß er nicht wider dad Recht behandelt werde, er- 
gab er fih ihnen und wurde von ihnen in den Wellenberg 
begleitet. | 


Hatte die erfte eidgenöffifche Vermittlung in der That ein. 


günftiged Refultat zur Folge gehabt, fo vermochte dagegen bie 
zweite Intervention der Eidgenofien die Ummälzung der ganzen 
Staatdordnung nicht zu hemmen. Nicht einmal jenes Vers 
fpredhen, das fie Waldmann gegeben hatten, brachten die eid⸗ 
genoͤſſiſchen Boten in Erfüllung. Zwar iſt e8 nad allen ge 
machten Fehlern und nady allem Vorgegangenen begreiflih, daß 
die eidgenöffifchen Orte nicht auf die erfte Nachricht hin von 
den neu auögebrochenen Unruhen mit Truppenmacht herbeizogen, 
nod) einfach dem zürcherifchen Rathe ihre Hülfe zur Verfügung 
ftellten, fondern vorerfi durdy ihre Boten von der Sachlage 
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Einſicht nehmen wollten. Aber diefe begingen immerhin zwei 
große Fehler, den einen, daß fie nicht unverzüglich, als fie die 
ganze Bedeutung des Aufftandes erfennen mußten, für eine 
ingenöffifche Kriegsmacht forgten, Die unentbehrlih war, um 
ihrer Vermittlung Nachdruck zu geben und die Leidenfchaft der 
aufftändifchen Maflen in Schranken zu halten, und den andern, 
daß fie fich fortwährend durch den Aufſtand weiterfchieben und 
bis zu einem Benehmen forträngen ließen, das mit männlicher 
Ehre wie mit dem Geifte und den Beftimmungen der Bünde 
und Verträge im Widerfprudy war. Sie gaben ſich, ohne gegen 
die Gewalt zu proteftiren, zum Organ der aufftändifchen Be⸗ 
völferung in der Stadt ber; fie ſchützten den eingeferferten Bür- 
germeifter, der dad Recht hatte, fie von fi) aus um Hülfe zu 
mahnen, nicht vor der unmwürdigften und einer rechtlofen Ber 
handlung; fie fehämten fich nicht, feiner Hinrichtung beizuwoh⸗ 
nen. In diefen Tagen, wo fie am nöthigften und erfprießlichften 
gewefen, war die eidgenöfjifche Intervention nur ein ſchwaches 
und völlig fruchtlofes Wuͤnſchen, Bitten und Gewährenlaflen, 
wenn nicht noch Schlimmeres. 

Erft nachher, ald das Aergfte gefchehen war und der Tu- 
mult fidy einiger Maßen gelegt hatte, finden wir die eidge- 
nöffifchen Boten wieder thätig und nun ald Vermittler 
und mehr noch ald Schiedsrichter zwifchen den beiden Bar: 
teien der Stadt» und der Landgemeinde. Was Wald: 
mann hatte vermeiden wollen und was zur Zeit der erften Ins 
tervention vermieden worden war, daß zwiſchen zwei Parteien 
gerichtet werde, das trat nun in vollem Umfang ein. Die eid- 
genöffiichen Vermittler erhielten die Stellung von Schiedsrich⸗ 
tern zwifchen der Stadt ald Landesherrn und der Landſchaft 
und den einzelnen Herrfchaften und Gemeinden der Landſchaft 
als der Gegenpartei. Worüber die Parteien einig wurden, das 
nahmen jene als Uebereinfunft auf in den Spruch; worüber fie 
beharrlich fich trennten, Darüber urtheilten jene nad) ihrem Er⸗ 
meflen und ihren Rechtsanſichten. So wurde der Streit vers 
mittelt und der Friede und die Ordnung hergeſtellt. Die eid 
genöffifhen Boten ftellten allen betheiligten Theilen urkundliche 
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Briefe aus über das Refultat ihrer Vermittlung und ihres 
Spruchs 5): 

Während die Eidgenoſſenſchaft dad Haus Sforza im Befig Frterventionen 
des Herzogthums Mailand wider Frankreich fchügte, gab es im u ern Enzern 
einzelnen Kantonen der Schweiz mehrmald Aufſtände, und 
wiederholt fahen fich die Eidgenofien veranlaßt, vermittelnd und 
zur Aufrechterhaltung der innern Ordnung einzufchreiten. So 
namentlid) auch in Bern im Jahr 1513. Nach dem Siege der 
Schweizer bei Rovara und dem landesverrätherifchen Auszug von 
Reisläufer-Schaaren , die von franzöſiſchem Gold geblenvet, dem 
Könige von Frankreich zuliefen, obwohl er mit der Eidgenofien« 
Schaft im Kriege war, kam e8 im Kanton Bern zu offenem Aufs 
ruhr der Bauern wider die fogenannten Kronenfreſſer, wie die 
genannt wurden, welche franzöfifche Penfionen bezogen. Erft 
zogen Haufen von Bauern tn die Stadt, verübten da mandyers 
lei Ungebühr und wurden mit Mühe wieder entfernt. Dann aber 
breitete fidy der Aufftand weiter aus und maflenhaft fammelten 
fi die Landleute, zu gewaltfamem Berfahren geneigt. 

Da ſchickten die eingenöffifchen Orte Zürich, Luzern, Zug, 
Freiburg, Solothum nebft Biel und Neuenburg, beforgt, daß 
der Aufftand, der fi an allgemeine eidgenoͤſſiſche Interefien 
anlehnte, weitern Umfang gewinne, ohne eine Aufforderung 
abzuwarten, eilends ihre Abgeordneten nach Bern, um zu vers 
mitteln. Durch ihre Einwirkung kam ein Abſchied zu Stande, 
defien Inhalt am beften zeigt, wie fehr auch die Anfichten und 
Wuͤnſche der Aufftändifhen berüdfichtigt wurden. Die Stabt 
verſprach die Beftrafung derer, welche mit franzöfifchem Gelbe 
Mißbrauch getrieben haben und die Bezahlung der durch Die 
Unruhen veranlaßten Unfoften. Da erft ging die Verſammlung 
der Landleute zu König auseinander. 

Es war damit freilich die Ruhe noch nicht vollſtaͤndig be- 
ſchwichtigt. Es kamen noch einzelne Gewaltthaten vor. Aber 
die Regierung von Bern konnte doch nun eher von ſich aus den 
weitern Bewegungen Meiſter werben; und als daher fpäter bie 


5) Füßli's Waldmann; Müllers Schweizergeſch. V. 1. Meine 
Zürch. Geſch. 11. Bd. 
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Eidgenoflen nochmals Abgeordnete fandten, um weiter zu ver- 
mitteln, fo fchidte Bern denfelben einen Rathehotfchafter nach 
Zofingen entgegen, welcher den Eidgenofien „ihres guten Willens 
höchlich dankte”, aber verficherte, die Sachen wären bereits faft 
zur Ruhe gebracht und diefelben erfuchte, fie möchten ſich nun⸗ 
mehr mit dem „treuen Auflehen” nad) Vorfehrift der Bünde 
begnügen und nur die Berner zu Stabt und Land an ihre 
Pflicht erinnern, dad Recht zu handhaben und der Gewalt zu 
wehren. 

Sn ähnlicher Weife waren eben damals die Eidgenoflen 
genöthigt, au in Luzern und Solothurn zu interveni« 
ren. Rur nad) großen Anftrengungen gelang es denfelben, aud) 
in diefen Orten die Ruhe herzuftellen 6). 

nterventionen Oben ſchon war die Rede von der Spaltung bed Landes 

venzen 1588. Appenzell in zwei Länder. Als der Rath von Appenzell die 
reformirte Minderheit in der Kirchhöre Appenzell beprängte und 
ernfte Zwiſtigkeiten entftanden, fehlte der Rath von Zürich 
feinen Läufer mit der Mahnung nad) Appenzell (Febr. 1588), 
wenn fie unter einander zwiſtig feien, fo follen fie 
ihre Mißhelligfeiten durch Schiedricdhter entfcheiden laflen. 
Der Rath von Appenzell aber erwieberte da noch, es feien alle 
Rhoden einig und lehnte fo die Hinwelfung auf Das eidge⸗ 
nöffifche Rechtsverfahren ab. 

Nachdem aber die Stimmung der beiden Konfeffionsparteien 
im Lande Appenzell fchivieriger geworden war und beide Theile 
fi) unter ver Hand je an ihre fonfeffionellen Verwandten unter 
den eidgenoͤſſiſchen Ständen gewendet hatten, da lud Zürich alle 
Orte ein, ihre Boten zu der bevorfiehenden Landgemeinde 
(24. April) zu ſchicken. Es fanden ſich auch wirflidy die Boten 
aller übrigen XII Orte ein und vermittelten zwiſchen den beiden 
Barteien einen Vergleich, der fodann von der Landgemeinde 
einmüthig genehmigt warb. 

Ebenfo fchrieb Züri im Jahr 1597 neuer Appenzellifcher 
Streitigfeiten wegen, insbefondere mit Rüdficht auf den Bund 


6) Anshelm, Berner Chronik IV. Bd. Tillier, Berner Geld. 
m. Bd. 
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mit Spanien, an weldyem bie katholifche Minderheit dem Willen 
der veformirten Mehrheit entgegen beharrlich Theil nehmen wollte, 
eine Tagfapung nach Baden aus. Diefe machte den beiden 
Barteien, deren Abgeoronete vernommen wurden, Anträge zu 
einer frieblihen Schlichtung des Streites oder zur Theilung des 
Landes. Die legtere wurde ſodann fowohl von den Außern Rhos 
den ald den innern Rhoden angenommen 7). 

Eine große Reihe von Interventionen gehört der Geſchichte Snterventionen 
des großen Bauernkrieged von 1653 an. Es iſt derſelbe wie in tries von 1653. 
anderer Beziehung, fo aud in Hinficht auf die Art der etdge- 
nöffifchen Snterventionen als ein wichtiger MWendepunft zu 
betrachten. Erſt damals und in Folge der Aufftände und ber 
gewaltfamen Bezwingung der Bauern drang das abfolutiftifche 
Staatsprinzip auch in der Schweiz recht dur. In dem⸗ 
felben fämpften die Bauern für ihre mittelalterliche Freiheit, 
welche fie bis zu völliger Ungebunvenheit und Selbftherrlichfeit 
auszudehnen verfuchten, wider die firenger und abfoluter wer⸗ 
dende Herrichaft der Obrigkeit, befonders in den Städten. Dies 
fer Bauernfrieg, der vorzüglich die Stände Luzern, Bern, 
Bafel und Solothurn betraf und in welchem der Gegen- 
fah der Konfeffion vollftändig in den Hintergrund trat, indem 
fatholifche und reformirte Bauern ſich die Hand reichten zu ih⸗ 
rem Bunde und zu dem Aufftande, hat große Aehnlichkelt in 
Charakter und Geift mit dem Aufftande der zürcherifchen Land⸗ 
leute zur Zeit des Waldmanniſchen Regiments. 

Zuerft erhoben ſich die Luzernerbauern, voraus die Bevoͤl⸗ 
ferung des Entlebuchs, die bis dahin ein hohes Maß von Uns 
abhängigfeit befaß und zu völliger Selbftregierung nach Art 
der demofratifchen Länder Neigung hatte. Die Regierung von 
Luzern wandte fi), als die Gefahr größer ward, zunächfi nach 
der Sitte jener Zeit an thre Fatholifchen Mitflände und erfuchte 
diefe um ihre Bermittlung. Obwohl die Bauern bereits 
unter einander einen Bund gefchlofien, fich eigenmächtig orgas 
nifirt und der Obrigkeit den Gehorfam aufgefünpigt hatten, bis 
ihren Befchwerben und Begehren entfprochen ſei, fo trat dennoch 


7) Zellweger, Geſchichte ver Appenzeller. Bd. II. 2. 
Bluntſchli Bundesrecht. 28 
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auch da noch vorerft eine gütliche Vermittlung ein, und man 
wagte nicht, den Aufftand fofort gewaltfam zu unterbrüden. 
Die Gefandten der Fatholifhen Orte Urt, Schwyz, Unterwals 
den, Zug, Freiburg und Solothurn prüften die Rechtstitel der 
Regierung und die Beſchwerden der Bauern, unterhandelten 
zwiſchen beiden Theilen und erließen vorerft als Schiebleute einen 
„erften gütlihden Entſcheid“ (13. März). Allein die 
Bauern verwarfen denfelben, verlangten einen „rechtlichen 
Spruch“, bevrohten felbft die Gefandten mit Gewalt und rüs 
fteten fich zu einem offenen Kriegszug wider die Regierung in 
der Stadt. 

Erft in diefer Außerften Gefahr mahnte die Regierung von 
Luzern den Vorort Zürich um bewaffnete Bundeshülfe (14. März) 
und erhielt dann fofort aus den Urfantonen Zuzug zur Befapung 
der Stadt. Zürich theilte die Mahnung den fämmtlichen eid- 
genöfftfchen Ständen mit, fehrieb eine Tagſatzung nad) Baden 
aus und rüftete felber auch. Indeſſen auch in diefem Stadium 
wurde der Aufruhr nicht mit den Waffen unterbrüdt. Die wes 
nigen eidgenöffifchen Truppen, die Luzern ohne Verzug au Hülfe 
gezogen, begnügten ſich, die Stadt zu befegen und gegen einen 
Angriff der Bauern zu ſchützen und die eidgenöfftfchen Vermitts 
ler, obwohl vielen perfönlichen Kraͤnkungen ausgeſetzt, arbeites 
ten immerfort an einem Frieden zwifchen der Regierung und 
den Zandleuten, die nun als bewaffnete Macht die Stadt bes 
lagerten. Es fam am 19. März nun ein „rechtlicher 
Spruch” zu Stande, der von der Regierung und den Bauern 
anerfannt wurde. Nun erft zog das Landvolk ab. 

Die gemeine Tagfabung aber verfammelte fi) am 18. März 
zu Baden. Es war ihr wohlbemußt, daß nicht bloß unter den 
Iuzernifchen Unterthanen, fondern auch in andern Gebieten Reis 
gung zu „ Rebellion und Aufruhr” vorhanden fei und im Hin- 
blif auf die große Gefahr eines allgemeinen Aufftandes ver 
Bauern befchloß daher die Tagfagung , „es ſei männiglich durch 
ein gemeines Mandat zu verwarnen, daß Jeder feine Pflicht 
in Obacht nehmen und betrachten fol, was dem ungebührenden 
Ungehorfam zu erwarten ftehe.” Zugleich erklärten fich bie 
Stände unter einander: „daß auf ferner vorfallenden Rothfall, 
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da ein Ort von feinen Unterthanen, wie jüngfthin unfern Eid» 
genofien der Stadt Luzern befchehen, angefochten würde, bie 
übrigen Orte, ohne Diffifultierung und auf die 
Bahn»-Bringung, wer recht oder unredht habe, 
demfelben nothleidenden Orte oder Oberkeit ohne Verzug 
fo eilend als möglich zu Hülfe ziehen wollen, wie der An» 
gefohtene wider zu beforgenden Meberfall in 
Defenfion gefept fein wird.” Die Tagfabung hielt 
ed fomit bei der verbreiteten und dringenden Landesgefahr für 
nöthig, daß nicht die Hülfeleiftung felbft durch vorherige rechts 
liche Erörterung, ob auf Eeite der Obrigfeit oder der Unter: 
thanen das Recht fei — daß die Obrigkeit immer Recht, die 
Unterthanen in ihrem Widerfland immer Iinrecht haben, diefe 
moderne Vorftellung einer abfoluten Staatslehre mochte felbft 
damald nody den Eidgenofien als Unfinn erſcheinen — verzögert 
und jedenfalls voraus die Obrigfeit gegen einen gemwaltfamen 
„Meberfal“ vertheidigt werte Die Unterfuhung 
des Rechts, die Prüfung der Befchwerden audy der aufftän- 
diſchen Unterthanen ift fomit nit ausgefchloffen, fon- 
dern nur auf den Zeitpunft verfchoben, in weldyem bie Obrigs 
feit nicht mehr von einer aufrührerifchen Maſſe mit Gewaltthat 
bevroht it. Vorerſt fol der Angriff ver Aufrührer abge⸗ 
wiefen, nit diefe ohne Weiters zu abfolutem Gehorſam 
gezwungen werden. Das wird fogar von den Gefandten 
der Obrigleiten felbft noch indireft anerfannt und auch ypraftifch 
geübt. 

Allerdings iſt das gemeine Mandat der Tagfabung 
vom 22. März felbft fehr ernft und drohend gehalten. Die ſtaats⸗ 
rechtlichen wichtigften Stellen desfelben find folgende: „Erſtlich 
follen alle und jede der Eidgenoſſenſchaft zu⸗ und angehörige 
Unterthanen hiemit ernft und beweglich ermahnt fein, Gott und 
ihre ſchuldige Pflicht gegen die hohe Oberfeit getreu und ge 
fliffentlich in Acht zu nehmen und fi von allerhand Zufam-» 
menrottung, Empörung und Aufruhr bei Leibes- 
und Lebendftrafe gänzlich zu enthalten, und da fie etwas ver- 
merken würden, daß dem obrigfeitlichen Stande zu Schimpf oder 
Nachtheil geredet, gehandelt oder angezettelt würde, ſolches der 
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Oberfeit oder den Beamten bei gefchwornem ide anzuzeigen; 
hingegen wird den Angehörigen und Unterthanen von Oberfeits 
wegen, hiemit zugefagt und verfprochen, fie vor aller Ungelegen- 
heit, fo ihnen degnahen entftehen möchte, gänzlich zu bewahren 
und ſchadlos zu halten, Deßgleichen ihnen fammt und fonderlidh 
mit allen oberfeitlihen Gnaden und gutem Willen wohl zuge- 
than zu verbleiben, auch da fie eined oder anderen Orts befon- 
vers befhwert zu fein vermeinten, und fie es ber 
Schuldigkeit und Gebühr nad) an ihre Oberfeit bringen werden, 
den Sachen Rath zu fchaffen und den Beſchwerden nad 
billigen und möglihen Dingen abzubelfen. — 
Wenn aber wider befleres Verhoffen, als für das Andere, eines 
oder andern Ortes Unterthanen ihre ſchuldige Pflicht und dieſe 
Bermahnung und Warnung nicht in Acht nehmen, fondern zu 
hocdhfträflichen und unerlaubten Mitteln fehritten und griffen und 
dieſes den übrigen löbl. Orten fund gethan und deren Hülfe 
und Beiftand von der beleidigten Oberfeit erfucht mwürbe, fo 
follen und wollen wir, gemein und fonderlidy, fchuldig und vers 
bunden fein, unerforfht und unerwartet fernerer 
Umftände, alfobald und ohne einigen Verzug mit unferer 
Hülfe, tapferm und männlichem Beifprunge dem mahnenpden 
Orte zuzuziehen und den oberfeitlihen Stand 
der Enden zu retten und zu verfidhern, aud in 
folder Hülfe und Zuzug fo lange zu beharren, bi8 
nah Erforfhung und Erdaurung aller Umflände 
die Unterthanen und Angehörigen wiederum in die Shrans 
fen der Gebühr gebracht werden. — Wir fegen und ord⸗ 
nen auch für das Dritte, daß wenn fich fürbas dergleichen Res 
belion, fo Bott gnädig abwenden wolle, — bei eined ober ans 
dern Orts Unterthanen und Angehörigen hervorthun und begeben 
würde, Diefelben von allen übrigen Orten der Eid 
genoſſenſchaft gänzlich verrufen, alles Handels und 
Wandels entſetzt und männiglid hiemit ernſtlich verwarnt 
fein folle, denen fein Gehör zu geben noch Vorſchub zu thun, 
weniger fie zu behaufen und zu beherbergen, ſondern vielmehr, 
da deren einer betreten würde, folden anzuhbalten und 
der Oberfeit felbigen Orts namhaft zu maden 
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und das Alles fo lang, bis ſolche unruhige Unter- 
tbanen zu der Gebühr gebracht und mit ihrer 
Dberfeit wiederum verföhnt find.” 

Allein die Rüftungen, weldye zu Gunften Luzerns gemacht 
wurden, brachten aud) im Kanton Bern die Bauern einiger Lan- 
deödgegenden in große Aufregung. Die Landleute vereinigten fich zu 
großen Berfammlungen, verweigerten ed, gegen die Luzernerbauern 
zu dienen und forderten aud) ihrerſeits Abftellung ihrer Beſchwer⸗ 
den. Wie vorher die Regierung von Luzern die Vermittlung 
der Fatholifchen Orte nachgefucdht hatte, fo verlangte nun die Res 
gierung von Bern Bundeshülfe zunächft von den evangelifchen 
Orten. Zürich verfprady Hülfe und rüftete diefelbe, Iud aber 
zugleich die Regierung von Bern ein, eine gütlicdhe oder 
rehtlihe Vermittlung der Anwendung von Ge— 
waltvorangehen zu laffen. Zu Ende März langten 
als Vermittler zu Bern an die Gefandten der Orte Zü- 
rih, Glarus, Bafel, Schaffbaufen, Appenzell 
A. Rh. und Stadt St. Ballen. Die Stadt Aarau follte zu 
gemeiner Sicherheit von Bafelfchen und Muͤhlhauſenſchen Trup- 
pen befegt werden, aber der Landſturm der Bauern des berni- 
fhen Aargaus nöthigten diefe Truppen zum Abzug und verban- 
den fi auch mit den Solothurnerbauern gegen jede Gewalt. 
Indeſſen arbeiteten die Gefandten der enangelifchen Orte unver- 
drofien an einer gütlihen Vermittlung und es gelang ihnen, 
einerfeits die Regierung von Bern zu mehreren Konzeffionen zu 
bewegen, in weldyen den Befchwerden der Bauern Rechnung 
getragen wurde und anderfeitd die Bauern zu Erneuerung bes 
Gehorſams und Abbitte zu beftimmen. Die Vermittler kehrten 
nad Haufe (12. April) und die Ruhe war äußerlich für einen 
Moment hergeftellt. 

In Solothurn hatte fid) die Regierung ſelbſt mit den 
unruhigen Landleuten zu verftändigen gefucht und ed war ihr 
gelungen, einen Bergleich mit den Ausſchüſſen der Land⸗ 
leute abzufchließen. Auch zu Basel machte die Regierung von 
fid) aus Konzeifionen und auch da fam es ohne eidgenöffifche 
Dazwifchenkunft zu einer Verftändigung mit den Bauern. 

Allein der Friede war nur fcheinbar hergeftellt; die Aufregung 
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der Gemüther dauerte fort und die unruhigen Randleute, die fich 
al8 eine politifhe Macht fühlen gelernt, bereiteten fidy wieder 
vor, ihre Bünde unter ſich zu erneuern. Auf den 18. April 
famen zu Willtfau Ausfchüfle der Landleute von Luzern, Bern 
und Solothurn zufammen und beriethen einen neuen Bundes 
vertrag, der einer großen Landsgemeinde der vereinigten Bauern 
zur Annahme vorgelegt werden follte. Nun fandte der Vorort 
von ſich aus ein Schreiben an diefe Verfammlung und er- 
mahnte, von foldhem Beginnen abzuftehen und den Frieden des 
Baterlandes nicht weiter zu ftören. Die Ermahnung des Bors 
orts wurde verdankt, aber nicht befolgt. Vielmehr wurden nun 
auch die Landleute in den freien Aemtern aufgewiegelt und auch 
in Bafel neue Unruhen angeregt. Am 23. April ward auf der 
Landögemeinde zu Sumiswald ein „Bund der Unterthanen ver 
IV Städte Bern, Luzern, Solothurn und Baſel“ aufgerichtet 
und befchworen, und am 26. April erfchienen Abgeordnete der 
Luzerner Landleute zu Zürich vor dem Rathe, um die Anfichten 
des Vororts über einige Hauptpunfte zu vernehmen. Der Bor: 
ort fuchte fie wieder zu befhwichtigen, natürlich nun ohne Erfolg. 

Da fchrieb der Vorort eine außerorbentlihe Tagfabung 
auf den 29. April nad) Baden aus, wie ed Bern und Luzern 
gewünfcht hatten, um gemeinfam die ſchwierige Lage zu berathen. 
Alfo ſelbſt da noch fcheute man ſich allfeitig, die Waffen zu er: 
greifen, obwohl nun allerdings fürden Fall, daß einer der eidgenoͤſſi⸗ 
fhen Orte „oon den Unterthbanen mit Macht follte 
angegriffen werden“, nähere Kriegsmaßregeln verab- 
redet wurden. Den Landvdgten der deutfchen Vogteien wurde 
„Beſcheidenheit in Strafen“ vorgefchrieben und wieder für ben 
Hall des Ausbruchs des Kriegs ein Manifeft verabrebet. 

In dem Manifeft wird den Landleuten vorgehalten, was fie 
Alles gegen ihre Obrigkeit und gegen das Recht unternommen 
und verübt haben „alles unter dem PBrätert und Schein, als ob 
wir fie mit Auffäßen und Neuerungen befchwert, ihnen ihr alt: 
befreites Herfommen genommen und fle bei alten Gewohnheiten 
und Braͤuchen nicht hätten bleiben lafien, während die wahren 
und eigentlichen Urſachen feien, baß fie Die Sahre ber in allzu 
gutem Frieden gefeflen, viele unter ihnen in liederlichem und 
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unhauslichem Leben verborben und verfchuldet feien. Vergeblich 
haben die Obrigfeiten den mildern Weg brauchen wollen und 
ihnen in mehreren Stüden Gnade erwiefen, als fie begehrt ha⸗ 
ben. Sie haben dafür gedankt und doch wieder die Waffen .er- 
griffen. Seither haben fie ihnen anerboten, in Yorm der alten 
Bünde durch das eidgenöffifche NRechtsverfahren über alle Bes 
ſchwerden enticheiden zu lafien, aber auch das haben die auf- 
rührerifchen Unterthanen verworfen und das Recht verweigert. 
Daher haben wir anders der Sadye nicht helfen können, als die 
Waffen mit Gottes Hülfe zu ergreifen, um die Frommen zu 
ſchuͤtzen und die Böfen und Meineidigen zu firafen. Wir pro- 
teftiren vor Gott und aller Ehrbarfeit, daß wir an dem Unheil, 
Schaden und VBerberbniß, bie über unfere Lande und Leute er- 
gehen möchten, in befter Form entfchuldigt und entladen fein 
wollen, und den Anlaß und die Urfachen alles Sammerd und 
Uebels den Rebellen, ihren Rathgebern und Helfern zu verant⸗ 
worten heimweiſen.“ 

Beachtenswerth if, daß trotz dem Auffland vorerft das eid- 
genöffifhe Recht, um auch über Die Befchwerden der Bauern 
zu entſcheiden, anerboten wurde, und daß erft unter der Voraus⸗ 
fegung, daß die Bauern das ausfchlagen und ihrerfeits nur auf 
die Gewalt fi ftüben, auch die Tagſatzung in diefer Außerften 
Noth zur wirklichen Gewalt ihre Zuflucht nahm. 

Auch an die Landgemeinde der vereinigten Bauern zu Hut⸗ 
wyl am 30. April wendete fi) der eidgenöffiiche Vorort uns 
mittelbar, indem er durch eine Zufchrift vor dem Glauben an 
unmwahre Gerüchte warnte, die Befräftigung und Siegelung ber 
den Bauern verwilligten Artifel verhieß und von Rebellion ab» 
mahnte. Und hinwieder theilte die Landögemeinde dem Vorort 
ihren neuen Bundesbrief mit, und erfuchte denfelben, den Land⸗ 
leuten zur Ruhe und zum Frieden zu verhelfen. 

Indeſſen nach all den zahlreichen und mühfamen Verhand⸗ 
lungen Tam es doch zum Krieg. Die Bauern begannen den⸗ 
felben; dann zogen auch die unparteitfchen eidgenöffifchen Orte 
den Obrigfeiten zu Hülfe und wider die Bauern. Der Krieg 
nun wendete fich entfchieden zu Ungunften diefer und nun fan- 
ben die gewaltfam unterworfenen Aufrührer nicht die Rüdficht 


440 Die alte Bunbesverfaffung der Eidgenoſſenſchaft. 


und die langmüthige Schonung mehr, weldhe fie vorher erhalten 
hatten. Der Sieg der Obrigfeiten verftärfte nicht bloß ihre Ge⸗ 
walt, fondern reizte diefelben auch, nun welter zu gehen. 
Der Kampf war doch nicht bloß ein Kampf für die beftehende 
Rechtsordnung, für die obrigfeitlichen Nechte wider die Empoͤ⸗ 
rung der Unterthanen und wider die Ungebühr und die Unords 
nung. Es war zugleich ein Kampf der abfoluten Staats» 
gewalt, wie fie im XV. Jahrhundert überall in der 
Welt, den damaligen alternden Phafen des Zeitgeiftes gemäß, 
aufgefommen war wider die Freiheiten und Rechte des 
Mittelalters. Die Niederlage der Bauern brachte in ih- 
rem Gefolge auch den Durchbruch des Abſolutismus in. den 
Regierungsmarimen hervor. Bon da an tritt die Idee, daß 
durch Rehtsverfahren und Rechtsſpruch auch zwi- 
ſchen Obrigkeit und Unterthanen zu entfcheiden und auch biefe 
berechtigt feten, ihre hergebrachte Freiheit wider die Geſetzgebung 
und die Obrigfeit zu vertreten und zu fchirmen, ganz zurüd 
vor der neuen des abfoluten Gehorſams gegen bie 
Obrigfeit und das von Ihr gegebene Geſetz. Das abftrafte Prin- 
ip der Staatsallmacht triumphirte, und weniger das 
Recht ale die Konvenienz beftimmte den Inhalt der ſtaat⸗ 
lichen Herrfchaft. 

Edgenbſaſche Damals wurde audy zu Zofingen ein eidgenoͤſſiſches 

———— Strafgericht (Malefizgericht) errichtet, um über die Führer 
des Aufruhrs in den verfchiedenen Orten zu richten. inige 
Wenige wurden nad) dem Sprudy diefes eidgenöffifichen Gerich⸗ 
tes mit dem Tode beftraft; die Beftrafung der meiften andern 
wurde ihren heimathlichen Obrigfeiten überlaflen und biefe was 
ren (die Solothurner ausgenommen) nicht milder ald das eid- 
genöffiiche Gericht 3). 

Bon da an wurden auch die eibgenöffiichen Interventionen 
gegen Aufftände geiwaltfamer, ftrenger und das Stanzerver⸗ 
fommniß erhielt nun in veränderter Zeit auch einen veränder- 
ten Sinn. 





8) Siehe die vortrefflihe Geſchichte des Bauernfriegse von 1653 
im VI, Bd. der Helvetia. 
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Schon in der Intervention zu Bafel im Jahre 1691 zeigte Intervention zu 


fi das. Als arge Mißbräuche vie Räthe, befonders des engern 
Rathes den Unmwillen und das Mißtrauen der Bürgerfchaft er- 
regt und diefe angefangen hatte, ihren Willen den Räthen ge- 
waltfam aufzunoͤthigen, fandte die Tagſatzung von fidy aus zwei 
eingenöffifche Repräfentanten nad) Bafel, welche verlangten, 
ald Vermittler anerfannt zu werden. Es gelang ihnen 
nicht; die Aufregung in der Bürgerfchaft war zu heftig; fie wollte 
felber die Reform zu Ende bringen. Aber fpäter fuchte der 
Große Rath um eivgenöfftfche Vermittlung nad. Da fchon woll⸗ 
ten mehrere Stände gewaltfam interveniren, und ed wurde nun 
darauf ein großer Nachdruck gelegt, daß zunädhft nur unter den 
Dbrigfeiten der Stände ein Bund beftehe, eine durchaus 
abfolutiftifche Vorftellung, nad) welcher nur die jeweiligen Räthe 
Eidgenofien waren, die Bürger aber nicht. Zürich fuchte diefe 
Stimmung zu mildern, fonnte aber felbft da nicht das Ein» 
fchreiten der eidgenoͤſſiſchen Repräfentanten hemmen, als fchon 
die Zünfte und die Räthe zu Bafel ein Uebereinfommen ges 
troffen und fo den Streit von fi aus erlebigt hatten. Die 
eipgenöffifche Intervention diente vornehmlich dazu, den Muth 
und die Macht der abgefehten Räthe wieder aufzufrifchen, und 
als fie fi) neuerdings ficher fühlten, nahmen fie blutige Rache 
an ihren widhtigften politifchen Gegnern, ohne daß die Eidge- 
noflenfchaft ſolches hemmte 9). 

Die Unterthanen der Herrfhaft Werbenberg, welche von 
dem Stande Glarus im Jahr 1517 erfauft worden war, hatten 
fi) 1719 geweigert, dem neu beftellten Bogte den herfüömmlichen 
Huldigungseid zu ſchwoͤren, bis ihnen die Freiheitsbriefe zu⸗ 
rüd erftattet würden, weldye ihnen der Rath von Glarus in den 
Fahren 1667 und 1687 ausgeftellt hatte und welche feither un⸗ 
ter vem Borwand, Abfchriften davon zu nehmen, von der Stan- 
deskanzlei zu Glarus bezogen und aller Reflamationen unerady 
tet feit mehreren Sahren behalten worden waren. Glarus war 
entfchlofien, gegen die wiverfpenftigen Untertanen Gewalt zu 
brauchen und in dem Maße fchon hatten die abfolutiftifchden 








9) Vuillemain, contin. de Müller. 


Baſel 1691. 


Sntervention 
u Werdenberg 
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Grundfäbe jener Zeit überhband genommen, daß der Rath 
von Glarus ed als eine unerträgliche Anmaßung der Unter- 
thanen erklärte, ein Rechtöverfahren zu fordern über den Streit 
und von den Ständen bewaffnete Unterftügung begehrte, um 
jene ohne weiters gehorfam zu machen. Doch befchloß die Tag- 
fagung nody (1720), vorerft den Weg der Minne einzufchlagen, 
bevor man zur Gewalt greife. Aber auch zu diefer fchien fie 
bereit, und die Neigung, der verbündeten Obrigfeit zu helfen, 
war größer und verbreiteter, als die Tendenz, auch das Recht 
der Unterthanen zu achten. Die Tagfabung fandte zwei Ab: 
geordnete aus ihrer Mitte an die Herrfchaftsleute zu Werden⸗ 
berg. Auf jene Ermahnung bin leifteten diefe den herfümm: 
lichen Huldigungseid. 

Die Glarner gaben indeffen bie Urfunden doch nicht zurüd 
und der Streit wurde durch mandyerlei Vorfälle gereizter. Heim» 
lich in der Nacht vom 26. Dftober 1721 befesten etwa 80 Glar⸗ 
ner das Schloß zu Wervenberg, und bald nachher folgten bie 
Truppen der Glarner nah, um die Herrſchaft zu bezwingen 
und jeden Widerſtand zu bredyen. Zürich fuchte Durch eine Ab- 
ordnung an Glarus wieder zu einer frieblichen Ausgleihung zu 
ftimmen, aber ohne Erfolg. Die glarnerifchen Truppen befep- 
ten die Herrſchaft und verlangten abfolute Unterwerfung der 
Herrfhaftsleute. Diefes Verfahren einer gereizten Demokratie 
erfehten indefien auch den Freunden der Glarner Regierung zu 
gewaltfam. Gegenden Willen diefer berief ver Vorort 
eine außerordentlihe Tagſatzung in bdiefer Angelegenheit 
zufammen. Bergeblih lehnte auch Glarus jede Inter: 
vention ald einen Eingriff in feine Souveränität ab. 
Die Tagfayung ließ fih, auf Antrieb von Zürih und Bern, 
durch dieſe Einfpradhe nicht abhalten. Sie berief ſich darauf, 
daß ed gegen die eidgenöffifche Sitte fei, die Mahnung zur 
Milde und Minne zu mißachten und daß eine Intervention bei 
derartigen Streitigkeiten in Rath und That mit den Bünden 
wohl verträglich, von dem Herfommen gutgeheißen und feines» 
wegs mit der Kantonalfouveränität im Widerſpruch fei. Auf 
die Einwendungen von Glarus nahm die Tagſatzung aber infoweit 
Rüdfiht, daß fie einftweilen feine eidgenoͤſſiſchen Repräfentanten 
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ernannte, unter der Borausfegung, daß Milde geübt und den 
Ständen Mittheilung gegeben werde von den beſchloſſenen Ber: 
fügungen vor der Erefution. | 

Die Glarner beharrten indeffen auf ihrer defpotifchen Po⸗ 
litik. Im Ienner 1722 wurden die Werbenberger neuerdings 
von denfelben überzogen und gezwungen, auch die Urkunden, 
welche fie noch in ihrem Beſitze hatten, auszuliefern und auf 
jede politifche Vereinigung zu verzichten. An der neuerdings 
ausgefchriebenen Tagfagung nahmen nur die evangelifchen Orte 
Theil, die Fatholifchen blieben weg. Glarus felbft befuchte fie 
nicht und erwiederte Die Mahnung zur Milde und Mäßigung 
ablehnend und felbft nicht ohne Hohn. Eine Aborbnung von 
Züri und Bern begehrte inbefien mehr Rüdfiht auf die Eid- 
genofienichaft und erlangte doch einige mildernde Verfügungen. 
Im Wefentlichen aber blieben die Rechte der Werbenberger miß⸗ 
achtet, die Führer ded Ländchend wurden ſchwer gebüßt, den 
Gemeinden die Kriegsfoften auferlegt und die Landsgemeinde 
zu Glarus erflärte jene Freiheitsbriefe der Werdenberger aus 
dem Grund oder vielmehr Vorwand für nichtig, daß biefelben 
feiner Zeit von den Räthen unbefugt ausgeftellt, von der 
Landsgemeinde aber nicht beftätigt worden feien 19). So hatte 
die eidgenöfftfche Intervention einigen guten, aber ſchwachen 
Willen an den Tag gelegt, die Streitigfeit friedlich beizulegen. 
Sie hatte es nicht gewagt, auch die glarnerifche Obrigfeit zu 
rechtlicher Erörterung anzuhalten, fondern fi begnügt, auch 
da Schonung und Gnade zu empfehlen, wo nicht diefe, ſon⸗ 
dern vielmehr einfach Achtung der urfundlichen Rechtfame auch 
der Unterthanen erforderlich war. Der abfolutiftifehe Geift der 
Zeit äußerte fidy heftig bei den Glarnern, ſchwaͤcher und wohl- 
wollender bei der Tagfabung. Aber die Erinnerung daran, 
daß die Eidgenoſſen auch der Unterthanen fi annehmen pür- 
fen gegen bie Obrigfeit, wenn biefe jene gewaltfam ımter- 
vrüden wolle, war doch auch in diefer Zeit noch nicht ers 
loſchen. 


10) Monnard, Hist. de la Confédération Suisse, cont. de Müller. 
Lit. XII A. 2. 
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ln Einen ähnlichen Eindrud macht die Intervention der Eid- 
1719 und 1721. genoſſenſchaft in Folge der Widerfeglichkeit der fhaffhaufen- 
ſchen Gemeinde Wilhingen. Aus einer an ſich ganz unbedeu- 
tenden Beranlaffung — die Wildyinger betrachteten die Erthei- 
lung einer zweiten Wirthichaftsgerechtigfeit von Seite der Re- 
gierung ald einen Eingriff in ihre Gemeindefreiheit — ivar eine 
langjährige und äußerft hartnädige Auflehnung der Vogtei Wil⸗ 
hingen hervorgegangen. Vergeblich wurde das Dorf wiederholt 
gewaltfam überzogen und befegt; die männliche Bevölkerung ent» 
zog ſich durch die Flucht der momentanen Gefahr und fepte 
nachher die Widerfeglichkeit fort. Die Wilchinger fuchten fogar 
bei dem Fürften von Echwarzenberg und zu Wien am Fatfer: 
lichen Hofe um Unterftügung nad). Abgeordnete der Stände 
Züri, Bern, Luzern und Uri gingen zwei Mal nad Schaff⸗ 
haufen, um auf das Geſuch des Großen Rathes hin auf Bes 
friedigung des Landes hinzuwirken, in den Jahren 1719 und 
1721 und hielten deshalb Konferenzen mit der Regierung von 
Schaffhaufen, konnten aber nicht erlangen, daß die Wilchinger 
fi unterzogen. Sie empfahlen übrigens der Regierung Milde 
und erklärten verfelben, „militärifche Erefutionen feien den eids 
genöffifhen Sitten zuwider.” Immerhin aber gelang ed erft 
mehrere Sahre fpäter, als die europäifchen Verhältnifie Die Wil: 
hinger mit Beforgnifien erfüllten, deren Rüdfehr zum Gehorfam 
zu erwirfen. 
Intervention Auch die Interventionen der evangelifchen Stände in dem 
dus "Rorben Barteiftreit von Appenzell A. Rh. hatten feinen erheblichen Er⸗ 
. folg. Dort nahmen fih anfänglich die evangelifchen Stände, 
vorzüglidy Zürich und Bern, der Partei der Linden, die vor: 
nehmlidy auf die alten Räthe ſich ftübte, an, im Gegenſatz zu 
ben Harten, die nun auf der Landögemeinde und fodann in 
Folge defien auch in den Räthen die Mehrheit erlangt hatten 
und fuchten die Minderheit einigermaßen zu fchügen gegen die 
Bevrüdung und Verfolgung der Mehrheit. Eine evangeliiche 
Konferenz war auch, ohne weder von der Landögemeinde noch 
von dem Großen Rathe des Standes Appenzell eingeladen zu 
fein, lediglich auf den Bericht der Linden hin, zufammengetre- 
ten und hatte gegen den Willen der Mehrheit der Appenzeller 
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eine vermittelnde Stellung eingenommen und eine zahls 
reiche Gejandtfchaft nach Herifau gefchidt. Allein die tumul- 
tuirende Mehrheit, welche fich auf die Souveränität der Landes 
gemeinde berief, erfchredte die eidgenöſſiſche Abordnung. Sie 
begnügte ſich, Amneſtie zu empfehlen und rieth nun felber den 
Linden, fie follen fich der Mehrheit unterwerfen. Die eidgenoͤſſi⸗ 
ſchen Repräfentanten waren vielfach befchimpft worden von lei⸗ 
denfchaftlichen Harten. Sie verließen das Land in einer Weiſe, 
die den Schein der Flucht auf fie warf, und feßten von St. 
Gallen aus die vermittelnden Cinwirfungen fort, ohne großen 
Erfolg. Einmal jedoch, als e8 galt, den drohenden Bürgerkrieg 
ber beiden Barteien zu hemmen, gelang es den eidgenöſſtſchen 
©efandten doch, beide Theile von der Gewalt abzubringen und 
zu einem Frieden zu bewegen, in welchem auf die naͤchſte Lands⸗ 
gemeinde abgeftellt wurde. Allmählig kam das Land in Ruhe, 
weniger freilich in Folge der Einwirfungen der Eidgenoſſen, 
als vielmehr, indem die Leidenfchaften der Mehrheit fich ermäs 
Bigten und die Minderheit fich fügte ). 

Heftiger noch wüthete der Parteifampf zwifchen den Har⸗ Bug 1782. 
ten und den Linden im Lande Zug kurz nachher. Die fas 
tholifchen Stände fcheuten fi aber vor einer eidgendifi- 
ſchen Intervention, weil der Zugerftreit hauptſächlich das 
Berhältnig zu Sranfreich betraf und beforgt wurde, daß Zürich 
und Bern. die Gelegenheit ergreifen werben, den geheimen Ar⸗ 
tifeln des franzöfifchen Bundes auch ihrerfeits nachzufragen. 
Ebenfo aber trugen fie Bedenken, von ſich aus eine Interven- 
tion im Namen der katholifchen Konferenz einzuleiten, weil 
in diefem Fall die momentan herrſchende Partei der Harten fi 
enger an Zuͤrich anzufchließen drohte und fo neue größere Vers 
wiclungen in Ausfidht fanden. Nur im Stillen unterflügten 
fie die Linden einigermaßen, bis fidy auch dort Die aufgeregten 
Wogen wieder legten und die Führer der Harten, welche das 
Volk mißbraucht hatten, den Kredit bei demfelben wieder eins 
büßten. 


11) Meyer von Knonau, Schweizergefchichte. II. S. 325 ff. Mon- 
nard, hist. Suisse, cont. de Müller. Liv. XII. 
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Bet Gelegenheit der Intervention zu Freiburg zeigten fidy 
? auf Seite der Regierungen die veränderten abfolutiftifchen Prin- 
zipien in vollfter Wirkung, während in den Völfern fidy umges 
fehrt der Geift einer neuen Zeit regte. Die Freiburger Land; 
leute, vorzüglich die franzoͤſiſch redenden Landesgegenden, em⸗ 
poͤrten ſich gegen die Herrſchaft des freiburgiſchen Patriziats. 
Die Erinnerung an frühere weitere Rechte der Unterthanen 
wirkte zugleich mit ganz modernen Vorſtellungen von politiſcher 
Freiheit und Gleichheit auf die Unzufriedenen in der Stadt und 
auf dem Lande ein, und die zahlreichen politiſchen Flugſchriften, 
welche die Kaͤmpfe in dem gebildeten Genf hervorgerufen hatten, 
fanden vorzüglich unter den franzoͤſiſch ſprechenden Freiburgern 
einen fruchtbaren Boden. Die Regierung indeſſen ſah ſich ſofort 
um Hülfe um, und ihre politiſchen Sympathien wendeten ſich 
vorzüglich nad) Bern, wo ein verwandte Patriziat regierte. 
Zugleich indeſſen benadhrichtigte fie Docdy auch den Vorort Zuͤ⸗ 
rich von der Gefahr und erfuchte diefen und die Städte Lu⸗ 
zern und Solothurn um eldgenöffifches Auffehen (Mai 1781). 
Die Berner fhidten unverzüglich bewaffnete Hülfe und auch die 
Luzerner rüfteten zum Zuzug. Yührer der aufgeftandenen Menge 
fchlugen der Regierung vor, die Streitigkeiten dem Schieburtheil 
der fämmtlichen eidgenöffifhen Orte zu unterwerfen. Diefe 
aber ließ fich nicht darauf ein. Der Aufftand, als er gegen bie 
Stadt Freiburg heranzog, wurde mit Hülfe der Berner fchnell 
halb durch Lift, halb durch Gewalt abgefchlagen und unterdrüdt: 
und nachher nahm die Regierung an die Stelle der proteftanti- 
fchen Berner die Fatholifchen Luzerner⸗ und Solothurner-Hülfs- 
truppen auf. Da erboten fidy die abgeordneten Repräfen; 
tanten der II Stände Bern, Luzern und Solothurn, welche 
Hülfe geleiftet, ald Schiedrichter und Vermittler, um die nod) 
übrigen Anftände erledigen zu helfen. So weit alfo war in 
denfelben nody die alte Ueberlieferung ber eidgenoͤſſiſchen Inter⸗ 
vention wirffam; aber die Regierung von Zreiburg lehnte das 
Anerbieten ab und gab nur eine Proflamation der eidgenoͤſſiſchen 
KRepräfentanten zu, worin fie das Bolt zum Gehorſam er- 
mahnten. 

Als im Spätherbft die Aufregung von Neuem gefährlich 











5. 35. Eidgenöſſiſche Intervention, 447 


wurbe, verlangte Freiburg neue Hülfe von feinen nähern Ber- 
bündeten und auf einer geheimen Konferenz der Abgeoroneten 
diefer Stände und von Freiburg, welche zu Bern gehalten wurde, 
wurden die Berhältniffe befprochen. Später fiedelte die Kon⸗ 
ferenz nach Murten über, und unterhandelte da fowohl mit der 
patrizifchen Regierung als mit der unzufrievenen Bürgerfchaft 
und den Landleuten. Aber damit ja nicht die Unterhandlung 
den Charakter einer offiziellen eidgenoͤſſiſchen Vermittlung erhalte, 
geſchahen alle Befprechungen in der Form von bloßen Privat- 
unterredungen. Die ariftofratifchen Orte waren entfchloffen, der 
Regierung zu helfen und erflärten, fogar dad Verlangen der 
Bürgerfhaft von Freiburg und den alten Gemeinden ded Lan⸗ 
des, ihre Freiheitöhriefe im Archiv einzufehen, für ungebührlich. 
Und als jene ihre Neigung fund gaben, den Schub oder die 
fchtedrichterliche Vermittlung der Eidgenoſſenſchaft anzurufen, 
widerfegten fie fih diefem Verfahren als einer Verlegung „der 
Rechte und der Souveränität der alten eidgenöffts 
fhen Regierung.” Und fowohl der Vorort Zürich als die 
Tagſatzung gingen auf die Vorftellungen Indbefondere der Ber⸗ 
ner hin auf dieſe neue, aber feit Langem vorbereitete Lehre ein, 
wornadh die eidgenöſſiſche Intervention zu einer 
bloßen Unterftügung der Regierungen wider ihre 
Angehörigen und Unterthanen herabfanf, ohne den Willen jener 
in feiner Welfe eintreten, zu Gunften der Rechte auch der Un- 
terthanen nicht ausgeübt werben durfte. Und es iſt zu beach: 
ten, daß diefe ganz und gar ablolutiftifche Auffaffung der eid⸗ 
genöffifhen Intervention, die nun aufhörte eine 
friedliche oder rechtliche Bermittlung zu fein und 
zu einem bloßen Werkzeug der Regierungsgewalt wurde, in 
ihrer Schroffheit erft in einer Zelt ganz hervortrat, als das 
Mittelalter mit feinen Rechtsbegriffen abgefchloffen war und ſchon 
unter den Bölfern ganz moderne Begriffe von allgemeiner bür- 
gerlicher und politifcher Freiheit auffamen. 

Das einzige, was die drei Hülfe gewährenden Stände in 
vermittelndem Sinne thaten, war, daß fie im Stillen durch 
eine freundeidgenoͤſſiſche Denkfchrift die Regierung von Freiburg 
zu einigen Verbeſſerungen und zugleich zu einiger Schonung 
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zu veranlaßen ſuchten. Der Grundcharafter aber blieb, Aufs 
rechterhaltung der Ariftofratie in ihrer damaligen abſolutiſtiſchen 
Form und Tendenz mit Gewalt. 


eat. — Sudyen wir aus der Geſchichte der eidgenöffifchen Inter⸗ 
eigenen ventionen die bundesrechtlichen Prinzipien zu erfennen und mit 


Rüdfiht auf die Erlebniffe der Vorzeit leitende Ipeen zu ges 
winnen, fo laffen ſich folgende Grundſaͤtze feftftellen : 

1. Als Regel fteht feft, daß zunächft jeder Stand auf fels 
nem Gebiete felbftändig für den Landfrieden und die Ordnung 
forgt. 

11. Auch Veränderungen in der Berfafiung eined Standes 
machen an und für ſich weder eine eidgenöffifche Intervention 
nothwendig, noch rechtfertigen fie diefelbe. 

III. Damit eine eidgendffifhe Intervention fid 
rechtfertige, wird ein Nothftand, eine ſchwere ypolitifche 
Krankheit oder Gefaht des Ortes vorausgefeht, dem die Eid⸗ 
genoflenfchaft mit Rath und That beizufiehen hat. Insbeſon⸗ 
dere find ernfte Zerwürfnifle zwifchen den Regierungen und ein» 
zelnen Landedgegenden oder Körperfchaften oder mit maſſenhaften 
Parteien oder große und gefährliche Parteiungen unter ber 
Obrigkeit felber, durdy welche die Ruhe und Sicherheit des 
Landes oder gemeiner Eidgenoflenfchaft wahrhaft bevroht wird, 
bie gewöhnliche, zugleich aber dann auch eine genügende Veran⸗ 
laſſung zu der eidgenöffifchen Intervention. 

IV. In der Regel geht die Bitte oder Mahnung um Ins 
tervention von der DO brigfeit des Standes aus, deſſen innere 
Ruhe gefährdet if. Aber es ift eine abfolutiftiiche Ausartung des 
wirklichen eidgenöffifchen Rechts, wenn zumal in fpäterer Zeit 
der Sat behauptet wurde, eine eidgenöffifcye Intervention dürfe 
einzig Statt finden, wenn die Obrigfeit dieſelbe begehrte und 
jo. weit fie diefelbe begehre. Vielmehr kann die eingenöffifche 
Intervention auch auf das Anfuchen einer erheblichen 
Minderheit oder ver Unterthanen verflattet over gar 
in wahren Nothfaͤllen ohne ſolches von Seite der Eidge- 
noffenfhaft angeordnet werden. Es liegt nit in 
dem Charakter ded Bundes, daß die einzelnen Glieder desſel⸗ 
ben eher innerlichen Zerrüttungen erliegen follen, als daß die 
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Eidgenofien ihnen Hülfe bringen, noch waren die eidgenoͤſſiſchen 
Bünde eine bloße Berbündung der Obrigfeiten, im Gegenfab 
zu dem Volke. 

V. Kommt ed zur eldgenöffifchen Intervention, fo Durch» 
läuft dieſelbe nöthigenfalls folgende drei natürliche Stadien: 
1) Die Minne, 2) das Recht, 3) die Gewalt. 

Vorerſt fol immer der Weg der Minne, dergüt- 
lihen Borftellung, der friedlihen ind moralis 
fhen Einwirfung betreten werden. Nur die Außerfte 
Roth rechtfertigt Die Anwendung der Gewalt, und nur fo 
weit die Roth dauert: fo voraus um die gewaltfamen Angriffe 
einer aufgeftandenen Bartei abzufchlagen, alfo zunächft nur zum 
Schutz und zur Vertheidigung, nit zu Truß und 
Angriff. 

VI. Die Eidgenofien, welche intervenirt, haben jeder Zeit 
das Recht, Geſandte, Repräfentanten an ben betheilig« 
ten Ort abzufenden, und biefe haben fich zwar voraus an die 
Dbrigfeit des betreffenden Ortes zu menden und mit biefer, 
in Anerkennung und Achtung ihrer Stellung Rüdfpradhe zu 
nehmen. Sie haben aber auch das Recht, in zweiter Linie mit 
der Gegenpartet zu verhandeln, auf diefe moralifh im Sinne 
des Friedens und der Ordnung einzumirfen und aud) ihre Bes 
ſchwerden anzuhören. Sie find nicht bloße Diener und Werf- 
zeuge der obrigfeitlichen Gewalt jenes Standes, fondern Organe 
der eidgenöffifchen Gefinnung, Vertreter des guten Friedens und 
rechtmäßigen Ordnung, freiwillige Vermittler. Der wahre Gelft 
der eidgenöffifchen Intervention liegt nicht in der Oppreffion, 
fondern in ver Medtation und Pazifikation. 

vu. Mißlingt die friedliche Vermittlung, fo fteht noch die 
rehtlihe Entſcheidung in Ausficht. Indeflen brachte 
es hier das eidgenöffifche Herfommen mit fi, daß vorerft beide 
ftreitenden Theile um ihre Zuftimmung zu dem Rechtöverfahren 
angegangen wurden. Einem verbünbeten Stande gegenüber 
drängte ſich die Kidgenoflenfchaft nicht ohne Weiteres als 
Schiedrichter auf in deſſen Innern Angelegenheiten. Sie 
fuchte allerdings darauf einzuwirfen, daß fowohl die Regierung 
als die Beſchwerde führende Oppofition in dem — fi), wenn 

Bluntſchli Bundesrecht. 


450 Die alte Bundesverfaffung der Eidgenoſſenſchaft. 


fie fich nicht gütlich vereinigen können, einem unpartetifchen 
Rechtsſpruch unterziehen; und bevor abfolutiftifhe Theorien es 
für eine Entwürbigung der Obrigkeit erflärten, wenn fie fi) 
gegenüber den Unterthanen einem rechtlichen Entſcheide unter: 
ziehe, hatte jene Einwirkung doch gewoͤhnlich zur Folge, daß 
beide Theile fi) dem Rechtsverfahren fügten. Die Außerliche 
übergeordnete Stellung der Regierungen wurbe in dem Berfab- 
ten möglichft, wie e8 fich ziemte, zu wahren gefucdht, aber Doch 
auch der Minderheit und den Untertanen Recht gehalten. Wollte 
fi) die Regierung dem nicht unterziehen, fo hatte fie auch kei⸗ 
nen Anfpruch auf bewaffnete Hülfe; denn wider. das Recht 
auf bloß formelle Mahnungen der Regierungen hin nach deren 
Willkuͤhr und Belieben Hülfe zu leiften, dazu fühlten fich die 
Eidgenofien doch nicht durch die Bünde verpflichtet. Verwei⸗ 
gerten die Minverheit oder die Unterthanen den Rechtsweg ge- 
genüber der Regierung, dann waren audy fie in offenbarem Uns 
recht und die Eidgenoſſen hatten um fo weniger Bedenken, dann 
auch jene Ungehorfamen und Widerſacher des Rechts mit Waffen- 
gewalt zum Gehorfam gegen ihre Regierung zu nöthigen. In 
einzelnen Fällen — die Intervention von Zug it ein Ichrreiches 
Beifpiel — wurde fogar die Mehrheit geradezu gendöthigt, 
fid) dem Rechtöverfahren zu unterziehen. 

VII. Die Anwendung der Gewalt durch eidgenoͤſſiſche 
Truppen wurde jeder Zeit al8 eine traurige Nothwendigfeit ans 
gefehen und nur als ſolche gerechtfertigt. Sie trat ein auf 
Mahnung der Obrigfeit eines Standes, entweder ſchon früher, 
fo weit e8 nöthig ward, die Obrigfeit gegen einen gemwaltfamen 
Angriff einer aufgeftandenen Partei zu fichern und zu ſchir—⸗ 
men und fo eine gütliche, nöthigenfalls eine rechtliche Erlebi- 
gung der Aufftände einzuleiten, nicht aber ohne weiters, um 
bie aufftändifchen Gebietstheile ohne Prüfung ihrer Beſchwerden 
zu überziehen und zu unterdrüden, oder dann um dem gefchloffe- 
nen Frieden oder dem gütlichen oder rechtlichen Sprud 
Bollziehung zu geben und deſſen Beahtung zu er; 
jwingen. 

IX. Wurden eidgenöffifche Truppen gefendet, fo gaben bie 
Orte oder die Tagfagung denfelben regelmäßig Räthe mit, 
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weldye die politifche und rechtliche Seite der Intervention zu 
wahren hatten und gewöhnlich in die Stellung von Vermitt⸗ 
lern und Schiedrichtern eintraten. 

Das waren die wefentlichen Grundfäge des alt⸗eidgenoͤſſi⸗ 
fchen Bundesrechtes in Fällen von Intervention. Diefe in 
Wahrheit republifanifchen und guten Grundfäge wurden vors 
züglich erft in den legten Jahrhunderten durch die abfolutiftifchen 
Theorien der Zeit getrübt und verbunfelt und im neunzehnten 
Jahrhundert hat in mehr ald Einem Fall auch der Radikalis⸗ 
mus mit feiner abftraften Staatsallmadht jene Grundfäße noch 
mehr auf den Kopf geftellt und zum Schaden wahrer Volks⸗ 
freiheit und des guten Rechts die eidgenoͤſſiſche Intervention zu 
bloßer Unterbrüdung der Minderheiten mißbraudht. 
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Sechsundzwanzigſtes Kapitel. 
Verfaſſung der helvetiſchen Republik vom April 1798. 





Einfluß ver enden Revolution. — Helvetifche Revolution. — Eins 
eit8-Berfaffung. — Organismus des Einheitsftantes. — Abhängig: 
eit ver belvetifähen Republif. 

Die franzöfifhe Revolution war ber erfte große Verſuch der 
neuern Zeit in Europa, den Staat aus phtlofophifchen Prin⸗ 
zipien neu zu Eonftruiren. Die Schweiz betrachtete diefelbe von 
Anfang an mit Intereffe zwar, aber auch mit Mißtrauen; die 
Megnahme des Bisthums Bafel durch die Franzofen, die Metze⸗ 
leien und Berfolgungen, welchen die Echweizertruppen in frans 
zöflfchen Dienften ausgefegt waren, und der bluttriefende Gang 
der Revolution überhaupt fteigerten das Mißtrauen zur Feind⸗ 
[haft und zum Grauen. Nur in einzelnen Gegenden, wie na- 
mentlich in dem romanifchen Waadtland, welches der Berneri- 
fchen Herrfchaft überdrüffig geworden, waren bie franzöftiche 
Revolution und ihre Prinzipien popular. Als fi) aber Frank⸗ 
reich mehr beruhigte, und in den italieniſchen Feldzügen Ka: 
poleons die Macht der franzöfifchen Republif in glaͤnzendem 
Lichte erfchienen war, verlor doch auch in der Schweiz bie feind- 
liche Stimmung an Kraft. Die alten Schäden der fehweizerifchen 
Republifen wurden offener dargelegt und lebhafter empfunden, 
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die Anhänger der neuen Staatsiveen mehrten filh, bie Hoff- 
nungen ber Unzufriedenen und Gedrüdten auf die Hülfe ber 
franzoͤſiſchen Republif wurden gefteigert. Es bildeten ſich im 
Innern der Schweiz Parteien. Bon Schweizern um Hülfe ge: 
rufen, drangen die Franzofen ein und vor ihren Bajonetten und 
Kanonen bradyen die alten Bünde und Verfaffungen der Schweiz 
zufammen, nachdem die Berner und die Urfantone einen noch 
vereinzelten, aber heidenmüthigen Widerſtand verfucht hatten. 
Es begann nun auch für die Schweiz eine Revolutionsperiode, 
das Nachfpiel der franzöfifchen, unter unmittelbarem Einfluß der 
franzöfifchen Ideen und Tendenzen. 


Die aus verfchiedenen Bünden entftandene Eidgenoffenfchaft Hetvetiie 


hatte fich gleich andern europäifchen Staaten während der letz⸗ 
ten Sahrhunderte dem abfolutiftifchen Triebe der Abfonderung 
ergeben und es verfäumt, ihre gemeinfamen Interefien auszu- 
bilden. Nun wurde auf Einen Schlag die ganze ſtaatliche Eri- 
ftenz der Schweiz umgewandelt. Vorher hatte e8 faft nur Kan⸗ 
tone gegeben und der eibgenöfftfche Geiſt ſchien erſtorben. Run 
plöglich follte es feine felbftändige Kantone und Feine Verbin- 
dung derfelben mehr geben und die helvetifche Republif wie 
durch Zauber alle Schweizer zu einem einzigen einheitlichen 
Staate vereinigen. Der Sprung war groß. Die ganze bie- 
herige Eriftenz der Schweiz wurde gewifler Maßen auf den Kopf 
geftellt. Der neue Staatsbegriff Fümmerte fich nicht um Die 
alte Geſchichte der Republif. Die vielgeftaltige Schweiz wurde 
wie eine leere Tafel behandelt. 


Revolution. 


Die neue Berfaffung der „helvetifchen Republik“ — ginbens 
der keltiſch-romaniſche Rame der alten „ Helvetier“, wel, runs: 


her den deutfchen Ramen der Schweizer verbrängte, war be> 
zeichnend für den gallifchen Urfprung ber Revolution — war 
eine Nachbildung der franzöfifhen Verfaſſung vom Jahr 1795. 
Bon dem Bafeler Ochs entworfen und von dem Direktorium 
der franzöfifchen Republif zu Paris gutgeheißen, wurde dieſelbe, 
nad) dem Umfturz aller hergebrachten Staatseinrichtungen, der 
Scyweiz halb von Außen aufgevrungen, halb von derfelben ale 
Rettung aus größerer Verwirrung begrüßt. 

Der Grundfehler diefer Verfaffung war, daß fie Die föderale 
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Natur der Schweiz vollftändig verfannte und mißadhtete, und 
für diefe die Einheit ded Staates als ausfchlieglidy leitendes 
Prinzip in derfelben Weiſe durchzuführen fich vermaß, wie fie 
von der Einen Hauptftadt Paris aus über Frankreich bin fich 
gleichmäßig audbreitete. „Die helvetifhe Republif 
macht Einen unzerthbeilbaren Staat aus”, war 
der Sad, den fie an ihre Spitze ftellte. Die ganze eigenthüms 
liche Eriftenz der Kantone wurde ald „Eleinlidye Lofalitäts- 
interefien”, als eine Erfcheinung „einheimifcher Vorurtheile * 
im Prinzip verworfen, aber faktiſch war diefe Eriftenz doch fo 
ſtark, fo leibhaftig da, daß man es nicht wagte, die Kantone 
zu zerreißen und bloße gleichartige Departemente zu ſchaffen. Die 
Verfaſſung begmügte ſich theoretifch auszuſprechen: „Es gibt 
keine Grenzen mehr zwiſchen den Kantonen“, in Wahrheit aber 
die Grenzen der meiſten Kantone unverrüdt zu belaſſen. Der 
Unterfchied zwifchen den alten und neuen Orten wurde aufge 
hoben, aus den zugewandten Orten und den gemeinen Herr⸗ 
fchaften neue felbftändige Stantone gebildet, das Waadtland 
und das bernerifche Aargau von Bern getrennt und audy aus 
ihnen neue Kantone gefchaffen. Genf war ſchon mit Frank⸗ 
reich vereinigt worden; Neuenburg als preußifches Fürften- 
thum wurde von der Schweiz getrennt. Im Uebrigen wurde 
die helvetiſche Republif in 22 Kantone getheilt, naͤmlich: Wals 
lie, Waadt, Freiburg, Bern, Solothurn, Bafel, 
Aargau (das bernerifhe), Unterwalden, Urt, Bellin: 
zona, Lugano, Rhätien (Graubünden), Sargans (mit 
Inbegriff des Rheinthale, Sar, Games, Werdenberg, Gafter, 
Uznach, Rapperswyl und Mar), Glarus, Appenzell, 
St. Sallen, Schaffhaufen, Zürth, Zug (mit Inbe 
griff der Graffhaft Baden und der freien Aemter im Aargau) 
und Schwyz. Während die Einheit der helvetifhen Nepublif, 
welche die Verfaffung vor allen Dingen wollte, bald nachher 
wieder zerfiel, fo erhielten fich umgefehrt die Eantonalen 
Schöpfungen derfelben, auf weldye diefelbe feinen Werth 
legte, zu großem Theile; dort folgte fie aber einer falſchen Theo⸗ 
rie, bier befriedigte fie ein reale Beduͤrfniß der Zeit. 

Auch eine Haupifladt der helvetifchen Republik follte ges 
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Schaffen werden. Vorerſt wurde Luzern dazu erhoben, durch 
ein bloßed Dekret aber diefe Stadt weder größer noch reicher 
noch geiftig wichtiger gemacht als die übrigen alten Hauptftäbte 
der Kantone. 

Die oberfte Herrſchaft (Souveränität) wurde „der Ges 
ſammtheit der Bürger ” zugefchrieben und mit Recht die „reprä- 
fentative Demokratie” als die vorherrſchende Staatsform ber 
modernen Schweiz bezeichnet. Eine Erklärung der Rechte des 
Menſchen und Bürgers, wie fie der franzöfifhen Verfaffung 
vorausgeſchickt ward, unterblieb, Dagegen enthielt vie helvetifche 
Verfaſſung einige merkwürdige räfonnirende Artikel, 3. B. den 
für die helvetiſche Periode der Schweiz ominöfen, aber ultra> 
Tadifalen Sag: „Die Aufflärung iſt dem Wohlftand 
vorzuziehen“, die fonderbare der Schule entlehnte Bes 
grändung der Preßfreiheit mit dem „Rechte, das ever hat, 
fih unterrichten zu laffen“, das Verbot aller „Titel 
und Inſtitute, weldye an Erblichkeit erinnern”, die fentimentale 
Ermahnung an die Bürger, „allen perfönlicjen Haß und alle 
Eitelfeit abzufhwören und ohne Unterlaß der füßen Bruder 
liebe” zu pflegen. Bon größerer Bedeutung find: die Einfüh- 
rung des Prinzips der Erpropriation, des Grundſatzes, 
daß die Steuern „mit dem Bermögen, den Einfünf- 
ten und der Einnahme der Steuerbaren im Ber: 
hälttniß ſtehen“ müflen, dieſes Verhältniß indeſſen nicht ganz 
genau genommen werben könne; Die Beſtimmung, daß die oͤffent⸗ 
lihen Beamten im Verhaͤltniß zu der Arbeit und den Talenten, 
welche ihre Stelle erfordert, befoldet werden follen, die Ermoͤg⸗ 
lichung des Loskaufs aller auf dem Grundeigenthum haften 
den Reallaften, die Verordnung, daß fein liegendes Gut 
für unveräußerlidy erflärt werben koͤnne. 

Bon ganz befonderer Wichtigkeit aber war die Auffaflung 
der kirchlichen Verhaͤltniſſe, welche von einem gänzlichen Mangel 
an Einfiht in die Natur derfelben zeugt. Der Artikel 6 der 
Berfafiung beflimmte: „Die Gewifiensfreiheit iſt uneinge- 
ſchraͤnkt“, fügte aber f ofort eine Reihe von Beichränfungen bei: 
a) „jedoch muß die öffentliche Aeußerung von Religiondmeinun- 
gen die Eintracht und Ruhe nicht ſtoͤren“ (wie leicht war es, 
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jede energiſche Betonung eines religtöfen Glaubensfages oder 
fonfefftonellen Gegenfages als Störung der Eintracht aufzu- 
faffen!), D) die Erflärung, daß ein „Gottespienft, welcher 
Herrichaft oder Borzug (I) verlange”, nicht erlaubt fei; c) Aus- 
Dehnung der „Aufficht der Polizei, fich die Kehren und Pflich⸗ 
ten, die gepredigt werden, vorlegen zu laflen “; d) die Beſtim⸗ 
mung, daß „das PVerhältnig, tn weldyem irgend eine Sefte 
gegen eine fremde Gewalt ſtehen mag, weder auf Staatsfachen, 
noch auf den Wohlftand und die Aufflärung des Volkes Ein- 
flug haben” dürfe. ine zu Mebergriffen geneigte Staatsbehörbe 
fand in diefem Artikel viel mehr Anhaltspunft, um die Kirche 
zu bebrüden und anzufeinden, als diefe Schuß für ihre „Ges 
wiffensfreiheit”; und man darf darüber nicht erftaunen, daß 
die Geiftlichfeit und der Firchlich gefinnte Theil des Volks, bes 
fonders die Katholifen,, diefe Verfaffung und die auf fie be- 
gründete Ordnung der Dinge mit reizbarem Mißtrauen und 
offener Abneigung betrachteten. 

Die Geſetzgebung, weldye früher auf die Kantone befchränft 
war, wurde nun biefen ganz entzogen und auf den neuen ein- 
heitlichen Staat übertragen. Der gefeggebende Körper der Re- 
publif wurde aus zwei Räthen zufammengefebt, dem Senat 
und dem Großen Rath; ver lehtere ganz, der erftere zum 
Theil durch wechfelnde Wahlen befegt. Die Wahlen gefchahen 
nad dem Vorbilde der franzöfifchen durch Wahlmänner; dieſe 
wurden hinwieder fehr fpärlich, Im Verhältniß von 1: 100 1) 
von den Urmählern ernannt. Dadurch befam die „repräfen- 
tative Demofratie” von Anfang an eine fehr „oligarchiſche“ 
Färbung. Befler mar die Beftimmung, daß der Senat nur aus 
Männern beftelt werde, weldye vorher fchon in den höchften 
Würden und Aemtern der Republif fich bewährt haben. 

Die vollziehende Gewalt ward wie in Frankreich einem aus 
fünf Mitgliedern beftehenden Vollziehungspdireftorium 
übertragen, welches keinen felbftändigen Antheil an der gefeß- 
gebenden Gewalt erhielt. Das Direktorium wurde von den beiden 


1) In Frankreich, wo indeſſen die Demofratie neu und das Gebiet 
der Republif riefenhaft war, galt das Verhaͤltniß von 1 : 200. 
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KRäthen gewählt, und zwar fo, daß der eine eine Kandidaten 
lifte je von fünf Perfonen dem andern vorſchlug, und diefer 
wählte. Das Loos beftimmte im einzelnen Fall, weldyer von 
ben beiden Räthen den Vorſchlag und welcher die Wahl habe. 
Die Mitglieder wurden auf eine Anzahl Sahre mit befchränfter 
Fähigkeit der Erneuerung ernennt. Dem Direktorium fam die 
Ernennung zu den wichtigften Aemtern der Republif zu und bie 
Leitung der gefammten Vollziehung. Ihm untergeorbnet waren 
bie vier Minifter: 1) für die auswärtigen Angelegenheiten 
und das Kriegsweſen, 2) für die Juſtiz und Polizei, 3) für 
Finanzen, Handel, Aderbau und Handwerfe und 4) für Wiſſen⸗ 
ſchaften, fchöne Künfte, öffentliche Gebäude, Brüden und Stra- 
gen. Das Direktorium beftellte Die Minifter. 

Ein oberfter Gerichtshof, deflen einzelne Mitglie- 
der von den Kantonen, deflen Praͤſident von dem Direktorium 
gewählt ward, ſollte über die Mitglieder der geſetzgebenden Räthe 
und des Direktoriums richten, ſchwere Straffälle in zweiter In⸗ 
ftanz beurthellen und als Kaſſationsgericht in Zivilprozeſſen 
fungiren. 

In jedem Kanton wurde ein Regierungsftatthalter 
mit der vollziehenden Gewalt, eine Berwaltungsfammer mit der 
Sorge für Binanzen, Handel, Künfte, Handwerfe, Aderbau, 
Lebensmittel und Straßen und ein Kantonstribunal für 
die Rechtspflege beftellt. 

Wie In ihrer Entftehung, fo war diefe Verfaffung aud) in ihrer „Abhänatgteit 
Fortdauer an das Schidfal der franzöfifchen Republik geknüpft. Nevubit. 
Die helvetifche Republif ward genöthigt, mit jener ein Schuß: 
und Trugbündniß einzugehen, und ihre Truppen, ihr Land, ihr 
Vermögen wurden von der „Mutterrepublit * rüdfichtlod aus⸗ 
gebeutet. Das heivetifche Direktorium erhielt feine Direktionen 
von Parts, und wenn es auch zuweilen fehüchtern zu opponiren 
wagte und die fehmeizerifchen Intereſſen vor der Habjucht und 
dem Defpotismus der franzöfifchen Schirmvogtei zu bewahren 
fuchte, fo waren diefe Bemühungen felten von erheblichem Er- 
folg. Die Staatsfchäpe von Bern und Züri) wurden nad) 
Frankreich abgeführt und den frangöfifchen Truppen, weldye die 
alte Freiheit der Urſchweiz gebrochen und das blühende Nidwalden 


Er 
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mit Feuer und Schwert verwüftet hatten, dafür der Dank der 
helvetifchen Republif votirt. Kahle und wurzellofe Freiheits⸗ 
bäume follten den Erſatz bieten für die untergegangene einheis 
mifche Zreiheit der Länder. Wie die neue Ordnung der Dinge 
auf der Oberberrlichfeit der franzöftfchen Republif beruhte, fo 
ſchloß fiy die Partei der alten Zuftände an das mit der Revo 
Iution im Kampfe begriffene Defterreih an. Die Schweiz vers 
fiel fo immer mehr den Stürmen ber Revolution und den Zuduns 
gen der Reaktion : ihr Gebiet, ihr Friede, ihr Wohlftand, ihre 
politifche Unabhängigfeit ward die Beute der fich befämpfenden 
Großmaͤchte. 

Auch die innern Neuerungen, welche die Einheitsregierung 
der franzoͤſiſchen Revolution nachahmend vornahm, die Abſchaffung 
ber Zehnten, die Einführung eines bürgerlichen Eides der Prie⸗ 
fter, die polizeiliche Zenfur der Predigt, die Aufhebung ber 
Klöfter, die Zentralifirung der Tantonalen Staatögüter, die hos 
hen Bejoldungen der Direktoren und Mitglieder ver gefeßgeben- 
ben Räthe, die Erhebung neuer Bermögensfteuern, die häufige 
Verlegung der perfönlichen Freiheit, die Nichtbeachtung des Brief- 
geheimnifles, blutige Gefege gegen Reaktionsverfuche vermehr: 
ten bie Unficherheit und Unbehaglichkeit aller Zuftände und reiz« 
ten wenigftens einzelne Klaflen der Bevölkerung zum Mißmuth 
und zur Erbitterung gegen die neue Ordnung. 

Der Sturz des Direftoriums zu Parts beförderte auch zu 
Anfang des Jahres 1800 den Sturz ded Direftoriumd in der 
Schweiz und hatte die Herſtellung einer proviforifchen Regierung 
zur Folge, und auf die neue Verfaflung Frankreich vom 13, Des 
zember 1799 folgten auch in der Schweiz die Geburtswehen 
einer neuen Berfafjung. 
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Siebenundzwanzigftes Kapitel. 
Uebergangsverſuche. 





Napoleons Konſulat. — Föderaliſtiſche Bewegung. — Neue Verfaſſungs⸗ 
verſuche. — Eintheilung der Kantone. — Kompetenzen. — Zentral⸗ 
organiſation. — Föoͤderaliſtiſcher Verfaſſungsentwurf. 

Seitdem der General Napoleon Bonaparte im Späts Navaeons 
herbſt 1799 (A8. Brumaire) daß franzöfifche Direktorium geftürzt, 
bie Räthe aufgelöst und für ſich die Stellung eined erften 
Konfuls der Republif gegründet hatte, war das republifas 
nifche Prinzip der franzöftfchen Verfaffung gebrochen und Frank⸗ 
reich ging wieder der Monarchie entgegen. Die alte Erb— 
monardte zwar hatte fi) der Revolution gegenüber nicht 
halten können, fie war von derfelben verſchlungen worden; aber 
aus der Republif ging wieder eine neue individuelle Mos 
narchie hervor. Als ſich ein Mann fand, welcher die Größe 
und Einheit der Nation in feiner Perſon darftellte, und das 
Reid) aus der Innern Verwüſtung und Berwirrung errettete, 
in welche e8 durch den Terrorismus der Jakobiner und durch 
die Mittelmäßigfeit ihrer Nachfolger gerathen war, da bereitete 
fi) in Yranfreidy der Mebergang aus der repräfentativen Des 
mofratie zur Monarchie vor. 

In eine ähnliche Uebergangsperiode gerieth Die Schweiz nun. — 
Die Richtung iſt zwar in einer Beziehung eine umgekehrte. In 
Frankreich ging fie fort zu erhöhter Einheit, zur Bildung einer 
fräftigern Zentralmadyt, in der Schweiz dagegen im Gegenſatze 
zu der neuen Einheit des heivetifchen Staates zu neuer Ans 
erfennung und Wiederberftellung der Kantone. 
Aber ihrem innern Charakter nady gleichen fich die Bewe⸗ 
gungen in beiden Staaten fehr. Frankreich und die Schweiz 
waren begriffen, fi von der Herrfchaft der abftraften Revolu⸗ 
tionstheorten zu emanzipiren; in beiden machte fi) die Natur - 
der Ration und des Landes wieder geltend. Die Monardjie 
war für Zranfreih, was der Föderalismus für Die Schweiz. 
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Was die beiden Laͤnder bedurften und was die hervorragenden 
Männer in beiden Ländern anſtrebten, war nicht Wiederher⸗ 
ſtellung der alten Monarchie und Zurüdberufung der Bourbonen 
in Frankreich, noch Wiederheftellung der alten Bünde und der 
Auflöfung in der Schweiz, weldye der Revolution vorhergegan- 
gen war, fondern eine moderne Monarchie für Frankreich und 
eine neue Bundesverfaffung für die Schweiz. Jenes Ziel ward 
in Frankreich erreicht Durch die Herrfchaft Napoleons als erften 
Konſuls; für die Schweiz wurde es erreicht Durch die Vermitt⸗ 
lung Rapoleon®. 

Die Berfuche eine ſchweizeriſche Verfafiung zu bilden bis 
zur Mebtationsafte, waren zahlreich, aber feiner von dDauerndem 
Erfolg. Sie waren meiftens von Anhängern ver unitari- 
ſchen Partei ausgegangen, welche durch einzelne — mit der 
Zeit gefteigerte — Konzeifionen an die föberaliftifchen Neigungen 
und Erinnerungen der Bevölkerung die Einheitöverfaflung noch 
zu retten hoffte. Die heivetifche Revolution hatte fich überftürzt, 
fie hatte die politifche Selbftändigkeit der Kantone mit einem 
Machtfpruch vernichtet und die abfolute Einheit vorgefchrieben. 
Allgemein fühlte man, eine folche Fünftliche Einheit ſei weder 
natürlich noch haltbar; aber man verfuchte vorerſt nur, Diefelbe 
zu ermäßigen, man gab diefelbe ald leitendes Staat$- 
prinzip noch nicht auf. 

Wir heben die wichtigften Momente hervor: 


1) Eintheilung der Kantone. 


Nach den Grundzügen, weldhe im Einverftänpnifle mit dem 
franzöffhen Konful im Mai 1801 befchloffen und dem Ber 
faffungsentwurf vom 4. Weinmonat 1801 zu Grunde gelegt 
wurden, wurden die Kantone Sargans und St. Ballen 
aufgehoben und jener mit Glarus, Diefer mit Appenzell 
vereinigt, Baden von Zug wieder getrennt und nebft dem 
neu erworbenen obern Frickthal zum Aargau gefchlagen, end» 
lich die italieniſchen Vogteien zu Einem Kanton Teffin zu- 
fammengezogen. Die Berfaflung vom Hornung 1802 befhränfte 
die Kantone Zug, Glarus und Appenzell wieder auf 
ihre alten Grenzen, bildete einen neuen Kanton St. Gallen 








6. 37. Uebergangsverſuche. 461 


aus der Stadt und Landſchaft St. Gallen, dem Toggenburg, 
Rheinthal, Sar, Gams, Werdenberg, Sargans, Gafter, Uz⸗ 
nad) und Rapperswil und unterfchied den Aargau von dem 
befondern Kanton Baden, und der Entwurf vom 2. Mai 
1802 vergrößerte hinmwieder den Aargau durd die Vogtei 
Baden und die untern Freiämter. Das Wallis wurde von 
Rapoleon, um die Straße nad) Stalien frei zu haben, von der 
Schweiz abgeriffen. 

In diefer Beziehung haben alle diefe Verſuche wenigftens 
einige Spuren ihres Daſeins hinterlafien. So welt fie ein in 
der Natur der DVerhältniffe begründeted Streben der Bevöl- 
ferungen unterftüsten und anerfannten, fo weit haben jerie Ver⸗ 
änderungen in der Gebietsausſcheidung der Kantone Beſtand 
gehabt. Die übrigen willführlichen Beftimmungen aber find 
fofort der Vergeſſenheit anhelm gefallen. 


2) Kompetenzbeftimmungen. 


Alle diefe Verfuche beruhten noch auf dem Grundprinzip : Komvetenzen. 
Die helvetiſche Republik ift ein einheitlicher Staat. Keiner von 
ihnen wollte Daneben auch die Kantone als Staaten 
gelten lafien. Sie foltten bloße Abtheilungen des Einen Staa- 
tes fein und bleiben. Aber fehon die Grundzüge vom Mai 1801 
reden wenigftend von einer „RKantonalorgantfation“ 
neben der „Zentralvorganifation“ und ſtellen eine res 
lative Selbftändigfeit der Kantone in einigen weſent⸗ 
lichen Beziehungen her. 

Der Grundgedanke über die Ausſcheidung der Kantonal- 
fompetenz, welcher fi) durdy die mandherlei Verfuche hindurch 
zieht, ift folgender: Was dem höhern politifhen Le- 
ben angehört in Gefeggebung und Regierung, fol dem einheit- 
lichen Staate verbleiben; dagegen fol! den Kantonen wieder 
mehr Selbftändigfeit verftattet werben in der Defonomie, 
in der Sorge für die Kultur in Kirdye und Schule und 
in der Berwaltung der Rechtspflege und nieden Po- 
lizei. Diefer Grundgedanke wurde in verfchiedenen Mo- 
dififationen ausgebildet, fo jedoch), daß die Bedeutung der fans 
tonalen Selbftändigfeit zunahm, wie die Kantone auch einen 


Bentral- 
organifation. 
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Antheil an der Gefeggebung wieder erlangten. Die Ber; 
faffung vom Mai 1802 beftimmt, daß Gefege über neue Auf- 
lagen den Kantonen vorgefehlagen werden müffen, ſichert den 
Kantonalbehörden eine Mitberathbung der Gefehe zu und ver- 
ordnet, daß das neu zu erlaflende bürgerliche Geſetzbuch in kei⸗ 
nem Kanton ohne deſſen Einwilligung eingeführt werben dürfe. 
Der Schritt zur Herftellung auch der ſtaatlichen Selb: 
ftändigfeit der Kantone war nicht fehr groß mehr. 


3) Die Zentralorganifation. 


An die Stelle des nationalen Großen Rathes trat nach den 
Srundzügen der Berfaflung vom Mai 1801 wieder die Tag» 
fagung, deren Name und Beftellung fich den füberalen 
©rundfägen wieder mehr näherte. Ste wurde gebildet aus 
„Repräfentanten der Kantone” und befland aus 77, fpäter 
81 von den Kantonen gewählten Mitgliedern. Die größern 
Kantone hatten in derfelben eine zahlreichere Vertretung. Als 
Prinzip wurde der Maßftab der Bevölferung anerkannt, fo jes 
doch, daß jedem Kanton mindeftens Eine Stimme gefichert blieb. 
Die Berfaflung vom Yebruar 1802 rebuzirte die Zahl ihrer 
Mitglieder bedeutend und verftärkte fo das Gericht der Fleinern 
Kantone in der Tagfahung. 

Die Vorberathung der Gefebe wurde dem Senat über: 
laſſen, der wie ein Staatsrath die beiden Landammänner 
der Republik umgab, welche ähnlich den franzöftichen Kon⸗ 
fuln die Regierung leiteten. Ein Ausſchuß des Senats, den 
zwei Landammännern und den beiden Statthaltern zur Seite 
fiehend, übernahm mit ihnen vereint die Vollztehung unter 
dem Namen des Kleinen Rathes. Staatsfefretäre, dem 
Kleinen Rathe untergeoronet, forgten für die Ausführung und 
den Geſchaͤftsgang. 

So lange franzöfifche Truppen die unitarifche Partei ftärts 
ten, fo lange hielt fi die Einheitsverfaffung. Als Napoleon, 
bie Verwirrung vorausfehend, die zu Iöfen er ſich vorgefet, Die 
Truppen aus dem Lande zurüdzog, ftand die föberale Partei 
auf und vertrieb mit Gewalt die Zentraltegierung, in weldyer 
die Unitarier die Mehrheit befaßen. 
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Auf einer Gegentagfagung zu Schwyz im September 1802 nn 


hatte unter Landammann Redings Leitung die füdera- 
liſt iſche Partei auch eine Bundesverfaffung in ihrem Sinne 
entworfen. ine bloße Herftelung der alten Bundesverfaflung 
vor der Revolution wollte damals auch diefe Partei nicht. Ob⸗ 
wohl fie für Die Kantone dad Recht zurück begehrte, fich felber 
eine beliebige Verfaffung zu geben und ihre Magiftrate felber 
zu wählen, und mit Nachdruck hervorhob, daß jeder Kanton 
befugt ſei, feine Defonomie, feine kirchlichen Angelegenheiten 
und feine Rechtspflege unabhängig von jeder Zentralbehörde zu 
beforgen, fo erklärte doch auch fie die Eriftenz einer bleiben- 
den, gemeinfhaftlihden Zentralbehorde für ein 
dringende Beduͤrfniß der Zeit, und ſchlug zu dieſem Behuf 
die Errichtung eined „eidgendffifhen Rathes“ vor, 
welcher die auswärtigen Berhältniffe, wichtigere Entichließun- 
gen der Tagfagung vorbehaltend, beforgen und die Oberaufſicht 
und Direktion über die militärifche Macht der Schweiz verwals 
ten, in Streitigkeiten unter den Kantonen vermitteln und nös 
thigenfall8 Recht fprechen, bei Unordnungen in einem Kanton, 
deren derfelbe nicht Herr werben könnte, friedlich einwirken und 
Vorſchläge an die Tagfagung bringen, audy allgemein nügliche 
Einrichtungen den Kantonen vorfchlagen foll. 

Diefer „eidgendffiihe Rath” war in gewiflen Betracht 
felber eine Tagfagung. Seine Mitglieder follten von den 
Kantonen erwählt werden und jedem Kanton die Bezeichnung 
eines Mitgliedes zuftehen. Der Hauptunterfchleb von der Tags 
fagung, bie in altherfömmlicher Weite fortbeftehen follte, war 
der, daß der eidgenöffifhe Rath als eine ftätige Behörde und 
nicht nad) Inftruftionen der Stände freier zu handeln ermächtigt 
ward, fomtt innerhalb feiner Kompetenz gültige Mehrheits⸗ 
befhlüffe faffen durfte. An feine Spitze wurde ein von dem 
eidgenoͤſſiſchen Rathe felbft gewählter Präſident gefebt. Fuͤr 
ruhigere Zeiten und geringere Gefchäfte follte die Plenarvers 
fammlung des eidgenöfliihen Rathes durch einen Ausſchuß von 
8 Mitgliedern erfept werden koͤnnen, welche der Praͤſident mit 
Berüdfichtigung der verſchiedenen Konfeffionen und Kantonals 
ftaatöformen aus der Berfammlung erwaͤhlte. 
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Das Mediationswert Napoleons. — Napoleons Aeußerungen über Einheit 
und Foberallsmus. — Mißgriff Napoleons. Die Mediation als bloß 
franzöfifhes Werf. — Die Kantonalverfaffungen. — Die 
demofratifhen Kantone. — Die Kantone mit repräfentativer Ber: 
faffung. — Liquidation. — Bundesverfaſſung. — Allgemeine 
Grundfäge. — Die Direftorlalfantone, Bororte und Landammann. — 
Tagfabung. — Stellung zum Vermittler und a Frankreich. — De: 
fenfivallianz mit Frankreich. — Militärfapitulationen. — Bundes⸗ 
befchlüffe und Konkordate. — Aufhebung ver Mediation. 

Das Media⸗ Die ſchweizeriſche Revolution war eine Nachwirkung und 
A eine Nachbildung der franzöfifhen. Nachdem Napoleon diefe 
bewältigt, rettete er die Schweiz aus ihren Verfafiungsftreitig- 
feiten, indem er dieſelben ald Vermittler zu einem bauernden 

Abſchluß brachte. 

Die Mediation Deutſchlands durch Napoleon, welche der 
ſchweizeriſchen vorherging, war die Erniedrigung und Aufloͤſung 
Deutſchlands. Napoleon verſtand das deutſche Reich nicht und 
wollte es nicht verſtehen, und Deutſchland war zu tief geſun⸗ 
ken, um ſich ſelbſt zu verſtehen und ſich Anerkennung zu ver⸗ 
ſchaffen. Die Mediation der Schweiz dagegen war die zeit⸗ 
gemäße Herſtellung der Eidgenoſſenſchaft. Sie war 
in der Hauptſache gerecht und wohlwollend. Ihre Durchführung 
gehörte zu den größten politifchen Meifterwerfen Napoleons. 
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Die damaligen Parteien in der Schweiz hätten ſich felber 
nicht zurecht gefunden, felbft dann nicht, wenn eine berfelben 
einen entjcheidenden Sieg erfochten hätte. Die alten Verfaſſun⸗ 
gen waren geflürzt und die alten Formen fonnten nicht her- 
geftellt werden. Die neuen Berfaflungen waren unbaltbar, im 
Widerſpruch mit der Natur ded Volkes und feiner Gefdyichte. 
Die eine Partei war in radikalen Theorien von Gleichheit und 
Einheit befangen, die andere fonnte ihre hergebrachten abfolu- 
tiſtiſchen Vorurtheile nicht fo leicht abftreifen und verftand bie 
Mahnung der neuen Zeit nicht hinreichend. Die Schweiz hatte 
und kannte Fein Prinzip der Vermittlung zwifchen den alten 
- and den neuen Zuftänden, zwifchen Vergangenheit und Zufunft. 
Sie hätte ſich nicht felber aus der Verwirrung helfen und ret- 
ten koͤnnen, in welche die helvetifche Revolution fie geftürzt hatte. 

Napoleon verftand die Natur der Schweiz in Wahrheit 
befler al8 die Repräfentanten der fchweizerifchen Barteien felbft, 
die als Konfulta nad Paris berufen und gefendet waren. Ob⸗ 
wohl die ganze Richtung der franzöfifchen Revolution das Eins 
heitöfuftem begünftigte und Napoleon in Frankreich felbft fich 
als Berfonififation diefer Einheit fühlte und dieſelbe bis zur 
Monarchie entwidelte, obwohl die unitarifche Partei in Parts 
viel zahlreicher vertreten war und ſich überbem der Unterftügung 
der franzöfifchen Staatsmänner erfreute, fo entfchled Napoleon 
dennody mit großer Beftimmthelt für das Prinzip des Fodera⸗ 
lismus in der Schweiz. Seine Worte verdienen die aufmerk⸗ 
famfte Beachtung. 

Bei der erften felerlihen Berfammlung der fchweizerifhen „Staroleons 
Deputirten zu Paris am 12. September 1802 erflärte der erfte Aber Ginbeitund 
Konful in einem offiziellen Schreiben Folgendes : 

n Die Schweiz gleicht keinem andern Stante, weder In Folge 
aller Ereignifie, die fich im Lauf ber Jahrhunderte da zugetras 
gen, noch mit Rüdficht auf ihre geographifche und topographiiche 
Lage, noch wegen ihrer verfchledenen Sprachen und Religions» 
befenntniffe, nody endlich im Hinblid auf Die außerordentliche 
Berſchiedenheit ihrer Sitten und Gebräuche. 

„Die Ratur hat Euch zum Foͤderativſtaate gebildet; die Ras 
tur zu befiegen, verfucht Fein vernünftiger Mann.” 

Bluntichli Bunderrecht. 30 
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Und in der wichtigen Audienz vom 12. Dezember fprad) er: 

„Se mehr ich über die Beichaffenheit Eures Landes nach⸗ 
gedacht habe, deſto flärfer ergab fich für mich aus der Bers 
fhtedenheit feiner Beſtandtheile Die Mebergeugung der Unmoͤg⸗ 
lichfeit, e8 einer Gletchförmigfeit zu unterwerfen; alles führt 
Euch zum Föderalismus hin. 

„Welcher Unterſchied waltet 3. B. nicht zwifchen Euern 
Berg- und Städtebemohnern? Solltet Ihr etwa die demokra⸗ 
tifhen Kantone zwingen wollen, unter ber gleichen Regierung 
wie die Städte zu leben, oder gar in den Städten, 3. B. zu 
Bern, eine reine Demokratie einzuführen gedenken? 

„Die Einheit bedarf einer ftehenden bewaffneten Macht. 
Diefe muß befoldet werden und dazu reichen Eure Finanzen 
ohne drüdende Abgaben nicht hin. Euer Volk erträgt nur uns 
gerne Abgaben. Wollt Ihr es zufrieden fielen, jo dürft Ihr 
ihm deren wenig aufladen und feine Truppen geben. Bormals 
bezahlte das Schmweizervolf nur fehr wenig Abgaben, warum 
ſoll e8 deren in Zukunft ertragen? Abgaben machen den un 
mittelbarften Eindruf auf das Voll; nad) diefen wird «8 Euch 
richten. 

„Acht⸗ bis zehntaufend Mann würden zu Dedung Euerer 
Graͤnzen nicht binreichen. in einziges Regiment ſtehender 
Truppen würde ſchon die Nattonalenergie ſchwaͤchen und Eure 
Milizen zu Grunde richten; denn die Bauern würden mit Grund 
fagen: warum follen wir zum Unterhalt der Truppen beitragen 
und daneben noch felbft dienen? Euere Berge könnt Ihr nicht 
mit marfchiren machen und außer denfelben bedeutet Euer Mis 
lizweſen nicht viel. 

„Die Schweiz kann feine bedeutende Rolle mehr unter den 
Staaten Europas fpielen, wie zu der Zeit, wo feine großen 
Nachbarn neben ihr ftanden, wo Franfreid, in ſechszig, Italien 
in vierzig Herrfchaften eingetheilt war. Damald wog eine 
Eurer Munizipalitäten an Macht einen Herzog, die perfönliche 
unter ber Fahne vereinigte Tapferkeit Eurer Voͤlker halbe Heere 
auf. Jetzt ift es anders. Frankreich befitt ein Heer von 
500,000, Deftreih von 300,000, Preußen von 200,000 Mann 
wohl disziplinirter Truppen. Hiebei verfehwindet die Schweiz 
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und es bleibt ihr nur übrig, ihre innern Interefien wohl 
zu beforgen. 

„Euch bliebe nr Ein Mittel, um Antheil an den Groß 
thaten unferer Zeit zu nehmen, nämlich die Bereinigung mit 
Sranfreih (9. Die Schweiz würde etwa zwei Departemente 
ber großen Republif bilden. Die Natur verweigert Euch aber 
auch diefen Ausweg. Große Bergfetten fcheiden Euch von dem 
Tyrol, von Stalten und von Frankreich ab. Ihr follt Feine 
thätige Rolle in Europa fptelen. Ihr bevürft der Ruhe, der 
Unabhängigkeit und einer von allen Euch umringenden Mädy- 
ten anerkannten Neutralität. Seitdem Wallis von Euch ges 
trennt und der Simplon für Frankreich offen if, fteht diefen 
Erfordernifien nichts mehr entgegen. 

„Wie wollt Ihr eine Zentralregierung bilden? Dazu bes 
fist Ihr zu wenig ausgezeichnete Männer. Schon einen tüdhs 
tigen Landammann zu finden, würde Euch ſchwer genug fallen. 
Südliche Ereigniſſe haben mich an die Spige der franzöftfchen 
Regierung berufen, und doch würde ich mich für unfähig hals 
ten, die Schweizer zu regieren. 

„Wäre der erfte Landammann von Züri, fo wären bie 
Berner unzufrieden; wählt Ihr einen Berner, fo fchimpfen die 
Zürdyer. Wählt Ihr einen Broteftanten, fo widerftreben alle 
Katholifen und fo wieder umgekehrt. Wählt Ihr einen Reichen, 
fo macht er Neidiſche; wählt Ihr einen verbienftvollen Unbes 
mittelten, fo müßt Ihr ihn ftarf bezahlen, fol er einiger Ach⸗ 
tung genießen. Solltet Ihr aber auch alle Erwünfchte finden 
und ich würde Etwas von Eurem Landammann fordern, was 
er mir nicht gewähren wollte, fo würde ich ihm mit der Abs 
fendung von zwanzigtaufend Mann brohen und er müßte ges 
horchen. Muß ich mich hingegen an die einzelnen Kantone wen» 
den, fo wird der Entſcheid von einer Behörbe zur andern ges 
f&hoben; jede deflinirt gegen mich ihre Kompetenz und antwortet 
mir: Kommt, eflet unfre Berge. Zuletzt muß die Tagfagung 
einberufen werben; dazu bedarf e8 zweier Monate "Zeit und 
während diefes Verfchubes zieht das Gewitter vorüber und Ihr 
fein gerettet. Hierin liegt die wahre Politif der Schweiz. 

„Ich fpreche zu Euch, als wäre ich felbft ein Schweiger. 
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Für feine Staaten ift Die Föderation ungemein vortheilhaft. Ich 
felbft bin ein geborner Bergbewohner; ich kenne daher den Ge⸗ 
birgsgeiſt. Nur feine Einheit, feine Truppen, feine Zentral⸗ 
Finanzen, feine Zentralabgaben, feine diplomatiſchen Agenten 
bei den andern Mächten und damit habt ihr ſchon mehrere 
hunderttaufend Franken erfpart. 

„ Die Schweiz fol fi darauf befchränfen, ihre innern Ans 
gelegenheiten wohl zu verhalten; fie fol der dreifachen Gleich⸗ 
heit ver Kantone je eines zu dem andern, der Städtebewohner 
je eined zu dem andern, ber Stäbter und der Landleute ge⸗ 
nießen.” 

In der Konferenz vom 29. Jänner 1803 äußerte er: „Ihr 
hättet das Einheitsfyften bei Euch haben fönnen, wenn bie 
urfprüngliche Difpofition Euerer gefellfchaftlichen Elemente, die 
Elemente Euerer Gefchichte und Euere Verhaͤltniſſe zu den frems 
den Mächten Euch dazu geführt hätten; allein diefe brei Arten 
von mächtigen Einflüffen leiteten Euch gerade zum entgegen- 
gefegten Syſteme bin. ine Regterungsform, die nicht das 
Refultat einer langen Reihe von Begebenheiten, Unglüdsfällen, 
Anftrengungen und Unternehmungen eines Bolfes ift, Tann 
niemals Wurzel faflen. Worübergehende Umftände, Intereffen 
des Augenblicks können ein entgegengefehtes Syſtem anrathen, 
ja felbft feine Einführung bewirken, aber es hat feinen Bes 
ftand. — Ihr bedürfet 6000 Mann, um die Zentralregierung 
aufrecht zu erhalten. Und melde Figur würdet Ihr mit diefer 
Armee mahen? Weber fie noch Euere Finanzen wären bes 
trädhtlih genug, um Euch eine Rolle fpielen zu laſſen. Ihr 
würdet immer ſchwach und Euere Einheit ohne Anfehen fein. 
Umgekehrt iſt die Schweiz als Föperativftaat in den Augen 
Europas immer intereffant geweſen und kann es als folcher wies 
ber werben. Beſſer noch als eine Zentralregierung zu haben 
nn Euch, Franzofen zu werden 1).” 

Misgrif N Die Vermittlung Napoleons litt hauptfächli an einem 
diation als bios 
a Hal 

1) v. Muralt Leben Reinharbs. S. 90 ff. M&moire sur le con- 
sulat, par un ancien conseiller d’etat. p. 357. Helvetia Br. VIII. 
©. 154 ff. 


‘ 
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Fehler, deſſen Nachwirkungen fpäter ihren Sturz zur Folge hats 
ten. Der Bermittler hatte die Eigenthümlichfeit der Schweiz 
erfannt und hergeftellt; infofern war er ſchweizeriſcher gefinnt, 
al8 die meiften damaligen ſchweizeriſchen Staatsmänner felbft; 
bie von ihm gegebene Berfaflung hatte ein nationaleres 
Gepräge, als diefe ihr verliehen hätten. Aber zugleich beging 
Napoleon den großen Mißgriff, feinem Werk ven Schein eines 
rein franzöfifchen beizugeben, Europa von jeber thätigen 
Theilnahme daran aus zuſchließen und feine Vermittlung an 
feine perfönlidye Herrfchermadht zu fefleln. Nicht ihrer in⸗ 
nern Mängel wegen, fondern um diefer äußern Verhaͤltniſſe 
willen ift die Mediation nach 11 Jahren geftürzt worden. 

Schon der Schweiz felber gegenüber lag darin, daß Napo⸗ 
leon fid) zum alleinigen Mediator aufwarf und äußer⸗ 
lich die befondere Schirmhohelt der franzöftfchen Nation anſprach, 
eine Mißfennung der europäifchen Stellung der Schweiz. 
Es ließ fich diefe Haltung nur unter der Borausfegung recht- 
fertigen, daß der franzöfifchen Nation die Suprematie in Eus 
topa zuftehe, eine Borausfegung, deren Erfüllung Napoleon 
allerdings fpäter verfuchte, indem er das Katferthum ſich ans 
eignete, an deren. Durchführung aber, eben weil fie innerlich 
unmwahr und deßhalb unrechtmäßig war, er und fein neues Reich 
fheiterte. Und felbft dann unter diefer Borausfegung Fonnte 
die Schweiz, deren größerer Theil von deut ſchem Stamme 
und näher mit deutfchem als mit franzoͤſiſchem Wefen verwandt 
ift,, eine derartige völlige Beiſeiteſetzung und Mißachtung ihrer 
Beziehungen zu Deutfchland und zu dem deutſchen Kaiferhaufe 
auf die Dauer nicht ertragen; fie fonnte fich nicht fo ausfchließ- 
lich dem franzöfifchen Einfluſſe, felbft wo er im Ganzen wohls 
thätig war, hingeben. Im ihr felber mußte das verlegte Ras 
tionalgefühl dagegen reagiren. 

Ebenfo war Napoleon in biefer Beziehung den übrigen eu- 
ropäifchen Mächten gegenüber im Unrecht. Es war für dieſe 
geradezu beleidigend, fie von jeder Theilnahme an dem europäls 
ſchen Friedenswerke auszufchließen. England folgte einem rich» 
tigen Gefühl, daß es fich Darüber lebhaft beſchwerte, wenn ſchon 
es unrichtige und halbe Mittel ergriff, um ſich eine würdigere 
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und geachtetere Stellung zu verſchaffen. Oeſterreich und das 
deutſche Kaiſerhaus wurden ebenfalls dadurch empfindlich ge⸗ 
kraͤnkt, und nur die Ermattung nach dem Kriege und die 
Schwaͤche des deutſchen Reiches konnten es erklaͤren, daß Deutſch⸗ 
land eine ſolche Beleidigung ſtillſchweigend und knechtiſch hin⸗ 
nahm. Die hoͤfiſch⸗ergebene Rolle, die Preußen damals ſpielte, 
mußte fpäter dem wieder erwachten deutfchen Rationalbewußtfein 
der Preußen felbft verächtlich vorkommen. 

Wie die Sachen damals lagen, hätte Napoleon diefen Feh⸗ 
ler vermeiden Tönnen, ohne feine That zu gefährden und ohne 
die Mediation unwirffam zu machen. Er hätte den entfcheidens 
den Einfluß doch gehabt, wenn er fihon das übrige Europa 
nicht mit Verachtung behandelt hätte. Mit dem Refultat der 
Vermittlung war die Schweiz zufrieden und Europa einverftans 
den; die Form derfelben war für die Schweiz nicht naturgemäß; 
für Europa beletdigend. Und um diefer Form willen tft bie 
Mediationsverfaflung in demfelben Moment aufgehoben worden, 
als Europa feiner Macht Frankreich und dem franzöfifchen Eins 
fluß gegenüber wieder einiger Maßen bewußt geworden und im 
Stande war, diefe Macht zu gebrauchen. 

Das Wichtigfte war nun die Herftellung der Kantonals 
verfaffungen. Sollte der Föderalismus wieder das Iels 
tende Prinzip fein, fo war die Erneuerung ber füderirten Ein, 
zelftaaten die natürliche Grundlage ded neuen Bundesbaues. 
Mit Recht wendete Napoleon ihr feine befondere Aufmerkfamfelt 
zu. In dem Schreiben an die Konfulta äußerte er ſich fo dars 
über : 

„Die wichtigfte Angelegenheit ift die Feſtſetzung der Or⸗ 
ganifation Euerer Kantone. Iſt einmal diefe geordnet, fo bleibt 
die Beftimmung der wechfelfeitigen Verhältniffe zwifchen denſel⸗ 
ben übrig, oder Euere in der Wirklichkeit ungleich weniger wich⸗ 
tige Zentralorganifation. Weber Finanzen, noch Armee, noch 
die Verwaltung, Nichts kann bei Euch gleichförmig fein. Nie 
habt Ihr befoldete Truppen unterhalten, große Kinanzen könnt 
Ihr Keine befigen; Ihr habt ja fonft nicht einmal beftändige 
diplomatiſche Agenten bei den verſchiedenen Mächten unterhalten. 
Euere Lage auf den Gipfeln der Gebirgsketten, welche Frankreich, 
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Deutſchland und Italien von einander trennen, macht, daß Ihr 
gleichzeitig Antheilanden verfhiedenen Gei— 
ftesrihtungen diefer Nationen nehmet. Die Neus 
tralität Euered Landes, der Aufſchwung Euered Handels und 
eine eigene Haushaltung oder Kamilienverwaltung find Die wah⸗ 
ven Mittel, Euer Bolf glüdlich zu machen und Euere Eriften; 
zu ſichern.“ 

Die Schweiz befand damals aus XIX Kantonen. Die 
XxIII alten Orte wurden mit ihren frühern Gebietögrenzen an« 
erfannt oder hergeftellt, Bern ausgenommen, von dem das 
Waadtland, ald Kanton Leman, und das Aargau getrennt blieb. 
„Die Waadtländer”, fagte der Konful, „find Genoſſen unfers 
Blutes, unferer Sitten, unferer Sprache. Nie würde ich zus 
geben, daß fie Untertanen der Berner würden. Für dieſen 
Zwed allein hätte ich 50,000 Mann aufgeopfert.” Zu jenen 
kamen die Republif SOraubündten oder Rhätien, jedoch 
mit Ausfchluß von Cleven, Beltlin und Wormd, das früher 
bernerifhe Waadtland, der aus bernerifchen und gemeinen 
Herrichaften zufammengefeßte Aargau, St.Gallen, aus 
der Stadt St. Ballen, dem Gebiete der Abtei und den Bogteten 
Rheinthal, Sar, Werdenberg, Sargans, Uznach, Bafter und 
Rapperswyl gebildet, dad Thurgau und das Teffin, die 
itallenifchen gemeinen Vogteien nebft dem Livinerthal umfaſſend. 
Wallis und Neuenburg blieben loögerifien, jenes als 
eine unter franzöfifcher Oberhoheit ſtehende Sonderrepublif, bies 
ſes ein befonderes Fürftenthum bildend und fpäter dem Marjchall 
Bertbier verlieben. 

Mit befonderer Vorliebe behandelte Napoleon die alten, norruifsen 
bemofratifchen Länder Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Kanione. 
Glarus, Appenzell und Graubündten. Im Wefentlichen ftellte 
er hier die alte Verfaſſung, wie fie vor der Revolution gewefen, 
wieder her: „Die demofratiichen Kantone”, fprad er am 
29. Jänner zu den Schweizern, „und ihre Regierungsformen 
find dad, was Euch auszeichnet und die Augen der Welt auf 
Euch zieht. Sie find es, die den Gedanken nicht feft werden 
lafien, Euch mit andern Staaten zu verfchmelzen.” 

So wurden die alten Landsgemeinden und Räthe 
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erneuert, in ihrer Einfachhelt und Natürlichkeit, eine Staat» 
form, welche dem Bolfe verftänblich und lieb war, zu feiner 
fhlichten, feit Sahrhunderten ziemlich gleich gebliebenen Lebens⸗ 
weife befier paßte, als die gebildeteren Yormen ber größeren 
Kantone, und fi durd ihre MWohlfeilheit empfahl. Dadurch 
liegen ſich die Länder audy am eheften mit dem neuen Zuftande 
der Eidgenoſſenſchaft verfähnen, und die Behaglichfeit im eiges 
nen Haufe ließ fie den Verluſt äußerer Herrſchaft und größerer 
Geltung im Bunde allmählig vergeflen. Immerhin aber waren 
diefe demokratiſchen, nicht bloß von Bureaufratie, fondern felbft 
von jedem eigentlichen Beamtenwefen freien, ven Anforderungen 
moderner Staatsdoktrin widerfprechenden Verfaſſungen eine merf- 
wiürdige aus der Vorzeit in die neue Zeit hinüberragende Er- 
fheinung. Es mochte Napoleon eine eigenthümlicdhe Freude 
gewähren, diefe noch Lebendige Ueberlieferung alter Gemeinde⸗ 
freiheit aus dem Schiffbruch der untergehenden Staaten feiner 
Zelt zu erretten und zu bewahren, Hierin vornehmlich Außerte 
fi die Erinnerung an feine eigene Gebirgsheimath und fein 
Verſtaͤndniß der Gefinnungsmweife des Bergvolfs. 

DieSantonemit Alle übrigen Kantone wurden nad dem Repräfentas 
Werfaffung. tivfyftem eingerichtet. Ueberall wurde die geſetzgebende Ges 
walt einem großen Rathe anheim gegeben, deſſen Mitglie- 
der (die Zahlen wechfeln je nach den Kantonen von 45 bis 195) 
theild unmittelbar von den einzelnen Zünften, Streifen over 
Duartieren, in weldye dad Gebiet der Kantone getheilt wurde, 
theil8 mittelbar aus Kandidatenliften bezeichnet wurben. Fuͤr 
Wähler und Gewählte wurde ein Cenſus feftgefeßt, um bie 
ganz vermögendlofen Klaffen und Berfonen fern zu halten. Die 
vormals fouveränen Städte erhlelten fein VBorrecht vor den Lan⸗ 
deskreiſen in der Zahl ihrer Repräfentanten. Ihre Zünfte was 
ren wohl an Volfdzahl geringer ald die Landeswahlbezirke, aber 
meiftend mächtiger an Reichtum. Mittelbar aber wurbe ein 
erhöhter Einfluß der Hauptftädte dadurch geförbert, daß bie 
Wahlen in die Kandivatenliften auf Bürger aus andern Bezir⸗ 
fen beichränft und fo die Aufmerkfamfeit der Lanpbezirfe auf 

angefehene und verdienftvolle Städter hingelenft wurde. 
Sn den Kantonen, für weldhe Napoleon, weil fie neu 
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gebildet waren, die freiefte Hand hatte, weil er weniger durch 
die Rüdfiht auf frühere Rechte und Gewohnheiten befchränft 
war, d. h. in den Kantonen Aargau, St. Gallen, Tefftn, 
Thurgau und Waadt organifirte er die großen Räthe etwas 
fomplizirter, als in den alten Städtefantonen. Auch in dies 
fen Kantonen wählten die Kreife ungefähr einen Drittheil ber 
Mitglieder des großen Rathes direft aus ihrer Mitte, ohne 
daß indeſſen bier für die Gewählten ein Cenſus gefordert ward. 
Das Alter von 30 Jahren war genügend. Fuͤr die übrigen zwei 
Drittheile wurden Kandidatenliſten gebildet aus andern Kreiſen 
und zwar nach. zwei verfchiedenen Prinzipien, dem des Reich» 
thums und dem des Alterd. Für den zweiten Drittheil wurde 
ein bedeutend höherer Cenſus gefordert ald in den andern Kan⸗ 
tonen; Dagegen war dann ein Alter von 25 Jahren für biefe 
Klaſſe zureihend. Die Mitglieder des dritten Drittheils follten 
ein Alter von mindeſtens 50 Jahren haben und daneben noch 
einige® Vermögen befiten. Aus der fo aus reichen und aus 
ältern Männern gebilveten Kandidatenliſte wurden ſodann bie 
wirklichen Mitglieder des großen Rathes, deren es noch bedurfte, 
ausgeloost. 

In dieſen Repräfentativfantonen wurde auch die Regierungs⸗ 
gemalt von der richterlichen getrennt. Kleine Räthe, wels 
he in den neuen Kantonen nur aus 9 Mitgliedern beftanden, 
in den Altern bis auf 27 Mitglieder anftiegen, hatten zugleich 
die Initiative und Vorberathung für die großen Räthe und die 
oberfte VBollziehung und Verwaltung. Zum Behuf der Rechte, 
pflege wurden Appellationsgerichte für die einzelnen 
Kantone eingeführt. 

Um die neuen Kantonalverfafiungen in Ausübung zu brin- 
gen, wurden für bie einzelnen Kantone befondere Regierungs⸗ 
fommiffionen ernannt und ermächtigt. 


Zugleidy wurde den einzelnen Kantonen ihr früheres Ver⸗ Liquidation. 


mögen, fo weit e8 nody vorhanden war, zurüdgeftellt und Sorge 
getragen, daß die helvetifche Rationalfyuld liquidirt werde. 
Eine mit ausgedehnter Machtvollkommenheit ausgerüftete Kom⸗ 
miffion erhielt den Auftrag, auch die vormals fouverän gewe⸗ 
fenen Städte nach ihren Bebürfniffen mit einem befondern Ge⸗ 


474 Die Mediationsperiode. 


meindegut auszuſteuern. Da dieſe Staͤdte vor der Revolution 

zugleich Stadtgemeinden und Landesherrn geweſen waren, fo 

hatte audy ihr damaliges Vermögen die doppelte Beitimmung, 
ihrer befondern Wirthſchaft und dem allgemeinen Staatözwede 
zu dienen. Die Revolution hatte diefe Güter ald Nationalgüter 
verfehlungen, ohne den ſtaatlichen Beftandtheil in denfelben 
von dem bloß ſtädtiſchen gehörig auszuſcheiden. Auch die 
fogenannte Liquidationsfommiffion, welche von dem Vermittler 
beftellt wurde, zerhleb den Knoten eher, als daß fie ihn zu loͤ⸗ 
fen verfucht hätte. Die Idee der Ausftattung nach Bebürfniß, 
defien Beſtimmung von der Wilführ der Kommiffion abhing, 
eine Idee, welche in der Vollmacht felbft als normgebend be⸗ 
zeichnet worden war, griff da bequem und fe durch, wo eine 
forgrältige Unterfcheidung der Natur und Beſtimmung der eins 
zelnen Vermögendftüde fchwierig oder den vorhandenen Wüns 
ſchen nicht zuträglich erfchien. 

Die fo neu Eonftituirten Kantone in Ihrer Vereinigung bil- 
den die Schweiz. Sie garantiren ſich wechfelfeitig ihre Kenftis 
tutionen, ihr Gebiet, ihre Freiheit und Unabhängigkeit gegen 
fremde Mächte ſowohl als gegen Eingriffe anderer Kantone 
oder einzelner Kationen. 
algemeine Als grundfägliche und bleibende Refultate der Umgeftaltung 

der Schweiz werben folgende angeführt: 

1) Unzuläßigfeit fernerer Unterthanens 
lande. Die vormaligen gemeinen Herrſchaften hatten nunmehr 
Selbftändigkeit errungen. Als neue Republifen traten fie num 
den Altern Republifen gleichberechtigt zur Seite. 

2) Aufhebung aller Privilegien, des Wohns, 
orts oderder Geburt, fowie einzelner Berfo- 
nen und Familien. Die Erhebung der Landbürger zu 
politifcher Vollberechtigung glei den Stadtbürgern und bie 
dauernde Befeitigung eines bevorrecdhteten erblichen Patriziats 
in den Städtefantonen, wo ein foldyes vor der Revolution bes 
ftanden hatte, dad war ed, was man in der Schweiz vornehm⸗ 
lich unter der polttifhen Rechtsgleichheit verftand. 
In beidem lag die Anerfennung innerlich veränderter Berhaͤlt⸗ 
niſſe und umgewandelter Begriffe, die indirekte Anerkennung 
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auch der franzoͤſtſchen Revolution und ihres Einfluffes auf bie 
Schweiz. 

3) Einführung freier Niederlaffung der Schwei⸗ 
zer in allen Kantonen. Napoleon wußte, daß die auf Erhal⸗ 
tung ihrer Eigenthümlichfeit eiferfüchtigen Urkantone dieſem 
®rundfag beſonders abgeneigt waren, und fuchte fie mit ber 
zweifelhaften Bemerkung zu beruhigen, daß Niemand fo letdht 
Luft haben werde, ſich bei ihnen anzufiedeln. 

4) Freier Umlauf der Xebensmittel, des 
Biehs und der Handelswaaren, Befeitigung 
aller Zölle im Innern der Schweiz Grenzölle 
werden geftattet, aber nur unter Genehmigung der Tagſatzung 
und nur zum Beften der Grenzkantone. Borbehalten waren ins 
defien die zur Unterhaltung von Straßen und Brüden beſtimm⸗ 
ten Zölle, ein Vorbehalt, unter welchem man nicht bloß wahre 
Weges und Brüdengelver, fondern auch wirkliche Zölle einzus 
fhmuggeln wußte. 

5) Die Tagfagung fol für einen gleihmäßigen Ih weis 
zerifhen Münzfuß forgen. 

6) In Erneuerung der Grundfäge der alten Bünde wurde 
den Kantonen unterfagt, PBerfonen, weldhe in einem Kanton 
gerihtlih verfolgt werden, Schu und Zufludt 
zu gewähren. Eine Ausnahme zu Bunften der politifchen Ver⸗ 
brecher wurde nicht geftattet. 

7) Alltanzen einzelner Kantone unter ſich oder mit einer 
fremden Macht find unterfagt. 

8) Berantwortlidfeitder Kantonalbehör; 
den. Um den Bundesgefehen Gehorfam zu fihern, wird ans 
georonet, daß die Regierung oder der geſetzgebende Körper eines 
Kantons wegen Verlegung jener Gefebe der Auflehnung anges 
klagt und vor ein aus den Präfidenten ber Kriminalgerichte der 
übrigen Kantone gebildetes Tribunal gezogen werben könne. 

Sehr einfach wurde die Bundesleitung geordnet. Sechs Tre Direltsrial- 
Kantone, deren Hauptſtaͤdte beſonders geeignet ſchienen, bie * um dan. 
Tagfatzung bei fi) aufzunehmen, wechfelten jährlih als Di⸗ 
reftortalfantone ab, nämlih: Freiburg, Bern, 
Solothurn, Bafel, Zürth und Luzern. Das 
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Standeshaupt des Direftorialfantons (der Schultheiß oder Bürs 
germeifter) erhielt den glüdlich gewählten Titel eines Land» 
ammanns der Schweiz. Der Landammann der Schweiz, 
obwohl zunächft aus der Regierung eines Kantons hervorgegan⸗ 
gen und in dieſer Kantonalftelung verbleibend, ftellt den ges 
fammten Bundesförper der Eidgenofienfchaft in nationaler Spike 
dar. Ihm ward das Siegel der Republif (nach einem Befchluß 
ver Tagſatzung vom 5. Heumonat 1803 ftellt dasfelbe einen 
alten’ Schweizer mit Schild und Spieß dar. Auf dem Schilde 
ftanden die Worte: Neunzehn Kantone; die Umfchrift lautet: 
Schweizerifche Eipgenofienfchaft 1803) anvertraut, an ihn wers 
den bie fremden Gefandten verwiefen. Alle diplomatifchen Ver⸗ 
handlungen follen durch ihn vermittelt werden. Er macht der 
Tagfapung die nöthigen Mittheilungen über die Bundesanges 
legenheiten. Im Intereſſe ver Aufrechthaltung innerer Ordnung 
gegen Empörung darf er auf Anfuchen der Regierung oder des 
großen Rathes eines Kantons und nach eingeholtem Gutachten 
der Regierung des Direktorialkantons Truppen aus andern Kan⸗ 
tonen dahin marfchiren laſſen. Ohne feine Einwilligung aber 
darf fein Kanton mehr als 500 Mann Truppen aufbieten. Bei 
Streitigfeiten unter den Kantonen ernennt er Schiedsrichter oder 
verweist die Sache an die nachſte Tagſatzung. Er warnt die 
Kantone, wenn innere oder äußere Gefahr droht, und kann die 
oberften Gewalten der Kantone verfammeln lafien, um ihnen 
Mittheilung zu machen. Die Oberaufficht über Straßen, Wege 
und Zlüffe übt er aus. Seine Unterfchrift ertheilt den öffent: 
lichen Aften den Charakter von Nationalaften. 

Das Inftitut des fehmweizerifchen Landammanns war durch» 
aus neu und eigenthümlih. Es mochte an die Stellung ber 
Bürgermeifter und Lanbammänner der Städte und Länder im 
vierzehnten Sahrhundert erinnern; entfprungen war ed aber in 
diefer hervorragenden Bedeutung aus der höhern Stellung bed 
Bermittlers, der in dem Landammann gewifler Maßen fich fels 
ber als nationalen Chef ver Schweiz wieder fah. Ihm verdankte 
der Landammann hauptfächlich fein Anfehen und feine Gewalt. 
An ihn lehnte er fi, wenn Gefahren aufftiegen, auf ihn berief 
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er fi, um feinen Verfügungen Nachdruck zu geben; mit deſſen 
Zorn drohte er den Widerfpenftigen. 

Immerhin vermochte ein ausgezeichneter Mann als Land- 
ammann Vieles zu leiften. Bor allem aus aber fand in ihm 
die Schweiz eine würbige Berfontfifation ihrer Würde und Ehre 
wie ihrer Einheit im BVerhältniß zu den Mächten und einen 
Halt für die Wahrung des Innern Friedens. Und obwohl die 
Einheit des Amtes der fonftigen Angewöhnung an kollegiale 
Regierungsbehörden und zwiefache Standeshäupter widerfpradh, 
fo hatte dasfelbe doch feiner kurzen Dauer und der Wahl wes 
gen, worauf es beruhte, einen republifanifhen Charafter. 
Gegen Mißbrauch fiherten das Anfehen der abgetretenen Land⸗ 
ammänner, welche in ſchwierigen Faͤllen zu Rail; gezogen wur⸗ 
den, die Belorbnung des eidgendffifhen Kanzlers, 
der als ftätiger Chef der Kanzlei mit ver Natur und der Tra- 
dition der Bundesgeſchaͤfte befonders vertraut war, und mit dem 
der Landammann fich täglich ind Vernehmen zu fehen gendthigt 
war, und die höhere Macht der Tagſatzung. 

Die Tagfagung if wie von Alters her der Ausdruck Tasſatung. 
der fchweizerifchen Eidgenofienichaft. Jeder Kanton ward auf der⸗ 
felben durdy eine Geſandtſchaft vertreten, der Direktorial⸗ 
fanton durch den Landammann der Schweiz, welcher fo aller- 
dings eine Doppelftelung inne hatte, indem er einerfeits Stell- 
vertreter feines Kantons und in anderer Beziehung wieder 
Stellvertreter der gefammten Schweiz war. Die Abgeordneten 
der größern Stantone, weldye über 100,000 Seelen Bevölferung 
hatten — als ſolche wurden Bern, Züri, Waadt, St. Gallen, 
Yargau und Graubündten bezeichnet — erhielten jeder zwei Stim- 
men, die übrigen jeder nur eine Stimme. Es war das der 
einzige formelle und eher fiheinbare als wirkliche Vorzug der 
größern Kantone, denn die Vermehrung ihres Stimmrechtes im 
BVerhältniß zu den übrigen Kantonen war kaum geeignet, der 
daraus entfpringenden Eiferfudht und der mißtrauifchen Abfon- 
derung der Heinern Kantone die Waage zu halten; die äußere 
Gleichheit aller Kantone im Bunde war immerhin das Grund» 
prinzip geblieben. Einzig der Tagfatung fland es zu, Krieg zu 
erklären, Frieden zu fchließen und Bünpnifle einzugehen, Doch 
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waren dazu drei Viertheile der Stimmen nöthig. Auch Handels, 
traktate und Militärfapitulationen gehen von ihr aus. Sie 
verfügt über die Truppenfontingente der Kantone, ernennt den 
General der Bundedarmee und trifft alle nöthigen Maßregeln 
im Intereſſe der Sicherheit und Ruhe der Schweiz nach Außen 
und im Innern. Sie entfcheidet audy über Streitigkeiten unter 
den Kantonen, wenn die Schiedörichter ſolche nicht beilegen 
fönnen. In diefer Beziehung find die Gefandten ald Richter 
nur an bie Stimme ihres Gewiflens und ihrer Einficht, nicht 
an Snftruftionen gebunden. Im Uebrigen erhalten fie, als Ges 
fandten der Kantone, von diefen die nöthigen Snftruftionen. 

Ein Kanzler und ein Staatsfchreiber, von der Tags 
fagung auf 2 Jahre, aber mit Wiederwählbarfeit und daher in 
der Regel auf längere Zeit gewählt, von den Direftorialfantonen 
befolvet, beforgen die Protofolle und die Kanzleigeſchaͤfte. 

Die ganze neue Konftituirung der Kantone und ded Bun⸗ 
des wurde unter den Schuß des Vermittlers gefellt. 
Er garantirte die Berfaflung der Schweiz „gegen die Feinde 
ihrer Ruhe, wer fie auch ſeien“. Frankreich hatte in den letz⸗ 
ten Sahrhunderten allerdings den größten Einfluß geübt auf 
die Politif auch der Schweiz. Napoleon gab diefer Ueberlegen- 
heit nun eine beftimmte Korm. Zwar erfannte er die „Reus 
tralität“ und die Selbftändigfeit der Schweiz aus⸗ 
druͤcklich an; aber er begründete doch zugleich eine enge Ver⸗ 
bindung der Schweiz mit Sranfreich und eine Art von Schirm⸗ 
hoheit des franzoͤſiſchen Staatsoberhaupts über die Schweiz. 
Die lebtere erinnert fehr an die Beziehung des deutfchen Kai⸗ 
ſers zu der felbftändig gewordenen Eidgenofienfchaft zu Anfang 
des XVI. Sahrhunderts, wie denn überhaupt Napoleon darnach 
firebte, die von den Deutfchen verwahrloste Kaiſeridee wiederum 
al8 deren Bertreter zu beleben. Unter dem anfprudhlofen und 
wohlmwollenden Titel eines Vermittlers der Schweiz barg 
er auch den Charakter eines mächtigen Schirmberrn. 

Mit Offenheit und im Gefühl der Uebermacht äußerte er 
fich Schon bei den erfien Begegnungen mit der Konfulta in Pas 
ris über die Intereflen und Sorderungen der franzöfifchen 
Politik: „Europa hat ſtets die Politik der Schweiz als in» 
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tegrirenden Theil der Politik Frankreichs, Savoyens und bed 
Mailändifchen betrachtet, indem für die Schweiz die Lebens, 
frage, das ob und wie, unbedingt an die Sicherheit biefer 
Staaten geknüpft if. Es ift Frankreich erfte, unerläßliche 
Pflicht, zu wachen, daß Fein feindfeliges Eyftem bei Euch auf- 
fomme, feine feinen Feinden ergebene Perfonen 
an die Spike Eurer Angelegenheiten gefegt werden. Es iſt nicht 
allein nothwendig, daß Feine Beunruhigungen in Betreff des⸗ 
jenigen Theils unferer Gränzen, der offen flieht und den Ihr 
bededt, Statt finden, fondern auch, daß wir die Ueberzeugung 
erhalten, es werde, im Fall Euere Neutralität durch Uebermacht 
verletzt würde, der gute Geiſt Euerer Regierungen und das Ins 
terefie Euerer Ration Eu eher aufdie Seite Frank— 
reih8 als feiner Gegner führen.” — „Der Friede und 
die Ruhe von vierzig Millionen Menfhen, Euern Nachbarn, 
ohne welche Ihr weder ald Individuen leben (?) nody ald Staat 
beftehen Eönntet, werfen ein großes Gewicht in die Wagſchaale 
der allgemeinen Gerechtigfeit. Nichts, was diefe betrifft, darf 
fid) bei Euch feindfelig, Alles muß fi mit ihnen harmoniſch 
geftalten. Euer erftes Intereffe, Euere erſte Bolitif, Euere erfte 
Pflicht fol, wie während aller voran gegangenen Sahrhunderte, 
darauf gerichtet fein, nicht nur nichts zu verſprechen, fondern 
nichts auf Euerm Boden zu dulden, das den Snterefien, der 
Ehre, dem Vortheile des franzöfifhen Volkes mittelbar oder 
unmittelbar nadhtheilig fein Eönnte.“ 

In der That in dieſen Heußerungen zeigten ſich die Keime 
zu fpäterer frangöfifher Oberherlichkeit deutlih. In e 
dem Kalfer Napoleon aber hatte diefe Gefahr für die Schweiz 
ihre höchfte Spitze erreicht. Seither trat fie mehr zurüd, und 
der deutſche Charakter der Eingenoflenfchaft wieder mehr in 
den Vordergrund. 

Eine der erften Handlungen der neu Fonftituirten Schweiz Defenftoallian; 
war die Eingehung einer Defenfivallianz mit Sranfs 
reich auf 50 Sabre, vom 27. September 1803 9. Der ewige 
Friede von 1516 wurde demjelben wieder zu Grunde gelegt. 


3) Repertorium der Abſchiede der eidgenoͤſſiſchen Tagſatzung von 1803 


Milttär- 
Kapitulationen. 
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Die franzöfifche Republik verfpricht im Intereſſe der Uns 
abhängigfeit und Sicherheit ver Schweiz ihre freundliche Unter- 
ftüßung (ses bons offices) bei den Mächten zu verwenden, das 
mit diefelben die Neutralität und Rechte der Schweiz achten. 
Wuͤrde die Schweiz angegriffen, fo wird Frankreich auf feine 
Koften diefelbe vertheidigen helfen, jedoch nur auf ausbrüdliches 
Begehren der Tagfabung. Würde Frankreich angegriffen, fo 
fteht e8 demfelben zu, außer den fapitulirten Schweizerregimen- 
teen noch bis auf 8000 Schweizer zu werben, es wäre denn, 
daß die Schweiz felber im Krieg oder damit bedroht wäre. Keine 
der beiden Mächte fchließt einen Frieden, wenn einmal der Fall 
der Hülfeleiftung eingetreten, ohne Vorwiſſen der andern und 
ohne diefe darin zu begreifen. Die Schweiz erhält und übers 
nimmt jährli) 200,000 Zentner franzöfifches Salz, um feinen 
hoͤhern Preis als den die Franzofen zahlen. Zu Belebung des 
Verkehrs wird für die Verbindung von Genf mit dem Rhein 
und der Rhone durch Waflerftraßen Sorge getragen. Die Bürs 
ger beider Staaten werden mit Rüdfiht auf Handel und Tranfit 
den begünftigtern Nationen gleich gehalten. Gegenfeitiges Ries 
derlaffungsredht wird anerkannt. Verbrecher (auch politifcdye) 
werden auögeliefert. 

An demfelben Tage wurde eine Mititärtapitula- 
tion zwiſchen der Schweiz und Frankreich abgefchlofien, in 
Folge welcher die franzöfifche Republif 16,000 Mann Schweizer- 
truppen in Folge freier Werbung in ihren Sold nehmen barf. 
Die Generale, Oberften, Batalllonschef8 und Majore ernennt 
der erfte Konful frei aus den ſchweizeriſchen Offizieren. Die 
Schweizertruppen dürfen nur auf dem Feſtland verwendet wers 
den und behalten ihre eigene NRechtöpflege und freie Religions- 
übung. Geräth die Schweiz felber in Noth, fo kann fie bie 
Truppen ganz ober theilweiſe zurüd verlangen. 

Ein fpäterer Bertrag vom 28, März 1812 rebuzirte die 
Kapitulation auf 12,000 Mann. 

Eine fernere umfaflende Militärfapitulation ging die Schweiz 


bis 1813, nebft einem Bande Urfunden. Bern 1842, bearbeitet von dem 
eidgenoͤſſiſchen Kanzler Amrhyn. 
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unterm 2. Auguſt 1804 für fünf in Spanien dienende Schweizer: 
regimenter mit der Krone Spaniens ein. 

Die gefammte Gefepgebung war nun wieder den einzelnen Bundesbefäläff 
Kantonen anheim gefallen. Bundesgefebe wurden nur fehr we⸗ = 
nige erlaflen, vornehmlich foldhe, welche ſich auf die Einrichtung 
der Bundesbehörden bezogen; einige allgemeine Maßregeln fuchte 
man auf dem Wege des Bertrags unter den Kantonen, der fos 
genannten eidgendffifhen Konkordate durchzuführen. 

Dahin gehören: die erneuerte Beftätigung des alteidgenöffi- 
hen Orundfages, daß der feßhafte aufrechtfiehende Schuldner 
vor feinem natürliden Richter (ded Wohnorts) gefucht werden 
müffe; die Beftimmung, daB zwar die Kantone die Schulds 
betreibung reguliren können, alle Schweizer aber dabei gleich 
gehalten werden follen; über gleihe Behandlung der Schweizer 
in Kontursfällen; über Heirathen von Schweizern und Schwei- 
zerinnen aus verfchiedenen Kantonen und Anerkennung des 
Grundfages, daß die Frau das Bürgerredht ihres Ehemanns 
erhalte; über die Rechtmäßigkeit Fonfeffionell gemifchter Ehen ; 
über Berfolgung und Auslieferung von Verbrechern und Stellung 
von Fehlbaren in Polizetfällen; über Heimathörecht und Nieder⸗ 
laſſungsverhaͤltniſſe. 

Die große Erhebung Europas gegen die franzöfifche Welts Apſpetung ber 
herrſchaft erfaßte auch die Schweiz. No am 20. November 
forderte die Tagſatzung dad Schweizervolf auf, zugleich mit der 
Behauptung der Neutralität, auch „die gegenwärtige Verfaſſung 
zu erhalten”. Napoleon in feiner Bebrängniß erfannte die 
fhweizerifche Neutralität bereitwillig an; die verbündeten Mächte 
aber glaubten diefe Rüdficht einem Staate nicht ſchuldig zu fein, 
der ausfchließlich von dem franzöfifchen Kalfer feine Organifa- 
tion erhalten hatte und unter defien faktiſcher Schirmhohelt ges 
flanden war. Nur der Kaifer von Rußland antwortete der 
ſchweizeriſchen Geſandtſchaft befriedigend, die übrigen Alliirten 
ausweichend. Die Generale drängten dahin, fih um die Neu⸗ 
tralität der Schweiz in diefem Augenblick nicht zu befümmern. 
„Die Neutralität werde,“ äußerten die Bevollmädtigten ber 
Mllirten, „an dem Tage anerfannt, an dem die Schweiz ihre 
wirkliche Freiheit und Unabhängigkeit wieder erlangt haben werde,“ 

Bluntſqhli Bundesredt. 31 
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Der gewaltigen Strömung vermochte Die Schweiz nicht zu wis 
verftehben, zumal in threm Innern felber reaftionäre Elemente 
ſich regten. 

Am 21. Dezember marfchirten die Deftreicher durch Bafel 
hindurch über den Rhein. Am 22. erflärte der Große Rath 
von Bern die Mediationsverfaffung für aufgehoben, am 24. Des 
zember betrachtete der Rath von Schwyz dieſelbe als erlofchen. 
Das Gefühl der großen Umgeftaltung machte ſich mit folcher 
innerer Nothwendigkeit geltend, daß Fein einziger Kanton bie 
Aufrechthaltung der Mediationsverfaffung für möglich hielt, auch 
die neuen Kantone nicht dafür einftehen wollten. In diefem 
Momente zeigte fih das große organifche Gebrechen ihres eins 
feitig und ausfchließlich franzöfifchen Urfprungs. Nicht an in» 
nern Gebredhen ift fie untergegangen, fondern an diefem äußern 
Mißverhältnig. Der Sturz ihres Schöpfers 309 als unvermeid- 
liche Folge auch ihren Ball nad) ſich. 








Sehntes Buch. 


I na 


Die Zeit ver Bundesverfaflung 


vom Jahr 1815. 


Neunundzwanzigſtes Kapitel. 


Errichtung und Inhalt der Bundesverfaflung 
vom 7. Auguft 1815. 


Bartetfpaltungen unter den Ständen. — Verhandlungen fiber eine neue 
Bundesverfaffung. — Haltung der Mächte. — Anerkennung der Neu⸗ 
tralität. — Die Bundesverfaffung vom 7. Auguft 1815. — 
Grundfäge. — Organismus. — Die Kantonalverfaffungen. 
Die alten Stäptefantone. — Die demokratiſchen Länder. — Die 
neuen Kantone. 


Die Form der Mediationsverfaffung war zufammengebrochen en 
in Folge ver ftarfen Stöße von Außen. Die durch diefelbe zur der Shänen. 
Anerkennung gebrachten Refultate der neuen Zeit aber hatten 
Lebendfraft genug in fih, um auf Zortbeftand Anſpruch zu 
machen. Die von dem Landammann Reinhard im Dezember 1813 
nach Zürich berufene Tagfagung, welche die Mediationsver⸗ 
faffung als erloſchen erklärte, ſprach ſich doch zugleich für bie 
Fortdauer der drei Hauptgrundfäße derfelben aus: 1) für bie 
Bundesberechtigung auch der neuen Kantone („berjenigen, 
welche bereits feit einer langen Reihe von Jahren Bundesglie⸗ 
der geweſen find“) neben den „alten eidgenöffifchen Ständen”; 

2) dafür, „daß Feine mit den Rechten eines freien Volkes 
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unverträgliben Unterthbanenverhältntffe hergeftellt 
werben ſollen“; 3) für Herftellung einer alle Kantone 
vereinigenden gemeinfamen Bundesverfaffung. 
Bon biefer Tagfagung waren indeflen die Stände Bern, 
Hreiburg und Solothurn, in weldhen eine eifrige pa⸗ 
triziſche Neaftionspartei die Oberhand erhalten hatte, fern ges 
blieben. Während der alte Vorort Zürich fich der modernen 
Entwidlung des eidgenöffifhen Bundeslebens entfchieven an⸗ 
nahm, trat Bern an die Spige einer Reaktion, welche voraus 
wieder den alten Rechtszuſtand vor 1798 herzuftellen verfuchte, 
und forderte „die Zufammenberufung einer Tagfahung der 
XI alten Orte“ als die allein rechtmäßige Bundesgewalt. 
Nur die Hoffnung ließ Bern durchſchimmern, „allenfalls 
auch neue Glieder unterdenangemeffen ſchei— 
nenden Bedingungen in den Bund aufzuneh— 
men” und nad) Bebürfniß die Verbindung enger zu knüpfen. 
Im Ernfte dachte man in Bern an Erneuerung der alten Herr⸗ 
ſchaft über dad Waadtland und den Aargau. Es gelang Bern 
fogar, aht alte Orte (bie Urfantone, Luzern und Zug ges 
fellten fid) momentan jenen drei Städten bei) zu Luzern zu 
einer Gegentagfabung gegen die zürcheriſche, nun 
auf eilf Stände rebuzirte Tagfapung zu verfammeln. Das 
Syſtem der Legitimität, welches die ganze feit der Revo- 
Iution erlebte Gefchichte als nicht gefchehen oder wenigftens als 
ohne rechtlichen Einfluß behandelte, weil diefelbe ſich nicht nach 
feinen formellen Rechtsbegriffen bewegt hatte, diente nun einer 
herrfchend gewordenen abfolutiftifchen Partei zur Vertheidigung 
ihrer Anfprüce und Liebhabereien und gewann durch fie eine 
praftifche Bedeutung. Aber es war Doch im neunzehnten Sahrs 
hundert nicht möglich, das achtzehnte wieder zu beleben, und 
Die umgewanbelten neuen Verhältniffe waren doch ftärfer als 
bie Gelüfte und Erinnerungen aus einer untergegangenen Bors 
zeit. Die Macht der Gefchichte ift nicht auf frühere Zeiten bes 
Ihränft, fie wirft ohne Unterbruch fort audy in die Kolgezeiten 
hinein, und nur was tobt ift, pflegt fie zu begraben. Die Tags 
fagung der alten Orte, an der von den alten Orten ſelbſt Zuͤ⸗ 
sih, Glarus, Bafel, Shaffhbaufen und Appen- 
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zell fich beharrlich nicht betheiligten, hielt ſich nicht. Die 
verbündeten Mächte, weniger befangen in ihren Anfichten über 
bie veränderte Weltlage, erklärten beftimmt, fie werden nur die 
Berfammlung fämmtlidher neunzehn Kantone als die 
rechtmäßige Repräfentation der Schweiz anerkennen. Enblich 
fügten fid) auch Bern und Freiburg der Innern Nothwendigfeit 
der Umflände. Am 6. April 1814 war die Tagfabung in Züri) 
vollftändig von allen neunzehn Kantonen befhidt. 

Schon im Februar hatte die in Zürich verfammelte Tag- aber ee abe 
fabung den Entwurf einer neuen Bundesverfafiung berathen, Bun 
Schon damals war die Schwierigfeit einer neuen Vereinbarung 
fühlbar geworden. Durch den Eintritt der renitirenden Stände 
in die Tapfagung wurden die innern Gegenfäge weit fchärfer 
ausgeprägt. Es war zwar Vieles gewonnen, daß die Außere 
Spaltung der Schweiz in zwei Tagfatungen gehoben war; um 
fo herber aber offenbarte ſich nun die innere Spaltung ber 
Meinungen und Tendenzen im Schooße der Tagfabung. Wie⸗ 
derum mußten Waabt und Aargau vorerft für ihre ganze felbs 
ſtaͤndige Eriftenz kaͤmpfen, und mehr ald einmal drohte bie 
Leidenfchaft der Parteien im Bürgerkrieg loszubrechen. Neben 
der Anerfennung der neuen Kantone regten auch die verfchies 
denen Anſichten über die Bildung und Macht der Zentralgewalt 
fehr auf. Die demofratifhen Kantone befonders wollten die 
Souveränität der Kantone moͤglichſt unbefchränft anerkannt 
wiflen und waren jeder Fräftigeren Zentralifation, von der fie 
unbequeme Einmifhung in ihre Innern Angelegenheiten ober 
Unterdrüdung fürdhteten, entfehieden abgeneigt. Die Meinung, 
daß die alten Bünde, nun auf einige neue Glieder ausgedehnt, 
genügen, wurde audy in Zürich wieder verfochten. 

Die europäifchen Mächte nahmen an der neuen Konftituirung on 
der Schweiz zunächft nur einen mittelbaren Antheil. Sie waren 
weit von dem Gedanken entfernt, wie das früher Napoleon ges 
than, jelber über die Verfafiungsbeftimmungen zu entfcheiden, 
oder auch nur die Berathungen der Schweitzer zu leiten und im 
Einzelnen zu fontrolliren. Sie ertheilten wohl gelegentlid, Raths 
fchläge und Ermahnungen,, die indeflen keineswegs fehr bereit- 
williges Gehör fanden. Hätte Die Tagfagung den Räthen der 


336 Die Zeit ber Bundesverfaffung som Jahr 1815, 


fremden Gefanbten gefolgt, fo wäre Die Bunbesverfafiung jeden: 
falls zentraler geworden und hätte den Erforverniffen der neuen 
Zeit in höherem Maße Rechnung getragen. Worauf die Mächte 
aber voraus und ernftlicher drangen, war, daß die Konſtitui⸗ 
rung in möglichfter Bälde zu Stande fomme, damit wieder ein 
geregelter Rechtözuftand da fe. Der Inhalt der Verfaffung 
felbft war das freie Erzeugniß der Schweizer felbft. 
Schon der erfte Bariferfrieve vom 30. Mai 1814, in wel: 
chem die Grenzen derfelden Frankreich gegenüber in einer für 
die Schweiz günftigen Weiſe bezeichnet und Genf wieder mit 
diefer vereinigt wurde, hatte den Sat enthalten: „Die Schweiz, 
ald unabhängiger Staat, wird fich felbft zu regieren fortfahren.“ 
Der Wienerfongreß, in der Abficht, auch die innern Territorial⸗ 
ftreitigfeiten der Schweizerkantone zur friedlichen Ausgleihung 
zu bringen, hatte Bevollmädhtigte der Schweiz nad) Wien be 
rufen und derfelben einen Vergleich vom 20. März 1815 vors 
gefchlagen, in welchem 1) der unverlesgte Beftand der 
neunzehn Kantone, wie fid diefelben am 13. Dezember 
1813 (alfo nody zur Zeit der Mediationsverfaſſung) als Staats⸗ 
förper befanden, als die Grundlage des fchweizerifchen Bundes- 
fuftem® anerfannt; 2) das Wallis, das Gebiet von Genf 
und das Fürftentyum Neuenburg als drei neue Kantone 
der Schweiz einverleibt; 3) das Bisthum Bafel den Kantonen 
Dern und Bafel, die Stadt Biel dem Kanton Bern zugetheilt; 
4) zur Erledigung der Anfprüche einiger alten Kantone auf die 
vormaligen gemeinen Herrichaften, ven Kantonen Aargau, Waadt, 
Teſſin und St. Gallen eine Entſchädigung von 500,000 Schwei- 
zerfranfen an bie Stände Schwyz, Unterwalden, Urt, Glarus, 
Zug und Appenzell (Inner-Rhoden) auferlegt und 5) dem Fürft- 
abt von St. Gallen ein Jahrgehalt ausgefegt wurde. Yür den 
Fall der Annahme diefed Vergleichsvorſchlags wurde der Schweiz 
von den acht handelnden Mächten Deftreih, Spanien, 
Sranfreih, Großbritannien, Portugal, Preu- 
Ben, Rußland und Schweden eine Urkunde zugefagt, 
durch welche der Schweiz immerwährende Neutralis 
tät gewährleiftet werde. Nachdem die Schweiz ihren Beitritt 
zu dem vorgefchlagenen Bergleihe am 27. Mat erklärt hatte, 
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wurde ihr von den genannten Mächten die gewünfchte Urkunde 
zugefertigt (20. November). 

Sn diefer Urfunde gewähren die Mächte nicht etwa ber „Anertenmung, 
Schweiz die Neutralität als eine neue Gabe der europälfchen 
Politik, fonvdern, was immerhin für die Schweiz auch von gro- 
ßem Werthe, eine „förmliche und rechtskräftige An— 
erkennung der immerwährenden Neutralität“, welche 
ſchon ſeit Jahrhunderten das natürliche Prinzip der ſchweizeri⸗ 
ſchen Politik in Europa geweſen war, und „gewährleiften ven 
unverleßten und unverlepbaren Beftand ihres Gebietes in fei- 
nen neuen Grenzen, wie foldye theild durch die Urkunde des 
Wienerkongreſſes, theild durch den Barifervertrag vom heutigen 
Tage feftgefegt find.” „Die Mächte anerfennen, daß die 
Neutralität und Unverlepbarfeit der Schweiz, ſo— 
wie ihre Unabhängigfeit von jedem fremden Ein- 
fluß, dem wahren Sntereffe aller europäiſchen 
Staaten entfprede.” Ausprüdlich wird beftimmt, daß aus 
dem Durchmarfche der alliirten Truppen über einen Theil bed 
Schweizerbodens feinerlei den Rechten der Schweiz auf Neus 
tralität und Unverlegbarkeit ihres Gebietes nacdhtheilige Folgerung 
gegründet werden fünne. 

Nach langen Streitigkeiten der verfehiedenen Parteien war Die Punbee- 
endlich am 8. Eeptember 1814 der neue Bundesentwurf von von — 
ſaͤmmtlichen Kantonen, Schwyz und Nidwalden aus 
genommen, ratifizirt worden. Auch Schwyz erklaͤrte unterm 
30. April im Angeſicht erneuerter europaͤiſcher Kriegsgefahr ſei⸗ 
nen Beitritt, den die Landsgemeinde vorher, von der alten Ab⸗ 
neigung gegen das eidgenofſiſche Defenfionalwefen neuerdings 
ergriffen, verweigert hatte. Am 7. Auguſt 1815, nachdem durch 
die Vermittlung des Wienerkongrefſes auch die übrigen Strei⸗ 
tigkeiten ihre Erledigung gefunden hatten, beſchworen die Ge⸗ 
ſandten der XXII Stände die neue Bundesverfaſſung. Einzig 
der halbe Stand Nidwalden war bei dem Bundesſchwur nicht 
vertreten. Innere Unruhen in demfelben, welche eidgenöffifche 
Dazwiſchenkunft erhetfchten, machten auch den Nidwaldnern 
wieder anſchaulich, daß fie außer dem Zufammenhang mit der 
übrigen Schweiz doch nicht beftehen koͤnnen, und noch im Laufe 


Orunzfäge. 
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des Monats Auguft fuchten fie um Aufnahme in den neuen 
eidgenoͤſſiſchen Bund nad, welche natürlich) ohne Bedenken ges 
ftattet wurde. 

Die Mediationsverfaffung hatte die Schweiz keineswegs als 
Bundesftaat organifirt, wenn anders es zu der Idee eine 
Bundesftaates gehört, daß auch die Gefammthelt in ihm als 
ein von den verbundenen Cinzelnftaaten unterfchiedener Staat 
organifirt ſei. Aber durch einzelne Inftitutionen, wie nament⸗ 
lih das Amt des Landammanns, und durch bie anfehnlichen 
Befugniffe, welche fie ihm und der Tagfapung einräumte, hatte 
fie wenigftend in dem alten fchweizerifchen Staatenbunde auch 
für die Entwidlung und den Schuß der gemeinfamen Intereflen 
in höherem Maße geforgt und die Zentralgewalt im Bunde ver: 
ftärkt. Die centrifugale Richtung der Zeit ging nun weiter in 
Hervorhebung der Selbftändigfeit der Kantone und Minderung 
der Zentralgewalt. Es wurden hier wirkliche Rüdfchritte ges 
macht. Schon der erfte Entwurf vom Februar 1814 hatte die 
während der Mediation beftandene Bundesgewalt befchränkt; 
jeder Zortfchritt in der Berathung der Tagſatzung, zumal ſeit⸗ 
dem fi) nun auch die renitenten Kantone ‘mit derfelben vereinigt 
hatten, war zugleich ein Rüdfchritt zu dem frühern Syftem 
ausgedehnter Kantonalfouveränität. Die altariftofratifhen Kan⸗ 
tone Bern und Freiburg, zum Theil auch Luzern und die de 
mokratiſchen Länder, unterftüsten mit Nachdrud diefe Richtung; 
die induftriellern Kantone Bafel, Glarus und Et. Gallen mach⸗ 
ten dad Beduͤrfniß engerer Verbindung wohl in manchen Stüden 
geltend, aber waren nidht ftarf genug, jenen erfiern volles Ges 
gengewicht zu balten. Zürich fuchte voraus eine Vebereinfunft 
herbeizuführen und hielt ſich in vermittelnder Stellung. 

Es war nicht ohne Bedeutung, daß der Kantonalfous 
veränität fhon in dem erften Artifel des Bundes ausdruͤcklich 
gedacht wurde ). Daneben auch der Bundesfouveränttät 


1) Der Entwurf vom 5. Februar fprach nur von „den Kantonen ber 
Schweiz“. Der Entwurf vom 10. Mat fchon mit Abficht von den „fous 
veränen Kantonen“, bie fich verbünden. Vgl. den Abfchien und Stet t⸗ 
ler: Bunbesftaatsrecht der ſchweizeriſchen Gidgenofienfchaft feit 1798. 
Bern 1847, eine ſehr tüchtige Arbeit. 
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oder, wie e8 in der Medlationsverfaffung gefchehen war, ber 
„Föderalautorität“ zu gedenken, burdy welche jene bes 
fhränkt wurde, fiel Niemandem ein. Als Zwed des Bundes 
der fouveränen Kantone wurbe bezeichnet: „Behauptung ihrer 
Freiheit, Unabhängigkeit und Sicherheit gegen alle Angriffe frem⸗ 
der Mächte und Handhabung der Ruhe und Ordnung im Ins 
nern”. Die verfprochene „Gewährleiftung der Berfafiungen, 
fowie diefelben von den oberften Behörden jedes Kantons wer⸗ 
den angenommen worden fein”, erſchien als eine Folge der letz⸗ 
teen Zwedbefimmung. Diefe Gewährleiftung wurde indeſſen 
wieder nicht auf die Mebiationdverfaffungen der Kantone bezo⸗ 
gen, fondern auf die eben im Werfe liegenden Umgeftaltungen 
auch diefer Berfaffungen im Sinne der Reftauration, und mit 
Recht „Uebereinftimmung berfelben mit den Orundfäben des 
Bundesvertrags“ zur Bedingung gemacht. Für die Kontins 
gente der Kantone an Belbbeiträgen und waffenfähiger Manns 
fhaft wurde die Berhältnisffala der Mediationsverfaffung zu 
Grunde gelegt, aber eine Revifion vorbehalten. Als Grundſatz 
für die Bildung der Kontingente wurde das Maß von ziel 
vom Hundert der gefammten Bevölferung angenommen und fo 
die frühern Kontingente verdoppelt. 
Unterthbanenlande beftanden in der Schweiz ſeit 
Langem nicht mehr. Soldye wieder herzuftellen war wohl ein» 
zelnen Abfolutiften zu Sinne gelommen, aber die Unausführ- 
barkeit folder Rüdfehr in untergegangene Zuftände war fo augen» 
ſcheinlich, daß fich doch alle Stände herbeiließen, anzuerkennen, 
daß es in der Schweiz feine Unterthanenlande mehr geben bürfe, 
Dagegen Eonnte man ſich nicht entfchließen, das damit verbums 
dene Prinzip der Mediationsverfaffung, daß ed auch Feine 
politifchen Privilegien des Ortes oder der Geburt, over eins 
zelner Familien mehr geben bürfe, ebenfalls zuzugeftehen. 
Dasfelbe wurde auf die Beſtimmung rebuzirt, „daß der 
Genuß der politifchen Rechte nie Das ausſchließliche 
Privilegium.einer Klaffe ver Kantonsbürger 
fein dürfe”. Damit erhielten die Kantone wieder freie Hand. 
Den vormals fouveränen Hauptftädten und den alten Lands 
ſchaften eine bevorzugte Stellung und fogar das Uebergewicht 
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in ihren Verfaffungen zu fihern. Nur der ohnehin unmöglich 
gewordenen Ausſchließung der übrigen Randestheile von der Res 
präfentation war dadurch eine Schranke gefekt. 

Das Recht der Freien Niederlaffung der Schweis 
zer tn den Kantonen wurde aus dem Bunde befeitigt und freis 
willigen Berträgen ober Entfchließungen der einzelnen Kantone 
überlafien. Bon Ausübung politifcher Rechte der Nievergelaffes 
nen in andern Kantonen war eben fo wenig mehr die Rebe. 
Wohl aber ficherte die Bundeeverfaffung den freien Kauf 
für Lebensmittel, Landederzeugniffe und Kaufmannswaaren umd 
ungebinderte Ausd- und Durchfuhr derfelben von 
einem Kanton zum andern. Nur die erforderlichen Polizeiver⸗ 
fügungen gegen Wucher und fchädlichen Vorkauf wurden vor⸗ 
behalten. Die fpätere Praxis blieb hierin noch bedeutend hin⸗ 
ter dem gewiß nicht übermäßigen Gemeingeifte der Bundes⸗ 
verfaffung zurüd und die Tagfagung war zu ſchwach, um den 
finanziellen Sondergeift einzelner größerer Kantone zu bewältt- 
gen. Die Beftimmungen über das Zollwefen fidherten ven 
beftehenden Zöllen, Weg» und Brüdengelvern ihren Beſtand 
und verlangten für Errichtung neuer Zölle die Genehmigung 
der Tagſatzung. Selbſt die Anregung der Mediationdverfaffung 
auf Befeitigung aller Innern Zölle ging verloren. Das Münz- 
weſen wurde der eidgenöffifchen Verfügung ganz entzogen. 
Bon der Berantwortlichfeit der Rantonalbehörben ges 
gen die Bundeödgewalt ſchwieg man, ebenfo — was inveflen 
praktiſch von geringer Bedeutung war — von der Beichränkung 
ver Kantone in Haltung ftehender Truppen und von der weit 
wichtigern, Truppen in Bewegung zu feßen. 

Die Hare Beflimmung der Mediationsverfaffung, daß 
Allianzen (cd. h. polttifche Buͤndniſſe) eines Kantons mit 
dem andern oder einer fremden Macht unterfagt ſeien, wurde 
im Berhältnig zum Ausland zwar erneuert, aber im Bers 
hältniß der Kantone zu einander durch die unbeftimmtere 
und daher manchen Zweifeln und Streitigfeiten Raum gebende 
Faſſung vertaufcht, Daß „unter den einzelnen Kantonen Feine dem 
allgemeinen Bund oder den Rechten anderer Kan— 
tone nadhtheilige Verbindungen gefchloffen werden 
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dürfen.” Eelbft der Borfchlag des Entwurfs vom 10. Mal: 
nBerträge zwiſchen den einzelnen Kantonen für gegenfeitige bes 
waffnete Unterftügung find aufgehoben“, wurde nicht angenom⸗ 
men. Man erinnert ſich, welche Zweifel über den Sinn biefer 
Beſtimmung in ber fpätern Erörterung über den Sonderbund 
zu Tage traten und aus ihrer Unbeftimmthelt Nahrung fogen. 

Zur Bildung eines eidgenöffifhen Kriegsfon— 
des, aus welchem die Milttärausgaben des Bundes zur Hälfte 
beftritten werden — die andere Hälfte follte jeder Zeit durch 
Beiträge der Kantone herbeigefchafft werden — wurde auf Waas 
ren, weldye in die Schweiz eingeführt werden, aber nicht zu 
den nothwendigften Berürfniffen gehören, eine Grenzgebuͤhr ger 
legt, deren geringer Betrag und Ausbildung — er ließ nur zwei 
Klaffen von Waaren zu, deren eine zu 1 Baben und deren ans 
dere zu 2 Baten auf den Zentner befteuert warb — keineswegs 
an die Zollſyſteme anderer Staaten erinnerte. 

Das alte Bundesſyſtem war vorzüglich auf gegenfeitige 
Hülfeleiftung der Kantone gerichtet. Die Medtationsverfaffung 
hatte eben hier die Befugniffe der Bundesbehörben verftärft und 
die Erfüllung folder Pflicht von gemeinfamem eidgenoͤſſiſchem 
Standpunfte aus zu regeln geſucht. Der neue Bundesentwurf 
bob auch In diefer Beziehung wieder die Rüdficht auf die Kan⸗ 
tonsregierungen vornehmlidy hervor und begünftigte Die Dezen⸗ 
tralifation von Neuem. Er beflimmte, daß im Fall Aäußerer 
oder innerer Befahr jeder Kanton die Mitftände zu getreuem 
Auffehen auffordern duͤrfe. Daß ſolche Befugniß auch dem Vor⸗ 
orte im Intereſſe anderer Kantone zuftehe, wurde nicht gefagt, 
aber immerhin als in der Natur der Verhäͤltniſſe liegend oft 
geübt. Sollten im Innern eines Kantons Unruhen ausbrechen, 
fo durfte die Regierung andere Kantone um Hülfe mahnen. 
Die damit verbundene Rothwenbigfeit der Anzeige an den Bors 
ort ließ zwar die Möglichkeit zu eidgemöffifcher Aufficht und Leis 
tung offen, aber es wurde das Recht des Borortd nicht näher 
beftimmt. Dauerte die Gefahr fort, fo war der Tagfagung, 
auf Anfuchen der betheiligten Kantonsregierung, das Recht 
vorbehalten, die weitern Maßregeln zu treffen. In Yällen Aus 
Berer Gefahr Eonnte zwar auch der bedrohte Kanton von ſich 


Organismus, 
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aus die andern um Hülfe mahnen, aber dann follte der Vorort 
die Tagfagung verfammeln, damit diefe, welcher alle Ber- 
fügungen zur Sicherheit der Eidgenoſſenſchaft zuftehen, das Noͤ⸗ 
thige anordne. Der unabweislichen Befugniß des Vororts vor⸗ 
läufig, bis die Tagſatzung beifammen if, einzufchreiten und 
von fi) aus Verfügungen zu treffen, ift felbft für den Fall 
äußerer Gefahr nicht ausprüdlich gedacht. Den gemahnten Sans 
tonen wird zur Pflicht gemacht, dem mahnenden Kanton Hülfe 
zu bringen, bei innerer Gefahr desfelben auf deflen Koften, bei 
äußerer Gefahr auf Koften der Eidgenoflenfchaft. 

Die Form, unter welcher die neue Bundesverfafiung zu 
Stande kam, war die des freien Bertrages fämmtlicher 
XXII Santone. Sie war ein allgemeiner, alle Stände 
gleihmäßig umfaflender Bund, und darin beftand ihr Gegens 
ſatz zu den mandherlei verfchtedenen Bünden der einzelnen 
Orte in den frühern Zeiten vor 1798. Wie früher wurde nun 
aber auch diefes Bündniß von den Gefandten der Stände be⸗ 
ſchworen, zum erften Dal am 7. Auguft 1815, und fo bie 
Eidgenoffenfhaft im eigentlichen Sinne des Wortes 
erneuert. Auch dieſes fcharfe Hervorheben der Bertragsform 
war einer organifchen Fortbildung des eidgenöffifchen Bundes» 
lebens ſehr hinderlich; denn nicht bloß ward es fehwierig, für 
jeden weitern Schritt neue Vereinbarung aller Bundes- 
glieder zu bewirken, fondern felbft mit Bezug auf das bereits 
durch diefen Bund feftgeftellte Bundesgebiet lag in der Er⸗ 
innerung an dieſe freie Vertragsform eine ftäte Berlodung, 
die Bundespflichten in möglichft engem Sinne zu interpretiren, 
die Fantonale Befonderheit aber in möglichft weitem Umfang gel» 
tend zu machen. Auch die uneidgenöffifhe Sonderſucht, — der 
„Seantönligeift”, wie fie die Echweizer nennen — das Zerrbild 
ächter Fantonaler Selbftändigfeit — fand in diefer Form eine 
Stuͤtze. 

DE Tagſatzung, als die oberſte Bundesbehoͤrde, erlitt 
auch eine Veraͤnderung. Die Gleichberechtigung aller 
Stände auf derſelben wurde vollends hergeſtellt; auch bie grös 
Bern Kantone, fo fehr fich einzelne, namentlich audy Zürich, 
ſtraͤubten, genöthigt, auf ihr doppeltes Stimmrecht Verzicht zu 
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leiſten. Es war das in der That eine Konfequenz des ftrengen 
Foͤderalprinzips; denn wenn auch die einzelnen Kantone in ſich 
von verſchiedener Größe und Bedeutung waren in materieller 
und in geiftiger Beziehung, fo waren fie dody alle ald Staa- 
ten jeder nur Ein Ganzes und erfhien ed natürlidy und 
demokratiſchen Grundfägen entſprechend, daß in ihrem Bereine 
jeder Staat eine einfadye Stimme hatte. Jene Verſchieden⸗ 
heit fonnte fi) auch ohne eine mathematifche Verſchiedenheit 
der Stimmrechte in dem verſchiedenen moralifchen Gewichte 
der einfachen Stimme offenbaren. 

Die Gefandten der Stände fiimmen nach den Inftruftionen 
derfelben. Innerhalb der Bundesfompetenz entfcheidet aber In 
der Regel die abfolute Mehrheit, d. h. eine Mehrheit von 
All Stimmen. Nur für Befhlüffe über Krieg und Frieden, 
fowie über Bündniffe mit auswärtigen Staaten iſt ausnahms⸗ 
weife eine Mehrheit von drei Biertheilen der Kantonsſtimmen 
erforderlich. Ein befchränfender Zufag des erften Entwurfs, 
wornach den Kantonen, welche nidyt beitreten wollen, frei ſte⸗ 
ben foltte, an foldden Buͤndniſſen Feinen Theil zu nehmen, blieb 
aus der definitiven Redaktion weg. 

Der Tagfagung vorbehalten wurden Handelöverträge mit 
auswärtigen Staaten, die Ernenmung von eldgenöffifchen Ge⸗ 
fandten, alle Maßregeln für die äußere und innere Sicherheit 
der Eidgenofienfhhaft, die Beftimmung der Organtfation ber 
Kontingentstruppen, die Verfügung über die Bundesarmee, bie 
Ernennung des Generals, des Generalftabs und der eidgenöfft- 
fhen Oberſten, die Aufficht über die Bildung und Ausruͤſtung 
des Militärfontingents. 

Den einzelnen Kantonen wurde es anheim geftelt, Militär- 
fapitulationen und Verträge über öfonomifche und Poltzeigegen- 
fände mit auswärtigen Staaten abzufhließen, jedoch ſollten 
biefelben der Tagſatzung zur Kenntniß gebracht werben. 

Viel Streit veranlaßte die Beftimmung über die Bundes⸗ 
leitung in der Zmifchenzeit, wenn die Tagfagung nicht ver- 
fammelt fei. Das Inftitut des fchmeizerifhen Landammanns 
überlebte den Fall feines Schöpfers nicht. In dem erften Ent- 
wurf wurde Zürich, theils im Andenken an die alten Bundes» 
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einrichtungen, theils in dem damals gegenwärtigen Gefühl, bag 
Zürich der wahre Mittelpunkt des neuen fehwetzerifchen Bundes 
fet, als alleiniger Vorort bezeichnet, und beftimmt, daß 
der Umtsbürgermeifter des Vorortes zugleih Präftident des 
eidgenoͤſſiſchen Bundes und der Tagſatzung fei. Die tägliche 
Korrefpondenz und die laufenden Geſchaͤfte follten ihm zur Be- 
forgung überlafien, der Verkehr mit den fremden Gefandten durch 
ihn vermittelt werden. Fuͤr eidgenöffifche Gefchäfte aber, welche 
einer näheren Vorbereitung bebürfen, bevor fie an bie Tag- 
fagung gelangen fünnen, follte nach dem einen Borfchlage von 
dem Vorort eine Behörde (ein voroͤrtlicher Staaterath) 
gefeßt werben, weldyem der Bunbespräfident die Sache vorzu- 
tragen habe, und zu welchem in befonder6 wichtigen Fällen auch 
von der Tagſatzung ernannte Bundesräthe beigezogen werben 
folen. Nach einem andern Vorſchlage follte zu diefem Behuf 
für dipfomatifche Geſchaͤfte dem PBräfidenten ein eidgenöffi- 
ſcher Rath von drei Perfonen beigeorbnet, die Anträge an die 
Tagfagung von dem Vororte vorgearbeitet werden. 

Dieſe Borfchläge drangen nicht durch, weil eine beharrliche 
Minderhett ſich widerſetzte. Später erhielt ein neuer Vorſchlag 
Beifall, nad) welchem ausbrüdlich Die Befugniffe des Vororts 
Züri auf die weſentlich formelle Geſchaͤftsleitung befchränft 
wurden, wie foldye vor 1798 befanden hatte, und für außer 
orbentliche Faͤlle ein aus fieben von den Rantonsregierungen 
nach einer beftimmten Kehrordnung gewählter und von der Tags 
fagung mit Inftruftionen verfehener eidgenöffifher Rath 
beftellt wurde. Indeſſen fträubte ſich Bern gegen die Einrich⸗ 
tung eines alleinigen Bororted, und fo fam man endlich dazu, 
den zweijährlichen Wechfel der drei Bororte Zurich, 
Bern und Luzern anzunehmen. In der That hatte ber 
Wechſel der vorörtlichen Leitung, obichon von Außerlichen Uebel⸗ 
fländen begleitet, doch einen republifanifchen Charakter und 
fchüßte vor einfeltiger Herrfchaft und vor übermäßigem Einfluß 
Eines Kantons, fowie vor Erftarrung des Bundeslebens. Und 
war einmal der Wechfel zuläiftg erfunden, fo erſchienen die brei 
bezeichneten Bororte als die natürliden Spitzen und 
Nepräfentanten der verfihledenen Gruppen und ber polis 
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tifchen Syſteme, welche feit Jahrhunderten vie ſchweizeriſchen 
Stände getheilt und georbnet Hatten, 

Den Bororten wurden ausprüdlich die vor dem Jahr 1798 
geübten vorörtlichen Befugniſſe zugewiefen; allein folche Befchräns 
fung ertrug die veränderte Zeit doch nicht und die Bundesver⸗ 
faffung felbft ging darüber hinaus, indem fie zugleich dem jewei⸗ 
ligen Bororte „die Leitung der Bundedangelegenheiten“ in 
Abwefenheit ver Tagſatzung übertrug und diefe ermächtigte, dem 
Bororte auch befondere erhöhte Vollmachten zu ertheilen. Außer⸗ 
dem wurde der TZagfagung das Recht eingeräumt , zu Belorgung 
wichtiger Bundesangelegenheiten dem Vororte Repräfentans 
ten beizugeben, welche von den Kantonen wechielöweife nad 
gewiflen Gruppen ernannt würden. Diefe Einrichtung war in- 
befien weber Elar gedacht noch genauer geordnet. Aus dieſem 
Grunde und weil diefelbe den Bororten unbequem ſchien, wurde 
fie nie praftifh, obwohl ihr Grundgedanke, Vertretung ber 
Kantone auch in der Bundesleitung der Zwifchenzeit, ver fd- 
deralen Natur der Schweiz weit beffer zufagte, als bie 
bloße fantonale Einrichtung der vorörtlichen Regierung. 

Zu friedlicher oder rechtlicher Erledigung von Streitigkeiten 
der Kantone über Gegenftände, welche nicht durch den Bundes» 
vertrag gewährleiftet wurden und daher dem Entfcyeide der Tag⸗ 
fagung vorbehalten blieben, wurde das alte ſchiedsgerichtliche 
Berfahren in der Welfe erneuert, daß die ftreitenden Parteien 
aus den Magiftratsperfonen der unbethelligten Stände eine 
gleiche Anzahl Schiebrichter ernennen und diefe vorerft verfuchen 
follten, den Streit in Minne auszugleichen. Mißlang der Ber: 
ſuch, fo lag ed ihnen ob, einen Obmann aus einem andern 
unbetheiligten Kanton zu wählen und dann wieder gemeinfam 
mit diefem erft eine Verfländigung zu verfuchen oder Recht zu 
fprechen. Den Kantonen wurde zur Pflicht gemacht, fich jeder 
gewaltfamen Maßregel zu enthalten und fi) dem Spruche zu 
unterwerfen. 

Durch die Mediation war die Verfaffung ded Bundes und „DU u 
ber Kantone gleichzeitig erneuert- und in Harmonie gebracht vizlaflungen. 
worden. Die Reftauration ihrerfeits ergsiff auch die Kantonal⸗ WStadtelaniene. 
verfafiungen, zum Theil noch heftiger als die Bundesverfaflung. 
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Die meiften Veränderungen erlitten die alten Städtefantone. 
Veberall nahmen die vormals fouveränen Städte in der Zu⸗ 
fammenfegung des großen Rathes nicht bloß eine erhöhte Res 
präfentation, fondern das entfcheidende Uebergewicht in Anſpruch. 
Zwar blieb die bürgerliche Gleichſtellung der Zandleute mit 
den Stabtbürgern mit Bezug auf Gewerbe und Handel aner⸗ 
fannt, und man ging doch nicht fo weit zurüd, um die Lands 
ſchaften und Landftädte von ber. Thellnabme an der Gefehgebung 
wieder auszufchließen. Sie behielten eine Repräfentation in ven 
großen Räthen bei, aber wurden in derfelben in der Zahl fehr 
beſchraͤnkt. So hatte in Zürich jebe der 51 Lanpdzünfte je 1, 
die Stadt Winterthur 5, jede der 13 (viel Heineren) Zünfte ber 
Hauptftadt je 2 Mitglieder in den großen Rath direft zu waͤh⸗ 
lien. Die übrigen 130 Mitglieder wurden von dem großen 
Mathe felber aus Vorfchlagsliften gewählt, die von einem aus 
15 Mitgliedern desfelben, worunter 5 Heine Räthe, beſtehenden 
Kollegium gebildet worden waren. In Bern hatte der alte 
Rath der Zmweihundert der Stabt Bern die Leitung des Staates 
wieder ergriffen, einem Fuͤrſten ähnlich, der, nachdem fein Ges 
biet eine Zeit lang vom Feinde befegt war, wieder in feine 
Refidenz zurückkehrt. Die Wahl der Zweihundert wurde neuers 
dings auf die „regimentsfählgen Burger“ befchräntt, 
die Bedingungen aber, unter die regimentsfaͤhige Bürgerichaft 
aufgenommen zu werben, erleichtert. Zu den Zweihundert, 
welche durch ein aus Mitgliedern des Heinen und großen Ras 
thes gebildetes Wahlkollegium erwählt wurden, und unter wels 
chen mindeftend 80 „bürgerliche Geſchlechter“ von Bern repräs 
fentirt fein mußten, kamen dann 99 Mitgliever aus Stäpten 
und Landfchaften hinzu. Auch die lehtern Wahlen waren ariſto⸗ 
kratiſch organifirt, mit Ausſchluß unmittelbarer Volkswahlen. 
Im Kanton Luzern wurde bie fouveräne Gewalt 36 tägs 
lien und 64 großen Räthen zugefchrieben. 50 Mit 
glieder mußten aus der Burgerfchaft der Stadt Luzern und 50 
von der Landſchaft gewählt werden. Die Mehrzahl (40 Stäbter 
und 29 Mitglieder von der Landfchaft) wurden von „ben Räthen 
und Hundert” (ed war das der amtliche Titel des großen Ras 
thes) auf dem Wege ber Selbftergänzung bezeichnet, die übrigen 
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Stellen durch direkte Wahlen der Bürgerfchaften in den Gerichts⸗ 
bezirken und Städten. Der große Rath von Freiburg, 144 Mit⸗ 
glieder ftarf, unter weldyen 28 Mitglieder des kleinen Rathes, 
wurde zu 108 Mitgliedern aud der „großen ober fogenannten 
patriziſchen Bürgerfhaft der Stadt Freiburg“ und nur 
zu 36 Mitgliedern aus den übrigen Städten und von der Land⸗ 
ſchaft zufammengefegt. Alle dieſe Wahlen, felbft die der Res 
präfentanten der Amtsbezirke, wurden von dem großen Rathe 
ſelbſt getroffen, die erflern aus Vorfchlägen eines großräthlichen 
Wahlfollegtums, die legtern aus Vorfchlägen der Amtsbezirke. 
Freiburg ging unter den Städtefantonen in Herftellung der als 
ten abfolutiftifcdyen Juftände am weiteften zurüd. Zu neuer 
Aufnahme in das Patriziat, weldye von dem großen Rathe ers 
theilt wurde, war für Nichtflabtbürger ein Vermögen von mins 
deſtens 50,000 Frk. erforderlich. Merkwuͤrdig und eigenthuͤmlich 
war die Einrichtung eines Zenſurgerichtes der Stadt 
und Republik Freiburg. Dasſelbe beſtand aus ſieben Mitglie⸗ 
dern, die Heimlicher genannt, welche auch im großen Rathe 
eigene Ehrenfefiel erhielten, und hatte die Befugniß und Pflicht, 
über die Handhabung ver Konftitution und der beftehenden Ge⸗ 
fege und über Aufrechthaltung der guten Sitten unter den Mit 
gliedern des großen Rathes zu wachen. Auch in Solothurn 
fielen beinahe zwei Drittheile der Stellen (64) in dem großen 
Rathe von 101 Mitgliedern den Bürgern der Hauptftabt zu. 
In Bafel wurden 60 Mitglieder direft von den Zünften (jede 
ver 15 Stadtzünfte wählte 2, jede der 30 Lanbzünfte 1 Mits 
glied) und 90 Mitglieder mittelbar von dem großen Rathe er 
wäblt, letztere zu zwei Drittheilen aus der Stabtbürgerfchaft und 
zu einem Drittheil von der Landſchaft. Das günftigfte Vers 
hältniß für die Repräfentation der Landfchaft fand ſich in Bafel. 
In Schaffhaufen erhielten die ſtädtiſchen 12 Zünfte jede 
4 Mitglieder, die Stabt Stein ebenfo 4 und bie übrigen 
411 Zandzünfte 2 Wahlen. Die Landzünfte waren überbem ges 
nöthigt, eine dieſer beiden Wahlen außer Ihrem Bezirke zu treffen 
und fo mittelbar auch auf die Stadt hingewieſen. Dieſer Ge⸗ 
danke der Mebiationsverfaffung war hier beibehalten, im Uebris 
gen aber hier unmittelbare Wahlen angeordnet worden. 
Bluntſchli Bundesrecht. 32 


Die demokrati⸗ 


fen Länder 


Die 
neuen Kantone. 
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Die Verfaffung der demofratifchen Länder Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Glarus, Zug, Appenzell, Graubündten, ſchon 
durch die Mediationsafte wieder hergeftellt, wie fie vor der Res 
volution geweſen, blieb ſich audy jegt im Ganzen gleih. Doch 
wurden wieder bie fechszehnjährigen Knaben in der Landsge⸗ 
meinde zugelaffen, während die Mediationsverfaffung ein Alter 
von 9 Iahren gefordert hatte. Fur Schwyz hatte diefe aus» 
druͤcklich beſtimmt, daß die Bürger der äußern Bezirke gleich 
berechtigt feien mit den alten freien Schwnger Landleuten des 
innern Landes. Auch nad) der Reftauration verblieben jene zwar 
Mitglieder der in der Nähe von Schwyz gehaltenen Kantons⸗ 
landsgemeinde, aber der allgemeine gefeffene Landrath wurde 
doch fo getheilt, daß der Bezirk Schwyz die Hälfte der Mit- 
glieder (60) und die übrigen ſechs Bezirke (Gerfau, Mar, Eins 
fiedeln, Kuͤßnacht, Wollrau und Pfaͤffikon) die andern 60 Mit: 
gliever ernannten. Im Wallis, dad neuerdings mit der 
Schweiz vereinigt worden, behauptete die größerntheild deutſche 
und vormald berrfchende, in 8 Zehnten getheilte Bevoͤlkerung 
des Oberwallis das Vebergewicht über die zahlreichere welſche 
Bevölferung des früher unabhängigen, nun in 5 Zehnten ges 
theifte Unterwallid. Der Landrath, welcher die gefeßgebende 
Gewalt ausübte, jedoch mit Vorbehalt der Genehmigung von 
Seite der Zehnten, wurde aus je vier Abgeorbnneten der 13 Zehn 
ten des ganzen Landes gebilbet und dem Bifchof, deſſen Stimme 
wierfach gezählt wurde, der Stimme eines Zehntens glei. Und 
in den Staatsrath von 5 Mitgliedern (Landeshauptmann, 
Landesftattbalter, Landesſeckelmeiſter und zwei Stmatsräthe) 
mußten verfaffungsmäßig 3 aus den obern oͤſtlichen Zehnten 
gewählt werden. Nur 2 fielen den weftlichen Zehnten zu. 

In den neuen Kantonen traten Mobdiflfationen ein, durch 
welche fie fih den alten Kantonen mehr annäherten. Die 
Wahlform des großen Rathes von St. Gallen blieb foms 
plizirt aus drei verfchiedenen Abthellungen, aber die Motive und 
die Art der Unterſcheidung änderten fih. 51 Mitgliever wurs 
den unmittelbar von den Wahlfreifen gewählt, 49 mittelbar 
durch Bezirfswahlförper und 50 auf Borfchlag eines Kantons⸗ 
wahlförpers von dem großen Rathe. Die Stadt St. Ballen 
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wurde dabei mit einem Vorzug in der Repräfentation bedacht. 
Fuͤr Kirchliche Verhältniffe in weiteftem Sinne fihied ſich der 
gemeinfame große Rath in einen befondern fatholifchen und 
einen evangelifchen großen Rath aus, je nach der Konfeſſion 
der Mitglieder. Aehnli) wurde im Aargau der zur Hälfte 
aus Reformirten (75) und zur Hälfte aus Katholifen (75) ge: 
bildete große Rath, in dreifacher Abftufung gewählt und im 
Thurgau der große Rath; von 100 Mitgliedern. Im Teſſin 
wurde der große Rath von 110 auf 76 Mitglieder befchränft, der 
Staatsrath aber von 9 auf 11 Mitglieder ausgedehnt. Der 
Kanton Waadt hielt fih näher nody an die Grunblinien der 
Mediationsverfaſſung. In jeder Weife ein eigenthümliched Ge⸗ 
präge hatte die Verfaflung des Fürftentbums Neuenburg, 
mit einem Gouverneur, Staatsrath, Landftänden und Munizi⸗ 
palräthen, eine merfwürdige Verbindung monardhifcher, arifto- 
Fratifceher und demofratifher Elemente. Die Eidgenofienichaft 
trat, bei der Aufnahme des Kantons Neuenburg in den Bund, 
mit dem Fürften als folhem in Feine engere Beziehung, ſon⸗ 
dern behielt ſich ausdruͤcklich vor, daß ausfchlieglich „die in 
Reuenburg reflvirende Regierung” mit ihr in Verbindung ftehe, 
ohne daß eine weitere Genehmigung (des Königs von Preußen 
als Fürften) vorbehalten werben dürfe. 


Dreißigſtes Kapitel. 


Gefchichte des Bundes von 1815. 


Zwei Perioden der Bundesgefchichte und ihr Charakter. — Die Zeit 
ber Ruhe. — Umgeftaltung ver Kantonsverfaffungen. — Berhältniß 
zur franzöflfchen Revolution. — Verhalten des Bundes gegen bie 
Kantone. — Prinzip der Nichtintervention. — Siebnerfonkordat vom 
17. März 1832. — Der Samerbund. — Bundesrevifion von 1832 
und 1833. — Bafel, Schwyz und Neuenburg. — Religiöfe Par⸗ 
teiung. — Nargauifche Klofteraufhebung. — Sefuitenfrage. — Die 
politiichen Parteien. — Freifihaaren. — Katholifcher Sonderbund. — 
Dermittlungsverfuche und Krieg. — Sieg der XU Staͤndemehrheit. 


Die Geſchichte des Bundes vom Jahr 1815 zerfällt in zwei Zwei Berionen 


fharf unterfchienene Perioden; die erfte von 1815 bis Ende 1830, aeaiate un 
die zweite von 1831 bis 1848. Während der erfien befland ”' 


Die Zeit ber 
Ruhe. 
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innere Uebereinſtimmung der fantonalen Berfafjungen mit der 
Bundesverfaſſung, der Fantonalen mit der Bundespolitif. Waͤh⸗ 
rend der lehtern trat der Widerfpruch zwiſchen einer neuen Um: 
geftaltung der Kantonalverfaffungen und dem formellen Fort⸗ 
beftande des Bundes von 1815 fehroff hervor und ein fortgefeßter 
innerer Kampf, der mit der Zerftörung des legtern endigte, war 
die Folge davon. Die erfte Periode war eine Zeit der Rube, 
die bis zur Träghelt ausartete, die letztere eine Zeit großer, 
wechfelvoller Aufgeregtheit und voll Erſchuͤtterungen und Res 
volutionen. 

Die Bundesverfaffung war ein mangelhafter Vergleich wi- 
derfirebender Intereſſen und Zeitanfichten. So arg waren aber 
ihre Gebrechen doch nicht, um jede Weiterbildung und Reform 
unmögli zu machen. Aber die politifche Thätigfeit hatte ſich 
wieder ganz in die Kantone zurüdgezogen. In Europa waren 
auf die großen Kriege Jahre ded Friedens gefolgt. Das Ber: 
hältniß der fchweizerifchen Kantonsregierungen zu den auswärs 
tigen Mächten blieb ein durchaus friebliches und freundfchafts 
liches. Als die Revolutionsverfuche in Italien und die Be- 
forgniß vor revolutionären Bewegungen auch in Deutfchland 
bie Kabinette ängftlicher machten gegen die Weußerungen der 
Prefle und die Umtriebe von politifchen Flüchtlingen, faßte die 
Tagfabung unterm 14. Juli 1823 einen Befchluß, durch welchen 
fie die Stände dringend einlud, dafür zu forgen, daß in den 
öffentlichen Blättern Alles vermieden werbe, „was die ſchuldige 
Achtung gegen befreundete Mächte verlegen oder denfelben Ver- 
anlaffung zu gegründeten Beſchwerden geben könnte, fowie dafür, 
daß nicht die herkoͤmmliche Baftfreiheit der Schweiz zur Auf⸗ 
nahme und zum Schuß folder Flüchtlinge mißbraucht werde, 
weldye wegen (politifcher) Verbrechen verfolgt werben.” 

Nach Innen fchien der Bund wenig andere Bedeutung zu 
haben, als die Regierungen in ihrer Autorität gegen Aufruhr 
ficherer zu fielen. Die wenigen ſchwachen Auflehnungen gegen 
bie beftehende Orbnung, welche in einzelnen Kantonen vorfamen 
und eine eidgenoͤſſiſche Dazwiſchenkunft erheifchten, nämlich 1818 
in Nidwalden, 1820 im Kanton Schaffhbaufen, 188 
im Kanton Zug und 1827 in Appenzell InnersRhoden, 
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wurden feicht beſchwichtigt. Alle Welt fchien ermübet von den 
früheren Revolutionen. Aud hier wurde der Bund nur fehr 
ausnahmsweiſe um feine Mitwirkung angegangen. Man fcheute 
fich allfeitig davor, dem Bunde einen größeren praftifchen Ein- 
fluß zuzugeftehen. Man wollte die beruhigt fcheinenden eid⸗ 
genöffiichen Streitfragen nicht wieder erweden. Hauptfächlic 
nur in zwei Beziehungen gefchahen einige Fortfchritte. — Die 
Errichtung einer Zentralmilitärfhule in Thun und 
die Anfänge einer erhöhten Eorge für dad eidgendffifche 
Kriegdwefen fallen noch in diefe Zeit; ſodann ebenfo die 
Anbahnung von Beichlüffen zu erweitertem Schutze des 
freien Berfehrs im Innern der Eidgenoffenfchaft gegenüber 
fantonaler Beichränfung und Ausbeutung. 

immerhin hielt die Bundesbehörde nicht Schritt weder mit 
den wachſenden gemeinfamen Snterefien, noch mit dem Aufleben 
einer allgemeinen in mancherlei Vereinigungen, Feſten, Anftal- 
ten fid) Fund gebenden ſchweizeriſchen Gefinnung. 

Nochmals fam der Anftoß zu einer Umgeftaltung der ſchwei⸗ UmgeRaltung 
zerifchen Berfafiungszuftände von Frankreich her. Der Yulis verfafiungen. 
revolution des Jahres 1830, welche in Frankreich dad Bürgers 
fönigthum und den dritten Stand wieder auf den Thron hob, 
folgten in der Schweiz eine Reihe Fantonaler Revolu- 
tionen, welche die Reftaurationsregierungen von 1815 ftürzten. 
Diefe fantonalen Revolutionen waren in Form und Gehalt wohl 
in einzelnen Beziehungen verſchieden, aber in ihrem Grund» 
charakter doch übereinftimmend. In allen war ein ftarfer Ge⸗ 
genftoß gegen die fpeztfifchen Gedanken der Reftauration erkenn⸗ 
bar. Die erneuerten Vorzugorechte der Patriziate fowohl als 
das Uebergewicht der Hauptflädte In den alten Stäptefantonen 
wurden gebrechen, aber audy in den neuen Kantonen die Herr; 
ſchaft der regierenden Herren, welche ſich in Sitten und Hand- 
lungsweiſe mit den Rathöherren der Städtefantone fo ziemlich 
affimilirt hatten. In den Hauptftädten felber fand ſich gewoͤhn⸗ 
lich eine (nicht felten durdy Talent und Bildung ausgezeichnete) 
Minderheit, welche ſchon feit Sahren mit geringem Erfolge für 
Reformen gerungen hatte. Die phyſiſche Stärfe der Bewegung 
aber beruhte nun auf den Landſchaften, welche höhere politifche 
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Rechte verlangten, und den Städten von zweitem Range, welche 
mit den Hauptflädten rivalifirten. Der neuen Konftituirung : 
der großen Räthe wurde der Grundfag der Vertretung nach der 
Volks zahl großen Theild zu Grunde gelegt. Sie näherten 
ſich alle dem Prinzip demofratifher Rechtsgleich— 
heit. Wie zur Zeit der Mediation wurde die „repräfens 
tative Demokratie“ wieberum als die gemeinfame Staats⸗ 
form erfannt und mit Konſequenz durdyguführen geſucht. Aber 
man ging nicht mehr auf die mandherlei Abftufungen und Klaſſen 
zurüd, durch welche Napoleon den Rückſichten auf Bermögen, 
Alter und Bildung in jener Repräfentation eine beftimmte Ans 
erfennung verfchafft hatte. Ebenfo wenig gelangte man zu einer 
neuen organifchen Geſtaltung jener Repräfentation. Man 
begnügte ſich vorerft mit der Berneinung der Borrechte der 
Städte, fo weit diefelben reflaurirt worden waren, und glaubte 
das ficherfte Gegenmittel gegen die Erneuerung einer engherzi⸗ 
gen Ariftofratie darin gefunden zu haben, daß man allen Bürs 
gern, ohne andere Rüdficht als die Zahl, in gleich zahlreichen 
Wahlkreifen gleiches Stimmrecht eröffnete. Indem man fi auf 
die Bolfsfouveränttät berief, als die Duelle aller Macht 
im Staate, wurden die Befugniffe der großen Räthe, in 
denen dad Bolf feine Vertretung fand, und weldye die Sous 
veränität ausübten, erweitert, bie Macht der häufigerem Wech⸗ 
fel ausgefegten Regierungen gefhwädht, hier und da bis 
zu bloßer „Berwaltung” erniedrigt. Die Trennung der volls 
ziehenden von der richterlihen Gewalt wurde In den oben 
Inftanzen fehärfer durdhgeführt, in den untern häufig ganz neu 
vollzogen. Den Volkswahlen wurde freier Spielraum verfhafft, 
überhaupt die ganze Einrichtung des Staats beweglicher in 
ihren Theilen und im Ganzen veränderliher. Merkwürbiger 
Weiſe gingen mit dieſen demofratifcheren Wandlungen Hand in 
Hand gefteigerte wiflenfchaftliche Anforderungen an die Beam- 
teten und felbft Einführung büreaufratifcher Yormen. Ein 
Streben nad) höherer und allgemeiner Bildung und Kultur war 
unverkennbar mit vorhanden in der Bewegung und gewann 
viele der Beſſern für dieſelbe. 
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Diefe Revolitionen waren doch nicht mehr in dem Grabe —— 

- eine Nachahmung der franzoͤſiſchen, wie dreißig Jahre früher —8 
bie helvetiſche Revolution. Auch ihr fernerer Gang unterſchied 
ſich von dem Gang des Louis⸗Philippiſchen Regimentes von 
Jahr zu Jahr mehr. Zu Paris ſetzte ſich, nachdem die alte 
Dynaſtie und der einiger Maßen hergeſtellte Einfluß des alten 
Adels und der altgefinnten Prieſterſchaft beſeitigt war, das hohe 
Bürgerthum der guten Gefellfchaft und des Geldes feft in ber 
Herrfchaft über Franfreih. Da.in der Schweiz in dem höhern 
Stabtbürgertbum gerade die regierenden Familien inbegriffen 
waren, fo ging hier der Angriff gegen jenes. Die einflußreich- 
fien Berfonen erhoben ſich gewöhnlich aus den gebilveteren 
Mittelklaſſen der Städte und aus den angefehenen und wohl 
babenden Familien des Landes. Inſofern war immer noch zwar 
große Aehnlichkeit mit dem franzöftichen Umſchwung; denn aud) 
in der Schweiz war der herrfhenden vornehmen Stlaffe mit ihren 
alten Erinnerungen die näcftfolgende Schichte des Bürgerthums 
in dem Regimente nachgefolgt, und was einer freien Republif 
natürlich if, der Mittelftand, auf welder fie beruht, bes 
fam aud) anfangs den Haupteinfluß. Aber einmal waren bie 
fümpfenden Parteien in der Schweiz body anders fomponirt und 
hatten ihre Kämpfe mehr als früher an nationalem Bewußtſein 
gewonnen, und überdem vermochte auch die anfangs herrſchende 
Partei ſich nicht in derfelben Weiſe feftzufepen. Die Bewegung 
ging tiefer unter die Maſſen hinein und führte von Zeit zu 
Zeit neue Stöße und Erfchütterungen herbei. Aus der frühern 
unbewußten Mifchung liberaler und radifaler Elemente fonderte 
fidy nad) und nad) der Radikalismus vorzugsweiſe durch deutſche 
Hülfe und Thätigfeit fhroffer aus und bildete eine umfaflende 
Theorie aus, die alled Beſtehende in Frage ftelte. Immer be 
ftimmter ſchieden fi prinzipiell Die Parteien ſowohl in flaats 
licher als in kirchlicher Richtung. 

War die erfte heivetifche Revolution ein Rachfpiel der 
erften franzöftfchen Revolution gewefen, fo ſchien die ſchweizeri⸗ 
ſche Revolution feit 1830 immer mehr, beſonders aber feit dem 
Anfang der Bierzigeriahre das Vorſpiel einer nahenden neuen 
eutopätfchen und vorzüglich auch einer deutſchen Revolution zu fein. 
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— Merkwuͤrdig iſt das Verhalten des Bundes den Kan⸗ 
bie Kantone. tonalrevolutionen gegenüber. Die Reſtaurationsverfaſſungen der 
Kantone waren das Fundament der Reftaurationsverfaflung des 
Bundes. Ya diefe war nur das Dach, welches über dem wes 
fentlich Tantonalen Verfaffungsgebäude ausgebreitet war. Hier 
war nun im Verhältniß des Bundes zu den Kantonen eine 
zwiefache politifche Aufgabe möglih. Entweder griff der Bund. 
ein und leitete felber die zeitgemäße Umänderung der Kantone, 
hinderte aber gewaltſamen Umfturz. In diefem Falle war die 
eigene Reform audy des Bundes felbft eine einfache Konfequenz 
diefes Syſtems. Oder die Kantone, welche, unbefümmert um 
den Bund, ihre Umgeſtaltung durchfesten, mußten von fi aus 
auch die Bundesverfafiung von 1815 in Harmonie bringen mit 
den Fantonalen Neubauten. Allein weder das eine noch das 
andere ift gefchehen. Der Bund ließ die Kantonalrevolutionen 
frei gewähren, ohne fich felbft den Folgen derfelben zu unter» 
werfen. Und die Kantone verfudhten wohl auch im Bunde Re- 
formen, aber fo wenig energifch und fo fehr befangen in ihren 
fantonalen Gefichtöfreifen, daß dieſelben an den erfien Schwie⸗ 
tigfeiten fcheiterten. Jahre lang blieb der Widerſpruch zwifchen 
dem alten Bunde von 1815 und den neuen Kantondverfaffungen 

von 1830 und 1831 fortbeftehen. 
ausm er — A 27. Dezember 1830 hatte die Tagfagung einmüthig 
tion. den Befchluß gefaßt: „daß es jedem eidgenöffifchen Stande, 
fraft feiner Souveränität frei ftehe, die von ihm zwedmäßig 
erachteten Abänderungen in der Kantondverfafiung vorzunehmen, 
fobald diefelben dem Bundesvertrage nicht zumiber feien, und 
daß die Tagſatzung ſich auf Feine Weile in foldhe bereits volls 
brachte oder noch vorzunehmende Tonftitutionelle Reformen ein- 
mifchen werde.” Das Prinzip der Nichtintervention, 
von Frankreich Europa gegenüber geltend gemacht, wurde fo 
auch innerhalb des eidgenoͤſſiſchen Bundes proffamitt. Der Ber 
Ihluß der Tagfagung war einmüthig; die einen Kantone ſchon 
von der Bewegung ergriffen, verlangten für diefelbe freie Hand; 
den andern, indbefondere den alten demokratiſchen, war jede 
Ausdehnung der Kantonalfouveränttät willfommen; die dritten 
getrauten fich nicht, der Öffentlichen Meinung, welche die Ver⸗ 
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änderung begünftigte, zu wiberfireben. Und dennoch gab damit 
die Tagfagung die Autorität des Bundes auf und verzichtete 
darauf, die bisherige Grundlage desfelben zu wahren. 

Kaum waren die neuen Berfaffungen in ben größern Kans „ Sieber 
tonen der äußern Schweiz zu Stande gefommen, fo fah man 17. Marz 1882. 
ſich in denfelben doch aud wieder nad einem Schutze biefer 
Verfaſſungen von Seite ded Bundes um. Aber fo ſchnell war 
nun die Mehrheit der Tagſatzung doch nicht dazu zu bewegen, 
nachdem furz vorher die Garantie der alten Verfaſſungen fi 
völlig unwirkfam ermwiefen hatte, eine neu verflärfte Garantie 
zum Schutze der neuen Berfaffungen zu orbnen. Da vereinigs 
ten fich die fieben Stände Luzern, Zürich, Bern, So— 
lothburn, St. Ballen, Yargau und Thurgau im 
Frühjahr 1832 zu einem Konkordat, in welchem fie fid ihre 
„auf dem Grundfag der Bolfsfouveränttät beruhenden” Ver⸗ 
faffungen gegenfeitig näher gewährleifteten. Die Konkorbatöftände 
machten ſich anheifchig, „wenn in einem ber beitretenden Sans 
tone wegen Berfaffungsverlegung Zerwürfnifie entſtehen“, das 
Schiedsrichteramt zu üben und verfprachen einander Schuß und 
Schirm mit bewaffneter Macht. Dieſes Konkordat war der Ber: 
fudy, die in den genannten neu organifirten Kantonen zur Herr⸗ 
fchaft gelangte radifal-liberale Partei enger zu verbinden und 
als eine befondere Macht im Bunde zu Eonftituiren. Es war 
das der erfie Sonderbund innerhalb des allgemeinen 
Schweizerbundes. Er rief fofort einen. zweiten entgegengefeßten 
hervor. 

In dem fogenanntn Sarnerbunde fohloflen fi die 
Stände Uri, Schwyz, Unterwalden, Bafel (Stadt) 
und Neuenburg, der Hauptrihtung nah auch Wallie 
enger aufammen und hofften in diefer engen Bereinigung erhöhs 
ten Schuß zu finden für die Erhaltung des alten Bundesrechtes, 
welches ihnen in der Theilung ded Kantons Bafel und der 
Aufnahme von Bafelland in die Bundesrepräfentation ver- 
legt und durd die Bewegungspartei überhaupt bedroht fdhien. 
Es war das ein Bund, in weldyer ſich abfolutiftifche und Fonfer- 
vative Elemente zufammen fanden, wie in dem Siebnerfonfor- 
date radikale und liberale. Die neue Schweiz und die alte 
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Eidgenoſſenſchaft traten fich in den ausgefprocdhenften Parteien 
gegenüber. Da beging der Sarnerbund den großen Fehler, die 
Tagfagung zu verlaffen, und den noch viel größern, zuerſt zu 
gewaltfamem Angriff zu fchreiten (31. Juli 1833). Run einigte 
und ermannte fi) die Tagſaßzung. Ein eidgenoͤſſiſches Heer von 
29,000 Mann wurde aufgeboten und die Sarnerftände fofort 
gezwungen, ihr Bündniß aufzuldfen, fi in der Tagfagung 
wieder einzufinden und auch die Trennung des Kantons Bafel 
anzuerfennen. Was fich fpäter noch einmal in größerem Maß- 
ftabe wiederholte, hatte ſich bier fchon gezeigt. Die Partel, 
welche vorzugsweife dem alten Bunde zugethan und einer Res 
volution, ja felbft einer eingreifenden Reform dieſes Bundes 
abgeneigt war, Fam doch, indem fie fich enger abfchloß, mit dies 
fem Bunde felbft in Widerfprucy und wurde im Namen des al 
ten Bundes von der Partei befriegt und beflegt, die eine neue 
Bunbdeöverfaflung begehrte. 
Sunde&renifion Indefien führte diefer Sieg damals noch nicht zu einer 
1833. Bundedreform. Zwar war fhon vor dem Audtritte der 
renitirenden Stände eine Reviſion ded Bundes in Arbeit ges 
nommen und während ihrer Entfernung das neue Bundesprojekt 
von ber Tagſatzung fehlteßlich beraten worden. Diefer Entwurf, 
zu großem Theile dad Werk des Genferiſchen Gefandten Rofft, 
hält den föderalen Charakter der Schweiz im Ganzen feft und 
läßt die Tagſatzung ald hoͤchſte Bundesgewalt, fogar mit glei⸗ 
chem Stimmrecht aller Kantone, fortbeftehen, aber ſucht eine 
neue zentrale Bundesregierung zu erfihaffen und die Kompes 
tenzen der Bundesbehörven zu erweitern. Luzern war zum flä- 
tigen Sige derfelben beftimmt. Aber eben im Kanton Luzern 
wurde der neue Entwurf zuerft gegen die allgemeine Erwartung 
vom Volke verworfen. Die ganze Unternehmung wurde aufs 
gegeben, und audy nad) dem Furzen darauf folgenden Siege über 
den Sarnerbund nicht wieder ernftlich verfolgt. Es ſchien einen 
Augenblid, ald fei der Bund von 1815 felbft bei feinen Gegnern 
wieder zu Ehren gefommen, nachdem er ihnen die Mittel an bie 
Hand gegeben hatte, feine Freunde zu unterwerfen. 
——— Die Trennung des Kantons Baſel in zwei beſondere Staaten, 
Baſelſtadt und Baſelland, wurde am 26. Auguſt 1883 
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definitiv feftgefeht. Auch ferner follte der Kanton Bafel in fei- 
nem Berhältnis zum Bunde einen einzigen Staats koͤr⸗ 
per bilden, in dem Sinne, daß die Stanbeöftimme von Bafel 
auf der Tagſatzung nur unter der Borausfehung gezählt werde, 
wenn die Gefandten beider Theile ſich verkändigt haben. Im 
Uebrigen aber wurde derfelbe, unter dem Vorbehalte freiwilliger 
MWiedervereinigung, in zwei von einander völlig abgefonderte 
und felbfländige Staaten zerlegt. Glüdlicher Weife unterblieb 
dagegen nun die Trennung von Schwyz in Innerſchwyz und 
Aeußerſchwyz, die auch ſchon prowiforifch eingetreten war, und 
dad ganze Land vereinigte fich wieder unter Einer neuen Ber: 
fafiung , welche in Folge der eidgenoͤſſiſchen Dazwiſchenkunft noch 
im Spaͤtſommer 1833 zu Stande kam. Reuenburgs Ver⸗ 
ſuch, auch fuͤr ſich allein in abgeſonderier Stellung zu verharren, 
und uͤber ſein Verhaͤltniß zur Schweiz neu zu unterhandeln, 
mißlang ebenſo. Allerdings war der innere Widerſpruch, der 
in der Doppelſtellung Neuenburgs lag, einmal als eines der 
republikaniſchen Schweiz einverleibten Kantons und zugleich als 
eines dem Koͤnig von Preußen zugehörigen Fuͤrſtenthums, nun 
beſonders fuͤhlbar geworden. Aber da ſchon ergab ſich das na⸗ 
tuͤrliche Uebergewicht der erſteren Verbindung in dem Konflikte 
mit der letztern. Neuenburg wurde genoͤthigt, ſich gleich den 
andern Kantonen auf der Tagſatzung repräfentiren zu laffen und 
im Berfehr mit der Eidgenofienfchaft fiy nur der Benennung 
„Kanton“, nicht „Kürftenthbum”, zu bedienen. Es war dieß das 
Borfpiel der fpätern gänzlicyen Ablöfung Neuenburgs von dem 
preußiſchen Koͤnigshauſe. 

Zu den vorhandenen politiſchen Parteiungen kamen nun Retialate Bar- 
religiöfe Gegenfäbe hinzu. In den erften Dreißigerfahren hatte 
die politifche Bewegung die Gemüther völlig abforbirt. Später 
griff der erftarkte Radikalismus auch die Firchlichen Inftitutionen 
ruͤckſichtoslos an, und mit den politifchen mifchten fich Eonfeffionelle 
Leivenfchaften. Das neu hinzugetretene Ferment bewirkte auch 
neue Gährungen und Ausſcheidungen. In diefer Beziehung war 
wie in frühern Zeiten wieder der Kanton Nargau von ber 
fonderer Bedeutung. Er war zufammengefegt worden aus dem 
reformirten bernerifchen Gebiete mit feinen Fleinen Städten Aarau, 
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Zofingen, Lenzburg und aus der Fatholifhen Grafſchaft Baden, 
ven Fatholifchen freien Aemtern mit ihren Klöftern und dem neu 
von Napoleon der Schweiz hinzugefügten Frickthal, in welchem 
fi) die Spuren der Joſephinifchen Geſetzgebung in kirchlichen 
Dingen erhalten hatten. Die Kantonsverfaffung hatte ſeit der 
Mediation das Prinzip partitätifcher Nepräfentation bes 
wahrt, obwohl die reformirte Bevölkerung an Volkszahl und 
Gewerbsthätigfeit der Fatholifchen überlegen war. Der konfeſſio⸗ 
nelle Gegenfab war indeſſen feit der Entftehung des Kantons 
bis in die Dreißigerjahre nicht ſchroff noch feinpfellg geworden. 
Die Revolution vom Jahr 1830 war zwar hauptfädhlich von den 
freien Aemtern ausgegangen, aber fie hatte fein Eonfeffionelfes, 
nur ein demofratifches Gepräge. Die aus ihr hervorgegangene 
Regierung aber neigte fich der radikalen Partei zu, und fam 
denn in Folge ihrer Maßregeln gegen die Priefter, von denen 
fie einen neuen Eid forderte, und gegen die Klöfter, deren Ber- 
waltung und freie Bewegung fie hemmte, im Verlauf der Zeit 
fowohl mit der katholiſchen Priefterfchaft al8 mit den Klöftern 
und der kirchlich gefinnten Partei des Fatholifchen Volkes in 
mehrfache Zerwürfnifle. Es kam wiederholt zu bewaffneter Un- 
terbrüdung der Gährung in den freien Aemtern, die von den 
Ständen des Siebnerkonkordats unterftügt wurde. Dadurch 
wurde indefien die Mißftimmung der Eatholifchen Partei, 
die fi) nun auch in andern Kantonen auszubilden begann, bes 
fördert, und nicht bloß in dem Fatholifchen Aargau, auch in den 
Fatholifchen Thetlen von St. Gallen und Thurgau und in So⸗ 
lothurn nahm das Gefühl der Bedrohung der Fatholifchen In⸗ 
ftitutionen von Seite der Staatögewalt überhand. Die Fatholifche 
Partei ſuchte und fand in Luzern, dem vormaligen Tatholifchen 
Vororte, wenn auch nicht bei der radikalen Regierung, doch bei 
dem Volke Unterftügung. Es bereitete fidy eine Umgeftaltung 
in Luzern vor mit firhlid-demofratifcher Färbung. 

Da entftand im Jahr 1839 aud in dem proteftantifchen 
Bororte Zürich eine Volfsbewegung aus religiöfer und kirch⸗ 
licher Beranlaffung gegen den Radikalismus, ver den Verſuch 
gewagt hatte, die Lehre der chriftlichen Dogmatif an der Hoch⸗ 
ſchule einem deutfchen Kritifer anzuvertrauen, welcher mit dem 
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chriſtlichen Glauben in vollftändigen Widerſpruch gerathen war, 
und dadurch Ruf gewonnen hatte. Das Volk erfannte in die⸗ 
ſem Berfudy einen offenen Angriff auf feine Religion und das 
Streben nad) Zerflörung der Kirche von Seite der Staatögewalt, 
Obwohl die nächfte Urfache des Streites, die Berufung des 
Dr. Strauß, zurüdgenommen worden war, fo fehlen doch die 
damals berrfchende Partei die geoffenbarte Tendenz nicht auf- 
geben zu wollen. Der Kampf zwifchen der großen Volksmehr⸗ 
beit und der amtlichen Repräfentation und Regierung des Volfs 
wurbe fortgefegt und ed Fam im September zu einem Volle: 
aufftand, der den großen Rath zur Abdanfung und zur Um- 
änderung der Kantonalbehoͤrden nöthigte. Die Umwälzung wurde 
Im Angefiht der in Zürich befindlichen Tagfagung vollzogen, 
welche das KRefultat derfelben anerfannte. Die Stände des 
Siebnerkonkordats hatten zwar Miene gemacht, die zürcherifche 
Regierung zu unterſtützen; aber eben dieſe Befürchtung hatte die 
Revolution befchleunigt. Eine der erften Holgen des Umſchwungs 
war, daß Zürich aus dem Siebnerfonforbate austrat und das 
durch jenes Sonderbündniß vollends zur Auflöfung brachte. 
Hatte fi) das zürcherifche Volk, deſſen Nüchternheit und 
Berftändigkeit auch in religiöfen Dingen allgemein befannt und 
anerfannt war, doch für die Aufrechtbaltung des pofitiven 
Chriſtenthums und den Fortbeftand der reformirten 
Kirche gegen den Radikalismus erhoben, fo war es natürlich, 
daß die Volksbewegung in den katholiſchen Ländern gegen bie 
wirklichen und vermeintlichen Angriffe des Radikalismus auf 
katholiſche Snfitutionen und den katholiſchen 
®lauben darin eine Aufmunterung fand. Mit neuer Stärfe 
erhob fie fih in den Kantonen Luzern, in St. Gallen, im Yars 
gau, in Solothurn. Demofratifhe und firdhlide 
Tendenzen vereinigten fih; im Uebermaß machten ſich jene bes 
fonders im Aargau und Solothurn geltend. Die Bewegung 
ging weiter, als daß fie auf die Unterftügung von Zürich hätte 
rechnen können. Im Aargau kam es am Schluſſe des Jahres 
1840 zu einem Aufftande der Freiämter mit Bezug auf die Ber- 
faflungsrevifion, in welcher die katholiſche Partei, nachdem fie 
mit mäßigen Zugeftändniffen ſich nicht befriedigt hatte, um 
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mehreres gefommen war, als fle zuvor gehabt. Auch zürdherifche 
Truppen, von der aargauiſchen Regierung um Hülfe gemahnt, 
halfen neben den bernerifchen den Aufftand unterdrüden. In 
Luzern nur ging die Umgeftaltung der Dinge in gefeplicher 
Form vor fi. Die radikale Herrfchaft wurde Durch eine völlige 
Erneuerung der Berfaffung und der Behörven befeitigt. Luzern 
war wieder an der Epiße der Fatholifchsfonfervativen Partei 
und trat ebenfalls aus dem Siebnerkonkordate auß. 
Rargaifse _ Unmittelbar nad) dem nievergebrüdten Aufftande der freien 
aufpebung. Hemter hatte der große Rath des Aargau's am 13. Januar 1841 
die fämmtlichen aargauiſchen Klöfter ald ſtaatsgefaͤhrlich aufs 
gehoben. Diefe Aufhebung war im offenbaren Widerſpruch 
mit dem auf Begehren der päpftlichen Nuntiatur aufgenommenen 
Artifel XII der Bundesafte von 1815, durch weldhen „ber Fort⸗ 
beftand der Klöfter” und „bie Sicherheit ihres Eigenthums“ den 
Kantondregierungen gegenüber garantirt war, und erregte bei 
der Mehrheit der Fatholifchen Bevölferung tim Aargau felbft und 
in der ganzen Schweiz großen Unmillen. Es lag darin nicht 
allein eine Verlegung des Bundes, fondern überbem, da dies 
felbe von einer Mehrheit proteftantifcher Mitglieder gegen katho⸗ 
lifche Inftitute und des Widerſpruchs der großen Theild katho⸗ 
liſchen Minderheit ungeachtet durchgeführt worden war, eine 
empfindliche Störung der Tonfeffionelen Ruhe und des fonfeffid« 
nellen Friedens. Der Tagfapung lag die bundesrechtliche Pflicht 
ob, den Klöftern jene Garantie zu gewähren, obwohl zugleich 
das Recht, die Bedingungen und die Ausdehnung der Garans 
tie, welche feine abfolute fein konnte, feftzuftellen. Vorerſt ers 
flärte fie, daß jenes aargautfche Dekret unvereinbar ſei mit dem 
Artikel XI, dann aber nad) vielfältigen Unterhanblungen im 
Auguft 1843, durdy die Wieberherftellung der Brauenklöfter ſei 
nun dem Bundesrecht Genüge geichehen. Die fortbauernde Auf⸗ 
bebung der Männerflöfter, unter denen die reichen Abteien Muri 
und Wettingen, wurde hauptfädhlich damit gerechtfertigt, daß 
ihre Herftelung für die Integrität und Ruhe ded Kantons 
Aargau gefährdend wäre, ed aber ein höherer Bundeszweck fei, 
für die Eriftenz und Sicherheit ver Kantone zu forgen, als für 
den Fortbeftand ber Klöfter. Diefe Entfcheivung der Tagſatzung 
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war von einer Mehrheit befchloffen worden, die vorzugsweiſe 
aus proteftantifchen Ständen gebildet war, gegen eine Minder⸗ 
beit von katholiſchen Ständen. Diefed Verhältniß und der Um; 
ftand, daß gerade die reichen und bedeutenden Klöfter aufgehoben 
blieben, und daß geringes Vertrauen in die Aufrichtigfeit umd 
Wahrhaftigkeit jener Begründung vorhanden war, waren nicht 
geeignet, dad wach gewordene Eonfeffionelle Mißtrauen zu bes . 
fchwichtigen und den Glauben an redliche Beachtung des Buns 
des zu beftärfen. Luzern und die fatholifchen Stände der Innern 
Schweiz proteftirten gegen die Entſcheidung und ſchlofſen ſich 
enger zufammen. Einen Augenblid ſchien es, daß ed damals 
ſchon zum Ausbrudy eines Bürgerfrieges mit Fonfeffioneller Faͤr⸗ 
bung kommen werde, Doch verzog fih das Gewitter wieder. 

Unläugbar hatte die Abneigung der reformirten Bevoͤlkerung 
gegen die Klöfter auch ihren Antheil bei jener Entſcheidung ges 
habt. Diefe Sachlage war den Rechtsanſpruͤchen der Katholiken 
ebenfo ungünftig ald den Reigungen ber radikalen Partei, welche 
fi nun auf die Antipathien der Proteftanten ftügen konnte, 
förderlih. Run fam aber ein neues Ereignis hinzu, das in 
höherm Maße noch die Gegenfäge auf die Spige trieb. 

Die Stände Luzern, Uri, Shwyz, Unterimwals 3euitenfrage. 
den, Zug und $reiburg, denen ſich bald nachher Wal⸗ 
lis, wo die Bartei der „jungen Schweiz“ in blutigem Kampfe 
mit der „alten Schweiz” erlag, beigefellte, forderten im Februar 
1844 durch ein Manifeft, daß neuerdings auf Die Klofterfrage 
eingetreten und bie fämmtlichen aargauifchen Klöfter hergeftellt 
werden. Diefem Antrage entgegen ergriff nun Aargau Die po⸗ 
litiſche Offenfive und brachte den Antrag an die Tagſatzung, 
daß die Jeſuiten aus dem Gebiete der Schweiz verwielen 
werden. Der Drben der Sefuiten im Wallis hergebradht und 
im Kanton Freiburg dur feine große Erziehungsanitalt 
berühmt, war kurz zuvor auch nad Schwyz berufen worden. 
Eben damals wurde im Kanton Luzern bie Berufung ber 
Sefuiten von einer durch Zahl und politifche Stellung beveu- 
tenden Partei eifrig betrieben. 

Die Tagfagung des Jahres 1844 betrachtete die Klofterfrage 
als erledigt und wies mit großer Mehrheit ven Antrag Aargau's, 


Die volitiſchen 
Barteien. 
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der allgemein als eine Berlegung der Kantonalfouveränität bes 
tradhtet wurde, zurüd. Hätte Luzern den Bitten der proteflans 
tifchen und vieler Fatholifchen Eidgenofien damals willfahrt, und 
wäre Luzern von der Berufung der Jeſuiten abgeftanden, fo 
wären der Schweiz die Innern Konvulfionen und Stürme ers 
fpart worden, welche vom Dezember 1844 bis zu Ende des Jah⸗ 
reö 1847 den Bund erfchüttert haben. Der extreme Rabilalis- 
mus hatte zu jener Zeit eine Reihe von Niederlagen erfahren. 

Selbſt in dem größten Kanton, in Bern, von wo aus 
der Radifalismus vornehmlich in den legten Iahren gehalten und 
unterftügt worden war, erſtarkte eine aus liberalen und Fonfers 
vativen Elementen vereinigte und den beiderfeitigen Ertremen 
entgegentretende Mittelpartei (die liberal-Tonfervative) 
zuſehends. In der franzöfifchen Schweiz, in Waadt und Genf 
befonders, hatte fie feften Boden gewonnen. In Züri, wo 
die politiſchen Parteiprinzipien mit größter, felbft wiſſenſchaft⸗ 
licher Schärfe gelehrt und geübt wurden, hatten bie Partei⸗ 
leivenfchaften, während der Wahlfämpfe vom Sahr 1842 fieber- 
haft entzündet, nachher von ihrer Heftigfelt nachgelaffen, und 
eine innere prinzipielle Vermittlung der Barteien fland in Aus⸗ 
fiht. Gelang diefelbe, fo konnte von Zuͤrich aus während der 
Vorortsjahre 1845 und 1846 auch die Eonfeffionelle, auf gegen- 
feitige Achtung gegründete Befriedigung der Schweiz und eine 
höhere eidgenoͤſſiſche Politik, welche die wahren Refultate ber 
Vergangenheit zu erhalten und zugleidy die Beduͤrfniſſe der neuen 
Zeit durch heilfame Reformen zu erfüllen ftrebte, ernftlich einge 
leitet werben. 

Aber Luzern, vom Aargau gereizt, zog eine ertreme abfo= 
lutiftifche SBolttif vor und berief die Sefutten. Der radifalen Res 
volution entgegen erhob e8 Die Fahne eines reaftionären Ultra- 
montaniömus. Den ungeftümen Drang des neunzehnten Jahr: 
hunderts vermeinte ed mit den geiftlichen Waffen des ſechs⸗ 
zehnten und fiebzehnten nieberzufchlagen. Die Folge war, daß 
der Radikalismus überall in der Schweiz wieder neubelebt und 
getärft, die Mittelparteien neuerdings zurüd geworfen, den 
extremen Parteien ber innere Friede hingeopfert und in dem 
ungleihen Kampf der auf fih beſchraͤnkten innern katholiſchen 
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Schweiz mit der gefammten äußern Schweiz jene unterworfen 
wurde. 


Der Kanton Luzern felbft wurde zwei Mal von Freiſchaa⸗ Sreifanaren. 


ren (Dezember 1844 und’ April 1845), welche im Einverftändniß 
mit einer innern aufftändifcyen 'Bartei von Außen her eindran⸗ 
gen, feindlidy überzogen. Belde Male erlagen die Freifchaaren 
ihrer eigenen Verwirrung und Schwäche faft mehr als den 
Begenanftalten der Luzerner Regierung. Aber die beiden ges 
rechten Siege Luzerns über die Sreifchaaren hatten feine Wen- 
dung der Politik zur Folge. Der katholiſche Vorort wurde durch 
diefelben in feiner fchroffen und einfeitigen Richtung nur be- 
ſtaͤrkt. In der proteftantifchen Schweiz aber nahm die Gaͤhrung 
unter dem Volke mehr und mehr überhand. Diefes betrachtete 
die Sefuitenberufung an den Vorort Luzern ald eine Pflanzung 
fteten konfeſſionellen Haders, und fürdhtete von derfelben die 
Auflöfung der Eidgenofienfhaft und die Verhinderung jeden 
politifhen Fortfchritte. Das Volk hoffte daher nur von ben 
äußerften Radikalen eine energiiche Befämpfung diefer Uebel 
und warf ſich ihnen in die Arme. Der geichlagenen Freiſchaaren⸗ 
partei wurde in Bern durch eine Fantonale Revolution die Res 
gierung anvertraut. Im Waadtlande, in E&enf erhoben kan⸗ 
tonale Ummälzungen den Radikalismus auf den Schild. In 
Zürich, in St. Gallen, in Graubündten, allenthalben fam bie 
liberalsradifale Partei zu höherem Anfehen und zur Herrichaft. 
Die Tagfagung mißbilligte zwar und unterfagte die Bildung 
bewaffneter Freiſchaaren, aber ſchon vor dem zweiten umfaflens 
den Freifchaarenzuge hatte fie ihren Befchlüffen keinen wirklichen 
Vollzug gegeben und nad) demfelben hatte derſelbe Geift, wel⸗ 
cher die Freifchaaren zu ihrem Bruch des Landfriedens getries 
ben, für fi) in den Stantonen legale Titel und Formen er: 
obert. 

In der gefteigerten Gefahr verbanden fidh bie genannten 
VII Tatholifchen Stände zu einem engern Bunde und organifir- 
ten fi) gegen einen Angriff der äußern Schweiz militärifch. 


Katholiſcher 


Sonderbund. 


Es entſtand im Jahr 1846 der ſogenannte Sonderbund., 


Auch in ihm lag eine Verlegung des eidgenoͤſſifchen Bundesrechts. 
Ein als yolitifche und militärifche —— organifirtes 
Bluntſchli Bundesrecht. 


— 
uche un 
Krieg, 


514 Die Zeit der Bundesverfaffung vom Jahr 1815. 


Bündnis widerfprady der Verbindung aller Kantone zu Einer 
Eidgenoſſenſchaft. Es war ein Rüdfchritt in die Spaltungen 
der lebten Jahrhunderte, welche durdy den Einen Bund ber 
eidgenöffifchen Stände und durch die höhere Einigung des neun 
zehnten Jahrhunderts für immer überwunden ſchienen. Ueber⸗ 
dem erinnerte auch die ausfchließlich Fatholifche Färbung des⸗ 
felben nur zu deutlich an den Borromäerbund von 1586 und es 
lag in demfelben eine Berufung auf die fonfeffionellen Leidens 
fhaften. Der Sonderbund Eonnte ald ein vorübergehender Aft 
der Nothwehr entfchulbigt, aber nicht als eine bleibende politifche 
Vereinigung gerechtfertigt werden. 

Alle Verſuche, auch jett noch eine gerechte Vermittlung zu 
erzielen, fdheiterten an dem Starrfinn und der Leidenfchaft der 
innern Barteien und an der Kurzficht, der Eiferfucht und ver 
Unentichlofienheit auch der auswärtigen Kabinette. Die beider: 
feitö herrfchenden extremen Parteien wollten den Kampf der 
Waffen. Die Tagfagung, welche die Auflöfung des Sonders 
bunbes mit XII Stimmen befchloffen hatte, rief eine überlegene 
eipgenöffifche Armee, wieberum im Namen des Bundes von 1815, 
gegen diejenigen Stände in die Waffen, welche vorzugsweife 
an diefem Bunde feftzuhalten und denfelben vor der faftifchen 
Erweiterung der Bundesgewalt durch willführliche Zwölfftimmens 
mehrheit zu bewahren gefonnen waren. Es gab damals fol: 
gende drei Möglichkeiten: 1) Die ftreitenden Ertreme rieben 
ſich ernftlich an einander, aber ohne daß das eine dad andere 
unterwarf: ein Sal, weldyer bei einiger Entfchloffenheit des 
Widerſtands der Fatholifchen Schweiz, die meifte Wahrfchein- 
lichkeit für fich hatte. Dann war wieder eine Vermittlung 
möglih, und fie wäre auch kaum fehr fehwer geworden. “Die 
hinreichend erörterten Grundſätze derfelben waren vorerfi Her⸗ 
ftelung des Fonfeffionellen Friedens. Diefe feßte vor⸗ 
aus, daß den Beichwerden und Anfprüchen der Katholiken in 
der Klofterfrage, ohne Aufgebung oder Erniedrigung der Staats: 
hoheit, eine billige Rüdfiht geworben, und daß den Beſorg⸗ 
niffen und Reizungen der Proteftanten durch freiwillige Ent⸗ 
fernung der Jeſuiten aus dem Vorort Luzern Rechnung getragen 
worden wäre. War fo in die Gemüther eine friedliche Stimmung 
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neu gepflanzt und die Gleichberechtigung und innere Selbftäms 
digfeit der Konfeffionen neu bekräftigt worden, fo ließen ſich bie 
politifchen Differenzen leichter heben. Ernfte Maßregeln gegen 
jede Erneuerung des Freiſchaarenunweſens und die Auflöfung 
des Eonberbunded fanden dann wenig Widerftand: und ver 
Boden auch für eine immerhin nötbige Reform des Bundes war 
geebnet. 

2) Der Sonderbund errang einen entfcheidenden Sieg. Im 
günftigften Falle konnte fi) an ihm die Macht des fehmelzeris 
ſchen Radikalismus breiden, aber nie der Sieg fo groß werben, 
daß ſich die äußere Schweiz der politifchen Autorität des Son- 
derbunds gefügt hätte. Verſtand ſich der fiegreiche Sonderbund 
zu feiner Vermittlung, fo fand neuer innerer Kampf bevor, 
bis entweder die äußere Schweiz zum Siege oder es zu einer 
wahren Vermittlung kam. 

Endlich der dritte Fall: Der Sonderbund wurde vollftändig 
befiegt. Dann war es gewiß, daß die herrfchende Partei das 
Geſetz gab und nicht bloß der Sonderbund aufgelöst, fondern 
zugleich mit ihm auch der eidgenöfftfche Bund von 1815 befeitigt 
und von Grund aus die Bundedverfaffung umgewandelt werde. 

Der zulegt genannte Fall ift eingetreten. Der Widerftand Glen ber Böll. 
des Sonderbundes war über alle Maßen ſchwach und nichtig. 
Bor einer bloßen großartigen militärifchen Demonftration ber 
Zmölfftändemehrheit fanf jener zufammen. Neue Revolution 
auch in den größern Sonderbundsfantonen und der Sturz ſaͤmmt⸗ 
licher Regierungen in denfelben war die unmittelbare und nädhfte 
Folge diefer Niederlage. Auh Neuenburg, weldes wäh- 
rend des Krieges eine neutrale Stellung einzunehmen verfucht 
hatte und von den auswärtigen Mächten zum Sige einer euro⸗ 
pälfchen Konferenz in der Schmweizerangelegenheit bezeichnet wor» 
den war, entging dem Stoße der Revolution nicht. Die Ver: 
bindung mit Preußen wurde zerrifien, das Fürſtenthum abge- 
ſchafft und der umgeftaltete Kanton fchloß ſich ganz an die herr: 
chende Richtung in der Schweiz an. Die Jefuiten wurden 
nicht allein aus dem Borort Luzern, fondern auch aus den 
Kantonen Schwyz, Freiburg und Wallis ausgewieſen und ih⸗ 
nen das ſchweizeriſche Gebiet für die Zufunft verboten. Der 
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aargauiſchen Kloftermufhebung folgten nun weitere Wufhebunge 
der Klöfter in andern Kantonen, ohne daß der Bund irgen 
einfchritt. 

Der Bund felbft, in defien Namen nody jener Krieg gegen 
den Sonderbund erklärt worden, war nach dem Siege gan 
unhaltbar geworden. Es hatte ſich gezeigt. daß die Kraft der 
SKantonalfouveränität fchwächer, daß das Gefühl der Gemein 
ſchaft ftärfer geworden war, ald man gedacht. Der neue Geil 
bedurfte wirklich auch neuer Formen. Auf neuen Grundlage 
mußte nun die ſchweizeriſche Bundesverfaſſung umgeftaltet werden. 


Eilftes Buch, 


Die Bundesverfaſſung 
von 1848. 





Einuuddreifigftes Kapitel. 
Die allgemeinen Grundfäße. 


Lage der Dinge. — Souveränität der Kantone und des Bundes. — 
3wede und Kompetenzen bes Bundes. — Berhältniß zum 
Ausland. DBerträge. — Militärfapiiulationen. — Fremde Orden 
und Gehalte. — Militärwefen. — Zollweſen. — Freier Kauf. — 
Poſtweſen. — Münzregal. — Gleiches Maß und Gewicht. — Pulver: 
regal. — Straßenweien (Eifenbahnen). — Unterrichtswefen. — 
Grundrechte. — Rechtsgleichheit. — Keine Eonfefflonellen Vor⸗ 
rechte oder Beichräntungen. — Nieverlafungsrecht. — Schweizer⸗ 
bürgerrecht. — Sicherheit des Bürgerrehts. — Freie Religions: 
übung. — Preßfreiheit. — Bereinsredht. — Petitionsrecht. — Ge: 
richtsftand des Schuldners. Kein Arreſt. — Abzugs: und Bugrechte. 
Freizügigkeit. — Poſtgeheimniß. — Berfafiungsmäßiger Gerichts: 
ftand. — Keine Zobesftzafe für politifche Verbrechen. — Auslieferung 
von Berbrechern. — Heimathlofigkeit. — Fremdenpolizei. — Sicher: 
heitsmaßregeln gegen Seuchen. 


ALS die Tagſatzung die Umarbeitung der Bundeöverfaffung Lage ver Dinge. 
vornahm, waren die Zeitwerhältniffe dem Werke ungewöhnlich 
günftie. Durch den leichten, aber in Folge mafienhafter Er- 
hebung aller Streitfräfte errungenen Sieg über den Sonderbund 
war der zühe Widerſtand der Innern Schweiz gegen die Bundes: 
reform gebrochen und zugleich das Beduͤrfniß derfelben allgemein 
fühlbar geworden. Der bisherige Barteifampf im Innern hatte 
einen vorläufigen Abſchluß gefunden. Die Tagfagung hatte freie 
Hand, Autorität und Macht, wie.nie vorher, gewonnen. Bon 
dem Auslande her waren Feinerlei Hemniſſe zu beforgen. Selbft 


— 
— 
—“— 


Zwecke und 


Rom 


bes Bunde 
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jeder Einflug der Mächte auf die Neugeftaltung der Schweiz 
war parallyfirt durch die gewaltigen innern Erfdyütterungen in 
Frankreich, Deutfchland und Deftreih, welche das Fruͤhjahr 
1848 fo merkwuͤrdig bezeichnen. 

Mit Mäßigung und Entſchloſſenheit fehritt die Tagfagung 
vor. — Die frühern Erfahrungen hatten doch auch innerhalb 
der liberalsradifalen Partei mancherlei Warnungen zurüdgelaflen. 
Der Weg der helvetifchen Einheitsrepublif wurde nicht wieder 
betreten. Das Föderativfyftem if im Allgemeinen die 
Grundlage audy des neuen Bundes geblieben, wenn ed ſich 
auch nicht ganz frei erhalten hat von der Verwechslung mit 
dem Syitem ded nationalen Einheitsftaates. 

Die Souveränttät der Kantone und damit ihre be⸗ 
ziehungsweiſe ſtaatliche Selbſtaͤndigkeit und Unabhaͤngigkeit iſt 
ausdrücklich als Regel anerkannt (Art. 1, 3 u. 5), die Beſchraͤn⸗ 
kung derſelben durch den Bund ſomit als Ausnahme bezeichnet. 
Der Souveränität ded Bundes iſt mit Abſicht nicht aus⸗ 
drüdlich erwähnt, obwohl auch diefe fih in Wahrheit ebenfalls 
theil8 von felber verfteht, theild aus dem ganzen Charakter der 
Berfaffung mit innerer Nothwendigfeit folgt. Die Souveränität 
des Bundes tritt im DVerhältniß zum Ausland fogar viel bes 
ftimmter hervor al8 die Souveränität der Kantone. In diefer 
Beziehung iſt jene fogar die Regel, viefe Die Ausnahme. Im 
Innern aber ift diefelbe allerdings weſentlich befchränft auf die 
gemeinfame Sphäre der allgemeinen eidgenöffifchen Bundes- 
interefien. Die Verfaffung hat ihrer indeflen nicht näher ge⸗ 
dacht, weil die Tagfagung beforgte, durch Erwähnung derfelben 
den Streit der Theorie und zugleid, Mißverflänpnifie der einen 
und Beforgniffe der andern hervor zu rufen. 

ALS Zwede des Bundes und fomit als leitende Ideen ber 
Kompetenz ded Geſammtſtaates find bezeichnet: 1) Behauptung 
der Unabhängigfeit des Baterlanded gegen Außen, 2) Hands 
babung von Ruhe und Ordnung im Innern, 3) Schug der 
Freiheit und der Rechte der Eidgenofien und 4) Beförderung 
ihrer gemeinfamen Wohlfahrt (Art. 2). 

Die beiden legtern Bundeszwecke, vorzüglich aber der vierte, 
find eine Erweiterung des Kreifes der Bundesbefugnifle. Die 
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Hinwelfung auf die gemeinfame Wohlfahrt fördert im Prinzip 
das ftäte Wachothum der Zentralfphäre, je nad) neu fich regen» 
den Bedürfnifien, um jo mehr, ald der Entſcheid, ob ein Ge⸗ 
gegenftand in den Bereich ded Bundes oder der Kantonalſou⸗ 
veränität gehöre, den Bundesbehörden felbft vorbehalten ift 
(Art. 74, 1). In diefen beiven Bundeszweden find geradezu 
Die Grundlagen eines Gefammiftaates gegeben. 

Indeſſen find die Kompetenzbeftimmungen für die Bundes⸗ 
gewalt, foweit fie im Einzelnen zur Zeit hervorgehoben find, 
weit befehränfter, als dieſe allgemeinen Grundfäte, und enger, 
als der Organismus der Bundedbehörben erwarten lafien. Das 
Mißverhältniß zwifchen der Großartigfeit des Organismus und 
der engen Begränzung der Bundesfompetenzen im Einzelnen ift 
augenfällig: und nicht mit Unrecht läßt ſich der Verfafiung vor- 
werfen, daß fie einem großen und foftbaren Pallaſte gleiche, in 
weichem wenig Räume wirklich benutzt werden, oder einem 
Altienetabliffement mit prächtigen Werfen, öfteren Generalver: 
fammlungen und zahlreihem PBerfonale von Angeftellten, aber 
Kleinen ®efchäften. 

1) Es kann nur allgemeine Biligung verdienen, wenn Die Verbaſtnis zum 
Einheit ver Schweiz vorzugsweile im Verhältniffe zum Vertrage 
Auslande gewahrt wird. Das Recht, „Krieg zu erklären und 
Frieden zu ſchließen, Bündniffe und Staatsverträge, namentlich 
Zoll⸗ und Handelöverträge mit dem Auslande einzugehen”, 
wird ausfchließli dem Bunde zugetheilt und den Kantonen 
entzogen (Art. 8). Nur ausnahmöweife bleibt den Kantonen 
vorbehalten, „über Gegenftände der Staatswirthfchaft, des nach⸗ 
barlichen Verkehrs und ver Polizei“ Berträge auch mit ven 
auswärtigen Staaten abzufchließen (Art. 9). 

Auch der amtliche Verkehr mit dem Auslande gefchieht in 
der Regel entweder unmittelbar durch die Behörden und Beam- 
teten des Bundes oder mittelbar unter deren Mitwirkung (Art.10). 
Auch wenn die Kantone von ſich aus und felbftändig über Die 
ihnen vorbehaltenen Gegenftände mit dem Auslande unterhan- 
dein, fo fichert doch die nothwendige „Vermittlung“ des Bundes- 
rathes die Kontrolle, daß folche Verträge Nichts enthalten, was 


— 
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dem Bunde ober den Rechten andererer Kantone zuwider if 
(Art. 10, 9. 74, 5). 

Die im Interefie eines einfachen und rafhen Geſchaͤftsganges 
liegende Beftimmung, daß die Kantone „über die in Art. 9 bes 
zeichneten Gegenftände” auch unmittelbar mit den untergeord- 
neten Behörven und Beamteten eined auswärtigen Staates 
in Verkehr treten fönnen, hat ohne Zweifel nicht die Meinung, 
daß diefelbe Befugniß der Kantonalbehörden mit Bezug auf den 
gerichtlichen Verkehr in privatrechtlichen Verhältniflen nun⸗ 
mehr aufhören müfle, weil ihrer hier nicht erwähnt if. Viel⸗ 
mehr verfteht fich diefe Ausnahme fo fehr von felbft und fteht 
fo feft in der Uebung der Staaten, daß ed unnöthig ſcheinen 
mochte, an fie noch befonders zu erinnern. 

2) Dur das Verbot der Militärfapitulationen 
(Art. 11) hat der Bund fich felber und die Kantone befchränft. 
Die Tagfagung ging dabei von politifchen Motiven aus. Sie 
hielt e8 mit der Politik der Schweiz nicht für vereinbar, daß 
„die Schweizer ihre Söhne an Könige abtreten, um die Völfer 
in Knechtichaft zu halten“; von der fonderbaren Vorftellung be- 
fangen, dag Königthum und Knechtſchaft der Völfer ſich gegen- 
feitig bedingen. Seitdem fo ziemlich alle zivilifirten europäifchen 
Staaten auch die Volfsrepräfentation und die Volksrechte an- 
erfennen, ift jener Irrthum augenfälliger und jene Gefahr des 
Mißbrauchs bedeutend vermindert worden. 

Allerdings hatten die bisherigen Militärfapitulationen auch 
ihre Schattenfeite; aber im Großen hatten fie 'einerfeits dazu 
beigetragen, die Friegerifche Ehre der Schweizer ftets frifch und 
glänzend zu erhalten, ihre militärtfche Tüchtigfeit fortzupflanzen 
und mittelbar die Sicherheit der Schweiz vor fremden Ans 
griffen zu befeftigen; anderſeits hatten fie dem Uebermaß der 
fohmwetzerifchen Bevölkerung einen heilfamen Abflug und vies 
len jungen Leuten eine geregelte und zureichende Eriftenz vers 
ſchafft. 
Zwar wird durch jenes Verbot nicht verhindert, daß nicht 
die Einzelnen doch in fremde Dienſte laufen, wenn ſie daſelbſt 
Aufnahme finden; aber es wird durch dasſelbe die Regulirung 
der fremden Kriegsdienſte gehindert, die Sorge fuͤr dieſe Klaſſe 
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der ſchweizeriſchen Bevölkerung fehr erſchwert und die Gelegen- 
beit zu günftigen Verträgen für die Schweiz vermindert. 

Zeitgemäßer wäre es wohl geweſen, neben erhöhter Obforge 
über die Militärfapitulationen von Seite des Bundes auch Die 
Sorge für die Kolonifation in fremden Ländern als eine 
dringende und neue Bundesangelegenheit hervorzuheben: 
und es hätte fi) auch wohl beim Abſchluſſe jener die Rüdficht 
auf diefe verbinden laffen. Statt defien hat die Verfaffung jene 
unterfagt und für diefe wenigſtens Teine beflimmte Ausficht 
eröffnet. 

3) Das Berbot für Die Mitglieder der Bundesbehörden und Kerns Drden 
eidgenöffiichen Beamteten und NRepräfentanten, von ausmwärtis 
gen "Regierungen Penſionen, Gehalte, Titel, Gefchenfe oder 
Orden anzunehmen oder früher erworbene Titel, Orden und 
Penſionen während ihrer eidgenöffifchen Amtszeit zu benutzen 
(Art. 12), in der Hauptfache wohlbegründet, hat doch eine Aus- 
behnung erhalten, weldye den hergebradyten Formen des ſtaat⸗ 
lichen Verkehrs in Europa zumiderläuft, und verräth eine über» 
mäßige Aengftlichfeit, die republifanifche Tugend auch vor ger 
ringfügiger Verfuchung fiher zu ftellen. 

4) Die Militäreinrihtungen des Bundes flehen in der Mititärweien. 
engften Beziehung zu den urfprünglichften und wichtigften Bun- 
deszwecken; daher ift denn auch in diefem Zweige vornehmlich 
die Zentralität feit Jahren unaufbaltfam fortgefchritten. Schon 
feit alter Zeit war der Orundfag „allgemeiner Wehrpflicht“ in 
der Schweiz geübt worden. Iſt er nun auch in der Verfaflung 
ausgefprochen (Art. 18), fo find damit doch mancherlei Mopifi- 
Fationen und Ausnahmen nidyt ausgefchloflen worden. 

Auch nad dem neuen Bunde befteht das. Bundesheer noch 
„aus den Kontingenten der Kantone” (Art. 19) und gehören 
die Truppen fomit zunaͤchſt, und bis fie in den eidgenöffifchen 
Dienf gerufen werden, den Kantonen, erft von biefem Mo⸗ 
mente an der Eidgenoffenfhaft zu. Im SKantonaldienfte die 
Kantonalfahne zu führen, ift nicht verwehrt; im eidgenöffifchen 
Dienfte aber ift nur die eidgenöffifhe Fahne geftattet und tritt 
auch eidgenöffifcher Sold ein (Art. 20). 

Das nun verfafiungdmäßig erweiterte Bundesheer befteht: 


Zollwefen. 
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a) aus dem Bundesauszug der Kantone, zu 3%, der Bevoͤl⸗ 
ferung berechnet; b) aus der Referve, zu 11% 0 angefeht. Im 
Nothfall Tann der Bund aud über die übrigen Streitkräfte ver 
Kantone (die Landwehr) verfügen. Der Militärunterricht wird 
für einige Spezialwaffen (Genie, Artillerie und Kavallerie), 
ebenfo der höhere Militärunterricht für alle Waffengattungen 
von dem Bunde felbft übernommen und auch für die Bildung 
der Inftruftoren in denfelben geforgt; der den Kantonen über: 
lafiene Unterricht der Infanterie und der Scharffchügen, fowie 
die Anfchaffung des Kriegemateriald von Seite der Kantone 
überwacht und durch ein Bundeögefeb die allgemeine Organifas 
tion des Bundesheers beftimmt. 

Stehende Truppen zu halten, ift ver Bund nicht berechtigt, 
die Kantone dagegen find ed, aber nicht mehr ald 300 Mann 
(Art. 13). 

5) Das Zollwefen wird im Allgemeinen als Sache 
ded Bundes erflärt, aber auch hier den Intereſſen und Rechter 
der Kantone umfaflende Rüdficht getragen (Art. 33). 

Das Recht der Kantone, Gemeinden, Storporationen oder 
Privaten auf die früher ſchon von der Tagſatzung anerkannten 
oder bewilligten Zölle wird als beftehendes Recht refpeftirt, aber 
zugleich der Eidgenofienfchaft vorbehalten, diefe Zölle ganz oder 
theilweife gegen Entſchaͤdigung aufzuheben. Zugleidy wird bie 
Einleitung getroffen, allmählig ein ſchweizeriſches Zoll 
fyftem einzuführen und zu entwideln. Der Eidgenoflenfchaft 
wird das Recht zugefprochen, an der Schweizergrenze Eingangs⸗, 
Ausgangs⸗ und Durchgangszöfle zu erheben, und zur Pflicht 
gemacht, jedenfalls bie beftehenden einzelnen Tranfitzölle der 
Kantone und Gemeinden einzulöien (Art. 24). 

Einige leitende Grundfäße über die Erhebung der Zölle find 
beigefügt, welche darauf hinweifen, daß der fiöfalifche Charakter 


der Zölle nicht ausfchließlicy feftgehalten, fondern die Berüds 


ſichtigung der induftriellen und volkswirthſchaftlichen Intereſſen 
auch damit verbunden werben fol. Die Stoffe, deren die ein- 
heimifche Induſtrie bedarf, fowie die zum nothwendigen Lebens⸗ 
bebarf erforderlichen Gegenftände follen möglichft gering tartrt, 
die Gegenftände des Lurus Dagegen mit der höchſten Tare belegt, 
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Ztanfitgebühren und in der Regel auch die Ausgangegebühren 
möglichft niedrig angefeht werben (Art. 25). 

Der Ertrag der fchweizerifhen Zölle wird vorerk unter die 
Kantone nad) dem Maßſtabe von 4 Baten auf den Kopf vers 
theilt, fodann die Kantone, welche damit nody nicht für ihre 
aufgehobenen Zölle entſchaͤdigt fen follten, für ihre weiter ges 
benden Anfprüche abgefunden. Der Ueberfchuß verbleibt der 
Bundesfafle (Art. 36). 

Im Innern ded Landes wird für Lebensmittel, Vieh und Sreier Kauf. 
Kaufmannswaaren, Landes- und Gemerbserzeugnifie jeder Art 
freier Kauf und Berfauf und freie Ein-, Au» 
und Durchfuhr von einem Kanton in den andern gewähr: 
leiftet. Ausnahmen bilden: a) dad Salz» und Pulverregal, 
welche den Kantonen verbleiben; b) polizeiliche Berfügungen der 
Kantone über die Ausübung von Handel und Gewerbe und 
über die Benugung der Straßen, unter welchem Ausdruck wohl 
unzweifelhaft auch die Marftpläbe mit verftanden find; c) Vers 
fügungen gegen ſchaͤdlichen Vorkauf (der Ausdruck ift etwas 
enge, Wuchergefepe wohl aber überhaupt vorbehalten); d) vor⸗ 
übergehende ſanitaͤtspolizeiliche Beichränfungen. Die unter b 
und d genannten Ausnahmen unterliegen übrigens der Kontrolle 
des Bundesrathes, dem berlei Verordnungen vor ihren Vollzug 
zur Genehmigung vorzulegen find und fegen gleiche Behandlung 
der Schweizerbürger mit ben eigenen Kantonsbürgern voraus. 
e) Die anerkannten Separatzölle; f) die fogenannten in einzel- 
nen Kantonen beftehenden Konfumogebühren auf Wein 
und andere geiftige Getränfe (Art. 29). Diefe aufzuheben. oder 
den Zöllen gletchzuftellen fcheute fich die Tagſatzung aus Ruͤck⸗ 
fiht auf Die Finanzſyſteme einzelner Kantone. Indeſſen find 
doch auch hier mancherlei erhebliche Beichränfungen Tantonaler 
Finanzſpekulation im Intereſſe der ſchweizeriſchen Produktion 
und des freien Verkehrs in die Verfaſſung aufgenommen wor⸗ 
den. Sie dürfen nirgends ausgedehnt, noch neu eingeführt und 
fchweizerifche Erzeugniffe müflen günftiger angefebt werden als 
auswärtige (Art. 32). Eigentliche Verbrauchsſteuern anderer 
Art, 3. B. auf Fleiſch, Tabak, Getränfe u. f. f., welche ohne 
Rüdfiht auf Einfuhr verlegt werden, fallen in das Gebiet der 


, 
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Kantonalfouveränttät. In der Regel ift die neue Einführung 
von Zöllen, Weg- und Brüdengeldern von Seite der Kantone 
nicht geftattet. Jedoch dürfen ausnahmsweiſe von der Bundes- 
verfammlung auf -beftimmte Zeit ſolche Gebühren bewilligt wer- 
den, um die Errichtung öffentlicher. Werke (3.3. Brüden, Ka⸗ 
näle) zu unterftügen, welche von allgemeinem Intereſſe für den 
Verkehr find und ohne ſolche Bewilligung nicht zu Stande Tä- 
men (Art. 31). 

Boftweien. 6) Das Boftwefen wird im ganzen Umfange der. Eid- 
genofienfhhaft von dem Bunde felbft übernommen, fo jedoch, 
daß die Kantone für ihre Einnahmen von den bisherigen Kan⸗ 
tonalpoften entfchäbigt werden und bei Anftellung von Poſt⸗ 
beamten und Bedienfteten in jedem Kanton auf die Einwohner 
derfelben Rüdfidht genommen werben fol (Art. 33). Das Aufs 
hören der bisherigen oft fehr Kleinlihen und für den Berfehr 
wie für die betheiligten Kantone fo fchäplichen Innern Poſt⸗ 
frieges, die Einführung gleihmäßiger und (wenigſtens im 
Durchſchnitt) billigerer Voftgebühren und die Erleichterung zum 
Abſchluſſe günftiger Poftverträge mit dem Auslande find in der 
That heilfame Folgen diefer Reform, wenn fie mit praktiſchem 
Geſchicke durchgeführt wird. Im Uebrigen aber wäre eine zu 
ftarre Zentralifation des Poſtweſens, welches fich naturgemäß 
auch den befondern Verfehrsbebürfnifien und Sitten der Kans 
tone anfchließen muß, hinwieder ein großer Nachtheil und 
ift auch bier relative Selbftändigfeit Tantonaler Abtheilungen 
wünfchbar. 

Mänzregae. 7) Das Münzregale ift den Kantonen entzogen und 
ausfchließlich der Eidgenoflenfchaft zugetheilt worden (Art. 36). 
Sowohl die Feftfegung des Münzfußes (nicht nothwendig eines 
einzigen, indem die Rüdfiht auf den franzöfifchen Münzfuß im 
Weften und Süden, die auf den deutfchen Münzfuß im Often 
und Norden der Eidgenoflenfchaft überwiegt) als die Ausprägung 
von Münzen ift nun in die Befugniß der Bundesgewalt gelegt. 

et 8) Die Einführung ded gleichen Maßes und Ge- 
wichtes im ganzen Umfange der Eingenofienfchaft nad) Maß⸗ 
gabe des beftehenden eidgenöffifchen Konkorbates (vom Hornung 
1836) wird ebenfalls dem Bunde zur Pflicht gemacht und damit 
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für die Zukunft das Prinzip anerfannt, daß auch die Bes 
ftimmung des Maßes und Gewichtes Bundesfadhe ſei (Art. 37 
und 74, 11). 


9) Die Fabrikation und der Berfauf des Schteßpulvers 


(Bulverregal) wird ausfchliebli dem Bunde zugeſchieden 
(Art. 38); dagegen das einträglihe Salzregale auch ferner 
den Kantonen überlaflen. 

10) Etwas fchüchtern find die Rechte des Bundes mit Der 
zug auf dad Straßenwefen beſtimmt. Man hat e8 nicht 
gewagt, den Bund bei Geftattung oder Errichtung von Eifen- 
bahnen, welche über das Gebtet eines Kantons hinausreichen 
(und das wird in der Regel der Fall fein) ausprüdlich au 
betheiltgen, obwohl gerade hier das Beduͤrfniß, ſolche ihrer Be⸗ 
deutung nach die Kantonsgrenzen überfchreitende Anftalten des 
Öffentlichen Verkehrs dem oft ſchwachen und kurzſichtigen Ein- 
flufie der Kantondregierungen zu entziehen und dem mächtigeren 
und weitfichtigeren Einfluffe des Bundes unterzuordnen, augen- 
fällig tft. Nur das iſt in der Verfafiung beftimmt, daß ber 
Bund das Recht habe, im ntereffe der Eidgenoſſenſchaft ober 
eines großen Theil derfelben auf Koften der Eidgenoſſenſchaft 
Öffentliche Werke zu errichten ober die Errichtung derfelben zu 
unterflüßen, und zu diefem Behuf auch die Erpropriation ans 
zuwenden (Art. 21) und mittelbar dadurch allerdings wenigftend 
die Errichtung (ob auch die Erwerbung?) von Eifenbahnen dem 
Bunde vorbehalten. Und indem der Art. 35 im Allgemeinen 
„die Oberaufſicht über die Straßen und Brüden, an deren Er⸗ 
haltung die Eidgenoſſenſchaft ein Intereſſe hat”, dem Bunde 
zufchreibt, mag auch hier ein Anhaltspunkt gefunden werben 
für die Oberauffiht des Bundes über beftehende Eifenbahnen 
von fehmweizerifeher Bedeutung. Größere Beſtimmtheit wird ins 
deſſen bier vermißt. 

Wie ed Straßen gibt, die ihrer Natur und Beſtimmung 
nach nur Gemeinden, ober Bezirken, oder Kantonen dienen, fo 
gibt ed auch Straßen, deren natürliche Bedeutung nicht auf 
einzelne Kantone begränzt ift, welche daher in vorzüglichem 
Sinne eidgenoööſſiſche Straßen genannt werden Fönnen. 
‚In hohem Maße gilt das von einzelnen Gebirgsftraßen. Hier 
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rechtfertigt fich daher auch eine beveutendere Betheiligung der 
Bundesbehörden. Indeſſen wollte man doc) auch in diefer Be- 
ziehung nicht weiter gehen, als bis zur Feftfegung jenes allge 
meinen Oberauffichtsrechtes, fo daß die naͤchſte Sorge, die Be⸗ 
Rimmung der Anlegung, der Unterhalt und die Polizei auch 
über dieſe Gattung von Straßen nad) wie vor den Kantonen 
anheim fällt und nur für den Fall der Bernacdhläffigung des 
Unterhalts foldyer Straßen und Brüden mit Zurädhaltung des 
dem betreffenden Kantone zufallenden Antheils an den Zöllen 
und Poftgebühren gedroht wird. 

11) Der Antrag, dem Bunde die Errichtung einer ſchwei⸗ 
zerifchen Univerfität und einer polytechnifchen Schule zur Pflicht 
zu machen, ift bei der endlichen Feſtſetzung der Verfaſſung in 
die bloße Befugniß diefer Errichtung reduzirt (Art. 22) und der 
fernere Antrag, auch die Sorge für Lehrerfeninarien auf den 
Bund zu übertragen, ganz befeitigt worden. Das gefammte 
Unterrichtswefen, mit Vorbehalt obiger Ausnahme, bleibt fomit 
für die Kantone vollftändig gewahrt. Eine ſchweizeriſche Aka⸗ 
demie kam überall nicht zur Sprache. 

Im Uebrigen ift die Kompetenz der Kantone in Gefebgebung, 
Regierung, NRechtöpflege, Kultus und Defonomie im audges 
dehnteften Sinne anerfannt. Der Bund mifcht ſich weder in 
die Zivil⸗ noch in die Strafrechtöpflege der Kantone. Es gibt 
fein gemeines fchweizeriiches Privat⸗, Fein fchweizerifches Strafs 
recht, feine gemeinfame Schuleinrichtungen,, Fein eidgenoͤſſiſches 
Steuerſyſtem. Selbſt auf dem Gebiete des Handelsrechts, wel- 
des feiner Natur nach feinen partifularen Charafter hat, fonr 
dern dem allgemeinen Völkerverkehr angehört, wagte man nidht 
auf eine eivgenöffifche Gefepgebung anzutragen. So wenig fühlt 
fi die ſchweizeriſche Bevölkerung als Eine Nation, fo fehr 
treten die Stammesverfchiedenheiten und die kantonalen Eigen⸗ 
thümlichkeiten in den Vordergrund. 

Bei Beftimmung ver fehmeizerifchen Grundrechte wich Die 
Tagfagung von der hergebrachten Praxis nur in einigen Punk⸗ 
ten ab und vermied es, fich nach der Weile der Franzoſen und 
der Deutfchen auf eine ausgedehnte allgemeine Darſtellung, bes 
ziehungswelfe Erweiterung der Grundrechte einzulafien. Ste 
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entging dadurch der Gefahr, ſich in abftrafte Theorien zu ver, 
lieren; aber auf der andern Seite fiel Diefer Theil der Berfaflung 
in Bergleihung namentlih mit den gleichzeitig bearbeiteten 
deutfchen Grundrechten für die Schweizer fehr Tärglich aus. Sie 
beftehen in Folgendem: | 

1) Der Bund übernimmt die Gewährleiftung aud 
der durch die Kantonalverfaffungen zugeſicherten 
Bolfs- und individuellen Rechte (Art. 5). 

Mittelbar werden dadurch noch mandyerlet in der Bundes» 
verfaffung nicht ausdrücklich bezeichnete Rechte unter den Schuß 
des Bundes geftellt, und zwar nicht allein die zur Zeit von 
den Kantonsverfaffungen anerfannten, fondern auch die Rechte, 
welche in Zukunft in bdiefelben aufgenommen werden follten. 
Indeſſen ift diefe Gewährleiftung doch beſchraͤnkt. Das Bun- 
desgericht nehmlich kann Beſchwerden von Privaten, over 
Korporationen, oder Völkerſchaften, oder einzelnen Theilen oder 
Klaſſen derſelben über Verletzung ihrer verfaſſungsmaͤßigen Rechte 
nicht ohne weiters an Hand nehmen, ſondern nur, inſofern 
„ſolche Klagen von der Bundesverſammlung an dadfelbe ges 
wiefen werden” (Art. 105). Die Bundesverfammlung 
aber hat die Befugniß, foldye Klagen entweder von der Hand 
zu weiſen, ober von fidy aus darüber das Geeignete zu befchlies 
Ben, nidht in Form eines Rechtsverfahrens, fondern politifcher 
Erledigung, oder diefelben an das Bundesgericht zu rechtlichen 
Entfdyeide zu übermitteln (Art. 74, 8). 

2) Rechtsgleichheit. Die „Gleichheit aller Schweis Regtegleichheit. 
zer vor dem Geſetze“ iſt anerfannt, „alle Unterthanenverhälts 
niffe und Borrechte des Orts, der Geburt, der Familien oder 
Perſonen“ find unterfagt (Art. 4). 

Die Gleichheit vor dem Gefebe hat nur den Sinn, daß 
unter gleihen Bedingungen alle Schweizer gleich» 
mäßig behandelt werben. Die allgemeinen Unterfchiede zwiſchen 
Männern und Weibern, VBoljährigen und Minderjährigen, ſo⸗ 
wie die befonderen mit eigenthümlicher Berufsweife oder amts 
licher Stellung verbundenen Rechte, 3. B. der Kaufleute, Bes 
amteten, find durch diefe Beſtimmung nicht ausgefchloflen. 

Das Verbot aller Borrechte des Orts, der Geburt u. ſ. f. 
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ferner hat wieder nicht den Sinn, daß nit 3.3. mit dem Ge⸗ 
meindshürgerrechte auch höheres (erbliche8) Recht in der Gemeinde 
verbunden werben dürfe, noch den Sinn, daß forporative Ber: 
hältniffe und Rechte oder Zamilienftiftungen und dergleichen uns 
terfagt feien, fondern lediglich den Sinn, daß die politifchen 
Borrechte a) der Stadtbürger vor den Randbürgern, b) ber ur- 
fprünglich herrichenden alten Landleute im Verhaͤltniß zu den 
früher unterthänigen neuen 2andleuten, c) der Batriziate un- 
zuläffig feien, beziehungsweife auch die Herrfhaft einzelner Für⸗ 
ften (des Fürften von Neuenburg, der Aebte u. f. f.) erloſchen 
feien und nicht hergeftellt werden dürfen. Im Weſentlichen iſt 
diefe Beftimmung eine Erneuerung eines von Rapoleon in bie 
Mebdiationsverfaflung aufgenommenen Artifels. 

3) Verwandt damit if} die Beftimmung des Art. 48, wors 
nach ale Schweizerbuͤrger hriftlicher Konfeſſionen in Geſetz⸗ 
gebung und gerichtlichem Verfahren gleich gehalten werden, 
ſomit keine (politiſchen oder buͤrgerlichen) Vorrechte und keine 
Zurückſetzungen auf die Verſchiedenheit des chriſtlichen 
Bekenntniſſes gegründet werden. Den Juden und ebenſo er- 
Härten Nich tchriſten ift dieſe Gleichſtellung noch nicht ein» 
geraͤumt. 

4) Freies Niederlaſſungsrecht für alle Schwei⸗ 
zer, welche einer der chriſtlichen Konfeſſionen angehören, einen 
Heimathſchein und ein Zeugniß fittlicher Aufführung beibringen, 
und fi) ausweifen fönnen, daß fie dur Vermögen, Beruf 
oder Gewerbe fih und ihre Familie zu ernähren im Stande 
feien (Art. 41). Juͤdiſche Schweizer und ebenfo Anhänger einer 
befondern Sefte oder kirchlichen Gemeinfchaft außer ber aner- 
fanten chriftlichen Konfelfionen haben dieſes Recht nicht. Es 
fteht fomit den Gemeinden frei, ſolchen Berfonen , wenn fie nicht 
bafelbft ein Bürgerrecht befigen,, die Niederlaffung zu verweigern 
oder zu entziehen. Es verfteht fich, daß es den einzelnen Kan⸗ 
tonen unbenommen iſt, in der Ausfcheidung der Eonfeffionellen 
und politifchen Gebiete weiter zu gehen und die Niederlaſſung 
ganz unabhängig von dem religiöfen Belenntnifle zu machen. 
Kleine Republiten, insbefondere die der Bergvölfer, haben aber 
ein Intereſſe, fremdartige Elemente fern zu halten, welchen fie 
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nicht eben fo leicht, wie größere Staaten und vorzüglid Städte 
freien Spielraum eröffnen, welche fie nicht eben fo bequem wie 
diefe gewifier Maßen verbauen fönnen. Site haben überhaupt 
eine entfchiedene Abneigung gegen Anſiedlinge, die nicht in den 
wichtigften Rebensbeziehungen mit ihnen gleichgeartet und gleidh- 
gefinnt find. Daher jene Beſchränkung in der bundesrechtlichen 
Nöthigung zur Niederlaffung, und es fann in Frage kommen, 
fowohl ob hier der Eigenthümlichfeit befonders der Urfantone, 
welche die herrlichften Thäler der Schweiz bewohnen und in 
Gefahr gerathen fönnten, allmählig in die Abhängigfeit der 
reicheren und induftriellsbeweglichern Bevölferung der Außern 
Schweiz zu fommen, genügende Rechnung getragen worden fet, 
als ob nicht die bedeutendere äußere Schweiz ein audgebehnteres 
Maß freier Niederlafiung und insbefondere eine fehärfere Aus- 
ſcheidung der Eonfeffionellen Rüdfichten vertragen Fönnte. 

Raturalifirte Schweizer Fönnen dieſes Recht erft geltend 
machen, nachdem fie fünf Jahre lang ein Kantonshürgerredht 
befefien haben. 

In dem Niederlaffungsredhte ift außer dem Rechte des Wohn- 
figes in der Gemeinde auch das Recht freier Gewerbsausübung 
und Erwerbs von Grundeigenthum in eben dem Maße und 
unter denfelben Bedingungen, wie die Bürger e8 haben, inbes 
griffen. 


5) Neu ift die Anerfennung des Schweizerbürger- Seweie- 


rechts. Vorher gab es faft überall in der Schweiz ein G — 
meinde⸗ und ein damit verbundenes Kantonsbürger— 
Cand⸗) recht; beide erblich. Durch die Bundesverfaflung 
kommt nun das Schweizerbürgerrecht als drittes hinzu. 
Wie das Landrecht regelmäßig das Gemeindebürgerrecht zur 
Unterlage hat, ſo bildet jenes hinwieder die Unterlage des Schwei⸗ 
zerbuͤrgerrechtes. Die Konſequenz der Begriffe hätte erfordert, 
daß das Gemeindebürgerredht in der Gemeindeverfaflung, das 
Landrecht in der Kantonsverfaffung und das Schweizerbürgers 
recht in der fchweizerifchen Bundesverfaſſung feine Bedeutung 
und Beichränfung gefunden hätte. Durch den Artifel 42 aber 
wurde den Schweizerbürgern,, welche in einem andern als ihrem 
Heimathskanton niebergelaflen find, das Recht eingeräumt, auch 
Bluntſchli Bundesrecht. 34 


rgerrect. 


50 Die Bundesverfaffung von 1848, 


in Fantonalen Angelegenheiten gleich den Kantonsbürgern 
die politifchen Rechte auszuüben, alfo an den Wahlen der Gro- 
gen Räthe z. B. und an der Wählbarkeit für politifche Fans 
tonalämter Theil zu nehmen. Das Schweizerbürgerrecht greift 
fomtt auch in die Sphäre der Kantonsverfaffungen ein und ers 
zeugt fo in Wahrheit ein zweited auf Schweizerbürgerredht umd 
Niederlaſſung beruhendes, von dem bisherigen auf Gemeinde: 
recht bafirten Landrecht verfchievenes, aber dem Effefte nach die⸗ 
fem gleichbedeutendes politifches Kantonsbuͤrgerrecht. Beſchraͤnkt 
iſt dasſelbe uͤbrigens theils durch das Erforderniß wenigſtens 
zweijaͤhrigen Aufenthalts theils durch die Beſtimmung, daß 
niemand zugleich in mehreren Kantonen politiſche Rechte üben 
dürfe. 
giaekeit ns 6) Es war ein alter eidgenöſſiſcher Grundſah, der mun 
neuerdings feine Beftätigung gefunden hat, daß fein Kan— 
toneinen Bürger des Bürgerrechtes verluftig 
'erflären darf (Art. 43), ed wäre denn, daß berfelbe an- 
derwaͤrts ein Bürgerrecht befäße. Neu und wohl zu weit gebt 
die Beichränfung, daß fein Kanton einen Ausländer in 
dad Bürgerrecht aufnehmen darf, wenn er nicht aus dem frü- 
heren Staatsverband entlaffen worden. Bei der gegenwärtigen 
Kulturverbindung der Völker gibt es mandye Fälle, in denen 
ohne Schaden für einen Theil und vielmehr zu beiderfeitigem 
Nugen ein Individuum zwei Bürgerrechte in feiner Perſon 
vereinigt. 

T) Das Prinzip freier Religionsübung tft nur 
mit Bezug auf die „anerfannten hriftlliden Kons 
feffionen“ anerfannt worden. So weit ift dasſelbe übrigens 
immer ein erheblicher Zortfchritt, vorausgefest, daß dieſe Frei⸗ 
heit nicht eine leere Bhrafe bleibt, fondern zur That wird. Eine 
Reihe von herkömmlichen Befchränfungen zum Theil in protes 
ftantifchen Kantonen gegen den katholiſchen Gottesdienſt, mehr 
aber noch in Fatholifchen Kantonen gegen die reformirte Reli⸗ 
glonsübung muͤſſen in diefem Falle verſchwinden. 

Den Kantonen und dem Bunde blieb übrigens mit Recht 
vorbehalten, „für Handhabung der öffentlichen Ordnung und 
des Friedens unter den Konfeffionen die geeigneten Maßnahmen 
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zu treffen.” Nur dürfen dieſe Maßregeln nit dahin führen, 
auf einem Umwege auch jene Freiheit wieder aufzuheben ober 
zu fefleln. 

8) Kurz wird die Preßfreiheit gewährleiftet, die näs Vreßfreiheit 
here Beſtimmung berfelben und die Anordnung eines geſetzlichen 
Schutzes gegen den Mißbrauch verfelben ver Kantonals 
geſetzgebung überlaflen, unter Vorbehalt der Genehmigung 
des Bundesrathesd. Da die PBrefle offenbar eine Inſtitu⸗ 
tion iſt, weldye über die Gränzen des Kantonsgebietes hinaus- 
reicht, und eine im Wefentlichen gleichmäßige Auffaflung und 
Ordnung der Preßfreiheit für das ganze Land wünfchbar ift, 
fo hätte fih bier wohl die Hinweifung auf ein Bundes 
preßgefes gerechtfertigt. Ein foldhed wurde aber nur in 
dem befchränften Sinne in Ausſicht geftelt, als dadurch „der 
Preſſe gegen die Eidgenoſſenſchaft und ihre Behörden” miı 
Strafe gedroht wird. 

Zwar ift durch dieſe befchränfenven Beftimmungen die Mögs 
lichfeit eines umfafienderen Bundesgeſetzes über die Preßfreiheit 
(nicht bloß ein Strafgefeg) nicht geradezu ausgefchloflen, aber 
doch fehr in den Hintergrund verwiefen. 

9) Durdy den Artifel 46, welcher das Recht der Bürger, Pereinsreat. 
Bereine zu bilden, gewährleiftet, find zugleich audh Die 
Schranken dieſes Rechts bezeichnet, „fofern foldye weder In 
ibrem Zwede noch in den dafür beftimmten Mitteln 
rechtswidrig over ſtaatsgefährlich find.” Die Er- 
fahrung hat die Schweizer darüber hinreichend belehrt, daß ein 
abfolutes Vereinsrecht, wie es nun die deutfchen Grund» 
rechte proflamiren, mit der Sicherheit und der Orbnung des 
Staates ſich nicht verträgt. Im verſchiedenen Richtungen find 
feit dem Jahre 1830 eine Reihe von Regierungen und Ber: 
faflungen durch übermächtige Vereine geftürzt worden, und es 
find hinwieder beftehende Regierungen durch den Einfluß un- 
terftügender Vereine zu roher Faktionsherrſchaft gebrängt und 
verdorben worden. 

Da aber die Bundeöverfaffung die nähere Regulirung des 
Vereinsrechts und die nähern Beftimmungen gegen den Miß- 
brauch desfelben dr Kantonalgefeggebung überläßt 
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- und zwar ohne Kontrolle der Bundesgewalt, fo ift die 


Vetitionsrecht. 
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ugrechte. 
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Ausſicht, daß dieſe Verhältniſſe in unparteiiſchem Sinne und 
gleichmaͤßig geordnet werden, getrübt; denn die in den einzelnen 
Kantonen herrſchenden Parteien, welche faſt immer wieder auf 
Vereine ſich ſtützen oder mit ſolchen verbunden ſind, wittern 
leicht da „Staatsgefährlichkeit“, wo auch andere politiſche Par⸗ 
teien Vereine bilden, und haben zugleich Scheu davor, den Miß⸗ 
bräuchen auch befreundeter Vereine entgegenzutreten. 


10) Die Gewährleiſtung des Petitionsrechtes iſt 
ganz allgemein ausgeſprochen (Art. 47). Ueber die genauere 
Begraͤnzung desſelben ift Nichts bemerkt. Auch bier darf indeſſen 
ale Meinung des Bundes vorausgeſetzt werden, die Gefeßgebung 
über das Petitiondrecht in der Regel fei den Kantonen wieder 
freigeſtellt, ſoweit ficy die Petitionen aber auf Bundesverhält- 
niffe beziehen, der Bundeöverfammlung vorbehalten. 


11) Seit dem Beftande der Eipgenofienfchaft wird es als 
ein eidgenöffifches Rechtsprinzip angefehen, daß der aufrecht ftes 
hende ſchweizeriſche und angefeflene Schuldner für Schulden vor 
dem Richter feines Wohnorts gefuht und Fein Arreft auf fein 
Bermögen außerhalb des Kantons, in dem er wohnt, gelegt 
werden dürfe 1) (Art. 50). 

12) Die Abfchaffung der Abzugrechte im Innern der 
Schweiz; und der Zugredhte von Bürgern eined Kantons 
gegenüber den Bürgern eined andern Kantons (Art. 51) ift im 
Weſentlichen ſchon zur Zeit der erften helvetifchen Revolution 
anerfannt und eingeleitet worden. Andermeitige Zugredhte, 3.2. 
der Miteigenthümer eines Grunpftüdd gegenüber einem dritten 
Erwerber find durch diefe Beftimmung, weldye den Abzug ber 
Berfonen und ihres Vermögens und den Einzug und den Eigen- 
thumserwerb der Schweizerbürger vor den Hemmniſſen mittel» 
alterlicher Abſchließung frei erhalten will, nicht betroffen. 

Die Anerkennung der Freizügigkeit (Art. 52) if fo- 
gar im Berhältniß zu auswärtigen Staaten nun mit Recht als 
Regel anerkannt, und es find nur Befchränkungen in Folge des 


1) Bel. Konkordat vom 15. Juni 1804 und 8. Juli 1818. 
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Gegenrechtes auswärtigen Beſchraͤnkungen gegenüber vorbe- 
halten. 


13) Im Interefie individueller Freiheit und zugleich des Voſtgeheimniß. 


Kredites der öffentlichen Poſten ift die Unverlesbarfeit 
des Poſtgeheimniſſes ausprüdlid gemährleiftet (Art.33). 
Eine Ausnahme ift nur infoweit zuläffig, als ſich eine gericht- 
liche Beichhlagnahme von Privatpapieren überhaupt rechtfertigt. 
Selbft im Krieg muß die Regel geachtet werden, und nur wo 
das gefteigerte Interefle der Staatserhaltung ausnahmsweiſe in 
Zeiten großer Gefahr alle individuelle Freiheit firengerer Kon⸗ 
trolle unterwirft oder vorübergehend hemmt, ift auch hier mei- 
tere momentane Befchränfung unvermeidlich. 

14) Der Grundfag, daß Niemand feinem verfaffungsmäßi- 
gen Gerichtöftande entzogen und Feine Ausnahmsögerichte einge- 
führt werden Dürfen (Art. 53) ift auch in den meiften Kantonal⸗ 
verfafiungen anerfannt. Derfelbe bezieht fi) indefien keineswegs 
bloß auf die ordentlichen (urtheilenden) Gerichte im engern 
Sinne, fondern auf das ganze gerichtliche Verfahren. Außer: 
ordentliche, d. 5. hier zu befonderem (namentlich politifchem) 
Zwede ernannte Berhbörfommiffionen, Berhör- 
ämter und Staatsanwälte find nicht minder im Wi⸗ 
derfprudy mit jenem Prinzip, welches über Die Freiheit und das 
Mecht des Bürgerd den Schug der ordentlichen Rechtöpflege ver- 
breitet, und diefelben nicht der Behandlung oder Mishandlung 
im einzelnen Yale ernannter und eben daher der Bartetlichfeit 
verbächtiger Behörden überantworten läßt, als fogenannte „Spe⸗ 
zialgerichte”. 


Berfaflungs- 
Seriatäham. 


15) Die Abfchaffung der Todesftrafe für politifche Keine Todes, 


Bergehen (Art. 54) ift wohl dur den Borgang der fran- 
zöfifchen Nation im Februar 1848 veranlaßt worden. Der ur⸗ 
ſpruͤngliche Entwurf der Bundesverfaffung erwähnte derfelben 
nicht. Bei der allgemeinen Verwirrung der politiichen Met- 
nungen und Begriffe in unferer Zeit, in Folge weldyer öfter 
die fchwerften Staatöverbredyen als preißwürbige patriotifche 
Handlungen angefehen und gepriefen und hinmwieder politifch- 
nothiwendige oder wenigftend geredhtfertigte Handlungen als 
ſchwarze Verbrechen beurtheilt werden, ift das Verbot der Todes⸗ 


ſtrafe für poli 


Bergeben. 
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firafe für politifche Vergehen, zumal in Heinen Republifen, des 
ren Stimmungen und 2eidenfchaften leicht erregbar und wech⸗ 
felnd find, ein Gebot der Humanität. 

„Auglieferung 16) Die Auslieferung der Angeklagten von Seite eines 
"Kantons an den andern fol durch ein Bundeögefeg näher regulirt 
werben (Art. 55). Ausnahmsweiſe wird jedoch den Kantonen 
das Recht zugefichert, die Auslieferung wegen eines politifchen 
Vergehens oder eines Preßvergehens zu verweigern, fomit auch 
den politifchen Verfolgten anderer Kantone Afyl zu gewähren. 
Die religiöfen Gegenfäge feit dem XVI. Jahrhundert und die 
politifchen Parteigegenläge befonders der neuern Zeit haben im 
Gegenfage zu dem urfprünglichen Rechte der älteften Bünde, 
welches alle Orte verpflichtete, Die von einem eidgenöffifchen 
Orte verfolgten Verbrecher ebenfalls zu verfolgen, dieſe Aus- 
nahme hervorgerufen und gerechtfertigt. Der religiöfen Berfols 
gung ift zwar nicht ausprüdlidy gedacht; die analoge Anwendung 
aber auch auf derartige „Vergehen“ ift invefien, zumal diefes 
Prinzip ſchon weit länger Anerkennung gefunden hat, als die 
rein politifche Verfolgung, unbedenklid anzunehmen. 

Daß das Afyl, weldyes den politiih Verfolgten anderer 
Kantone gewährt wird, nicht in eine wirkliche Beunruhigung 
ihrer Sicherheit ausarten dürfe, diefe Beichränfung würde ſchon 
aus der Rüdficht auf die völferrechtlichen Beziehungen befreun- 
deter Staaten folgen; in dem eng verbündeten Geſammtſtaate 
aber hat die Bundedgewalt ohne Zweifel Recht und Pflicht, das 
für zu forgen. 

Heimathloflg- 17) Die Heilung des alten Schadens der Heimathlofigfeit 

rt if im weiteften Sinne dem Bunde vorbehalten und zur Pflicht 
gemacht (Art. 56). 

Breimdenpoligei. 18) Im Intereffe der politifchen Sicherheit der Eidgenoſſen⸗ 
Schaft ift dem Bunde das Recht eingeräumt, Fremde, welche 
jene Sicherheit gefährden, aus dem fehweizerifchen Gebiete weg- 
zumeifen (Art. 57), wodurch forwohl das Aſylrecht der ein- 
zelnen Kantone ald dad Niederlaifungsrecdht der Ausläns 
der eine angemeflene Befchränkung erleidet. Dagegen fann durch 
Ertheilung des Bürgerrechte an Fremde von Seite eined Kan⸗ 
tond der Zweck diefer Befimmung in einzelnen Yällen noch 


$. 32. Der Organismus der Bundesbehörden. 535 


vereitelt werden. Die Ausfchließung ded Ordens der Sefuiten 
und der ihm affilirten Gefellfhaften von dem Schweizerboden 
(Art. 58) tft eine befondere Anwendung jened Prinzips. Ihre 
Beranlaflung findet fie in den Parteikaͤmpfen, die der Neuge⸗ 
ftaltung des Bundes unmittelbar vorausgegangen find und ihre 
nähere Kormulirung ift das Refultat der Kriegsereigniſſe, welche 
den Sturz der Bundesverfaflung von 1815 vollbradyt haben. 

19) Bei „gemeingefährlichen Seuchen”, worunter auch epis mahgege — 
demiſche Krankheiten der Menſchen inbegriffen find, ſteht auch Guam. 
dem Bunde dad Recht zu, ſchützende Maßregeln anzuorden 
(Art. 59). 


Zweiunddreißigftes Kapitel. 
Der Organismus der Bundesbehörden. 


Charakter des nn anismus. — 1. Bundesverfammlung. 
A. Der National —8 — B. Der Ständerath. — C. Befugnifle. — 
I. — — Mm. Die Bundesſtadt. — IV. Das 


Bundesgeridt. 


Während die Kompetenz der Kantone in ausgedehnten Sunbelonganit 
Maße anerfannt und gewahrt blieb, die des Bundes dagegen 
in ziemlich enge Gränzen eingeſchloſſen wurden, fo ift Dagegen 
die Organiſation der Bundesbehörden fehr reichhaltig und vor« 
herrſchend einheitlich geftaltet. War die Bundesregierung 
in der Mediationd- und der Reftaurationsverfaffung bloß Tan- 
tonal, ftatt wahrhaft föderal organifirt, fo ift fie in der 
neuen Bundeßverfaflung wieder nicht nad) den Grundſaͤtzen des 
Foͤderalismus, fondern nun im Sinne des Einheitsftaate 
unttarifch geftaltet. Und von den beiden Berfammlungen, 
weldye vereint die gefeßgebende Gewalt im Bunde und für die 
Bundesangelegenheiten ausüben, ift die eine, der Nationals 
rath, ebenfalls dem Einheitöprinzipe gemäß aus Abgeorpneten 
des „ſchweizeriſchen Volles“ zufammengefegt und nur in ber 
andern, dem Ständerathe, der Charakter eines Föderativ⸗ 
ſtaates beibehalten. Die einzige füderale Bundesbehörde ift fo 
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zwifchen zwei zentral gebildete Behörven in die Mitte geftellt. 
Damit ift aber die Gefahr erzeugt, Daß entweder diefes Mittel- 
glied von den beiden zentralen Gewalten, von denen jede in fi 
ftärfer ift, al& jenes, mit der Zeit aufgerieben und der föderale 
Charakter desfelben zerftört, ober, wenn es fich in Diefem un⸗ 
gleihen Kampfe zu erhalten vermag, von da aus der zentrale 
Charakter wenigſtens eines der beiden andern Glieder hinterher 
wieder befeitigt werde. Die innere Disharmonie, der Wider: 
ſpruch in diefer Einrichtung ift um fo auffallender, je mehr in 
allen übrigen Beziehungen, insbefondere in der. Ausfcheidung 
der Kompetenzen und der Organifation der Kantone die aus⸗ 
gebilvete Selbftändigkeit der Kantone dem Zentralitätsprinzip 
der Bundedorgane widerftreitet. 


I. BDundedverfammlung. 
A. Der Nationalrath. 


Die Ereigniffe, welche der Umgeftaltung der Bundesver⸗ 
faffung vorhergingen, haben bewiefen, daß der Geiſt der eid- 
genöffifchen Gemeinfchaft, der ſchweizeriſchen Nationalität an 
Stärfe und Verbreitung fehr gewachſen fei. Daß diefe Erfahrung 
bei der Bildung des geſetzgebenden Körpers Berüdfichtigung 
erhielt, ift nur zu billigen. Die Tagfagung , ald Kongreß der 
Standeögefandtichaften, konnte für ſich allein dem erwachten 
und groß gewordenen Nationalbewußtfein nicht ferner genügen. 
&3 bedurfte eines eigenen Organs. Inſofern entfprady die Er- 
richtung eines Nationalrathes, welcher der Tagfabung (dem 
Ständerath) an die Seite trat, dem Verlangen und dem Be: 
dürfniß der Zeit. 

Auch die Idee eines Bunpdesftaates begünftigte die 
Repräfentation der beiden in diefer Staatöform verbundenen 
Elemente und Staatöprinzipien. In dem Rationalrathe erhielt 
ähnlich wie in der Repräfentantenfammer Nordamerika's das 
(ihweizeriihe) Sefammtnolf und die Nationalität 
und in dem Ständerathe erhielten, wie in dem norbamerifanis 
fhen Senate die Einzelftaaten (Kantone) und bie par; 
tifulare Eigenthümlichkeit ihre Vertretung. So ent⸗ 
fanden zwei Beftandtheile der Bundesverfammlung, wenn man 
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wi zwei Kammern derſelben, aber in garz anderem Sinne, 
als wenn in dem Einheitsftaate die Rationalrepräfentatton felbft 
zwiefach (demofratifch und ariftofratifh, nad) Quantität und 
Qualität) gegliedert wird. 

Auch verdient e8 keinen Tadel, wenn bei der Eintheilung 
der Wahlfreife das Gebiet der Kantone berüdfichtigt und ber 
Grundſatz ausgeſprochen wurde, daß jeder Kanton oder Hdlb- 
fanton berechtigt ſei, mindeftens Ein Mitglied zu wählen. Es 
entfpricht diefe Rüdficht der Doppelnatur eined Bundesſtaates. 

Wohl aber opferte man die Reinheit des Prinzips, wel- 
chem der Nationalrath fein Dafein verdankt, ohne alle Noth 
und zum Schaben einer wahren, ehrlichen und unparteiiſch an⸗ 
geordneten Bertretung des Schweizervolfes, ald man ed den 
Kantonen anheimftellte, Die ihnen zufommende Anzahl von Re- 
präfentanten nah Willführ hinwieder unter Kleinere Wahlfreife 
zu vertheilen oder in größern Kreifen mehrfady zu fonzentriren, 
und eröffnete fo einem engherzigen und leidenſchaftlichen Bartels 
geifte ein weites Feld zu mandherlei Intriguen und unmwürbigen 
Liften. Einer Nation, weldye eine Gefammtrepräfentation will, 
ziemt es nicht, die Bedingungen und Ordnungen ihrer eigenen 
Vertretung durch bloße Partikeln ihrer felbft beliebig feftftellen 
zu laflen, noch darf fie diefelbe der Verfälfhung der Faktionen 
Preis geben. Selbft der bloße, wenn auch ungegründete Ber- 
dacht folcher Faͤlſchung tft ein moralifches Unglüd und ftört das 
Vertrauen in die NRepräfentation. Wie e8 durch die Bundes⸗ 
verfaflung feftgefegt wurde, daß je auf 20,000 Seelen der Ge- 
fammtbevölferung ein Mitglied gewählt werben (Art. 61) und 
biefe Wahlen unmittelbar durch die Urwähler vollzogen werden 
follen (Art. 62), fo mußte fie fonfequent auch für die Groͤße der 
Wahlkreiſe felbft forgen. 


B. Der Ständerath. 


Er ift an die Stelle der Tagfagung getreten, in der That. a 
aber nicht bloß der alte Name, fondern auch das Weſen dieſes 
Snftituts in ihm umgewanbelt worden. Zwar dient er wie Die 
Tagſatzung dazu, den Kantonen als Einzelftaaten eine Ber- 
tretung im Bunde zu gewähren, Die Mitglieder werden wie 
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früher von ben oberften Kantonalbehörden gewählt. Selbſt die 
Gleichberedhtigung der Kantone iſt, da alle gleichmäßig Staats⸗ 
einheiten find, gewahrt und den größeren und einflußreicheren 
Kantonen dem republifanifchen Geifte gemäß Fein höheres Stimm- 
recht zugetheilt worden, als den Eleinern und fehwächern. Je⸗ 
der Kanton hat zwei Abgeordnete, jeder Halbfanton einen zu 
ernennen. 

Aber indem auch hier das Syftem der Inftruftionen 
gänzlich aufgegeben (Art. 79) und den Abgeoroneten der Kan⸗ 
tone ein freies individuelles Stimmrecht zuerfannt 
wurde, haben diefe doch aufgehört, Sefandte der Kan- 
tone zu fein und ift ver Ständerath nicht mehr ein Kongreß 
von Staaten, fondern nur eine Berfammlung von In— 
Dividuen, welde nad) Kantonen und von Kantonen gewählt 
worden find. Die engere Manpatsbeziehung zwifchen den Kan⸗ 
tonen und Abgeordneten iſt unterbrochen , die Verantwortlichkeit 
biefer gegenüber den Stantonen aufgehoben. 


GC. Befugniife. 


Den beiden Räthen fommt e8 zu, infofern ſie fich einigen, 
Geſetze und Befchlüffe zu erlaffen, weldye in den Bereich des 
Bundes gehören. Jeder Rath hat für fi) das Recht des Ge⸗ 
ſetzesvorſchlags (Initiative); aber auch den einzelnen 
Kantonen ift ein Antheil an der Bundesgeſetzgebung infofern 
eröffnet, als auch ihnen das Recht zugefichert ift, Geſetzesvor⸗ 
fhläge zu machen und an die Bundedverfammlung zu bringen 
(Art. 81). 

Berner: Abfchlug von Verträgen zwilchen der Eidge 
nofienfchaft und auswärtigen Staaten, und foweit darüber Streit 
iſt auch der Entfcheid über die Zuläffigkeit von Verträgen ber 
Kantone mit dem Auslande. 

Sodann: Anordnung von Maßregeln im Intereſſe 
der äußern Sicherheit ver Schweiz und zur Aufrecht- 
haltung der innern Ordnung, insbefondere aud die In⸗ 
tervention des Bundes in die Angelegenheiten der Kantone, wo 
diefe noͤthig und zuläffig ifl. Ihre Stellung ift fomit nicht auf 
die Geſetzgebung befchränft, fondern umfaßt auch, im 
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Widerſpruch mit der Ausbildung des modernen Staats, weldye 
die Thätigfeit des geſetzgebenden Körpers und die Funktionen 
der Regierung ſcharf fondert, die wichtigften Regterung 6» 
angelegenheiten ded Bundes. Offenbar wirkte hier die 
. Erinnerung an das alte Recht der Tagfagung ein und die Nei⸗ 
gung ber Zeit zum Mißtrauen gegen eine ſtarke Regierungs- 
gewalt. 

Entſcheid über ftaatsrechtliche Streitigfeiten der Kantone 
unter einander und über die Kompetenzen auch des Bundes im 
Berhältnig zu denen der Kantone. 

Die Oberaufficht über die eidgenöfftfche Berwaltung und 
Rechtspflege, In Folge welcher fie fogar zur obern Rekurs⸗ 
behörde über den Bunvesrath wird, und die Ausübung des 
Begnadigungsredhts. 

Die Erhebung von Gelbbeiträgen der Kantone, Aufnahme 
von Darlehen, Beftimmungen über die Finanzen des Bundes. 

Endlich: die Wahl des Bundesrathes, des Bundesgeridh- 
tes, des Kanzlers, des Generald, des Chefs des Generalftabe 
und eidgenöffifcher Repräfentanten (Art. 74). 

Für Wahlen, Begnadigungen und Entſcheidung von Kom- 
petenzftreitigfeiten treten die Mitglieder beider Räthe zu Einer 
Berfammlung zufammen, berathen gemeinfam und entfcheiden 
nach der Mehrheit der anweſenden Mitglieder (Art. 80). Die- 
felbe Beftimmung wird wohl aud in andern Fällen, wo eine 
Bereinigung unerläßli, und wenn beide Räthe getrennt ent: 
ſcheiden, unerhältlich ift, namentlich da noch zur Anwendung 
gebracht werden müffen, wo Regierungsgefchäfte die Thaͤtigkeit 
der Bundesverfammlung erfordern. 


Il. Bundesrath. 


Eine föderale Organifation des Bundesrathed hätte erfor⸗ 
dert, daß die Mitglieder desfelben in organifcher Ver- 
bindung mitden Kantonen geblieben wären. Würden 
die Mitgliever des Bundesrathes aus den Regierungen der 
Kantone genommen und zugleich Mitglieder der legtern verblei- 
ben, fo wäre der Zufammenhang zwifchen Bundesregierung 
und Kantonsregierung erhalten und die Macht und die Einficht 
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des Bundesrathes in dem Maße verftärft und erhöht worden, als 
diefelben zugleich in ihren Kantonen fortvauerndes Anfehen und 
Einfluß befäßen und auch dort von dem Gang. der Gefchäfte 
und den Berhältniffen ſtets unterrichtet blieben. 

Die neue Bundesverfaffung ſchlug nicht diefen Weg ein, 
fondern 309 e8 vor, eine zentrale Behörde zu fchaffen, deren 
(fieben) Mitglieder von dem engern Zufammenhange mit den 
Kantonen abgelöst und denen es fogar unterfagt wurde, irgend 
ein fantonales Amt zu befleiden (Art. 85), eine Behörde, wel: 
he daher auch felbft nicht in perfönlicher Verbindung mit den 
Kantonalregierungen verblieb, fondern im Gegentheil diefen als 
eine völlig getrennte, fremde gegenüber trat. Damit ift aber 
der Gegenfag der beiden Arten von Regierung fehroffer gewor⸗ 
den. Die Santonalregierungen find dem Bundesrathe keines⸗ 
wegs direft untergeordnet, fondern nur infoweit, ald die Kan⸗ 
tone felbft den Anordnungen der Bundeögewalt fi) zu fügen 
haben. Sie find nicht dem Bundesrathe, fondern ihren kan⸗ 
tonalen Großen Räthen verantwortlich und werden von dieſen 
gewählt und erneuert. Ihre reale Macht ift, wenn auch auf 
ein kleineres Gebiet befchräntt, doch innerlich ausgedehnter, als 
die der Bundesregierung, welche äußerlich eine höhere Stellung 
einnimmt. Konflikte und Streitigfeiten zwiſchen den Kantonal- 
regterungen und ber Bundesregierung, heimliche und offene, 
werden daher nicht felten fein, und bie getrennte Organifation 
 begünftigt ihre friedliche Löfung keineswegs, fondern eröffnet 
vielmehr den Leidenfchaften des Neides, der Eiferfucht, des Mip- 
trauend und des Haſſes den freieften Spielraum. 

Die fieben Mitglieder ded Bundesrathes, an deren Spike 
eines derfelben ald Bundespräfident den Vorfig führt 
(Art. 86), aber ohne eine eigene Kompetenz zu haben, wie der 
Landammann der Schweiz in der Mediationsverfaffung fie hatte, 
theilen fidy in Departemente, jedody nur mit Bezug auf Bor: 
prüfung und Vorbereitung der Gefchäfte. Der Entfcheid bleibt 
dem Kollegium felbft vorbehalten (Art. 91). 

Der Bundedrath ift in ber Regel die oberfte vollziehende 
und leitende Behörde der Eidgenoſſenſchaft, foweit nicht bie 
Bundeöverfammlung felbft, welcher er untergeorbnet if, bie ihr 
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vorbehaltenen Maßregeln anordnet. Er hat zugleich das Recht 
des Geſetzesvorſchlags für Bundesgeſetze, nicht aber weber ein . 
Recht der Sanftion, noch ein Veto mit Bezug auf die Geſetze 
der Bundesverfammlung. In der Regel ftehen ihm die Wahlen 
zu eidgenöffifchen Nemtern zu. Er felbft wird nur auf 3 Jahre. 
gewählt und unterliegt bei jeder Erneuerung des Nattonalrathes 
felbft auch einer Erneuerung. 


I. Die BDundesftadt. 


Der Wechfel der drei Bororte, wie die Bundesverfaffung Bundeöhnst. 
von 1815 ihn vorfchrieb, hatte etwas Unbequemed. Aber e8 
lag zugleich in demfelben eine Anerfennung der hervorragenden 
biftorifchen Bedeutung jener Orte für das ganze eingenöffifche 
Bundesleben und er entfprady dem republifanifchen Geifte, wel⸗ 
cher eine bleibende, fefte Konzentration ſcheut. Da die Atmo⸗ 
fphäre, und nicht bloß die phyſiſche, fondern vornehmlich Die 
pſychiſche Atmofphäre einer Hauptflabt auf die Dauer 
immer einen großen Einfluß übt auf die Anfichten und Neigungen 
der Behörden, welche in ihr ihren Sitz haben, fo war durch jenen 
MWechfel der Gefahr vorgebeugt, daß nicht die Gefinnung und 
der Geift Einer fantonalen Hauptftadt ein bleibendes Weber: 
gewicht erlange auch auf die Leitung ber eidgenöfftfchen Ange: 
legenheiten. Der Wechfel vertheilte dieſen Einfluß auf diejeni⸗ 
gen Orte, welche durch ihre Lage, ihre Beziehungen und ihre 

Erinnerungen am eheften Anfpruch auf foldyen Einfluß hatten, 
und indem er biefe Hauptorte gleichmäßig berüdfichtigte und 
befriedigte, gab er auch der natürlichen Eiferfucht derfelben kei⸗ 
nen Borfchub. 

Die neue Bundesverfaffung ging hinmwieder von der Bor: 
ausſetzung aus, daß Eine Hauptſtadt ald Sitz der Bundesgewalt 
genüge. Man fcheute fi) zwar, die Frage direft und offen zu 
entfcheiden, wohlbewußt, daß ein Entſcheid darüber die Ans 
nahme der Bundesverfaffung felbft gefährvet hätte. Aber damit 
‚ war bie innere Schwierigfeit ſolcher Konzentration nicht gehos 
ben, fondern nur zugeftanden und vorerft auch zugevedt. So⸗ 
bald die Verfafiung angenommen war, mußte die Bezeichnung 
der Bundesſtadt doch fofort vollzogen werden, obwohl fie bes 
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fonder® zwifchen den Ständen Bern und Zürich einen heftigen 
Kampf bervorrief.” Der Stand Bern hatte in den eidgenöffifchen 
Ereigniffen, weldye die Umwandlung der Bundesverfaffung ein⸗ 
letteten, im Sinne der Revolution den entfcheidenden Impuls 
gegeben, der Stand Zürich aber feine naturgemäße Miffion der 
Bermittlung und Reform nicht erfüllt. Es entiprady daher dem 
Ausgang der PVarteifämpfe, daB Bern zur Hauptflabt bes 
Bundes erhoben wurde. 


IV. Das Bundesgeridt. 


Die Befeßung ded Bundesgerichtes iſt wieder zentral und 
ohne Rüdfiht auf die Fantonalen Gerichte organifirt. Das aus 
11 Mitgliedern beftehende, von der Bundesverfammlung je auf 
3 Jahre gewählte Bundesgericht ift vornehmlich Zivilgericht 
(Art. 101.) und urtheilt über privatrechtliche Streitigleiten zwi⸗ 
fhen den Kantonen oder dem Bund und einem Kanton, oder, 
wenn der Bund von Privatperfonen, oder Korporationen belangt 
wird, fowie über die Fälle von Heimathlofigfeit. Inwiefern 
e8 audy bei Beurtheilung von Straffällen, melde in den 
Bereich ded Bundes gehören und in welchem Gefchworene ur- 
theilen, mitzuwirken habe, ift nicht näher beſtimmt. Vor das 
eidgenoͤſſiſche Strafgericht gehören: a) Weberweifungen der eid⸗ 
genöffiichen Beamten wegen Amtsvergehen; b) Hochverrath ges 
gen die Eidgenoſſenſchaft, Aufruhr und Gewaltihaten gegen bie 
Bundesbehörden; c) Verbrechen und Vergehen gegen dad Bol 
ferrecht ; d) politifche Vergehen bei Interventionen (Art. 104). 
Staatsrehtliche Streitigkeiten fommen nur infofern zur 
Beurtheilung des Gerichts, als fie von der Bunbesverfammlung 
an dasfelbe gewiefen werben (Art. 105). 








Zwölftes Buch. 


Der ftaatliche Charakter ver Schweiz. 


Dreiunddreifigftes Kapitel. 
Die Schweiz im europäifchen Staatenfyftem. 





Die Schweiz als republifanifches Wiederbild des monarchifchen Buropas. —- 
Neutralität. — Bolgerungen. 


Das eigenthümliche Verhältniß der Schweiz in dem euro⸗ Die Camel ale 
pälfchen Staatenfuftem ift in dem Worte bezeichnet : Die lerne bes 
Schweizift das republikaniſche Wiederbild des —— 
monarchiſchen Europas. In dem Worte liegt der 
Schluͤſſel, welcher die Einſicht in die wahre Politik der Schweiz 
dem Auslande gegenuͤber und des Auslandes in ſeiner Beziehung 
zur Schweiz eröffnet. 

Die Schweiz bevarf einer eigenthümlichen Aufgabe in Eu- 
ropa, um als befonderer Staatenkörper beftehen und leben zu 
fönnen und in ihrer und der Gefchichte Europas ift dieſe Auf- 
gabe au in großen Zügen offenbar geworden. Mitten im 
Innern und auf der Höhe Europas gelegen und im Befih ber 
wichtigften Gebirgspäfle, ift fie wie eine gewaltige von ber 
Ratur felbft erbaute Burg und zugleich wie ein herrlicher euro- 
päifcher Garten zwifchen Deutfchland und Italien, Frankreich 
und Oeſtreich hinein geftellt. Ihre Bevölkerung iſt nicht aus 
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einem ihr eigenen Volksſtamme hervorgegangen. Die ältefte 
Schweiz hat ſich aus dem beutfchen Reiche abgelöst, und der 
größere Theil der ſchweizeriſchen Bevölkerung, wenn aud von 
den frühern helvetifhen Bewohnern des Landes her fich in ihrem 
Blute noch eine bedeutende Beimiſchung gallifcher Elemente er- 
halten haben mag, gehört doch mit Bezug auf Abflammung, 
Spradye und Kultur im weitern Sinne zu der deutichen Na⸗ 
tion. Die Bevölkerung der weftlichen Schweiz, romanifch-felti- 
ſchen Urfprungs, ift in ähnlicher Weife durch Blut, Spradhe 
und Sitte als ein Familiengliev der franzoͤſiſchen Nation zu 
betrachten. Im Süden der Schweiz tft audy die ttalientfche 
Rationalität in einigen Bruchſtücken, welche mit der Schweiz 
verbunden wurden, repräfentirt. Diefe Völfertheile hat dennoch 
die Schweiz im Verlauf ihrer Gefchichte unter fich geeinigt und 
denfelben ein eigenthümliches politifches und fittliched Gepräge 
aufgebrüct, durch welches fie — troß der Innern Verwandtfchaft 
mit den großen die Schweiz umlagernden Nationen — hinwie- 
der von dieſen fcharf gefondert und als eine eigenthümlidye 
Voͤlkerſamilie ausgefchteden werden. 

Während fi) die europälfchen Völfermaflen feit dem Mit⸗ 
telalter immer mehr in große monarchiſche Staaten konzen⸗ 
trirt haben, hat im Gegenfaße zu diefer Entwidlung die Schweiz 
ihre republifanifhe Mannigfaltigfeit entfaltet, 
wie fie zulegt die einzige europäifche Republif von Erheblichkeit 
geblieben ift. Diefer Gegenfab der Staatöformen und der po⸗ 
litiſchen Bildung, Sitten und Ideen unterſcheidet vornehmlich 
die Schweiz von den uͤbrigen europäiſchen Staaten und charak⸗ 
teriſirt ihre beſondere Aufgabe. Würde Frankreich — ſeit dem 
März 1848 wieder „eine Republik ohne Republikaner“ — wirk⸗ 
lich und auf die Dauer republifanifcy werben, würde auch in 
Deutſchland gegen die Wahrfcheinlichfeit der Dinge, die Res 
publif obfiegen, fo hätte damit auch die Schweiz ihre eigen- 
thümliche Bedeutung verloren, und es beftände fein zureichender 
Grund für deren Sondereriftenz mehr. Die franzoͤfiſch⸗ſchwei⸗ 
zerifchen Republifaner würden fich naturgemäß an die franzöfts 
ſche Republif, die deutfchen Schweizer an die deutiche Republik 
anfchließen, und in der Verbindung mit der ftammvermandten 
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und num auch politifch gleichgearteten Nation eine vollere Ber 
friedigung ſuchen, ald in dem Zufammenhalte mit den in an- 
derer Sprache redenden Eidgenoſſen. Die hiftorifchen Erinne- 
rungen und Beziehungen der deutfchen und wälfchen Schweis 
wären dann ein zu ſchwaches Band, das durdy die lebendige 
und täglidg verftärfte Anziehungskraft der Nationalität leicht 
zerriffen würde. 

Umgekehrt würde in der Schweiz je durch allmählige und 
dauernde Konzentration der öffentlichen Gewalt in Einer Hand 
das monarchiſche Prinzip zur Anerfennung kommen, was im- 
merhin noch weniger wahrfcheinlich ift, als die Republifanifirung 
Deutfchlands, fo wäre damit auch zugleich die europäifche Be⸗ 
deutung der Schweiz von Grund aus umgewandelt; eine fürft- 
lihe Schweiz könnte im europätfchen Staatenfufteme nur eine 
ganz untergeordnete Stellung neben und unter andern Fürften- 
thümern von drittem Range erhalten. 

Wie Europa aus Monarchien befteht, fo befteht die Schweiz 
aus Republifen, und wie Europa die Gegenfäge der großen, 
zwar nahe verwandten, aber dody durch Sprache und Geſchichte 
verfchiedenen Nationalitäten und Stonfeffionen in fich bat, fo 
birgt auch die Schweiz in ihrem Schooße großen Theils die 
nämlichen Gegenfäge, nur in Fleinerem Maßftabe und innerhalb 
engerer Gränzen. 

Eben darum bat die Schweiz den Beruf, die morali- 
Then und geiftigen Fragen, welde die Zeitan 
Europarictet, in ihrer republikaniſchen Weife 
felbftändig zu behandeln und für fih au erle— 
digen. So hat fie ſeit dem XVI. Jahrhundert die Frage der 
kirchlichen Reform und des Verhältniſſes der Katholifen und 
Proteftanten in ihrer Weife zu löfen geſucht. So haben von 
jeher die fchwetzerifchen PBarteilämpfe für das große Drama, 
welches europäifche Gefchichte heißt, die Bedeutung eines be- 
fondern Vorfpield oder Zwifchenfpteld oder Nachſpiels gehabt. 
So ging der franzöfifchen Revolution zu Ende des XVII. Jahr⸗- 
hunderts bie Genferrevolution als Borfpiel vorher und folgte 
die helvetifche Revolution als Nachipiel nad). Die Rapoleoni- 
ſche Mediation und Herftellung der ann war ein glüdlicheres 
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Zwifchenfpiel als die gleichzeitige Napoleonifche Mediation ber 
ziehungsweiſe Zerftörung des deutſchen Reiches. Und felbft die 
große europätiche Revolution des Frühjahre 1848 wurde durch 
die ſchweizeriſchen Volksbewegungen von 1845 bis 1847 deutlich 


‚ genug vorgebildet und eingeleitet. 


Neutralität. 


Auf diefer großen und eigenthümlichen Miffton der Schweiz 
in Europa beruht au ihre Neutralität. Die ganze Ges 
fhichte der Schweiz feit den Burgunder» und den italienifchen 
Kriegen weist auf die Neutralität der Schweiz hin als eine 
Grundbedingung ihrer Eriftenz und ihrer Wohlfahrt. Ihr ver: 
danft diefelbe auch ihren faft breihundertiährigen nur durch 
furze innere Kämpfe ein paar Mal unterbrodyenen Frieden im 
Verhältnis zu den fie umgebenden vielfady durch fchwere Kriege 
heimgefudhten europäifchen Staaten. 

Diefe Neutralität bezeichnet fomit für Die Schweiz eine nicht 
bloß negative und allerdings dann unmännlicye Politik der 
Thellnahmlofigkeit an dem Kampfe der europaäiſchen Staaten 
über die höchften menfchlichen Güter und die wichtigften Bölfer- 
interefien. Die Schweiz ift vielmehr zu Gunſten ihrer 
eigenen großen Miffion ausgeſchloſſen von einem mit: 
wirfenden, thätigen Antheil an der europätfchen Politik, da 
mit fie deſto ungeftörter und ficherer in fidy felber dad Abbild 
der europäifchen Politik im Kleinen darftele und die europäir 
ſchen Aufgaben für fich frei zu Iöfen unternehme. Ihr mit: 
telbarer Antheil an der Entwidlung Europas wird dadurch 
fehr viel wichtiger und bedeutungsvoller, als ihre unmittel- 
bare Theilnahme an den politifhen und militärifhen Käm⸗ 
pfen Europas je werben könnte. Weder ihre geiftigen noch ihre 
materiellen Kräfte find groß genug, um in Berein mit denen 
der mächtigeren europätfchen Staaten und Nationen eine andere 
ald eine durchaus untergeordnete Bedeutung zu haben, aber fich 
ſelbſt überlafien und hinwieder frei erhalten von jedem leiten- 
den fremden Einfluffe ift die Schweiz reich genug am innern 
Gegenfägen und Kräften, um fi an eine felbftändige Erör- 
terung und Erledigung der Zeitfragen wagen zu fönnen. Die 
Schweiz hat ihre Heinen Stürme für fih. Würde fie den gros 
fen geöffnet, oder würde fie fich felber hinaus wagen in 
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thörichter Verblendung, fo wäre fie durch ihre Lage zwifchen 
den großen Nationen Europas und durch ihre Gebirge ver hef- 
tigften Brandung ausgefebt. Auch das hat die Schweiz erfah- 
ten, als fie zur Zeit der helvetifchen Revolution ihre Reutra- 
lität aufgegeben hatte. Nie war fie fchwächer, ihre Anftrengun- 
gen nie fruchtlofer ald damald. Ihr Boden wurde von fremden 
Heeren zertreten, ihre Freiheit war zerriffen und gebunden. " 
Unbefümmert um ihre Wohlfahrt wurde ihr gefegnetes Friedens» 
land von den Mächten zum verheerten Schauplab des Voͤlker⸗ 
krieges entftellt. 

Einfadhe Folgen und nähere Beſtimmungen diefer Grund⸗ Bolgerungen. 
anficht find diefe Säbe: 

1) Die Schweiz hat nicht den Beruf, an der gro⸗ 
Ben europäiſchen Politik einen unmittelbaren 
Antheil zu nehmen. Wenn diefe fih um Fragen bewegt, 
an welchen auch die Schweiz ein großes inneres Intereſſe hat, 
fo mag die Schweiz wohl die europäifche Entwidlung mit Aufs 
merkfanfeit verfolgen und beachten, aber fie ift durch höhere 
Intereſſen zurüdgehalten, durch Buͤndniſſe mit einzelnen aus: 
wärtigen Mächten oder durch biplomatifche Betheiligung einen 
unmittelbaren Einfluß auf die Erledigung zu üben. 

2) Dagegen bleibt die mittelbare Thellnahme der 
Schweiz, bauptfächli durch Telbftändpige eigene Be 
handlung und Loͤſung der europälfchen Aufgaben in republifants 
fhem Sinne nicht ausgefchlofien, fondern tft vielmehr ihre 
Bricht und ihr Beruf. 

3) Ebenfo wenig find die einzelnen Schweizer abs 
gehalten, im Auslande individuel und nad freier 
Selbfibeftimmung an der europälfchen Politik auch ihren 
unmittelbaren Antheil zu nehmen, ohne daß deßhalb die Schweiz 
felbft ald Staat in diefe Kämpfe verwidelt wird. Seitdem die 
Schweiz ſich auf fich felbft zuruͤckgezogen und beſchraͤnkt hat, 
tft audy fortwährend ein Theil der fehwetzerifchen Bevölkerung 
hinaus geftrömt, und hat auch ihre Friegeriiche Tapferkeit und 
Treue in den europäifchen Kämpfen vielfältig geübt und bewährt, 
und in ähnlicher Weife haben fidy auch, je früher und voller die 
politifche Bildung in der Schweiz heranreifte, einzelne Schweizer 
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defto öfter an den politifchen Kämpfen Europas in verſchiedenen 
Stellungen und Ridytungen betheiligt und hat auch die Schweiz 
durch diefe ihre Söhne mittelbar einen oft nicht unbebeu- 
tenden Einfluß geübt. 

4) Audy die Theilnahme der europäifchen Staaten an der 
ſchweizeriſchen Politik darf nidht eine unmittel- 
bare werden, fondern muß ſich darauf befchränten, eine mit⸗ 
telbare zu bleiben. Europa darf der Schweiz nicht vor« 
ſchreiben, wie fie die Fragen der Zeit aufzufaffen, wie 
zu beantworten babe. Es liegt in Europas eigenftem Ins 
terefle, die Freiheit der Schweiz bier in vollem Maße gewähren 
zu laflen, und nie darf der Eharafter der europälfchen Politik 
der Schweiz gegenüber in Domination ober aud nur in 
Bormundfhaft übergeben. Es ift für Europa ein ges 
ringeres Uebel, wenn die Schweiz jene Fragen fehlerhaft be⸗ 
handelt und eine falfche Löfung vornimmt, ald wenn fie in der 
freien und felbfländigen Erledigung gehemmt wäre, und je 
etgenthümlicher Die republitanifche Natur und Aufgabe der 
Schweiz ift, deſto weniger geziemt e8 dem monardhifchen Europa, 
ih in ihre Angelegenheiten einzumifchen. 

5) Der mittelbaren Einwirfung Europas dagegen 
fann und darf auch die Schweiz fidy nicht entziehen. Durch 
unzählige Fäden ift fie mit Europa innerlich verbunden: und 
was insbefondere der deutfche und der franzöftfche Geift hervor⸗ 
bringt und umgeftaltet, wirb auch in den flammverwandten 
BVölkerfchaften der nahen Schweiz Aufnahme finden und auf 
deren Zuftände mächtigen Einfluß üben. Diefe mittelbare 
Wirkung ded Yuslandes ift fo groß und äußert fich fo maſſen⸗ 
haft und unabweisbar, daß gerade hierin ein Grund für bie 
fleine Schweiz liegt, ſich mit großer Vorficht vor allzu häufigen 
oder übermäßigem Einflufle einzelner ausländifcher Indivi⸗ 
duen zu hüthen, welche unmittelbar fich mit ſchweizeri⸗ 
then Angelegenheiten befhäftigen. Das Verhältniß der 
Schweiz zu den einzelnen Fremden auf ber einen 
und ganzen auswärtigen Nationen auf der andern 
Seite, ift hier geradezu eine Umfehrung des VBerhält- 
niffes der europäiſchen Staaten theils zu den 
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einzelnen Schweizern, theil8 zu der Shweiz 
im Ganzen. 

6) Nicht zum Angriff if die Schweiz beftimmt, ihre 
natürliche Politik trägt Feinerlei offenfiven noch aggreffiven 
Eharafter. Sie bedarf eben deßhalb Feines ſtehenden Heeres 
und felbft weniger diplomatifcher Agentfchaften. Aber, um nö⸗ 
thigenfalls einem Angriffe von Außen fräftigen Widerſtand lei- 
ften zu können, dazu muß fie ſtets gerüftet und entfchloflen fein. 
Dazu bedarf fie einer ausgedehnten und wohlgeübten Volks⸗ 
wehr, und in diefer Beziehung iſt e8 ihrer Lage ganz ange 
meflen, wenn fie auch den diplomatifchen Anfprüchen des Aus: 
landes ftetS mit Falter Befonnenheit, mißtrauifcher Umficht und 
entfchiedenem Unabhängigfeitögefühl begegnet. 

7) Die Schweiz ift von Gott zu einem europäiſchen 
Hriedenslande beſtimmt, deſſen Gränzen auch die großen 
Voͤlkerbewegungen und Kriege nicht durchbrechen dürfen; fie tft 
ein großes Aſyl, worin auch die verfolgten und müden Kaͤm⸗ 
‚pfer einen Rubeplag finden follen. 

Solches Afyl zu gewähren ift eine edle und ehrenvolle 
Sitte der Schweiz. Ihre großherzige und freie Gewährung 
aber, gleidyviel welcher politifchen oder religiöfen Richtung der 
Berfolgte zugehöre, ſetzt als nothwendige Bedingung vorauß, 
daß der Aufgenommene wirklich Ruhe fuche und fi) des Afyls 
durch fein Benehmen würdig erweife. Die ausgedehnte Ge- 
ftattung des Afyls und die entfchievenfte Strenge, wenn das⸗ 
felbe mißbraucht wird, ergänzen ſich gegenfeitig und find beide 
zugleidy nöthig, fol der politiihe Charakter der Schweiz rein 
erhalten bleiben. Sie darf nimmermehr zugeben, daß ihr ge: 
fichertes und befriedetes Gebiet als Verſteck benupt werde, um 
von da aus ungeftraft die umliegenden Staaten zu verlegen und 
zu befehden. 

8) Die Neutralität der Schweiz ift ihre regelmäßige Eigen- 
fhhaft, ihr normales Recht. Ausnahmöverhältniffe erbei- 
fhen auch hier eine Ausnahmspolitif. Wird Die Schweiz aus 
ihrem Yrieden durch einen Angriff von Außen her aufgeichredt, 
wird ihre Neutralität nicht refpektirt und find die Umftände von 
ber Art, daß eine einfache Abwehr der Verlegung ihre eigenen 
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Kräfte überfteigt oder zur Sühne des Friedensbruchs ungenüs 
gend erfcheint, fo verfteht e8 fi, daß fie darin hinreichende 
Beranlafiung findet, auch ihrerfeitö vorübergehend den Boden 
der Neutralität zu verlaflen und fi), wenn es ihr zweckmäßig 
ſcheint, nicht bloß für ſich allein, fondern in enger Berbin- 
dung mit den Gegnern ihres Feindes an dem Kampfe zu bes 
theiligen. 

9) Auch der Rang der Schweiz in der großen Staaten; 
familie entfpricht ihrer eigenthümlichen Bedeutung: in Europa 
und ift größer, als der Heine Ilmfang ihres Gebiete und die 
Heine Zahl ihrer Bevölferung erwarten laften. Die Anerfennung 
diefer Wichtigkeit iR ſchon Dadurch fichtbar geworden, daß feit 
fehr langer Zeit einzelne Mächte fidy regelmäßig in ber Schweiz 
durch Botſchafter vertreten laflen !). 


Vierunddreifigites Kapitel. 
Innere Geftaltung der Schweiz. - 


Foöderaler Charakter. — Allianz und Stantenbund. — Staatenbund und 
Bundesftaat. — Ausfichten. 


överaleer Die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft ift aus Bänden ein- 
zeiner Republifen (Städte und Länder) entftanden und groß 
geworden. In der Bereinigung fuchten und fanden biefelben 
höhere Sicherheit für ihr eigenthümliches Dafein, für ihre 
Selbftändigkeit und ihre Freiheit. Da Fein Staat das Urprinzip 
feiner Entftehung aufgeben fann, ohne unterzugehen, fo muß 
die Schweiz, wenn fie fi) erhalten will, dem föderalen 
Prinzipe, das fie ins Leben gerufen hat, treu bleiben. Gibt 


1) Wenn der Schweiz „Föniglihe Ehren“ im biplomatifchen Ber: 
fehre zugeflanden werben, fo ift dieſer Ausdruck zwar für vie Republit 
ımpaflend, ift aber immerhin ein Beichen, daß die Schweiz unabhängigen 
Königreichen nicht nachflehe und kleinern Fürſtenthümern vorgehe. Bal. 
Henke: Deffentl. Recht der Cidgenoſſ. ©. 76. 
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fie dasfelbe auf gegen das der Einheit, fo legt fie Hand a 
ihr Lebensprinzip. 

Die äußere Natur der Schweiz zeichnet fich aus durch 
hoͤchſte Mannigfaltigfeit der Formen, Verhältniffe und Gegen- 
füge. Auf Diefem Reichthum an Geftaltungen beruht die in 
ihrer Art einzige natürliche Bedeutung der Schweiz in Europa 
und großen Theild auch ihre Schönheit. Auch fie weist auf 
eine entfprechende politiiche Mannigfaltigkeit ver Bildungen und 
Zuftände bin und eben darum wieder auf den Föderalismus. 

Die ganze Geſchichte der Schweiz bewegt fidy zunächft 
in den einzelnen Republifen, aus denen fie beſteht. Das po⸗ 
litifche Xeben des Volkes ift von jefrer vorherrfchend Fanto-> 
nales Leben geweſen. Nur in gemeinfamen großen Kriſen 
und Gefahren handelt die Schweiz als Ganzes. Selbft in den 
großen Kriegen der Eidgenoſſenſchaft während des vierzehnten 
und fünfzehnten Jahrhunderts war es nicht ein gemeinfamer 
Organismus, welcher Ihre Kräfte von Einem Centrum aus 
durdydrang und leitete, fondern die innige Verbrüberung, bie 
Gemeinfchaft der eidgenöffifihen Gefinnung, gab ihren Unter: 
nehmungen Einheit und Kraft. Kaum waren die Krifen über- 
ftanden, fo pflegte jeder Ort wieder für fich zu leben, nad) ei- 
genem Ermeſſen und in eigener voller Freiheit. 

Die gemeinfamen Fefte und freien Berbindungen der Schwel- 
zer tragen denſelben Charakter. In gehobener Feſtſtimmung 
erfreut fich der Schweizer der gemeinfamen Verbrüberung. So⸗ 
wie er aber zu feinem täglichen Wirkungsfreife übergeht, fo 
herrſcht von neuem das Fantonale Bemwußtfein vor, und felbft 
der wechfelnde Ort der eidgenoͤſſiſchen Feſte gibt diefem neben 
dem gemeinfamen eldgenöffifchen ein eigenthümliches Fantonales 
Gepräge. 

Der republifantfche Charakter ver Einzelftaaten, aus 
denen die Schweiz zufammengefebt ift, widerftrebt ebenfo einer 
durdhgreifenden Einheitöverfaffung. Die höchfte Einheit und 
Zentralität ift die Monarchie. Diefe beherrfcht von dem 
Zentrum aus das Ganze, die Demokratie aber breitet die 
Selbftregierung aus über den ganzen Körper. In ihrer eige- 
nen felbftännigen Willensbeftimmung erkennen bie verfchiedenen 


Allianz unb 
Staatenbund. 
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fantonalen Republifen ihre Freiheit und lehnen daher jede Be- 
herrſchung von einer außer ihnen gelegenen Refidenz aus ab. 

Selbft die politifhe Stärke der Schweiz den Mäd- 
ten gegenüber würde durch eine Einheitöregierung nicht erhöht, 
fondern geſchwächt. Diefe wäre den Einwirkungen der Mächte 
weit mehr ausgefebt, ald die Verbündung von zweiundzwanzig 
felbftändigen Republifen e8 ift. Napoleon hat der Konfulta zu 
Paris in diefer Beziehung die Wahrheit gefagt. Die politifche 
Stärfe der Schweiz Inmitten großer Staaten beruht wefentlich 
auf der füderalen Ratur der Schweiz. Zweiundzwanzig Fleine 
Republifen find viel fAhmwerer von Außen zu leiten ober zu miß⸗ 
brauchen, als eine einzige immerhin noch Fleine Republif von 
etwas mehr ald 2 Millionen Menfchen. 

Die Entftehung der Schweiz, die Außere Beichaffenheit 
ihres Landes, ihre Geichichte, ihr republifanifcher Charafter, 
ihre Sicherheit nach Außen, Alles weist darauf bin, daß der 
Föderalismus, d. h. die Verbündung felbftän- 
diger Republiken, der Grundcharakter der Schweiz iſt, 
und daß die Form des Einheitsſtaates für fie nicht 
taugt. 

Aber von weldyer Art ift die ftaatliche Form dieſer Ver⸗ 
bündung? Auch der Staatenbund, und felbft die loſeſte 
Form des Staatenbundes, iſt immer nod von einer bloßen 
Allianz fremder Staaten wefentlid verſchieden. In 
der Regel haben die Allianzen nur einen vorübergehben- 
den Zwed und find Daher audy in der Zeitdauer befchränft, 
während der Staatenbund eine dauernde Beitimmung hat 
und infofern in der Zeit unbefchränft, ewig tft. Und wenn 
ed auch ausnahmsweiſe dauernde, fogenannte ewige Allianzen 
gibt — die Schweizergefchichte Fennt auch derlei ewige Bünd- 
niffe mit auswärtigen Mächten — fo unterfcheiden ſich dieſel⸗ 
ben immer noch einerfeit3 dadurch von dem Staatenbunde, Daß 
bie Verbindung wohl in Diefem, nicht aber in jenen einen 
neuen zufammengefegten Staatsförper erzeugt. 
Die Allianz begründet weder im Verhältniß zu dem Auslande 
ein zufammengehöriged Staatöganzed, noch äußert ſich In ihr 


die innere Gemeinſchaft in bleibenden Bundesorganen und 
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SInftitutionen. Der Staatenbund erſcheint dagegen nach Außen 
nicht bloß als eine Mehrheit von Staaten, fondern als ein 
zufammenhängender Staatöförper und erzeugt in feinem Innern 
gemeinfame Organe. 
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Berathungen bis zu einer Art von Oberherrſchaft. Ebenfo war 
die ſchweizeriſche Eidgenoflenfchaft feit ihrer Entftehung bis zum 
Fahr 1848 (mit Ausnahme der helvetifchen Einheitsperiope) als 
Staatenbund organifirt, aber die Befugnifle der Bundesgewalt 
waren vor 1798 weit geringer ald zur Zeit der Mebiations- 
verfaffung. 

Der wahre Unterfchled zwiſchen Staatenbund und Bundesftaat 
ift in dem verfchiedenen Organismus beider zu erfennen. 
Auch in dem Staatenbunde find die Einzelftaaten zu einem 
Staatdganzen verbunden, aber diefed ift nicht in ſich 
felber wieder als ein befonderer, von den Einzelftaaten 
verfchtedener Zentralftaat organtfirt, fondern die 
Bundedgewalt ift entweder einem Einzelftaate übertras 
gen oder auß den ſtaatlichen Spigen der Einzel 
ftaaten zufammengefebt. In dem Bundesftaate 
Dagegen gibt ed nicht bloß organtfirte Einzelftaaten, ſondern 
auch einen volltändig organifirten Zentralftaat. So 
war der achaͤiſche Bund zur Zeit von Philopoemen nicht mehr 
ein Staatenbund, fondern ein Bundesſtaat; fo find die nord⸗ 
amerikaniſchen Freiftaaten und if ebenfo die Schweiz feit 1848 
als Bundesſtaat organifirt. 

Der ganze Unterſchied hat eine geringe Bedeutung für bie 
Beziehungen nad Außen. Auch der Staatenbund fann fidy 
nah Außen als unzertrennlidhe Einheit darftellen, auch im 
Staatenbunde den Einzelftaaten das Recht, fi) über Krieg 
und Frieden einfeitig zu entfchließen, entzogen und das Redht, 
mit auswärtigen Mächten Staatöverträge einzugehen, ſehr bes 
fchränft fein. Aber immerhin ift es natürlich, daß in den Buns 
desſtaaten die Beziehungen des Gefammtftaated und feiner Theile 
der Einzelftaaten zum Auslande eher in bie Hand der Zentral: 
gewalt gelegt zu werben pflegen, ald in den Staatenbünden, 
indem die Verfaffung jener der Ausbildung und Macht der 
Zentralgewalt überhaupt günftiger tft, als Die des Staaten- 
bundes. 

Rah Innen aber tritt der Begenfah der beiden Arten 
des zufammengefegten Staatötörpers Far hervor. Gemeinfam 
beiden Staatsformen ift die Eriftenz der verbundenen Ein- 
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zelftaaten. Diefe find in beiden nicht bloße Theile (Pro⸗ 
vinzen) des Geſammiſtaates, fondern felber wieder Staatsganze, 
mit befonderer Geſetzgebung und Regierung audgerüftet. Ber- 
fhieden aber ift der Organismus der Bundes- und Zen: 
tralgewalt. 
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Prinzip beugen. In allen auf Bündniffen beruhenden Staaten 
reiben ſich der Geift der Gefammtheit und der Gelft der Einzel: 
ſtaaten und bie Verfaffungen find gewöhnlicdy Vergleiche und 
Friedensfchlüffe der beiden Richtungen nach vorherigem langem 
Streite. Die Form ded Bundesſtaates ift dem Nationalgeifte 
günftiger, weil fie ihm einen befondern Organismus darbietet, 
ven er belebend durdhfirömt, die des Staatenbundes fidyert der 
Partifulars(Rantonals)entwidlung das Uebergewicht zu, indem 
er auch die nationalen Isnterefien und das nationale Bewußt⸗ 
fein in föderale Formen leitet und fo nörhigt, vorerft immer 
durch die partifularen Staatdorgane hindurchzugehen, bis er 
hinwieder die Reihe befonderer Kanäle zufammenfaßt und in 
einem gemeinfamen Ausfluffe vereinigt. 

Die niedrigfte Form des Staatenbundes ift die, in weldyer 
auch die Bundedorgane einen bloß kantonalen (einze- 
ftaatlihen) Charakter haben, die hoͤchſte Ausbildung Die, in 
welcher jene Organe ein föderales ©epräge haben. Fö⸗ 
deral ift es infofern, als diefelben weder ausfchließlich Fans 
tonal, noch etwa im Gegenfage dazu rein national, d.h. 
ohne Rüdfiht auf die Einzelftaaten, organifirt find, fondern 
auf der Verbindung der Einzelftaaten zum Bunbesförper 
beruhen. Die ſchweizeriſche Tagſatzung trug dieſes föderale 
Gepräge, den frühern vorörtlichen Staatsräthen dagegen ges 
brady e8 eben an diefem. föderalen Charakter. An eine Kan- 
tonalregierung gefnüpft und ohne organifchen Zufammenhang 
mit dem ganzen Bunbesförper waren fie ben politifhen Schwan 
fungen der Einzelftaaten völlig audgefegt und unterworfen und 
follten ihrer Beftimmung nad füderale Funktionen verfehen. 
Die Zufammenfegung des Ständerathes ift wieder eine fö⸗ 
derale. 

Der Bundesftaat eröffnet audy dem nationdlen Brin- 
zip einen gewiflen Spielraum neben dem föberalen. Weil aus 
einer Bundesgenoflenfchaft entftanden, kann er den Foͤderalis⸗ 
mus nicht entbehren, weil bis zur Bildung eines Zentralftaates 
in zentraler Sphäre — zumeilen felbft mit Aäußerem Zentral 
gebiete außgeftattet — fortfchreitend, gewährt er audy dem na- 
tionalen Sinne nationale Organe. 
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Der föderale Staatenbund if zwar an und für 
fih, weil in ihm als einem Ganzen die Staatsidee nicht zu 
freier Entfaltung gelangt, eine untergeordnete Staat$- 
form, aber fie ift die innerlich Tonfequentefte und 
ausgebildetefte Erfheinung ber Bundesidee, 
venn der Föderalismus iſt nichts anderes als die Bun- 
desform für den Bundesgeift. Der Bundesflaat da- 
gegen feßt eine Höhere Staatsentwidlung voraus, 
aber er ift Feine reine Köderativform mehr, ar ift 
eine Miſch⸗ und Uebergangsform aus dem Bunde in 
den nationalen Staat, wenn nidyt nothwendig in den reinen 
Einheitsftaat, doch in das Reich, deſſen fkaatlidher Or- 
ganismus überall nicht von den Einzelftaaten, fondern von der 
Gefammtheit ausgeht und nicht auf einer Berbindung jener 
beruht, fondern die Einheit des Ganzen zu feiner Grundlage 
hat und nur vom Zentrum aus den einzelnen Theilen eine 
befondere Geftaltung zugefteht, eine Staatsform, wie das alte 
deutſche Reich und wie das neue Kaiſerthum Deftreich fie aus⸗ 
gebildet hat. 

Der Staatenbund iſt eher der partitularen Freiheit fürder- Aueſioten. 
lich, der Aeußerung gemeinfamer Staatsmacht weniger günftig. 
Für verſchiedene, zumal republifanifche Voͤlkerſchaften paßt er, 
für eine innerlich zufammengewachfene Nation ift er wenig ge 
eignet. Zur Bertheidigung der Selbftändigfeit und Eigenthuͤm⸗ 
lichfeit in Frieden und Krieg Ift er tauglich, zur Theilnahme 
an den Kämpfen der Außern Politik tft er nicht gerüftet. Der 
Gedichte und Natur der Schweiz fehlen diefe Form vorzüg- 
ich zugufagen. Sie ift audy mit der Schweiz zur Erſcheinung 
gekommen und hat deren Schieffal durch die Jahrhunderte hinab 
begleitet und getheilt. Die Schweiz hat ed aber verfäumt, dies 
felbe den Anforderungen des gegenwärtigen Jahrhunderts ges 
mäß in föderalem.Gelfte voll auszubilden: und um 
diefer Verſaͤumniß willen ift fie nun dahin getrieben worden, 
das ganze Syftem zu verlaflen und die Uebergangsform des 
Bundesftaates nad) dem Borbilde der norbamerifanifchen Kreis 
ftaaten nadyguahmen. Der Rationalrath, der Bundesrath und 
das Bundesgericht find vorberrfchend national, nur der Stände 
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rath ift überwiegend föderal organifirt. Die Kompetenzen da⸗ 
gegen der Kantone find fo ausgedehnt und die des Bundes 
fo befchränft, daß hierin wieder das Fantonale Element als 
das wefentlichere und mächtigere anerfannt ift. So ftellt auch 
die neue Verfafſung den Widerftreit der verfchienenen Elemente, 
Grundfäge und Richtungen zwar momentan gefchlichtet dar, 
aber gibt zugleih auch ein fo auffallendes Schwanfen fund 
zwifhen Kantonalität, Föderalismus und Nas 
tionalität, 'vaß bei ihrer Betrachtung nicht leicht ein Ges 
fühl dauerhafter Geftaltung auffommen fann. Sie ift ein Ver- 
fu, aus der befchränften Fantonalen Form der frühern Bun- 
deöverfaflung zu einer höheren Geftaltung emporzufteigen, im 
welcher zwar die Selbftändigfeit der Kantone gewahrt bleibe, 
aber zugleich die Interefien und die Gefinnung der Gemein 
fhaft einen vollern Geſammtausdruck finde: aber ftatt dieſe 
durchaus würdige Aufgabe nady rein föderalen Grundfägen zu 
löfen und fo die ver Schweiz eigenthümliche Staats- 
form (ded Staatenbundes) zu harmoniſcher Vollen— 
dung und zu größerer Stärfe durchzuführen, hat fie nun eine 
ihr bisher fremde, wenn auch verwandte Form (ded Bundes 
ftaate8) fi) anzueignen verfudht und ift fo in ihren Verfaſſungs⸗ 
zuftänden in Uebergangsformen hinein gerathen, deren innere 
ungelöste Gegenfäge weitere beveutende Umbildungen in nicht 
fehr ferner Zufunft vorherſehen laflen. Nicht daß ſolche eins 
treten werben, aber weldhe Richtung fie nehmen, welchen Aus⸗ 
gang fie haben werben, das ift von den Schleiern einer unge 
wiflen Zufunft dem Auge des Politikers verhüllt. Gebe Gott, 
daß diefe fommende Entwidlung der Schweiz zum Segen werbe. 
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